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Zum Andenken an den Wirktititött' Geheimen Oberregierungsr at 

Dr. jur. h. c. Karl Krohne 

gestorben am 19 . Februar 1913 . 


liat uoa der Tod den langjährigen Leiter unseres Oef&nghiA 
weseas im preußischen Ministerium' des Innern, Dr„ für. h. t> 
K atl Kr o h n e entrissen, Der Verein der Deutschen Strai- 
-anstaltsbgamten. verliert sein Ehrenmitglied, einen seiner 
QräjideK sügleieh eiris; seaiier eifrigsten Mitglieder, das stets 
mit warmer Begeisterung M. unseren Arbeiten tellnahra. ' Das 
Hinscheiden des außerordentlichen Mannes bedeutet nicht nur 
Kh das- preußische Qefäpgnisweseh, sondern iür die gesamte 
Gefängnis-' and -^rtÄai^lsäenscfiait'öhen ■unersetzhclieb|^|| 
sehrier ; iÖfeamten ;: aber,, denen es vergönnt war, dem 
alle^öt zugätigigen, freundlicben Manne näher zu treten, 
^Hifefen ir* v^öli^lhr^ä Lehrer und Leiter undeirieri Väter- 
neben FreundoKoch im Sommef des vergajigenen jahres baue 


«4- — ■ .ucb?^yf 4/iv 

■ l ^ en gelernt hattet erspart, zu schnell hir die vielen, che ihn 
n< :® gerne manches. Jahr im Amte gesehen, oder ihm einen 
schonen Lebensabend' nach langer Arbeit gewünscht • hätten. 

Ä • - ,'} :' - , r^iTLtW 1 !/ÄA A-V-. ' - 
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So wollen wir es als eine schöne Fügung preisen, daß der 
arbeitsfrohe und rastlose Mann vor den Entsagungen langen 
Siechtums bewahrt geblieben ist. 

Die gewaltige Lebensarbeit Krohnes zu würdigen, was er 
auf allen Gebieten des Strafvollzuges geleistet und geschaffen 
hat, kann nicht der Zweck dieser kurzen Gedenkworte sein, für 
uns, die wir im praktischen Strafvollzüge stehen, erscheinen 
solche Ausführungen fast überflüssig. Wir kennen diese bald 
bewunderte und anerkannte, bald scharf kritisierte Arbeit des 
genialen Mannes, der zu den Größten seines Berufes zu zählen 
ist und — glücklicher und erfolgreicher als seine berühmten 
Vorgänger, als die Howard und Wiehern — dem Strafvollzüge 
neue Wege gewiesen und höheren Sinn und Inhalt gegeben hat. 
Es wird die schöne Dankespflicht der vielen sein, die er für 
einen ernsten, oft traurig und undankbar erscheinenden Lebens¬ 
beruf zu begeistern verstanden hatte, die großen Ideale Krohnes, 
seine Lehren und Ideen im Kampfe der schwankenden Tages¬ 
meinungen festzuhalten. Ihm erschien keine Aufgabe schöner 
und größer, als den Verwahrlosten und Verlassenen zu helfen. 
Mit dem gleichen freudigen und frohen Eifer, mit dem einst der 
junge Gefängnisseelsorger sich der Arbeit an den ihm anver¬ 
trauten Gefangenen gewidmet hatte, trat ca. 25 Jahre später 
der Dezernent im Ministerium für seine Ideale ein, nicht immer 
verstanden, oft unter harter Opposition, aber stets als ein wahr¬ 
hafter und ernster Mann erkannt, der auf seinem Gebiete das 
Beste seines Volkes erstrebte. So erwuchs ihm aus der Aufgabe 
des Rettens und Helfens an den verlorenen Kindern seines 
Volkes eine einzigartige große Lebensarbeit. Für diese war 
der Gang seiner Vorbildung von ganz besonderm Werte. Ge¬ 
schult in der tiefen Ethik religiösen Empfindens und ausgerüstet 
mit einer seltenen pädagogischen Gabe, hat er in rastlosem 
Studium alle Gebiete der Gefängniskunde umfassen gelernt, 
um von universalem Standpunkt das Verbrechensproblem zu 
lösen. 

Ideale und Irrtümer nannte er den schönen Vortrag, den 
er als 75jähriger der Rheinisch-westfälischen Gefängnisgesell¬ 
schaft schenkte, in gewissem Sinne sein geistiges Testament. 
Ideale sind es, zu retten, was zu retten ist, keinen aufgeben, 
an keinem zweifeln; Irrtümer sind es, an die Wirkung von 
Abschreckung und Vergeltung zu glauben und von Brutalität 
und Roheit eine Hebung des Verkommenen zu erhoffen. 

Für diese erhabene Auffassung des Straf Problems hat 
Krohne ein langes Leben — wohl dürfen wir sagen — mit 
Erfolg gekämpft und manches scharfe Wort hat er, wenn 
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Widerspruch gegen seine Lehren laut wurde, iit die Debatten 
geworfen oder üiedefgesehrieben. Nicht selten ist er über' seine 
Gegner — theoretisierende Gtlehrteoder unklare Praktiker — mit 
sarkastischem Wort hergezogen und bat sie auf gefordert, erst 
den Verbrecher, seinen Lebrnlgging und seine i.ebensveihäitnisse 
zu studieren, statt am Siiuitertiseli ihn zu formseh, 

Aber auch den eigenartigen Mikrokosmos des .Strafhauses 
bunte er wiekeln Zweiten und Wußte die Arbeitiedes Beamten 
zu würdigen, Mil der gleichen : Sachkenntnis konnte er über 
Verwaltünpr und Kassenfragen sprechen, wie über solche des 
Irztlichen pienStes oder der Seelsorge. So ist es nicht wunder¬ 
bar, daß Krahne sich bei seinen Beamten, die er vom jüngsten 
Sekretär bis: zum ältesten Direktor iit 40jähriger -Tätigkeit 
persönlich, kennen gelernt hatte, einer Liebe und Hdchsclmtzung 
erfreute, wie sie in einer staatlichen Verwaltung fast einzigartig 
dastejit. Wußten doch seine Beamten, auch wenn Einmal dieser 
wer jener Wunsch unerfüllt bleiben mußte, daß er es War, der 
ihrem Beruf den großen Zug gegeben hatte, der ihn erst zu 
einer ernrtenund würdigen Lebensaufgäfitägeinacht hat. 


eines jugemlgefängnisses, in dem die wertvollen Ideen des 
amerikanischen ^ügendstraB/oßziiges auf deutschem Boden er-/ 
probt Averden/die Einrichtung von Auf seil ersch ulen Und man- 
clierlei Maßregeln zugunsten der geistig Minderwertigen, Er . 
war ein großer Lehrer, aber auch ein stets Lernender ; und 
wenn gs ein Zeichen wahrhaft großer DersöulfcWreuen ist. daß 
sie tn ihrem Denken und Streben immer neue Ziele findeh und 
aut einer^ Art Intuition fteüeli|l^ : ttnd :ö^dhiteh eöas^eir 
venveiter, f so muß Kxohne /h diesen Großen gezählt werden. 
vieJieicIit ist es das große öeheirafiis: seines Erfolge^ daß er 
würdigen und verstehen konnte, frei von bureattkratischer 
tfignerzigkeit, die stets rnif dem Geschaffenen und Erreichten 
zwmeden ist. Sein Denken wurde beherrscht von einem wann- 
jrdgen Optimismus, der art das Oute in dem Menschen glaubt, 
Z 1 . a ®er nichts gemein hat mit weich liehe? Seni irnentalit öt. 

• emer Arbeit aber kam eine seltene Menschenkenntnis und eine 
«lueTordeiitÜch glückliche Gabe, Menschen zu behandeln und 
^. verstehen/ zustatten. Das von Ihm so wann vertretene 
Menschen individuell zu behandeln, für jeden den 
wmgen Jon und das treffende Wort zu find'en v konnte keiner 
er selbst. Ein unermüdlicher Arbeiter, de. 

3Cli .anger Wissenschaftlicher Sitzung noch eine benachbarte 
nstait i r , stmidCTrhmgem Besuche revidierte, war -ihm die 
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wertvollste Eigenschaft des Genies eigen: der Fleiß. Er kannte 
keine Ruhe, keinen Stillstand, keine Erholung. 

Es war das schöne Los Karl Krohnes, sein Leben seinen 
hohen Menschheitsidealen weihen und andere für die gleichen 
begeistern zu können. — Das Andenken an diesen wahrhaft 
humanen, großgesinnten Mann sollte nicht erlöschen. Ihm 
gilt das Dichterwort: „Es kann die Spur von seinen Erdentagen 
nicht in Aeonen untergehen.“ 

Paul Pollitz. 


O 
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Alexander Georg Theod. Karl Freiherr v. d. Goltz 

Wirklicher Geheimerat, 

Ehrenmitglied unseres Vereins, 


starb am 24. November 1912. Mit seinem Tod ging ein Mann 
dahin, dessen Tätigkeit in weiten Kreisen seines Vaterlandes 
schmerzlich vermißt und dessen Andenken in den engeren 
Kreisen seiner Bekannten nie vergessen werden wird. Freiherr 
von der Goltz hatte das Glück, seine hervorragende Begabung, 
seine stets wohlwollenden Gesinnungen und seine energische 
au ^ den verschiedensten Gebieten des Staatswesens 
betätigen zu können. Nach absolvierter Studienzeit auf den 
Universitäten Erlangen, Bonn und Berlin wurde er Landrat; 
nach zweijähriger Mitarbeit im preußischen Abgeordnetenhaus 
trat er im Jahre 1872 in den elsaß-lothringischen Landesdienst, 
woselbst er nach Verseilung der Kreisdirektorsstelle in Saar- 
gemund im Jahre 1880 in das Ministerium berufen wurde. 


Daselbst wurde ihm die Bearbeitung des Gefängniswesens 
und der Angelegenheiten des protestantischen' Kultus anver¬ 
traut, bis er am 1. Mai 1888 zum Vorstand der Gefängnis- 

lorvT;? 1 ? ernannt wurde. Diese Zeit bis zu der im Jahre 
p „ , : erfolgten Ernennung des Freiherrn von der Goltz zum 
l r f S i en D i, 1 de . s Kaiserlichen Rates war für die Entwickelung 
fr 8 «^aß-lothringischen Gefänginswesens von der segensreich- 
j-® n d ir “H n S* Neben vielen anderen Verbesserungen fanden 
le Beseitigung der Generalentreprise, die Unterstellung des 
g amten Gefängniswesens und der Erziehungs- und Besse¬ 
rungsanstalten unter die Justizverwaltung, der Ersatz der 
M aizl ? aI - ur l d Kantoralgefängnisse durch zweckentsprechende 
iNeubauten, die Durchführung der Einzelhaft durch Zellen- 
1)n . die Trennung von Zuchthäusern und Gefängnissen 
x - , er trlaß von Gefängnisordnungen und Dienstweisungen 
lur das . Personal ihre Verwirklichung. 
j p d ganz besonderer Vorliebe widmete der Verstorbene sich 
Hnr/ 4 , r£ !r e der Jugenderziehung und wirkte auf diesem Gebiete 
_ , a dle vortre ffliche Durchführung des Zwangsei ziehungs- 
Rpc^ e « Vom J a ^ r 1^90 und die unermüdliche Tätigkeit in der 
„ r . k Un £ von Anstalten und Ermöglichung der Familien- 
vorbildlich. In enger Berührung hiermit *stan den 
e Beteiligung an den mannigfachsten sozialen und Wohl- 
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tätigkeitsbestrebungen, namentlich die Förderung der Ge¬ 
fangenenfürsorge, der Arbeiterkolonien und der Werke der 
inneren Mission. Neben all diesen Sorgen und Mühen arbeitete 
Freiherr von der Goltz seit seinem im Jahre 1882 erfolgten 
Eintritt in den Verein der deutschen Strafanstaltsbeamten 
emsig an allen den Verein beschäftigenden Fragen mit, in 
dessen Ausschuß er im Jahre 1893 berufen wurde. Als ich in 
diesem Jahre zum ersten Male in diesen Kreis eintrat, waren es 
die damals schon ehrwürdige Gestalt des Verstorbenen und 
seine klaren gütigen Augen, die mich vor allem fesselten. Der 
Einfluß, den er ausübte, war unverkennbar. Klar und bestimmt 
in dem Endziel und versöhnlich in der Form, beseelt von 
idealen Gesichtspunkten und warmer Begeisterung, aber nüch¬ 
tern in der Erfassung des Erreichbaren, beeinflußte er unfehlbar 
die Entscheidungen. Wenn die Anträge des Ausschusses und 
die Beschlüsse des Vereins zu jener Zeit in schwierigen Fragen 
weitgehende Beachtung im In- und Ausland fanden, so war 
dies nicht zum wenigsten das Verdienst des Entschlafenen. Dies 
nochmals dankend festzustellen ist unsere Pflicht. Mag auch 
dies Wirken, dank der Bescheidenheit des Toten, in seiner gan¬ 
zen großen Bedeutung nicht allen Vereinsmitgliedem bekannt 
geworden sein, seine näheren Mitarbeiter, die Ausschuß¬ 
mitglieder, wissen es, und so dachte ein jeder von uns, als die 
Schmerzenskunde kam und die Totenklage allseitig erscholl, 
„mir war er mehr.“ 

Dr. v. Engelberg , Geheimer Oberregierungsrat. 
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Zum künftigen StrafvoJIzugsgesetze. 

von Oberregimmpmi 'Ke i c h, Baute. 

Dezember f '' • 


toffi}issiö11 Äur Beratungeines Fntwurfs zum 
vßf^den U |SÜu e Sä ? m in dem Breite der Meinungen 
I E® e ^° « mipprn gefunden 
c t-^l-VhAn Y/ 11 4 ^ er , Ver.scluedenJieit'' .der bestehenden zinzeU 

^ mcW gar * 


äa auseinard^mfh 1 Wenn auch unsre Meinungen hier und 
ßwichbmtr üw 5 S wed wir eben an die oder jene heimiscbfi 

' 0<ter : Äj, abweichenden Gebräuchen 
!mgm n f SM > S““»- oigöen VatWlshaes äH zu $etar 
seift lir M«t t (V efeC, ? ,1Stunmimg rauf} gefunden werden, 
dethalb . , f‘ i ' ol ^ u S s, > e aBten als die .NbicfeHMetlinten und 

tml7 rs”Ä $•*■* 

bleiben, * • y* ^ er ou bcr abernaöfH ausgeschlossen 


steuern, oimo die Sach? mem Stiles Teil dazu bei- 
Mit öSriip^hfl e ' d f^ t ?fe? erscbö^ xt wdtieri, / v 
zukünftigen G^J-.J %£$'■*. z ] ävorc * ers * der Meinung, daß im 
für dwStrtefte — rt i ^ausgestellt werden soll was 

füeirbw?liS?i^^ schwer 

zwar ie nach ÄÄ?* was vom B u u d e s r a t. 


Und. was > :r cl t ^ «ten sein wird 

Ermessen der Tfn- pFW ^ * bf attci? abweichend, dem 

'mm bleiben Jcann n 11 * en '.««»cdehWirb über- 

*n K-i»Son5^S!!' Stim '"f aucfl icb -«te-nitbl-KABZ mit 
^.“ÄS^ “feran. Vor allen) bin ich der 
'Worunter wfr«Ä "!L*! allgemeine „H a u so cd n u n e" 
J ^traianstahslfeamten die Bestimmungen über cfie 

’ ^Vorschläge zu einan Entwurf eines 
strafen/f ' r il '! Vollzug de)*.gerichtlich erkannte«■ Frrfiirfrf. 

tiefi e*6. Band der Blätter für Geßnigniskiuide -S. 374. 
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allgemeine Verfassung und Verwaltung der Anstalten, über 
deren innem Betrieb und über die allgemeine Behandlung der 
Gefangenen und ihrer Angelegenheiten verstehen), sondern 
auch alle Spezialordnungen (als da sind Kostordnung, 
Bekleidungs- und Lagerstättenordnung, Arbeitsordnung, Diszi¬ 
plinarordnung, Verkehrsordnung, Verhaltungsvorschriften für 
Gefangene und dergl. mehr) im Bund'esrät vereinbart 
werden müssen, wenn anders überhaupt von einer Einheitlich¬ 
keit im deutschen Strafvollzüge die Rede sein soll. 

Das Gesetz hat für alle diese Ordnungen nur die 
Grundsätze und allgemeinen Richtlinien zu geben 
und darf alsdann von Einzelheiten anstandslos entlastet 
werden. 

Es fragt sich übrigens, ob die Einheitlichkeit im Straf¬ 
vollzüge nicht auch auf gewisse Teile der Dienstanwei¬ 
sung für die A u f s i c h t s beamten, namentlich was die 
Behandlung der Gefangenen anlangt, erstreckt werden möchte, 
die bejahendenfalls auch einer Vereinbarung unterliegen 
müßte. 

Da sojiach dem Bundesrate ein sehr wichtiger Anteil an 
der Herbeiführung der Einheitlichkeit im deutschen Strafvoll¬ 
züge zufallen dürfte, so bin ich mit Gennat der Meinung, daß 
für unser Arbeitsgebiet eine fachlich eingeweihte oder beratene 
Zentralstelle im Bundesrate zu bilden sein würde, schon 
um deswillen, weil doch jemand da sein muß, der über etwaige 
Anträge auf Abänderung nicht mehr zeitgemäßer Bestim¬ 
mungen oder über strittige Punkte entscheidet. 

Ob es freilich wünschenswert sei, der betreffenden Zentral¬ 
stelle zugleich auch • K o n t r o 11 befugnisse einzuräumen, 
möchte ich hier unerörtert lassen. 

Weiter scheint man bei uns leider immer noch nicht die rechte 
Formel gefunden zu haben, um namentlich die beiden Haupt¬ 
strafen, Zuchthaus und Gefängnis, in bezug auf die Ge¬ 
fangenenarbeit schärfer zu differenzieren. Sollte die 
Praxis wirklich keinen passenderen Ausdruck finden können 
als das alte, immer wiederkehrende, alles nivellierende: „An¬ 
halten“ zu den Anstaltsarbeiten,, mit den zwar gutgemeinten 
aber praktisch nicht verwendbaren Modulationen: „sind“ und 
„k ö n n e n“, um den nun einmal nicht zu entbehrenden Unter¬ 
schied zwischen dem strengen „M u ß“ im Zuchthause und 
dem milderen „Sol 1“ im Gefängnisse klarer zum Ausdruck 
zu bringen? 

Auf Grund der Entwickelung des Arbeitswesens in den 
sächsischen Landesstrafanstalten, die mit der Verschärfung 
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größeren krimiifelleri Schute' 


der Arbeitsbedingungen seit 1S83 völlig ihre eigenen Wege ge¬ 
gangen sind, habe ich verbucht* iii clen weiter unten folgenden 
Einzelvorschiägert andere iJntefschfcidungsnierkmak zu for¬ 
mulieren. Vielleicht . bieten sie die Anregung zu einer bef rie¬ 
digenderen Lösung der frage. 

Eins aber vor allem habe ich in den Kummissious- 
Vorschlägen recht sehr venacöt — das ist die rechte Wür¬ 
digung der J u g «n d I x c hcn, Die f rage des jugend¬ 
seh utz&fbewegt heute alle Welt. Sie ist über das Interessen* 
gebiet bloßer Z w e c k v e r b ä n d e längst hinausgewachsen. 
Die S f r ä i g e setz g e b un g e n anderer Länder sind heute 
bestrebt, der ktimmellm Jugend ein besonderes Recht ein zu- 
räts'jmen oder doch wenigstens ihren Sonderinteressen in weit* 
geliefjdem Maße entgegeuzukornmeU. Mödiansehniiche deutsche 
Kti hi in a ii st e n v e r e i ne haben seit Jahren der frage 
der jugendbehandlung eigne Tagungen gewidmet, Unser 
S tr <i f ve r -t b. h r eh Ist schöfe &> verschiedenen :Puitkteo. 


sich an, der Jugend eine herait$gehobeße Stellung 
~ nur auf dem Gebiete des $ t. r a t v 611 z u g s will steh bei 
uns anscheinend feine Hand, für die Jugend regen. Die 
Kommissionsvorsehläge haben leider nicht viel mein' linden 
können, als die paar alten bundesräßiehen Vorschriften, die 
tf, an sieh .unter den andern Bestimmungen auch erst mühsam 
heraussuchen muß. Neues ,bringen sie nur wenig, und das 
Wenige ist .auch mehr Außerliclter, nicht grundlegender Art 


der Komaussion' all :ehwjts-G;miz : es,; Abgerundetes• gedacht ist) 
auf die 1B--2I jährigen rechtfertigen. Zudem suchen die 
Vorschläge den Strafvollzug au jugendlichen von dem an 
Erwachsenen lediglich durch Einführung von Milderun ¬ 
gen zn_ unterscheiden. Das halte ich für einen verhängnis- 
volleri Fehler Pflegen doch jetzt schon viele jugendlichen 
°ie S tr.a Lanstalt weniger zu fürchten als die. E r z i e h u n g s- 
ansialt. 

Gerade als Anfänger im Verbrechen fordern die 
Jugendlichen unsre Aufmerksamkeit und Sorgfalt in höffercin 
Gälte heraus als die Erwachsenem Und da sie. auch geistig 
und körperlich noch, m der Entwicklung begriffen sind, so er- 
geben sieb für den Strafvollzug an ihnen ganz andre Gr~ 
V'Cnisput!](ic als für den au Erwachsenen. Das muß doch .itr 


• •- ; . 


m 
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einem Strafvollzugsgesetze deutlich zum Ausdruck gebracht 
werden. 

Meines Erachtens müssen für den „Jugendstrafvollzug“ 
zwei große Gesichtspunkte maßgebend sein: 

Einmal die besondere. Fühlbarmachung der Frei¬ 
heitsstrafe, weil diese in Zukunft, wo dem Richter noch 
eine ganze Anzahl andrer xMittel gegen die straffällige 
Jugend zur Verfügung stehen wird, das letzte und 
schärfste Mittel bilden soll, das für die zumeist auch 
sittlich verwahrlosten Jugendlichen so eindrucksvoll 
wie möglich gestaltet werden muß, wodurch zugleich auch 
eine merkliche Unterscheidung zwischen Strafanstalt 
und Erziehungsanstalt erreicht würde. 

Zum andern die vermehrte erzieherische 
Einwirkung während der Strafhaft, weil die Jugend¬ 
lichen eben noch erziehungsbedürftiger und erziehungs¬ 
fähiger sind als die Erwachsenen. 

Ich habe deshalb versucht, in einem besonderen Abschnitte 
dasjenige zusammenzustellen, was ich in dieser Richtung für 
notwendig halte, daß es gesetzlich vorgeschrieben werde. 8 ) 
Es würde mich freuen, wenn es als Grundlage zu einer ander¬ 
weiten Formulierung beachtlich gefunden würde. 

Was ich sonst zu einzelnen Punkten der Kommissions¬ 
vorschläge bemerken möchte, habe ich paragraphenweise in 
nachstehendem niedergeschrieben. Begründungen zu meinen 
Abänderungsvorschlägen gebe ich, soweit notwendig, der 
Kürze wegen in Fußnoten. — 

Zu §9 

(der Kommissionsvorschläge: Anstalten oder Abteilungen etc.) 

In Anlehnung an die Gennatsche Auffassung (S. 334 1. c.) 
bin ich für die nachstehend gesperrt gedruckte Fassung des 
1. Absatzes: 

1. An Gefangenen, die zur Zeit ihres Strafantritts das 
21. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, kann eine 
Freiheitsstrafe in besonderen für sie aus¬ 
schließlich bestimmten Anstalten oder Abteilungen 
nach den für den Strafvollzug an Jugendlichen gelten- 

*) Während der Drucklegung dieses Artikels erhielt ich erst Kennt¬ 
nis von der Errichtung des ersten Jugendgefängnisses zu Wittlich, der 
jüngsten Schöpfung unseres Altmeisters K r o h n e. Danach scheine ich 
mit meinen Vorschlägen für den Jugendstrafvollzug auf dem richtigen 
Wege zu sein. Es kommt mir vor allem darauf an, im Vollzugsgesetz- 
entwurfe zu betonen, daß der Jugendstrafvollzug ein wichtiges 
Sondergebiet ist, und daß in einem eignen Abschnitte klar zum 
Ausdruck gebracht werden muß, wie er gestaltet werden soll. 
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den A'ofsdirif^i jedoch luchtränger als drei:: 
AÄ-ttre 51 r tdurch voüstreckt werden/) 

Zu § 10 : 

(Anstalten für geistig- Minderwertig’?.) 

die tmchsteüsehd .gesperrt gedruckte Fassung und 

. , ; ■ , ; *• " 

r> für Mjitd&rwer 

4 e -j & fi ß' uöd •^ö t'peirlrdi' .Minder- 
in-c^T 15 - ' boxe kränkt Sträfvoii- 

l?^:lf b t S ^ 1) s,:nV8it Zustand cs 
f^Ws^afen- tu besonderen für sie aus- 

vad-t'e k v l ’ es immten Adstaifen oder Abteilungen *) zu 

inwieM'eii in diesen Anstalten oder 
t}rl} Uh ^ n ent&preehen de Abweichün- 
?H?r; u n d n? '? 1 g * m e j n e v <• i. 1:2 U g s V o r 2 

i n ^ a1 5 ?u creüen haben, be- 
• s t 1 m.m t .d er B u n des r a t. 

Zu §13 

, (öroltG, . Luft- und Uditvefhaltnisse -der eHaftrÜttrae) 

f # naebsÄden" Bestimmung vori ,: 

? yf v r ß,5C bste ßelegungsziffer bei Strafäiistalfs- 
^eubauten im allgemeine» als Norm xu gelten,batiind 
verhaltiiis ;zwischen ZeHcnhaft- und Gemein- 
ouüaltehait-Anlagen bei An stat te« mit gemischter Hah- 
... _ , , - zugrunde zu legen ist, bestirnrnt der Bundesrat:') 

2 l^^nann f e „1nva I j denahfei Iungeiv - 
-chia^iB i1ei V ^ Är «fri (»ach der Fassung d£r Vor- 

Jahres- hieb ~t err^dTf 115 ’ de ! eu t & gm s strafe die Dauer eines 
Stellung Unter den d f r Jf‘°^ Ua * der • Absonderung' und Unter- 


Strafen mm längere als dreijährige 

können Die vm- 'f^te 5 tens hegöijoen werden 

w %de nicht ins- oAS V Fb Wl ? chuu F Zuchthausstrafe 


würde rX. , m urra ^e Verwischung der ^udtfhau 

auf ma tVr • t* P fc \l cht - ,. a 1< : u ’ üer Jagcndsfrafvolteug in 

Abschnitt VH v^schSf^lif“ s<} SQ - iam würde, wie 

) Hs ernnfirdilt - rr* _ t . .i < _ i ... 


ich im 


Jriäßig:«i^ Äu|p ; f e ' !r ter : Wluttg- m vereinigen und sie gleich- 
'i I‘ lvÄ I! f Hausordnung zu unterwerfe». 
iecletö4f'faesfiii»«r !-1 ♦-araui daß seitens der $tfaivofljugsprakHker. 
vom Ueher Jj worden ist; daß überMüße SfrafanSfaltskolosse 
hiftaüswaA^ ar "I dfe bfrsfä d«taten. nicht Aber eine gewisse Größe 
shstatishehavirfi- A e!t> .wenn von einer ;wirklich, raßortelten Straf- 
dtung der Gefangenen durch Jen \f)sbUsleite.v die Redhr 
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Zu § 15 

(Behörden) 

möchte ich auch eine allgemeine Bestimmung über die Vollzugs¬ 
beamten eingefügt sehen. Ich schlage deshalb vor 

als Ueberschrift: „Aufsicht, Leitung und Vollzugsbeamte“., 
als Randschrift: „Behörden und Beamte“, 
und sodann die folgende Fassung des Textes: 

„Unter welcher einheitlichen Oberaufsicht 
und oberen Verwaltung 8 ) die dem Vollzüge der 
gerichtlichen Freiheitsstrafen dienenden Anstalten stehen, 
bestimmt der Bundesrat.*) Er trägt auch Sorge für eine 
möglichst gleichmäßige fachliche Ausbildung der Voll¬ 
zugsbeamten. 10 ) 

Die Bestimmung über die Leitung und unmittel¬ 
bare Beaufsichtigung der Anstalten trifft die 
Oberaufsichtsbehörde.“ 

Zu § 16 
(Hausordnung) 
schlage ich vor zu sagen: 

1. Für alle zum Vollzüge von gericht¬ 
lichen Freiheitsstrafen dienenden An¬ 
stalten wird von den zuständigen Oberauf¬ 
sichtsbehörden eine Hausordnung erlassen, die nach 

sein solle, wäre hier die Gelegenheit gegeben, die Vereinbarung ge¬ 
wisser Grundsätze herbeizuführen. Desgleichen halte ich in Rücksicht 
auf die Bestimmungen über die Anwendung der Zellenhaft eine Nor¬ 
mierung der als unbedingt nötig vorzusehenden Anzahl von Zellenhaft¬ 
räumen für empfehlenswert. Eine solche Gesetzesvorschrift übte doch 
wenigstens einen sanften Druck aus, daß diese wichtige Frage nicht 
aus den Augen verloren wird und man allmählich bestimmte Richtlinien 
in der Frage der Haftformen erhielte. 

8 ) Die Oberaufsicht und die obere Verwaltung müssen 
auch in einer Hand liegen. 

“) Die Uebertragung der Sache auf den Bundesrat würde ermög¬ 
lichen, daß die nötige Frist für die Ueberleitung in einheitliche 
Verhältnisse ohne Pression gewährleistet wird. 

10 ) Gut wäre es, wenn gewisse gleichmäßige Grundsätze für alle 
Vollzugsbeamten vom Vorstande bis zum Aufsichtsbeamten ge¬ 
geben werden könnten, wie es ähnlich auch in andern Dienst¬ 
zweigen der Fall ist. Mindestens wäre aber zu wünschen, daß 
allgemein festgelegt würde, welche Anforderungen an die Persönlichkeit 
der Inspektions- und Aufsichtsbeamten zu stellen sind und wie ihre 
dienstliche Ausbildung gleichmäßig zu regeln sein würde, wobei ich 
beispielsweise an die Abordnung aktiver Personen des Militärstandes 
an Strafanstalten vor ihrer Aufnahme in die Anwärterliste oder vor 
ihrer Einstellung in den Dienst denke. (Zu vergl. hierzu meine Aus¬ 
führungen im 31. Band S. 477 und 43. Band S. 405 der Blätter für Ge¬ 
fängniskunde.) 
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Weiter schlage ich für § 24 folgende erweiterte Fas¬ 
sung vor: 

„Sollen Personen aufgenommen werden, die an¬ 
scheinend krank sind, oder bei denen von der Aufnahme 
in den Strafvollzug oder von dessen Fortsetzung 
eine erhebliche Schädigung ihrer geistigen oder körper¬ 
lichen Verfassung, oder eine wesentliche Verzögerung 
ihrer Gesundung (auch ohne Bestehen einer nahen Lebens¬ 
gefahr) zu erwarten steht, so hat der Anstaltsarzt vor der 
Einlieferung über die Aufnahmefähigkeit zu 
entscheiden. Verneint er sie, so ist die Entscheidung der 
Vollstreckungsbehörde unverzüglich einzuholen. 

Mit ansteckenden Krankheiten Behaftete sind zurück¬ 
zuweisen, wenn von ihrer Unterbringung in der Straf¬ 
anstalt eine Gefahr für die übrigen Gefangenen zu be¬ 
fürchten steht. 

Bei jeder zur Strafvollstreckung eingelieferten Person 
hat der Anstaltsarzt baldmöglichst deren Strafvoll¬ 
zugsfähigkeit und den Grad der Arbeits¬ 
fähigkeit festzustellen, .auch die nötigen Winke für eine 
etwaige besondere Behandlung zu geben. 

Ist Strafvollzugsunfähigkeit nachgewie¬ 
sen, so verfügt die Oberaufsichtsbehörde Strafaussetzung 
bis zum Wiedereintritte der Strafvollzugsfähigkeit. 

Als Strafvollzugs u n f ä h i g ist derjenige zu be¬ 
trachten, dessen Unterstellung unter die gesetzlichen und 
hausordnungsmäßigen Bestimmungen wegen seines geisti¬ 
gen oder körperlichen Zustandes in jeder Richtung völlig 
ausgeschlossen ist. (Zu vergl. auch § 55.) “) 

“) Bestimmungen, wie die obigen halte ich für wichtig, namentlich 
auch nach der Richtung, daß der Strafvollzug von Elementen 
verschont werde, auf die keine der Vorschriften Anwendung erleiden 
kann, die für den Vollzug einer Freiheitsstrafe festgesetzt sind. 

Aus meiner Praxis ist mir beispielsweise erinnerlich, daß ein Mor¬ 
phinist wegen seines Zustandes von der Anstalt als strafvollzugsunfähig 
bezeichnet und nicht angenommen wurde. Nach Behandlung in einer 
Heilanstalt konnte er seine Strafe nach einem Vierteljahr ordnungs¬ 
mäßig verbüßen. Ein entgegengesetzter Fall betraf einen syphilitischen 
Sittlichkeitsverbrecher, der seine ganze sechsmonatige Strafzeit im 
Anstaltskrankenhause zubrachte und von dort aus als nahezu geheilt 
in die Freiheit entlassen wurde. Der Mann war also auf billigste 
Weise seine selbstverschuldete „Krankheit“ und dazu auch noch 
ohne ein Strafübel erlitten zu haben, auf angenehmste Weise 
seine selbstverschuldete „Strafe“ los geworden. Strafanstalten zugleich 
als Heil- und Pflegeanstalten zu verwenden, halte ich für einen 
Mißbrauch. 
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Wegen beschränkt strafvollzugsfähiger 
Gefangener zu vergl. § 10.“ 

Zu § 25 
(Durchsuchung) 

bin auch ich für Streichung der Bestimmung: „sofern nicht 
die persönlichen Verhältnisse eines Gefangenen eine Ausnahme 
rechtfertigen“. Dagegen schlage ich vor, dem 2. Absätze die 
Worte anzufügen: 

„Keinesfalls darf sie (die Durchsuchung) in Gegen¬ 
wart anderer Gefangener erfolgen.“ 15 ) 

Zu § 26 

(Abnahme von Gegenständen) 
empfehle ich folgenden Zusatz: 

„Sachen, die zur Aufbewahrung in der Anstalt nicht 
geeignet sind, insbesondere dem Verderben ausgesetzte 
Gegenstände, sind je nach Wahl des Eingelieferten ab¬ 
zusenden, anderweit zu verwenden, zu vernichten oder zu 
verkaufen und der Erlös dem Gefangenen gutzuschreiben. 
Waffen aller Art, verdächtige Sachen, unzüchtige Bilder, 
Gegenstände und Schriften etc. sind an die Polizeibehörde 
abzugeben. Auf verbrecherischem Wege erlangte Sachen 
sind dem Geschädigten zurückzugeben.“ 

Zu § 27 

(Grundsätze). 

Die Fassung des 1„ Satzes könnte als ein „entweder — 
oder“ aufgefaßt werden, auch die Verbindung mit einem „und“ 
würde irreführen. Deshalb bin ich für den Gennatschen Vor¬ 
schlag zu sagen: 

„1. Haftformen sind Einzelhaft und Gemeinschafts¬ 
haft.“ 

Im 2. Absatz würde ich noch die „Strafdauer“ einfügen und 
auf „§ 29“ verweisen. 

Zu § 28 

(Einzelhaft). 

Ich schlage vor, die folgenden, durch Sperrdruck gekenn¬ 
zeichneten Worte einzufügen, die dem Sachstande meines Er¬ 
achtens mehr entsprechen: 

“) Klassenjustiz ist zu vermeiden. Wohl aber möchte ich zur Ver¬ 
meidung von Härten und unnötigen Gefühlsverletzungen, die sich für 
noch nicht abgestumpfte Personen gerade aus dem Zugegensein von 
anderen Gefangenen bei der Durchsuchung ergeben, die Aufnahme 
«uer Bestimmung empfehlen, durch die die allseits gewünschte Rück¬ 
sichtnahme auf persönliche Verhältnisse allgemein und aus¬ 
reichend gewährleistet würde. 

Blätter für Gefängnicunde. Band XLVII. 


2 




18 


1. Die Einzelhaft besteht darin, daß der Gefangene allein 
in einer Zelle verwahrt, auch bei etwaiger 
Beschäftigung außerhalb der Zelle für 
sich abgeschlossen, 16 ) sowie bei der Be¬ 
wegung 11 ) im Freien mindestens durch¬ 
ausreichenden Abstand von andern Gefangenen 
getrennt gehalten wird. 

2. Im Gottesdienste und Schulunterrichte kann von der 
Trennung abgesehen werden. 

Zu § 29 

möchte ich zunächst eine andre Reihenfolge der einzelnen Ab¬ 
sätze vorschlagen und zwar so: 

zuerst Absatz 3 (Beginn der Zellenhaft) 

sodann „ 4 (Fortdauer der Zellenhaft) 

und „ 5 (Beendigung der Zellenhaft) 

darauf „ 2 (Ausschluß der Zellenhaft) 

zuletzt „ 1 (Wunsch auf Isolierung) 

In dem an die erste Stelle zu setzenden Absatz 3 empfehle 
ich anstatt „Regelmäßig“ zu sagen: 

„Ueberall da, wo ein Nutzen von der Einsamhaltung 
zu erwarten steht“, 18 ) beginnt etc. 

Weiter möchte ich im Absatz 1 den Ausdruck „Verlangen“ 
beanstanden und dafür „Wunsch“ zu setzen empfehlen. 16 ) 

Zu § 30 

(Gemeinschaftshaft) 

schlage ich folgende durch Sperrdruck hervorgehobene Aen- 
derung vor: 

1. Bei der Gemeinschaftshaft ist eine räumliche 
Auseinanderhaltung, (d. h. eine Ver- 
_einzelung der Gefangenen ohne gleich- 

“) Ich habe Zellengefangene, die in einer Einzelwerkstatt oder in 
einer verschlossenen Niederlage etc. allein arbeiten und dort auch nicht 
mit anderen Gefangenen Zusammenkommen. 

1T ) An Stelle von „Aufenthalt“ schlage ich „Bewegung“ im Freien 
vor, um ein beliebiges Herumstehen oder faules Imgraseliegen auf den 
Höfen abzuschneiden. Das Hygienische des Aufenthalts in der freien 
Luft liegt für die Gefangenen doch hauptsächlich in der geordneten und 
anhaltenden Bewegung. 

18 ) Obiger Vorschlag dürfte wohl den Kernpunkt der Sache treffen, 
ohne eine direkte Schranke zu ziehen. 

“) Wenn Gefangene von Gesetzes wegen ihre Isolierung ver¬ 
langen, d. h. fordern können, so würde wohl mancher Vorstand in arge 
Verlegenheit kommen, denn eine Ablehnung des Verlangens auf Grund 
des Wörtchens „tunlichst“ würde nur zu Kontroversen führen, ins¬ 
besondere wenn dem Verlangen eine verstärkte. Kraft noch dadurch 
gegeben wird, daß man dieser Bestimmung vor allen andern die erste 
Stelle einräumt. 
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z A ei tige Vereinsamung) 20 ) während der 
A roe 1 1, der Mahlzeiten, der Bewegung 
im Freien, im Gottesdienste und Schul- 
unternchte nicht ausgeschlossen. Für eine 
ständige, ausreichende Ueberwachung 
der Gemeinschaftshaftgefangenen ist 

überall Sorge zu tragen. 

Als neuen Paragraphen 

(nach dem § 30) 

schlage ich vor: 

„Verkehrsverbot.“ 

p«,iJ ,Z o r j Aufrec ht® r h a ltu n g der allgemeinen Sicherheit, 
™ d , Disziplin in der Strafanstalt ist der 
mündliche, schriftliche und sonstige Verkehr der Ge¬ 
tangenen untereinander verboten. 21 ) 

gewissen Verrichtungen ’ 

fanden se hr Q ~# v, emer u raumhche " Auseinanderhaltung der Qe- 
ansfalt Bautzen^ S verbes . se ™ und vervollkommnen lallt (Straf- 
zu nähern veJmL Ji^+i"^ Slch darmt d ? n Vorteilen der Zellenhaft 
setze empfehlen ^ arauf bezü £ liche Fassung im Ge- 

an. Daß dne ^.' t einJS!?. “«nanden regt aber zu Verbesserungen 
Aufsichtsführuna „ 1 „?f ncb ^ e v e l P^ n ? eins ? ba ^ sb aft ohne eine ständige 
“) Ich halte ,*m r m °^ 1C * 1S *’ ( nöcb | e besonders betont werden. 
(S. 29 Anm 2 ihr^r ,9 e £ e ”satz^ zu der Begründung der Kommission 
in das Gesetz aus strafnniit^ Aufnahme eines Verkehrsverbots 

Es bildet meiner aÄ ^” Gründen gerade für besonders wichtig. 
Beschränkung fm sfrÄi nach ei »,wesentliches Moment der Freiheits¬ 
wenig wie möP-lirh S mU«° Z, i ge ‘ ^ a ? lsobert Gefangene, damit sie so 
kehrsverbot nicht v ? r ^ ren > un d doch will man ein Ver- 

W.““ Oder will 

zu diskreditieren™ das L 5 tzte ?, ehmen > um sie damit ganz 
kann doch schwerlichda “f * des alIgemeinen Verkehrsverbots 

zuerhalten“ sei Scho^ W - erd ?“’ daß es » nicht aufrecht¬ 

est dürfte z R a^j, m ^ der oT b r eorie lst das nicht richtig, denn 
anderes nicht verbieten ^ 0 daS Strafgesetzbuch Diebstahl, Betrug und 
wird. Aberdie ReaHinif Ja be , kaim tb c h doch gestohlen und betrogen 
denn nicht bloß in d^zlln^ / st f , aucb praktisch nicht zutreffend, 
Beaufsichtio-ten r , ^ eben haft, sondern auch in jeder gehörig 

Gemeinschaftshaft 13 R+ U ” < 1 zweckentsprechend angelegten 
kontrollieren und *HÜt u 1C ^> d t r unerlaubte Verkehr in der Hauptsache 
Verkehrsverbot hiido+ Ur< 5 ® e . s ^ rabjn g' hinreichend einschränken. Das 
de r Gefangenen 5,? 5 lnen ffu ten Prüfstein für das Wohlverhalten 
von Belohinino-o„ U ?j. da ktzteres eine Vorbedingung für die Gewährung 
nicht gar zu leicht machen* 1 ^ 6 man d * C Erlangung solcher doch auch 
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Inwieweit darüber hinaus, insbesondere Zellen¬ 
gefangenen, Gelegenheit zu geistiger Anregung durch 
gemeinsame Aussprachen zu geben sei, bestimmt die Auf¬ 
sichtsbehörde.“ ”) 


Zu § 31 

(Aufgabe des Strafvollzugs) 

schlage ich vor, dem Absatz 3 folgende Fassung zu geben (die 
Hinzufügungen sind gesperrt): 

3. Dem Gefangenen ist die Freiheit zur Strafe entzogen. 
An die Stelle der Selbstbestimmung 
treten die Bestimmungen der Haus- 
ordnungundderVerhaltungsvorschrif- 
ten für die Gefangenen“) Wo es nötig ist, 
muß ihm die Macht der Rechtsordnung zum Be¬ 
wußtsein gebracht, wo angezeigt, die Erkenntnis der 
Schuld vermittelt, das Ehrgefühl geweckt, der schwache 
Wille gekräftigt und wo es mangelt, auch das 


**) In der mir unterstellten Anstalt besteht z. B. seit mehreren 
Jahren die Einrichtung von sogen. Sonntagsbesprechungen, mit der 
ich bisher sehr gute Erfahrungen gemacht habe. Die Teilnahme an 
diesen wird von den gebildeten Zellengefangenen lebhaft begehrt und 
dankbar empfunden. Die Auswahl der Teilnehmer trifft nach Gehör des 
Geistlichen, Lehrers und Inspektors der Anstaltsvorstand. Die Ueber- 
wachung erfolgt durch den Sonntagsdienst habenden Inspektor. Sie 
dauern 1 —IVz Stunden. Geeignete Gefangene aus wissenschaftlichen, 
technischen und kaufmännischen Berufen, aus dem Offiziers-, Beamten- 
und Lehrerstande besprechen Gegenstände aus den verschiedensten Ge¬ 
bieten (z. B. aus dem Völker- und Tierleben, aus fremden Ländern, aus 
den Gebieten der Kunst und Dichtung, der Luft- und Seeschiffahrt, des 
Versicherungs- und Steuerwesens, oder sprechen über Erb- und Familien¬ 
recht, Haftpflicht und dergleichen mehr, oder geben Mitteilungen aus 
den Gebieten der Hygiene, der Anatomie, Astronomie und Geologie, 
der Industrie, des Handels und Verkehrs, aus dem Bauwesen und so fort). 
Ausgeschlossen sind die ■ Gebiete der Religion, der Politik und des 
Strafrechts. Je nachdem schließt sich eine allgemeine Aussprache an. 
Der überwachende Beamte macht zum Schluß einige Mitteilungen von 
wissenswerten Tagesereignissen der Woche, wodurch die nicht Zeitung 
lesenden Gefangenen auf dem laufenden erhalten werden. Ein Ausschluß 
von diesen Besprechungen ist selten vorgekommen und wurde stets 
schwer empfunden. 

**) Eine gesetzliche Festlegung, daß der Gefangene im Straf hause 
seiner Selbständigkeit in dem in der Hausordnung etc. vor¬ 
gesehenen Umfange verlustig geht, halte ich für geboten, denn das ge¬ 
rade ist der Punkt, gegen den sich die Gefangenen am liebsten auf¬ 
lehnen. Richtet sich doch auch die bekannte Kampfpresse zumeist gegen 
die „Bevormundung“ in der Anstalt und sucht mehr „Freiheit“ für die 
Gefangenen herauszuschlagen. 
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religiöse Bedürfnis wiederbelebt und 
das Gottvertrauen gehoben werden. 24 ) 

. Im 4. Absatz empfiehlt es sich, hinter „der Eigenart des 

fassMg““) 1 n ° Ch hinzuzufügen: » und seiner inneren Ver- 

Zu § 32 

(Milderung des Strafzwangs) 

^Absatz'^ ^ ges P^ rr i gedruckten Einfügungen für den 

l. Bei dem Vollzüge von Zuchthaus- und Gefängnis- 
strafen kann, und zwar im Zuchthause nach 
v. 1 ? 1 .^efangnisse nach 6 Monaten, 20 ) unter 
Berücksichtigung der Eigenart des Gefangenen, s p - 

Fleißes e t* * * sittlicben Zustandes, 27 ) seines 
Worte* 1 Absatzes dürfte wohl zwischen die 

»>ä%e^Ä daS W ° rt : » hausordnu ngs- 

graphen Üchiebe?! Pfehle ^ nachstehenden 

s “ 

„Arbeitsordnung.“ v 

erläRt^oII^M^fi 11 Bestimmungen über die Gefangenarbeit 
555* 1na J h . Maßgabe der Vorschriften dieses Gesetzes der 
Bundesrat m einer allgemeinen „Arbeitsordnung“ 5 

Zu §33 

.... (Arbeit im Zuchthause) 

ÄeFass^fvon dUrch »e^or- 

'• £ U , d !, l 5 ausg . ef f n ? ene sind in der Anstalt zu den ein- 

fee1v„.f be ' ten V ZU denen sie körperlich 
-__geeignet erscheinen, derart anzuhal- 

Gefangenen ffesetzlk'lf’cr^ah Seelsorge und Gottesdienst für alle 

richtungen af Sese^t?fÄJ eiStet w/ den ’ aach die Ziele dieser Ein- 
solchen^Beamtä^ffeirerUiiv.^ 11 ^ 3 ^ 3 ^ g ? macl ? t werden müßten, schon 
“nd Gottesdienst Sft' Q f e ( d * n geringschätzig meinen, Religion 
höchstens für die Gefan™!? S j rafv ? llzu ? e ,_ nebensächliche Dinge oder 
“) Neben lr p” gene _ D z. da ’ • ab er. nicht für sie. 
gewicht zu bearhVm g e^!- a ^ W1 T d ¥ er auch das innere Gleich- 
Verhatnisse oft gestört wird ^ dUFCh den Druck der augenblicklichen 

«] Ö®“* 6 Differenzierung beider Strafarten, 

zu wenig Trh ^^^hhgung der bloßen Eigenart erscheint mir hier 
Zwanges S npripii 8 «, a |' e J deskad:) . vor > ^ei einer Milderung des Straf- 
P U auch den „sittlichen Zustand“ mitsprechen zu lassen. 
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ten, daß die allmähliche Erreichung 
der Höchstgrenze ihrer individuellen 
Lei.stungsfähigkeitnötigenfallsdurch 
Strafen erzwungen wird“) 

Zu Absatz 2 empfehle ich die gesperrt gedruckte Einfügung 
in dem Satze: 

Dabei müssen sie von freien Arbeitern und Gefangenen 
andrer Art mindestens auf Rufweite“) getrennt 
gehalten werden. 

Zu § 34 

(Arbeit im Gefängnisse) 

schlage ich nachstehende durch Sperrdruck gekennzeichnete 
Erweiterungen vor: 

1. Gefängnisgefangene sind, soweit es die Einrichtungen 
der Anstalt zulassen, mit Arbeiten zu be¬ 
schäftigen, die ihren Lebensverhältnissen ent¬ 
sprechen. Inwieweit dabei der Wunsch 
eines Gefangenen auf Beschäftigung 
mit einer bestimmten Anstaltsarbeit 
berücksichtigt werden kann, entscheidet 
der Anstaltsvorstand. Die Gefangenen 
sind zu Fleiß anzuhalten. Zur Errei¬ 
chung einer Mehrleistung (Ueber- 
pensum) über ein gleichmäßig für die 
Gefängnisanstalten festzusetzendes 
Mittelmaß können sie durch besondere 
Belohnung (Ueberverdienst) ange¬ 
spornt werden“) 

Für Absatz 2 schlage ich vor einzusetzen: erwachsene 
Gefängnisgefangene. 

“) Die in Anlehnung bestehender Vorschriften von der Kommission 
vorgeschlagenen Unterscheidungsmerkmale zwischen Zuchthaus- und 
Gefängnisarbeit erscheinen mir immer noch viel zu gering. Ich meine, 
daß sich recht wohl bestimmen ließe, daß im Zuchthause eine Höchst¬ 
leistung durch Zwang, im Gefängnisse dagegen die Mehr¬ 
leistung über ein gefordertes Mittelmaß durch Belohnung 
herbeigeführt werde. Auf diese Weise hätte man einen scharfen Unter¬ 
schied, der in den bisherigen Bestimmungen immer vermißt wurde. 

w ) Die Anordnung eines gewissen Abstandhaltens von den freien 
Arbeitern bei Außenarbeiten halte ich für nötig, da z. B. bei Bestellung 
benachbarter Felder die Gefangenen durch den Gang der Arbeiten allzu 
leicht in nächste Nähe der freien Arbeiter geführt werden, die dann 
die Gelegenheit zu Durchstechereien benutzen oder verbotene Mit¬ 
teilungen schon durch ihre eigene Unterhaltung an die Gefangenen 
gelangen lassen können — von der Bedenklichkeit einer näheren Be¬ 
rührung mit weiblichen Arbeitern ganz zu geschweigen. 
so ) Zu vergl. die Anmerkung 1 zu § 33. 
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Für Absatz 3 die Einfügung: erwachsenen Gefängnis¬ 
gefangenen, die sich im Besitze der Ehren¬ 
rechte befinden. 

sowie den Zusatz: Die Selbst beschäftigung darf 
jedoch nicht dem Geiste, der Ordnung und 
der Sicherheit der Anstalt zuwiderlaufen, 
auch nicht eine bloße Fortsetzung der in 
der Freiheit betriebenen Geschäfte be¬ 
deuten.* 1 ) Der Anstaltsvorstand ist dafür 
verantwortlich. 

Zu § 35 Absatz 2 

empfehle ich, aus den gleichen Gründen wie in § 34, zu sagen: 
Erwachsene Haftgefangene. 

Zu § 37 
(Arbeitsdauer) 

empfehle ich den Absatz 2 als den grundsätzlichen an erste 
Stelle zu rücken, dann Absatz 1, dann 3. Ebenso dürfte sich 
empfehlen, die Arbeitsdauer für Haftgefangene auf zehn 
Stunden festzusetzen, damit diese nicht kürzer zu arbeiten 
haben als ein großer Teil der freien Arbeiterschaft. 

Zu §§ 38—48 empfehle ich zunächst eine andere Reihen¬ 
folge der Paragraphen, um die Bestimmungen über die „Arbeit“ 
geordneter zusammen zu haben und zwar hinter § 37 so: 

§ 43 (Arbeitsmaß), §,40 (Arbeitsarten), § 38 (Arbeits¬ 
pausen), § 41 (Arbeitsfreie Tage), § 44 (Ertrag der Arbeit), 
§§ 45, 46, 47 (Arbeitsbelohnung), § 48 (Schonung der freien 
Arbeit), § 39 (Bewegung im Freien), (§42 fällt hier aus, 
kommt in den bes. Abschnitt „Jugendliche“). 

Zu § 43, neue Reihenfolge: 38, 

(Arbeitsmaß) 

schlage ich folgende Anfügungen vor: 

„Welche Abstufung des Arbeitsmaßes der Einzelne 
allmählich fortschreitend zu leisten hat, bestimmt der 
Anstaltsvorstand.“ “) 

„Im Zuchthause sind die Grenzen des Arbeitsmaßes 
an sich weiter zu ziehen als im Gefängnisse (zu vergl. 
_ die §§ 33 u. 34).“ 

. 3l ) Die Selbstbeschäftigung dürfte doch wohl wie bisher als ein 
■ 7 , r ,un^ de r * m Besitze der Ehrenrechte belassenen Gefangenen fest- 
unaiten sein. Sie ist aber auch nur für Erwachsene von Bedeutung 
r“ gerechtfertigt. Auch eine gesetzliche Umschreibung der zulässigen 
n 3?5 Selbstbeschäftigung erscheint mir nötig. 

) Zum Zwecke der Erziehung zu immer größerem Fleiße. 
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Zu § 40, neue Reihenfolge: 39, 

(Hygiene der Arbeit), 

Vorschlag : „Arbeitsarten“ statt Hygiene der Arbeit, auch empfehle 
ich den Absatz 2 von der Gewerbeaufsicht zu streichen“) 
und an Stelle dessen zu sagen: 

„Die näheren Vorschriften über die Unfallverhütung 
bei der Gefangenenarbeit im Sinne der Gefangenenunfall¬ 
versicherung trifft der Bundesrat.“ 

Zu § 45, neue Reihenfolge: 43, 

(Arbeitsbelohnung) 

schlage ich folgende Hinzufügungen vor: 

„3. Unterstützungen von Familienangehörigen der Ge¬ 
fangenen aus dem Arbeitsguthaben sind nicht aus¬ 
geschlossen, sofern ein ausreichender Betrag für das 
nächste Fortkommen nach der Entlassung gesichert 
bleibt. (Zu vergl. §§ 70 und 78.)““) 

„4. Zur Bildung einer Unterstützungskasse für bedürftige 
Gefangene während der Strafhaft und nach der Ent¬ 
lassung kann ein bestimmter Bruchteil der Arbeits¬ 
belohnung vorbestrafter Gefangener innebehalten wer¬ 
den. 85 ) Dieser Abzug ist im Zuchthause höher zu be¬ 
messen als im Gefängnis und dort höher als in der 
Haftanstalt.“ 

Zu § 46 

empfehle ich im Absatz 2 nach „vorsätzlich“ die Worte ein¬ 
zuschieben: „oder fahrlässig“.“) 

“) Ueber die Gefährlichkeit der Beschäftigung haben die Anstalts¬ 
ärzte zu wachen. Solche haben die Fabriken nicht, weshalb dort, aber 
nicht hier eine besondere Gewerbeaufsicht nötig ist. Für die Einhaltung 
der reichsgesetzlichen Unfallverhütungsvorschriften in den Anstalten 
sind bereits amtlich deren Vorstände verpflichtet. Ueberdies spricht 
ja auch § 53 von der gesundheitspolizeilichen Oberaufsicht über die 
Anstalten, mit der jedenfalls eine Medizinalbehörde und nicht eine 
Gewerbeaufsichtsbehörde beauftragt werden wird. 

“) Es erscheint gerecht und billig, den Gefangenen schon während 
der Strafhaft Gelegenheit zu geben, etwas für ihre Angehörigen zu tun; 
das spornt an und schafft Befriedigung und Beruhigung. Die Kosten 
der Rückreise müssen allerdings gesichert bleiben. 

**) Mit derartigen Unterstützungskassen für Gefangene hat man 
z. B. in Sachsen so gute Erfahrungen gemacht, daß man sie hier nicht 
entbehren möchte. 

“) Schaltet man die Fahrlässigkeit aus, so begibt man sich eines 
sehr heilsamen Erziehungsmittels zur Sorgsamkeit in der pfleglichen 
Behandlung anvertrauter Sachen. In Anstalten, wo aus hygienischen 
Gründen Geschirr aus Porzellan anstatt aus Blech oder Emaille einge¬ 
führt ist, würde man ohne eine solche Haftbarmachung auch für „fahr¬ 
lässiges“ Gebaren überhaupt nicht auskommen. Zudem wird sicn eine 



25 — 


Zu § 48 . 

(Schonung der freien Arbeit) 

halte ich im Absatz 1 die Worte: „in weitestem Maße“ für 
überflüssig. 

Den Absatz 5 würde ich an die zweite Stelle rücken 
und ihn wie folgt erweitern: 

„Ueber die Verwendung Gefangener zu Schreib¬ 
arbeiten für den Anstaltsbetrieb sowie über die Beschäf¬ 
tigung von Gefangenen für Anstaltsbeamte trifft der 
Bundesrat Bestimmung.“ ") 


§39 

(Aufenthalt irn Freien) 

ist in der neuen Reihenfolge zwischen 48 und 49 zu setzen, 
sofern die Bestimmung nicht besser unter „Gesundheitspflege“ 
gesetzt wird. 

Ich empfehle den. Ausdruck „Aufenthalt“ allenthalben 
durch das Wort: „Bewegung“ zu ersetzen, aus den in der An¬ 
merkung zum § 28 angeführten Gründen. Die „Jugendlichen“ 
würden, im besonderen Abschnitte zu erwähnen sein. Die 
„Arrestanten“ werden jetzt nur jeden dritten Tag an die 
Luft geführt. Sollen sie täglich herausgelassen werden, so 
würde eine halbe Stunde genügen. 

Zu § 50. 

Dem Absatz 1 schlage ich vor anzufügen: 

„Zusendungen von Eßwaren und Genußmitteln an 
Zuchthaus- und Gefängnisgefangene sind zurückzuweisen.“ 
„Die Oberkleider der Gefangenen sind je nach den 
Strafarten in den Farben voneinander zu unterscheiden.“ “) 


„vorsätzliche“ Zerstörung in den wenigsten Fällen einwandfrei nach- 
wwsen lassen. Wenn es schon im bürgerlichen Leben üblich ist, z. B. 
das Dienstpersonal für fahrlässiges und leichtsinniges Zerbrechen von 
Wirtschaftsgegenständen ersatzpflichtig zu machen, um es an größere 
Vorsicht und Gewissenhaftigkeit zu gewöhnen, so ist nicht einzusehen, 
warum man dies Erziehungsmittel nicht auch Gefangenen gegenüber 
p'Jf Anwendung bringen sollte, zumal jeder Anstaltsvorstand die 
hat, bei sonstigem Wohlverhalten und bewiesener Gewissen- 
naitigkeit den Ersatzbetrag am Ende der Strafzeit durch ein Geschenk 
aus Unterstützungskasse wieder auszugleichen. 

) Ich halte die Herbeiführung einer Uebereinstimmung, in wel- 
c i? 1 Umfange Schreibarbeiten für die Anstalt und Arbeiten für Beamte 
zulässig sind, für notwendig, einerseits im Hinblick auf den Mißbrauch 
t Von üen Gefangenenschreibern unvermeidlich gewonnenen und 
• n» au Jgefaßten Einblicke in den inneren Anstaltsbetrieb, andererseits 
m Rücksicht auf die Klagen der Gewerbetreibenden am Strafanstaltsorte 
}!per Entziehung der Beamtenkundschaft durch die Konkurrenz der 

Uefangenenarbeit. 

*) Diese beiden Bestimmungen dürfen m. E. im Gesetze nicht fehlen. 
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Der Absatz 2 wird bezüglich der „Barttracht“ in einer 
Bundesratsvorschrift genauer zu interpretieren sein, um 
Zweifel in der Auslegung zu beseitigen.”) 

In Absatz 3 empfehle ich zu bestimmen: 

„Erwachsenen“ Gefängnisgefangenen, die sich 
im Besitze der bürgerlichen Ehrenrechte befinden, kann, 
„solange sie sich in Zellenhaft befinden“ der 
Gebrauch eigener Kleidung etc. 40 ) 

Ebenso würden im Absatz 4 die gleichen Vorbehalte Platz 
zu finden haben. 

3( ’) Bezüglich der Barttracht wird die Vorschrift verschieden aus¬ 
gelegt. Legt man den Ton auf das „nur“, so erscheint jeder andere 
Grund zur Veränderung der Barttracht, also auch ein etwaiger Wunsch 
der Gefangenen, ausgeschlossen. Ich habe die Vorschrift immer dahin 
verstanden,- daß die Strafanstalt durch sie wohl verpflichtet wird, die 
Barttracht eines Gefangenen ihrerseits nicht zu verändern, 
daß ihr aber darüber hinaus nicht die Verpflichtung auferlegt sein 
soll, die Barttracht unverändert zu erhalten, wenn sie sich 
infolge des natürlichen Haarwuchses selbst verändert. Die Vorschrift 
enthält m. E. für die Anstalt ein striktes Verbot. Der Gesetzgeber hat 
es sicher unter der Würde der Anstalt gehalten, Sträflingen die Macht¬ 
befugnis einzuräumen, die Anstalt von dem gesetzlichen Verbote, Hand 
an den Bart zu legen, je nachdem es ihnen beliebt, zu entbinden, sonst 
hätte er das gewiß hinzugefügt. Zu welchem Zwecke auch sollte die 
Anstalt für die Erhaltung der verschiedenen Barttrachten während der 
Gefangenschaft Sorge tragen? Im Interesse des Strafvollzugs? Kaum. 
Oder der persönlichen Eitelkeit der Gefangenen zuliebe? Das wäre 
hier von Uebel. Bleibt also nur das Interesse des unbehinderten Fort¬ 
kommens nach der Entlassung. Dem kann aber am letzten Straftage 
durch Rasieren ausreichend Rechnung getragen werden. Das erfordert 
zehn Minuten Zeit und nur ein Schermesser für die ganze Anstalt, 
erspart damit außer so und so viel andern dieser gefährlichen In¬ 
strumente auch die Kosten des Rasierens und vermeidet die ständige 
Gefahr des unerlaubten Verkehrs durch die Barbiere. Zur Aufrecht¬ 
erhaltung der allgemeinen „Reinlichkeit und Schicklichkeit“ in den 
Gefangenengesichtern während der Strafzeit genügt (z. B. in Bautzen) 
eine Haarschneidemaschine vollkommen. Damit läßt sich auch wie 
früher, nur umgekehrt und ohne den Gefangenen zu nahe zu treten, ein 
trefflicher Unterschied zwischen Gefangenschaft und Freiheit herstellen. 
Und warum sollen Gefangene den Vorzug vor freien Leuten genießen, 
daß sie ohne Grund und Not umsonst rasiert werden? Ein Rasiersalon 
nach dem Belieben der Gefangenen soll doch eine Strafanstalt nicht sein; 
deshalb braucht in Ausnahmefällen ein Selbstrasieren in Zellenhaft 
immer noch nicht ausgeschlossen zu sein. Nur möchte auch in diesem 
scheinbar nebensächlichen Punkte Einheitlichkeit herbeigeführt werden. 

10 ) Der Gebrauch eigener Kleider und Betten, sowie die besondere 
Beköstigung müssen auf die Zellenhaft beschränkt bleiben, weil in Ge¬ 
meinschaftshaft damit große Schwierigkeiten entstehen würden. Jugend¬ 
liche müssen schon aus erziehlichen Gründen von derartigen Ab¬ 
weichungen und Vergünstigungen ausgeschlossen bleiben (zu vergl. den 
besonderen Abschnitt: Jugendliche). 



Attctiim Ateafct 5 würde zu sagen sein: Die „erwach- 

£ II CTA'rtätei an'fr^tn &** ' öiA • 7 '< 


Im Absatz 6 schlage ich vor zij bestimmen 

, D | r 9 en , ÜÖ von ’* a 1 fc ö fc oHsctie n O eträ nke r, 
und Tabak ist ausgeschlossen.") - . 

Zu § 51 

- (Förtsetzimg) . . ' 

MuÄS* Wnun^ daß zu Efezedräxisporten 

(AusheteruEgeni alte (Marifteftwvrfte 


z- , 7 ■ -cuw«4ii>yorsiame otar dann ver- 

im ninzeifaiie überwiegende Sichel 
nur.'bedenken vorLegen, zu deren Beseitigung die Fessefuno- 
unterwegs allein nicht ausreicht !. ■ ' h ' 

Zü § 52 

uÄ e Tmi V0 I: c*1f ß aa( *tenmuttg: ^Vffrpüegimgsordjm^’ 

Sen Vr m a a St f ^t* Worte: das Landesrecht^ @ 

V er h l/e a ifn « ? und f rat durctl r - rIaß einer aiigenienten 
,,v e 1 V 1 1 $■ g u n g $ o r d nun g“ etc. 

Zu § 53' 
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Zu § 54 

(Erkrankungen) 

empfehle ich für Absatz 1 folgende gesperrt gedruckte Ein¬ 
fügungen : 

1. Bei Erkrankungen, insbesondere bei Unfäl¬ 
len, plötzlichen Gesundheitsstörungen 
oder Verschlimmerungen ist der Anstaltsarzt, 
und wenn dieser nicht erreichbar ist, ein anderer Arzt 
ohne Verzug herbeizurufen. 

In Absatz 3 schlage ich vor zu sagen: 

Mit Genehmigung „der Oberaufsichts¬ 
behörde““) können sich die Gefangenen etc. 

Ferner schlage ich noch folgende Zusätze vor: 

„4. Der Arzt muß seinerseits stets im Auge behalten, daß 
besondere Berücksichtigungen erkrankter Gefangener 
immer nur aus dringenden, gesundheitlichen Gründen 
eintreten, niemals aber bloße Annehmlichkeiten und 
Hafterleichterungen zum Zwecke haben dürfen.“ 

„5. Nachweisliche Simulationen von Krankheit sind zu 
bestrafen.“ 


Zu § 55 

würde ich als Randbezeichnung: „Krankenpflege“ empfehlen und 
an erster Stelle einfügen: 

„Kranke sind in den für sie ausschließlich bestimmten 
Anstaltsräumen (Krankenstationen) zu behandeln. Aus 
Sicherheits- oder sonst überwiegenden Gründen kann der 
Anstaltsvorstand die Behandlung eines Kranken auch in 
der Zelle anordnen.“ 

In den Kommissionsvorschlag empfehle ich weiter einzu¬ 
fügen, daß die Herausnahme eines Kranken aus der Strafanstalt 
und dessen Unterbringung in eine Krankenanstalt nur „auf 
Anordnung der Oberaufsichtsbehörde“ er¬ 
folgen kann. 

") Will man diese Bestimmung überhaupt in das Gesetz bringen, 
so müssen Kautelen gegen Mißbrauch geschaffen werden; darum 
empfehle ich die Erschwernis der Anrufung der Oberbehörde, andern¬ 
falls würde man dem Quärulantentum Tür und Tor öffnen. Eine 
beliebige Wahl anderer Aerzte würde auch für den Anstaltsvorstand 
große Unannehmlichkeiten schaffen, insbesondere wenn die gewählten 
nicht verpflichteten Privatärzte ohne Bindung an die Hausordnung nur 
einseitig das Interesse ihrer Patienten im Auge hätten. Endlose Be¬ 
schwerden wären die unausbleiblichen Folgen. (Zu vergl. auch Gennat 
1. c. S. 352.) 
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Zu § 57 

(Geisteskranke) 

stimme ich vollständig mit den Ausführungen Gennats 1. c. 
S. 354/55 überein und empfehle nach dessen Ausführungen 
den Paragraphen zu ändern. 


Zu § 58 

(Mitteilungen etc.) 

schlage.ich folgende Fassung vor: 

„Von der lebensgefährlichen Erkrankung oder 
dem Tode eines Gefangenen sind die nächsten An¬ 
gehörigen, ) oder in deren Ermangelung dem Ge¬ 
fangenen sonst nahestehende Personen 4 *) 
so schleunig als möglich 48 ) zu benach¬ 
richtigen.“ 


k i ”P er , Todesfall ist auch der Polizeibehörde des letzten 
Aufenthaltsort mitzuteilen.“ 49 ) 

R Zwischen die §§60 und 61 schlage ich vor, die folgende 
estimmung als neuen Paragraphen einzuschieben: 


§ “ 

„Hinterlassenschaft/' 

>’P e ^ Anstalt steht ein Erbrecht 4T ) dergestalt zu, daß 
inr alle Sachen, die von Gefangenen bei ihrem Tode in 
aer Anstalt hinterlassen werden, zufallen. Hinterläßt 
em Gefangener außerdem Vermögen in der Anstalt, so ist 
d^ses, soweit es nicht zur Deckung des durch die Straf- 
eroup ung entstandenen Verpflegungsaufwandes und 


ich au<? vprw!tf,?i? f °^ SC l? U P g i- nac !?> deni Grade der Verwandtschaft halte 
können sidThri U !f Ste S” 1SC i , - e ?li ü !! den für erschw erend. Die Kanzleien 
damit aufhalten de Ü Dn ?£ lchked derartiger Benachrichtigungen nicht 
Praxis ffPnterP”’ j den Verwandtschaftsgrad festzustellen. Für die 
Angehörigen“* diesen FäIIen doch einfach zu sagen: „die nächsten 

nahe Pr P un,teT men - d< £ h hier ? uch Pflegeeltern, Vormünder, Bräute, 
der Straf 7 Pi’+ e v S 'u- Fra ff e > uut denen aer Betreffende auch während 
A ™ Verbindung gehabt haben kann. 

ExDedifinnoLu estlI ? im i 1?lg „unverzüglich“ wird sich nach Schluß der 
tätlich nteii+ e ^ Cn ’ 1 ” s ^ es °udere nachts, sodann auch sonn- und feier- 
,sm srhiP?„L Iin i mer du ,r c , hfüh .r en lassen > deshalb halte ich den Ausdruck: 
Form iW W a s , m .°?fl. c h u für zweckmäßiger, der zugleich auch auf die 
«\ na ?»achnchhgung, z. B. Depeschenweg, hänweist. 
nachri/ii+i^ 0 1 - m J ,*! e e iues Ablebens die zuständige Ortsbehörde be- 
werden Hifc W A r< ?’.. * c h für selbstverständlich. Bei uns in Sachsen 
die AncrAifa 6 - fl e ^ orden außerdem noch ersucht, von dem Todesfälle 
• «np hörigen auch ihrerseits noch zu benachrichtigen. 

BOR LJ. j Gemäßheit des Artikel 139 des Einführungsgesetzes zum 
ÖUB - für das Deutsche Reich. 
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sonstiger fiskalischer Forderungen zu verrechnen ist, der 
zur Ordnung des Nachlasses zuständigen Behörde zu 
übersenden.“ 

Zu § 61 
(Seelsorge) 

schlage ich vor, die „Seelsorge“ vom „Gottesdienst“ zu trennen, 
wie es schon mit dem Religionsunterricht § 63 und der Abend¬ 
mahlsfeier § 64 geschehen ist, und den Schlußsatz in den § 62 
als Anfang hinüberzunehmen, dafür aber hier eine Bestimmung 
aufzunehmen, daß Uebertritte zu einer anderen Religions¬ 
gemeinschaft während der Strafhaft ausgeschlossen sind. 

Zu § 62 

schlage ich für die Randbemerkung: „Gottesdienste“ vor; 
sodann dürfte das nachstehend gesperrte Wort in den Text 
einzufügen sein: nehmen alle „gesunden“ Gefangenen teil. 
Endlich schlage ich vor, folgenden Absatz anzufügen: 

„Inwieweit für erkrankte Gefangene gemeinsame 
Gottesdienste oder Andachten abzuhalten sind, bestimmt 
die Oberaufsichtsbehörde.“ 

Zu § 65 
(Schulunterricht) 

empfehle ich, den 1. Absatz in die besonderen Bestimmungen 
für Jugendliche zu nehmen und den Rest so zu fassen: 

„Inwieweit in den Anstalten Schulunterricht ein¬ 
zurichten ist, bestimmt der Bundesrat.“ 48 ) 

Zu § 66 
(Bücher etc.) 

bin ich dagegen, daß im Zuchthause wie in den Jugend¬ 
abteilungen politische „Zeitungen“ zugelassen werden. Es kämen 
also nur erwachsene Gefängnis- und Haft¬ 
gefangene in Frage. (Abs. 2 und 3.) 49 ) 

Zu § 67 
(Besuche) 

würde ich empfehlen, den Besuch von unerwachsenen Kindern 
im Straf hause in der Regel zu versagen. Kinder gehören nicht 
ins Strafhaus. Man sollte ihnen aus erziehlichen Gründen 
den Anblick des gefangenen Vaters oder der Mutter in 

“) Auch diese Materie wird im Reiche grundsätzlich zu regeln sein 
und nicht den Einzelregierungen überlassen werden dürfen. 

49 ) In meiner Anstalt gestatte ich in geeigneten Fällen das Mitlesen 
der a m 11 i c h gehaltenen Tageszeitungen, das genügt vollkommen, um 
über alle Vorgänge in der Außenwelt sich zu unterrichten, ohne den 
Parteihader in das Straf haus zu tragen, und erspart den Gefangenen 
das Geld, das sie dann draußen besser gebrauchen können. 



Siräflmgskleidem raöglidist ttsparen, um der Erhaltung der 
Autorität der Eltern willen und der Achtung’ 'bei den Kindern. 

(Die Besuche in den Abtei jungen für jugendiidie sind 
besonders behandelt) 

Zu § n8 

(Schriftlicher Verkehr) 

würde ich nueh der* L e h r er Kenntnis nehmen lassen,■ der doch 
auch: Interesse: mt den Briefen seiner Schiitet haben; und nehmen 
muß. im 2. Absatz würde nur e r wac h s' eis bji Haft* 
gefangenen derhhbeaufkchtlgte Bmlveriebr 'ga g^Stattett sein. 

Zu § 69 

Ich würde Vorschlägen, die Fristen der Briefäbsendungen 
für die drei Haftarten so abzu stufen ;■ Zuchthaus .3 Monate, 
Gefängnis 2 Monate, Haft 1 Monat.'") Auch würde ich 
■empfehlen, den brießtchefl, Verkehr ximächst nur auf Fa¬ 
rn ilien an gehörige iü beschränken und Ansnahrne- 
gestatiuugen in die Hapd des Vorstandes zu legen. 

Zu § 70 

(Besondere Nahrm\g:siTtitetc.) 

meine »ctg daß dieser Paragfäph unt'er cfie Bestifnmüngeii über 
,,Milderung des Straf Zwanges“ (§32) fällt, es sei cienn, daß 
hier von b es o n de iscu B ei nhn u n g e n , für ausgezeicb- 
treten Blei iE gute Auifühmng und ernstes Streben nach sdt- 
tiaier Besserung die Rede sein soii. Diesfalls wäre kh 
für Weglassung der Frisibestimmimgen, dagegen für üüs- 
drückdiche Erwähnung' der ebengenäiiuteu Voraussetzungen 
tür die Bewilligung solcher ßetohmingm. 

Daß neben Alkohol auch der Tabak, den ich zu ;den. ent¬ 
behrlichen Und noch dazu,gesundbeits- und sicherheitspcdizeilidj 
nicht Gnwandfieien Euxusarlikfiln szähle, in allen S t räfv 
haqsern ausgeschlossen bk-hon sollte, habe ich schon weiter 
oben erwähnt, Haß „Magen-ßelohnüngor“ nur für Erwachsene 
m rrage kommen können, halte ich für selbstverständlich. 

... , 3 -aUmtirtAf.lieber ßnefverkck .«« Gefängnis und' vierzehn tägiger 
^ uer lläi{, «rie vorgeschlsgen, erscheint jtifr zu häufig. Wie sollten 
mtifi die Stöße vortäjeiairgeiie»br;efen, die sieh in einer großen•• Anstalt 
«nsammelu, von den verschiedenen Instanzen genügeffd jf o n tro I - 
i »er t und re c h t zei t i g exp ad i e r t werden?" Rückt man die 
-coreißtennine gar so nahe aneinander, so benimmt itom 'fielt »nderw- 
'* 1 ? S!j civ die Möglichkeit, nach dieser Seite hin noch V' e r g ü u s t i - 
?Z'? S/’Ü 2 «r M-i {deTu rt g des §frafzwanges (§ d-Jj.ni- gewähren 
,•&* » schlage ich obige Staffelung vor. Andi halte .ich für seihst-., 

« gffs i... daß der re g e i <n ä ß i g t Brief verkeil r nur / wischen 
^ tu ).i i ejt a n g e h origen .Vtal {finden, soll. 
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Endlich wird die Gestattung der Anschaffung von Zusatz¬ 
nahrungsmitteln nur eintreten können, „sofern beim Spargelde 
ein ausreichender Betrag für das nächste Fortkommen nach 
der Entlassung gesichert bleibt“. 

Zu § 72 

(Disziplinarstrafen) 

fehlt die Strafe der „Entziehung der Schreib- und Besuchs¬ 
erlaubnis bis auf Widerruf“ bei Mißbräuchen auf diesen Ge¬ 
bieten. Bei der „einsamen Einsperrung“ (Nr. 6) schlage ich 
vor, hinzuzusetzen: „in einer Strafzelle““) sofern man nicht 
die allumfassende Bezeichnung: „Arrest“ vorziehen will. 

Als achte Strafe empfehle ich einzufügen: 

„8. Fesselung bis zur Dauer von vier Wochen (nur gegen 
männliche Züchtlinge zulässig).“) 

Zu § 73 

( Disziplinarverfahren) 

schlage ich vor, zwischen die Absätze 2 und 3 folgende Be¬ 
stimmungen einzufügen: 

„Das Disziplinarverfahren ist an keine äußere Form 
und Niederschrift gebunden. Der Strafende muß sich 
jedoch die Ueberzeugung verschafft haben, daß der Ge¬ 
fangene das ihm Beigemessene auch wirklich begangen 
hat. Bei der Feststellung der subjektiven Verschuldung 
ist neben der Eigenart des Gefangenen auch dessen 
Geistes- und Gemütsverfassung besonders zu berück¬ 
sichtigen.“ ”) 

Und als Schlußabsatz schlage ich vor: 

„Bei schweren Verfehlungen gegen die Disziplin am 
Schlüsse der Strafzeit kann die Disziplinarstrafe aus- 

51 ) Die Strafzelle (z. B. in Bautzen) unterscheidet sich von der 
Isolierzelle dadurch, daß ihr sämtliches Mobiliar fehlt. Die einzige 
Sitzgelegenheit ist der mit Deckel versehene gemauerte Abort. Ein 
Gitter trennt einen kleinen Vorraum ab, in dem die Sachen und die 
Holzpritsche aufbewahrt werden. Wenn im Arrest grundsätzlich jeder 
"Zeitvertreib“ sei es durch Arbeit oder Lektüre, ausgeschlossen bleibt, 
so bedarf es weder eines Tisches, noch Schemels. 

“) Ich halte ein besonderes Disziplinarstrafmittel für die schwerste 
Strafart doch für nötig. Nicht bloß zur Differenzierung, sondern auch 
in Rücksicht auf die im Zuchthause öfter als anderswo auftretenden 
schweren Verfehlungen gegen die Sicherheit und Disziplin. Wenn man 
Prügelstrafe, Lattenarrest und engen Arrest aufgibt, so bleibt eben nur 
noch die Fesselstrafe, die nicht verwechselt werden darf mit der 
Fesselung zur augenblicklichen Bewältigung und Sicherung sich auf¬ 
bäumender Elemente. 

“) Einen besonderen Hinweis auf die Pflicht tiefergehenden 
Forschens bei der Disziplinierung halte ich für ganz notwendig. 
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nahmsweise auch, jedoch nicht länger als eine Woche, über 
das Ende der Strafzeit hinaus fortdauern.“ **) 

Zu § 74 

(Sicherungsmittel) 

bin ich für Streichung des 2. Absatzes. Dafür würde ich als 
besonderen Paragraphen zwischen §§74 und 75 die Bestim¬ 
mung vorschlagen: 

s “ 

• • • • 

„Disziplinarordnung.“ 

„Die näheren Bestimmungen über die Disziplinierung 
der Gefangenen und den Vollzug der Disziplinarstrafen 
und der Sicherungen erläßt nach Maßgabe der Vorschrif¬ 
ten dieses Gesetzes der Bundesrat in einer allgemeinen 
„Disziplinarordnung“.““ ) 

Zu § 76 

(Beschwerderecht) 

bin ich unbedingt der Meinung Gennats, daß Beschwerden, die 
wider bessres Wissen mutwillig oder leichtfertig erhoben werden 
oder die als schikanös sich darstellen oder wiederholt un¬ 
begründet befunden wurden, zu bestrafen seien. Ich würde 
auch das Recht der unbehinderten Anklageerhebung seitens 
Gefangener gegen Beamte vor Gericht mit einer Kautele um¬ 
geben, weil die Gefangenen den Beamten gegenüber hierin jetzt 
tatsächlich bevorrechtet sind, indem letztere umgekehrt zur 
Klageerhebung gegen Gefangene erst die Zustimmung der 
oberen B ehörde haben müssen“) 

M ) Ich möchte eine solch ernste und wirkungsvolle Warnung für 
unsre Rohlinge im Strafhause nicht missen, die sich nicht selten gegen 
das Strafende noch etwas Besonderes nach ihrem Geschmacke leisten 
zu müssen glauben, in der Meinung, es könne ihnen nun nicht mehr 
viel passieren. Eine solche Bestimmung bedarf aber der gesetz¬ 
lichen Festlegung. 

p j *") ^ie wünschenswerte Gleichmäßigkeit im Strafvollzüge ohne die 
Bindung an den starren Gesetzesbuchstaben wird immer nur geschaffen 
werden können, wenn dem Bundesrate außer dem Erlaß einer allgemeinen 
Arbeitsordnung (vor § 33) und einer ebensolchen Verpflegungs¬ 
ordnung“ (§ 52 ) auch der Erlaß einer allgemeinen „Disziplinar- 
ordnung“ durch das Gesetz übertragen wird. 

l ♦ - l s w^üerholt vorgekommen, daß ausgesprochene Quäru- 

i7®. über Beamte bei der Oberaufsichtsbehörde Beschwerde geführt 
nach Abweisung dieser haben sie sich vor Gericht gemeldet und 
Strafantrag (wegen Mißhandlung, Beleidigung etc.) gegen 
uisiehts- und Inspektionsbeamte gestellt, dann ist der Arzt daran- 
s Kommen und schließlich der Vorstand. Gegen die Abweisung aller 
nk SC i j a £ en . haben sie natürlich nicht versäumt, Beschwerde beim 
w7 S £ er i c i 1 t einzulegen usw.. Man kann sich leicht vorstellen, 
' he Weitläufigkeiten und Scherereien nicht bloß die betr. Beamten, 
r,a e E! auc h die Qerichte infolge solchen Mißbrauchs zu weitgehender 
rechtsame sich gefallen lassen mußten. 

Blatter für Gefängniskunde. Band XLVII. " 
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Zu § 78 

(Reise- und Zehrgeld etc.) 

empfehle ich bei Absatz 2 die gesperrten Worte einzufügen: 

„Reise- und Zehrgeld erhalten die Gefangenen zu¬ 
nächst aus ihrem Guthaben nach Maßgabe 
etc.“ 5T ) 

Hinter dem § 84 empfehle ich noch folgende neuen Para¬ 
graphen anzufügen: 

s « 

»3 • • • • 

„Gnadengesuche“. 

„Die Bestimmung darüber, wie oft und in welchen 
Fristen einem Gefangenen während der Strafzeit das An¬ 
bringen von Gnadengesuchen zu gestatten ist, trifft der 
Bundesrat.“ ") 

„§ “ 

„Strafvollzugskosten.“ 

„Zu den Kosten der Verpflegung im Strafhause können 
Beiträge von den Gefangenen oder deren nach dem 
Bürgerlichen Gesetzbuche unterhaltspflichtigen Angehöri¬ 
gen nach Maßgabe der bundesrätlichen Vorschriften ein¬ 
gefordert werden.“ 

„Die jeweilige Höhe der Verpflegbeiträge bestimmt 
die Landesregierung.“ 

„Die Arbeitsbelohnung darf niemals zur Deckung 
von Verpflegbeiträgen in Anspruch genommen werden.“ 50 ) 


Ueber die Notwendigkeit einer Sonderbehandlung der 
Jugendlichen im Strafvollzugsgesetze habe ich mich im Ein¬ 
gänge dieser Vorschläge ausgesprochen. Ich will nun ver¬ 
suchen, in dem nachstehenden Abschnitte dasjenige zu for¬ 
mulieren, was ich über den Jugendstrafvollzug gesetzlich zu 
bestimmen für angezeigt halte. 

w ) Ich meine, daß die Entlassenen die Reisekosten in die Heimat 
zunächst selbst zu bestreiten haben und nicht der Staatssäckel. 

“) Das Recht, die Gnade des Landesherrn, so oft er will, anzurufen, 
steht wohl dem freien Manne zu, der Gefangene wird hierin aber durch 
.gewisse Schranken gebunden werden müssen, schon um der Vermeidung 
von Mißbrauch willen. Daß diese Schranken aber einheitlich im Reiche 
gezogen werden müssen, halte ich für nötig. 

° 9 ) Ich halte es für recht und billig, auch die Kosten der Straf¬ 
vollstreckung, soweit sie den Lebensunterhalt der Gefangenen im Straf¬ 
hause betreffen, nicht lediglich dem Steuersäckel des Volks aufzubürden, 
sondern diejenigen Uebeltäter, deren persönliche oder familiäre Ver¬ 
hältnisse dies zulassen, zu Beiträgen — aber gleichmäßig im Reiche — 
mit heranzuziehen. (Gemäß Art. 103 des Einführungsgesetzes zum BGB.) 
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VII. Behandlung der Jugendlichen. 


„Die vorstehenden Bestimmungen über den Strafvoll¬ 
zug überhaupt haben auch für die Jugendlichen iQSoweit 
Geltung, als sie nicht durch nachstehende Sonderbestim¬ 
mungen ergänzt oder abgeändert werden.“ 


„Aufgabe des Jugend Strafvollzugs.“ 

„Dem Strafvollzüge an Jugendlichen fällt einmal ^die 
Aufgabe zu, diesen als Anfängern im Verbrechen "die 
Macht der Rechtsordnung und den Emst der Strafe 
besonders nachdrücklich und fühlbar zum Bewußtsein zu 
bringen und zum andern die Jugendlichen durch systema¬ 
tische erziehliche Einwirkung zur Erkenntnis der Ursachen 
ihrer Fehltritte und zur Einsicht ihrer Schuld zu führen, 
sowie zur Reue und Umkehr zu bewegen.“ 

„Die Erziehung hat sich danach vornehmlich darauf 
zu erstrecken, Verstand und Gemüt zu bilden, das jugend¬ 
liche Ehrgefühl zu wecken und zu pflegen, die Wider¬ 
standskraft gegen Versuchungen und Verführungen zu 
stärken und den Willen auf das Gute zu lenken, ohne aber 
dabei die Fühlbarkeit der Strafe abzuschwächen.“ 


In diesem Paragraphen würde die Bestimmung des § 8 der 
Vorschläge über die „Anstalten und Abteilungen für Jugend¬ 
liche“ Platz zu finden haben; dem zweiten Satze dieses Para¬ 
graphen würde ich alsdann empfehlen, die nachstehend ge¬ 
sperrten Worte einzufügen: 

„Dabei sind erstmalig bestrafte und geringer 
vorbestrafte Jugendliche je nach ihrem sitt¬ 
lichen Stande von erheblich vorbestraften 60 ) etc. 
und den dritten Satz mit den Worten zu schließen sofern 
es ihr Zustand erfordert, etc. Auch wäre folgende 
Parenthese anzufügen: (Wegen der Gefangenen 
uberl8bis21 Jahre zu ver gl. § 9). 


»§ 


U 


„Anrede für Jugendliche. 1 

»D ie Jugendlichen sind mit „Du“ anzureden.“ 

.*) Die geringer Vorbestraften lassen sich, soweit sie nicht den 
cnünunen Elementen zugehören, unbedenklich den erstmalig Bestraften 

* 3 



i, 

;• ■ 
l| 
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„Haftform für Jugendliche/' . .. .. 

„Der Jugendstrafvollzug beginnt regelmäßig mit 
Einzelhaft. Strafen bis zur Dauer von sechs Monaten 
sind in der Regel ganz in Einzelhaft zu vollziehen.“ 

s “ 

VO • • • • 

„Milderung des Strafzwanges bei Jugendlichen." . 

„Die Bestimmungen des § 32 können auch im 
Jugendstraf Vollzüge Anwendung finden, jedoch mit dem 
Unterschiede, daß hier lediglich der Erfolg der bisher 
angewendeten erziehlichen Maßnahmen über 
den Eintritt von Strafmilderungen und die Einstellung in 
eine höhere Gruppe entscheidet.“ 


In diesen Paragraphen ist der § 42 der Kommissions¬ 
vorschläge I „Arbeit der Jugendlichen" aufzunehmen, für den 
ich jedoch nachstehende Erweiterungen in Anführungszeichen 
vorschlage: 

„Arbeit der Jugendlichen." . 4 , 

„1. Bei Jugendlichen ist bei .der Auswahl der Arbeit und 
bei Bemessung des Arbeitsmaßes und der Arbeitsdauer 
auf die geistige und körperliche Entwicklung Rücksicht 
zu nehmen, sowie besonderes Gewicht auf die Er¬ 
ziehung und das spätere Fortkommen zu legen”) 

„2. Die Jugendlichen sind vor allem zur Arbeitsamkeit 
überhaupt, sowie zur Ausdauer bei der ihnen über¬ 
tragenen Arbeit und zu deren gewissenhaftester Aus¬ 
führung zu erziehen.“ 8 *) 

„Nach dem Grade des vom Jugendlichen an der 
Arbeit bezeigten Interesses, sowie nach der Güte der 
Leistung, nicht bloß nach deren Menge, richtet sich 
auch die Bewilligung der Arbeitsbelohnung.“ 

„3. Wo die Länge der Strafzeit die Beschäftigung mit an¬ 
deren als rein mechanischen Arbeiten zuläßt, ist das 
Augenmerk auf Erlernung eines Handwerks oder einer 
verwertbaren technischen Fertigkeit bei allen denen zu 
richten, die Lust und Geschick dazu zeigen.“ 

„4. Den bereits einem Berufe angehörigen Jugendlichen 
oder solchen, die sich einem bestimmten Berufe widmen 

“) Die Rücksichtnahme auf die „Erziehung" darf nicht bloß, wie 
die Kommission vorschlägt, auf die „Zuweisung" der Arbeit beschränkt 
bleiben, sondern ist, wie oben vorgeschlagen, weiter auszudehnen. 

“) Obige Anhaltspunkte für die Erziehung der Jugendlichen zur 
Arbeit überhaupt zu geben, halte ich für zweckmäßig. 
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wollen, ist die Möglichkeit der theoretischen, gegebenen¬ 
falls auch praktischen Aus- und Weiterbildung zu ver¬ 
mitteln, soweit die Einrichtungen der Anstalt dies zu¬ 
lassen und die Strafdauer dazu ausreicht.“ 

„5. Arbeiten im Freien (Feld, Garten,' Höf), bei denen 
wegen der freieren Bewegung die Fühlbarkeit des 
Straf übels gemindert ist, sind erst gegen Ende längerer - 
Strafzeiten zuzulassen.“) Dabei sind die Jugendlichen 
aber zur Schonung des jugendlichen Ehrgefühls nicht 
zu Angesicht freier Leute zu bringen.“ 

„6. Die Arbeitsdauer darf einschließlich der Unterrichts¬ 
stunden nicht über 11 Stunden täglich betragen, aber 
auch nicht kürzer sein als die Arbeitszeit der gleich¬ 
altrigen Arbeiter in der Freiheit. Das gleiche gilt von 
der Bemessung der Essens- und Erholungspausen. Die 
näheren Bestimmungen trifft der Bundesrat.“ 

„7. Selbstbeschäftigung im Sinne des Gesetzes ist für 
Jugendliche ausgeschlossen.“ 


M § _ « 

ich hier ^nachstehend^Fassung : § " VoTschlä & en, P fehle 

„Bewegung der Jugendlichen im Freien.“ 

Strafen bis zu einem Jahre wird den Jugend- 
chen täglich mindestens eine Stunde zur Bewegung im 
Freien gewährt “) Bei längerer Strafdauer, oder sofern 
. lm ..nzelfalle der Gesundheitszustand erfordern sollte, 
SS dle Bewegungszeit bis auf zwei Stunden ausgedehnt 
werden. Wahrend der Bewegungszeit sollen die Jugend- 
iicnen auch zu körperlichen Uebungen angehalten werden,“ 




„Beköstigung, Bekleidung, Lagerung der Jugendlichen.“ 

” ' Ule Jugendlichen Gefangenen sind in der Oberkleidung 
von den erwachsenen Gefangenen sowohl im Schnitt 
ais m der Farbe sichtbar zu unterscheiden. (Die in 
Jugendanstalten oder Abteilungen mit untergebrachten 

KleSmig)^ an ^ enen ^ ^ tragen dort die gleiche 


Beschäftigung Jugendlicher mit „Außen- 
Unterscliiprfoo nicht wünschenswert auch schon wegen des 

nrerschiedes der Strafanstalt von der Erziehungsanstalt. 

weffuno- i Tat, ^ rZ (f rei l Strafen erscheint eine zweistündige tägliche Be- 
vief Zeit vZ. er y uß ‘, Man muß bedenken, daß schon der Unterricht etc. 
wird nur c Arbeitsanhaltung abbricht. Durch zu viel Erholung 
«er Ernst und die Fühlbarkeit der Strafe beeinträchtigt. 
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„2. Das Kopfhaar ist kurz zu schneiden.“ 

„3. Selbstbeköstigung, sowie das Tragen eigener Kleider 
und die Benutzung eigener Betten sind für Jugendliche 
ausgeschlossen.“ 

s “ 

»o • • • • 

„Gottesdienst und Religionsunterricht für Jugendliche/' 

„Die Jugendlichen christlichen Glaubens erhalten 
wöchentlich mindestens eine Stunde Religionsunterricht 
durch einen Geistlichen ihres Bekenntnisses. 

Auch sind für sie gesonderte Gottesdienste abzu¬ 
halten.“ 

„§ ... .“ 

„Schulunterricht für Jugendliche.“ 

1. Die fortbildungsschulpflichtigen Jugendlichen erhalten 
Fortbildungsunterricht nach Landesrecht. Auch die 
übrigen Jugendlichen erhalten Unterricht in dem vom 
Bundesrat festzusetzejiden Umfange. Die Hauptauf¬ 
gabe jedes Jugendunterrichts im Gefängnisse soll sein, 
nicht bloß Kenntnisse zu vermitteln, sondern vor allem 
auch die Jugendlichen geistig anzuregen und sittlich 
zu fördern.“ 

„2. Außerdem sind die Jugendlichen im Gesänge von 
Kirchen- und guten Volksliedern zu üben.“ 
Jugendlichen mit längerer Strafzeit kann als Belohnung 
für Wehlverhalten auch Handfertigkeitsunterricht erteilt 
werden.“ “) 

8 “ 

»O • • • • 

„Ausfüllung der Mußestunden der Jugendlichen.“ 

„Während der Mußestunden sind die Jugendlichen 
zur Anfertigung von Schularbeiten, zur Beschäftigung mit 
Lesen, Schreiben, Zeichnen und dergl. anzuhalten. Vor¬ 
lesungen und Vorträge geeigneter Stoffe sind nicht aus¬ 
geschlossen. Dagegen ist Nichtstun und dumpfes Hin¬ 
brüten unbedingt hintanzuhalten.“ 


» 


M § _ “ 

„Bücher und Schriften für Jugendliche.“ 

„Die Selbstbeschaffung von Lesestoff sowie das Lesen 
von Ta geszeitungen ist Jugendlichen nicht gestattet. Der 


“) Die erziehliche Bedeutung des Handfertigkeitsunterrichts liegt 
in der Anleitung zur Selbsttätigkeit und zur nützlichen Ausfüllung der 
Mußestunden in der Anstalt und später in der Freiheit. Sein Ziel ist 
Freude am eigenen Schaffen und Gelingen und zugleich den Sinn für 
Häuslichkeit zu wecken. Seine Ausnutzung als Belohnung bei längerer 
Strafdauer ist sehr empfehlenswert, doch ist er immer nur so weit 
auszudehnen und so zu handhaben, daß er den Strafeindruck nicht 
auf hebt. 
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Lesestoff für Jugendliche aus der Anstaltsbibliothek ist 
besonders sorgsam auszuwählen und dem einzelnen nach 
erziehlichen Gesichtspunkten zuzuteilen. Dagegen kann 
das Lesen oder Halten von Fachbildungsschriften, die 
nicht in der Anstalt vorhanden sind, nach Bedarf gestattet 
werden.“ 


„Verkehr der Jugendlichen mit Angehörigen.“ 

„Jugendliche dürfen im Beisein eines Beamten so oft, 
als es im Eitizelfalle dem Anstaltsvorstand aus erziehlichen 
Gründen erwünscht erscheint, Besuche von Angehörigen 
oder Pflegern empfangen und mit diesen in brieflichen 
Verkehr treten. Besuche und Briefverkehr sind jedoch zu 
unterbinden, wenn (daraus ein ungünstiger Einfluß auf 
den Jugendlichen zu besorgen steht.“ 


„Erzieherarbeit der Beamten im Jugendstrafvollzuge.“ 

„Die Erziehung der Jugendlicheh ini Straf hause ist 
planmäßig zu gestalten durch sorgfältige individuali¬ 
sierende Arbeit am einzelnen insbesondere seitens des 
Anstaltsvorstandes, Geistlichen und Lehrers. Zu solcher 
Erzieherarbeit sind jedoch auch die im Jugendstrafvoll- 
zuge tätigen Aufsichtsbeamten besonders anzuleiten, um 
das hierbei unentbehrliche Hand-in-Hand-arbeiten zu ge¬ 
währleisten.“ 

§ “ 

„Aufsichtsdienst im Jugendstraf Vollzüge.“ 

„1. Wegen der solchergestalt über eine rein disziplinelle 
Aufsichtsführung hinausgehenden Aufgabe des Auf¬ 
sichtsdienstes im Jugendstrafvollzuge sind für diesen 
Dienst nur solche Beamte zu bestimmen, die für die 
Eigenart der Behandlung der Jugendlichen Verständnis 
und Geschick zeigen. 

2. Inwieweit besondere Vorbildungskurse für Aufsichts¬ 
beamte, die im Jugendstraf Vollzüge beschäftigt werden 
sollen, einzurichten sind, bestimmt der Bundesrat 
(cf. § 15).“ 

„§ • • • 

„Erkauf von Eßwaren in Jugendanstalten.“ 

»Jugendlichen ist der Erkauf von Zusatz-Nahrungs¬ 
und Genußmitteln weder aus der Arbeitsbelohnung noch 
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aus eigenen Mitteln gestattet. Desgleichen auch nicht die 
Empfangnahme solcher Dinge von außen.““) 


„§ 


U 


Die Bestimmung in .Absatz 4 des § 72 empfehle ich zu 
streichen, dagegen folgendes zu bestimmen: 

„Disziplinierung der Jugendlichen.“ 

„1. Jeder Verkehr der Jugendlichen untereinander ist 
strenge verboten. Ausnahmen von dem Verbot verfügt 
der Anstaltsvorstand.“ 67 ) 

„2. Zu den in § 72 1—7 aufgeführten Disziplinarstraf- 
mitteln treten für Jugendliche noch folgende hinzu: 

a) Zeitweiliger oder dauernder Ausschluß vom Unter¬ 
richte, wenn der Jugendliche sich dort ungebührlich 
beträgt. 68 ) 

b) Verdunklung der Strafzelle unter Beschränkung 
auf die schweren Straffälle. 6 *) 

c) Körperliche Züchtigung bei besonders rohem, flegel¬ 
haftem und aufsässigem Verhalten. 

Zu b und c je in dem in den Erziehungs¬ 
anstalten der Bundesstaaten zugelassenen Um¬ 
fange.“ 

§ “ 

»3 • • • • 

„Vergünstigungen und Belohnungen für Jugendliche.“ 

„Besondere Kostvergünstigungen außer Brotzulagen 
sind für Jugendliche aüszuschließen. Dagegen sind zu 


eo ) Heutzutage erscheint es recht sehr nötig, unsre genußsüchtige 
Jugend im Straf hause auch einmal ans Entbehren zu gewöhnen. Der¬ 
artiger Erkauf ist nicht einmal den Fürsorgezöglingen gestattet. 

") Das Schweiggebot ist einer der wesentlichsten Unterschiede 
zwischen Strafhaus und Erziehungsanstalt. Gegenüber der leichten 
Verführbarkeit der Jugend ist das Unterbinden von schlechtem Einfluß 
um so notwendiger. 

“) Im Hinblick auf den gesetzlichen Schulzwang möchte hier die 
Strafe der Ausschließung gesetzlich sanktioniert werden. 

“) Nach dem preußischen Ministerialblatt für die innere Verwaltung 
1911 S. 347 läßt die preußische Regierung in den Fürsorgeerziehungs¬ 
anstalten „als Verschärfung des strengen Arrestes bei schulentlassenen 
männlichen Zöglingen auch die Verdunklung an zwei aufeinander 
folgenden Tagen“ zu. Es ist nicht einzusehen, warum im Strafhause 
eine mildere Handhabung der Disziplin herrschen solle als in einer 
Fürsorgeerziehungsanstalt. Sonst kommt man eben dazu, daß die 
jungen Bürschchen sich die Strafanstalt vor der Erziehungsanstalt 
vorziehen. Das gleiche gilt von der körperlichen Züchtigung, 
die als „schwerste“ Strafe für männliche Jugendliche in preußischen 
Fürsorgeerziehungsanstalten ebenfalls zugelassen ist. Nach meiner An¬ 
sicht dürfte ihr bei besonnener Anwendung in geeigneten Fällen die Eigen¬ 
schaft eines sehr wirksamen Erziehungsmittels schwerlich abzu sprechen 
sein. (Zu vergl. auch Roth, Vechta, Bl. f. Gef. 46. Band S. 377.) 
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Belohnungen erzieherisch auszunutzen: das Ausmaß der 
Arbeitsbelohnung, der Besuche, des Briefverkehrs und der 
Lektüre, ferner die Empfehlung zu vorläufiger Entlassung 
oder zur Begnadigung, die Zulassung zum Handfertig. 

ÄÄ mehr^ bertragUng V<m Vert —n S postl, 


»§ • • 


« 


„Vorläufige Entlassung und Gnadengesuche Jugendlicher “ 
„Jugendliche können, wenn sie die Hälfte ihrer Straf- 
zat mindestens aber sechs Monate verbüßt haben, vor¬ 
läufig entlassen werden. 

Bf . Die vorläufige Entlassung ist nur zulässig, wenn die 

Sn F h r n i Ma t ßl l a x h / ne / 1 wälirend der Strafverbüßung 
iSf” Er f? g gehabt haben und dargetan ist, daß der zu 
Entlassende nicht etwa in Verhältnisse zurückkehrt, die 
diesen Erfolg wieder zunichte zu machen drohen. 

p i ?? im zweden Absätze Gesagte gilt auch für die 
Empfehlung zu emem landesherrlichen Gnadenakte.“ 

s « 

„Jugendfürsorge nach der Entlassung.'“’ * . 

..cÄ S^g hat rechtzeitig dafür besorgt 
„Vf/ 1 ’ daß jeder Jugendliche nach der Entlassung, Be- 

Verhilw ° d t r Be ? n ? di g un g möglichst sofort in geordnete 
FtnS" 1SSe k° mm t, in denen er den früheren schlechten 
Einflüssen entzogen wird.“ 

d P o Änä?H m hat der Anstaltsvorstand nach Gehör 

dS Y^^ahsgeistlichen und Lehrers, nach Befinden auch 
Wnari?’ ei ?- e genügende Zeit vor der Entlassung des 
sch g nn d !^ en Au m Beu rlaubungs- und Bcgnadigungsfällen 
landi x J^hgang des Gesuchs) nach Maßgabe der 
den ™?*" et I- 1Chei i> Bestimm ungen und Einrichtungen mit 

den Fui^ dlg ^ n o5 eh ° rder J und Fürs °rgeorganen oder mit 
Iln+prK • n Und F hegern des Jugendlichen wegen etwaiger 
dn t?J Un , g Fürsorgeerziehung oder Stellung unter 
r« etC J u g end 'Schutzaufsicht oder wegen einer 
tigen Versorgung in Verbindung zu treten.“ 

fclr ne Y 0rschläge für den „Jugendstrafvollzug“. 

missionsenF^ r rde o aaIsdann . noch die Abschnitte des Kom- 
——Li wur fs • „Schutzaufsicht“, 70 ) „Statistik“, „Verhältnis 

klincrende^Wn^!^ c/l f rw ^ff en se * n ? °b für das etwas .,polizeimäßig-“ 
Werden könnt* „Schutzaufsicht“ nicht ein milderer Ausdruck gefunden 

in V °rschlag gebrach^worden 011011 ^ Bezeichnung: „Sch u tzh i 1 f e“ 
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von Reichs- und Landesrecht“ und „Beginn der Geltung“ kom¬ 
men können. — 

Ich schließe mit dem Wunsche, daß es mir gelungen sein 
möchte mit vorstehenden Vorschlägen einige Bausteine zur 
Lösung der gestellten Aufgabe mit beigetragen, zum mindesten 
aber doch dargetan zu haben, daß die Heraushebung 
der Jugendlichen aus dem allgemeinen Rahmen auch 
im zukünftigen Strafvollzugsgesetze eine Not¬ 
wendigkeit ist. 
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Gedanken über die Todesstrafe. 

Von Dr. Gennat. 


1 . 

Bekanntlich haben sich auf den beiden letzten Juristen¬ 
tagen die Köpfe darüber gewaltig erhitzt, ob im zukünftigen 
deutschen und österreichischen Strafgesetzbuche die Todes- 
»* u l e izubehalten sei oder nicht. Die Frage ist mit knapper 
Mehrheit bejaht worden. Professor Dr. L i e p m a n n in Kiel, 
einer der beiden Gutachter für die letztjährige Tagung, kommt 
in einer ausführlichen und eingehenden Abhandlung*) zu dem 
ocnlusse, daß das Strafmittel nichts Anderes als Verwerfung 
verdiene. Er hat sich mit umfangreichem Materiale versehen, 
***!. such Strafanstaltsdirektionen, die von ihm an sie ver¬ 
schickte Fragebogen über die Lebenslänglichen beantwortet 
?f~ en \ beteiligt sind. Die aus verschiedenen, hier nicht zu er- 
orternden Ursachen an sich hohe Kriminalität Hamburgs 2 ) 
steht in Ansehung der schwersten, namentlich der todes- 
wurdigen Verbrechen hinter derjenigen anderer Großstädte 
wat zurück. Während meiner zwanzigjährigen Amtszeit 
als hamburgischer Gefängnisdirektor, sind 11 Personen, 
3™ ein , Jugendlicher, wegen Mordes rechtskräftig 
wmtett worden. Fünf haben ihre Tat mit dem Tode 
geount, ebensoviele sind zu lebenslänglichem Zuchthause be¬ 
gnadigt worden und verbüßen diese Strafe. Einen so Begnadig- 
en tand ich vor. Er wurde nach zehnjähriger Strafverbüßung 
lcnt lange, nachdem ich mein Amt übernommen hatte, zum 
wehen Male begnadigt. Innerhalb der 20 Jahre haben 
n iemer zwei in Rechtskraft übergegangene Verurteilungen 

S ^ w^ e j ruc kt * n den Verhandlungen des 31. Juristentages Bd. 2 
n r un< ? von vielem Aufsehen begleitet. 
wenimJ 10 m ®i ne Arbeit mit dem weit gedrängteren allein deshalb nicht 
man iJ wertvollen Gegengutachten Fingers (das. S. 334 ff.) in 
narh A ju.’ s ®‘ es dem Ergebnisse, sei es auch der Begründung 
VnllAnH C ” j. ’ 1S * uuch erfreulich, aber Zufall, da ich es erst nach 
Vollendung dieser Niederschrift kennen gelernt habe. 

die Ham C1 4 mc ät. der gebürtigen Hamburger, denn nur etwa 
SeehciAij de L Züchtlinge und der Gefängnissträflinge und kaum ein 
den im Ti Korrigenden ist im Staate Hamburg geboren, von 
den ™ iu te behandelten zwölf Mördern einer (der Jugendliche), von 
u le benslänglichem Zuchthause Verurteilten keiner. 
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zu lebenslänglichem Zuchthause zugetragen. Ein von solcher 
im Jahre 1889 Betroffener befindet sich noch in Haft. Mein Bei¬ 
trag konnte daher nur bescheiden ausfallen und ich werde, 
indem ich Liepmanns Arbeit nachfolgender Besprechung 
unterziehe, von meinen Beobachtungen und Erfahrungen dem¬ 
entsprechenden Gebrauch machen. 

Ich bekenne mich als einen Anhänger der Todesstrafe und 
bin, das sei freimütig vorausgeschickt, durch Liepmanns 
Ausführungen in meiner Ueberzeugung nicht erschüttert worden. 
Nicht, weil ich mich nicht hätte bekehren lassen wollen, son¬ 
dern weil die Beweise in meinen Augen nicht zureichen, um den 
an sich Willigen bekehren-zu können. Zum Beweise dessen, 
daß ich nicht um jeden Preis den Tod des Sünders will, den 
Gott nicht will (S. 579), diene, daß ich seit 1898, zu einer 
Zeit, als kaum sonstwer daran dachte, bis in die jüngste Ver¬ 
gangenheit vor der Oeffentlichkeit wiederholt für die Zulassung 
der vorläufigen Entlassung bei lebenslänglichen Strafen ein¬ 
getreten bin. Der blinde Parteigänger der Todesstrafe wird 
deren gnadenweise Umwandlung in lebenslängliche Zuchthaus¬ 
strafe, falls überhaupt, als ausreichenden Ersatz nur ansehen, 
wenn der Verbrecher das Leben im Zuchthause beschließt, und 
deshalb verlangen, daß es also geschehe. • Da nun aber nicht 
nur in Hamburg die Zahl der zu lebenslänglichem Zuchthause 
Verurteilten kleiner sein wird als diejenige der dazu Begnadig¬ 
ten, kommt mein Vorschlag gerade letzteren zugute. 

Es liegt mm nicht in meiner Absicht, eine Gegenschrift 
zu verfassen, ich beschränke mich vielmehr darauf, zu zeigen, 
wo und inwieweit Liepmann meiner Auffassung nach fehl¬ 
geht. Der Leser seines Gutachtens mag sich dann schlüssig 
werden, wieviel Ueberzeugungskraft er ihm beimessen will. 


2 . 

Aehnlich wie Leuß hat Liepmann in Sachen der 
Todesstrafe ein Damaskus erlebt, 3 ) jener auf Grund persönlicher 
Wahrnehmungen, dieser an der Hand überwältigend reicher 
Massenbeobachtungen in Ländern mit und ohne Todesstrafe 

8 ) oder ist es nicht richtiger zu sagen, er sei aus einem Paulus 
ein Saulus geworden? Umgekehrt hat die Erfahrung den Obergerichts¬ 
präsidenten Müller (Luzern) von seiner ausgesprochenen Gegnerschaft 
gegen die Todesstrafe abgebracht. (Verhandlungen des schweizerischen 
Juristenvereines 1912 S. 35). Er bezeugt, daß auch viele andere Gegner 
sich von der Notwendigkeit der Todesstrafe überzeugt haben (das. S. 36). 
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erregte» daßdie Oegner sich 

mindestens' ebenso. erregt ättßem^) und verfällt Seite; nicht 
scltert in den gleichen Fehleri- denii er redet davon, wie 
einiäch kofflpUzierte Frobfeme : : eiäern .'^- Knegerverelnspathds 
erscheinen (S. 649 Atim.: Il^|| : ;ßehettbel eia Seitefth|eb aitf 
Verbindungen alter Soldaten,; ;’derA an sich unverdient und 
mir an erscheint. 

Von Löf11 ets „Königsmördeftrtc ihuh anie. u sagt Liep- 
»iann, es sei so recht ein Ausdruck, der in einer Volks¬ 
versammlung äuT Zustimmung rechnen könne (S. :71h).. Das 
kann nicht anders als ironisch gemeint sehr. Ich verteidige das 
Wort ~ schon um der Monomanie willen - nicht, daß man 
aber für die letzter» 40 jahre x r c;n einer Ep id em i e der Mord- 
auf Staatsoberhäupter und fürstliche Personen reden 
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rie Todesstrafe eine grobe Uebertreibuhg tJ$r/723) uml j 
nennt sie auf S. 578 Anm. 8 die „große'‘.saufS, 694 die „be¬ 
rühmte^- Die Oätiseförkhen lassen den Beigescbmäck der 
spehelung aidkommnn, zumal im Texte der S. 578 schlicht und 


’) Auf S, 640 Anm. 160 wehrt er sich dagegen, daß er wegen 
eines gewissen Verteidigern der Todesstrafe gemachten Vorwurfes der 
^ und auf --S. 605 sichert er die möglichst 
iiHekttose Prüfung der Frage nach der Möglichkeit von Jusfixirrtjiraeru 
öHd-nacli der Furcht vor juslizirrtümern zu, ist dem aber im treu ge¬ 
worden. 


*) Ich schreibe statt vieler Belege-einen aus den Verhandlungen des 
sriuVeizeiischen ■luristehveremes 1012 ans; Dort erklärt es der Zurichdr 



L’ir Verafllaoten & 



di& er bei Strafanstalfsleitem mit Vodiehr für d<e H'oge*; 
straie^zumeist voraussetzt (Pöllitz in dieser Zeitschrift Bd. 44 S, äf p, 
]p|k Scharfrichter- nichts -erwähnt- (Psychologie, des Verbrecher:-, pe..* - 
% 491 bis 493, 500). 
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recht, d. h. ohne die Zutat der Anführungsstriche, von der be¬ 
kannten Reichstagsrede Bismarcks gesprochen wird. Nun mag 
man über Bismarcks Gründe denken, wie man will, der un¬ 
vergängliche Wert seiner Worte besteht in der über den unmittel¬ 
baren Anlaß hinausreichenden Aufrüttelung des Verantwort¬ 
lichkeitsgefühles, das er in sich verkörpert hat wie wenige. Wenn 
L i ep m a n n nicht weiß, ob man die Furcht vor der Verantwort¬ 
lichkeit als eine Krankheit unserer Zeit hinstellen darf (S. 722), 
so wundert mich das. Ich versichere ihm, daß das Wort 
„Verantwortlichkeit“ jederzeit in jedermanns Munde ist, wenn 
man aber die Sprecher bei diesem ihrem Worte nimmt, sie aller¬ 
meist nicht zu haben sind, am wenigsten diejenigen, die sich 
am geräuschvollsten geben. Wie nun gar Liepmann als Gegen¬ 
beweis gegen Bismarck sich auf die Skrupellosigkeit berufen 
kann (S. 723), ist mir rätselhaft. Denn Skrupellosigkeit ist 
doch nicht ein Handeln im Bewußtsein der Verantwortlichkeit, 
sondern ein Handeln unter Hintenansetzung dieser und der 
Gipfel des Mangels an dem Empfinden für das, was zu verant¬ 
worten ist. Wenigstens, wenn in Wahrheit von Verantwortung 
die Rede sein soll. Der Glücksjäger z. B., der sich nicht 
zugleich strafbar gemacht hat, übernimmt nur die Haftung für 
etwaige Fehlschläge. Nicht darin aber besteht, was er zu ver¬ 
antworten hat, denn Fehlschläge können dem Vorsichtigsten 
zustoßen, es besteht vielmehr darin, daß er sich ohne Bedenken 
in mehr als gewagte Unternehmungen eingelassen und ihnen 
rücksichtslos sein oder anderer oder sein und anderer Hab und 
Gut geopfert hat. Daß, wer als Richter oder Geschworener nicht 
Scheu vor der Verantwortung eines Todesurteiles hat, ruchlos 
handelt, ist für den Fall richtig und selbstverständlich, daß 
der Richtende nicht die felsenfeste Ueberzeugung von der 
Schuld des Angeklagten gewonnen hat, sonst verkehrt. Das 
darf bei anderen Urteilen nicht anders sein und der Gedanke 
eines Justizirrtumes nicht bloß dann erschrecken, wenn es sich 
um Leben und Tod handelt (S.695). Liepmann wird unmög¬ 
lich glauben oder glauben machen wollen, daß Bismarck nicht 
so gedacht habe. Siehe S. 723. Bismarck will das Verantwort¬ 
lichkeitsgefühl schärfen, auch im Kleinen, aber so, daß es im 
Großen nicht minder standhalte und nicht zurückscheue, wenn 
da Großes auf dem Spiele steht, wo es sich sonst um Kleines 
handelt. Deshalb vermag ichLiepmanns Ansicht, daß sich 
aus Bismarcks Worten ein dem von ihm gewollten entgegen¬ 
gesetzter Schluß ergebe, nicht zu teilen. 

Liepmann wirft weiter den Anhängern der Todesstrafe 
Gefühlsüberschwang, stumpfen Rationalismus, unreflektierte 
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und oft undisziplinierte Gefühle vor (S. 58.7) und weist den 
Einwand der Unzuverlässigkeit, der nach seiner Ansicht für die 
Abschaffung der Todesstrafe sprechenden Statistik als unfaire 
Art der Diskussion zurück (S. 637), obwohl er manche Fehler¬ 
quellen zugibt und sattsam bekannt ist, was von amerikanischen 
Zahlen zu halten. Auf sie aber stützt sich L i e p m a n n beson- 
ders. Er meint sodann, daß die Rücksicht auf das Vergeltungs¬ 
bedürfnis, das die Todesstrafe fordere, mindestens ein Jahr¬ 
hundert zu spät komme (S. 581) und daß die Nachwelt die heu¬ 
tigen Apostel der Todesstrafe, vielleicht schon in einem Jahr- 
zehnte, ebenso beurteilen werde, wie wir heute die einstigen Ver- 
rechter von Rad- und Verstümraelungsstrafen (S. 609). Ich 
befürchte das nicht und halte die Gleichsetzung zwar für unan¬ 
gebracht, möchte aber gleichzeitig mit Schmidt 8 ) darauf 
Hinweisen, daß in ungeschichtliche Beurteilung verfällt, wer die 
Strafrechtspflege der Vergangenheit der Leibesstrafen wegen 
sinn- und zwecklos schilt. (Vgl. Abschnitt 5 a y.) 

Auf S. 589,584,590,591 wird Liepmann noch deutlicher, 
wenn er schreibt, es sei der Henker der Charlatan der Strafjustiz/ 3 ) 
ern merkwürdiger Atavismus, daß durch das Vergeltungsbedürf¬ 
nis der Nächstbeteiligten die Todesstrafe bei Mord so elementar 
gefordert werde, daß der Staat daran gebunden sei/ b) ein kurz- 
srentiger Aberglaube, Anarchisten, Apachen und Lustmörder 
aaurch bekämpfen zu wollen, daß man einige köpfe, der 
ulaube an die Heilkraft der Todesstrafe ein durch die Erfah- 
ung der Vergangenheit und Gegenwart längst widerlegter 
ergiaube. Eine moderne Regierung, die sich von diesem pri- 
rayen und rudimentären Strafmittel greifbaren Nutzen ver- 
precüe, betreibe Quacksalberei. Ob Liepmann sich der Be¬ 
merkung eines Schweizers, der Staat, der glaube, durch Ein- 
Ä ^ ar ^ er Strafmittel damals in der Schweiz herrschenden 
lostanden steuern zu können und in ihnen neue Kraft suche, 
J®* es w * e der Schnapser, der zur Flasche greife, um 
Fr jS^senheit zu trinken (S. 668 ), anschließt, stehe dahin, 
nnaet diese Tonart originell, ich nenne sie geschmacklos. 

• Um die Heilkraft der Strafen im allgemeinen ist es ein 
g n Ding. Jede Strafe ist eine Erfindung des Menschen- 


Bwlmil.^? e c^f^l rec ^^ sre ^ orm ihrer staatsrechtlichen und politischen 
die Verh-u~ : die Härte, des chinesischen Strafrechtes durch 

Mein« d • ss ® S erec htfertigt ist, unternimmt H e i n d 1 in dem Buche 
” eme Keise m die Strafkolonien“ S 711 hpwpispn. 


Strafkolonien“ S. 
benennt einen 
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geistes und deshalb wie alles Menschenwerk etwas Unvoll¬ 
kommenes und die Todesstrafe äußert vielleicht nicht mehr, 
zum mindesten aber nicht weniger heilkräftige Wirkung als 
andere. Liepmann sagt nicht, was er unter der Heilkraft ver¬ 
steht, sie fällt für ihn aber wohl mit der Abschreckung zu¬ 
sammen. Nun verneint er aber solche als Folge irgend¬ 
einer Strafe.’) Warum also der Ausfall gerade gegen die 
Todesstrafe? Und ist denn nicht auch die Geldstrafe in dem 
Sinne primitiv, daß wir sie in den ältesten Gesetzgebungen 
finden? 7 8 ) Einen wieviel breiteren Raum nimmt sie in den leges 
barbarorum als Wergeid und Friedensgeld gegenüber dem 
jetzigen Rechte ein? Selbst und gerade vorsätzliche Tötungs¬ 
verbrechen konnten durch Zahlung entgolten werden. Die Geld¬ 
strafe herrschte zu Anfang des Mittelalters wie die Strafen an 
Hals und Hand und an Haut und Haar gegen dessen Ausgang 
und während der ersten Jahrhunderte der Neuzeit. Von 
manchen Seiten wird über ein Zuviel an Geldstrafen geklagt, 
von weit mehr und maßgebenderen aber mit Eifer an ihrem 
Ausbaue in Androhung und Anwendung gearbeitet. 

Ein Strafmittel, das, seit Jahrtausenden allenthalben an¬ 
gewandt, bis auf den heutigen Tag bei der überwiegenden 
Mehrzahl zivilisierter und zivilisiertester Völker im Gebrauche 
geblieben und verschiedentlich, wo es abgeschafft gewesen, 
wieder eingeführt, im Deutschen Reiche seit 1871 sogar zwei¬ 
mal ausgedehnt worden ist und in dessen neuem Strafgesetz¬ 
buche weiter ausgedehnt werden soll (V. E. § 100), muß ur- 
kräftige Wurzeln haben und läßt sich mit der absprechenden 
Benamsung „rudimentär“ nicht abtun. 

Liepmann setzt diese Art Angriffe fort, indem er eine 
Aeußerung Foersters sich zunutze macht, daß der Schrei 
nach der Todesstrafe vielfach nicht aus gesundem Ernste, son¬ 
dern aus einem durch grausige Taten gestörten Nervensysteme 
komme und alle Zeichen neurasthenischer Erregung an sich 
trage (S. 589 Anm. 27), und sich auf Mittermaier beruft, 
der es, töricht nennt, den Mangel der Irreparabilität nach dem 
Vorgänge Bismarcks für die Freiheitsstrafe anführen zu wol¬ 
len (S. 723 Anm. 308). Ich komme auf den zweiten Vorwurf 
im Abschnitte 11b zurück. 


7 ) Siehe Abschnitt 13a a.) 

8 ) Siehe Winkler Die Gesetze Hammurabis (um 2250 v. Chr.), 
namentlich §§ 207 bis 209, §§211 bis 214, §§ 259, 260. 
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3. 

Wenn Liepmann sich darauf stützt, daß wir ganze Bib¬ 
liotheken von Werken gegen die Todesstrafe, aber wenige zu 
ihren Gunsten haben, so führe ich das nicht darauf zurück, daß 
der Glaube an die Unentbehrlichkeit der Todesstrafe nicht mehr 
aufrecht erhalten werden könne (S. 586), sondern erblicke darin 
eine gewisse Lässigkeit der Anhänger gegenüber der Rührigkeit 
der Widersacher der Todesstrafe, eine Lässigkeit, die vom Gefühle 
des durch das geltende Recht verbrieften Besitzstandes aus die 
Gegenseite unterschätzt. Es wäre daher gut, wenn die Für¬ 
sprecher der Todesstrafe sich mehr regen möchten. Einem ähn¬ 
lichen Gedanken sind ja zur Bekämpfung der soziologischen 
Schule die „Kritischen Beiträge zur Strafrechtsreform“ von 
v. Birkmeyer und Nagel entsprungen. 

Ob Liepmann damit Recht hat, daß heute alle, die An¬ 
spruch auf Sachkunde erheben dürfen, darüber einig sind, es 
sei niemals selbstverständlich, daß ein neues Strafgesetzbuch 
in Kulturländern die Todesstrafe weiter bestehen lasse (S. 573), 
möge auf sich beruhen. Ist dem so, dann bedeutet es dennoch 
eine Verschiebung der Beweislast, wenn nicht die Entbehrlich¬ 
keit, sondern die Unentbehrlichkeit dieses Strafmittels als thema 
probandum angesehen wird (S. 722). 

4. 

Hier breche ich mit dem ab, was ich Liepmanns Aus¬ 
führungen formaler Natur entgegenzusetzen habe. Meine sach¬ 
lichen Einwendungen knüpfe ich an die vorstehend berührte Be¬ 
hauptung von der Entbehrlichkeit der Todesstrafe an, die nach 
der S. 586 aufgestellten Formel, 

daß die Abschaffung der Todesstrafe ohne Schaden 
für die Rechtssicherheit des Einzelnen wie des 
Staatsorganismus durchgeführt werden könne, 

Kern und Stern des Gutachtens bildet. 

Liepmann erkennt an, daß die Gesellschaft vor neuen 
Verbrechen des Hingerichteten sicher sei, meint aber, 
dieser Vorzug könne auf rationellere Art erreicht wer- 
u 587), und erkennt ferner an, daß es Aus¬ 
nahmefälle für die Anwendung der Todesstrafe gebe (S. 584 
Anm. 17, S. 765). Auf beides ist später einzugehen*). An 
dieser Stelle betone ich, daß für die Beibehaltung oder Ab¬ 
schaffung d er Todesstrafe der Gesichtspunkt der Unentbehr- 

*) Siehe die Abschnitte 16 und 6. ^ 

Blatter für Oefängniskunde. Band XLVII. 
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lichkeit oder Entbehrlichkeit nicht die alle sonstigen ver¬ 
drängende Rolle spielen darf. Wenn alles Entbehrliche über 
Bord geworfen werden sollte, gäbe es ein großes Aufräumen. 
Einige Beispiele: Die weitaus überwiegende Mehrzahl der 
Juristen will von den Schwurgerichten nichts wissen (S. 697) 10 ), 
trotzdem werden wir sie nicht los. Die Oeffentlichkeit der Ge¬ 
richtsverhandlungen soll, weil schädlich, gesetzlich aus¬ 
geschlossen werden (§ 172 I Abs. 1 des Entwurfes der StPrO.) 
und wird tatsächlich ausgeschlossen bei jugendlichen Ange¬ 
klagten, aber für Erwachsene bleibt es beim alten. 11 ) Der 
V. E. behält den § 37 StGB, bei, obwohl die Begründung zu 
§ 49 dessen geringen praktischen Wert nicht verkennt. Eine 
weitschichtige Literatur führt den Kampf wider die kurzzeitigen 
Freiheitsstrafen, glejchwohl gelingt es nicht einmal, die weniger 
als eine Woche betragenden auszumerzen. 12 ) Ich persönlich 
halte als fernere, ohne viel Besinnen mir zur Hand liegende 
Beispiele die §§ 170, 196, 201, 206, 238 StPrO. 18 ) und bei 
gleichzeitiger Aenderung der §§ 211, 212 StGB. (§§ 210, 211 
des V. E.) den § 217 (§ 216 des V. E.) für entbehrlich. Wer hat 
in folgendem, gerade die Strafen angehenden Streite recht? 
Das StGB, kennt vier Freiheitsstrafen — eine mit Spaltung in 
zwei Abarten (Haft) — als Hauptstrafen, eine (Arbeitshaus) 
als Nebenstrafe. Der V. E. will drei Freiheitsstrafen und das 
Arbeitshaus als sichernde Maßnahme. Der Gegenentwurf 
schlägt drei Freiheitsstrafen und zwei Arten der Freiheitsent¬ 
ziehung (Arbeitshaus und Verwahrungsanstalt) als sichernde 
Maßnahmen vor. Die Strafrechtskommission wünscht neben 
diesen vier Freiheitsstrafen. Ich begnüge mich unter Aus¬ 
gestaltung des Arbeitshauses zur Hauptstrafe mit drei Frei¬ 
heitsstrafen. Was ist nun davon entbehrlich, was nicht? 

Haben wir es denn außerdem im Rechte nur mit dem 
Unentbehrlichen oder wenigstens Notwendigen und nicht viel¬ 
mehr häufig mit dem bloß Nützlichen 14 ) oder Zweckmäßigen 

10 ) Das bezeugt Liepmann auch in seinem und Mitter- 
maiers Beiträgen zur Frage der Schwurgerichte und Schöffengerichte 
Bd. 1 S. 156. Er freilich tritt für sie ein, wennschon nur nach Um¬ 
gestaltung. Zu vgl. S. 697 Anm. 265 des Gutachtens. 

“) Man sollte meinen, daß dieses „Palladiums fortgeschrittener 
Rechtspflege“ gerade die Jugendlichen sich erfreuen müßten. 

12 ) Wofür neuestens wieder Mittermaier eingetreten ist. Vgl. 
Bd. 46 S. 554 dieser Zeitschrift. 

13 ) Vgl. die entsprechenden §§ 177, 197, 193 Abs. 3 bis 5, §§ 238, 
300 des Entwurfes der StPrO. 

u ) Der Vorkämpfer der Abschaffung der Todesstrafe, Beccaria, 
lehnte letztere als weder notwendig, noch nützlich (S. 572) ab. Zur 
Ueberwindung seiner Gegnerschaft bedarf es daher nicht des Beweises 
der Unentbehrlichkeit. Alles Unentbehrliche ist zwar notwendig, aber 
nicht alles Notwendige unentbehrlich. Denn das Notwendige reicht 
weiter als das Unentbehrliche. 



zü tun? Das Strafrecht macht (iarin .keine Ausnahme 
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Selbst wenn nun die Todesstrafe entbehrlich wäre, ist es 
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strafe. Bei den schwersten Verbrechen ist das Verlangen nach 
Vergeltung am: stärksten und die Todesstrafe entspricht dem 
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Die psychologischen Unterschiede zwischen Mord 
und Totschlag sind sicherlich nicht zu halten und 
die Praxis verwischt sie vollständig. Entscheidend ist in 
den seltensten Fällen die Legalinterpretation, sondern meist 
eine Fülle von imponderabilen Momenten. 20 a) 

Diesen Momenten, deren er noch auf S. 762 gedenkt, mißt 
also auch er maßgebliche Bedeutung bei. Warum verwirft er sie 
nun so heftig, wenn sie sich zugunsten der Todesstrafe geltend 
machen?“) Auf der letzt jährigen Tagung des schweizerischen 
Juristenvereines hat Zürcher erklärt, bei der Todesstrafe sei 
Vieles Gefühlssache, und zugegeben, daß eine andere als seine 

— der Todesstrafe abholde — Art, zu fühlen, volle Berech¬ 
tigung haben möge (Verhandlungen S. 21), und Finger 
spricht sich a. a. O. S. 361 dahin aus, daß eine Reihe impon- 
derabiler Momente bei Entscheidung der Frage, ob Todesstrafe 
oder nicht, mitwirke, ohne daß er dies mißbilligt. 

Uebrigens kommt es bei obigem nicht bloß auf die Ge¬ 
schworenen, sondern auch auf — wie es nicht anders sein kann 

— schwankende Uebung der Anklagebehörden und der Eröff- 
nungskammem an. Aus dem Auf und Ab der Todesurteile 
sind also für den Wert oder Unwert der Todesstrafe keine 
Schlüsse zu gewinnen. Und nun gar, was Liepmann über die¬ 
jenigen amerikanischen Staaten sagt, die die Todesstrafe ab¬ 
geschafft haben. Die Wirkung soll eine Erhöhung des Gesell¬ 
schaftsschutzes sein. Vordem hätten die Geschworenen in vie¬ 
len Fällen zu einem Schuldig sich nicht entschließen können. 
In Maine sei die Zahl der in den 20 Jahren seit Abschaffung 
der Todesstrafe wegen Mordes Verurteilten auf 64,5 gegen 
15,4 Prozent der Angeklagten in den vorhergegangenen 
16 Jahren gestiegen (S. 634). Haben die Geschworenen 
pflichtgemäß gehandelt, dann ist eine Zunahme der Morde um 
das Vierfache, also doch mindestens nicht die Entbehrlichkeit 
der Todesstrafe, erwiesen. Oder die Geschworenen sind früher 
oder jetzt oder beide Male pflichtvergessen gewesen, ehedem 
weil sie die Verantwortung für die Todesurteile nicht auf sich 
nehmen mochten, neuerdings, weil sie es mit der Verantwortung 
zu leicht nahmen. Mithin redet die Statistik eine deutliche 
Sprache gegen Liepmann oder sie beweist nichts für 
ihn, aber alles für die Wahrheit der Worte Bis¬ 
marcks über den Mangel des Verantwortlichkeits- 

20 a) Daß die Unterscheidung von Mord und Totschlag im StrQB. 
unhaltbar ist, suchen meine Ausführungen in Bd. 46 S. 37 ff. dieser Zeit¬ 
schrift zu beweisen und bestätigt bis zu einem gewissen Grade § 100 
des V.E. 

21 ) Siehe Abschnitt 5d. 
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gefühls. Von Michigan gilt dasselbe. Vor Abschaffung 
der Todesstrafe waren Morde nicht selten, aber Verurtei¬ 
lungen konnten selten oder nie erzielt werden. Ver¬ 
urteilung und Strafe ist jetzt viel sicherer (S. 629). Ist die 
Zahl der Morde in Maine tatsächlich so stark gestiegen, 
dann weiß ich nicht, inwiefern die Gesellschaft sich jetzt dort 
höheren Schutzes erfreut. Traurig aber wäre es, wenn er in 
diesem und in anderen Staaten durch Pflichtvergessenheit der 
Volksgerichte erkauft wäre. 


5. 

a. Die Kultur ist ein Erzeugnis allmählicher Entwicklung 
und Fortbildung, das Recht gleich der ihm verschwisterten 
Sitte und Sittlichkeit, wie bemerkt, eine ihrer Teilerscheinungen. 
Die Kultur baut auf und baut aus Gedanken, Ergebnisse, 
Errungenschaften und Einrichtungen der Vergangenheit“), 
stößt ab, was sie nicht mehr brauchbar dünkt, und nimmt auf, 
wovon sie sich ein Fortschreiten verspricht. Woher wir im 
letzten Grunde die Begriffe von Sitte und Sittlichkeit, von Recht 
und Rechten haben, wir wissen es nicht und werden’s nicht 
ergründen. So viel aber ist sicher, daß niemand das, was wir 
Rechtsempfinden, Rechtsgefühl, Rechtsbewußtsein nennen, 
lediglich aus sich selbst hat und sich selbst schafft, daß es 
vielmehr mindestens in demselben Maße angeboren und an¬ 
erzogen als selbsterworben ist. Was sollte oder würde werden, 
wenn jeder Neugeborene jene Empfindungen und Vorstellungen 
völlig von neuem zu entwickeln hätte? Zudem sind es gerade 
die Universitätslehrer, die zur Wahrung der geschichtlichen 
Zusammenhänge, der „Kontinuität“ im Rechte, mahnen und 
der Gesetzgeber folgt ihnen, indem er bei neuen Gesetzen die 
Kontinuität mit den alten wahrt“) Es ist also nicht Rück¬ 
ständigkeit, die uns an der Todesstrafe festhalten läßt. 

b. Der Hinweis darauf, daß die Verstümmelungs- und die 
geschärften Todesstrafen gefahrlos beseitigt seien (S. 573, 581) 
und es sich bei der heutigen Todesstrafe um ein altes Strafmittel 
aus dem Mittelalter — doch nicht bloß dieses — (S. 590), 
einen Rest der mittelalterlichen — nur dieser? — Strafjustiz 
(S. 609), einen kümmerlichen Rest der alten Blutjustiz (S. 583) 

., “) Mayer a. a. O. S. 18: Die kulturelle Tradition, die in jedem 
Volke von Generation zu Generation getragen wird, hat tausend unend- 
lieh feine Wege. 

*) Mayer a. a. O. S. 25. 
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handle, 24 ) verfängt nicht. Denn während die Todesstrafe das 
— weil nächstliegende und schnellstwirkende — ursprüng¬ 
lichste Strafmittel war* gehören die verstümmelnden Strafen zu 
dieser Blutjustiz nicht. Sie und die Todesstrafe stehen 
nicht in logischem und nicht überall in geschichtlichem Zu¬ 
sammenhänge. 

a ) Denn den Griechen des Altertumes waren Todesstrafen 
wohlbekannt, galt aber die Strafe der Verstümmelung als bar¬ 
barisch. Sie ist daher dem attischen Rechte völlig fremd und 
sonst, soweit erwähnt, unsicher bezeugt”) Es soll durch 
Zaleukos im Stammesrechte der unteritalischen Lokrer 
und. durch Charondas im Stadtrechte von Kat an a der 
Verlust des Auges als Talion, durch Zaleukos auch die Blen¬ 
dung des Ehebrechers angedroht worden sein”) Wenn über¬ 
haupt, stehen also vereinzelte Fälle bei einzelnen Völkerschaften 
in Frage. 

ß) Dem römischen Rechte waren in mannigfachen For¬ 
men die Todesstrafe und die Prügelstrafe von Anbeginn zu eigen, 
aber während seiner klassischen Zeit strafweise Verstümmelun¬ 
gen unbekannt. In den zwölf Tafeln heißt es allerdings: si 
membrum rupsit, ni cum eo pacit, talio esto. Es handelte sich 
also um einen einzelnen, festumschriebenen und engbegrenzten 
Tatbestand, der nach dem Grundsätze Maß für Maß vergolten 
wurde. Der ihm nahestehende des os fractum war mit fest¬ 
bestimmter Geldstrafe bedroht, also einer erweiterten An¬ 
wendung der talio ein Riegel vorgeschoben. Diese trat nur 
ein, n i pacit, nicht s i pacit. Sie war also nicht die eigentliche, 
auch nicht die bei Nichtzahlung hilfsweise eintretende, ja 

“) Mit dem Hinweise auf den jetzt so engen Kreis angedrohter 
und vollzogener Todesstrafen kann sich Liepmann nicht genug tun. Er 
redet von dem verschwindenden Reste ihrer einstigen Blüte (S. 608), 
von dem ganz verschwindenden Reste im Vergleiche zu den einstigen 
Kapitalverbrechen (S. 581), von der verschwindenden Anwendung in 
Schweden (S.691), davon, daß sie in Ungarn gegenüber den sonstigen 
Strafmitteln nur .verschwindend in Betracht kommen (S. 687), von einem 
ganz verschwindenden Anwendungsgebiete wirklich vollstreckter Verur¬ 
teilungen zum Tode in Oesterreich (S. 684). Beides kann einmal 
wieder anders werden. Siehe Abschnitt 6 a. E. 

Uebertrieben sind die Behauptungen, daß die Todesstrafe Jahr¬ 
hunderte hindurch die Strafe schlechthin (S. 605 Anm. 661 und durch 
Jahrtausende ein alltägliches Heilmittel für 'den Staat (S. 604) ge¬ 
wesen sei. 

”) Mommsen Zum ältesten Strafrechte der Kulturvölker S. 27 
(v. Willamowitz-Möllendorff). 

**) Mommsen a. a. O. S. 17 (Freudenthal). Also ist 
Wredes Behauptung, die Hellenen hätten das Augenausstechen als 
vomehmliche Strafe des Ehebruches angewandt, mindestens in dieser 
Allgemeinheit unrichtig (Die Körperstrafen S. 401). 



55 


eigentlich überhaupt keine Strafe, ihre Androhung vielmehr 
ein starkes Zwangsmittel, daß der Täter sich mit dem Ge¬ 
schädigten vergleiche. Gelang das nicht, so trat sie als Be¬ 
strafung nicht sowohl für die Verletzung als für das. Nicht¬ 
zustandebringen des Vergleiches ein. Der Zwölftafelgesetz¬ 
gebung mochte der aus dem membrum ruptum. erwachsende 
Schaden so schwer oder so wenig geeignet erscheinen, ein- für 
allemal abgeschätzt zu werden, daß sie die Strafe der Verein¬ 
barung überließ. Kam der Schuldige letzterer nicht nach, so 
wurde er im Wege der Zwangsvollstreckung verkauft, selbst 
getötet, beim Vorhandensein mehrerer Gläubiger sogar in 
Stücke geschnitten. Nur wenn der Schuldige sich mit dem 
Verletzten nicht einigen konnte oder wollte, kam es zur talio. 
Wie dem aber immer sei, 27 ) das Recht der Römer hat in seiner 
ersten Zeit die (private) Talionsstrafe schlimmstenfalls für 
einen Ta tbestand zugelassen, während seiner mittleren, zu- 

”) Es handelt sich noch um den zwiefachen Gegensatz zwischen 
membrum und os einer- und zwischen rumpere und frangere andrerseits. 
Nicht jedes membrum ist zugleich os, z. B. nicht Auge, Ohr, innere 
Organe, und nicht alle ossa werden als membra angesehen, nämlich 
diejenigen nicht, die Teile eines Ganzen oder einer Gesamtheit sind und 
nicht für sich allein, sondern im Verbände Zwecken dienen und Aufgaben 
erfüllen, wie die Knöchel im Gehörgange, einzelne Zähne oder einzelne 
Knochen des Schädels. Rumpere bedeutet. hier offenbar Zerstören, Ver¬ 
nichten, wie ja denn auch das testamentum ruptum keine rechtlichen 
Spuren hinterläßt — non valet, nullas vires habet: Gaius 2, 144 
~ frangere, was sich daraus ergibt, daß bei G a i u s 3, 223 das 
collidere dem frangere an die Seite gestellt wird, daß bei Horaz 
der aufrechte Mann die ruinae des fr actus orbis furchtlos auf sich herab¬ 
stürzen sieht, und daß fragmentum, das doch ein Teil der Substanz ist, von 
frangere abstammt, das Brechen unter Erhaltung der Substanz. Weun 
nun das membrum ein os ist, so galt naturgemäß auch für dieses die 
Satzung wegen des rumpere, für jenes wegen des frangere. Die Fälle 
des bloßen membrum als ruptum und des bloßen os als fractum folgen 
von selbst der gesetzlichen Regel. Das bloße os als ruptum genoß den 
Schutz des os als fractum. Denn hier schloß das Kleinere das Größere 
in sich, wenn nicht der Widersinn herauskommen sollte, daß die leichtere 
Verletzung bestraft worden wäre, die schwerere nicht. Eine Lücke 
ergäbe sich freilich für die bloße Beschädigung eines membrum, das 
nicht zugleich as ist. In dem Falle erübrigte nur eine Vereinbarung, 
< * eren Nichtzustandekommen eine talio nicht nach sich zog. 

Oder sollte gemeint sein, daß membrum nur sei, was nicht os ist, 
oder daß das os als membrum rechtlich nur als solches in Betracht 
Kemme, also nur als membrum ruptum, nicht aber gegebenenfalls auch 
als os fractum? 

, ! c Ji habe bei dem Gegenstände länger verweilt, weil er einerseits 
rechtliches Interesse genug bietet, andrerseits an sich wie bei den 
Zweifeln der Auslegung des Gesetzes die talio zu sonderlicher Bedeutung 
Kaum gelangt sein wird. 

o u hfehenbei bemerkt, unterscheidet auch die heutige ärztliche Wissen¬ 
schaft Rupturen und Frakturen, versteht aber unter jenen Zerreißungen 
acs Zusammenhanges organischer Gebilde infolge übermäßiger Dehnung. 
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gleich ausgedehntesten und reifsten Periode auf die Verstüm¬ 
melungsstrafen verzichtet, sie aber seit der späten Kaiserzeit 
in Fülle hervorgebracht. 

y) ' Die umgekehrte Entwicklung weist das deutsche Recht 
auf. Im taciteischen Germanien gab es wohl die Todesstrafe 
des Hängens und des Ertränkens und Leibesstrafen in Gestalt 
von Schlägen, namentlich als Auspeitschen von Ehebrecherin¬ 
nen und Sklaven, aber keine, die verstümmelt hätte. Es ist 
nun von dieser und jener Seite gesagt worden, die Germania 
des Tacitus sei eineTendenzschrift und weder darauf angelegt, 
noch dazu angetan, ein erschöpfendes Bild der Rechtszustände 
in der deutschen Vorzeit zu geben, so daß sehr wohl mehr und 
andere als die darin berichteten Strafen bestanden haben kön- 
ten. Das ist möglich, aber nicht recht wahrscheinlich. Gab es 
doch neben der Todes- und der Prügel- die Vermögensstrafe 
und den Ausschluß aus der Volksgemeinschaft. Dem Römer des 
ersten nachchristlichen Jahrhunderts waren diese Dinge, ob¬ 
zwar hier und da in veränderter Form, aus seinem Rechte 
bekannt, aber nicht bekannt verstümmelnde Strafen, so daß es 
sehr auffällig wäre, wenn Tacitus von ihnen geschwiegen hätte, 
falls sie in Gebrauch gewesen wären. Mit weniger wichtigen 
Strafen möchte es anders sein, wennschon sich solche bei den 
damaligen einfachen Verhältnissen nicht gut voraussetzen 
lassen. 

Während der Stürme der Völkerwanderung wurden aus 
rauhen rohe Zeiten und Sitten, die wegen der dann folgenden 
unaufhörlichen Fehden und Kriege im Innern und nach Außen 
selbst noch nach der Renaissance und Reformation mehr und 
mehr verwilderten. Ihnen entsprachen fürchterliche, sich der 
Zahl nach häufende, der Art nach mehrende Verbrechen. In 
breitem Strome hatten die Germanen die römischen Provinzen 
überflutet. Wennschon sie sich zu Herren des Landes machten, 
ließen sie doch den Bewohnern ihr Recht, das sie vermöge der 
unvermeidlichen und unausgesetzten Berührung mit ihnen ken¬ 
nen lernten und gegen das sie sich in der Zeit von etwa 500 bis 
800 n. Chr. durch Aufzeichnung der Stammesrechte 28 ) abzu¬ 
schließen suchten. Trotz dessen weisen manche, sogar einige 
der ältesten, dieser leges barbarorum, gewisse Spuren der Ein- 
wirkung de s römischen Rechtes auf“) Die Bekanntschaft mit 

“) und zwar in lateinischer Sprache, ein Beweis dafür, wie schnell 
sich römische Art bei ihnen Bahn brach. 

*) Uebrigens waren die lex Burgundionum und die lex Visigothorum 
nicht Stammesrechte, sondern für die Einwohner des Burgunder- und 
des Westgotenreiches ohne Unterschied zwischen germanischer und 
römischer Nationalität erflossene Gesetzgebüngen. Daneben wurden 
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ihm und den zahlreichen und häufigen Verstümmelungsstrafen 
seiner Spätzeit wurde noch inniger durch den steigenden Ein¬ 
fluß der Kirche, die nach eigenem Rechte lebte und als solches 
das römische sich erkoren hatte, dessen förmliche Rezeption 
als gemeines Kaiserrecht schließlich 1495 ausgesprochen 
wurde.“) Etwas anderes kam hinzu. Das war der durch die 
Christianisierung vermittelte Glaube an den göttlichen Ur¬ 
sprung des gesamten biblischen Kanons und damit der mo¬ 
saischen Gesetzgebung, die der Talionsstrafe ein weites Feld 
einräumt”) und des Handabhauens an besonderer Stelle ge¬ 
denkt. 32 ) 

Aber nicht bloß äußere, sondern auch innere Ursachen 
haben das Umsichgreifen der verstümmelnden Strafen nach sich 
gezogen. Die bei T a c i t u s vorkommenden Vermögensstrafen 
fanden, wie in Abschnitt 2 erwähnt, in den Volksrechten breite 
Anwendung, selbst bei todeswürdigen Verbrechen“) Nun war 
aber Deutschland ein im Grunde genommen armes Land, das 

für die römischen Untertanen die lex Romana Burgundionutn und die 
lex Romana Visigothorum verfaßt, was gründliche Beschäftigung mit 
dem römischen Rechte notwendig gemacht hatte. Erst und allein in 
dem als einem der letzten ergangenen Gesetze der Westgoten findet sich 
die Talion, ferner in ihm und einigen anderen vereinzelt und zum Teile 
nur der Verschärfung der Todesstrafe dienend, und zwar um so häufiger, 
in je jüngerer Zeit sie entstanden sind, die Verstümmelung vor. Sie 
strafte den Verbrecher an dem Gliede, m i t dem er Unrecht getan hatte, 
nicht an dem Gliede, an dem er dem andern Unrecht getan hatte, war 
also insoweit keine Talion. Man kann darin eine Art Symbolik erblicken, 
dieTacitus in den zu seiner Zeit bei den Germanen üblichen Todes¬ 
strafen wahrgenommen hat. 

*°) Die — nicht in complexu und nur in subsidium erfolgte — Re¬ 
zeption ist frelich für das öffentliche und insonderheit das Strafrecht 
von recht mäßiger Bedeutung gewesen. 

”) 2. Mos. 21, 24 bis 25, 3. Mos. 24, 19 bis 20, 5. Mos. 19, 21. 

) 5. Mos. 21, 12. Gerade diese ist die hauptsächlichste Verstüm¬ 
melungsstrafe des Sachsenspiegels. Sie findet sich schon bei Ham- 
m urabi §§ 145, 218, 226 und noch bis 1832 in Frankreich als Ver¬ 
schärfung der Todesstrafe in zwei Fällen (George: Humanität und 
Knrainalstrafen, S. 219). Zu Ehren des jüdischen Strafrechtes 
verdient indessen hervorgehoben zu werden, daß neben ungemein zahl¬ 
reichen, auf Erwürgen, Kreuzigen (Hängen), Verbrennen und Steinigen 
gerichteten dieser der einzige Verstümmelung heischende Gesetzes- 
cf * ” ^ ? r a ^ n det eine einzelne und ihrer Natur nach vereinzelte 
Straftat und trifft ausschließlich weibliche Personen. Es läßt sich daher 
m ihm wohl mehr als ein bloßer Schönheitsfehler des Gesetzbuches, 
a * )er “icht mehr als eine kasuistische Abirrung erblicken. 

■ i ) Liepmanns Hinweis auf den Abkauf der Blutrache im Franken- 
? lc he,(S. 584) beweist nichts für die heutige Zeit. Die Anerkennung 
der Blutrache bezeugt vielmehr nur den damals in der Hauptsache 
privaten Charakter des Strafrechtes und das Bestehen einer noch nicht 
genügend erstarkten und ihrer Aufgabe sich nicht hinreichend bewußten 
staatlichen Strafgewalt. 
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bis über das Ende des Mittelalters hinaus stark in der Natural¬ 
wirtschaft stak und den größten Teil seiner Bevölkerung in 
Dürftigkeit dahinleben ließ, so daß nur einem kleinen Kreise 
hohe Geldstrafen erschwinglich waren. Aus dem auf eigener 
Scholle hausenden Gemeinfreien war mehr und mehr der 
Hörige geworden. Ungeachtet seiner blutigen Strenge läßt 
ferner das Strafrecht Züge einer gewissen Verfeinerung der 
Rechtsauffassung erkennen, indem einerseits die Geldstrafe als 
bei schweren Verbrechen unangemessen eingeschränkt, andrer¬ 
seits die Todesstrafe in manchen Fällen als nicht mehr am 
Platze beseitigt wurde, wofür sie dann allerdings wieder bei 
anderen Tatbeständen Anwendung fand. Friedloslegung und 
später Aechtung, die den Verbrecher vogelfrei machten, so daß 
er von jedermann straflos* getötet werden durfte, paßten schließ¬ 
lich nicht mehr in die staatlich erstarkten Verhältnisse. Frei¬ 
heitsstrafen im Sinne der Neuzeit waren unbekannt“) _ So ver¬ 
fiel man denn mehr und mehr auf die Verstümmelungen als 
selbständige Strafmittel und als Verschärfungen der Todes¬ 
strafe. Seit annähernd zwei Jahrhunderten sind wir zu einem 
Zustande zurückgekehrt, der bei unseren Vorfahren bis vor 
1500 Jahren herrschte: wir haben uns der Verstümmelungs¬ 
strafen entledigt, aber die Todesstrafe beibehalten. 

c. Mit alledem biete ich kaum etwas Neues. Dahin geht 
mein Vorhaben aber auch nicht. In einiger absichtlicher Aus¬ 
führlichkeit habe ich vielmehr zeigen wollen, daß Todesstrafe 
und Verstümmelungsstrafen nichts gemein haben. Sie sind 
nicht eines Wesens und die Beseitigung dieser ist gegenstands¬ 
los für das Fortbestehen jener. Weil die Dinge jetzt von Grund 
aus anders liegen, ist für verstümmelnde Strafen kein Raum 
mehr. Sie verdankten ihr Aufkeimen und Emporwachsen beson¬ 
deren Umständen, die Todesstrafe aber beruht auf allgemeinen 
Gründen. Davon unabhängig ist das nach den jeweiligen Ver¬ 
hältnissen und Anschauungen sich richtende Maß ihrer An¬ 
drohung (Vorkommen und Bewertung gewisser Verbrechen.) 
Das ist aber nicht ihr allein, sondern allen Strafmitteln eigen. 
Gleich ihr, die dennoch, wie mehrfach erwähnt, ihr Geltungs¬ 
gebiet allmählich erweitert, sind z. B. die lebenslänglichen 
Strafen wesentlich beschränkt worden. Den Verweis, den die 
Reichsgesetzgebung nur bei Jugendlichen kennt, haben mehrere 
deutsche Staaten als.Strafe auch gegen Erwachsene angewandt 
und will dieselbe Reichsgesetzgebung auf Erwachsene aus¬ 
dehnen. 

**) Das Gefängnis noch nicht entdeckt, wie es S c h m i d t a. a. O. 
S. 186 ausdrückt. 
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Die Verstümmelungsstrafen stellen eine Episode dar, frei¬ 
lich eine langdauemde' und grausige. Gewollte Qual war ihre 
Wirkung und Wesenheit (S. 595). Davon haben wir uns 
freigemacht und ist bei der heutigen Todesstrafe nicht die Rede. 
Die Todesstrafe hat nichts Episodenhaftes an sich und besteht 
fort, weil ihre Voraussetzungen fortdauem, während die ver¬ 
stümmelnden Leibesstrafen verschwinden mußten, nachdem 
deren Voraussetzungen weggefallen waren. 

d. Ohne Grund wirft daher Liepmann ihren Anhängern 
Rückständigkeit vor, wenn er in einemfort gegen sie in Sätzen 
wettert, wie diesen: Rechtsansichten, die auf alten Traditionen 
ruhen, sind schwerfällige Massen (S. 644) Ma ), wer unter dem 
Einflüsse starker gefühlsmäßiger Anhänglichkeit an die Todes¬ 
strafe steht, der ist durch Gründe nicht leicht zu überzeugen 
(S. 705), der Verstand ist im Allgemeinen machtlos gegen er¬ 
erbte, gefühlsmäßig verankerte Traditionen (S. 695), eine 
ererbte, tiefgewurzelte Gefühlsrichtung läßt sich nicht leicht 
durch Verstandeserwägungen verdrängen (S. 724), der gefühls¬ 
mäßige Glaube an den Wert der Todesstrafe ist stärker als alle 
Vernunft (S. 673), die Anhänger der Todesstrafe kämpfen 
überall unter dem Einflüsse vererbter Gefühle (S. 587), stets 
unreflektierte und oft undisziplinierte Gefühle bilden den Unter¬ 
ton ihrer Argumentationen (das.), ihre Gedankenwelt zieht im 
Wesentlichen aus ererbten Traditionen und Gefühlen ihre Nah¬ 
rung (S. 637), ihr Gefühl, durch Jahrtausende und Genera¬ 
tionen ererbte Instinkte erklären ihren Standpunkt und die 
Zähigkeit, mit der sie ihn festhalten (S. 695), nur ererbte In¬ 
stinkte können den Blick gegen den Unwert der Todesstrafe 
verschließen (S. 609), elementare Instinkte haben in manchen 
Kantonen der Schweiz zugunsten der Todesstrafe gesprochen 
(S. 660). 


6 . 

In gewissem Zusammenhänge damit weist Liepmann die 
Berufung auf die Volkspsyche — er schreibt das Wort nur mit 
Anführungsstrichen (S. 581, 587, 695) — von der Hand. Er 
redet von ihr als von einem Götzen, der sonst mit aller Macht 
aus der Strafrechtspflege verjagt sei (S. 581). Die Bezeich¬ 
nung ist Geschmackssache, der sachliche Teil des Satzes mit 
einem großen Fragezeichen zu versehen. Auf das Verlangen 
des Volkes nach der Todesstrafe wendet Liepmann das Wort 
eines Schweizers an, dem das Volk lieb ist, wenn es nach seinem 
Wunsche stimmt, das er aber nicht fragt, wenn er fürchtet, es 


M a) nach Berner. 
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spreche sich anders aus. 33 ) Ich will über diese sozusagen dop¬ 
pelte Moral nicht rechten und bekenne, daß auch ich von jenem 
Grunde nicht viel halte. 3 ') Aber L i e p m a n n selbst erkennt ihn 
sonst an. In seinem Aufsatze über die Schwurgerichte erklärt 
er deren Beibehaltung im Entwürfe der StrPrO. als keiner Er¬ 
klärung bedürftig, weil sich gegen den Vorschlag der, Auf¬ 
hebung in den Jahren 1873 und 1905 die öffentliche Meinung 
geregt habe, 37 ) und er rechtfertigt die ausnahmsweise Bei¬ 
behaltung der Todesstrafe damit, daß in diesen Fällen — Revo¬ 
lution, Kriegsrecht, koloniale Zustände — mit einer anderen 
Psychologie der Massen“) gerechnet werden müsse (S. 584 
Anm. 17). Dies Zugeständnis bringt nach meiner Auffassung 
in Liepmanns Darlegungen einen unheilbaren Riß. Eine Recht¬ 
fertigung gibt er nicht. Wie sie in einer von der unter gewöhn¬ 
lichen Zeitläuften und Verhältnissen abweichenden seelischen 
Stimmung oder Verfassung der Massen soll gefunden werden 
können, verstehe ich nicht ohne weiteres, es sei denn, es werde 
damit den Imponderabilien Rechnung getragen. Für den Fall 
ist aber nicht einzusehen, warum diese nur für Kriegs- und 
ähnliche Zeiten Geltung haben sollen, sonst aber mit nichts 
weniger als liebkosenden Bezeichnungen belegt werden. Ver¬ 
hält es sich anders, wie ist es dann möglich, die Bedenken wegen 
Justizirrtümes und wegen Irreparabilität und Unteilbarkeit der 
Todesstrafe für bewegte oder erregte Zeiten kurzer Hand über 
Bord zu werfen? Wenn überhaupt, ist am ehesten in solchen 
Zeiten die Gefahr des Justizirrtumes gegeben. 

Treffen Liepmanns Gründe gegen die Todesstrafe zu, 
dann müssen sie allgemeingiltig sein. Wer eine Ansicht mit so 
großer Entschiedenheit verficht, darf an keiner Stelle klein bei¬ 
geben. In dem Falle gilt es nicht, daß es keine Regel ohne 
Ausnahme gebe und die Ausnahme die Regel bestätige. Wie 
weit das Zugeständnis reicht, ergibt § 4 des Einführungs¬ 
gesetzes zum StGB., der nach Verkündung des Kriegszustandes 
zehn Verbre chen mehr mit dem Tode bedroht, 39 ) wenn die Strafe 

M ) Hierher gehört auch, was Liepmann von Volksversamm¬ 
lungen sagt (S. 716). Vgl. Abschnitt 2. 

“) Siehe meine Ausführungen in Bd. 27 S. 457 bis 458 dieser 
Zeitschrift. 

n ) a. a. O. S. 157. 

**) Welches ist sie und wie unterscheidet sie sich von den Ins linkten 
des Mobs (S. 584)? 

**) Liepmann beschäftigt sich zwar nur mit dem Zivilstrafrechte, 
das Zugeständnis geht doch aber erst recht militärische Verbrechen im 
Felde oder vor dem Feinde an. Das MStrOB. bedroht nun in zehn 
Fällen unter der Herrschaft des Kriegsrechtes begangene Straftaten 
mit dem Tode. Dabei handelt es sich teils um solche, die nur während 
eines Krieges Vorkommen, teils um solche, auf die im Frieden Freiheits¬ 
strafen stehen. Von einem ferneren Falle werden Kriegsgefangene be¬ 
troffen. 
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sonst lebenslängliches Zuchthaus ist. Uebrigens dürfte der 
wahre Grund des Zugeständnisses die raison d'ötre für den 
Staat und seine Kulturträger draußen sein. Diese gilt aber 
auch in ruhigen Zeiten, z. B. beim Fürstenmorde, der einen 
Umsturz herbeiführen kann oder soll, wenn etwa die Thronfolge 
unsicher ist oder auf einen regierungsunfähigen Nachfolger 
oder vom Mannes- auf den Weiberstamm übergehen würde. 
Eine Revolution ist nicht vorhergegangen, folgt aber vielleicht. Ich 
erblicke in Liepmanns Ausnahmen letzten Endes das Aner¬ 
kenntnis, daß Außergewöhnliches außergewöhnliche Maßregeln 
bedingt. Nun ist es aber für unsere Kulturverhältnisse etwas 
Außergewöhnliches, wenn Mörderhand ein Menschenleben ver¬ 
nichtet oder das Leben des Staatsoberhauptes antastet. Darum 
rechtfertigt sich dafür außergewöhnliche Strafe. Das Leben des 
Staatsverbrechers wird fast über die Grenze des für das Be¬ 
stehen des Staates Zulässigen hinaus geschont, so daß sich nicht 
wenige Stimmen erhoben haben, die die Sicherheit des Reiches 
oder seiner Glieder schwer gefährdende Handlungen des 
Hoch- oder Landesverrates oder der Spionage mit dem Tode 
bestrafen wollen ") 


7. 

Liepmann hat nun darin recht, daß die Bibel aus dem 
Kampfe um die Todesstrafe fortgelassen werden sollte, und 
zwar sowohl überhaupt, als auch um ihrer selbst willen, weil 
sie keine einheitliche Auffassung vertritt, weshalb sich Stellen 
aus ihr dafür und dawider anführen lassen. Er stützt sich 
darauf und versucht zu beweisen, daß die Todesstrafe dem 
Christentume zuwiderlaufe (S. 579 bis 580). Aber es ist zu¬ 
nächst klipp und klar und ergibt sich aus dem Gesetze, daß 
das Blut dessen vergossen werden soll, der solches vergießt, 
daß das sinaitische Verbot der Tötung den einzelnen Israeliten 
^nging und nicht der staatlichen Gewalt galt. Ueberdies stand 
ihm das Recht der Wiedervergeltung ( v Seele um Seele“: 
2 Mos. 21, 23, 5 Mos. 19, 21, sachlich sich damit deckend 
4 Mos. 35, 19, 21) gegenüber. Die Blutrache griff sehr weit 
(4 Mos. 35,12,19, 21, 24, 25, 27, 5 Mos. 19, 6, 12, wohl auch 
2 Mos. 22,1, 2). Die Tötung wird dem Einzelnen — auch bei 
anderen als Tötungsverbrechen — manchmal anbefohlen 
(5 Mo. 13, 9), ja sogar die Reihenfolge derer festgestzt, die 
zur Tötung berufen werden (5 Mos. 13, 9, 17, 7). Selbst das 

“) Auch Finger läßt a. a. O. S. 359 den Gedanken an eine Er- 
Weiterung des Anwendungsgebietes der Todesstrafe durchblicKen. 
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kommt vor, daß der Totschläger von den Aeltesten dem Blut¬ 
rächer übergeben wird (5 Mos. 19, 12). 

Wird verlangt, daß der heutige Staat das fünfte der 
mosaischen Gebote befolge, so darf er erst recht fordern, daß 
seine Bürger das gleiche tun. Es war weise, wenn — ich weiß 
nicht, wer, doch will es mich bedünken, es sei ein größerer vor 
und als Alfons Karr (Sontag Der Vorentwurf eines deut¬ 
schen Strafgesetzbuches S. 18, Bd. 43 S. 29 dieser Zeit¬ 
schrift) gewesen — den ihm nahegebrachten Gedanken 
der Beseitigung der Todesstrafe mit den Worten abfertigte: 
que messieurs les assassins commencent. Der Staat kann keine 
höhere Wertschätzung des Lebens seiner Untertanen bekunden, 
als daß er dessen Vernichtung demjenigen androht, der es 
einem anderen freventlich raubt. Auf der einen Seite haben 
wir die Todesstrafe nicht nur (S. 581, 608) oder im Grunde 
nur (S. 604) für den Mord, 41 ) auf der anderen Seite stellt sich 
der Staat auf einen höheren Standpunkt als denjenigen der 
äußerlichen Vergeltung des Gleichen mit Gleichem. Er sieht 
nicht bloß auf den tötlichen Ausgang als Erfolg der strafbaren 
Handlung, sondern auch und mehr auf Art, Grad und Maß 
der Schuld. 

Uebrigens bin ich für den Fall anderer Begriffsbestim¬ 
mung von Mord und Totschlag dafür eingetreten, daß die 
Kindestötung aufhöre, ein delictum sui generis (S. 677 Anm. 
228), und zwar ein delictum privilegiatum, zu bilden.") 

Wieso Liepmann glaubt, zur Bekämpfung der Todes¬ 
strafe die Bergpredigt heranziehen zu können, ist mir unver¬ 
ständlich. Ich finde in ihr nicht die leiseste Hindeutung darauf, 
daß die Todesstrafe verwerflich sei. Im Gegenteile: Christus 
dachte anders. 48 ) Er will denjenigen ersäuft sehen, der der 
Kleinsten einen, die an ihn glauben, ärgert (Ev. Matth. 18, 6, 
Ev. Luc. 17, 2), und sagt zu Petrus, der dem Malchus das Ohr 


“) Genauer an einer zweiten Stelle auf S. 581, wobei zu erwähnen, 
daß die 1884 und 1895 hinzugekommenen Tatbestände kein Rest der 
ehemaligen Kapitalverbrechen sind. Wenn auf S. 676 steht, de facto 
werde die Todesstrafe überwiegend nur bei gemeinem, politischem Morde 
und bei Anarchistendelikten angedroht, so ist damit freilich nicht 
Deutschland allein gemeint, der Deutlichkeit zuliebe sollte es aber 
heißen: bei gemeinem und bei politischem Morde und bei Anarchisten¬ 
delikten. Was ich mit den Worten de facto ah dieser Stelle anzufangen 
habe, weiß ich nicht zu sagen. 

42 > In dieser Zeitschrift Bd. 46 S. 48 bis 55, 71 bis 73. Vgl. auch 
Abschnitt 4. 

43 ) Dafür läßt sich aus der Bergpredigt selbst Ev. Matth. 5, 22 
anführen. 
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abgehauen hatte: wer das Schwert nimmt, soll durch das 
Schwert umkommen (Ev. Matth. 26, 53, Ev. Joh. 18, 70). 

Die ersten Christen haben das Leben geringgeschätzt. Sie 
hielten sich an das Wort des Herrn, daß das Himmelreich nahe 
herbeigekommen sei, hofften auf seine baldige Wiederkunft und 
standen, wenn ich so sagen darf, nur noch mit einem Fuße im 
Diesseits. Ich erkläre mir ihren sieghaften Glaubensmut in 
den Verfolgungen mit daraus, daß ihnen das Leben hienieden 
wenig galt, weil ihnen für die Treue bis an den Tod die Krone 
des Lebens verheißen war (Offb. Joh. 10, 6). Denn auch sie 
waren Menschen mit menschlichen Schwächen, denen sie 
während der furchtbaren Bedrängungen sicherlich in Menge 
erlegen wären, wenn ihnen das Erdendasein der Güter Höchstes 
gewesen wäre, was es ja auch nach Schillers Ausspruch nicht 
ist. Welche Seltsamkeit, daß dem Mörder das Leben des 
Mitmenschen nicht unverletzlich und heilig ist, aber des Mör¬ 
ders Leben für den Staat unverletzlich und heilig sein soll 
(S. 580 und Anm. 10 das.). 44 ) 


8 . 

Das Vorurteil zugunsten der Todesstrafe lenkt nach 
Liepmann die Aufmerksamkeit des Volkes und der Gesetz¬ 
gebung sowohl von den wichtigsten Maßregeln zur Bekämp¬ 
fung der allgemeinen Verbrechensursachen (S. 589), als auch 
von den Gebresten der Strafrechtspflege (S. 666) ab. Ich 
dächte aber, wir leisteten an sozialer Gesetzgebung genug und 
was Liepmann zur Unterdrückung der Apachen, Anarchisten 
und Lustmörder vorschlägt (S. 590), das haben wir oder sollen 
wir bekommen oder sträen wir an. Die zielbewußte Aus¬ 
weisung freilich wird vielfach bekämpft und der, soviel ich sehe, 
sonst nicht geforderten zielbewußten Aufenthaltsanweisung 

“) Die Verhandlungen des schweizerischen Juristen Vereines 1912 
enthalten einen Ausspruch Gabuzzis, der Staat solle Achtung vor dem 
menschlichen Leben haben (S. 31), und den weiterreichenden Zürchers, 
die bedingungslose Achtung vor allem menschlichen Leben von den 
allerersten Anfängen an sei oberstes Kulturprinzip (S. 21). Wie ver¬ 
tragt sich denn aber damit, daß diese Achtung nur vom Staate beobach- 
werden soll und z. B. die Abtreibung in manchen Ländern straflos ist, 
wid damit, daß Zürcher den für die Todesstrafe sprechenden Gefühlen 
volle Berechtigung zuerkennt? Wenn übrigens von der Todesstrafe 
behauptet wird, sie achte das Leben nicht, so gilt dasselbe vom Zucht- 
” ause > Gefängnisse usw. in Ansehung der Freiheit. 

Ich nehme diese Verhandlung wie im Vorhergehenden so im fol¬ 
genden nicht zum wenigsten deswegen häufig in bezug, weil Liep- 
ma bn seihe Eideshelfer mit Vorliebe aus dem Lande der Eidgenossen¬ 
schaft wählt. 
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wird es noch schlimmer ergehen. Daß Verbesserungen der 
Strafrechtspflege durch das Bestehen der Todesstrafe hinten¬ 
angehalten würden, läßt sich füglich nicht behaupten. Armen- 
und Polizeiwesen, Strafrecht, Strafverfahren und Strafvollzug 
gehen vielmehr vorwärts. Die Zahl der mit dem Tode be¬ 
drohten Verbrechen ist viel zu klein und die noch seltenere 
Vollstreckung von Todesurteilen erst recht nicht geeignet, den 
Blick vor Schäden auf diesem Gebiete zu verschleiern, und die 
Arbeit an den Gefängnissen hat zu einer Zeit eingesetzt, als 
die Todesstrafe in hoher Blüte stand. Mit diesen Unter¬ 
stellungen ist es also nichts, trotzdem sich Liepmann auch 
hier auf einen Schweizer stützt (S. 666 Anm. 210). 

9. 

Vorweg führt Liepmann gegen die Zulässigkeit der 
Todesstrafe die Verjährung der Strafverfolgung und der Straf¬ 
vollstreckung, selbst bei den schwersten Verbrechen, in das 
Feld. Die dadurch anerkannte Vergänglichkeit der Ver¬ 
brechenswirkungen widerspreche dauernd und unaufhebbar 
wirkenden Strafen, wie die Todesstrafe eine sei (S. 584 bis 585). 
Dauernd wirkt aber auch lebenslängliches Zuchthaus, durch 
das Liepmann die Todesstrafe ersetzen will, und die Verjährung 
hebt weder das Verbrechen, noch die Strafe auf. Sie kann das 
gar nicht, weil jenes und diese Geschehnisse sind und es keine 
Möglichkeit gibt, Geschehenes ungeschehen zu machen. Der 
Ermordete bleibt ermordet, auch wenn der Mörder nicht ver¬ 
folgbar ist. Wohl lebt der Hingerichtete nicht wieder auf, aber 
auch sein oder anderer Opfer kehren nicht wieder. Die von 
Liepmann entwickelten Gründe für die Verjährung selbst der 
schwersten Untaten und der für sie verhängten Strafen lassen 
sich durch die Erwägung ergänzen, daß Verbrechen unentdeckt 
bleiben oder als solche nicht erkannt werden und daß sie keine 
Sühne finden, wenn die Täter nicht bekannt oder durch den 
Tod dem Richter entzogen werden. Ueberdies hat es das Gesetz 
in der Hand, für gewisse Verbrechen oder Strafen die Ver¬ 
jährungsfristen so zu bestimmen, daß sie bis an die Grenze 
der erfahrungsgemäß längsten Lebensdauer reichen oder die 
Unverjährbarkeit auszusprechen. Dergleichen ist ja vereinzelt 
verwirklicht (S. 584 Anm. 18). Außerdem kennen wir die 
Unterbrechung der Strafverfolgungs- wie der Strafvoll¬ 
streckungsverjährung, die bei Kapitalverbrechen nicht ver¬ 
säumt werden wird. Ich bin Mitglied einer Staatsanwaltschaft 
gewesen, bei der es grundsätzlich verboten war, solche Straf¬ 
taten verjähren zu lassen. 
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10 . 

Daß die Verhängung eines Todesurteiles über die Grenzen 
menschlicher Macht weit hinausgehe (S. 723), muß bestritten 
werden oder hat ebenso von der Verurteilung zu lebensläng¬ 
licher Freiheitsstrafe oder Deportation oder zum bürgerlichen 
Tode") zu gelten. Ohnehin kennt ja Liepmann selbst für 
Kriegs- und ähnliche Zeiten jene Grenzen nicht. Wenn der 
Staat davon absehen soll, einem Verbrecher schwerster Art das 
Leben abzufordem, wie darf er dann verlangen, daß es im 
Kriege von Tausenden geopfert werde? Diese Frage hat mit 
dem nicht bloß „gedankenlosen“, sondern unwürdigen Ver¬ 
gleiche") der Hinrichtung mit dem Soldatentode (S. 587 und 
Anm. 21 das.) nichts zu tun. Goethe spricht den Gedanken 
aus, was auf ein Menschenleben ankomme, eine einzige 
Schlacht raffe Tausende hinweg. Und er meint damit nicht 
die Tötung des Verbrechers vermöge des Gesetzes, sondern die 
ungesetzliche Tötung des Gegners im Zweikampfe, weil es 
wichtiger sei, daß das Prinzip des Ehrenpunktes, eine gewisse 
Garantie gegen rohe Tätlichkeiten, lebendig erhalten werde. 47 ) 


11 . 

Liepmanns wie wohl aller Gegner der Todesstrafe 
stärkster Grund ist die Möglichkeit eines Justizirrtumes und, 
dem anhangend, die Irreparabilität. 

a. Er behandelt den Justizirrtum (S. 587) nach seinen 
Quellen und unter Beibringung von Beispielen eingehendst 
(S. 694 bis 744) und zieht zu dem Ende das Buch von Sello 
„Die Irrtümer der Strafjustiz und ihre Ursachen“ ausgiebigst 
heran, indem er sich mit scharfen Worten gegen Löfflers 
Besprechung dieses Werkes wendet, (S. 705). Indessen urteilt 
El wert“) darüber ähnlich. Wie dem nun sei, Irrtümer der 
Rechtsprechung können und werden Vorkommen. Daß sie eine 
nennenswerte Rolle spielen sollten, vermag ich nicht zu glauben. 
Trotz der zum — wörtlich verstanden — Alltäglichsten im 

") Nach George a. a. O. S. 221, 220, 293, 269 abgeschafft in 
Belgien 1830, in Frankreich 1854, in Griechenland 1862, 
! n Luxemburg 1868. Der ihm nicht fernstehende politische Tod 
besteht in Rußland (das. S. 288, dazu v. Liszt Die Strafgesetz- 
gebun J' der Gegenwart Bd. 1 S. 298 [Foinitzki]). 

Eine Beurteilung, die aber auch der von Liepmann nicht ge- 
nußbilhgte Vergleich der Hinrichtung mit dem Ziehen einer schlechten 
Nummer in der Lotterie (S. 677) verdient. 

Meisner Goethe als Jurist S. 52 Anm. 11. 

In dieser Zeitschrift Bd. 56 S. 562 ff., namentlich S. 566 bis 567. 

für Gefängniskunde. Band XL.VII. 
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Berufe des Strafvollzugsbeamten gehörenden Unschulds¬ 
versicherungen von Gefangenen bin ich mir in nur ganz we¬ 
nigen Fällen, deren keiner aber eine Mordsache war, zweifel¬ 
haft geworden, ob die Verurteilung zu Recht erfolgt sei. Das 
auf S. 720 Anm. 304 behandelte zweite Beispiel ist von mir 
beigesteuert. Die Sache hat sich vor meinem Amtsantritte zu¬ 
getragen und ich lasse es auf sich beruhen, wie i c h sie beurteilt 
und mein Verhalten eingerichtet hätte. Dagegen war ich dabei, 
als ein Hinzurichtender, an dessen Schuld kein Zweifel bestand, 
angesichts des Schafotts den Gekreuzigten anrief, der wisse, 
daß er nicht der Täter gewesen sei. Jeglicher Justizirrtum ist 
bedauerlich und von einem jeden wird es auf das tiefste beklagt 
werden, wenn ein Unschuldiger sollte hingerichtet worden sein. Ist 
denn aber davon der Fall so sehr verschieden, daß ein unschuldig 
Verurteilter im Gefängnisse stirbt, etwa ein Lebenslänglicher 
nach Verbüßung von 30 oder mehr Jahren Strafe? Wohl ist 
die Todesart eine andere, aber der Verstorbene hat doch wäh¬ 
rend der Strafe den Tod gefunden. Auch ihm läßt sich das 
Leben nicht wiedergeben und es ist ungewiß, ob er in der Frei¬ 
heit zu derselben Zeit gestorben wäre oder nicht vielmehr die 
Haft, obenein unter dem Einflüsse des seelischen Sichverzehrens 
wegen des erfahrenen Unrechtes, das Ende beschleunigt hat. 
Selbst wenn der Beweis geführt würde, daß der unschuldig 
Verurteilte auch ohne den Umstand der Verurteilung zu genau 
der gleichen Zeit hätte sterben müssen, läßt sich die Tatsache 
nicht aus der Welt schaffen, daß er eben im Gefängnisse oder 
mindestens als Bestrafter gestorben ist. 

b. In meinen Augen schadet der Todesstrafe ihre Irrepara- 
bilität") (S. 575, 693, 704, 715, 723, 724) nicht. Sie ist das 
wirksamste Mittel zur Erzeugung von Bedenklichkeit und 
Aengstlichkeit und wird darum gewöhnlich in den dunkelsten 
Farben dargestellt. Nun sind aber auch andere Strafen 
irreparabel (S.587), was Liepmann selbst anerkannt, indem 
er trotz der Behauptung, selbst die schwerste Strafe könne auf¬ 
gehoben (S. 693), nur die vollstreckte Todesstrafe nicht gut¬ 
gemacht werden (S. 694), von irreparablen Strafen spricht 
(S. 715). Wenn hier nicht ein Schreibfehler unterlaufen ist, 
hat er wohl neben der Todesstrafe die lebenslänglichen Frei¬ 
heitsstrafen gemeint. Nun gebraucht Liepmann zwar auf 
S. 715 das .Wort Irreparabilität in dem Sinne, daß sie jede 

49 ) Ich behalte trotz meiner Abneigung gegen Fremdausdrücke 
diesen bei, weil ich kein deutsches Wort weiß, das den ihm zugrunde 
hegenden Gedanken mit gleicher Kürze und Treffsicherheit wiedergibt. 
Die vielen sonstigen Fremdworte fallen fast sämtlich Schriftstellern zur 
Last, denen ich Sätze wortgetreu entnommen habe. 
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Korrektur fies Irrtums äusscldieße, und eine Korrektur ist 
Mi lebenslänglichen Strafen an sich möglich» irreparabel heiRf 
doch aber, was-sich nicht •wiedevbe.fsidlCR, nicht guttnaelien 
laßt. Die „Korrektur" soll wohl in dem Aufheben (S. 693 rm 
Gegensätze zu S. 585) bestehen. Indessen Aufhebung ist nicht 
Uutmadiurtg und .wirkt irr Ansehung der . Strafhaft als solcher 
pi aktisch nur für die Zukunft 1 ie pniantt belastet daher 
die Todesstraxe zu Unrecht, weif sie nicht rrutzumacfien. jede 
andere Strafe aufhebbar m Das; fei kein richtiger Gegensatz, 
denn es fehlt fMtiifä cmpWährtls und ifegt eia falsches 
Jimaiimentim äimmi szugvimiiz. Ich. wdl darauf keinen Wert 
legen* dab die naehträglielie Freisprechung emes Hingericu- 
teten enie Korrektur An ande.-ou ! Sinne und eine Art Öenug- 
tuiifig für die ArigehörigCri dafsietit, messe;.aber demßewicht 
Mi, daß qte Strafe det-inr Geiängmsse verstürbenen Ünsthui- 
digeg ebenfalls nur i ormal aufhebbar ist und der Gebens 
längliche grundsätzlich und in gewisser! FdiJen selbst nach 
Lieproanns Willen dort min £nde linden soll. 

Aber abgesehen davon, steht es mit änderen als der Todes- 
drafe so* gegen einen zp Unrecht: erbhlfenen Vurweisheifk» 
aile ^irückiiehmendeii und bedauernden Wötte nichtsö Selbst 
etfie fajscfilicli erkannte und vötlstrecMeöOgldsthife:'kaiiii-' Fob 
gen näMn^ t, ß.Bntbehruhg^ 

und in ■•Anlaß- dessen schwere Benachteiligungen: 

Mgehongpr, $eiftwm r des ;FätöiJ|€nä^ßte^ 4te . 

ouiCii.-4uröekersiaÜun.g des Strafbetrages: hiebt zu beseitigen 
wüd Die i-utseliädigung für unschuldig erlittene Strafhaft 
aet« einen Ausgleich nur für den durch die ^etbößuns' yerur- 
S e? v ^‘ n %^SSchäden, worin zum Ausdrucke kommt,, daß 
i a oJ-f iC ^ n * c *it gutmarheii läßt. ; Ä Anwendungs- " 
tf fV a’ 1 Wessträfeist so. beschränkt und die Vollstreckung 
SÄ* j e S tl f? n uach so Abrgfultiger Prüfung - urid so ' 

■ teil fet " £ * e * Fr ^räl?iUfät hier am wenigsten; m befürch- 

12 . 

- . Pjf Todesstrafe ist unteilbar (S, 574, m '),, Aberaudi 
hriV-c^'/ 1 - Verweise, mit der lebenslänglichen Frei- 

, iw tra &, namentlich bei deren absoluter Androhung, Und 
* u der gesetzlich dem Befrage nach ein- für aileitml fest- 
- r buch einem mehrfachen zu berechnenden .“i;-: 
krill r ft gemein. Verweis und Geldstrafe, Verweis und Frei- 
^eussträte. Geldstrafe und Freiheitsstrafe unterscheiden. AldV 
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ebenso durch eine nicht aufzuhebende Kluft, wie die Todes¬ 
strafe von ihnen allen. Jene erhalten freilich den Verbrecher 
am Leben, das ihm diese nimmt, der springende Punkt ist ja 
aber der, ob ein „Recht auf das Leben“ (S. 574) 01 ) hat, wer 
das gleiche Recht seiner Mitmenschen mit Wissen und Willen 
mißachtet. 


13. 

a. a) Ausführlich erörtert Liepmann die abschreckende Wir¬ 
kung der Strafe. Er gibt zu, daß jede ernsthafte Strafe ab- 
schrecken könne und die Todesstrafe die Kraft zu haben 
scheine, am stärksten abzuschrecken, weil sie dem Gros der 
Menschen als die schwerste erscheine (S. 593). Dem Gros, 
also nicht allen. Es fragt sich, auf welcher Seite Liepmann 
steht. Aus der Fassung des Satzes, insbesondere dem Worte 
„erscheint“, und dem Umstande, daß Liepmann überall gegen 
die Gefühle und Vorstellungen der Menge ankämpft, möchte 
ich den Schluß ziehen, daß er so wenig als ich zum Gros sich 
zählt.“) Dann aber wäre die Arbeit nicht aus seiner persön¬ 
lichen Bewertung der Todesstrafe heraus, sondern zugunsten 
der Masse geschrieben, die zwar einen anderen Maßstab an¬ 
legt, aber trotzdem die Todesstrafe behalten will und sie gleich¬ 
wohl nicht behalten soll. Liepmanns Einwendungen verlieren 
deswegen nicht an Bedeutung, denn für die Beurteilung einer 
Strafe ist nicht bloß ihre Schwere ausschlaggebend. Er be¬ 
streitet nun, daß, wie die Strafe überhaupt, so die Todesstrafe 
im besonderen, tatsächlich eine abschreckende Wirkung 
übe, sei es durch die Androhung gegenüber dem zum Ver¬ 
brechen Geneigten, sei es durch die Anwendung gegenüber 
der Menge. 

Liepmann sieht die abschreckende Kraft der Strafdrohung 
schlechthin als problematisch an (S. 596), unterstellt, daß das 
Erwartungsgefühl der Strafe bei keinem mit Ueberlegung Han¬ 
delnden von irgendwie erheblicher Stärke (S. 597) und daß 
die Voraussetzungen für eine abschreckende Kraft der Strafe 
nur ganz selten vorhanden seien (S. 598), bezeichnet die 
Meinung von der abschreckenden Funktion der Strafdrohung 
als laienhaften Irrtum (S. 603), behauptet, daß die Straf¬ 
drohung auf den Verbrecher keinen oder höchstens einen ganz 
untergeordneten Einfluß habe (das.), niemals von solcher Ge- 

01 ) Lang in den Verhandlungen des schweizerischen Juristenvereines 
1912 S. 39. 

“) Auf S. 744 nennt er das lebenslängliche Zuchthaus die schwerste 
Strafe, anscheinend nicht bloß von seinem persönlichen Standpunkte aus. 
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fühlsstärke sei, um als motivierender Faktor das Verbrechen 
zu unterdrücken (das.), und für den Mord die allerwenigste 
Bedeutung und niemals abschreckende Intensität habe (S. 604), 
hält den Anhängern der Todesstrafe vor, daß sie deren Siche¬ 
rungswert in hohem Maße überschätzen ('S. 677), und erklärt 
die abschreckende Kraft der Todesstrafe für ganz illusorisch 
(das.). An andrer Stelle (S. 671) heißt es, durch ein über¬ 
großes Material von individuellen und Massenbeobachtungen 
sei festgestellt, daß der Gedanke an die konkrete Strafe einen 
ganz minimalen abschreckenden Einfluß auf den Verbrecher 
und am allerwenigsten auf den zu Morddelikten tendierenden 
Verbrecher ausübe. Italien und Belgien lieferten den Beweis 
daß die Todesstrafe keine abschreckende Wirkung äußere 
(S. 618, 621), die bei den aus politischem oder anarchistischem 
Fanatismus Handelnden ausnahmslos fehle (S. 600). 

Diese Sätze stehen nicht in völligem Einklänge miteinan¬ 
der. Was illusorisch, also nicht wirklich, ist, kann ich nicht in 
seinem Werte überschätzen, und was problematisch ist, ist zwar 
unsicher, aber doch möglich und deshalb mehr als bloßer Irr¬ 
tum. Solcher liegt denn auch nicht vor, da immerhin ein ganz 
geringer abschreckender Einfluß zugegeben wird. Der Mörder 
soll sich durch die Strafandrohung bald gamicht, bald wenig¬ 
stens verschwindend beeinflussen lassen. 

Das stärkste Moment zugunsten der Todesstrafe liegt nun 
keineswegs in ihrer abschreckenden Kraft (S. 586), die ja frei- 
u * n Wirklichkeit keine sein soll, und es heißt mit zweierlei 
Maß messen, wenn ein gegen alle Strafen gerichteter Vorwurf 
nicht auf der ganzen Linie gleichmäßig, sondern gegen nur 
eine bis ans Ende verfolgt wird. Trifft, was Liepmann unter¬ 
stellt, zu, dann muß sich über den Ruf nach „Abschaffung des 
Strafmaßes“ (Kraepelin) hinaus der Ruf nach Abschaltung 
der Strafen, d. h. aller, erheben. Den Ruf hat Liepmann aber 
u C u VOn s * c ^ aus S e hen lassen. Darum ist sein Verfahren und 
Verhalten gegen die Todesstrafe unbillig, abgesehen davon, daß 
es einseitig auf den Abschreckungszweck abgestellt ist. 

ß) Liepmann ist weiter der Meinung, die Strafdrohung 
spiele insbesondere im Leben des Unbescholtenen keinerlei 
Kolle er bleibe aus. anerzogenen Grundsätzen dem Verbrechen 
fern (S. 599). Welches sind denn nun aber diese Grundsätze 
in breiten Schichten der untersten Bevölkerungsklassen? Wür¬ 
den sie von jedem ihnen Angehörenden befolgt, dann sähe es 
dffl die Kriminalität anders, d. h. sehr viel schlimmer, aus. 

. weiter. Wer will mit gutem Gewissen bestreiten, daß er 
nicht schon eine Handlung bloß deswegen unterlassen hat, weil 
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sie mit Strafe bedroht ist, namentlich, wenn er unsicher war, 
ob sie nicht, wenngleich er sie für nicht strafbar hielt, dennoch 
unter einem Paragraphen des StGB, falle? Wer würde sich 
scheuen, eine für die Person geltende Platzkarte zur Benutzung 
im Theater oder Konzert, auf der Eisen- oder auf der Straßen¬ 
bahn gelegentlich aus Gefälligkeit oder gegen Erstattung der 
Selbstkosten jemand anders zu überlassen, wenn er nicht be¬ 
fürchtete, wegen Betruges bestraft zu werden? Wer möchte 
nicht die drei oder fünf Mark Geldstrafe, in die sein Kutscher 
genommen worden ist, weil er eine Wagenlaterne nicht ange¬ 
steckt hat, bezahlen, liefe er nicht Gefahr, wegen Begünstigung 
verurteilt zu werden? Es wäre leicht, die Beispiele zu ver¬ 
mehren. 

Die Auffassung, daß Verbrechen pflichtwidrige, schlechte 
Handlungen sind, ist sehr häufig nicht die stärkste Hemmungs¬ 
vorstellung (S. 718). Schon deswegen nicht, weil eine Unmenge 
strafbarer nicht schlechte Handlungen sind, mithin als solche 
nicht in der Vorstellung leben und daher nur wegen der Straf¬ 
barkeit unterbleiben. Beweis: die nahezu zahllosen Ueber- 
tretungen. Aber noch mehr. Wenn ich einem Tierschinder 
oder Denkmalschänder mit einem handfesten Stocke das Fell 
gerben würde, so täte ich sogar etwas Gutes. Ich unterlasse 
es trotzdem, weil mir wegen gefährlicher Körperverletzung 
mindestens zwei Monate Gefängnis drohen. Als Rechts¬ 
kundiger und ehemaliger Staatsanwalt und Gefängnisdirektor, 
der es täglich an vielen Hunderten von Menschen gesehen 
hat, wohin der Ungehorsam gegen die Gesetze führt, hätte ich 
auf mildernde Umstände keine sonderliche Aussicht. Ich stehe 
selbst davon ab, einem Wichte, der weibliche Personen auf 
offener Straße mit Unflätereien verfolgt, die verdiente Bezeich¬ 
nung beizulegen, um nicht wegen Beleidigung verurteilt zu 
werden. 

Ich weiß nicht, ob Liepmann auch nur den einen von 
Sontag a. a. O. S. 63 berichteten Fall unerhörter Marterung 
eines Pferdes kennt. Wie den Zeugen das gellende Geschrei 
des armen Tieres noch nächtelang in den Ohren gelegen hat, 
so zittert in mir jedesmal gerechte Erregung, wenn ich an den 
Urheber der Qualen denke. Ich hätte mich nicht besonnen, 
diesen Kerl niederzuschlagen, und angesichts solcher preis¬ 
lichen Tat Liepmanns Vorwurf des pflichtwidrigen, 
schlechten Handelns freudig auf mich genommen und 
mich unter die Bestraften begeben. Daß S o n t a g, ein Richter, 
für schwere Roheitstaten wie cbige mit lebhaftem Bedauern 
die Prügelstrafe vermißt (a. a. O. S. 19) und daß der nicht 
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unbekannte und nicht unbedeutende österreichische Dichter 
Peter Altenberg für entsetzliche Kindermißhandlungen 
und Tierquälereien sogar den Tod fordert (Sammelschrift 
„Für und wider die Todesstrafe“ S. 4), sei nebenher erwähnt. 

y) I. Wenn Liepmann sich darauf stützt, es sei kein Fall 
bekannt geworden, in dem eine Mordtat unterlassen wurde, 
weil die Angst vor dem Schafott die Täter zurückhielt (S. 613), 
so ist das eine eigenartige Beweisführung für die Behauptung 
von der Unwirksamkeit der Bedrohung jener mit dem Tode. 
Ich weiß keinen Weg, zu solcher Statistik zu gelangen. Man 
müßte denn bei allen Strafmündigen Umschau halten, deren 
Ergebnis aber unzulänglich ausfallen würde, weil gewiß die 
Wenigsten von denen, die sich mit Mordgedanken getragen 
haben, solche einräumen würden. 

II. Liepmann führt aus, der aus politischem oder anar¬ 
chistischem Fanatismus handelnde Täter sei sich bewußt, daß 
er keine Chancen des Entweichens habe, weil das Attentat sich 
nur in der Oeffentlichkeit vor Zeugen abspielen werde (S. 600). 
Wie steht es denn aber mit dem Entkommen der portugiesischen 
Königsmörder, mag ihnen auch nicht der Tod gedroht haben 
(S. 619), und wie mit der nächtlichen Ermordung des ser¬ 
bischen Königspaares? Außerdem kann auch der politische 
Verbrecher, selbst Anarchist, gelegentlich einmal aus Leiden¬ 
schaft handeln. Dann aber denkt er nach Liepmann nicht 
daran, daß er ohne Hoffnung auf Entweichen unmittelbar in 
flagranti werde gefaßt werden (S. 597); In dem Falle han¬ 
delt es sich also nicht um ein bewußtes Außerachtlassen der 
elementarsten Vorsichtsmaßregeln. 

An die Gebärde des Heldentums jener Fanatiker (S. 602 
und Anm. 55 das.) glaube ich nicht recht. Sie sieht mir, 
von sehr vereinzelten und deshalb wenig beweisenden Aus¬ 
nahmen abgesehen, mehr nach Pose und larvierter Todesfurcht 
aus. Es gibt einerseits Menschen, deren Eitelkeit selbst in der 
natürlichen Todesstunde nicht von ihnen weicht, andrerseits 
gemeine Mörder, die angesichts der Richtstätte sich in Zynismus 
oderGotteslästerungen ergehen und damit entweder ihre grenzen¬ 
lose Verkommenheit offenbaren oder ihre Feigheit betäuben. 
Ist das ein Grund gegen die Todesstrafe, wo bleiben dann die 
anderen Strafen? Oft werden langjährige Zuchthausstrafen 
verlacht und einer meiner zu lebenslänglichem Zuchthause 
Verurteilten fühlt sich, obwohl klaren Geistes, wie zu Hause 
(S. 747). Erst jüngst antwortete ein wegen Diebstahles schwer 
bestrafter Züchtling auf die Frage, was er nach seiner Ent¬ 
lassung anfangen werde, das nächste Mal solle Blut fließen. 



Auch-dieser Mann war nicht geistesgestört. Die BöreitwUhg- 
keif. 2u ster.be« (S, 612 und Aura. 90 das ) beleuchte das 
Beispiel eines meiner Raubmörder. Er erklärte,den Tod ver- 
’dienr' zti'.haben und erleiden und daher ein Qn.adengesuch nicht 
elöfeichen zu wollen. ' Dann besann er sich eiaes ändcin uud 
jetzt, zwei Jabre nach der Begnadigung, rechnet er auf weitere 
nach lajähilger Strafverhüßuug. 

IU, Liepßta rt n hebt ferner hervor, es Sei kein, Fall zu¬ 
verlässig verbürgt, dab Mörder den Schauplatz ihrer Taten 
in Orte verlegt hätten, wo sie der Todesstrafe batten entgehen 
können (S, 015),. betont wiederholt, daß ein Zuströmen von 
Verbrechern mit Mordgedanken aus Staaten ohne Todesstrafe 
in benach barte mi t Todesstrafe nicht nach weisbar sei ($ . 031, 
632, 638), löhnt #s Tatsache an, daß zwei belgische Vaga¬ 
bunden in Frankreich dicht an der belgischen Grenze einen 
Raubmord begangen-hätteoiv, den sieatich in Belgien, wo sie vor 
dem Schafott sicher gewesen wären,.'hätten verüben können 
($. 617), und beruft sich darauf, daß ähnliche Fälle m Kan¬ 
tonen der Schweiz, die die Todesstrafe beibehaiten haben, 
wenige Schritte von der Grenze solcher, denen sie unbekannt 
ist, sich, ziigctmg.en hätten (S 613), 

Es erhebt sich aber die frage, ob es möglich gewesen Wäre, 
die- tjetöteten m das Nachbarland zm locken und unter den¬ 
selben Verhältnissen .umzuhringeri, und es verschlägt der Um¬ 
stand nichts, daß jede individuelle .Beziehung der Täter zu 
dcbT^f^T• cp^ieli^Uk.-*-stebt iri keinem fälle fest, 

die gleichen gewesen sind und daß das, was durch ihn erlangt 
werden sollte, auch' hei anderen erlangt worden wäre, 
noch dazu /zu derselben .Zeit verlangt worden wate .jÖißf 
ein; f all, wk ihn t. j e p m a rt b im Auge hat, nicht b e k ä nh t 
geworden, beweist enebi, daß er nicht v o rgekomnieu 
ist. ’ Bei Feststeiläug des Tafrestomdek ist dieser Pmikt 
wahrsrheüdkj» me erwogen worden; Hat ein Verbrecher 
so. gehandelt, daun wird er./es Men Unterstichungsfühten-* 
den nicht auf die Nase binden und eine Fragestellung, 
warum er nicht int Nach bar gebiete, wo er vor der '.Hinrichtung:, 
sicher gewesen sei, gemordet 

IJeberdtes ist fiep m an n s Einwuth wenn berechtigt auch 
sonst durchschlagend, namentlich, wenn in dem einen -Staate:. 
strafbar, was in '6eöi;ähd^/#fändsiM: Nun steht, die-Sache 

aber SO. 

Wohin der Verbrecher den SchauPlatz seiner Taten verlegt, 

" das hängt nicht ist ebenso, werbt 
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nicht mehr, durch Zeit, Gelegenheit, Umstände, Verhältnisse 
bedingt. Er wählt die nach seiner Beurteilung für ihn 
günstigsten. Ein Bewohner Mitteldeutschlands, der, ohne den 
Hals zu wagen, seine Frau ermorden will, muß mit ihr nach 
Belgien, Holland oder Italien als den nächsten Ländern, die 
die Todesstrafe aufgehoben haben, reisen. Die Frau hat ihm 
kraft seiner eheherrlichen Rechte zu folgen und wird sich dessen 
bei unverdächtiger Sachlage schwerlich weigern. Wie fängt 
er es aber an, der Frau den Liebhaber in den Tod vorah- 
oder nachzuschicken und dennoch den Kopf auf den Schultern 
zu behalten, wenn es ihm nicht gelingt, auch jenen aus Deutsch¬ 
land heraus, und dahin zu locken, wo die Todesstrafe nicht 
besteht? Das italienische Recht kennt die Bestrafung der 
widernatürlichen Unzucht nicht. Angenommen nun, ein 
Päderast verstehe die Sprache und verfüge über reichliche 
Mittel, so wird er sich nicht immer und namentlich nicht jedes 
Mal, wenn der Trieb zu naturwidriger Befriedigung der Ge¬ 
schlechtslust in ihm mächtig ist, für die Fahrt freimachen 
können. Aber auch wenn er es kann, würden seine Gefühle bis 
zur Ankunft wohl erkaltet sein. In Frankreich ist die Ab¬ 
treibung straflos. Einerseits kann aber nur ein kleiner Teil der 
Schwangeren, die sie an sich vornehmen lassen wollen, sich 
auf Französisch verständigen und die Mittel für die Reise zu 
unseren westlichen Nachbarn aufbringen, andrerseits wissen 
wir nicht, ob nicht an der Grenze wohnende deutsche Frauen 
und Mädchen hinüberwandem, um sich dort der Frucht straf¬ 
los zu entledigen. 

<5) Die Unwirksamkeit der Strafdrohungen leitet Liep- 
mann aus Betrachtungen über die Entstehung menschlicher 
Handlungen (S. 593 bis 604) her und den Beweis für die Unwirk¬ 
samkeit sucht er durch die Geschichte des Strafrechtes (S. 604 
bis 613) und die Statistik (S. 614 bis 638) zu führen. Ihm 
auf diesen weiten Wegen zu folgen, ginge über den Rahmen, 
den ich mir gesteckt habe, hinaus. Nur so viel sei gesagt, daß 
mir die psychologische Zergliederung des Zustandekommens 
der verbrecherischen Handlung in diesen Vorgang reichlich 
viel hineinzugeheimnissen scheint. Er wird sich oft wesentlich 
einfacher abspielen, und nicht jedes Verbrechen, auch in 
seinen einfachsten Erscheinungsformen, einen überaus kom¬ 
plizierten psychologischen Vorgang darstellen (S. 594), dabei 
zugegeben, daß der Handelnde über die einzelnen Momente 
sich nicht Rechenschaft abzulegen pflegt und ihrer manche im 
Unterbewußtsein tätig sind. Es deucht mir, daß Liepmanns 
Theorie als die des „anständigen Menschen“ (S. 604) Bewußt- 
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seinsinhalt, Vorstellungskreis und Gedankengang der Ver¬ 
brecher überschätzt, während seiner Ansicht nach andere den 
Verbrechern eine falsche Psychologie unterlegen. Wie würden 
letztere vor Erstaunen über sich Mund und Nase aufsperren, 
wenn er ihnen die Feinheiten des Aufbaues erzählen würde, 
und wie das Gehörte hinterher belächeln. 

Liepmann rechnet damit, daß sehr viele seinen psycholo¬ 
gisch fundierten Sätzen keinen Glauben schenken werden, weil 
sie ihr Gefühl für das Maß aller Dinge halten (S. 604). Das 
braucht aber nicht der Fall zu sein. Die Unterlagen seiner 
Aufstellungen entnimmt Liepmann übrigens nicht sich, 
sondern Windel band (S. 594). . 

Da er diesen Ausführungen so große Wichtigkeit beimißt 
und so weittragende Folgerungen entnimmt, lohnt es sich, bei 
diesem Punkte kurz zu verweilen. Auch Finger stützt sich auf 
die Lehren einer wie jene Liepmanns mit lust- und unlust¬ 
betonten Vorstellungen arbeitenden, wenn auch einfacheren 
Psychologie (a. a. O. S. 348, 350, 358), zieht aber aus ihr 
den durch die allgemeinen Erfahrungen (a. a. O. S. 350) 
bestätigten Schluß, daß die Todesstrafe abschreckende Kraft 
besitze (a. a. O. S. 347, 350) und ihre Androhung todeswürdige 
Verbrechen hintenanhalte (a. a. O. S. 356). Eine noch größere 
Ueberraschung bereitet der von Liepmann wegen eines Auf¬ 
satzes über die Lustmörder in bezug genommene Senf (S. 599 
Anm. 42) mit dem Buche „Das Verbrechen als strafrechtlich¬ 
psychologisches Problem“. Er entwickelt auf S. 11 bis 14, 16 
bis 19, 23 bis 26 eine derjenigen Liepmanns so nahestehende 
Psychologie der Handlung, daß Windelband auch ihm 
Wegweiser gewesen zu sein scheint. Und doch kommt er zu 
folgenden Sätzen: Es liege klar zutage, daß die Strafdrohung 
nur auf die Erregung einer Vorstellung abzielen könne, die 
infolge des durch sie erfahrungsgemäß auszulösenden Unlust- 
gefühles hemmend zu wirken vermöge (S. 24), es liege in der 
Natur der Sache, daß, je größer das durch die Vorstellung 
drohender Bestrafung ausgelöste Unlustgefühl sei, um so eher 
und wirksamer der Zweck der Strafdrohung erreicht werden 
müsse (S. 26), prinzipiell lasse sich dagegen nichts einwenden, 
daß jede Strafandrohung die Setzung solcher Reize in Aussicht 
zu stellen habe, die erfahrungsgemäß mit besonders intensiven 
Unlustgefühlen verbunden zu sein pflegen (das.). Das läuft 
ungefähr auf die von Liepmann, als, weil auf irriger 
Psychologie, auf Irrwahn beruhend, bekämpfte Straftheprie 
v. Feuerbachs (S. 594, 595, 596) hinaus. Senf verlangt 
denn auch rund heraus, es sollte Grundsatz jedes Gesetz- 
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gebers sein, die Strafdrohung mit der höchst zulässigen Strenge 
und dabei mit möglichster Mannigfaltigkeit zu gestalten (S.27). 
Anlangend die Androhung der Todesstrafe, so vertritt Senf 
den Standpunkt, daß der absolute Charakter ohne weiteres der 
hohen Wirksamkeit zugute gerechnet werden könne (das.). 

Liepmann wird es sich also gefallen lassen müssen, daß 
man seiner psychologischen Auseinandersetzung aus anderen 
denn bloß subjektiven Erwägungen nicht unbedingt vertraut, 
ferner die Frage zu beantworten haben, ob, was von der Hand¬ 
lung gesagt wird, auch von der Duldung und von der Unter¬ 
lassung zu gelten hat. 

b. Die Strafdrohung soll aber nicht nur nicht abschrecken, 
sondern sogar eine zur Tat treibende Intensität (S. 604) und 
die Kraft haben, den Mord auszulösen,“) wie sich das zeige, 
wenn durch Vernichtung des Zeugen der Tat das Hauptüber¬ 
führungsmittel aus der Welt geschafft werde (S. 603). Ist die 
Tat geschehen, so kann die Strafdrohung in Ansehung ihrer 
abschreckende Wirkung nicht mehr äußern und weil die Wir¬ 
kung in diesem Falle versagt hat, ist die Tat zu Stande ge¬ 
kommen. Dann aber handelt es sich nicht mehr um etwas Mög¬ 
liches, sondern um etwas Wirkliches, nicht mehr um eine zu 
verwirkende, sondern um eine verwirkte Strafe, nicht mehr um 
ein Ob, sondern um ein Wie der Bestrafung, nicht mehr um 
eine Strafdrohung an sich, sondern um eine der Sachlage an¬ 
zupassende Strafgröße. Die Gewißheit der Bestrafung und die 
Furcht vor derem sicheren Eintritte lösen in jenen Fällen den 
Mord aus, gleichviel, ob der Entschluß dazu nach oder schon 
vor Begehung der ersten Tat gefaßt worden ist. Der Täter 
erwartet vor Verübung des zweiten Verbrechens seine Ergreifung 
wegen des ersten mit Sicherheit (S. 595). 

Den meisten Raubmördern ist übrigens die Tötung Mittel 
zum Zwecke. Es kommt ihnen nicht in den Sinn, ob oder daß 
sie den Besitz des begehrten Gutes auf andere Weise erlangen 
können. Die Vorstellung, daß es nur diesen Weg gäbe, übt 
einen betörenden Einfluß, überwuchert, ja erschlägt jeden an- 

“) Aehnlich die Stelle bei v. Liszt Das Verbrechen als sozial¬ 
pathologische Erscheinung, S. 16: Unsere Strafen wirken nicht präventiv, 
vielmehr geradezu als eine Verstärkung der Antriebe zum Verbrechen. 
7 er Antrieb zum Verbrechen ist immerhin etwas anderes als dessen 
Auslösung und er wird nach Vorstehendem zwar verstärkt, aber nicht 
e r zeu £t. Ueberdies schießt auch v. Liszt über das Ziel. Denn es gibt 
? u ? e Menge Bestrafter^ die das Verbrechen nicht zu ihrem Lebens¬ 
inhalte macht (das.), sondern sich am ersten als dem einzigen Male 
genügen läßt, und außerdem gibt die Strafe als solche nur in den 
fallen den Antrieb ab, in denen die Tat verübt wird, um bestraft und 
das heißt hier nichts anderes als: um eingesperrt zu werden. 
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deren Gedanken. Ein Raubmörder hat auf mein Befragen, 
ob die von ihm getötete, ihm freundlich gesinnte und be¬ 
mittelte Frau seiner drängenden, aber mäßigen Geldverlegen¬ 
heit nicht vielleicht durch ein Darlehen abgeholfen hätte, 
erklärt, das halte er für möglich, daran habe er aber nicht ge¬ 
dacht. Der Gedanke an den Mord saugt denjenigen an die 
Strafbarkeit der Zueignung sozusagen in sich auf oder 
läßt ihn nur nebenher vorübergehend aufkommen. Durch den 
Mord fällt das fremde Eigentum dem Mörder in der Regel von 
selbst zu. Er sagt sich nicht: weil du stehlen willst, tötest du, 
sondern: wenn du getötet hast, ist dein, was du in Händen zu 
haben wünschst, und tötet daher nicht nach, sondern vor, allen¬ 
falls gleichzeitig mit oder während der Wegnahme, und zwar 
nicht, um den Zeugen der Tat zu beseitigen,, sondern um ein 
seinem Begehren entgegenstehendes Hindernis wegzuräumen. 
Er setzt sich über die Strafdrohung wegen Mordes und her¬ 
nach, falls sie ihm dann noch ernsthaft in das Bewußtsein 
tritt, über diejenige wegen Diebstahles oder Raubes hinweg. 
Diese verliert also ihre abschreckende Kraft nicht vor, sondern 
nach dem Morde und gibt daher nicht den Anlaß zu ihm. Aus 
ähnlichen Erwägungen heraus wird manchmal Einheitlichkeit 
des Entschlusses angenommen und deshalb wegen Tateinheit 
von Mord und Diebstahl oder Raub angeklagt und verurteilt. 

Daß durch die Tötung nicht bloß das Hindernis, sondern 
auch das Zeugnis aus der Welt geschafft wird, ist nicht Voraus¬ 
setzung, sondern selbstverständliche Folge der Tat. 

c. Die Hinrichtung ist eine Form des Strafvollzuges, dessen 
Betrieb mehr und mehr nichtöffentlich geworden ist. Welch 
seltsamer Gegensatz ehedem zwischen der Heimlichkeit des 
Strafverfahrens und der Oeffentlichkeit des Strafvollzuges be¬ 
stand und wie weit die Oeffentlichkeit ging, dafür zwei Belege. 
In den Hansestädten wurden die Zuchthäuser als eine Art 
Sehenswürdigkeit behandelt und bis gegen Ende des 18. Jahr¬ 
hunderts der Schaulust, ja der Neugier, preisgegeben“) und bei 
den Züchtigungen der Insassen des Zucht- und Arbeitshauses 
St. Georgen im Fürstentume Bayreuth durften die Einwohner 
der Stadt samt ihren Kindern noch im Jahre 1755 zusehen. Der 
das berichtet, findet es in der Ordnung, da er bemerkt, sie täten 
wohl daran, denn sie würden abgeschreckt.“) 

Als eine geringe Rolle spielendes Ueberbleibsel hat sich 
die Beschäftigung von Gefangenen außerhalb der Anstalt er¬ 
halten, die von Züchtlingen und Gefangenen der geschärften 

M ) Seutter Die Gefängnisarbeit in Deutschland S. 11. 

") Seutter a. a. O. S. 7. 
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Haft“) gefordert werden darf, von Gefängnissträflingen frei¬ 
willig übernommen werden kann. Aber diese Beschäftigung 
macht nur einen Teil des Strafvollzuges aus, findet nur bei 
Tage statt und ist zwar zulässig, aber nicht geboten. Die 
öffentliche Versteigerung der Habe eines zu Geldstrafe Ver¬ 
urteilten zwecks Beitreibung dieser ist der äußerste Ausläufer 
des im übrigen nichtöffentlichen Verfahrens und, weil im 
Interesse des Bestraften gelegen, da voraussichtlich die beste 
Verwertung — obenein unter Namensverschweigung — ge¬ 
währleistend, durch sich selbst gerechtfertigt. Spielt sich nun 
nicht einmal die Erteilung der leichtesten Strafe (des Verweises) 
iri der Oeffentlichkeit ab, so ist es Selbstfolge, daß der gleich 
dem Verweise obenein eine Zerlegung nicht duldende Vollzug 
der schwersten Strafe hinter Mauern zu geschehen hat. 

Da wir und Oesterreich diese Art der Hinrichtung haben 
(S. 611), hätte sich Liepmann daran genügen lassen können. 
Dennoch bespricht er die Schäden der öffentlichen Hinrichtungen, 
die wohl auf die Sinne, aber nicht zur Hebung des Rechts¬ 
ansehens gewirkt hätten (S. 610), und beruft sich dafür auf 
eine Stelle in Goethes Wilhelm Meister (das. Anm. 80). 
Mich wundert fast, daß er nicht auch jene andere dieser Dich¬ 
tung für sich verwendet, in der sich Goethe über die Abschaf¬ 
fung der Todesstrafe Betrachtungen hingibt. Freilich sind sie 
hypothetisch und undurchführbar und gehen Amerika an. 67 ) 
Goethe war weit davon entfernt, die Todesstrafe aus 
Deutschland zu verbannen. Beccarias Schrift über Ver¬ 
brechen und Strafen war 1764 erschienen. These 53 zu Goe¬ 
thes Lizentiatenpromotion am 6. August 1771 lautet aber: 
poenae capitales non abrogandae .”) Daran hat auch der ab¬ 
geklärte und gereifte Goethe festgehalten. Denn in den Sprü¬ 
chen in Prosa bemerkt er, daß die abgeschaffte Todesstrafe ge¬ 
legentlich würde zurückgerufen werden und daß der Verzicht 
auf die Todesstrafe sofort die Selbsthilfe hervorrufen werde. 
Ich möchte dem hinzufügen, daß auch Preußens großer König 
Friedrich II., der als Erster am 3. Juni 1740 die Folter ab¬ 
geschafft hat (S. 606,765), keineswegs gesonnen war, die Todes¬ 
strafe zu missen. Er neigte zwar manchen Anschauungen 
Beccarias zu,“) wollte aber an der Todesstrafe für Mord 

“) Da sie mit dem neuen Strafgesetzbuche verschwinden wird, 
wird eine weitere Einschränkung die Folge sein. 

. "') Das Goethe bekanntlich auch sonst unter besonderem Gesichts¬ 

winkel anschaute. Daher der Ausspruch: Amerika, du hast es besser... 

“) Meisner a. a. O. S. 17, 52. . , 

) Willenbücher Die strafrechtsphilosophischen Anschauungen 
rriednchs des Großen, S. 19. 
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und mehrere andere Verbrechen wie Straßenraub und Brand¬ 
stiftung nicht gerüttelt wissen. 80 ) Auch dem von ihm als 
geistige Größe so geschätzten Voltaire zum Trotze, der, 
freilich einzig und allein aus Nützlichkeitsgründen, 81 ) sich 
1766 gegen die Todesstrafe ausgesprochen hatte. 

Die Beseitigung der öffentlichen Hinrichtungen muß L i e p- 
mann ebenfalls dazu dienen, die abschreckende Kraft der 
Todesstrafe in Abrede zu nehmen, weil die angeblich nützliche 
Wirkung auf die Phantasie nicht einzutreten vermöge (S. 612). 
Das ist aber nicht richtig. Die Vorstellung können einschüch- 
temd beeinflussen und werden tatsächlich beeinflussen Dinge, 
die man nicht gesehen hat, ja die nicht einmal wirklich zu sein 
brauchen. Es gibt ganz gewiß genug Leute, die aus Scheu vor 
dem Gefängnisse ihm fernbleiben, obgleich sie es im Inneren 
nicht kennen und mancher von ihnen, wenn er es kennte, viel¬ 
leicht anders dächte. Wie steht es mit der Furcht vor den 
Strafen des Jenseits, die doch kein irdisches Auge erblickt hat? 
Und mit der Angst vor Gespenstern? Es kommt noch heute 
vor, daß Wohnungen leerstehen, weil es darin spuke“) 

Daß die Aussicht, geköpft oder gehängt zu werden, ganz 
erheblich geringer sei, als vom Blitze erschlagen zu werden 
(S. 677), wird nicht mit Zahlen belegt. Ueber Oesterreich, 
wo gehängt wird, bin ich nicht unterrichtet. In Deutschland 
werden im Jahre durchschnittlich 40 Todesurteile gefällt,“ 3 ) 
von denen, wenn ich hamburgische Verhältnisse zugrunde 
lege, die Hälfte vollzogen wird. Ist nun die Wahrscheinlichkeit, 

,0 ) Willenbücher a. a. O. S. 21, S. 23 (1785), S. 20 Amn. 2 
(1786), S. 22 Anm. (1786). 

“) „Ein Gehängter bringt keinen Nutzen mehr“: Hertz Voltaire 
und das französische Strafrecht im 18. Jahrhundert S. 420. Rousseau 
dagegen hatte 1762 geschrieben, daß Unverbesserliche und für den Be¬ 
stand der menschlichen Gesellschaft lebensgefährliche Verbrecher hinzu¬ 
richten seien, wenn sich ihre Erhaltung ohne Gefahr für den Staat nicht 
bewirken lasse, ja daß sogar, wer sich zu den vom Staate festgesetzten 
Grundsätzen öffentlich bekannt habe und sein Verhalten in Widerspruch 
zu ihnen setze, weil er vor den Gesetzen gelogen und damit das schwerste 
Verbrechen begangen habe, mit dem Tode bestraft werden solle. (Liep- 
mann Die Rechtsphilosophie Rousseaus S. 124, 140, Hertz a. a. Ö. 
S. 308). Voltaires Auffassung der Strafe war von dem Gedanken 
an den Nutzen, den der Verurteilte bringen sollte, geradezu behext. Hat. 
er doch vorgeschlagen, Münzfälscher in staatlichen Münzen zu beschäf- 
hgenriegsmann Einführung in die Gefängniskunde S. 8 Anm.2). 

8 ) Schefold erwähnt in den Juristisch-psychiatrischen Grenzfragen 
Bd. 8 Heft 8, daß wegen Spukes die Mietezahlung verweigert (S. 24) 
oder die sofortige Auflösung des Vertrages (S. 36 Anm. 2) verlangt 
worden ist. 

“*) In Oesterreich waren es nach Reuschel (Blätter für 
Gefängniswesen Heft 4 S. 49, 45 im Jahre 1908. 
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durch den Blitz umzukommen, wesentlich größer, so bin ich be¬ 
rechtigt, 30 derartige Todesfälle anzunehmen. Sollten sie sich zu¬ 
tragen, dann wäre festzustellen, wie viele Menschen während 
jedesGewitters, sei es im Freien, sei es in gegen Blitzgefahr nicht 
geschützten Baulichkeiten oder Unterschlupfen, sich befunden 
haben, wie viele Blitze niedergefahren sind und wie viele von 
ihnen todbringende Wirkung ausgeübt haben. Daß dieser 
50 Prozent, geschweige erheblich mehr, der. gefährdeten Men¬ 
schen zum Opfer fallen sollten, ist gänzlich ausgeschlossen. 
Aber selbst wenn es anders wäre, handelt es sich hier um roher 
Kräfte sinnloses Walten, zuckt aus der Wolke ohne Wahl der 
Strahl, während unter dem Beile endet, wer durch Schuld den 
Tod heraufbeschworen hat. Zudem lehnt Liepmann an an¬ 
derer Stelle zuungunsten Bismarcks den Vergleich von Rechts¬ 
einrichtungen mit Unglücksfällen ab (S. 721). Aeußerstenfalls 
ergäbe sich die Mahnung, mit der Begnadigung weniger frei¬ 
gebig zu sein (S. 670, 671, 684, 745). 

14. 

Liepmann bemüht sich sodann um den Nachweis, auch 
die Persönlichkeit der Verbrecher mache die Todesstrafe nicht 
notwendig. Er widmet zu dem Zwecke insbesondere einen 
eigenen Paragraphen (S. 744 ff.) den Lebenslänglichen, die 
er aus dem hier in Abschnitt 4 hervorgehobenen Grunde nicht 
nach begnadigten Mördern und anderen Lebenslänglichen 
unterscheidet. Ich hebe einleitend hervor, daß die Hingerich¬ 
teten, auf die es doch gerade ankommt und über die aus dem 
Verlaufe der meist lange dauernden Untersuchungshaft und 
infolge der neben der gründlichen Erforschung des Vorlebens 
ihnen zuteil werdenden erhöhten Beobachtung mit genügender 
Sicherheit geurteilt werden kann, fehlen, und werde deshalb 
die während meiner Amtszeit in Hamburg Hingerichteten mit¬ 
berücksichtigen. 

a. Vorausgeschickt wird der Satz, daß an jedem Verbrechen 
eine Mitschuld der Gesellschaft bestehe, die auch bei den 
schwersten zutage trete (S. 591), und an späterer Stelle folgt 
der andere, daß höchst komplizierte Vorgänge in der modernen 
Gesellschaftsordnung Morde und Totschläge auslöse (S. 670). 
Zu den überaus komplizierten psychologischen Vorgängen im 
Mörder") kommen also höchst komplizierte Vorgänge in der 
Gesellschaft und jene und diese zusammengenommen erzeugen 
das Verbrechen. Welcher Art die Vorgänge in der Gesellschaft 
und warum sie höchst kompliziert sein sollen, das auch nur 

“) Oben Abschnitt 13a <5.) 
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anzudeuten, unterläßt Liepmann. Die mir während 
meiner Hamburger Tätigkeit bekannt gewordenen 12 Mord¬ 
taten liegen einfach. Ein Fall betraf die Beseitigung 
des einzigen Zeugen, der gleichzeitig Gegenstand des 
(Sittlichkeits-) Verbrechens 84 ) war, einer geschah aus 
Furcht vor den sittenstrengen Eltern, die von der Erzeugung 
des getöteten unehelichen Kindes nichts erfahren und nicht zur 
Zahlung etwa zu verlangender Unterhaltsgelder herangezogen 
werden sollten, 85 ) einer hatte Rache, einer Gewinnsucht 88 ) zur 
Ursache, zwei wurden aus Eifersucht, 87 ) sechs aus Habgier 
verübt. Bei einem einzigen dieser sechs, der so lag, daß ein wegen 
Veruntreuungen, die er sich zum Zwecke flotten Lebens hatte 
zuschulden kommen lassen und die er decken sollte, entlassener. 
Handlungsgehilfe sich das Geld durch Raubmord verschaffte, 
ließ sich im weitest genommenen Sinne von Not reden. 
Uebrigens nahm der Mörder mehr, als er unmittelbar nötig 
hatte. Die übrigen Raubmörder und die Engelmacherin wollten 
sich lediglich bereichern. Ich sehe nicht ein, wieso der Anstoß 
zu auch nur einem dieser Morde durch die gegenwärtige Gesell¬ 
schaftsordnung gegeben sein, noch weniger, inwiefern sie eine 
Mitschuld tragen soll. Ich betrachte Liepmanns Aufstellungen 
als unzulässige und gefährliche Verallgemeinerungen. Selbst 
anerkannt, daß das Verbrechen nicht bloß individuellen 
Quellen entstammt, so sind zwar manche, aber nicht alle der 
nichtindividuellen sozialer Art. Die Schar der auf die 
Mitschuld der Gesellschaft pochenden, ja dieser alle Schuld 
zuschiebenden Verbrecher ist groß. Das uneingeschränkte 
Anerkenntnis, daß niemand seiner Taten alleiniger Urheber 
sei, wird das Gefühl persönlicher Verantwortung da ab¬ 
schwächen, wo es nicht ohnehin schon sich verflüchtigt hat. 
Nichts bequemer, als daß man der warnenden Stimme 
des Gewissens nicht Acht hat und sich hernach als 
Opfer der Verhältnisse ausgibt. Wenn jedes Ver¬ 
brechen, also selbst das kleinste und in der Er¬ 
scheinungsform einfachste, ein überaus komplizierter und als 
solcher, wie ich behaupte, dem Täter meist nicht oder 
nur unvollkommen zum Bewußtsein kommender Vorgang 
ist, durch höchst komplizierte Vorgänge in der Gesell¬ 
schaftsordnung ausgelöst wird, sozialen Quellen entstammt, 

“) Der Täter verübte den Mord im Alter von 12®/ 4 Jahren. 

**) Täter war der zweimal begnadigte Mörder, von dem in Ab¬ 
schnitt 1 die Rede ist. 

M ) auf Seiten einer Engelmacherin, die sich die Kostgelder erhalten 
wollte. 

° 7 ) soweit nachzuweisen gewesen, unbegründeter. 
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von der Gesellschaft mitverschuldet ist, dann fragt man billig, 
was von der Verantwortlichkeit des Verbrechers übrig bleibt 
und was der Mahnruf \ tua maxima culpa noch soll. Ist es im 
Hinblicke auf solche Lehre der Wissenschaft zum Verwundern 
oder nicht vielmehr gewissermaßen deren Ausklang in den 
Köpfen von Leuten gewöhnlichen Bildungsgrades, wenn Ver¬ 
wandte einer Gefangenen, die den schlafenden, freilich trunk¬ 
süchtigen und sie schlecht behandelnden Ehemann mit dem 
Beile erschlagen und dafür vier Jahre Zuchthaus erhalten hatte, 
zum Tröste schrieben, sie möge sich als Werkzeug des Himmels 
betrachten und deshalb ihr „Martyrium“ mit Fassung tragen 
und sich nicht allzusehr betrüben? 

Von einer Mitschuld der Gesellschaft darf darum nur von 
Fall zu Fall gesprochen werden. Worin besteht sie denn bei 
Lustmord und Fleischesverbrechen wie Beischlaferschleichung, 
Päderastie und Sodomie, bei Zuhälterei, bei Eifersuchtstaten, 
bei den haarsträubenden Kindermißhandlungen, bei Majestäts¬ 
beleidigungen und dergl. und besteht sie auch an fahrlässigen 
Straftaten und an der Unmasse polizeilichen Unrechtes? 

Ist sie gegeben, so nicht als rechtliche. Deshalb darf sie 
lediglich bei der Strafzumessung, insonderheit als mildernder 
Umstand, Berücksichtigung finden. Die Gesellschaft als 
Ganzes kann mitschuldig im Rechtssinne gar nicht sein und 
wenn sie es sein könnte, so hätte das gemeinschaftliche Schuld 
und dieserhalb Mitbestrafung der Gesellschaft, nicht aber 
Teilung der Schuld, geschweige Teilbarkeit der Strafen, zur 
Folge. Mittäterschaft erhöht manchmal sogar die Strafbarkeit 
des einzelnen Täters kraft Gesetzes. 08 ) 

Am Ende läßt sich eine Mitschuld der Gesellschaft sogar 
darin finden, daß sie, zum und im Staate organisiert, Gebote 
oder Verbote erläßt und deren Nichtbefolgung bestraft. Damit 
würde sich das Goethewort bewahrheiten: Ihr laßt den Armen 
schuldig werden . . ., wobei dann vielleicht das „Ihr“ durch 
Betonung und Unterstreichung herauszuheben wäre. Tatsäch¬ 
lich läuft die Sache, wenn man Liepmanns Gedanken bis 
zum Urgründe nachgeht, mehr oder weniger darauf hinaus, 
wie aus Abschnitt 13a ersichtlich, langt Liepmann, wenn 
er folgerichtig Vorgehen will, ohnehin bei der Aufhebung der 
Strafen an, so daß v. Birkmeyer, zwar von anderer Grund¬ 
lage aus, aber mit ungefähr derselben Berechtigung, mit der er 
fragt, was v. Liszt vom Strafrechte übrig lasse, die Frage in 
Ansehun g Liepmanns stellen kann. 

os ) Bei Senf ist a. a.O. S. 21 zu lesen: Meine Umgebung setzt zu 
uer von mir mitbewirkten verbrecherischen Veränderung ebenso Be¬ 
dingungen wie ich selbst. Aber Umgebung ist etwas Allgemeineres als 

Blätter für Qefängniskunde Band XLVI 6 
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b. Liepmann geht davon aus, daß die Mörder nicht 
immmer die verworfensten und weder die tiefststehenden, noch 
die hoffnungslosesten Verbrecher seien (S. 588), und findet den 
Beweis dafür darin, daß: 

a) von den in Oesterreich und in England zum 
Tode Verurteilten die meisten unbestraft und von den übrigen 
nicht wenige nur einmal vorbestraft gewesen seien (S. 588 
bis 589). Reuschel zählt a. a. O. 46,7 Prozent Unbeschol¬ 
tene und 35,5 Prozent nur wegen Uebertretung Vorbestrafte auf 
und warnt deshalb vor Ueberschätzung des Vorlebens. Ueber- 
dies heißt in Oesterreich vieles Uebertretung, was bei uns 
Vergehen ist. Jugendlichen unter 14 Jahren werden sogar Ver¬ 
brechen nur als Uebertretungen zugerechnet (Reuschel 
a. a. O. S. 63). Da vollständige Zahlen aus Deutsch¬ 
land nicht zu erlangen waren S. 746 Anm. 368), 
gebe ich sie für Hamburg. Der jugendliche Mör¬ 
der war selbstredend unbestraft, von den Hingerich¬ 
teten hatten keine Vorstrafen erlitten zwei, einige, dar¬ 
unter eine erhebliche, die Engelmacherin, mehrere, auch sehr 
schwere, zwei. Unter den begnadigten Mördern befinden sich 
zwei Unbestrafte und vier wiederholt, teilweise schwer, teilweise 
nicht unerheblich Vorbestrafte, unter den übrigen Lebensläng¬ 
lichen ein Unbestrafter und zwei öfter, selbst mit Zuchthaus, 
Vorbestrafte. Das ergibt ein wenig günstiges Bild, so daß der 
Ausspruch, die Gefahr eines Rückfalles sei bei Mördern weit 
geringer als bei anderen Roheits- oder Eigentumsverbrechem 
(S. 588), hamburgischen Zuständen nicht entspricht. Ob er 
für andere Staaten zutrifft, muß ich dahingestellt sein lassen. 
Darüber können nur Tatsachen entscheiden, die mit Sicherheit 
nicht aus dem Benehmen im Gefängnisse, sondern aus dem 
Verhalten in der Freiheit zu gewinnen sind, namentlich, wenn 
gleiche, verwandte oder ähnliche Verhältnisse vorliegen, wie 
diejenigen waren, die die Bluttat im Gefolge hatten. Nun ist 
aber die Zahl der der Freiheit wiedergegebenen Mörder so 
gering, daß sich bestimmte Schlüsse nicht ziehen lassen. Liep¬ 
mann selbst sagt, die vorsichtige Handhabung des Be¬ 
gnadigungsrechtes mache es nicht verwunderlich, daß die Be- 

Gesellschaft und Senf will mit dem Satze lediglich beweisen, daß es 
keinen freien Willen gebe. v. Liszt schreibt a. a. O. S. 8, das Verbrechen 
sei das Produkt aus der Eigenart des Verbrechers einerseits und der 
den Verbrecher im Augenblicke der Tat umgebenden gesellschaftlichen 
Verhältnisse andrerseits. Das offenbart eine Ueberschätzung des Ein¬ 
flusses des Milieus und trifft deshalb durchaus nicht überall zu. Wie¬ 
gäbe es sonst aus untadelhaften Verhältnissen stammende Verbrecher? 
Uebrigens leitet v. Liszt aus seiner Behauptung eine Mitschuld der Ge¬ 
sellschaft nicht ab. 
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gnadigten im Allgemeinen nicht rückfällig werden (S. 761). 
Von dem während meines Wirkens in Hamburg begnadigten 
Lebenslänglichen (Abschnitt 1) habe ich nie wieder gehört, 
aber die Ueberzeugung, daß er sich straffrei gehalten hat. 
Dasselbe nehme ich von dem in Abschnitt 11a erwähnten 
Lebenslänglichen an. Weitere Begnadigungen Lebensläng¬ 
licher von seiten Hamburgs habe ich nicht in Erfahrung ge¬ 
bracht. Selbst wenn die tadellose Aufführung jener beiden 
verbürgt wäre, läßt sich aus einer so kleinen Zahl kein 
allgemeiner Schluß ziehen. Marcovich erzählt in den 
Blättern für Oefängniswesen Heft 4 S. 90 von 12 noch am 
Leben befindlichen ehemaligen Lebenslänglichen der Straf¬ 
anstalt Graz, daß einige betteln, einer wegen schweren Ver¬ 
brechens kürzlich mehrere Jahre Kerker erhalten, ein anderer 
gleich nach der Entlassung Einbrüche und bald darauf einen 
Raubmord begangen hat. Zu rosiger Auffassung ist also kein 
Anlaß. 


Außerdem legt Liepmann meines Erachtens übermäßiges 
Gewicht darauf, daß ein namhafter Bruchteil der Mörder nicht 
oder wenig vorbestraft ist. Ich halte dafür, daß, wer als erste 
Straftat einen Mord begeht, fast stets eine schwer kriminelle 
Natur und in einer Art gefährlicher ist, als wer sich, von Ver¬ 
brechen zu Verbrechen fortgeschritten, schließlich mit einer 
Blutschuld belädt. Bei diesem entspringt der Mord der Ge¬ 
wöhnung an das Verbrechen, seine Hemmungsvorstellungen 
arbeiten nur mit halber oder noch geringerer Kraft, während 
jener ihren unverminderten Widerstand zu überwinden hat. 
Er begannt, der andere endet bei dem Aeußersten. Anderswo 
habe ich an Beispielen nachgewiesen, daß es bis dahin Un¬ 
bestrafte gibt, die unverbesserliche Verbrecher der denkbar 
schwersten Art sind.“) 

ßj dje Frage nach der Unverbesserlichkeit schwer zu ent¬ 
scheiden, 70 ) aber der überwiegende Teil der Lebenslänglichen 
nicht als hoffnungslos zu beurteilen sei (S. 762). Dabei setzt 
Liepmann die Unverbesserlichkeit der Gewerbsmäßigkeit 
gleich und spricht von dieser bei Erörterung der Rückfälligkeit 
jo. 588). Ich unterscheide zwar zwischen den drei Begriffen, 
lasse das aber auf sich beruhen, denke mir indessen, daß die 


70 ) Jahrbücher für Kriminalpolitik Bd. 1 S. 47. 

.... A Liepmann hat im allgemeinen recht, wenn er das Prophezeien 
getahrlich nennt (S. 762). Warum sagt er das aber nur in bezug auf 
e Unverbesserlichkeit und nicht auch in bezug auf die Besserung? Er 
ist i, • “ ie Vorhersage jener als Pessimist, dieser als Optimist. Zudem 
«fcui Hellsehen, wenn ein langgedienter Gefängnisbeamter aus rei- 
r Menschenkenntnis und Erfahrung heraus Schlüsse zieht. 
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brechem allgemein nicht anders. Daß bei den meisten er¬ 
erbte oder erworbene Minderwertigkeit in körperlicher oder 
geistiger Beziehung vertreten sei (S. 751), ein erheblicher 
Bruchteil, annähernd ein Drittel, schon beim Beginne der Straf¬ 
zeit psychopathisch minderwertig gewesen sei (S. 748 Anm. 
373), fast durchgehend das Gepräge psychopathischer Kon¬ 
stitution sich zeige (S. 748), die Hoffnungslosen beinahe durch¬ 
weg schwer psychopathisch Entartete (S. 588) und die Gefühl¬ 
losen sämtlich Psychopathen (das.) seien, für alles das finde 
ich in dem mir zur Verfügung stehenden Materiale keinen 
Anhalt. 71 ) 

Aber auch nicht dafür, daß nach 25 bis 30 Jahren die 
Gesinnung, ja der ganze Mensch, anders geworden sei (S. 761). 
Liepmann entnimmt diesen Satz der Niederschrift eines 
Lebenslänglichen schlankweg als bare Münze, indem er sich 
nicht hat bestätigen lassen, daß der Mann nach Ansicht der 
Beamten Fortschritte in sittlicher und religiöser Vertiefung 
(S. 747) gemacht hat, und in unmittelbarer Anknüpfung an 
dessen Selbstbeurteilung schreibt, diesen Ausführungen sei 
nichts hinzuzusetzen, sie sprächen für sich, und dann die 
„grausam vorsichtige“ Handhabung des Begnadigungsrechtes 
bespricht. Ich habe in Abschnitt 1 erwähnt, daß einer meiner 
Lebenslänglichen sich 23 Jahre in Strafhaft befindet. Es ist 
der Mann, von dem am Schlüsse des Abschnittes 14 des 
längeren die Rede ist. Er hat sich nicht geändert und wird 
sich nach dem einstimmigen Urteile aller, die ihn näher kennen, 
insbesondere derer, die ihn fast ebenso lange oder länger als 
ich kennen, nicht ändern, selbst wenn er 30 und mehr Jahre 
sitzen sollte. Er selbst erhärtet die Voraussage durch die Er¬ 
klärung, er werde sich nicht ändern, weil er das nicht könne. 
Von jenem mit dem moralischen und intellektuellen Existenz¬ 
minimum, der 15 Jahre hinter sich hat, gilt dasselbe. Ich hoffe, 
daß sich Liepmann an solcher Beobachtungszeit genügen 
läßt. Die übrigen befinden sich kürzere Zeit im Zuchthause, 
aber auch sie bieten seither zum größten Teile keine besseren 
Aussichten. (Vgl. Abschnitt 14 b. ß.) 

16. 

Liepmann bezeichnet es als Vorzug der Todesstrafe, daß 
sie die Gesellschaft vor neuen Verbrechen des Hingerichteten 
sichere (S. 586, 587). Kein Zweifel, daß, wie man sich an- 
stelle, kein anderes Mittel die gleich unfehlbare Wirkung 

7l ) Marcovich bemerkt treffend, daß „Stützen der Verwaltung“ 
nicht gut geistig minderwertig sein können (a. a. O. S. 91). 
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ha t”) Schon von diesem Gesichtspunkte aus trifft es nicht zu, 
daß man durch den Vollzug der Todesstrafe ein Menschenleben 
vernichte, weiter nichts. 78 ) Wenn es richtig ist, daß Hinrich¬ 
tungen solcher Vorkommen, die nicht schlimmer oder weniger 
schlimm sind als Begnadigte, so gibt einerseits Liepmann die 
Gründe dafür an und mögen andererseits Fehlgriffe nicht aus¬ 
geschlossen sein (S. 745). Grundsätzlich wird die Todesstrafe 
an denen vollstreckt werden, die nach ihrer Tat oder ihrer Per¬ 
sönlichkeit als die Gefährlichsten erscheinen. Daß durch ihre 
und gerade ihre Erhaltung am Leben der Schutz der Gesell¬ 
schaft vermindert wird, läßt sich nicht bestreiten. Freilich wird 
das nicht zahlenmäßig zu erweisen sein. Nur wenige Lebens¬ 
längliche werden eine Begnadigung nicht erhoffen, noch 
weniger sie nicht einmal wünschen. Deswegen halten sich die 
Lebenslänglichen mit seltenen Ausnahmen von Mordtaten fern, 
die überdies nur innerhalb eines bestimmten Personenkreises 
verübt werden können, die im Gefängnisse erschwerter sind als 
draußen, die nur der Wiedererlangung der Freiheit oder der 
Rache, nicht aber dem unter anderen Verhältnissen häufigsten 
Beweggründe der Habgier zu dienen vermögen, die heutigen 
Tages ihre Sühne durch den Scharfrichter finden. Denn ein 
Lebenslänglicher, der einen Mord begeht, wird sicherlich nicht 
begnadigt werden. Wenn er nun auch in Staaten, die die 
Todesstrafe abgeschafft haben, nicht hingerichtet werden darf, 
so bestehen doch die übrigen Gründe fort. Bei uns kommen 
Begnadigungen Lebenslänglicher selten vor. Ob und in wel¬ 
chem Maßstabe das in Holland und Belgien (S. 745) öfter 
geschieht, entzieht sich meiner Kenntnis. Das aber entscheidet, 
falls überhaupt die so viel kleineren Verhältnisse dieser Länder 
ausschlaggebend sein dürfen. Erst wenn eine größere Anzahl 
Begnadigter während eines längeren Zeitraumes sich durchweg 
vollwertig in das menschliche Leben eingeführt hat (S. 761), 
ist anzunehmen, daß die Todesstrafe zur Sicherung gegen 
Wiederholung gerade blutiger Taten durch denselben Täter 
nicht unbedingt notwendig ist. Wohlverstanden: nicht un- 


, ) Kronauer sieht als den nicht geringsten Vorzug der Todes¬ 

strafe die sichere Unschädlichmachung des Verbrechers an (Verhand¬ 
lungen des schweizerischen Juristenvereines 1912 S. 52). 

.. ‘) Soll vielleicht heißen: aber weiter nichts erreiche. Auch dann 

gut das oben Gesagte. Die Vernichtung eines Menschenlebens ist doch 
Bedeutsam genug und Liepmann schätzt es ja überaus hoch ein. 
v V er Behauptung B o 11 i s, die Todesstrafe sei keine Strafe, sondern 
Vernichtung, hält Kronauer mit Recht entgegen, daß auch die lebens¬ 
längliche Zuchthausstrafe die Existenz des davon Betroffenen nicht nur 
sozial, sondern auch physisch und psychisch vernichte (Verhandlungen 
des schweizerischen Juristenvereines 1912 S. 43, 51). 



btiilltgl-, weil die HiugcrWliieteh hud>#&fMeiitb^gna4igtqi t di«g 



deiider Schlag. wM damit gegen die Todesstrafe nicht geführt. 
Demi der Schutz der 'Gesellschaft ist nicht ihr alleiniger, viel¬ 
leicht fiicht einmal ihr vornehm!ichster Zweck. Dazu sind der 
Verbrechen, für die sie angedroht wird, zü wenig und werden 
diese zu selten verübt, Außerdem muß, wer' - ao.^r-.-.TödieSStrafe 
iesihält, sagen: wer siV verwirft lialt, hat sie än.sich, d. hDdieser 
Tat wegen, verwirkt, gleichviel, ob er sie wiederbegelieti würde 
oder nicht. Selbst wenn letzteres ahZunehmen, wird dieser IJm- 

tl-liiil firr ci/Oi hlt&iri aXnaih fös.;-fri.\Ai.*iir1.’iCrTri-ihrt ‘.'fit-Mve äS?i'<»i>hah J ' 



vermögen 

fertigen sein, wenn sie ihr die Sicherung der Gesgllsctiaff-.edt"': 
beiirt werden kann. 



strafe bestimmte tebensiängiiebe Zudithaus regelmäßig in die 
vorläulige Entlassung attsiaufen soll. Den Ausschluß nur der 
Unverbesserlichen Von dieser Maßregel .($. 763) kann ich nicht 
gtitheißen, Wie bisher in Preußen- und Hamburg wird nicht 
bloß der Täter, sondern auch, und zwar hier eist recht, die Tat 
anzusehen sein. Da jetzt die -Möglichkeit - de? Verkürzung 
lebertshmglichei Strafen im Gnaden wegebesteht; utid d ie Zu¬ 
lässigkeit durch Begnadigtmgen anerkannt wird^ sclie fch mcht 
ein, warum die auf anderem Wege zu demselben Ziele füiiretide 

Ätgdem üffil 

nach dem V E ausgesdilosssen bleiben soll, leb sehe es um. 
so weniger ein, als man sich nicht ejgentli di : Gnade, wohl aber 
die vo^ Entlassn ng verdierten kann und die Gnaden- 

■«■fc-i *N 4? #-» •: 1. >^»-4 4Kf KV l iK-xh *t*-hr* *• * * x-t .ui—.-« .i ^ tLi iZ .£*• 



Der Schutz der OeseiIschaft wird durch Lie p matin s-V'or-- 
schlage noch erheblicher verringert, wenn gegen noch nicht 
Dreißigiahfige statt auf den Tod nur auf zeitiges Zuchthaus 
von 20 jahten, das dami t von selbst; der vorläufigen Entlassung 
fähig \värhj erkahhf werden darf (S. 764 ) u/uT gegen ÄUiere 
auf lehenslanghches Zuchthaus selten — ich. trage AyarirO 
— erkannt Werden soll . u ) Ein sehr erheblicher Prozentsatz hi 


74 ) v. W a ft 1 b e r g. Will die lebenslängliche« Ffdheits.drah.n so^ar 
ganz beseitigen und durch solche von regelmäßfg nur 15 Jahren und 

jsficV.aliitiaüffifeh nämürvK wa fiidhftf Tv*r1 fGvikvviwl 


OM 




zur Zeit der Einlieferung unter 30 Jahren Bei ntir 

waren von den wegen Mordes bestraften Erwachsenen 
45p Prozent, von den zu.' leben länglichem: Zuchtbause Verur¬ 
teilten 66,33 Prozent. Oer dritte ddrnLefet^hstedeählte, als ihm 
der Prozeß gemacht würde, 307V Jahr. .Soli der Gedanke des 
Ersatzes der Indes- durch 3&hKth begrenzte Zuchthausstrafe 
überhaupt in Erwägung gezogen werden, dann läßt er sich- mit 
fibensofviel, Wenn nicht größerem Rechte fiit die mehr als 
Dreißigjährigen erörtern. 


Nach Liepmann läßt sich die Sicherung der Bereitschaft 
neuen Verbrechen der Hingerichteten auf; 'rationalere' Art 


als durch Abwendung der Todesstrafe erreichen (S. 6S9)., Er 
verweist dieserhalb auf: 

a) soziale Maßnahmen, als da sind Verfeinerung d w ' Armem, 
pflege und Fürsorge und Bekämpfung der Auswüchse des 
iMkhholi?snjtis durch. Prohfbitivtnäßr%eln (Sl 59Q, 666); 

b) die Verbesserung des polizeilichen LJeherwachungs- und 
Sicherheitsdiertstes üüd die RecUganisatidn der Polizei 
(das), 

c) du Reorganisation der Strafrechtspflege (S. 666), 

d) Aendemng des Strafvollzuges, bestehend in 

<■>) 'wesenfliehetv Verbesserungen der Straianstallen 

iS 66b), 

ß); einer ReoFgärdsötion der Strafanstalten ($. 606), 

: ääörd' Äufentbaltsanweisung' 

; ';(&r •; A \ 

f) schone Bestrafunu der Auswüchse- des AlkohoHsums 
(das.), 

g) Abschaffung der lebenslänglichen Zuchthausstrafe gegen¬ 


über noch nicht Dfeißigjährigen (E 7< 
b) Emfühiung der T3epoftation (S. 744) 



Liepmann die Durchführung denkt, wann vyii: daipt'fertig 

Deportation »ifenh t Idepmatm' ^id :'Esperiöieiit> ; %a^ ict£ gndb'detfV 
Zusäramerdiadge^ ia dem das Wort steht, ”) rrlitWägnis über¬ 
setze. Es heißt indessen doch zu weit gehere^ wenn mit dem 
Wagnisse der Aufhebung der Todesstrafe, «m einen volT 
gültigen ErsstZv dieser zu erhälterg das. Wagnis der Einführung 
der Deportation verbünden werden soll. Indessen kommt es 
auf das Wort meht wesentlich an. Sichtlich vertraut Tie pä 
: : m a n ri der Deportation nicht recht. Sähe er sie mit Zuversicht 

• an, müßte er sie mit Entschlossenheit fordern, statt nach ihr 
in verhaltenen Worten Verlängert zu tragen, zumal er sonst 
«hi kräftige Worte und Wendungen nicht verlegen ist 

Debet die Reorganisation der Polizei, der Strafrechtspflege 
und der Strafanstalten wird nichts gesagt. Oh die Forderung 
wesentlicher Verbesserungen der Strafanstalten mit derjenigen 
der Reorganisation identisch Ist» ist zwar nicht ausgemacht, es 
scheint aber so. jene brauchen zwar nicht miT dieser Sich zu 
decken, aber diese als das mams rlnffic jene ah das mmtis&n- 
scbiießen, Denkbar bleibt immerhin, daß Beides parallel gehen 
soll Dann wäre vermutlich unter den Wesentlichen Ver¬ 
besserungen rite Innere Umgestaltung, unter der Reorganisation 
der äußere Aul- und .Ausbau zu verstehen. Dafür spricltt 
sogar, da,ß Liepm&p n »«demselben Satze von Verbessenjngeo 
der Armehpfiege und unmittelbar daran anschließend von. '#E. 
Reorganisation der Polizei, der Strafanstalten and der Straf-* 
rfechispflßge spricht.; Hierin muß Klarheit herrschen; Df ep« 
man n gibt die Aeußetung eines Schweizers wieder, daß die; 
kleineren Kantone es niebt vennögeu, eiue rationede Strafanstalf 
z« haben ujid deshalb nach der Todesstrafe rufen (S. A6f). 
Wena es aber nur auf rationelle StrafänsTdien ahkäme, konnte 

• der Ruf iddit auoh'.da .eilönen, wo' ; nian' Sie..hat. 

Es wäre alsoseht urtgehrachydaß T ie pm a n n sich darüber 
ausspräche, wie e r sich däejenjge ReorganiSatipii der Straß 
ansfalten vorstellt, die die Todessträle «betSÜsidtT 
da man nicht durch letztere, sondern uttr -- in Verbindung 
mit anderen Maßregeln — durch ersrerC die wirklichen Ge- 

u ) ; so fange man sich zu dem Fxiierimente de« Deportation 
nicht entschließen kann. Vgl. auch $. 650; Die Äbscitafhmg der Todes-' 
'strafe in einzelnen deutschea StaaUm war nichts als ofni übereiltes po¬ 
litisches Experiraeut, S. 586; Ihre Abschaltung ist heute kehvgeiälirlicltes 
Experiment mehr, S» 639.: Die Reform — nämlich die Abschabung- der 
Todesstrafe in Michigan ~ ist erfolgreich versucht und nicht mehr blöß 
ein Experiment. ~ 
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arbeiten kann, so hindert sie einen Abgriff Mer lieber fall 
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Tebfe) 

g keinen Handschlag tun kann,/ gt 

ifütfert und an* 

äUSgb 

zogen Werden muß;? Wie soll die 

fesselung, ehe 

•Oewat 

lhäfigk«t>Vörgekommeii isß begriim 

dei werden und 

wkd i 

tfi dein Talle, wenn der Gefangene ' 

wegen ernstlicher 

krank’ 

uag; zu entfesseln ist?; Ich nahm 

vß äin, daß dies 

xaiiön 

eilen 

sofferF Wir ln 


sie, Dasselbe gilt von den 

^achtmlitelh^llpsk-': welche Disziplinarstrafen ■ gemeint sein 

%er ÄrreStstfölbn LlephiaiS o aber warnt ($ 758) Was 


bleibt min übrig? 

Kein -.;'^ 

•die bloße thsziplmwMrigkehen sind ($; 757), die Todesstrafe 
verlangen. Uebrigens Ist die Xahl derartiger Ausschreitungen, 
hiebt so .nebensächlich,-Als iiepman n es hidstellt, und obeifein 
Sfcivve Statistik nicht Schlüssig, weil sie thehi ersehen läßt, ob 
der augenhlrcklkhe Bestand öder der Durchsehniitsh^tand 
gemeint ist find, • •wmh.'r.iet^b^r, •• tur wd äffen emifeitiieh 'be*? 
messenen Zeitraum. L i ep m a n n spricht von jahrzehntelangfe 
Beobachtung in manchen — also nicht in allen — -Anstalten 
und von einer v i ei fach -— also nicht 1 m nie r -- zwei bis 
drei Jahrzehnte dauernden Beobachtung der Lebenslänglichen. 
Ein klares Bild ist nur zu gewinnen, wenn die während etwa 
25 Jahren vorgekommenen Angüße gezählt, und mit dem 
.Durehschnittsbestände desselben Vierteljährhunderts verglichen 
werden. 


D dB-Morde hi den Gefängnissen Vorkommen, steht- fest 
(5. 665 1 abgesehen von dem falte S) ?ST' Amte 383) und 


Dafür bringt hi Vpra^un. sdfef eiifeh Beleg auf'738.:. - 

yj Ob «s 'sielt in: 'dew» am I. Desernher i big durch die Zeiluugen- 
veröffentlichten Falle, dali in Mannheim ein Gelsjugeaer einem Aufseher 
niedergeschlagen, ahne daß dieser itmWrMtetvIäs; Bewußtsein wicder- 
erlangt habe, um Mord handelt, muß rsaogels . weiterer Nachrichten 
vorab unentschieden bleiben. Am 23 Noveniber 1012 ist in der Festung 
Schlüsselburg ein Wärter durch zwei Oefangent- bei der Entweichung 
■gelötet worden In der nraison -ceniritie .zu Kocheiort haben am W- Nd- 
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fehlt es an einer Statistik, weshal-b sie recht selten Vor¬ 
kommen, habe ich im Abschnitte 16 auseinandergesetzt. Was 
hat nun zu geschehen, wenn wegen Fehlschlagens aller von 
Liepmann empfohlenen Verhütungsmaßregeln ein Lebens¬ 
länglicher mordet? Der Trost, es handle sich um eine Berufs¬ 
gefahr (S. 758),’") ist billig, erledigt den Fall aber nicht, trifft 
außerdem nicht zu, wenn der Getötete ein Mitgefangener 
war,’“) und geht endlich in dem Hinweise auf die Beamten der 
Irrenanstalten fehl, denn die Gefängnisbeamten fallen nicht 
Naturereignissen gleichzuachtenden Handlungen Geistes¬ 
kranker, sondern, wenn nicht etwa der Täter geisteskrank war, 
Handlungen Zurechnungsfähiger zum Opfer. 

Der Mörder würde zum zweiten Male zu lebenslänglichem 
Zuchthause verurteilt werden. Diese Strafe stünde aber auf 
dem Papiere. Denn der Mörder ginge selbstredend hinsichtlich 
der ersten Strafe der Aussicht auf Begnadigung oder vorläufige 

Frühere Fälle habe ich mir aus den Zeitungen nicht gemerkt und 
in der Literatur nicht besonders verfolgt. In dem schon genannten 
Buche von H e i n d 1 lese ich, daß in einem französichen Zuchthause ein 
zu acht Jahren Verurteilter einen Aufseher erdrosselt hat, um deportiert 
zu werden (S. 13), daß in der Anstalt Fontrevault ein Insasse einen und, 
da er nicht alsbald deportiert wurde, einen zweiten Wächter ermordet 
hat (S. 223) und daß m der maison centrale zu Nimes in fünf Jahren 
16 Morde und Mordversuche, die sich alle oder fast sämtlich gegen das 
Aufsichtspersonal gerichtet haben werden, verübt worden sind (das.). 

Hein dl zählt ferner acht Beamte namentlich auf, die, einer zu¬ 
gleich mit Frau und Kind, von Sträflingen in Neu-Kaledonien ermordet 
worden sind (S. 111, 113), und erwähnt, daß dort in dem einen Jahre 
1884 bei einer Zahl von 9800 Deportierten 56 Morde und Totschläge 
sich zugetragen haben. 

England deportiert noch nach den Andamanen, und zwar fast nur 
Nichteuropäer, aber zugleich fast nur auf Lebenszeit verurteilte Mörder 
(Heindl a. a. O. S. 376). Angriffe auf die Beamten sind nicht allzu sel¬ 
ten und mancher von ihnen hat dabei sein Leben lassen müssen (S. 380). 
So insbesondere im Jahre 1872 der Vizeköuig von Indien als oberster Ver¬ 
waltungbeamter der Strafkolonie (S. 373, 454), deren Direktor im Jahre 
1894 von einem lebenslänglichen Deportierten fast ermordet worden 
wäre (S. 375). In dem Zeiträume von 1890 bis 1900 sind bei einem 
Durchschnittsbestände von 9233 Sträflingen 90 Morde vorgekommen 
(S. 444). 

Offenbar empfiehlt sich daher die Deportation für die schwersten 
Verbrecher nicht. 

Wieviele aller vorstehend aufgezählten Bluttaten Lebenslänglichen 
zur Last fallen, steht zwar nicht fest, daß sie aber beteiligt sind, ist außer 
Zweifel. Auf den Andamanen sind fast nur sie beteiligt. 

") bei der natürlich nicht an die Strafe als eine Art Berufsgefahr 
tur den Verbrecher (S. 597), vielleicht aber an die' Betriebsgefahr der 
Justiz (S. 705) als an ein Seitenstück gedacht ist. 

) Verbrechertum und Gefangenschaft sind für allzuviele zwar tat¬ 
sächlich, für niemand aber rechtlich ein Berufsstand und der Ermordete 
braucht nicht zu den Stammgästen des Zuchthauses gehört zu haben. 
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das genügt, der sage es, . 

H i e r ist die Todesstrafe unentbehrlich und fast, unentbelir- 
^eitec Bis Ä den von. L i gpm an rt vorgesehenen Ansnai.mefaiien. 
Es gibt ferner Sh scheÄ^I:^ von geistig Gesunden verübte 
Mordtaten, daß es gebietemche Pflicht des Staates ist, solchen 
||i ideheftätern das Lehen äBzg fordern. Einmail-, weil sie überhaupt 
■ ; nicht wert sind, am. Leb#e^alienTh . werden. 

an das entmenschte Treiben der Engelmachefinnen. Wer wie 
ich eine solche kennen gelernt hat ’p rmd doch für Ahschäffung 
der Todesstrafe ist. der mag es verantworten Zweitens, weil 
gerade solche Verbrecher,' die anderen das Lehen, auf gfriu*- : 
samste Art und oft Last um ein hdchts oder in wilder und 



hält) mit jeder Faser und Fiber ankiammeai v so daß sie die 
Eirrspernrng äüL^ dem raschen Sode ein 

Kleines dünkt. Der Staat tut also recht daran und kann nicht 
zwecfcmäßiger handeln. als daß er ihnen dies f ü r s i e . Wert* 
vollste rdmmhp Ich frage ferner, weichen ^W r eek es Haben kann 
oder soll, unverbesserliche. Mörder bis au das Lebensende auf 
Staatskosten 4ü U«tCth$lt%l; 4 Da an ihnen nichts Wt '-bessern 
isL;Ä ■ftmec;Lfhaltung ; durch das Thte*e&s£ '4& efeien Jherson 



rits (SV -5S7, f»&7)„ sondern datum, daß das nach dem Gesetze 
verwirkte pleherl eines solchen Menschen rnemandem, nicht 
einmal ihm seihst,, von Nutzen,ist - Aus diesem Gesichts¬ 
punkte heraus scheint mir die Ausgabe ailerilings. uiiangebracht 
fWe.ni) der Staat andere Unverbesserliche ernährt, so-ist ihnen' 
eben das Leben nicht ahgesprochen, Ott. verbüßen .sie nicht 
dhrnaL tebenslängliclie Sfetfem ' pTwG.-p’. 


19. 

weise ich dar auf hm, daß ; L i e p m a nn die 
lebetHsitifighelw Fu.tsperru.ng mit Unrecht ein Unrecht (S. 

( } Vit- balle Hinf Kinder, unter ihnen einen üueheHcheü Enkel, um 
•Uw Lehen ftelvadit und. war verstoc-kt und reudos bis zu dem Augeh- 
bltelte, da H'vr Köpf fiel. Vgl- Ihretwegen ferner Äbsdmufti 
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763),“) aber mit Recht ein furchtbares Strafmittel nennt 
(S. 764). Sie wird es bleiben, selbst wenn man den Strafvoll¬ 
zug noch über Liepmanns Vorschläge hinaus anders gestaltet, 
es müßte denn sein, er würde durch Milde so verflüchtigt, daß 
er aufhörte, das Uebel zu sein, das er sein muß, falls er Zweck 
haben soll. Das wird niemand wollen und deshalb ist es eine 
unerfüllbare Forderung, daß die lebenslängliche Strafe nicht 
eine langsamer und empfindlicher wirkende Art der Todesstrafe 
sein dürfe (S. 763). Um des Gesagten willen tritt diese Wir¬ 
kung aber nur nach der objektiven, nicht nach der subjektiven 
Seite ein. Ueberdies läßt sich füglich fragen, ob es richtig ist, 
den Lebenslänglichen nicht im Einzelfalle um der Per¬ 
sönlichkeit, sondern allgemein und lediglich um 
der Härte der Strafe willen besondere Rücksicht¬ 
nahme angedeihen zu lassen, oder ob sie nicht vielmehr 
schärfer anzufassen sind als andere. Sie haben doch schwerste 
Verbrechen begangen, die lebenslängliche Strafe ist nun 
einmal da, jede Strafe soll wirken und die Wirkung darf 
nicht bloß auf der Dauer beruhen. Sie beruht im Gegenteile 
sehr häufig nicht auf der Dauer. Man kann daher mit 
Grund zweifeln, ob nicht die Todesstrafe menschlicher ist 
als das lebenslängliche Zuchthaus. Schon Friedrich 
der Große schrieb 1785: Je conviens, qu'une prisort 

81 ) vom Standpunkt der uns beherrschenden psychologischen Werte 
der Gerechtigkeit und der Vergeltungsempfindung aus (das.). Der 
Beweis dafür wird schuldig geblieben oder wenigstens nicht dadurch er¬ 
bracht, daß die lebenslängliche Strafe, weil eine ebenso lange Qual 
(S. 764), ein härteres Uebel als der Tod sein könne. Denn des Ver¬ 
brechers „Recht auf das Leben“ — siehe Abschnitt 12 — wird gewahrt 
und jene Wirkung nicht gewollt. Sie läßt sich allerdings nicht völlig ver¬ 
meiden, aber — und L i e p m a n n macht im folgenden dafür Vorschläge 
— innerhalb gewisser Grenzen abschwächen. Daß die beanstandete 
Wirkung nicht ganz zu beseitigen ist, kann logisch ebenso gut zur 
Ersetzung der lebenslänglichen durch eine zeitige Strafe wie durch die 
Todesstrafe führen. L i e p m a n n bricht außerdem seinem Grunde die 
Spitze ab, indem er das lebenslängliche Zuchthaus beibehalten will, freilich 
nur zur Verhütung fernerer Verbrechen desselben Verbrechers einer- und 
m recht beschränktem Umfange andrerseits. Insoweit stellt sich ihm 
also der Vergeltungsgedanke nicht in den Weg. Dessen Vertauschung 
mit dem Sicherungszwecke bietet aber den erstrebten Schutz nicht 
unbedingt. 

Ein Umstand aber rückt das Ganze in ein anderes Licht. Dem 
großen Haufen, mit dessen Psychologie insoweit gerechnet werden muß und 
selbst Liepmann rechnet (Abschnitt 13a«), ist das elendeste Leben 
lieber als der Tod und daher die Einsperrung auf Lebenszeit ein ge- 
™f eres . Uebel als die Hinrichtung. Vgl. auch Abschnitt 18. Ferner 
luhlen die Lebenslänglichen die Jämmerlichkeit ihres Daseins nicht in 
ganzer Größe, weil sie, gleichviel ob mit Recht oder Unrecht, auf Be¬ 
gnadigung hoffen. 



perpellte Ue est m' eff et um pumtion plm crutite la 
muripj i -i : - Josef 11, am 2. April 178? die Todesllrate 
absdiaH'te, tat er dies nicht aus Motiven der Humanität;”) 
sondern aus dem Gesichtspunkte der AbschveckutigStlteone, 
indem er die Todesstrafe durch „schreckbarere /und empfind¬ 
lich ete Z üch%iungen u -'ersetr-eri ••.Wollte. 84 ) Denn eine Icbens- 
iänghcbe, qualvolle Strafknechtschaft wirke abschreckender als 
die rasche Todesstrafe. Uns schaudeft, wenn wir von der Art 
der Ausführung lesen: Lebendig; begraben und im einsamen 
Kerker an die Wand geschmiedet, 

aridere lsiahrnog als Wasser und Brot and dazu jährlich eine 
öffentliche Auspeitschung Unter Umständen trat Ver¬ 
schärfung durch Einbrennen des öalgcnzäehem auf beide 
Baekena) Dies zur Ergänzung von Liepmanns auf 

andere Quellen gestüfeter Darstellung (S. 60T). 

.Ich bezweifle ernstlich» daß die Umwandlung der Todes- 
in lebenslängliehe Freiheitsstrafe durch ßegnadigungfsakt nicht 
nur der Form und dem Scheinejftachy.söndern 'in ‘Wesen, Wahr¬ 
heit und Wirklichkeit eine Gnade, bedeutet,: falls nicht später 
eine gn.adenwei.se Verkürzung Eintritt oder die vorläufige Ent- 
iassuiig eiogefiiliJt und gewährt wird, 84 ) Diese Sache hat aber 
mit der Würdigung der Lehens- als angedrohter und 

gerichtlich eilfähntcr Strafe : Mehty zu tun uiid der Standpunkt 
der Masse ist; Abschnitte geieigt, eia 

anderer; Ich habe nicht gehört*) daß nach der Verhängung 

’") Willenbueher a. a, O. & 23 

'**) v. WohIberg a, a. O. Bd. 2 S. 15h, Bd. 3 S. 9. Ebenso Cieör ~g e 
aba. O; S. 211; Bei J osef 11. Waren für die Abschafitmo- der Todesstrafe 
keineswegs der Iturnaijitätsgedanke die VeranUissuiig oder Humanitäts-'- 
gedanken mabgiebeiid, sondern die Ansicht bestimmend, daß selbst mit 
den; granenhaftÄteif Todessti-afett der Äbsohreckim^szweck' mchf er- 
reicht werde, dieser vielmehr durch grausame -Freiheitsstrafen.«weich-- 
bar sei, 

J) v, Wa h i ber'g A- a. Q. Bd,^ 3 S T, 

/ v, Vka b l ä»Ö»" Sii f 2 .157, 178. Die AnschiWfedutig 

war Mt eng, daß sie dkm Verbrecher nur die ajternotwendigstte Bewegung 
gestattete (George a. a. ö, S...2.12). Aehn lieh würde notgedrungen die 
von 1,! eptiiati n vorgeschiagene Fesselung auszusehcft haben (Abschnitt 
IrUFing er deute) a.a,Ck&3öi an, daß man für den Fall der Ab- 
schaHung der Todesstrafe lvd JUfhenslänglichen, die morden, auf die 
Ansciimiedtuag werde zurückgreififii rniissei!. 

”“) Ca Ja nie zweifelt, oh-man einen /um Tode Verurteilten zu lebens¬ 
länglicher Straffe _begufidi.gsr kavth, WCnn Vr es liieht verlangt (Verhand- 
umgen des seiweiierischen junsteuvemneä-1V12 S. 42), Formal ist 
dieser Zweifel im/'.vGtcih.fti nnstichhaltig. 

/) ln uem FaifeTieniy (S.902) isil. vom Verzichte auf Rechtsmittel 
die Rede mul allerdings ao ein < inadfenges.ueh des Verurteilten nicht 
zu gFubO». 
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eines Todesurteiles jemals unterlassen worden wäre, ein 
Gnadengesuch einzureichen, habe es den Verurteilten oder Ver¬ 
wandte oder den Rechtsbeistand in seinem Aufträge oder mit 
seinem Einverständnisse oder hin und wieder Geschworene zu 
Urhebern. Und doch ist es stehender und allgemein bekannter 
Gebrauch, daß nicht anders als zu lebenslänglichem Zucht¬ 
hause begnadigt wird. Ein so Begnadigter hat sich in Fuhls¬ 
büttel alsbald und in aller Form dafür bedankt und jener, der 
anfänglich durch die Hand des Nachrichters sterben wollte 
(Abschnitt 13 a y) II), hat die Danksagung jetzt nachgeholt. 

Uebrigens braucht nach norwegischem Verfassungsrechte 
der Verurteilte die Gnade nicht anzunehmen und konnte er 
daher vor Abschaffung der Todesstrafe am 1. Januar 1905 
(S. 620) die Hinrichtung verlangen. Hinzugefügt sei noch 
dies. Es kann dieselbe harte Strafe als gesetzliche gerechtfertigt, 
als Gnadenakt aber nicht am Platze sein, weil die Milde, die 
sich hier zeigen, dort fehlen soll, faktisch und praktisch auch 
hier fehlt. Uebrigens würde, wenn etwa weniger oder überhaupt 
nicht zu lebenslänglichem Zuchthause begnadigt werden sollte, 
die von mir auch bei dieser Strafe verlangte Zulässigkeit der 
vorläufigen Entlassung entgegen dem derzeitigen Stande der 
Dinge (Abschnitt 1) gerade den auf Lebenszeit Verurteilten 
zugute kommen. 


20 . 

In Abschnitt 13 a 6) habe ich der Vermutung Raum ge¬ 
geben, Liepmann teile den Standpunkt, daß nicht die Todes¬ 
strafe» sondern das lebenslängliche Zuchthaus schwerer sei. 
Daher rührt denn wohl auch mittelbar die Forderung nach 
Einführung der vorläufigen Entlassung, die unmittelbar mit 
dem Strafvollzüge, und zwar mit dem für jede längere Frei¬ 
heitsstrafe verlangten progressiven Strafvollzüge, in Verbindung 
gebracht wird. Daher stammt voraussichtlich die weitere 
Forderung nach seltener Anwendung der lebenslänglichen 
Zuchthausstrafe, eine Forderung, die nur so Erfüllung finden 
kann, daß zeitige — 20jährige — Zuchthausstrafe wahlweise 
angedroht werden soll. Die daraus sich ergebende Möglich- 
keU der Beseitigung auch des lebenslänglichen Zuchthauses 
wurde nach der allgemein zu beobachtenden Entwicklung der 
Fange in der Strafrechtspflege so gut als zur Wirklichkeit 
werden, wenn nicht für gewisse Verbrechen das lebenslängliche 
Zuchthaus gesetzlich Vorbehalten würde. Daher schreibt sich 
wahrscheinlich und endlich das Begehren nach ausschließlich 
zeitiger Zuchthausstrafe für Verbrecher im Alter bis zu 

Blatter für Gefängniskunde. Band XLV1I. 7 




3») jähren. Was diesen Punk) Angeld, so m bekannt, daß die 
knmmaldG apgur.cu. nufer rfeg in den Lebensjahre^; vopa 
IS .bis W A '£fc£fei»fen änt stärksten vertreten ist, Päß dfez 
Kapitalverbrechen keine Auraährae machen, ergibt der Schluß 
von’ Abschnitt 16, Die Mehrzahl der Mordtaten wurde daher, 
ruieh abgesehen von dem eben Bemerkten, mir nur zeitigem 
Zuclithäüse gesühnt werden, und zwar auch von Utiverhesser- 
liehen. Warum gerade bei den schwersten Verbrechen Alters¬ 
klassen der Erwachsenen unterschiedet? werden sollen, dafür 
vermisse ich die Begründung. Daß die Wirkung der Strafe 
vom Lebensalter bei der Emlidenmg nütabhaiigt (S, ?öl). 
wird kaum jemand als Ornnd anzuefkenheir geneigt sem. 
Üeberdirs trifft das, soweit es richtig ist, bei anderen Freihcito- 
strafen ebenfalls zu, Da'hach dem VE, die vorfäMge Etvt- 
iassung mach Verbüßung von zwei Dritteln der Strafzeit ein- 
höteri kann, würde bei Erfüllung .auch der sonstigen Bedin¬ 
gungen nach längstens i3'/ v Jahre j e d e r noch nicht Dreißig- 
jährige und jeder mehr . aj> Dreißigjährige, zu /.ei tigern | 
ZuGithaase verurteilte Mörder der Freiheit wiederzugebfn sein, 
wodurch die Frist für die vorläufige Entlassung aus dem iebeas- 
. läüg&eJfeH * und -eih mit diesem be- . 

: straiter Mörder hach defen -AblairL4ui n ah m s W eise ; nicht 
zvv;entlassen wäre. .-Hälfe das für eitle angemessene: Sühne., wer 
will, Ich vermag es rncht 


. • . Arn 

10 Oktober I1M2 berichtete die Zeih 

img von deni rus- 

'stechen ->1 

Vorder Bi och. der. zweimal zum Toc 

le verurteih, tünfe 

füüt,;a.üst 

^ebmekeu ist,, bei. einem Ausbruche 
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beamte t 

jbferwbltjgt bei keinem. von. Neuem g 

emordet und his- 

.gesamt | 

Iß Mürdtateo verüb? hat. am 27- Oe 

r.emb.er Ißl %\ von . 

■ idei: russ! 

'sehen Efigelmacbe.iin KicsnezAwa, 

die 1000 Kinder. 

vergiftet 

hat, am i’s jaunar 1 !> ) 3 von den! 

vieltächen Raub- 

' rob.Mer - 

Sternickcl, dessen allein- oder m 

Verbindung mit 


Spießgesdjfm verübte Untaten alte - von Apachen vollführten 
/Greuel m liefen Schatten stellen, leb frage Lj e p man ife ob 
fdilbfebch tu tß/idodicKen f ällen 'j^ogrfö^rve.r StrafvolLzug. der 
den ivUawchen nicht lebenslang quälen soll,- sondern,-von «der 
Sfräfbafr ?;ür Intenjierimg milderer Art tortschreifend,, mit der. k 
Vergeltung; ffeghtüL aber nuskimgeri soll in die Verfirnung;/ 
(S. 704), am Platze ist, jeder Kenner des heutigen Strafvoilv 
zuges muß mir dann beisammen, daß et solchen luensCh- 
liehen Ungeheuern -hiebt aewadisen, weil auf sie nicht zu- 
geschnitten ist, niemand aber wird ihn so harfen isieren wollen, 
sie iu.ur cs raicLe!rar wenn sie auch nur mit einem kleinen 
Fifßfer entplpgen vollem was sie mit beidehrvbllen . Händen a 
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ineinemfort gefrevelt haben. Anständigen Männern und Frauen 
die amtliche Verpflichtung aufzuerlegen, ihre Kräfte im Kampfe 
mit derartigen, in der Gefangenschaft fast immer äußerst 
anspruchsvollen und rechthaberischen, zudem u n e r z i e h- 
baren Menschen zu zermürben, um an ihnen Erziehung 
zu üben, bedeutet eine Unbilligkeit für die Beamten und für 
diejenigen, die gerechtfertigten Anspruch auf deren Arbeit 
haben. Liepmann versuche selbst an Scheusalen wie 
den vorgenannten die Heilkraft seiner Vorschläge über den 
Strafvollzug. Kann sein, daß er dann erkennt, daß es 
solchen Verbrechern gegenüber nur einen Ausweg gibt, 
nämlich diesen: sie einen Kopf kürzer zu machen, — kann 
sein, auch nicht. 


21 . 

Im folgenden greife ich auf den Abschnitt 4 zurück, weil 
mir daran liegt, weitere Ausführungen darüber zu machen, daß 
es im Rechte keineswegs immer auf die Unentbehrlichkeit, son¬ 
dern häufig auf die bloße Nützlichkeit oder Zweckmäßigkeit 
einer Einrichtung — nach der Auffassung ihrer Zeit — an¬ 
kommt. Was ich in der Hinsicht noch sagen möchte, habe ich 
dort ausgeschaltet, weil es seines Umfanges wegen besser für 
sich allein steht. 

a. Ein besonders bezeichnendes Beispiel dafür, in wie 
weitem Maße das Recht auch anderen als Gesichtspunkten 
lediglich der Unentbehrlichkeit von Maßnahmen Rechnung 
trägt, liefert nun die Rechtsgeschichte Roms. 

Während eines Jahrtausendes in der Gesetzgebung nach¬ 
weisbar, wahrscheinlich also erheblich länger, wurden die 
römischen, schließlich nach vielen Millionen zählenden Sklaven 
rechtlich als Sachen behandelt. Verstorbenen nahezu gleich¬ 
geachtet (Ulpianus»in 1. 209 D. 50, 17), waren sie bis auf 
Antonius Pius der vitae necisque potestas ihrer Gewalt¬ 
haber bedingungslos unterworfen. Und das trotz der Erkennt¬ 
nis, daß die Freiheit eine facultas naturalis sei und der Mensch 
vermöge des ins naturale frei geboren wurde und frei geboren 
werde, mithin die Sklaverei diesem Rechte zuwiderlaufe und 
somit contra naturam. streite, und trotz des Christentumes. 
So schien es bei dem — wie auch die aristotelische Recht¬ 
fertigung der Sklaverei wahrnehmen läßt — ganz überwiegend 
auf diese Einrichtung aufgebauten Wirtschafts- und Kulturleben 
des klassischen Altertumes zweckmäßig und das gab den 
Ausschlag. Wenn U1 pianus und Florentinus und drei 
Jahrhunderte nach ihnen das justinianesische Gesetzeswerk in 
den Institutionen und Pandekten die Sklaverei, und zwar stets 




und gerade allgemein als servitus und nur gelegentlich 
und daneben in der Sonderart der captivitasg) durch das 
angeblich zugleich mit dem Mensehengeschleehte auf die 
Welt gekommene im gentium gechtiertigen. so hängen sie 
der Sache ein Mäntelehen um, das selbst in den Fallen fadei 1 
seheinig genug ist, um den wahren Grand durehschimmer« 
zn lassen. Denn was, vvie die Leime vom ins gentium 
lautet, bei alten Völkern gleichmäßig zu -beobachten ist oder 
von vilien Völkern gleichmäßig beobachtet wird und allen Völkern 
gemeinsam ist, hat die Vermutung der Erprolrnng iind Zweck¬ 
mäßigkeit Tür sich. Das ius gentium soll außerdem seinen 
Ursprung bald in der naturMis r a 1 1 o (G ai us), bald im 
usm ex i g e ns und in den Inwumae ne cessitut es {In¬ 
stitutionen) haben. Nun steht aber bei P au 11 ns: quae 


an der Sklaverei als solcher, noch grundsätzlich an den 
Rechten, der Sklavenhalter, Antoninus Pius untersagte 
nur das sacvire und selbst dies nur dann,, wenn es sine sdnssä 
oder duriirs quam neqnu m, d< K s upt a inoda 0 % geschah. 
Der Erlaß bebt ausdrücklich hervor, dominnrurti interesi | 
neatixUUimcontra saevitiam. denegetar , G a i ti.s findet Um 
gerechtfertigt stützt, sich: aber auf den Satz;: male nostro iure 
utr Mn deberrtus, --dfeii,. Verschwender 

heran, dem um 

ist (1, 53). Dieser rein zivillsUschen Auffassung begegnet 
jusLinran mildem allgemeineren Gesichtspunkte: expedit 
r e i p u fij r c u e ß ne qms sda re inaU iitatur. Es. gilt also feine 
Rücksicht den Sklaven als veraunltbegabten oder aueb nur als: 
fühlenden Geschöpfen, sondern es stehen Eigenturnsbeschrän- 
kunpd in Frage, die steh etwa in der Richtung unserer Tier- 
schuizge$et2geb(ui^bewegen. _' • G v ^/-V;'' / 

Was nun die Rechtfertigung der Sklaverei und der Ver- 
fügimgsgewalt der Machthaber durch das ins gefttiüm weiter 
angeht, so wird: die Sklaverei einerseits hm Gier mö¬ 
ge n i an u s, der z, 0. sowohl die Kriege, die Trennung: der 
Völker, die Gründung von Reichen, als auch die für Menschen-;, 
Schicksale weit weniger 

das ins gentium zurückführt, nicht mitä'üfgezahlt, .andrerseits 
bet M a r t i äh io s teils aus dem ius gentium, lei 1 s. aus dem 
fti$ ßpäi! abgeleitet . Die hisiituitonen. lassen die Sklaverei aus 
dem ias genimm her^tämmen, u/fi itnrnitteibär d^aufaSklavenG 
die iure gentium 

") Da- Los der Kfteg.sgete»?ehefi Wurde ja auch 'durchaus sucht 
•itjither durch alle Sklaverei tesdegait. • y■ sy, 



— 101 — 


V 

kauf ihrer Freiheit iure civili dazu werden, zu unterscheiden. 
Nach welchem Rechte die Abkömmlinge von Sklavinnen in 
das Eigentum fallen, sagen die Institutionen nicht. Von den 
Pandekten werden sie kraft des ius gentium den Herren der 
ancillae zugesprochen. Merkwürdig genug, wenn letztere iure 
civili unfrei geworden sind, merkwürdig aber auch für den 
Fall, daß die Sklavinnen die Freiheit durch Eroberung ver¬ 
loren haben. Denn was sie gebären, ist rechtlich Frucht einer 
Sache. Zwar läßt Hermogenianusdie Schuldverhältnisse 
der Regel nach iuris gentium, zuweilen aber iuris civilis sein, 
indessen handelt es sich hier nicht um etwas Einheitliches, 
wogegen es heißt: servorum una est conditio, und: nulla in 
conditione servorum est differentia. 

Nun werden aber nicht bloß ein ius naturale, sondern auch 
ein ius naturae (Pomponius in 1. 206 D.50,17), eine lex 
naturae (Ulpianus in 1. 24 D. 1,5) und iura naturalia er¬ 
wähnt, von denen man liest: apud omnes gentes peraeque ser- 
vantur, und weiter gesagt wird, sie hätten ihren Ursprung in 
der göttlichen Vorsehung und seien stetig und unveränderlich 
(§ 11 J. 1,2). In demselben Institutionstitel, durch nur zehn 
nicht lange Paragraphen davon getrennt, steht aber auch: 
ius gentium apud omnes gentes peraeque custoditur und in 
den Pandekten ist zu lesen: ius gentium inter omnes homines 
peraeque servatur. Von dem ius naturale wird öfter gesagt, 
es sei das Recht, quod natura ommia animalia docuit, und ein¬ 
mal, es sei semper aequum ac bonum (Paullus in 1. 11 
D. 1, 1). Aber auch das Recht als Ganzes wird die ars boni 
et aequi genannt und die Rechtswissenschaft als divinarum 
atque humanarum rerum notitia bezeichnet. 

Und angesichts aller bündigen, sei es ausdrücklichen, 
sei es als Folgerung sich ergebenden Erklärungen über 
die Unrechtmäßigkeit der Sklaverei und trotz des grellen 
Widerspruches zwischen dem natürlichen und dem positiven 
Rechte kein Schwanken der Gesetzgebung und keine Gegner¬ 
schaft der Juristen, die sich lediglich mit dem ius gentium 
zu decken suchen. Wenn nun aber beispielshalber das 
Aneignungsrecht an herrenlosen Mineralien aus dem ius na - 
turale } das gleichliegende Aneignungsrecht an herrenlosen 
wilden Tieren aus dem ius gentium abgeleitet wird und das 
Durcheinanderwürfeln soweit geht, daß Paullus schreibt: is 
natura debet, quem iure gentium dare oportet (1.843 § 1 
D. 50, 17), daß Meere und Flußläufe vermöge des ius natu¬ 
rale als Eigentum aller angesehen werden, daher das Recht 
des Fischens allen zusteht, die Fische aber ebenso wie die 
Anlandung auf Grund des ius gentium in das Eigentum über- 




geheil, daß in den iKStitutiohen der Eigen tum^rwerh ahnden il 
'lietfjtirtjged aus dem im naturale, m den Pandekten aber aus 
dem ins gentium folgt — vgl dazu das vom Eigerftüraserwerbe 
an Sklavenkindem Gesagte — dann wird man, das- Vor¬ 
herige' dazugenommen, nicht umhin können, in dem im ges¬ 
tirnt mindestens als Entstebungsursaehe und Reehtiertigungs- 
gnmd der Sklaverei und deren Folgen für die ihr Unter¬ 
worfenen. einen Weehselhalg der Rechtsphilosophie zu erblickend 
Gerade wenn es aber den römischen Juristen Ernst ge¬ 
wesen und nicht bloß darauf angekommen ist, die eigenen 
Bedenken auf :;&gh£hiißs:Wäse ; ;zn besdhwlcbiigeig shid sie deti d . d; ; 
-f ü r rii a 1 e n Aufschluß dafür schuldig; gebheben, wie sie ihr 
Verhalten mit dem allgemeineren und' höherstehenden ins 
naturale jr« Einklang zu bringen sich in der Lage gesehen 
haben, Oer Xuischlüß i|t FrUtidt §athtieh ättdl für diesen 
Fall in der Rücksicht; auf die Zweckmäßigkeit der Sklaverei für 
die damaligen Verhältnisse gegeben 

Der Versuch einer etymologischen Eirkiarung der Skla¬ 
verei im -curpm iuris wirkt geradezu erheiternd-, J a nimmt sich 
fast wie ein schlechter Scherz ausi' Weil die 1 Kriegsgefangenen 
-statt getötet Verkauft: werden äc .per hm servari sölent, sollen - A\ . • 
sie servi heißem Wieso. dieselbe Bezeichnung für dk- aus 
'andererUrsaehUsd^SMdv^ipmwWdehep. gilt, blUbtdäbeiiäüe 
offene Frage. AuBerdeni kommt servm nicht vorr;seTvöfe..söfi- 
dem von servire her. Deshalbf auch die Verwendung'; des 
Wortes servitjis nn Sinne vgoöFiinBihöhsib'grkHt,’Was es mit 
dem servare infolge des \uuntere auf sich hat, beweist die auf ; 
das ins gentium zuHickgeflihite pdiertas ' vitae nech%>ue : , em 

lustifittionen und Pandekten ver- 
;kündet: iWhatdm esse oporteL JErjiilicFi: trat, die .Sklaverei 
kraft Beuterechtes nach dem '-Jfostihtis:' 

StPtm ein 

seinen oder seine Gefangenen nicht verkaufte, sondern für sich 
behieil 

Vergegenwärtigen wir uns die Sachlage in gedrängter 
Rückschau- Etö- über ein halbes Tausend Jahre dm Jh.* \ ,y ' i 
irialS' bekannten Erdkreis beherfsehendfes', hoch kii hi viertes g 
mit feintsem Rechtssiruse begabtes., neben kriegerischen Unter- 
nelioiujigen in der Pflege des Rechtes aufgehendes Volk, 5 "} dem 
die Näturwidrigkeit der Sklaverei und damit der Memmrechte 
über' die Sklaven klar ist, findet .es. mindestens ein iohrhiuseod- 
Uuig, weif zweckmäßig, in der Ordnung, Millionen und Aber- 

") dessen - A.öfgäbe ttpfg^Khy -solcherart V e f ga 1 in dem Verse feg.--. w-UU 
PtVCr/e siuih'ctm er tirtrell<;>?> saperha 5 . 
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Millionen von Stammesgenossen und von weniger oder gleich 
oder selbst höher kultivierten Völkern (Griechen) entstammenden 
Unterworfenen im Stande der Unfreiheit der Gnade undUngnade 
ihrer Machthaber zu überantworten. Selbst wer die Sklaverei an 
sich als für das Wirtschaftsleben der klassischen Völker unent¬ 
behrlich anspricht, kann nicht behaupten, daß die Rechtstellung 
der Sklaven in Rom etwas Unentbehrliches gewesen sei. Ein 
Wink des Herrn oder der Herrin — und selbst der feinstgebil- 
dete naidaytoydg ihrer Kinder hatte zu atmen aufgehört. Wir 
leben gottlob in anderen Anschauungen und halten selbst dem 
ärgsten Verbrecher gegenüber die Form Rechtens peinlichst 
inne, dürfen aber unsere rechtlichen Auffassungen nicht über¬ 
spannen und können und sollen aus obigem das eine lernen, 
daß das Recht der Verwirklichung nicht bloß des Unentbehr¬ 
lichen, sondern des für seine Zeit Nützlichen und Zweckmäßigen 
zu sein hat. 

b. Daß die Todesstrafe mindestens einen Zweck — die 
Sicherung der Gesellschaft — und den unfehlbar erfüllt, 
leugnet Liepmann nicht. Seine vermeintlich rationelleren 
Ersatzmittel sind teils nichts neues, teils von zweifelhaftem 
Werte und unsichererWirkung, teils untauglich. Wie wird nun 
jener nicht gering zu schätzende Zweck erreicht, wenn die 
Todesstrafe als gleichwohl entbehrlich gestrichen wird? 
Liepmann weist darauf hin, daß z. B. die scheußlichsten 
Sittlichkeitsverbrecher am Leben bleiben, ja der Freiheit zurück¬ 
gegeben werden und demnach ihre Taten wiederholen können. 
Aber auf gewisse Fälle (§ 178 StGB.) steht lebenslängliches 
Zuchthaus. Der Beschaffenheit dieser Verbrechen wegen ist, 
anders als beim Morde, eine Wiederholung während der Straf¬ 
haft unmöglich. Wenn im übrigen hier wie sonst die Höchst¬ 
maße nicht bloß angedroht wären, sondern ausgiebig an¬ 
gewandt würden, statt daß Angetrunkenheit und Betrunken¬ 
heit eine ständige Rubrik der mildernden Umstände bilden, 
dann sähe es im Deutschen Reiche um die Sittlichkeitsverbrechen 
und deren Zunahme, auch im Wege der Wiederholung, anders 
aus. Aber ich habe es erleben müssen, daß ein Sittlichkeits¬ 
verbrecher das erstemal zehn, das zweitemal sechs, das dritte¬ 
mal vier Jahre Zuchthaus erhielt. Indess das nebenbei. Die 
zu zeitiger Strafe verurteilten Sittlichkeitsverbrecher haben den 
Gemißbrauchten das — wenn auch noch so geschändete — 
Leben gelassen und pflegen es auch etwaigen späteren Opfern 
zu lassen. Das sollte gerade Liepmann, dem das Leben 
selbst des Mörders so viel gilt, daß er ihn erhalten und mög¬ 
lichst nur auf Zeit unschädlich machen will, nicht aus dem 
Auge verlieren. 
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22 , 


. ■ Ich schließe, indem ich an Li epma.n r 

vier Fragen richte, 

cue oen gesamten .^treustanu erseitoptviK 
a) Wessen Recht auf das Leben isf stärl 

cer, das des Mor- 

d e r $ gegen über dem S- t n a t"e oder 

niehivielmehr das 

d es G e mordeten gegenüber dem f 

dprder? .UA-A • 

b) Wie vefmag Liepmann den Gegei 

isatz zwischen der 

von; Jhih äfe Srtbsfverständhdikeit 

behatideiteii Bei- 


behalttmg der Todesstrafe für Kriegs- und Revölufjüns- 
zeiteu itfid 1 koloniale Zustände einerseits und der im 
übngeii auf jaie denkbare Weise und mit ai'lenerdghkHcbeu 
Mittel üttterriorniTienefl Bekämpfung dieses Sfraf mittels, 
andrerseits auszuMten? 

c) Wie vertragt sich die von L i e p :ma p für normale Zeiten 
und Zustände zügelassene Beibehaltung des lebemLtng* 
liehen Zuchthauses bei schwersten Verbrecher) ’Unverbesser- 
lieber damit, daß er diese Strafe für ei« Unrecht erklärt, 
Unrecht aber Unrecht bleibt, treffe es, wen es wolle? 

d) Ist es folgerichtig, ein ZugestäridiÜ b lüräußergewöhniicb e 
Verhältnisse an die Todesstrafe, für .gewöhnliche Verhält¬ 
nisse an das lebenslängliche Zuchthaus zu machen, für 
gewbiinlicbe Verhältnisse an die TödesStrafe aber nicht: zu 
machen,; Obwohl deren Verhahgung, wenn überhaupt dort 
nicht minder über ' .menschliche ' /.Machtvollkoranierihdt 
huiausgeht als hier und obwohl diemit der Verhängung 
möglicherweise verbuhdenen Oefahren, insbesondere die- 
jenige des Jnsfizirrtumes/hier geringer sind als dort? 

2'3, 

Die nabÖsleIhBhden meiner : Aus¬ 

führungen habeir ’sich mir beim Lesen des Drutksatzes ln die 
Feder* gedrängt. Ich hielt /sie für wichtig genug, sie wenigstens 
nachtragsweise 'niederziisctireiben. 

a. Dein. Abschnitte 4 Absatz 3 ist anzuhängen; Heißer 
noch haben die Schlachten Jim die allgemeinere und i« der 
Kegel tiefer emgreifende Wirksamkeit beanspruchende«, daher 
von der Begründung des V: E . mit erheblieb mehr und -erheb- 
lieb größerer gpeberzeügungstreue und Ueberzeügungskraft 
•vertretene): Vorschläge ober die Aufeifhaitsbesehränkusig und 
die Stfaisehäriun.oeis getobt. Auf den ‘äußersten Flügeln 
rangen für und gegen diese und jene Llntmtbehrhchkeii und 
Sfcltldltehkeai wideitüo ander. • v i AUA AU' AhU' < A 

b. : ln Abschnitt 5 ist als Absatz « hinzuzu fügen : 

Eigenartig und mit der überaus scharieif Absage an 

tfadilioheite 'Üeh<a;.l!.öf-eTttiigen^ nicht eben leicht vereinbar ist es ' 
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übrigens, daß Liepmann der Tradition in Gestalt an¬ 
erzogener Grundsätze in anderer Hinsicht maßgebendes Ge¬ 
wicht beilegt (S. 599). Siehe Abschnitt 13 aß). 

c. In die Anm. 27 zu Abschnitt 5 ist vor dem letzten Ab¬ 
sätze einzuschieben: 

Uebrigens unterscheidet auch die lex Aquilia rumpere 
und frangere neben dem urere. Die Ausleger verwischten 
und vermischten freilich diese Unterscheidungen, indem sie 
rumpere im Sinne von corrumpere auffaßten (Gaius 3, 227, 
Ulpianus in 1. 27 §§ 16, 17 D. 9, 2, § 13 J. 4, 3) und 
jegliche Art von Verletzung darunter brachten (Ulpianus 
a. a. O. § 13). Die lex Aquilia ist außerdem rund 150 Jahre 
jünger als die zwölf Tafeln. Die Ueberschrift der aus dem 
Jahre 409 n. Chr. stammenden 1. un. C. 9,38: de Nili aggeribus 
non rumpendis, ist, da der Text von usurpare redet, 
insoweit schwer verständlich. In der entsprechenden — sach¬ 
lich älteren — 1.10 D. 47,11 erscheinen rumpere vel dissolvere, 
bedeutet also jenes wiederum das Zerstören. 

d. In Abschnitt \3aß) gehört hinter die Worte „aber 
weiter“ diese Einschaltung: 

Auch in anderen Kreisen anerzogene Grundsätze legen 
— aus freilich von denen jener völlig verschiedenen Vorstel¬ 
lungen heraus — die Begehung strafbarer Handlungen unter 
Umständen geradezu nahe. Zum Beweise dessen seien die 
Anschauungen über den Zweikampf lediglich genannt, aber 
einige Worte über einen andern Punkt gesagt. Vielen Hundert¬ 
tausenden mit mir ist eingeimpft worden und wird eingeimpft, 
sich der leidenden Kreatur, sie heiße Mensch oder Tier, zu 
erbarmen und ihr nach Kräften beizustehen. Das ist aber 
ihren Peinigern gegenüber ohne Zuhilfenahme strafgesetzlich 
unzulässiger Mittel nicht immer möglich. So entsteht ein 
Widerstreit zwischen menschlich Pflichtgebotenem und recht¬ 
lich Pflichtwidrigem, in dem der Buchstabe des Gesetzes ge¬ 
wöhnlich den Sieg davonträgt, und zwar eben nicht aus Scheu 
vor dem — ja gar nicht vorhandenen — Schlechten, sondern 
einzig und allein um der Furcht vor Bestrafung willen. 

e. Zu Abschnitt 21 a Absatz 2: 

Selbst die durch übermäßig harte Behandlung hervor¬ 
gerufenen häufigen, dem Reiche zeitweilig zu schwerer Gefahr 
gewordenen Sklavenaufstände haben an der Rechtslage dieser 
Menschenklasse nichts geändert und beim Inkraftreten der 
Institutionen und Pandekten übte das Christentum seit rund 
200 Jahren als Staatsreligion seine Herrschaft. Das Wenige, 
was für die Sklaven geschehen ist — der Vollständigkeit wegen 
hole ich nach, daß es schon vor Antoninus Pius verboten 



war, Sklaven ohne Liicb^ispruch -zuih Kampfe, mit wilden, 
Tieren 2 « beKünuien oder i\m Zwecke des Tierkampfes hu 
verkaufen —, stammt, aber aus heidnischer Zeit. 

leb entsinne mich keines Ausspruches Christi oder des 
Neuen Testamentes, der sieh auch nur gegen das Recht der 
SkJavenbesiizer über Leben und Tod ihrer-Oewaituntergeitena), 
geschweige denn gegen die Sklaverei an sieh» richtel, wohl 
aber der apostolischen Ermahnungen an die, Knechte,, d. h, die 
Sklaven, von seiten des P e t r us, den Heiden mit aller Furcht 
untertan zu sein (1, Petr 2* 18), und von säten des P a ö. I u s, 
.ihre Herren aller Ehre. weit, zu halten (V. Tkn'. b, i), ihnen 
untertänig (Tit. 2-, 9j und in allen Dingen (Kuh % 22) und 
mit Tünchtund Zidern ’ -.iteüjiv .• Del»' 

Mährivvarte an die; 

Herren, das Dräuen — mehr nicht 1 — zu lassen r'£ph. 6, 9} 
ühd den Knechten zu beweisen, was recht und billig ist (Kol 
4, 1), /.ierniieh zahm, und lahm aus, Also blieb die Hechts- 
Stellung ; selbst chfis Ui eher Herren sogar christlichen Sklaven 
gegenüber schon von der bloßen Christen lehre, unberührt. 
Ob wohl in Paulus ungewollt Menschliche^ AOzumensch- 
liches: aus , dm 'Berrenhewußtseln. des. in nicht imbegüterten 
Verhältnissen au (gewachsenen , einem Pharisäer entstammten, 
mit dem Wissen einer angesehenen Schule des Pharisäertums 
gesättigten römischen Bürgers einer namhaften RroHoziai stadt 
mit zum Vorscheine: gekommen ist und nmgekfehirf in 'dcrii ans- 
schiießbeh der Knechte gedenkenden P e l ru $, der, mit nicht 
mehr als der Bildung des damaligen kleinen Mannes aus- 


volig Sfiiiihihng des ehemals zugleich vom. eigenen Tx>s^ wie 
vom Leide des mißhandelten und mißachfetea Volkes Be¬ 
drückten nachgekhnfgen hab? So haben sich vielleicht auch 
hier Degen sätzc berührt und das Schicksal der' Sklaven'In der 
Hirnen Claubeimgümcinschaft war zwmtadi entschieden 

Ich gt;mbe ; , in vorstehenden Hinweisen einen weheren Be¬ 
weis dafür zu besitzen, daß L i e p ra a r» n mit seiner Vor^teiiniig 
von der Heiligkeit des. Lehens in der Auffacsung des Urchristen- 
tutnes -c Abkohnitt 7--r:-., .’giirfpjöals'cjiiet;Fährte beendet. 

Die Pechtsverhältnisse der römischen Sklaverei sind na¬ 
türlich iedem Juristen :sattsam' bekannt'. "Ihnen konnten und 
sollten daher meine Ausführungen insoweit nichts Neues 
bringen'. Aber es kam nur aut die SeJiluß?olgerungäi an, die 
freilich vielleicht nicht unbestritten bleiben werden,- und der 
größere Teil der Leser gehört ja nicht zu •meiner Zunft. 
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Das Schicksal von 50 zu lebenslänglicher Zucht¬ 
hausstrafe Verurteilten 

aus dem 

Männerzuchthaus Bruchsal 

nach einem in der forensisch-psychiatrischen Vereinigung in 
Heidelberg gehaltenen Vortrag von Medizinalrat Dr. Lumpp. 


In letzter Zeit hat- man von juristischer und von medizini¬ 
scher Seite den „Lebenslänglichen“ größeres Interesse zu¬ 
gewendet, von juristischer Seite, weil das Schicksal der „Lebens¬ 
länglichen“ mitbestimmend ist bei der Bewertung der Todes¬ 
strafe, von medizinischer, namentlich von psychiatrischer Seite, 
weil an ihnen am besten die langsame Entstehung und all¬ 
mähliche Entwicklung geistiger Störungen, die Einwirkung der 
Haft auf die geistige Gesundheit und endlich die Frage 
studiert werden kann, ob eine lange Haft zur Verblödung 
führende Erkrankungen auslösen kann. So lag es für, einen 
Strafanstaltsbeamten nahe, seine Erfahrungen und Beob¬ 
achtungen an diesen Menschen zu sammeln und einer Be¬ 
trachtung zu unterziehen. 

Für uns Strafvollzugsbeamte — ich will das hier gleich 
vorausschicken —, bilden die Lebenslänglichen eine Sorte 
Gefangener für sich; jeder Beamte kennt sie als Leute, die mit 
wenig Ausnahmen schwer zu behandeln sind und eine eigen¬ 
artige Behandlung im Strafvollzug erfordern; sie sind und 
bleiben unsere Schmerzenskinder, wie ein alter Strafanstalts¬ 
beamter sich ausdrückte. 

Ich habe das Schicksal von 50 Lebenslänglichen meinen 
Betrachtungen zugrunde gelegt; 47 davon habe ich in den 
Jahren 1888 bis heute selbst kennen gelernt, von den übrigen 
drei konnte ich durch frühere Beamte noch Auskunft bekommen. 

39 waren wegen Mords bezw. Raubmords zum Tod ver¬ 
urteilt und dann zu lebenslänglicher Zuchthausstrafe begnadigt, 
6 wegen Raubs zusammentreffend mit Totschlag, 1 wegen 
erschwerten Totschlags, 1 wegen räuberischer Erpressung zu¬ 
sammentreffend mit Mordversuch, zu lebenslänglicher Zucht¬ 
hausstrafe verurteilt, 1 wegen Mords zum Tod verurteilt und 
zu 20jähriger Zuchthausstrafe begnadigt, 1 Gefangener war 
wegen Mords und Notzucht zum Tod verurteilt, wurde aber 




nicht hingerichici. weil im Kanton Zürich, wo et die Tat b'e- 
zmgttt WdiW Todesstrafe nicht existiert, 1 war wegen schwerer 

Versichmmgshetrugs zu iebenslängiichena 
Zuchthaus verurteilt. . - , . ;• •: 

34 haben, ilire Tat in vollem Umfang zt<gegei:fen v 5 haben 
sie teilweise. zugegeben, bezw. andere als Mitschuldige an-f o V- r 
gegeben. 1.1 haben bei der Hauptverhandlung geleugnet 
22 Prozent. 

Von 372 Insassen der Anstalt (1910) waren 310 ge¬ 
ständig, 62 «»geständig ***J7 Prozent,; . • T;T;F1TT;X -% 

Ybh den Oestämligeri haben sich 3 erst wäbrend der '"(•*$ 
Strafzeit zu' einem Geständnis bequemt •; - 2 sind ungeständig 
gestorben, obwohl sie sicher überführt waren, einer Mt kurz -•! 
vor seinem Tod die Tat im Sinne der Anklage zugegeben. Einer 
hat, als es sieh um seihe Entlassitdg handelte, nach GZjähriger 
Gefangenschaft seine Schuld eingeräuwLEin Lebenslänglicher, 
der mit einem andern zusammen eine« jagdäutseher ermordete, f f s 
betrachtete sich als mchtschüldig. inf Sinrte der Anklage und 
hielt seine Tat für einen Mord .aas’ Notwehr, Wehrmord, wie 
er es nannte; er war schwach begabt und konnte semeSehuld 
nicht ei «sehen. Ein großer Ted der UngestamHgeri leugnet 
AuS lügnerischfer^Verstocktheit M einer in dei Lüge groß 
geworden, dann ist es schwer für ihn, sich m .eiheiir^iesl^pä^ 
durchzyfmgeig er beharrt auf seinem Eigensinn*. schätnt sü^i 
vor sicht selbst und, wenn er schwer kfank' Thvt>%ai)ÄhaüS:TTT ,• 
liegt, auch vor den Mdgefaogeneir die neben ihm Hegen, A- 
und das wird auch angesichts des Todes nicht anders. Wir 
hatten einen Gefangenen, der sieh einen falschen Namen bei- 
gelegi hatte und arigab, er sei nicht der, der. in der Anklage¬ 
schrift genannt war,, Wir kannten ihn alle, da er früher schon 
einmal in der Anstalt war•; .er leugnete trotzdem; er leugnete'- 
auch, als er. dem lode nahe von seinem Bruder Besuch bekam, 
er wollte ! Nach seirfern Tode fand man bet 

sein^ Efkkten einen Zettel, worin er aHes 2 Ugab; er habe sich 
vor den anderen geschämt, es dnzhgestehen, 

; Was die, Motive itn allgemeinen anlängt, so’ steht hier die' -’T 3 
Habgier und Gewinnsucht die au Raubinorcl Tührte, obenan 
mit 26 Fällen, darunter 2 Fälle mit Brandstiftung;• als:.Neben- 
thotiv ist hier nicht Zu vergessen ; die .Oehh^shmt,; 'dk }drigeAv|T;|f 
Leute, die in bescheidenem 'Einkommen lebend große Anforde¬ 
rungen ans Leben stellen — ohne, die JVkiitel dazu zu haben - 
zu Verbrechern gemacht ; haty ah zweiter Stelle; steht der l&Q'f-Zi 

riiord aus Abneigung; hier war in allen fällen Trunksucht 
des Läter^ naclrweisbar, Tif einem Fall Flteriühord aus Ab- tTavT 
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neigung und Gewinnsucht, in 3 Fällen handelte es sich um 
Eifersucht gegen die Frau oder Geliebte, auch hier war An¬ 
getrunkenheit des Täters erwiesen, in 3 Fällen geschah die Tat 
aus Rache, wobei in. 2 Fällen die Jagdleidenschaft mit in Be¬ 
tracht kam, in einem Fall schlachtete ein angetrunkener, 
schwachsinniger Bursche einen Knaben ab, der als Belastungs¬ 
zeuge bei einem Fahrraddiebstahl gegen ihn aufgetreten war. 

Um aus schwierigen Vermögensverhältnissen sich aufzu¬ 
helfen und betrügerischen Entdeckungen zu entgehen, wurde 
viermal die Tat begangen; hier sind Leute darunter, denen 
vorher niemand die Tat zugetraut hätte, — in deren sonstiges 
Leben auch die verbrecherische Idee gar nicht hineinpaßte; es 
sind Fälle, wo man verfolgen kann, wie der Entschluß zur Tat 
durch das Zusammentreffen verschiedener ungünstiger Momente 
reif wird. Zweimal geschah die Tat, um der Bezahlung von 
Alimenten vorzubeugen, hier spielte der Geiz, gepaart mit 
blindem Egoismus eine Hauptrolle, zweimal aus unbekannter 
Ursache und dreimal liegt Lustmord vor. Während wir in den 
übrigen Fällen immer psychologisch eine Erklärung finden 
können und eben menschliche Schwächen, Triebe und Leiden¬ 
schaften als Motive ansprechen, die im Keim wohl in der Seele 
eines jeden schlummern, im gewöhnlichen Leben aber durch 
angeborene und anerzogene Hemmungen und durch einen 
energischen Willen eingedämmt werden, fehlt uns bei der Tat 
des Lustmörders jede Erklärung. Hier hören die Fäden, die 
zum normalen psychologischen Vorgang hinüberleiten, auf. 
Einer unserer Lustmörder erwürgte das Kind, das er vergewal¬ 
tigt hatte und hängte es dann auf; das geschah, wie er auch 
jetzt zugibt, um vor Verfolgung sicher zu sein und den Zeugen 
seiner Tat auf ewig zum Schweigen zu bringen. Das ist noch 
erklärlich. 

Bei den beiden andern war der Geschlechtstrieb nach 
Schändung der Leiche noch nicht befriedigt, er äußerte sich 
noch weiter in Verstümmelung der Leiche und Umherstreuen 
der Leichenteile. 

Der eine dieser Menschen, der jetzt noch bei uns ist — 
der andere ist unheilbar geisteskrank — ist ein ausgesprochener 
Nekrosadist. Das Mädchen, das sich durch einen Sprung aus 
dem Fenster aus seinen Umarmungen retten konnte, gab an, 
daß er sich mit den Worten: „Hin mußt du sein, aber langsam 
mußt du hin sein“, auf sie stürzte. Bei den beiden andern 
Frauen, die ihm zum Opfer fielen, kam es nach dem Tode zur 
Leichenschändung und dann zu einer Verstümmelung des 
Leichnams. 



.. f t !> - 

Wir kömien uns den. Vorgang nach einer neuere«:.’Dar¬ 
stellung woM so-i^rfeiaTen,. 4a/> mar im 5eim&ilen wurzelnde 
Wunsch zu.. ■■ fre^f-lz'e.a, ; v -der jedem NorinaieE tnnewoÜ 0 t, 
identisch ist mit dem 'Wunsche zu übenvalbgen, zerstören, 
und daß es eben Menschen gibt, tue. weiche der geschfceMiehe 
Retz lediglich in -der Vor^eHimg Opfer gt v 

richteten Gewaltakts und die geschlechtliche Befriedigung in 
der V e r w i r k l. j cii u n g dieser Gewalt besieht.; 

'eia schlag#ider Bewe(S 
dafür, daß das Verbrechertum nicht als ^ücksdd^ersdtemtmg 

glauben .machen wollen. Meines Wissens Buden, sieh für 
solche Greuel keine Analogien beim wildert Mölschen und 
auch nicht beim Tier. 

in vielen Fällen spielt der Alkohol als .hemriUiugslhsondes,. 
den Gharakter verderbendes Element eine Hauptrolle, ietPhabe 
2G gezählt, die stark dein Tnink ergeb.Rr> waren, in 3 Fällen 
war der Täter bei Begehung der Tat angetrunken aber nicht 
betrunken. 

Nach einem belgischen Forscher ( Masoiti) soll die Zahl 
der Oewohnheitstfirtkcr unter den zum Tod Vefurteilten am 
größten sein, sie beträgt mehr als vier Zehntel, bei uns eben- . 
falls' vier.Zehntd W 40 Prozent, 

-ff« großer T^iT.nhäerp’ Teben.s.täßglacheu entstammte dert 
imtersten Bevolkertiilgsschibhleriv . •• W 

Taglöhrier, Knechte, Fabrikarbeiter, va,gierende bland- 
werksbtirschetf sind '.unter den 50 in 20 .fallen vertreten, 
gelernte Handwerker sind: es 14^ selbständige Leute 1 G 
in der großen 'Mehrzahl waren es Leute niederster 
Bildung. 

Und min zur BeUodming der Ursachen, die bei Begehung 
der Tat ,beimjmizehmn mit im Spiel waren; • ’ 

• Unsere Tabelle zeigt, daß bezüglich der FferecUtät in 
11 Fällen Truiiksueti det Eltgril forläg ; ;V-'' - ’ 'b T . ;is .0 

In 2 fällen waren Ehern resp, - Geschwister geisteskrank. 

Ich glaube an dieser Stelle über die keimyferderheüde,.J zm 
Degeneration der Nachkommen führende Wirkung des Alkohols 
keine Worte verlieren zu müssen. Aber abgesehen von dm* 
keitnvergiflendetr Wirkung des .Alkohols ist doch als feststehend 
...zii -betrachten,' daß in HrmkeHämiUen vielfach Not und Elend 
zu Haus .ist 

Ba einem unserer Mörder war Schnaps das Frühstück 
für die ganze Familie, der .Buh kam oft ammdusdi ifi die 
Kchnk, Zu Maus hörtFsokh ein Kind nur Schelten und 
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Schimpfen, es sieht, wie der Vater die Mutter mißhandelt, 
manchmal auch umgekehrt, es sieht, wie der Vater die Tiere 
quält. In zwei unserer Fälle wurde das seitens des Orts¬ 
geistlichen besonders betont. 

Wir sind damit schon auf ein anderes Gebiet über¬ 
gegangen: 

„Auf den Einfluß der Erziehung im Elternhaus.“ 

In 8 Fällen waren die Eltern selbst schon im Gefängnis 
oder Zuchthaus gesessen. Daß da von einer guten Erziehung 
nicht die Rede sein kann, liegt auf der Hand, und das böse 
Beispiel der Eltern beeinflußt die Lebensrichtung der Kinder; 
einige erzählten, daß sie zum Stehlen angehalten worden sind, 
daß sie bei den Eltern kein gutes Wort gehört haben und daß 
Drohungen mit Halsabschneiden und Aufhängen gang und 
gäbe waren. 

In 17 Fällen war die Erziehung direkt schlecht, in 6 Fäl¬ 
len erfolgte dieselbe im Armenhaus resp. im Armenwege. 

Von 372 Gefangenen wurden 12 Prozent im Armen¬ 
wege erzogen, hier ebensoviel bei deji Mördern. 

Zehn unserer Leute waren unehelich und dadurch schon 
bei der Erziehung benachteiligt und auf Abwege gedrängt, das 
sind 20 Prozent, während die Zahl der Unehelichen unter den 
Gefangenen im Zuchthaus 11,9 Prozent beträgt. 

Wir sehen also, daß all die Momente, die ätiologisch zum 
Verbrechen disponieren, bei den Mördern in größerer Zahl im 
Vorleben vorgefunden wurden, wie bei den anderen Gefangenen. 
Ist der Mensch einmal auf die abschüssige Bahn gedrängt, 
dann geht es immer weiter bergab: Die große Mehrheit ist nicht 
von gestern auf heute zum Mörder geworden, sie haben zum 
Teil schon eine ganze Stufenleiter von Rechtsbrüchen hin¬ 
ter sich. 

21 hatten vor der Tat größere Gefängnis- und Zuchthaus¬ 
strafen, 

8 hatten viele kleine Strafen und 

5 nur wenige Strafen, im ganzen also 34 Vorbestrafte, das 
ist 68 Prozent im Vergleich zu 82 Prozent der gesamten 
Anstalfsbevölkerung. Wir sehen also, daß unter unseren Mör¬ 
dern doch verhältnismäßig viele sind, deren Vorleben nicht 
auf eine verbrecherische Laufbahn schließen ließ; aber von 
diesen 16 nichtbestraften waren eben 8 trunksüchtig und durch 
das Laster der Trunksucht sind sie auf Abwege gekommen. 

Ein Gefangener, der in einem Gefängnis mit Gemein¬ 
schaftshaft als junger Mensch eine Strafe verbüßte, gibt an, 





daß er dort urner verrohten Gesellen schlechter geworden sei, 
als er vorher war . 

4 unserer Mörder kamen auf ihrer abenteuerlidien 
Laufbahn auch zur Fremdenlegion, 1 Unserer Erfahrung nach 
sind das immer schlimme Gesellen. Zwei haben den Feldzug 
mitgemacht und einer davon.hat sich -dort schon durch seine 
Roheit und Grausamkeit unrühmlich hervorgetan, 

Die gxöße Beteiligung des jugendhchen Altera vorF 20 bis 

30 hhtef nicht wundemebmcn, v; 

dies# Älter jia tFberhdie größte BeteOigung bet den 
Werfefechei^ ünd in den Jahren 2h big 30 wird 4# Höhepunkt 
für Verbrechen wegen Mords, Nötigung, Bedrohung and Kup¬ 
pelei erreicht. Es sind ja die Jahre, m denen die Leidenschaften 
am meisten den Menschen beherrschen, die Jahre, in denen 
der Schwachsinöi|e hn: Kantpf ums Dasein versagt, die Jahre 
endlich, in denen die Juvenilen Seeleüstöruhgen auf trete«,: die 
.manche unserer Mörderim Keim schon mit herembrmg'eir. 

Es handelt sich hei vielen unserer Mörder weiter hm. Men¬ 
schen, die, *wfe wh später sehen werden,' geistig tief stehen, 
die allen Verfahrui?gen zugänglich, allen Trieben gegenüber 
wittensschsvaeh sind f oft sind sie dabei dem Trunk ergeben und 
genußsüchtig, es kommt ihnen nicht darauf.an wegen einiger 
Mark oder Wegen Stiefel, Kleider, mit denen sie sich selbst gern 
schmucken möchten, ein Menschenleben za opfern, den Käme- 
Faden, mit dem sie auf der Wanderschaft waren, abzusdflach-i 
ten oder durch eine \G#dbdlölmüng siclij^stimmen zu tä#gö- 
einen Mord zu begehe«. • 

Unter, diesen' - jugendliche«.'' Mördern sind die' Mindert'' 
wertigen und Sehwachsinnigen amumeisten vertreten. 

Während • bei der ganzen Anstaitsbevöikerung von 372 
Gefangenen die Jahre 21 bis 30 mir in 34 Prozent vertreten 
sind, sind sie bei unseren Mördenvin 62 f*..r o z ent vertrete«,' • 
das stimmt mit den B^Jbaehtungeh,. die man anderwärts 
gemacht hat, vollkommen überein 

Es ist ebch schon angedeutet worden, wie durch die 
hert^itafe lind schlechte Etziehung der Bod.cn vor¬ 

bereitetwürde; auf .dem das Wrbrethertum seine Wttrzeln 2 og..;F- ; ' ; 
Sieht man ts den Leuten an, gibt # 3 

Merkmale;Tür. diese Anlage? Sie wissen, daß die Lom- 
brososclie. Schute dies fttyahi und besondere Merkmale für die 

eigTelneniyerbrecbCr'Kcdeg&neri rmtgestellf hat, das Verbrecher- . ; 

iitm ifihe .Rttck#h^#ildühg in der EnMckeluhg; d# ET 
'MeiV3cheu'geschlechts''Seht '■ '• ■ - { G:.A/AVdm A . 
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Oiasige, steehende Augen (Mörderbfickl), niedere . .Stirn, 
vorstehende Ba^€lifcnoäien,;- v .ißasSiger - RauMer- 

’gebiß, krauses, reichliches, meist dunkles, Haar, buschige 
zusammeniließende Augenhmueiu das sollen die Merkmale des 
Mörders sein. 

Wir finden .unter, ;te;;gail2:efl.^,]Reöi!e: intr • drei,- bei denen 
das zutrifft. - v'. 

Das Wahre dran ist das, daß körperliche und geistige 
Minderwertigkeit oft ihren Ausdruck findet in den sogenannten 
Degeneratiortszetclien — and daß wir unter den Mördern, wie 
unter den Verbrechern überhaupt, viele Mertsciien mit solcher« 
Zeichen .linde«, darf uns nach Aschaffcnhurg nicht wunder-,. 
«ejitnen, Wenn w die Abstammung dieser Leute, be$cjcsJdi*g/ 
tigen; fias öege.nteii müßte eher unser Erstaunen wach rufet« 

Stammt doch ein großer Teil dieser Leute aus Familien, 
in denen, Nut und Elend heimisch sind, in denen die Frauön 
während der Schwangersdiaft nur notdürftig genährt, in harter 
Arbeit ihre doch das Werdedde^ peschöpt 

Schon ini Keime durch Trunksueht nnd Kirmkheit det Ettern 
vergiftet-;- aber nicht alte -müssen entarten.. 

Die ^tartuhpxeicljeu bekimdeii ehte mögliche, eventuell 
wa hrseheiftliche Minderwertigkdt des Trägers, es muß aber ein 
damit gebraudmarktej- Mehsdh nicht immer ein Verbrecher sein. 

Bei einer Öurdtoius-temng der sämtlichen Zuchthaus- 
Insassen habe ich unregelmäßige Setiädelbilclüngerr, Asymetnen 
im Gesicht, Prognathie, fliehende. Stirn und ejnZufückbletben 
des Hirnschädels hinter dem Gesichtsschadei am häufigsten 
getroffen; es werden diese Merkmale als Zeichen, ioetaier 
Rhachitis aufzujässer? sein. 

Ist schon hei de« Verbrechern ?m allgemeinen der Prozent- 
Satz der mH Zeichen körperlicher und geistiger 
Mioderwertigkeit urtd Degeneration behafteten ein sehr gf ößer, : Gy 
sf> wiird diese^ Frsdiemihig bei den Mördebu, den VerbrechethGE 
schwerster An, nt. noch• weit erhöhtem Maße aufireteti. Es 
sie trüget t f a s t: a u sh a h in- s 1 o;s die näch\veis> 
t-aren leichtere« 'und.'schwereren- Zeichen der Degeneration an 
sich. Das ist wohl zu weit gegangen, wenn mau beiihAsü/biigt 
wie oft. wir auch bei der -freien:;Bevölkerung leichtere 7.elcheu. 
der Degeneration an treffen.. Aber bc-x öiaeFgroßgp Zahl finden 
wir kör per Hohe Degenerations Zeichen gepaart mrt 
g e i sti ge r Minderwertigkeit/ Wir finden: Zurückbleiben der 
ganzen Körperentwickelmig,. auffallend jugendliches, in andern 
Fället! #eder früh geeifertes Ausseheu, Wacfatoiftift iemmurtgeü 
H Gesicht und am Schädel,; Asymmetrie |m Gesteht, ribuonue 
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Zahnentwickelung, steilen hohen Oauroen, mißgestaltete 
Ohren, dabei dann auf geistigem Gebiet eine bescheidene 
Intelligenz,, kleinen Gesichtskreis, harmlose oberlihchBche 
Lebensauffassung, Triebleben, -Reizbarkeit und launisches 
Wesen, Gemütsroheit und oft ein gesteigertes, durch nichts 
berechtig^^ teufe sind es, die draußen 

versagen, weil sie nicht fähig sind, ihre Erfahrungen m einem 
Bestand von Vorstellungen zu sammeln und sich daraus ein 
Urteil zu bilden, sie sind Kinder des Augenblicks und neigen 
zu impulsivem Handeln, sie sind es Weiler, die m der Anstalt 
sich die meisten DisziptimVergelien zuschulden koblrnert lassen. 
Ihnen an die Seite i$Wt ich die durch Alkohol Degenerierten 
bei ihnen ließ die Gemütsroheii, die lächtlertigd Auffassung 
'.VerbrecheniS gleich bei der Einbeförimg erkennen, daß 
on eine betrtichtliehe Alkohoiciegciicratton des Gehirns 


Ich mochte hier anfügert., daß hach neueren Veröffenb | 
Iirfiungen von Schulärzten der Prozentsatz der Kiuder aus 
Tr In k er i am i 1 1 en bei denMinderw er t cg eit sowohl 
wie bei den f rujikri minellen ein sehr.höher ist;. 

Wenn wir nach diesen Gesichtspunkten die Mlnderweftig* 
kei t beufteilen und ddser Material dät;ftach durchmustern, so 
finden wie 21 hierher Gehörige. 

Wie verhalt sich diese Gruppe mehr oder weniger, abnorm 
veraniagter Menschen in der Strafanstalt und Wie .wirkt die 
Haft auf sie ein? Ich spreche hier von der.Einzelhaft, weil 
hei .uns Im .Zuchthause nur diese In Betracht kommen kann. 

^inen, der es nicht seihst dufchgemacht. hah ist schwer 
zu schiidein, wie cs einem der Freiheit beraubten Menschen 

i|Äi! 

tihglück hatteii, das leben in der Einzelhaft kosten zu 




Buche (Ti kö! 

B ,Ä %mmieriV Vet Adigs uftd im schwer$p iCericer äht demSpieb 



waren : C o r v i n. 11 äg e 1 e, von den neueren Schrift¬ 
stellern : 1. g u s s 

, .Es; darf Wohl als feilsfcfii‘nd ähgrircc.tüTicn werden und. 
•■di^vMdrd^ishge’n daß sie beim Eintritt in die Anstalt 
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schon viele bittere Stunden hinter sich haben, eine Reihe von 
Seelenkämpfen, die die Voruntersuchung, die Verhandlung, die 
Verurteilung zum Tode mit sich bringt, fürwahr eine Reihe 
von Momenten, die auf das Gemütsleben eines jeden erschüt¬ 
ternd einwirkend müssen. 

Nun kommt die Begnadigung zur lebenslänglichen Zucht¬ 
hausstrafe. 

Momentan athmen die meisten erleichtert auf, später nach 
Jahren hört man sie aber oft sagen: Wäre doch lieber das 
Todesurteil vollstreckt worden, — dann nämlich hört man das, 
wenn die Begnadigung auf sich warten läßt. 

Es erfolgt die Einlieferung in unsere Anstalt. Der schwere 
Gefangenenwagen passiert dröhnend die Eingangstore, die sich 
mit dumpfem Schlag hinter ihm wieder schließen. . Für die 
erstmals Bestraften ist das ein erschütternder Moment, das 
haben mir die Gefangenen selbst gesagt. Draußen liegt die 
schöne Welt, die manche in vollen Zügen genossen haben, 
draußen bleiben Familie und Freunde; allem, was ihm lieb und 
teuer war, muß der Eingelieferte nun Lebewohl sagen. 

Und was liegt vor ihm! eine düstere Zukunft, ein Leben 
voll Entbehrung und Arbeit, vielleicht auch voll von Krankheit 
und Siechtum; wie mancher, der kränklich hereinkommt, wird 
sich sagen, für mich ist keine Hoffnung mehr — lasciate ogni 
speranza! 

Es kommen dann die Tage der Einkleidung und Vor¬ 
führung vor die Beamten, beides Ereignisse tiefster Demütigung; 
die bürgerliche Kleidung muß mit der gehässigen Uniform der 
Verbrecher vertauscht werden, es sind dies Dinge, über die die 
Gefangenen nicht gerne mit andern sprechen. 

Und nun in die Zelle, in den Raum, der auf Jahre hinaus 
der ständige Aufenthalt ist. 

Leuss, der selbst drei Jahre in Einzelhaft zubrachte, 
meint, es sei die tiefste Peinigung, die es gibt. Die schwere 
Einwirkung der Beraubung der Freiheit, des höchsten Gutes, 
das wir besitzen, könne überhaupt nur der schätzen, der selbst 
mal eine Zeitlang in den vier Wänden gesessen ist. 

Ohne Zweifel ist das so, denn wäre die Zelle leicht zu 
ertragen, dann hätten wir nicht die vielen Fälle von Selbstmord 
und Selbstmordversuch. 

Und doch schätzen die einsichtigeren besseren Elemente 
unter den Gefangenen den Aufenthalt in der Zelle höher ein, 
wie den in Gemeinschaft, wo sie mit anderen schlimmen Gesellen 
leben und verkehren müssen. 


* 


8 * 
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Da$ ist das Urteil, derjenigen, die beide Haftarten durch¬ 
gekostet haben. 

Die Beraubung der Freiheii alleiii isi es aber nicht, was 
s« fielen Eindruck' macht, es ist vielmehr das Bewußtsein der 

-Strafe Gefühl mm Paria ; ; 

der menschlichen Gesellschaft zu sein, was die besseren 
Elemente so schwer niederdmekt. 

Es steht in Büchern geschriebaa und man hört e& auch 
vielTaeh sagen. die' fange Elnspe’mmg führe rph wenig 
nähmen den körperlichen und geistigen Ruin eitles Menschen 

['■: Abgesehen davon, daß das nicht wahr ist,.wiewir^später 
hieben werden, madig|G&icb dl« NiClttiaehleute eine ganz ialsehe ' , 
Vofstelteg ypn denr Lehen, das ein Gefangener ;tti seiner Zelle v 
führt. 

Der StrafvolDtig Ui den ZelSengefaugmssen, der ja oehen 
Abschreckung und Sühne, auch eine. Besserung des Büßers 
bezweckt, traf von jeher, dafür gesorgt, daß die .EiiitönigMI: des 
Zefelebens durch viele andere. Einrichtungen afnerbrochen; 
wird r durch die Arbeit vor allem, dann durch Kirche, Schule, 
Spaziefhöp Besüche der Beamten und Ähgcliöiigea. so daß der 
Gefangene nie. ganz verlasse« Allerdings: die Ereih,elt r 
wird ihm dadurch nicht ersetzt.. 

Unser Gewährsmann H ä ge be, der in sehieih Büche: „Er-*' 
fahrungen in einsamer BüfEV seine Erlebnisse im Brnchsaler 
Zuchthaus .schildert,, gibt zu, daß die, Zelle .der'‘beste Ort Stög TT Tb 
stell Seihst zu erken<ien, sjch beruhtgeU ü behenschen zua\E|c 
lernen ; um mindestens in der Schlechtigkeit..keine' Fortschritte 
zh machen. Wie sieht es rinn mit dem yerhaltun, mh der;;',-- . 
Besserung unserer Mörder aus ? Geben auch sie in sich, bereuen 
sie ihre schwere Tat, derentwegen sie in. der Zelle sitzen r 
Gewiß, ein kldr»er Teil tut das, das sind die Leute, die zwar 
überlegt Ihre Tat begangen haben, denen ihrer ganzen Lebens¬ 
führung h^ji.die- Straftat, das Verbrechen doch etwas Fremdes 
war, das nicht zu ihrer sonstigen Veranlagung paßte, die viel¬ 
leicht in der kritischen Zeit, auch mehr getrunken haben 

Diese sind .wirklich reuig und zerknirscht,' sie. sprechen 
nicht jerrr von ihrem lat Sie schämen sich. 

Ein -solcher Gefangener hat «ach zweijährigem Zeilen» 
aufenthaft, vo t\ Gewissensbissen gepeinigt seitiecn tEffensdürdh 
Erhängen ein Ende gemach E >',b a -vT:': 

Anders der gemeine Mörder mir Vorsitaien und sculediter 
Erziehung. — er weiß alle mögliche« Entschuldigungen vor* 
Zubringern'ü«ci seihe TD zu tiCSciK/mgen r 
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Ein Raubmörder meinte z. B., es wäre nicht so schlimm 
ausgefallen, wenn das Opfer keine so dünne Hirnschale gehabt 
hätte und nicht so presthaft gewesen wäre. 

Das Verständnis für die Verwerflichkeit seiner Tat ist bei 
ihm vielfach ganz gering und oberflächlich und fast nie geht 
die Einsicht in die Schwere des Verbrechens so weit, daß der 
Gedanke wach wird: 

Wenn das Ermordete auch nicht mehr lebendig gemacht 
werden kann, kannst du nicht sonst was tun für die Angehörigen 
oder sonstwie, um den Schaden wieder einigermaßen gut zu 
machen? 

Daß es auch wirklich Reuige gibt, dafür noch ein Beispiel: 
Einer schrieb viele Jahre nach seiner Inhaftierung: 

Und wenn ich auch für meine Untat nicht gestraft worden 
wäre, so würde doch der stets nagende Wurm der Reue nicht 
aufhören mich zu quälen — und das ist doch noch schlimmer 
als Freiheitsentziehung. 

Bei der großen Mehrzahl freilich ist bald nach der Ein¬ 
lieferung von Reue nicht mehr viel zu finden, ihr Verständnis 
ist in der Regel mehr der Zukunft zugewendet, als der Ver¬ 
gangenheit und quälende Empfindungen über das Geschehene 
treten nicht oft auf. Wohl kommt über sie oft eine traurige 
Stimmung, aber nicht darüber, daß sie ein schweres Ver¬ 
brechen begingen, sondern über ihr trauriges Los; sie machen 
sich Sorgen um die Zukunft, um ihre Gesundheit, sind launisch 
und empfindlich; an das arme Opfer, das unter ihren Händen 
sein Leben lassen mußte, denken sie nicht mehr. Sie grübeln 
darüber nach, wie es kommen konnte, daß sie so tief gesunken 
sind, können es jetzt, wo sie ruhig und nüchtern sich die Sache 
überlegen, selbst nicht glauben, daß sie so schlecht waren und 
nun finden sie alle möglichen Entschuldigungen. Sie suchen 
nach Gründen für die Wiederaufnahme des Verfahrens und 
finden sie oft in ganz nebensächlichen Dingen, oft läßt sie auch 
die Erinnerung im Stich, es kommt zu sogenannten Erinnerungs¬ 
fälschungen und auf diesen fußend, wird flott weiterprozessiert; 
bald beginnen sie damit gleich nach der Einlieferung, bald 
erst nach Jahren, 5, 7 und 10 Jahren, ja einem fiel es nach 
18 Jahren der Straferstehung ein, daß es bei seiner Verurteilung 
nicht in Ordnung war und daß er Wiederaufnahme beantragen 
müsse. 

Wie schnell die Leute vergessen, warum sie in der Straf¬ 
anstalt sind und daß sie ein schweres Verbrechen sühnen 
sollen, sieht man daran, daß sie schon wenige Jahre nach der 
Emlieferung mit Begnadigungsbitten vorstellig werden. Schon 



nach 3; ä und 6: Jahren ist <k>.. ym kommen: da ist• dann 
keine Spur von SebnldbewdlisGn mehr vorhanden, da ist der 
Sinn nur auf 4fe 

richtet upd wenn einmal der öedanke ari die Entlassung, an 
i;die Freiheit Platz gegriffen hat, dann ist mit diesen; Leuten 
schwer zu .verkehren.. Sie verhalten sich zwar- hausordnurigS- 
mäßig; ihitg ^hfhlliste ist leer, nur; geringe kleine Strafen oder 
Verweise, aber unzuIrteden.-gueraUerend,’ die Nerven der Be¬ 
amten aufreibend-r >v(e unser Direktor sagt — sind sie inaner; 

.Ist eine Bcguadijgüngsbitte abgeschlagen, dann vertiereh 
sie die Geduld und wenn sie. keinen Anker haben, an dem sie 
sich halten können, dann kommt es zu Selbstmordversuchen 
und zum Selbstmord Einer unserer Leute starb im IS. Jahr 
seiner Oefangepsdmf B nachdem ihm eine Begnadigungsbitte: 

. abgeschlagen war, an Selbstmord durch : Erhängenv ^r : EGG 

Dann machtiihh bef ihnen auch eine gr<fße Smge üm Ihre 
Gesundheit bemerkbar. Wegen Kleinigkeiten laufen sie zum 
Arzt, ein einfacher Schimpfen; ein Schnakensticli ist wichtig 
genug, sich deshalb zur ärztlichen Sprechsttmde zn melden, 
und sich was verördnen zü lassen, -und. am meisteyi tuir dies- die 
Verkofauteiisten^ bdter rhneh. . Der obengeiianäte Lustriiorderi 
der zwei M orde auf deraGewissen bat und der der» dritten aus- 
geführt hätte, wenn das Opfer sich ihm nicht rechtzeitig ent¬ 
wunden und durch eineriSprüng aus dem Fenster gerettet 
hatten meldet sich alle paar‘Tage zur Sprechstunde, er vergeht 
sich ständig gegen die Hausordnung, ist atmiaßend und, frech 
und bedroht die Aufseher: 

„Zwei habe tch ohne Ueberlegung gemordet — so sagt 

er einen dritten Mord begehe ich mit UebertegungG 
Das sind, giückiicbenMetsi*, Ausnahmen, aber nur - wenige 
solcher Elemente genügen; die Beamten ständig in Spannung 
zu halten. . Daß wir Beamte, die wir täglich mit solchen 
Menschen verkehren müssen, nicht für : Abschaffung der 
Todesstrafe sind, werden Sie begreiflich finden. Wir fragen; 
was tut ein solcher Mensch noch auf der Welt; der sich selbst 
zur Plage, den andern aber eine ständige Gefahr jst. 

Es gibt aber auch nihige, genügsame Naturen, Leute, die 
dfaußen wenig .Ansprüche’ ans Leben gestellt haben, keine 
Bedürfnisse haben, mit kleinem Gesichtskreis, die nicht viel 
erlebt haben, inrd dk> wwn sie mal iit der Strafanstalt heimisch 
geworden sind, dar Gefüngbisleben gut ertragen. Das sind 
die,- die gelassen äfavarte«, Ins: die Begbadigiing kommt, und 
die dann auch draußen sieb gut haben -- sie haben vor der 
Strafe keine Anforderungen 
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es auch nachher nicht — und werden alt dabei. Einer sagte 
später nach seiner Begnadigung: 

Da hinein gehört eigentlich jeder einmal, damit er 
sich an Ordnung gewöhnt. 

Eine große Stütze und Aufmunterung für die Gefangenen 
ist es, wenn sie'den Anschluß an die Angehörigen draußen 
nicht verlieren, wenn dieser durch. Briefwechsel und zeitweilige 
Besuche aufrechterhalten wird. Das gibt dann Ansporn zu 
guter Führung und belebt die Hoffnung auf schönere Tage 
nach der Entlassung; — diese Leute ertragen ihr Los noch 
einmal so leicht. 

Einem unserer Leute hat die Braut die Treue während der 
25jährigen Gefangenschaft bewahrt, hat sich inzwischen ein 
schönes Vermögen erworben und dann ihren geliebten Fer¬ 
dinand geheiratet und gut mit ihm gelebt; sie war dem schon 
vor der Strafe haltlosen und unselbständigen Menschen eine 
Stütze, und als der Tod sie trennte und seine Frau starb, fühlte 
er sich vereinsamt, er ließ sich von falschen Freunden umgarnen, 
verlor sein Vermögen und stürzte sich in den Bodensee — acht 
Jahre nach der Entlassung —. 

Einem andern hat die Frau das Geschäft weitergeführt 
mit dem inzwischen erwachsenen Sohn und nach 25 Jahren 
arbeiteten sie dann zusammen weiter, bis der Tod Frau und 
Sohn abrief und unser Entlassener nun allein für die Erhaltung 
der Familie sorgen mußte. 

Es gilt als Regel, daß die Lebenslänglichen nach Ablauf 
von 15 Jahren ihrer Strafe eine Begnadigungsbitte einreichen 
dürfen. Wenn man sich in die Lage der Gefangenen hinein¬ 
denkt, ist es leicht zu verstehen, daß das Abschlagen dieser 
Bitte eine Depression herbeiführen muß. 

Das sind schwere Zeiten für diese Leute, und die Beamten, 
namentlich die Geistlichen, haben alle Mühe sie wieder anf- 
zurichten. 

Das scheitert aber oft daran, weil die Leute den Grund 
des Versagens ihrer Bitte, der oft an ganz anderer Stelle liegt, 
nicht kennen und die Strafanstaltsbeamten dafür verantwortlich 
machen. Sie werden nun mißmutig, verstockt und geistlichem 
Zuspruch unzugänglich; von einer bessernden Einwirkung der 
Strafe kann von da an nicht mehr die Rede sein. Ein früherer 
Strafanstaltsgeistlicher sagte 

Sie werden stumpfsinnig, seelisch verknöchert und 
geistige Petrefakte. — 

Eine weitere Beobachtung — eine Beobachtung, die in 
früheren Jahren von den Gegnern der Einzelhaft aufgegriffen 
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wurde' — • war die, daß die lange iflhaitierang die Leute un» 
sdbstandlg, ehergii^is so daß sie bei spatercr Ent- * f.; 

lassung ünfahifj sirtd^ den Existenzfca^^ .1 

ist so. das haben. Entlassene wiederholt schon gesagt, die ohne | 

Fatnilifettanschlaß für ihr.Wetfterkö?^ 

diesen Gründen sind, unter, den StraihfLstaltsbeainten schon j 

Stimmen laut geworden, e§ möchte nach einer Reihe Von Jahren 
guter Führwftg die iihbestbhmie Strafe der Lebenslängtichen , 

In eine zeitige umgewafidelt werden. c ’ \ ‘ .* r ; * J 

• EMer-dieser Herren argumentierte so; Die V^folgung . : • 

wegen eines Verbrechens, auf das Indesstrafe oder lebensiäng» \- , 

liehe Zuchthausstrafe gesetzt ist, verjährt ul 30 Jahren ; würde 
man diese Zeit zugrund .legen und, bei guter Führung,: nach 
DreivterteEErstehung eine Entlassung eintreteu lassen,, dann *;' . 
hätten die Gefangenen einen Hoffnungsstrahl ’ und wären d 
leichter zu behandelte 

Man wird dagegen ernwenden können, daß der zum Tod Vl^’Oj 
verurteilte Mörder schon einmal Gnade gefunden hat, weil er 
nichthingeriehtetwurde, wobei nur zu bemerken ist, daß die 
wenigsten j^den Giiddenai^' dgr ihnen das Leben geschenkt - •; ’ 
hat, das ridilige täriclrifs; tirrd ihre ^Gefangenschaft 
nicht mehr als Sühne nir ein begangenes Verbrechen, sotidern 
als Peinigung undL Qttai auf fassen. -— 

Ich komme zu einem Kapitel, über das noch wenig ge- j 

schrieben wurde, t übet das Verhalten der Gefangenen Üv.flGob; 
; sexueller Beziehung;. jr:> ' ." : V.G-'/O; 0 

In den vierziger und fünfziger fahren des vorigen jabr- 
himderte, als der Streit um die Haftsysteme tobte und die Frage ; 
erwogen wurde, ob der EtnzeE otfe pe?T?eiuschaftshaft der 
'$$***0 zu-g^h-s6|^d^;-^i^ä- : ais\£lnWiind.^eg:^i'die fitizete 
halt .betont, sic begünstige die Onanie.., Das trifft nicht zu und 
weün auch zugegeben Weiften muß, daB manche diesem Laster 
in altsschweiierKter^^ Weise dranen, so ist das jedenfalls lange 
nicht so schiiuiin, .wie hindere Verlehlungen, die bei Gemein* 
scb.aftäh.ä ft möglich sind. In der Einzelhaft wird doch, du- _ 
unverdorbener Gefangener' nicht von awfhatl Wüstlingen 'v.er- ' y > 
führt, und nach meiue« Ertalifuageit treibt in der Einzelhaft 
nur de r Onanie,. der es dcaaiten sclmreiarigefangen bat. Seine 
Phantasie Wird auch durch nichts gewedfo ££ gibt ihm nichts ; 
Gelegenheit Gedaukeaunzucht zu treltey er siebt und liest 

trotzdem Verfehlungen Vorkommen-. Es werden zum Beispiel 
'Kassiber geschrieben obszönen Inhalte, manchmal aueli solche ’ 
Zeichnungen angef.ertigi und andern zur/esteck't. einmal bube • 
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ich Fetischismus beobachtet in der Weise, daß Gefangene sich 
gegenseitig ihre Schamhaare mit entsprechenden Zeichnungen 
zuschickten. Erotische Anwandlungen lassen sich auch in den 
Briefen herauslesen, wo die Gefangenen an ihre Angehörigen 
gute Lehren verzapfen, wie sie sich in geschlechtlicher Be¬ 
ziehung verhalten sollen, oder Vermutungen laut werden lassen, 
was in dieser Richtung draußen passieren könnte. 

Daß ein Gefangener Exhibitionismus am Zellenfenster 
treibt, von wo aus er Leute in der Feme im Ackerfeld arbeiten 
sieht, ein anderer im Spazierhof eine Anstaltskatze zur Be¬ 
friedigung seiner Geschlechtslust aufgreift — sind Ausnahmen, 
die ich in 24 Jahren nur einmal beobachtet habe. 

Im großen ganzen kann man sagen, daß das Zellenleben 
sexuellen Aufregungen einen Riegel vorschiebt. 

Bei psychopathisch veranlagten Naturen freilich und 
unter unseren Lebenslänglichen befinden sich solche, kommt es 
ab und zu zu schweren Auswüchsen und Verirrungen. Zu 
manchen Zeiten geschieht das Onanieren triebartig, der Reiz 
dazu ist so übermächtig, daß derselbe durch Vemunftgründe 
nicht unterdrückt werden kann. Die Leute befinden sich dann 
oft in einer schweren Depression, hypochondrische Ideen und 
Zwangsgedanken begleiten solche Zeiten. Manche geben an, 
daß sie dann wie in einem Traum leben und haben nur mangel¬ 
hafte Erinnerung, was sie da tun. Würden diese Zustände 
periodisch auftreten, so könnte man an epileptische Dämmer¬ 
zustände denken. 

Einem unserer Mörder waren diese sexuellen Erregungen 
selbst zum Ekel, er glaubte durch maßloses Onanieren sich so 
ruinieren zu können, daß er vor Schwäche sterben werde, und 
als das nicht eintrat, griff er zum Messer, und wollte sich den 
Penis abschneiden. Es kam zu einer kolossalen Blutung und 
die eintretende Ohnmacht hinderte ihn an weiterem Vorgehen. 
Ein anderer versuchte in einer solchen verzweifelten Stimmung 
sich selbst mit dem Brotmesser zu kastrieren, auch hier gebot 
die eintretende Blutung Einhalt. 

Es kommen dann wieder ruhigere Zeiten, wo die Leute 
Zeit haben, über ihren Zustand nachzudenken, sie bringen ihre 
Anliegen beim Arzt vor, sehen ein, daß das nicht so weiter¬ 
gehen kann, haben aber nicht die Kraft sich aufzuraffen. 

Es ist dann nichts seltenes, daß sie beim Arzt den Antrag 
stellen, sie zu kastrieren oder, wie dies kürzlich einer unserer 
Lebenslänglichen getan hat, die Operation vorzunehmen, die 
jetzt in manchen Staaten Nordamerikas und auch in der 



Schweiz bei Degenerierten gemacht wird, dtfe Resektion der 

Satoeosdränge. •'?;"!' , s - •, » . : v-,, v- ■ 

Es. ist für mich .kein Zweifel« daß .manche .Auiregungs- 
GefmtgeueiV in denen sie unbotmäßig unA 


zustande 

aggcesstv 


.. $fc<h m .Grunde' stuf sexuelle Vorgänge zurüek- 

zufübren sind; es sind-motorische Entladungen des gesteigerten, 
ütihfilriedigten ^esclijechtstnehs. So wie beim LustmöM^r das 
Opfer zerstückelt wird, so muß dann in der Zelle, das Mobhimr 
herhalten oder es werden Angriffe auf Aufseher gemacht; in 
den ersten Jahren der StfMmtehgng geschieht das mehr wie 
später. Es sind das die minderwertigen Triebmenschen, deoen 
es an der Hemmung Teint 

; ich muß an dieser Stelle noch eines Zustands Erwähnung 



verurteilt war; es ist dies ein Fall von AtdosadismyS||s[ 

; Derjhgeh$IÄ gelungene hatte sich 

schon in Untersuc.»mngshaft in den Brust- und Bauchdecken 
eltm -Masse Schnitte heigehracht, deren Narben bei der' Em- 
Tieferung noch sichtbar warsn ; er gab an, sie führten von einem 
Sclbstuiöfdversuch her, In den ersten Monaten seiner Strafzeit 
wurdeergemeldet, Weil er au Nasenbluten leide; in semfirZelie 
und an Seinen. Taschentüchern fanden sich Bluts puren. Der. 
äußerst blasse Mensch fiel mir dann beim Zdlenbesucb auf, 
ich veranlaßte ihn, sich zu -entkleiden und fand nochmehr 
Narben an ihn!, auch eine ara Lücken des Penis, die noch 
nicht vollkommen verheilt war; die linke Brustwarze fehlte, sic 
war herausgeschniiten, atich der Nabe] fehlte. Der Gefangene 
gab nichts an über die Veranlassung zu diesem, sinnlosen 
Schneidert, aber es war Idar, daß die. Veranlassung dazu kein 
Setbstmofdyersuch sein konnte. Er kam ins Krankenhaus, es 
wurde Ihm alles weg'genömmen. womif er sieh verletzen konnte; 
da biß er sich in den Oberarm, und zwar so tief, daß es heftig . 
blutete und nün gab er mir nach. langem Zureden schüchtern 
zu, daß er dabei WoUustempfindüngen habe, daß ihm auch 
ab und zu der Samen abgehe, wenn er das mache. Er hat. Wie 
ihm 'fe-fsaifeh^karh «for ? 



lassen, hat geheiratet und lebt still und zurückgezogenVm seiner 
Heimatgemeinde. 

Krank beiten, die die Gefangeneh befalle?! kön¬ 


nen, kann ich mich kurz fassen-; es sind: in den modernen 
Strafanstalten dieselben, von düueü die' freie Bevölkerung hpm- 
gesucht wirsE, Es war das irüherfretIich : imder|;vorbt) Jahren 



und später noch galten zwei Erkrankungen als Gefangenen- 
Krankheiten katexochen: die Gefangenen - Kachexie oder 
Hydropsie und die Scrophelsucht, wie wir jetzt sagen: Tuber¬ 
kulose. 

Beide Erkrankungen beruhten auf schlechter Verpflegung 
und es ist für mich kein Zweifel mehr, daß die Abnahme dieser 
Erkrankungen der Einführung besserer, abwechslungsreicherer 
Kost zu danken ist. Die Todesfälle in den Strafanstalten sind 
seitdem bedeutend heruntergegangen. 

Daß die Tuberkulose zurückgegangen ist, verdanken wir 
neben der besseren Ernährung wohl auch den Maßnahmen, 
die darauf abzielten, eine Weiterverbreitung der Erkrankung 
zu verhüten, daneben auch sanitären Einrichtungen: Liege¬ 
halle usw. Wir haben Fälle erlebt, wo Gefangene mit frischer 
Tuberkulose eingeliefert und in der Anstalt wieder gesund 
wurden und zwar: Lungen-, Knochen- und Bauchfelltuber¬ 
kulose; wir sehen an solchen Fällen, was eine rein konservative 
Behandlung zu leisten vermag. 

Gestorben sind 13 von den 50; 

2 durch Selbstmord, 

3 an Lungenschwindsucht, 

1 an Lungenentzündung, 

2 an Brustfellentzündung, 

3 an Herzleiden (Fettherz Pericaditis), 

1 an Bauchfellentzündung akut. 

1 an Leberschrumpfung. 

Von den an Lungenschwindsucht Gestorbenen standen 
zwei im vierten Haftjahr, sie waren beide schwer tuberkulös 
belastet und kränklich bei der Aufnahme, einer stand im 
19. Haftjahr. 

Allgemein neigt man der Ansicht zu, daß lange Ein¬ 
sperrung die Gefangenen körperlich und geistig ruiniere und 
andere meinen, die Lebenslänglichen würden alle mit der Zeit 
mehr oder weniger geisteskrank. Es ist ja jedem einleuchtend, 
daß die Haft an sich, d. h. die Beraubung der. Freiheit (ein 
Zustand, der der menschlichen Natur zuwider ist), dann die 
Gemütsbewegungen, die vor und nach dem Urteilsspruch die 
Seele des Menschen durchstürmen, das Hangen und Bangen, 
wenn das Todesurteil gesprochen ist und auf Begnadigung 
gehofft wird, — einen tiefen Eindruck auf das Gemütsleben 
eines Menschen hervorbringen müssen. 

Dazu kommt, daß wir es bei den Lebenslänglichen zum 
großen Teil mit Leuten zu tun haben, bei denen durch Keim¬ 
vergiftung, durch die Macht der Vererbung und elterlichen 
















Uebertragurtg eine Anlagesch wache und .Minderwertigkeit des 
^drdltiervensysteros gesteht,; die für die Straftat sowohl, wie 
für geistige Erkrankung mit verantwortlich gemacht werden 
muß- So darf es aus nicht wuridernetimeo, daß hei den Lebens¬ 
länglichen so viele Ödst essw^ 

Unter 50 Gefangenen waren 21 bei der Aufnahme schoo 
mehröder #enl^r geistig ibnörinal: 

. ^Gaiteskraoke^ DD, 
j Psychopathen, • 

7 'Degenerierte, ..... 

; • . '£&: aehäimiige fanden sidr darunter; 

; Schon lange hat man den in der Gefangenschaft auf ; 
tretenden Psychosen Aufmerksamkeit zügewendet und sie als 
eigenartige geistige Storungen angesprochen Verbretherwahn, 
öefangoispsydiesen, iiaftpsydiosen hat num\ sie genannt. 
Es ist viel über diese Zustände geschrieben worden und _ 
die Ansichten sind | sehr auseinander Er¬ 

gebnis der weiteren Forschungen — worunter ich nament¬ 
lich dfe von. Professor Wilmaöns nenne hud das Werk 
Rüdnts . Über die Oeistessförußgen der Lebensläng¬ 
lichen — ist das, daß während der Gefangenschaft geistige 
Störungen Auftreten, die in ihrem Wesen und in ihrem 
Verlauf verschiedenartige sein können, daß sie aber durch die 
Haft ein besonderes Gepräge bekommen, indem bei AI 1 e n 
eigenartige Erscheinungen auf treten, welche: n u r aus der Ein¬ 
wirkung der entehrenden Strafe und der Ein Sperrung erklärlich 
sind., Man hat diese Erscheinungen M a f t syuttome genannt 
und versteht darunter W a h n bildungen {Beeinträchtigungs- 
Hud Verfolgungsidecn) . die mit der Gefangenschaft Zusammen¬ 
hängen. Wir wissen . weiter, daß bei entsprechend 
ofgatiisierfen • PersonUchkeiten,' zu denen vdie 
schwachsinnigen., minderwertigen und degenerierten Verbrecher 
zu rechnen, sind, akute und. chronische Psychosen auftreten, die 
sc^öhaimten degener^iveu Wabflpsyclmsen, die dcnjenigen an 
die Seite :ZU setzen sind, die auch irr der Freiheit unter dem 

Erlebnisse (hid^ Ihnen) beohaiAtet werden. 

' Die Ggenardge Symptomatik dieser Erkrankungen berech¬ 
tigt als besondere, von den in der Freiheit 

zur Entwicklung kommenden wohl unterschiedene 
Typen :m bedrachten.'.T Von diesem Gesichtspunkt aus dürfen 
wir sie nh> ft i g ent l i e h etT aff Psychosen zusammenfässen, 
so Wie wir auch von Dufailhetmosen sprechen, d, h. nervösen 
Störungen, die als unmittelbare and mittelbare Folgen von 

den pathologischen- 

.^.Reaktionen einer angeborenen. Anlage. 
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Man kann sich das Zustäiidekomrneri der Haftsymptome, 
il h. 4ef Wahnideen verfolgenden und beem träcMigehden 
Inhalts, die das Bewußtsein jipflf' oderj^eöfeef umnebeln uhd 
das klare Urteil trübe«, ;hMgehdenha.ßeh. 'erklären - 

Die Gefangensdiaft erzeugt U»lüSt^ e ^hle, der Schlaf 
wird gestört., der Appetit läßt nach; es kommt Mir Untern 
emährimg; cift ;i|t eih pßhrigetidimes Brdigtr’^lB'hef -w 4^r i; 
Heimat, Abschlagen einer Begnadigungsbitte, manctirnäl,; 
namentlich bet Beginn der Strafe, starkes Heimweh . 'votäUs- 
gegangeu. Der seinen ; Oedanken'. \ölwäilass'ene-üefähgenv 
grübelt aber seinen schlechten (Gesundheitszustand nach, er hat. 
nidit Urteilzu Hilden, wie das 

kommt, und findet eben die Erklärung darin, daß es Einflüsse 
von außen sind, die diesen Zustand hervorruten; seine Blicke 
und Befürchtungen richten sich dann natürlich auf seine nächste 
Limgehung, auf die Aufseher lind Beamten, sfesind sehald, 
daß es ihm schlecht geht. Und nun kommen die.Wahjv 
hüdungen, manchmal von Sinnestäuschungen begleitet; 

Die Aufseher horchen vor der Tür, sprechen über ihn, 
lachen ihn aus, sagen, der kommt auch noch drah,. sehen es 
darauf abj daß et sich zu einem bösen Wort hinreisen läßt, 

■ damit sie ihn melden und bestrafen lassen können, sagen : 
gesteh nur, sonst mußt du sterben; sie schöpfen ihm nur das 
dünne von der Suppe, befehlen dem Mebengefarigenert, ihm 
nachts zu. klopfen, damit er nidit schlafen kann, schikanieren 
ihn bei der Arbeit, schütteln ihm beim Essenausgeben Aus deoi 
Aerrad Gift ms Essen oder spritzen das öiffc ans eirier r a^. 
löffelstiet befindlichen Spritze beim Ausschöpfen in das Essen 
hinein, leiten Schwefelvitriol, Schwefelsäure, Abtrittsdämpfe 
in die Zelle, d.ann iÄm. . säe- jrai Ekkirtsierapphfaien und . 
Hasse« - den Strom auf 1h chtorofonnieren öder , 

Ityphotisiereri ihn, damit er die Wahrheit sagt und.^ein öesfänd- 
nis macht, auch durch hypnotische Telepathie {-Femwirktmg) 
soll er zu _ werdehp’^/ Aufseher 

{^rren ihn in die Zeile, dähiif sie iingesiört seine Erauhöt- 
. züchtigen können, schütteln seine Wäsche aus* um äii sehdp, 
ob er onaniert, machen ihm .die Heizklappen m und entzieheir 
> ;ihnj die Warme. hhEAÄAAäö.T AAAE. ; 

Der Arzt horcht ihm mit dem Rohr seine Gedanken aus, 
Audi er sorgt dafür, daß Gift (Arsenik, Aconit, Salpeter, 
phöleumT inS;:Essen kommt, das Beisels ; hHt .cniten Ugcntijm-- 
hchen Glafiz, da ist was dran, der Arzt inachf. Experimente 
tnh ihm auf Geheiß der Heidelberger Professoren, der ' Geist- 
hche bringt Predigtstellen, die auf ihn Bezü^ haben, auch der 







Lehrer in der Schule- macht Andeutungen.., der Geistliche 
beeinflußt die Verwandten, damit sie ihn; nicht besuchen, damit 
sie in den Briefen aitf ihn cinwirkeu, daß er ein Geständnis 
macht, in deir Wand ist em Telephon versteckt, wodurch der 
Inhalt seiner Briefe andern mitgeteflt wird. 

Selche und ahnlich'e XVahindeen haben wir bei d$x meisten 
unserer Psychosen, beobachtet; bald beherrschen sie allein den 
Vor stell ungsinhaU, bald smd sie uniertmscht mit andern Symp¬ 
tomen, so bei den juvenilen Verhlödtmgsprozesseii, wo sie mehr 
als Nebenerscheinung und meist erst spater aohrc-ien 

So können die in der Halt anftretendai Geistesstornngen m 
ihren Erscheinungen einander sehr ähnlich sein und doch zeigt 
der weitere Verlauf, daß sie nicht wesensgleich sind. Wir unter¬ 
scheiden; 

1 echte Psychosen, die aus inneren Ursachen heraiiswachsen 
und entstehen, die Persönlichkeit iimwandelu und von der 
Umgebung pur unbedeutende Züge entlehnen (davon 
spater) , das sind die Fälle von Dementia praecox und 
Paranoia. 

2 DegeneraHve; Psj'chosen. welche die Reaktion einer patho¬ 
logischen Hiraorganisatiorv auf bestimmte pathologische 
Leben&bßdin|ühgen därsteileji. (also hier Gefangenschaft}, 
deren Wahnideen auf die unmittelbare Umgebung 
beschränkt sind und die durch Milieuwechsel stark beein¬ 
flußt werden 

Rüdtn hat nun noch auf ein anderes, wie er meint, hei 
Lebenslänglich#! * allein auftretendes KfanklieitsbiM aüfV 
merksam gemacht^ ap| deh Unschulds- um! Begnadigung^ 
wahn. 

Beim ersteren bildet sich bei ursprünglich Geständigen, 
mitunter von Smuestäuschungen begleitet, durch Erinnerungs- 
fcü$clj ungen die wahnhafte Vo rät el tu n g aus, daß der Ot^itg'gne 
?u lJnredit im Zachmaus sitze durch Fälsthung des Urteils 
Und Cliikanen der -Richter-und Beamte«,. ; SX : • 

Bei letzteren Hegt ein krankhaftes IdeengeWehp 
zugrund, das durch ünablässiges Hoffen und Harren sich aus^ 
(bildet: und d an ngWenn e^ eine gewisse Höhe erreicht hat, in 
Erscheiituiig tritt. Der Kränke ist dann nicht mehr der gerecht 
Biesträf te und durch eigene Schuld (Eipiges perif e, sam 
der« der Uinsehuldtge . oder zu::|s:treng Verfolgte, ;dfer: .d.iuch 
Verbrechen und Bosheit der ÄnStaltsbeätnten rechtswidrigE 
tcstgeFiElten-wird. Rüäir. fugt hinzu; 

und Shmes.täu-seiiirngen. • 
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Ich habe dieses Krankheitsbild bei verschiedenen (fünf) 
unserer Lebenslänglichen auftreten sehen, bei jüngeren und 
älteren Leuten, dann aber auch bei nicht Lebenslänglichen, 
dort aber nur als senile Erscheinung. 

Mir scheint der Unschulds- und Begnadigungswahn eine 
besondere Form der Haftpsychose der Degenerierten zu sein, 
wo also Anlage und Milieu beim Zustandekommen mitwirken. 

Der weitere Verlauf der degenerativen Haftpsychosen 
wird durch die Art der Behandlung beeinflußt. Bei rascher 
Versetzung in andere Umgebung, Vertauschung der Zelle mit 
der Gemeinschaftshaft oder Krankenhaus, sehen wir bei kräf¬ 
tiger Ernährung ohne weiteres Zutun viele dieser Psychosen 
wieder verschwinden, und wir sehen sie, wie in einem Ex¬ 
periment, in manchen Fällen sofort wieder auftreten, wenn wir 
zu früh den Versuch machen, die wiedergenesenen in die Zelle 
zurückzuversetzen. Manchmal ist die Erinnerung an die 
durchgemachte Störung gut erhalten, manchmal nur traum¬ 
artig und verworren. Manchmal bleibt auch ein Defekt zurück, 
der sich kund gibt, in einer allgemeinen geistigen Schwäche, 
indem der Kranke die krankhafte Natur'der Wahnideen, die er 
jetzt ohne jede Affektbetonung verträgt, nicht einsieht. Ein 
solcher Defekt kann jahrzehntelang bestehen, der Gefangene 
verläßt die Anstalt wieder, kein Mensch merkt ihm eine Störung 
an, er begeht wieder ein Delikt, wird bestraft und nun kommt 
in der Haft der ganze Symptomenkomplex wieder zum 
Vorschein. 

Epileptische Geistesstörungen haben wir bei unsem Mör¬ 
dern nicht beobachtet, auch keine Paralyse und manisch- 
depressives Irresein. Unter den anderen Gefangenen fehlen 
die Epileptiker nicht, aber es sind nicht so viele, wie man all¬ 
gemein annimmt; in 24 Jahren habe ich unter annähernd 4000 
Gefangenen 22 Fälle von Epilepsie und Hysteroepilepsie re¬ 
gistrieren können; ein großer Teil der Krampfzustände, die 
während der Gefangenschaft auftreten, gehört ins hysterische 
Gebiet. Es ist mir aufgefallen, daß manche, die bei der Ein¬ 
lieferung als epileptisch bezeichnet waren, in der Anstalt nie 
epileptische Erscheinungen: Krämpfe oder Dämmerzustände 
gehabt haben. Epilepsia nocturna ist einigemale beobachtet 
worden. In manchen Fällen macht es den Eindruck, daß die 
starke Gemütserregung, die mit der Verurteilung und Ein¬ 
lieferung verbunden ist, das Auftreten der Krampfanfälle 
zurückdrängt; wie es auch nach schweren Chirurg. Operationen 
beobachtet wird; sie setzen eine Zeitlang aus und kommen dann 
wieder. 
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So hatten wir einen jungen Epileptiker, der bei vollem 
Bewußtsein seine Großtante, die dem abergläubischen Men¬ 
schen als Hexe und Urheberin seiner Anfälle bezeichnet war, 
erdrosselt und aufgehängt hatte. Es wurden in der Vor¬ 
verhandlung mehrere Sachverständigengutachten erhoben über 
die Zurechnungsfähigkeit des Menschen und über die straf¬ 
rechtliche Bedeutung des Aberglaubens, der die Veranlassung 
zu dem Verbrechen war. 

Als der junge Mensch dann zu uns kam, hörten die Anfälle 
zwei Jahre ganz auf, der Gefangene benahm sich auch sonst 
ganz korrekt und zeigte keine Störung, das bestärkte ihn 
natürlich in der Ansicht, daß er bei Begehung der Tat recht 
hatte. Nach zwei Jahren aber setzten die Krampfzustände in 
gesteigertem Maße und zwar so heftig wieder ein, daß er dem 
Tode nahe war. Er wurde später entlassen und befindet sich 
jetzt in einer Kreispflegeanstalt. 

Wie oben schon erwähnt, finden sich unter unsem fünfzig 
Lebenslänglichen 11 nichtgeständige. Von diesen sind fünf 
in geistige Störung verfallen und man sieht, wie bei diesen 
ständig querulierenden und unzufriedenen Menschen auf ein¬ 
mal eine neue Phase in ihrem geistigen Zustand auftritt, bei 
zwei in Form des Begnadigungswahns, bei den andern in Form 
einer typischen Haftpsychose mit Beeinträchtigungs- und 
Größenideen. Ein solch ungeständiger Gefangener, der gegen 
Ende seiner Strafe noch deutliche Erinnerungsbilder seiner 
Psychose hatte (Beeinträchtigungsideen und Größenideen) war 
mit dem Moment seiner Entlassung wieder gesund, hielt sich 
gut, heiratete und zeigte nie mehr Spuren geistiger Störung. 

Ich will noch kurz die Störungen besprechen, die ins 
chronische Stadium übergetreten und unheilbar geworden sind; 
es sind vier Fälle von Dementia praecox, alle im Alter unter 30, 
eine Degenerationspsychose mit Defekt und mäßigem Schwach¬ 
sinn und ein Fall von Dementia paranoides. Zwei der 
Dementia-praecox-Fälle kamen krank herein, zwei Gefangene, 
die nach ihrem Vorleben nicht zu geistiger Störung disponierten, 
wurden in der Anstalt krank. Der Verlauf war jeweils ein 
chronischer, schleichend beginnend mit Auflehnung gegen die 
Hausordnung, Arbeitsverweigerung, mitunter Angriffe auf die 
Beamten, dann kamen religiöse Wahnideen, untermischt mit 
Haftsymptomen (einer hielt sich für Christus und sagte: So 
geht ihr mit eurem Herrgott um), Größenideen in jeder Ge¬ 
staltung, stuporöse Zustände und Selbstmordversuche und 
dann trat, zum Unterschied von den degenerativen Formen, 
keine Besserung ein nach Versetzung in anderes Milieu. Von 
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diesen Kranken befindet sich einer noch in der Anstalt, einer 
in einer öffentlichen Irrenanstalt, zwei in der Irrenstation. 

Bei einem degenerierten Ungeständigen, dessen Psychose 
eine chronische Form annahm, begann die geistige Störung 
im dritten Haftjahr mit Depression und Selbstmordversuch, 
Bedrohung der Aufseher, unsinnigen Eingaben an die Be¬ 
hörden, daran anschließend Beeinträchtigungsideen und Be¬ 
gnadigungswahn, Renomisterei, Querulieren und Verfassung 
von Eingaben an die Behörden, in denen er immer dieselben 
Redewendungen und Gedanken produziert. Er ist noch in der 
Irrenstation. 

Einen eigenartigen Verlauf nahm die Störung bei einem 
früheren Wirt, der stark dem Trunk ergeben war und vor der 
Einlieferung Delirium tremens gehabt hatte. Im’ zwölften 
Haftjahr fiel eine starke Gedächtnisschwäche auf — damals 
war er 41 Jahre alt — und Erinnerungsfälschungen; nach 
weiteren zwei Jahren traten Wahnideen auf; er stammt aus 
altem Adelsgeschlecht, die vierte Generation, zu der er gehöre, 
komme an die Reihe, sie habe zweierlei Augenspiegel und könne 
das Archiv in die Hand nehmen, ohne daß es heiß wird. Der 
Kranke war unbelehrbar, arbeitete aber ruhig in seiner Zelle 
und so wurde der Versuch gemacht, ihn nach Umlauf seiner 
20 Jahre in Freiheit zu seinen Angehörigen zu lassen. Er tat 
aber nicht gut; er irrte draußen umher, um seine vermeintlichen 
Ahnen zu suchen, ergab sich dem Schnapstrunk und lebt heute, 
Ö6 Jahre alt, wie der Geistliche sagt: mehr Tier, wie Mensch. 

Zu den endogen entstandenen Geistesstörungen möchte ich 
noch einen Fall rechnen, bei dem durch wahnartige Umdeutung 
der Persönlichkeit ein Paranoia ähnliches Krankheitsbild sich 
entwickelte. 

Es betrifft einen Gefangenen, der vom fünften Haftjahr an 
sich religiösen Grübeleien hingab und die Bibel nach seiner 
Form auszulegen versuchte. Er gibt an, während er betete, 
habe sich sein Zellenfenster von selbst geöffnet und der Geist 
Gottes sei über ihn gekommen. In Träumen habe er Offen¬ 
barungen und Eingebungen bekommen und die Kraft erhalten 
Krankheiten zu heilen und Blut zu stillen. An diesem Glauben 
hält er heute nach 15 Jahren noch fest, er hat sich auch sein 
eigenes Religionssystem zurechtgelegt. Bei diesem Wahngebilde 
ist es aber geblieben, der Gefangene ist in seiner Lebensführung, 
m keiner Weise dadurch beeinflußt worden, es ist einer unserer 
besten Gefangenen und hat Aussicht begnadigt zu werden. 

Wenn ich nun meine Beobachtungen bezüglich des Auf¬ 
tretens geistiger Störungen bei meinen 50 Lebenslänglichen 
zusammenfasse, so ergibt sich folgendes: 
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J3ei 2t sind Zeichen geistiger Störungen festgestellt worden. 
In sechs fallen war die Störung eine chronische» unheil¬ 
bare Zwer der 1: rkraukten waren schon vor der Einliefefung 
krank, einer war ein Säulefe einer ein Schwer Degenerierter, nur 
zwei batten ein Vorleben, das nicht zu geistiger Erkrankung 
disponiert^; sie erJdAnjid#t ij$ pjrtuwx* 

Fünf sind nach Abkluigen ihret geistigen Storung an 
einer körperlichen ••Krankheit ' gestorben. 

Sieben konnten nach ihrer Begnadigung in Freiheit eilt* 
lassen werden, sie bekamen feinen Rückfall geistiger Störung*/ 
einer, der ira 20.- Jahr feiner Strafe unter der Form des Be- 
gnadigungswahns erkrankt war, bewegt sich jetzt 19 Jahre in/ 
der Freiheit und arbeitet in einer Fabrik, beielnem andern #rtd 
es. 18 jaiuc. *- 

Zwei sind draußen an körperlichen Leiden gestorben, 

' einer' infolge eines 'Unglücksfalles, ' 

Elin fei der Einliefentng schon schwadisinniger uiid tn der 
Änstalt mehrmals m|t; 'lialtpsycböBschen Erschemnngen er¬ 
krankter Oetangener konnte sich nach seiner EHtlasstmg ldOh 
draußen ^ 

frieden vom Almosen der Gemeinde. . / f- t/ ’ Z 

Ein anderer mehrfach vorbestrafter, degenerierter Ge¬ 
fangener, der 1899/1000 mit Vertolgnngsidee« und Quernlferco 
erkrankt war, wurde 1905 entlassen, arbeitete fleißig/ war aber 
als jähzorniger, eipnsinoipE Mensch gefürchtet und gemieden, 
behauptete, er sei/unschuldig im Zuchthaus gesessen; starb 
sechs Jahre nach der Entlassung an Leberleiden,. f, - t 
Ein Gefangener, mfeliektueß find moralisch schwachsuinig 
bei der Aufnahme, und wegen Tötung vorbestraft, erkrankte 
zehn Jahre iiach der E Inliefef »mg mit schwerer Depression,- • 
gehaß davon wieder, erlitt 1907 einen Schlaganfaih kam in die 
Abteilung, für Gebrechliche, von dort 1909 in die Kmspflegc- 
anstait, wo er F910 total verblödet starb. 

Sieben befinden sich noch im Strafvollzug irt-der ..Anstalt, 
darunter zwei Unbeständige, die beide Haftpsychose, mit 
.Sinnestatischungtn dupehgfemachf haben nnd vorübergehend ins 
der Krarikenstatiou .aufgenornmen werden müßten, jetzt aber 
davon genesen sind und sielt nur durch Qüeruiierenund Pro- ” 
zessieren naaugenehm bemerkbar machen, wie: sie das vor der 
Störung auch getan haben. 

Die fünf andern kann man nicht als gefefeskrank bereich* . 
nun, sie fügen sieh ln den Strafvollzug und arbeiten zum Teil 
recht fleißig, aber es hat jeder seine Eigenheiten und sein ver¬ 
schrobenes Wesen : der eitle ist ein empfindlicher , unheimlicher 


ti < . ■ • ' f ■ ‘ \ 


— 131 — 


Italiener, der andere, der früher religiöse Wahnideen hatte, hat 
sich sein eigenes Religionssystem zurecht gemacht, ein dritter, 
ein früher stark dem Trunk ergebener und schwach begabter 
Hausknecht treibt Französisch und verzapft seine Weisheit an 
die ihn besuchenden Beamten, -ein anderer psychopathisch Ver¬ 
anlagter macht Erfindungen von Seeminen und Torpedos und 
als begeisterter Anhänger Zeppelins lenkbare Luftschiffe, und 
der letzte, der mit Unschuldswahn erkrankte, jetzt im 39. Jahr 
der Inhaftierung Stehende ist infolge chronischen Gelenk¬ 
rheumatismus mehr, körperlich wie seelisch gebrochen; eine 
Ruine, aber geistig noch frisch und ein gutes Gedächtnis an 
frühere Zeiten und Personen verratend. Er hat sich damit 
abgefunden, daß er die Freiheit nicht mehr sieht. 

Wie verhielten sich nun die andern 24 Gefangenen, die 
von geistiger Störung verschont blieben ? 

Es wird gesagt, daß außer Psychopathen und Degenerier¬ 
ten viele Sonderlinge und abnorme Charaktere unter den Mör¬ 
dern wären. Gewiß, es gibt manche launische, verschrobene, 
großem Stimmungswechsel unterworfene Menschen darunter, 
auch solche, die ihren eigenen Wert sehr hoch einschätzen und 
auch im Zuchthauskittel sich für etwas Besonderes halten. 
Man läßt ihnen dieses Vergnügen, um sie zufrieden zu stimmen. 
Um ihnen eine Ablenkung zu geben, erhalten manche, die 
darum nachsuchen, außer Kostvergünstigungen von zehn Jahr 
an, die Erlaubnis zeichnen oder Sprachen erlernen zu dürfen 
oder sich einen Kanarienvogel zu kaufen; das trägt viel dazu 
bei, sie bei guter Laune zu erhalten, und es sieht so aus, als 
ob ein gut Teil der angeborenen Gemütsroheit sich abschleifen 
ließe. Sie bekunden dann oft ein sehr weiches Gemüt, sind 
dankbar für aufmuntemden Zuspruch, aber viele sind eben 
Triebmenschen und können im nächsten Augenblick sich wieder 
anderst zeigen. Ein Gefangener z. B.,' der im Zorn seinen 
Großvater erstochen hatte, machte in der Anstalt verschiedene 
ernste Angriffe auf die Aufseher und drohte den nächsten 
besten über die Galerie hinunterzuwerfen; er bekam öfter Auf¬ 
regungszustände mit tobsüchtigen Anwandlungen, die ihren 
Ursprung in der Geschlechtssphäre hatten. Mir sagte er, daß 
er Tag und Nacht nur Mordgedanken im Kopf habe; es war ein 
unheimlicher Mensch, er konnte nur gefesselt in den Spazierhof 
geführt werden. Dann hatte er wieder .Zeiten, wo er wie ein 
Kind war und ein weiches Gemüt bekundete. Er sagte, sein 
Herz hinge an einem Kanarienvogel; das konnte ihm mit Rück¬ 
sicht auf sein Betragen nicht bewilligt werden. Ich erreichte 
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bei der Direktion, daß er einen Bliirne«stock bekam* m dem 
er seine kiadistbe Freude hatte. 

Aber die Mordgedanken brachte, er nicht los, er; war sich 
schließlich selbst überdrüssig und machte seinem Leben durch 
Erhängen , eih Ende. 

Es ist für mich kein Zweifel, daß diesesNachsinnen und 
Grübeln nach einer Sichtung hin, eine Wirkung der Einzelhaft 
ist-Daß Leute der niederen Bildungsstufe, die die Fähigkeit, 

Steh abzulenk$i f verloren, resp. nie besessen haben, hier schlim¬ 
mer dran Wie Leute: der besseren OeseHschäftsklassen, ;da&’k V, - ‘ < 
ist eine, alte Erfahrung. 

]cfi komme zum Schluß und frage: 

Können wir auf Grund iinserer lJnicrsnchöngcn an den 
50 :Leheiisilhglichen eine Antwort auf die eingangs gestellten :■; 
Fragen gehen? Wirkt die lebensläugliehe Ziichthau^iyMc^ so '-^s V : 
abschreckend, daß sie als Ersati der Todesstrafe angespröchen ?•-. Vf 
werden kann? Und hat sie einen bessernd«!.’ Einfluß aut'die; ;V.V\* 
Mörder gehabt? 

•Wir werden dann von 

Leute nach der Entlassung night mehr kriminell geworden sind 
und sich gut geführt haben 

: E)as'trifft'-nicht bei .allen ?u.: —• 

Iß sind begnadigt worden üiid zwei «och in Haft Befind¬ 
liche hätten wohl ein Anrecht darauf; von den 15 scheidet ein 
Schwachsinniget:^auk, bei dem das Unterkommen nicht günstig 
war- so daß er der Armenpflege anheimhel; ferner ein unheilbar 
Geisteskranker; bleiben also noch 13; von diesen ist einer 
wegen Hehlerei wieder bestraft worden, er starb später im 
Armenhaus, einer ergab steh der Vagabundage und starb im \ .?. 
Spital. . .Einer, der ÄiiMatf ib wieder y.eBitß ?i fw|fe.:Sr sie 
angetroften hätte, ein mikuitivierters fotier Schuupsirinker, hielt 
sich äußerlfch güt, war aber mit den Verwandten und Freunden , ., • 
zerfallen and starb im Ar men hans 

Zwei sind mehrere Jahre nach ihrer Entlassung'. freiwillig- 
in den Tod gegangen, Der eine war der, dessen Braut aus-* 
harrte, bis die Begnadigung kam, dem andern hatte eine Lieb¬ 
schaft den Köpf verdreht. 

Die andern zehn haben sich gut geführt, haben sich wieder 
emporgea.rbpjtet und es zu Achtung und Anse&h gebracht, e ' : . 
zuhr:,.Tetlehi hohes Alter mreicftt, einer lebt, $1 Jahre alt im ; | 
KinzigtaL 

teil will hervorheben, daß von den zehn, die sich draußen 
wirklich -gut geführt haben, fünf von vornhereiii etne ; gute 
Prognose ziiließen, die andern fünf waren vorbestraft, einer 
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konnte zu den Degenerierten gezählt werden; bei diesen könnte 
also von einem bessernden Einfluß der Strafe die Rede sein. 

Ob sich die Leute gut führen, hängt ja von so vielen 
äußeren Umständen ab, gutes Unterkommen, guter Verdienst 
usw., und weiter ist zu berücksichtigen, daß die Leute in¬ 
zwischen auch älter und ruhiger geworden sind; ob sie innerlich 
bessere Menschen geworden sind, wer will das erkennen? 

Ich glaube kaum, daß das Ergebnis im Sinne der Ab¬ 
schreckung verwertet werden kann, wenn zehn Lebenslängliche 
ihre Strafe gut überstanden haben und eine ganze Oarde von 
80- bis 70jährigen denen nicht recht gibt, die behaupten, eine 
lebenslängliche Zuchthausstrafe ruiniere die Leute geistig und 
körperlich. 

Die Frage, ob eine langdauernde Haft zur Ver¬ 
blödung führende Krankheitsprozesse erzeugt, habe ich in 
obigen Ausführungen schon angeschnitten. Nach unseren 
Beobachtungen tut sie das nicht; die registrierten Verblödungs¬ 
prozesse hätten bei denselben Individuen auch in der Freiheit 
Vorkommen können; es sind sechs, zwei davon kamen krank 
herein, einer war ein degenerierter Vagabund, einer ein der 
Trunksucht verfallener Wirt, nur zwei ließen in ihrem Vorleben 
keine Prognose auf Psychosen zu. 

Dagegen kann nicht bestritten werden, daß der Aufenthalt 
in der Einzelhaft überhaupt, ob lang oder kurz, Gefahren 
für die geistige Gesundheit mit sich bringt, Gefahren, die aber 
meiner Erfahrung nach nur die treffen, die eine Disposition 
dazu mit in die Anstalt hereinbringen. Den Beginn dieser 
Störungen rechtzeitig zu erkennen und die geeigneten Maß¬ 
nahmen zu treffen, ist Aufgabe der Strafanstaltsbeamten, nicht 
der Aerzte allein, hier muß der ganze Beamtenkörper Zu¬ 
sammenwirken. 

Ein gesundes Gehirn erträgt auch eine lange Ein¬ 
sperrung. Was haben manche Gefangene in ihrer Zelle nicht 
alles durchkosten müssen: Tod und Krankheit der Angehörigen, 
der Frau, der Kinder, getäuschte Hoffnungen durch Abschlagen 
der Begnadigungsbitten, eigene Krankheit und Siechtum — 
und sie haben es überstanden, so gut wie man es eben im freien 
Leben auch überstehen muß. 

Gedenken wir früherer Zeiten, wo der Strafvollzug 
noch kein so humaner war! Auch damals haben starke Nerven 
die schwere Haft in den Bleikammem Venedigs und im Kerker 
jahrelang ertragen und ihre geistige Gesundheit bewahrt; 
Silvio Pellico erzählt wohl von den körperlichen Leiden und 
Krankheiten: Schwindsucht, Skorbut und Cholera, die unter 
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samen Behandlung vorgekommen wäre 

Als StrafanstaUsbeamter möchte ich meinen Ausfährungen 
.noch eme Bemerkung .hinzüfügen: 

Ich habe eingangs von den Lebenslänglichen als den 
SchmerzeoskmderTi der Strafanstaitsbeamißb gesprochen. Wir: 
können sie so bezeichnen, weil diese zur Hälfte: geistig rumder- 



Lebe!isiänglidien kommt noch hinzu, daß wir sie eben auf 
viele Jahre hinaus beherbergen müssen. Wie diese minder* 
wertigen Leute zu behandeln sind, wo sie am besten unter- 
gebrheht. werden, darüber ist schon viel geschrieben worden/ 
Auch die Internätiöhäle krimiriahstische Vereinigung; hat 
sich mit der frage der Aiihdervv'ertigen befaßt, hatte gefordert, 
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deutscher Strafanstalisbeamten bat in sebihr Tagung in Kohl 
190^ die Behandlung der geistig Mmdenvertigen iftr SlrafvülD 
mg zur; Plsfetssion/ge§te3W:^ : •;4blJen.Ls|e;./ih besonderen Ab- 
tdluögeri urhergebiucbt oder uh allgemeinen Strafvollzug io 
Gemeinschaft, mit den Normalen weiter behandelt werden ? Der 
Verein entschied sich ilii: das letztere— Tine besondere Anstalt 
füt MindcrW'ertigC existiert bis jetzt nur hl Brandenburg, wo 
eine solche am f. Januar. 1907-'roh einer .Bolegfahigkfeit .Von 
40 Betten im Ansch !uß an die dortige Strafanstalt eröffnet 
wurde. Die ,Erfahrungen^ die man dort gemacht hat, lauten 
nach dem Bericht des. Arztes ideht tutgünsdgi Leider läßt gieh 
eine solche Linridiiung' in einem kleinen Bundesstaat,., -wie 
Bade%an eine andere, pröpftyläk- 
tische Maßnahme/wird -man' mit der Zeit doch denken müssen, 
das ist die Verwahrung degenerierter mindef W^rd^/Me^ehöhi 
deren Verbrecbernatur sie immer wieder zu neuen Delikten 


der wird 





seinem Verbrechen bewahrt worden. Dort könnten auch die 
Aufnahme i/udeiL die voti Psychosen genesen aus’ den irren- 









bestraft LaM^polp^ipfd^: 

2 Hi' Unferbnngaag vn einem Asyl überwiesen wurden. 

Me dieser Leute • füllten sich -selbst • schwach.. $md 
unselbständig und sind fmh «m einen Halt J geben wir. "ihnen 


der in den] ähren J838V-1912 beobachteten 
^^PÜ_Ü Leben sIan g.1 re h e h - bO.. 

»ttafanstalt 1863-tdio 


Eintritt 


waren v o I! k o in m e n g e s i ä n d l g, 5 t e i 1 w e i s e 


Begnadigt. 

Unter diesen 

f Sd; w^chsmftlger (im Armenhaus) 
F. Verblödeter (Bei Verwand hv.i) 

I wegen Hehlerei bestraft, ' starb 
\rni-.iii! ui< 

t V'^bumi starb rm Spitai' 
r-ni.säfiJiü. syxeo i'n de,r b'rg)u$f. ! '..'\ 
10..kielten S-tpb. .sät. -ürtd ' 
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zu einem deutschen Strafgesetzbuch^ 

Von Sanifätsrat Dr. S taig er, Hübensspefg. ., 'V • 
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Behandlmig der 


Vermindert 2 ureditnmgälähigen Verbrecher bringt, mögen e$ 
gerechtfertigt ersehenen lassen, zu untersuchervob und Wieweit 
diese Aenderurtgen als. Fortsehritte und Verbesserungen änzuA 
■ sehen sind, 

.Bisher enthielt das Strafgesetzbuch, das den Begriff der 
V^i^hiderteti Zürechnungsfähigkeit nicht kannte, auch keinerlei 
,Bestimmöttgeti ; Uber die Behandlung psychopathisch minder¬ 
wertiger Gefangen es war daher Sache der einzelnen Justiz- 
Verwaltungen, in ihrem Bereich dahingehende Verordrnihgen 
zu treffen. . •/;.•" J-.: fi'y] 

Daß die Lösung dieser Frage ein dringendes Bedürfnis 
war und bleiben wird, erhellt am deutschsten aus der ; Tatsache,- ? 
daß nach Ansicht aller derjenigen, die einen Einblick in diese 
Verhältnisse haben die Zahl der psychopathisch minderwertig&ä 
Strafgefangenen eine außerorderitUch hohe ist, So berechnet.' •'■ 
Äscimfienbnrg unter 200 Sittiichkdtsverbrechem die zalildgir 
Degenerierten auf 7 a 'Prozent, Börihöfjer hat unter den Bettlern 
und Vagabunden . ebenfaits 75 Prozent Minderwertige ge¬ 
funden, ebenso hkppmatm Unter den Sittlichkeitsverbreilfciu 
des Zuchthauses. Gewiß variieren diese Zahlen fe nach der 
Kategorie, dem Alter usf. der Verbrecher; man wird sich aber 
keiner iJeberireibung schuldig machen, wenn man sagt, die 
geistig Minderwertigen sind in den Strafanstalten nicht die 
Ausnahme; gellt doch PotUtz, der als Psychiater und Straf- 
aastahsVorstand zur Beurteilung dieser frage gewiß besonders 
zu^h’fldjg 'isf j sp zu erklären, daß der geistig Minder¬ 
wertige bei sorgfältiger Analyse zum mindesten die Mehrheit 
des Strafanstaltsbestandes bilden wird. 

Was sind Degenerierte? 


*) .Mit Genehmig'-uig des Verlegers und Verfassers dem 6Ü, Baud 
der Zeit. scirrift für Psychiatrie usw. (Vertag von 0. Reimers-Berlin).ent¬ 
nommen. . : i. ■}/'■' ~ A' . . •' ■ '' 
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Es ist nicht der Zweck dieser Zeilen, eine Schilderung der 
psychopathischen Degeneration zu geben; auch scheint es 
zweifelhaft, ob bei dem fließenden Uebergang zwischen gesund 
und minderwertig und zwischen minderwertig und geisteskrank 
eine scharfe Definition überhaupt möglich ist. Immerhin kann 
die Definition Kochs , des ehemaligen Direktors von Zwiefalten, 
des Begründers der wissenschaftlichen Lehre der psychopathi¬ 
schen Minderwertigkeit und ihres besten Kenners auch heute 
noch Anspruch auf allgemeine Zustimmung erheben. Koch faßt 
unter dem Ausdruck psychopathische Minderwertigkeiten „alle, 
sei es angeborenen, sei es erworbenen, den Menschen in seinem 
Personenleben beeinflussenden psychischen Regelwidrigkeiten 
zusammen, welche auch in schlimmen Fällen doch keine 
Geisteskrankheiten darstellen, welche aber die damit be¬ 
schwerten Personen auch im günstigsten Falle nicht als im 
Vollbesitze geistiger Normalität und Leistungsfähigkeit er¬ 
scheinen lassen“. 

Die psychopathisch Minderwertigen sind die große Gruppe 
von Menschen, die das weite Gebiet zwischen geistiger Gesund¬ 
heit und Geisteskrankheit ausfüllen, und wie das geistige Leben 
von unendlicher Mannigfaltigkeit ist, so sind die Abweichungen 
von der Norm unendliche. Wir können Abweichungen nach 
der quantitativen und solche nach der qualitativen Seite hin 
unterscheiden, es gibt Störungen mehr auf dem Gebiete des 
Intellekts und solche mehr auf dem Gebiete des Empfindens 
und Wollens. Charakteristisch aber für den Minderwertigen 
ist die abnorme Reaktion auf die Reize des Lebens; 
und diese abnorme Reaktion ist letzten Endes das wichtigste 
Kriterium für die Intensität und die Bedeutung der pathologi¬ 
schen Abweichung. 

Es liegt nun nahe, auf Grund der oben angeführten sehr 
großen Zahl der Minderwertigen im Strafvollzug anzunehmen, 
daß diese in den Strafanstalten nur sehr schwer unterzubringen 
seien, daß ihre Behandlung, zumal soweit sie hier und da ein 
Abgehen von der straffen Hausordnung notwendig macht, zu 
weitgehenden Schwierigkeiten führe, und daß der vielfach ge¬ 
hörte Ruf nach „Sonderanstalten für Minderwertige“ wohl 
begründet sei. Von all dem ist nach unseren Erfahrungen keine 
Rede. Nicht als ob die Minderwertigen keine Schwierigkeiten 
machen würden, aber diese sind nicht unüberwindlich. Vor¬ 
aussetzung zur Ueberwindung der Schwierigkeiten ist das 
Erkennen der Minderwertigen, ihre zweckmäßige Unter¬ 
bringung und Behandlung. 




der über die 

muß. Weiterhin ist erforderiiclg daß auch die Ofeerbcämten 
mit dem Wesen der geistigen Anomalien hinreichend vertraut 
smcir Gewiß sind Minderwertige ■— sofern sie nicht schon im 
geriehiheheo Verfahren einer psychiatrischen Beobachtung 
hinteärwöiftöi•.-wären und dort .als Minderwertige erfc^nt und 
bezeichnet worden sind — nicht sofort und ohne, weiteres 
auch vorn Arzte nicht A* zu erkennen. Doch laßt sich aus dem 
verständnisvollen Zusammenarbeiten von Vorstand, Arzt, 
Geistlichem und Lehrer» aus hinreichender Anamnese und 
genauer Untersuchung, aus guten Beobachtungen des Personals 
über Arbeitsfähigkeit, Verhalten bei. der Arbeit» Benehmen den 
Mitgefangenen gegenüber, aus Disziplinarsfrafen ; Verhalten 
im Arrest und dergleichen mehr unStbwer eirr Bikl dei' geistigen 
Verfassung’ des Gefangenen gewinnen. ;. Schließlich mul? — : 
und davon wird hier mcKUete Gebrauch gemacht — die Be¬ 
obachtung auffallender Gefangener in der Irxeiiabieilung 
tunlichst leicht gemacht werbeniUiher diesen VöransSeizüngeri 
ist die Etkeninmg der minderwertigen Gefangenen nicht allzu 
schwierig.. Ihr weiteres Verhalten bangt fenierbin von der 
richtigen Bebandlimgmrid ebenso sehr von der richtigen Unter¬ 
bringung in der Strafanstalt ab, ■ Letzteres hat sich uns mehr 
und;mehr als"Kaidimdpimki in der Behandlung der Minder¬ 
wertige« ..Ls gibt kein Schema,, das für alle paßt. 

Eine individualisierende Behandlung verträgt sich sehr Wohl 
mit dem Strafvollzug, sie ist eigentlich ,, selbstverständlich 
überall'' da, wo wie i?i jeder großen Stratemstah iangzeffige und 


kurzzeitige, alle und junge, kräftige und weniger widerstands¬ 
fähige Gefangene sich finden, Nachteile für den Strafvollzug 
haben steh mts daraus nicht ergeben- Däß äüch gegen minder¬ 
wertige Gefangene Disziplinarstroien verhängt werden, ist 
selbsiverStäüdjiicli. Vot^tissefezungbd nur, daß der G^m^riEieäls 
psychisch abnorm bekannt ist, daß der Arzt vor dem! Vollzug 
der Strafe gehon wird, upd daß einem etwaigen Bedenken des 
Arztes Rechnung getragen werden muß. 

• Die ‘Uebertragtmg düs Disziplinarrechts und der Straf¬ 
milderung ixn MüVdefwenigen an den Arzt, wie dies Asf/rnffen- 
/weg verlangt,.scheint uns imdurcMühibar Es würde dadurch 
ein unheilvoller, zu Reibungen und CHtferenzeii schÜmmster 
Art Anlaß gebender Dualismus th den Betrieb der Anstalt 
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wenn ein Gefangener sich etwas zuschulden kommen läßt, zu 
bestimmen, ob der zu Bestrafende dem Direktor oder dem 
Arzt zuzuführen ist? Schließlich liegt m. E. der Vorschlag 
Aschaffenburgs auch gar nicht im Interesse des Arztes, seiner 
Stellung und Tätigkeit. 

Was die vielbesprochene Frage der Einzelhaft anlangt, 
so wäre es falsch, anzunehmen, daß Minderwertige grund¬ 
sätzlich davon auszuschließen seien. Wir haben im Gegen¬ 
teil die Erfahrung gemacht, daß gerade schwer zu behandelnde 
Degenerierte, solche mit epileptoider Reizbarkeit und Empfind¬ 
lichkeit sich in Einzelhaft viel besser gehalten und sich dort 
auch wohler gefühlt haben, als in Gemeinschaftshaft, wo die 
strenge Beaufsichtigung, die Reibung mit und an anderen 
Gefangenen immer wieder zu hausordnungswidrigem Verhalten 
Anlaß gegeben haben. Daß Degenerierte mit ungünstigem 
Einfluß auf andere, Hetzer, Aufwiegler, Ausbruchverdächtige 
um der Ordnung der Anstalt willen isoliert werden und isoliert 
werden müssen, bedarf wohl keiner besonderen Begründung. 
Die Mehrzahl der Minderwertigen eignet sich indes n i c h t für 
die Einzelhaft; insbesondere nicht Nervöse, Neurastheniker 
mit Angstgefühlen, Hypochonder, Leute mit Schlaflosigkeit, 
ebensowenig naturgemäß Gefangene mit zahlreichen und 
schweren epileptischen Krampfanfällen. Alle diese müssen in 
Gemeinschaftshaft untergebracht werden. Sie hier zweckmäßig 
und ihrer besonderen Art entsprechend unterzubringen, gehört 
zu den wichtigsten Aufgaben eines rationellen Strafvollzugs. — 
Der Betrieb einer großen und gut eingerichteten Strafanstalt 
bietet eine solche Fülle von Möglichkeiten, die Minderwertigen 
zweckmäßig unterzubringen, daß es in der Regel nicht allzu 
schwer fällt, einen Platz ausfindig zu machen, wo solche 
Gefangene ihren Fähigkeiten und auch ihrer geistigen Beson¬ 
derheit entsprechend beschäftigt werden. Eine große Straf¬ 
anstalt verfügt in ihrem Betriebe über leichte und schwere 
Arbeitsmöglichkeiten, vom Dütenkleben, der Buchbinderei, 
Flechterei an bis zur Schreinerei, Schuhmacherei, Flaschnerei, 
Schlosserei usf. Viele Minderwertige, insbesondere Neu¬ 
rastheniker, eignen sich mehr für häusliche Arbeiten, in Küche, 
Bäckerei, Wäscherei, Gärtnerei, andere werden zweckmäßig in 
der Außenarbeit beschäftigt. 

Weiterhin besitzt das Zuchthaus Ludwigsburg in der 
Filialstrafanstalt Hohenasperg eine Abteilung für sozial 
weniger gefährliche, speziell erstmals mit Zuchthaus bestrafte 
Gefangene. Auch diese Abteilung verfügt über verschiedene 
Werkstättenbetriebe, ebenso auch über Außenarbeit im Garten, 




Weinberg, Stdiibruch und tfit der t^iidwirf$äiaffv nie uutvr- 
hmyjmyi, m'der FU&istrftfänsfeit -- in »>n bemerkt 

auch die Abteilungen; für. tuberkulöse Gefangene sämtlicher 
Strafanstalten sieb finden eignen sieb insbesondre solche 1 
■minderwertige Gefangene, bei denen aus ;gesiiffidfeeiüidien. ,;■ 
Gründen mehr Aufenthalt in frischer, staubfreier Lu.H angezeigt 
ist. Auf einer dieser zahlreichen Abteilungen, sei es in Lud- 
wtgshurg oder auf Hoheriasperg, sei es in Einzelhaft oder in, 1-J'^ 
Geraei n sch af tsft aff, findet sieh für die Mehrzahl der Minder¬ 
wertigen immer du Platz, an dem sie zweckmäßig «ntergehracht >y 
werden können. 0er größere Ted der Mittdetwodigen kamt, cKGä; 
das ist unsere Erfahrung, int geordneten. .Strafvollzug mit- .-JA. 

geführt werden, ohne diesen zu stören und ohne andererseits 
Schaden zu nehmen. Für sehr viele ist .der Ernst des Straf¬ 
vollzugs, die Unterwerfung unter die Ansiaitsßtdnurjg, das ,■; 
Angehältfehseiri äu feg^ihäßiger stredgerArbetf » zu Gfehorsam 
und Selbstbeherrschung von erzieherischem 

Mart.gibt es aber, darüber ist kein Zweifel unter den Miu-\ 
derwertigeh ferne große Anzahl von Gefangenen, die nicht Am 
geordneten Strafvollzug mitgefüfart Werden können; sie finden 
sich insbesondere unter den Nervösen, Neurasthenikean,; tjypö* ; \ 
cbondern, manchen Senilen, insbesondere Epileptikern mit 
zahlreichen Anfällen und speziell Rekonvaleszenten der: Irren-' 
abteilang, kürz, beisülehen geistig minderwertigen Gefangenen, 
denen der volle -Strafvollzug* allzu beschwerlich ist und zu einfei- 
; Steigerung ihrer Besdiwerden führt. Für solche Gefangene 
:■ besteht Seit dem Jahre 183S auf dem Hohenhsperg eine 
InvaltdenaMeilung, die bestimmungsgemäß dazu dient, solche 
Gefangenen auf zu nehmen, denen gegaiüber „wegendurch Alte* 
oder körperliche Gebrechen herbeigeführter Arbeitsunfähigkeit, 
wegen ' geistig er S c h w| c h e oder, so :ti s f i g e r g ei - 
s i iger 0ef ek t e eine den Grundsätzen der Hausordnung uit- 
spreebende Beharidjung nicht durchführbar erscheint, mit 
Ausschluß der Geisteskranken '' Zunächst sind der Invalidem 
• Strafanstalt im wesentlichen körperlich gebrechliche Gefangene 
zugef ührt worden. Bald aber diente sie weiterhin zur; - Auf- 
nähme der Epileptiker sämtlicher Strafanstalten und alhnählich, 
zumal seit Errichtung dfer Irrenabteilung, nimmt sie mehr und 
mehr psychopathisch Minderwertige, Senile und IMonyaJes* 
zenten nach überstandener geistiger Erkrankung auf. Eine auf | 
26. März d, js, gemachte Zusammenstellung der Insassen der 
Irivahdenstralanstalt ergab unter einerrt Bestand von 8.0 Gefan¬ 
genen : 


.1 

! 
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Epileptiker. 

Nach abgelaufener Geisteskrankheit aus der Irren¬ 
abteilung entlassen.. 

Früher in Irrenanstalten gewesen. 

An organ. und funkt. Gehirnkrankheiten leidend . 


11 

10 

5 

5 


Zusammen: 31 

Fast zwei Fünftel des Bestandes der Invalidenstrafanstalt 
fällt somit unter den Begriff der psychopathischen Minder¬ 
wertigkeit im engeren Sinne, ohne daß die zahlreichen Senilen 
— jenseits des 70. Lebensjahres, bei denen die körperliche 
Gebrechlichkeit im Vordergrund steht, mitgerechnet worden 
sind. Diese 31 Gefangenen sind vorwiegend solche, die im 
ordentlichen Strafvollzug nicht oder nur mit Mühe und unter 
mehr oder weniger großen Schwierigkeiten hätten mitgeführt 
werden können. Die Vorteile der Invalidenstrafanstalt für die 
geistig minderwertigen Gefangenen beruhen in kürzerer Arbeits¬ 
und längerer Erholungszeit, Wegfall des Arbeitpensums und 
in häufigerem und in vielen Fällen regelmäßigem ärztlichem 
Besuch, der insbesondere dadurch erleichtert und gewährleistet 
wird, daß die Spitalabteilung für körperlich Kranke, die von 
dem auf Hohenasperg selbst wohnenden Arzt täglich mehrmals 
besucht wird, sich in der Invalidenstrafanstalt befindet und auf 
diese Weise ein häufiges Begehen der Invalidenabteilung und 
Besuchen ihrer Insassen durch den Arzt ermöglicht ist. Wenn 
die internationale kriminalistische Vereinigung auf ihrer Ver¬ 
sammlung im Jahre 1905 den Beschluß gefaßt hat, daß Min¬ 
derwertige im Strafvollzug mit Rücksicht auf diesen geistigen 
Zustand zu behandeln und unter besondere Aufsicht des Arztes 
zu stellen sind, so sind diese Forderungen m. E. bei uns 
insofern erfüllt, als dank dem Entgegenkommen des Anstalts¬ 
vorstandes alle wichtigen, die Behandlung und Disziplinierung 
der Minderwertigen dieser Abteilung betreffenden Fragen unter 
Würdigung ihrer geistigen Eigenart und im Benehmen mit dem 
Arzte entschieden werden. Irgendwelche Gegensätze haben sich 
hiebei noch n i e ergeben. Auf diese Weise ist die Behandlung 
der Minderwertigen in der Invalidenstrafanstalt ohne besondere 
Schwierigkeiten möglich. Daß erregte Epileptiker zuweilen 
Störungen machen, läßt sich naturgemäß nicht vollständig ver¬ 
meiden. Immerhin kann — und das ist vom ärztlichen Stand¬ 
punkt aus besonders dankbar anzuerkennen — ein nicht 
geringer Teil von hausordnungswidrigem Verhalten (besonders 
bei erregten Epileptikern) in der ärztlichen Sprechstunde 
erledigt werden durch Aufnahme ins Spital oder aber auch 
durch Antrag auf Versetzung in die Irrenabteilung. Der Betrieb 
verläuft zumeist glatt und ohne ernstere Störung, was um so 






bemerkenswerter ist, als die liivalictenstraianstaU keine Tsolier- 
räiime besitz} ln der Mehrzahl der . Fallt* ist es gelungen,, 
kurzdauernde epileptische Erregungs- oder Verstiinmüngs- 
zystände an Ort und Stelle durch fietfbebandiung .ztj über¬ 
winden. lii sdiwereren Fällen ist vorübergehende Autoahme in 
die i rrenabteilutig'not v/endig geworden. 4ie dank den bestehen¬ 
den Vorschriften und den hiesigen Verlialtnissen: in dringenden 
Fällen auf Grund telephonischer Anfrage bei der Direktion 
sofort yoltoogbh worden kann. Zwei Momente sind es, die uns 
in dgr Behandlmig: der MindcrweH^ und 

der Epileptiker besonders Wertvoll scheinen ; das ist einmal die 
nahe räuniliehe und: organische Verbindung der Irremibteilung 
mit der Invalidenstrafanstalt, . die' einen gegenseitigen Aus- 
tausch der Geto.ügeneiv im Bedarfsfälle Erleichtert, rimwäber, 
auch die Tatsache; daß die Inyahdenstrafanstaft oben hiebt 
nur wderwfInsassen enthält, w grerude die 

Anwesenheit gaiilreicher körperlich gebrechlicher.'/ siecher Ge¬ 
fangener ert^ die Unterbringung .geistig .Minderwertiger. 
Siec fijhdari y uärier ^rsü; jöübirrgdri Gefangenen keinen geeigneten 
Resonanzboden für ihr Hetzen und Aufwiegeln. Eine Abteijung, 
die nur degenerierte und geistig toindenverfige Gefangene 
beherbergen würde, müßte, darüber sind wohl alle eihig, die huf 
diesem Gebiete Erfahrung haben, zu .Mißstäude^niteirschlimm^:’ 
ster Art Ahfeß geben Das hat uns die Erf aftmiig in der 
hiesigen Irreruibteijung, wo 'wir m der ersten Zeit AaMrekbe ; 
Degenerierte aufgenommtn hatten, handgreiflich, genug gelehrt. 
Gerade die in der Jnvaüdenstrafanstaii hiögjiche Verdtomüng 
des Materials der Degenerierten durch körperlich •Gebrechliche 
und Sieche, erleichtert deren Behandlung in .hohem Grade. 
Immerhin soll nicht geleugnet werden, daß auch in der 
Invalidenstrafanstalt gelegentlich Fälle Vorkommen, in - denen 

— bei nicht geisteskranken Degenerierten und Epileptikern - 
feste Räume, insbesondere EinzelEäume sieb als wünschenswert 
erwiesen • haben. Demzufolge ist in neuester Zeit von der 
Änstaltsdirektion der Antrag auf Errichtung einer eigenen 
Abteilung gestellt worden, die in eigenem Gebäude, unmittelbar. 
anschließend an die InyaUdeustrafaustält, im wesentlichen- 
Epeliphker und solche Degenerierte beherbergen soll; die in der 
relativ freien fnvaiideiiabteiUsng stören und. andererseits für die 
iTOenabteihing^poch hießt to fejftacht .kommen.. Diese Abteilung 

— für 15 bis 20 Oetofigene berechnet --- soll jryt allem hiezu 
Nötigen, insbesondere mit einigen festen Emzelraurnen aus- 
gestatiet sein, biach Errichtong dieser Abteilung /werden die 
drei auf Hüheuäsperg befindlichen Sohderabteiluhgeii- •fdnva- 
iidensträfanslalt, Epileptiker- und Degenerierten- und Irren- 



in Betracht. Ei« Bedürfnis nach SonderAbteilungen für- geistig 
minderwertige Gefangene, etwa mit der Bestimmung, alle oder 
auch nur den größten Teil der geistig Minderwertigen auf- 



uns hiebt erwachsen- •!’ r ' M 

Diese enisielien in der Regel erst mit ccnims qer. ^mzeitg.: 
Wenn die |)egenterteri etvüasssen werden. Für den eimgaiö' : 
kriminell gewordene« geistig Mmdrf-wertige« bringt der' Äufem- 
m "der' Freiheit in der Mehrzahl der Falle wieder neue 

.n:Ki ^■ \A . x. r% • iL-a tiL • j- _i ~ __ - 



hi der 



Antriebe bedingt geringere :' SchuldM brM 'alsö ' 

rihgere ' Strafe/ zur • Foige.: ’ So.' kommt E;d^:E :: /Degeßerterte : a 
fast immer mit kürzeren Strafen f rveg; ; 
haben für manchen, der sh? in der tnvalidenstrafanstait 
ödet i« der yon; ihrer Scharfe ver-gi 




m ä ß i g e rr / fe o r z e n S t r ä V z u m e s,s urig 1 i e g i d i r 
• iaupUch.Widrigkeit, in der Behandlung der 

& fri-o, irM \A 4 '.’f >Vv 4 ,^ w.*d- ~ M a \a w*. ui~^ -h k**,- ■- kl a ; • t/irrF.' • 



vermmrjeut ZurechnT4aigsfnhigeii gegenÜher woMsMödigöversagt 
y«d versagen tnjiÖ; sieht außer Zweifei, Sie 'laßt, den_ Sdm(/ 



der Öffenljiriier. Sicherheit urtd Ä Nicht 

aiilriere, Ärmster.*» andere Strafe fe#W~- : II^BötäÜg, der "Mildert 
wertigen ist angezeigt, ihre aÄnme geistige Verfassung, die 
sie zu verbrecherischen Handlungen geradezu verleitet, ist nach 
dem geltenden Recht ein Grund, sie kurzer zu bestrafen, 
ra. a. W. sie bäkkr wieder z»j verhrecherisehefri Tun. hinaus-- 
zu lassen ; Während diese geistige Minderwertigkeit umgekehrt 
grüße Sicherheitsmaßregelri förmlich he.rauskirdert, 

Schutz der öffentlichen. Sichetfieit vor den kriminellen 
Degenerierten und ebenso Vor den gevrerb- und gewohnheits¬ 
mäßigen Verbrechern, das ist.- es; was wir vom heuen Strafe 
Gesetzbuch erwarten 

Bringt uns der Votentwurl zum neuen Strafgesetzbuch:' 
diesen: erhofften Schlitz? 

Es war nicht anznndunen, daß der Entwurf zum netieti 
Strafgesetzbuch, den Vergeitungssteffldpunkt verlassen und sich 
ganz den peuen Strafrechtstheorien anschließen würde. Gas 
hat er auch nicht getan. Er hat aber in Würdigung des 
Umstandes, daß den geistig minderwertigen Rechtbrechern 
gegenüber' eine schnriete Betonung des Schutzes der öffent¬ 
lichen Ordnung notwendig ist, für diese nach Ablauf der gegen 
sie erkannten Strafe e die SicherheitsVerwahrung vorgeschlagen. 

Der Vorenfwurf bringt in § 63 die Bestimmungen über die 
durch geistige Mängel bedingten Strafnusschliellungs- und 
Mildenmgsgründe £r tautet'. ; ; v:;. '• 

§ fß. Nicht strafbar ist, wer zur. Zeit der Haudlung geisteskrank, 
blödsinnig; oder bewußtlos war, so daß dadurch seine freie Willens- • 
bestimmung ausgeschlossen wurde. 

War die freie ;\^ireu^sßtnmutlg : durch; eine« der vorbereichneteu 
Zustände Zwar nicht ausgeschlossen, jedoch in hohem Grade vermindert, 
so finden htüsicbiüch der Bestrafung die: Vorschriften über den Versuch 
(§ 76) Anwendung. Zustände selbstverschuldeter Trunkenheit sind 
hiervou ausgenommen.^ . 

Freiheitsstrafen sind an den nach Absatz 2 Verurteilten unter 
Berücksichtigung ihres Geisteszustandes und, soweit dieser es erfordert, 
in besonderen, für sie ausschließlidi hesHmmfen .Ajistaiten oder Ab- 
■ teiiuttgeii- zu volisirecken, 

§ öS, Wird jemand auf Grund des § 63 Absatz 1 fmgesprochen 
odfer außer Verfolgung gesetzt oder auf Grund des § 63 Absatz 2 zu 
einer milderen Strafe verurteilt, so hat das Gertdit, wenn es die Mente 
hohe Sicherheit erfordert, seine Verwahrung in eiüer öffentlichen Heil- 
oder PPiegeansfält anzuordnen. War der 'Grund der Bewußtlosigkeit 
selbstverschuldete Trunkenheit, so finden auf den Freigesprochenenoder 
außer Verfolgung Gesetzten außerdem die Vorschriften des § 43 über 
die Unterbringung in einer Trinkerheilanstalt entsprechende Anwendung. 
Iiti Falle des § 63 Absatz 2 erfolgt die Verwahrung nach verbüßter 
Freiheitsstrafe. 

Auf Grund der gerichtlichen Entscheidung hat die Landesgolizgb 
behörde für die tintejmtmgung zu sorgen. Sie bestimmt auch über die 
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Dauer der Verwahrung und über die Entlassung. Gegen ihre Bestimmung 
ist gerichtliche Entscheidung zulässig. 

Die erforderlichen Ausführungsvorschriften werden vom Bundes¬ 
rate erlassen. 

Diesem von der hiezu bestellten Sachverständigenkommis¬ 
sion im Jahre 1909 ausgearbeiteten Vorentwurf ist inzwischen 
in neuester Zeit ein von der Strafrechtskommission bearbeiteter 
weiterer Entwurf gefolgt, der in seinen Grundzügen in der 
Juristenzeitung veröffentlicht ist. Auch er bringt für die wegen 
verminderter Zurechnungsfähigkeit milder zu bestrafenden 
Rechtbrecher die nach erfolgter Strafe in einer öffentlichen 
Heil- oder Pflegeanstalt zu vollziehende Sicherheitsverwahrung. 
Auch er verlangt bei Vollstreckung von Freiheitsstrafen gegen 
vermindert Zurechnungfähige Berücksichtigung ihres Geistes¬ 
zustandes und, soweit dieser es erfordert, Unterbringung in 
besonderen Anstalten oder Abteilungen. 

Es unterliegt keinem Zweifel, daß mit diesen Bestimmungen 
des Vorentwurfs ein bedeutsamer Schritt nach vorwärts 
geschehen ist in der rationellen Bekämpfung des Verbrechens. 

Die Forderung nach Berücksichtigung des Geistes¬ 
zustandes der vermindert Zurechnungsfähigen beim Strafvoll¬ 
zug ist etwas Selbstverständliches und geschieht wohl jetzt auch 
schon in den meisten Strafanstalten. Zu begrüßen ist die 
gesetzliche Fixierung dieser Forderung, weil damit 
zugleich psychiatrisch vorgebildete Aerzte an allen Straf¬ 
anstalten notwendig werden, denn nur dann läßt sich die 
Voraussetzung dieser gesetzlichen Bestimmung, nämlich Fest¬ 
stellung des Geisteszustandes der auf psychopathische Minder¬ 
wertigkeit verdächtigen Gefangenen erfüllen. 

Von größerer Bedeutung für die Allgemeinheit ist die neu 
aufgenommene Bestimmung, wonach kriminelle geistig Minder¬ 
wertige, wenn es die öffentliche Sicherheit er¬ 
fordert, nach Ablauf der gegen sie erkannten Strafe in einer 
öffentlichen Heil- oder Pflegeanstalt untergebracht werden 
sollen. In dieser Bestimmung dürfen wir einen Fortschritt von 
grundsätzlicher Bedeutung erblicken. Es wird damit im 
Prinzip gebrochen mit der bisherigen Anschauung, wonach die 
Tat als solche vergolten wird; in Zukunft wird bei der Strafe 
auch die verbrecherische Gesinnung, die soziale Gefährlichkeit 
des Verbrechers berücksichtigt. Damit wird einem längst als 
drückend empfundenen Mißstand, der kurzen Detinierung des 
kriminellen Minderwertigen, abgeholfen. 

So sehr man aber an sich von dem Standpunkt der öffent¬ 
lichen Sicherheit aus die Verwahrung der kriminellen 
Degenerierten auch über die Zeit der Strafe hinaus begrüßen 
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inrifn so schweife Bedenken erheben sich gegüti -.die Bestimmung, 
daß diese Degenerierten in öffentlichen Heil- oder Pflege- 
aristalten verwahrt werden müssen. Die Begründung iura 
Vflrisritwurf enthält nichts darüber, warum 'kriminelle Minder-; 
wertige riach JÜtiaiif ih»:fer $tra.!zeit -nüu gerade in IdeiD oder 
Pfl egeanstatten vernährt werden sollen. Alles spri cht eigentlieh 
dä^eietit; Verbreche?, von denen man weiß, daß sie - zwar 
vermindertzuredmungsfähig — aber nicht geisteskrank sind, 
und die tii bestrafen das Gericht .keinen .Anstand genommen 

.|tf eitle Anstalt für Geistes¬ 
kranke emzurriheh. E’ s- isi eine I nkr.usetjuenz;,. einen Verbrecher- 


deh man futighrfechflimgsfätiig und für strarvoltzngsfahig hält, 
Tik(&'-*fpr' :: Hrffr -hi/wfn»- TrrMiüHfttsiH- -?ii sperren Tn dr-*r fsTraf- 



die Macht «ad: der Wille des Vorstarides, ihn unter die Haus- 



.ehiggwieißfseh•Merbr^cher: triebt geisteskrank sihd. Detn lrren- 
anitaltsVorstand sind aber, auch wenn er noch :so sehr die 
Ueberzeugurtg hat, daß der Dhigeipesfene nicht 5 geisteskrank 
find, wie die unmittelbar vorausgegangerie Strafe dargetan 
hat, straipbig ist, doch die Hänrie gebunden;' er' muß einen 
Menschen, den er nicht für geisteskrank häJß behalten. Dazu 
kommt als weiierer emphndneher Mißriähd, daß sokhe'lnsassett 
erfahrungsgemäß zuni Teil zu den unangenehmen Patienten 


gehören, daß sie m die Irrenanstalt Gewohnheiten und tilgen 
schäften mitbringen, die in einer Irrenanstalt • außerordentlich 


am 


störend sind und. die vof äilem nur sehr wenig 
jedenfalls nur mit Mitteln bekämpft werden können, die nach 
den ln der Psychiatrie allgemein gültigen Anschauungen in 
einer Irrenanstalt nicht verwandt werden (Arrest und andere 
Uisziplinarraittel|. Nur wem; diese degenerierten Verbrecher- so 
lmtfergfebracht sind, wie in der Strafanstalt, nur dann wird man 
mit ihnen verhältnismäßig Leicht fertig, ln eine Irren- 
an stp.lt gehör gii hnd paSc» hpt auch: 
der Deutsche Verein für Psychiatrie in seiner letzten jabres- 
Ver-s-arnmlurfg io Stuttgart (April 1911) auf Grund eines Vor¬ 
trags von ÜrdmcAGöttirtgeh "über den Vorentwurf zu einem 
Deutschen Stirn igesetzbueh sich dahin ausgesprochen,- daß, 
soweit es sich bei den vermindert Zuredmungsiähigen um 
Unterbringung irr Aushalten handeln "wdrifc Anstalten f ü r 
Geisteskranke nicht in Frage kommen könnten, Pie 
vorn Voteiriwurf vorgeschlageue Art der Verwahrung der 
geistig minderwertigen KrtnihieUeh wird am euinrütigeji 
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Widerstand der Irrenanstalten scheitern. Es bleiben als Art 
der Unterbringung dieser kriminellen Minderwertigen zwei 
Möglichkeiten: entweder ihre Verwahrung in Zentralanstalten 
oder ihre Belassung in den Strafanstalten bezw. in Adnexen 
der Strafanstalten. 

Wer viel mit kriminellen Degenerierten zu tun hat, wird 
Zentralanstalten kaum das Wort reden. Die Anhäufung dieser 
Elemente gibt Anlaß — darüber ist man wohl einig — zu den 
größten Schwierigkeiten. Ein mehr oder weniger großer Teil 
der Degenerierten gehört zu den gewalttätigen, komplott- und 
fluchtbereiten Verbrechern. Die Sicherungshaft nach verbüßter 
Strafhaft wird von ihnen zweifellos als himmelschreiendes 
Unrecht angesehen, dem sie sich mit allen Mitteln werden zu 
entziehen versuchen. Ausbruchversuche werden an der Tages¬ 
ordnung sein, so daß, obwohl diese Anstalten ein Zwischending 
zwischen Straf- und Irrenanstalten sein sollen, viel schärfere 
Sicherheitsmaßregeln notwendig sein werden, als in Straf¬ 
anstalten, wo die Möglichkeit eines Milieuwechsels und damit 
eine individualisierende Behandlung weit eher gegeben ist, als 
in den Zentralanstalten, die ein im wesentlichen doch mehr, 
gleichartiges Material beherbergen. An das Personal müßten 
sehr große Anforderungen gestellt werden, Anforderungen, 
denen es auf die Dauer' nicht gewachsen sein dürfte. Wir 
haben hier bei der Ansammlung einer viel geringeren Zahl von 
Degenerierten in der Irrenabteilung so erhebliche Schwierig¬ 
keiten erwachsen sehen, daß wir uns nur durch Rückversetzung 
dieser Verbrecher, die nun einmal nicht in Irrenabteilungen 
passen, in die Strafanstalt helfen konnten. 

So bleibt als einzige zweckmäßige Art der Unterbringung 
übrig: die Strafanstalt, bzw. ein der Strafanstalt 
angegliederter Adnex. In den Adnexen würden die 
mehr harmlosen und die nicht gefährlichen Degenerierten 
untergebracht werden, und es ließen sich für solche Abteilungen, 
in denen dem Strafanstaltsarzt besondere Befugnisse zu er¬ 
teilen wären, ohne Schwierigkeiten Bestimmungen treffen, die 
zum Ausdruck bringen, daß es sich bei den Insassen nicht um 
generierte handelt, Erleichterungen und Vergünstigungen, die 
generierte handelt, Erleichterungen und Vergünstigungen, die 
geeignet wären, den Aufenthalt dort zu erleichtern. Gefährliche 
und ausbruchverdächtige Degenerierte müßten in der Straf¬ 
anstalt untergebracht bleiben; ihre Versetzung in die Ver¬ 
währungsabteilung würde nur erfolgen bei tadelloser Führung 
und als Belohnung für Wohlverhalten. In der Belassung der 
Degenerierten in der Strafanstalt auch über die Dauer der 
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nugeordnt k-u Verwahrung kno»'. weder •;!> Unrecht noch eine 



sieb in der, Freiheit nur kurze Zeit balten liivd mit tekr^n 
• -.^Ün.terbifeeh,ungen jeweils bald wieder:derStrafanstalt zugeUefert 

werden; dann aber ist es nicht, sowohl der StratVolUügVids 
vidraebr dk Fmbeitsentziebung, die sie schwer empfinden, 
und diese ist in der Irrenanstalt, in der Zeniralansiati für 
Degenerierte und in der Strafanstalt die gleiche. Zudem würden 
die in der Strafanstalt venvährten Degenerierten durch WohF 
verhalten eine Versetzung in die Venvahrungsabteiiung für 
Minderwertige erreichen können. 

Diese Losung; der Verwahrungsfrage der vermindert zu- 
reohrmngsfähigen Verbrecher scheint uns die zweckmäßigste;* 
In der Strafanstalt sind, das haben wir im ersten Teil unserer 

■v'.\ ... - ..U -*L _’ • Ntc'i;*:': ozi>-_ ■ rr\ ^...... ' 



u.ml mit den schllihhS|n Eiementen unter ihnen wird mbn hier 
am leichtesten fertiger Auf diese Weise^ durch Verwatehg der 
geistig minderwertigen Verbrecher in der Strafanstalt, bezw. 
in einer der Strafanstalt artgegliederten Aht#|üng,swfi| allen. 
Seiten geholfen. Die Oeffentlichked ist gesichert gegen diese 
Schädlinge, die Irrenanstalten sind befreit von Insassen, deren 
Anwesenheit sie — und das mit Recht — als störend und lästig 
empfinden, besondere Zenti alanstshen Sind überflüssig. 

Z. v ,; Wenn in der Begründung zum Vosßntwurf die Ansicht 
vertreten ist, „daß, die 'Verwahrung bloß gemindert Ztt- 
rechnüngsfaHiger, die zunächst ihre Strafe zu verbüßen haben, 



■Hl ■ np|. ^ _ _ .^ fertiibgeh ', . 

viel mehr' zu versieh 111eh, da ß e s r e e.h i viele 
s i n d, d e re n. v e r b i e e h e r i sch e m T u ri a u f d i esc; 
W ei s e ei n R i e g e I v o r g esc hob e n wi r d. Nun bringt 
der neueste von der Straf rech tskümmissidn ausgearbeitete'Vor- 
eßtwurf nicht nur für die geistig Minderwertigen die Ver¬ 
währung, er ordnet auch für gewerbs- und gewohnheitsmäßige 
Verbrechet nach: erstandener Strafzeit: eine Sicherheitshalt an. 
Degenerierte Verbrecher und gewerbs- und gewohnlieitsinäßige 

aber 



genügt, die Verwahrung 
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Gewohnheitsverbrechers gegeben sind, so daß der X)egei{erierie. 
atif diese Weise verwahrt werdenJkann . : -,'’ ; :X;' 

Wenn so nach dem Willen des;Jdeöesien 
wohl die geistig mlnderwertigeri als :äiöidbV!d&te' -uoV€^fce|&äfflt^ 
gewohnheitsmäßigen Verbrecher auf lange Zeit dfe den Straffe, 
anstalten zurück* und von verhrechertschem Tun abgeh alten 
werden, dann wird wieder ein bedeutsamer Schrid Vorwärts' 
getan sein in der Bekämpfung des Verbrechens, ein Schritt 
vorweg:^ aUf dem Wegegden der V! L Intematiooale Kongreß 
für Kriminalanthfopologie m Köln gewiesen hat, wo er den \ 
Antrag arigcnoaimcn hohi «d fe unbesürnnite Verurteilung, d, fiG 
die Venirteiiüng zu einet Strafe deren Bauer (diesich in den 


* 


des abhäriglg gfenacbt 

wurde, zu empfehlen für diejenigen Verbrecher, deren Ver- 

1 -««VH« «' fVi Vi. 4 * S .IW«>W.*« jfi. %!■*. t* .f * ' 1^*1 Mb. t. k 



Wir begrüßen die vom Vorentwurf vorgeschiagene Ver¬ 
wahrung und Sicherungshaft der Degenerierten und Ünver- 
besserlieben als .bedeütsanieri fmtsdiritt.. . Letzten :Büdes aber■ 
versprechen wir uns von der Strafe feinen vollen Erfolg erst 



gegen Schädlinge am Volkskörper. 
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Betrachtungen 

eines bisherigen Aristaltspfarrers über deti § 42 des 
;2 „VrFs zu einem deutschen §trafgesetzbtfch-e“ and 
* über die gelegentlich' der 15, Versarnrniurig der Landes- 

gruppe Deutsches Reich der 1KVL am 31. Mai 1912 
angenommene Resolution..' 


Durch mehrjährige praktische Tätigkeit in eitlem osi- 
preüßi&cheri %Arbfeitstiäij^e habe ich reicliikh Gelegenheit 



zutreten, ihr 

löperes, soweit 

es möglich w 

ar, kee 

bien: 2n ; .ierßen:$5 : 


und denGrü 
die-SchWelk 
es so weit ko 

ndon nachzuspü: 
eines Arbeitsha 
mmen lassen, sie 
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^pneruütiidi streng geleitete Anstalt es verstand) die Leute* die 
auch nur noch ein Wenig moralisches t.mphradeti besaßen, dazu 
T zu hringen 3 lern von dieser Stätte hinfort zu bleiben, oö für 
immer. Ich kemie öinen guten Teil der Literatur betr. Arbeits¬ 
haus, Gefängnis und Zuchthaus und kennte darum beim 
Sind rum obiger Verhandlungen nictit einen leisen Schmerz 
darüber lintenlrückai, daß sozusagen mit wahrer Wucht die 
gesamten Einrichtungen der Arbeitshäuser von den einzelnen 
HerrenRednerß in ötund und Boden verdammt wurden und 
wallte am liebste« den elft^elnen Leitern der betreffenden 
fiäitser ziirufen; Wenn es sich wirklich so verhielte, ihr seid 


Wm/Mi, 

nicht schuld! Ich 

weiß es, v 

BSpg'i.v. i • ' ■ 

geholt worden am 

; manchem 

n* w- 3 .o. • T • 

und wie schwer hr 

t. es uf t nuu 


m 

E: 

jj 

I 

* 

lii' 


macht worden, überhaupt etwas aus dem ihnen zur Verfügung 
c stehenden Material zu machen.!:- ' • G3 '• $ ' U iglläjV 3 
. ;•• V>. .Pas keine so' harmlosen ‘Men- 3 

sehen, die in. dem 

können, das sind nicht nur friedliche soziale SchädÜngcv die 
man/tnit ganz leichter Mühe^ zorArbeii anleitet, «ein. das$i n d 
einerseits wiederholt rückfällige Verbrecher,- die entweder' sich 
nur auf einer sogi Durchgnrigsstation befindend) 'oder.in. ein 

'; ' J} ii%ArbdtsbÄnse zu ScfiwöitTnite befinde«sich «ürstfii JISO bereits 
mu z:ucbfhaüs vortie^traJ|& Verbrecher! 
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Erismsähgri bezw. Lei^nsabscbnitt eingetreten sind, in dem 
sie sich selbst zu Verbrechen zu schwach fühlen und. dieute 
gewöhnte* freiwillige Arbeit aofzunehriiert nicht mehr lohnend 
finden; andererseite. sind es. noch junge, oft schon : auf er» 
schreckend sittlichem Tiefstände Wesen,'i3£^f6e&? 

holde und energielos liederliche Personen, denen meist alles 
*„Wi$r fefj wiesicfi apbh ihre ^uk^nft zu gestalten vermag. 
Sie sind durchaus nicht eine ganz ungleichartige Gesellschaft, 
denn einer ist so schlecht wie der andere; sie bleiben schließ- 
lieh, um den oft gebrauchten Ausdruck anztiwerideo, eine 
„homogene Masse'*, zumal ja nach dem Entwürfe zum künf¬ 
tigen Stmfgesetzöuche diejenigen in .solchen ffltusern.unter- 
gebracht werden sollen, die eben ihre Vergehen begangen haben 
aus Lied erhell keit und Müßiggang usw,, gleichviel, weiches 
Verbrechen oder Vergehen dabei herausgekommen ist. Diese* • 
Art Menschen kömmt zweimal, ja zehn-":und jmeh/mai ins 
Arbeitshaus, jedesmal haben sie sieh vorgeuommen, niemals 
wieder zu kommen und immer wieder war es etwas, meist der 
Alkohol (in diesem 'Falle''wahrlich• der Freund ;:der : '.Oesen- 
sehaft), der sie. nicht erst zu einenr Verbrechen schreiten ließ, 
sondern sie gpgcii naEh ihrer Bafigssung, ja in der Stunde 
ihrer Entlassung, willentes' und ;EmIvJürs Ärbdtsiiaite ;' 

gemacht■Wat Wte oft hat mir so mancher Korrigcnde es <m- 
•gestanden, -daß' er im Dru'ndc froh ist, im Arbeitehause, so 
üngertr;er es auch ist^ aber doch zu sciti, denn wer weiß, was 
er noch angerichtet hAde, weim ihm der Alkohol nicht gleich 
wieder alle. Energie aus detrr iteibe gerissen. Und diese Men¬ 
schen sollen harmlos, ungefährlich sein? Mein, diese sogen, 
♦.kleine“ Kriminalität ist eine ebenso große-VÖhfahr für die 
Menschheit, als die große Kriminalität* 

Und warum fürchten siedas Arbeitshaus? Diese Furcht 
stammt mit Sicherheit nicht daher, weil die Zeh der Öeterttioiv 
ußbesümml- ist -— o nein, dw ganz Gestebten wissen sieh wohl 

die Deteutionszeit fur sie genau bestimmt •• 
ist, wen sie keine „Zulage“'sich verdienen (ntir die ungewisse, 

J hhihu^chlebbahB^ Detentipni^^ 
wahrscheinlich Erfolg bringendes Bessenuigsmhtel), auch nicht 
die. Kobt ini Acbeitshaiise, von welcher ich stets' djfe ßedhacld.Urig 
geinachf,.daß sie gut und kr äftig war, trotzdem vielleicht in der. 
Provinzial- tmd kommuualanstalten aus hier nicht za behan¬ 
delnden Orüoderi ehiige Pfennige weniger auf den Kopf der 
Insassen fallen—'. auch nicht, das Gefühl, daß .'ihnen Unrecht 
geschieht;ganz genau, was' ilmen bevorsteht 
und handeln doch nicht, darnach, trotzdem sie es ja so leicht. 
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hatten, nicht vviefj*ir?iikämtiren —, einzig und allein Stamms 
furcht vor dem Arbeitshause daher, daß die teilte, denen neben 
allem anderem namentlich die Arbeit selbst ein Greuel ist, 
streng und unnachsichtig zur Arbeit eben; gezwtingen 
werden und bei ihr v e f bl ei h e b; miissefh ob sie ihnen auch 
nicht behagt und sie unter dei^ dnhdttelb ^ i T ' e n Aufsicht eines 
Leiters stehen, der wenigstens was die Art der Behandlung 
betrifft — an einebestiTnmte Märseh f Oute meist nicht gebun¬ 
den 

Gewiß, sie. arbeiten mit Sorgfalt, diese Arbeitshäusier, auch 
mit Fleiß, weil sk eben genau wissen, daß ihnen im entgegen¬ 
gesetzten Falle derartige Strafen bevorsiehen, im Verhältnis, zu 
welchen ein ,wöh.l nicht lohnend sein 

dürfte. Sie sind auch geschickt bei ihrer''Arbeit; gewiß, aber 

t • k < • , M . ■ . CS . . . 1 fl. L ' -Ti * il - ■ ' ' A 



Geschickt, .aheir'vV^|^|^! wellen wir darum nun mich dert 
verbummelten Studenten ln Schutz nehmen, der auf manchejß 
Gebiete vielleicht auch etwas zu leisten versteht? Und weü 
sie im Arbeitshattse softUßigimd geschickt- sind, draußen aber 
das Gegenteil zeigen,^verdienen % gerade nicht deshalb eine 
recht : .|iange Detenhonszeif oder Sfchefbeitshaft .iffl: A/beits-: 
hause? Sie sollen nur in die Arbeit hineingewöhüt werden, 
wie sie einst eben auf die LandstraBe hiriausgestoßen wurden? 
Wer hat sie denn hinausgöstoßen?;? jeh died-eafe kefmei; 
sie lächeln über all die'-Behandiungsprobleme, mit denen man 
sich ihretwegen heutzutage den Kopf zu zerbrechen beflissen ist. 

. ■Mag es nun aher dieser oder jeder Grund seht, weshalb 
das Arbeitshaus gefürchtet wird, die Tatsache steht jedem 
falls fest*-und diesem Faktor dürfte auch für den künftigen 
Slrafvoilzug seiiie Bedeutung nicht versagt werden. 0äram 
die Frage gleich an dieser Steile, warum man denn durchaus 
eine Aendening eintreten fassen will, zumal man einen solch 
guten Faktor des Strafvollzuges bereits in der Hand hat? So 
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der 


selbe wird auch fü.t die io ' Aussicht genommene etwaige 
Sidierheitshaft der Fall sein. 


Weitere Untersuchung über den Ursprung der furcht 
vor dem Arbeitshanse erscheint im Rahme« dieses Tbemas nicht 
angängig. Die Tatsache sHbst zwingt aber den ünt.erzeich- 
netefi, die herzliche Bitte allen Vorständen ans Herz, zu legen, 
daß man bestrebt sein möge, daß diese Furcht auch fernerhin 
ind.eti He.r2.en der gegen i3Ks Strafgesetz Verstoßenden hieiben 
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und sich nicht nur auf die Arbeitshäuser (denn den Gefühlen 
der Furcht wird m. E. letzteren gegenüber am meisten Ausdruck 
gegeben), sondern auch auf alle anderen Kategorien der 
Strafanstalten stets erstrecken möge. 

Erfolge, große in die Augen springende Erfolge hat das 
Arbeitshaus (aber dieses nur allem?) zunächst nicht gehabt; 
auch aus der dem Vortrage des Herrn Ministerialrats Dr. von 
Engelberg beigefügten Statistik ist nicht viel Rühmliches 
zu schauen. Idi bedauere nur, daß diesen Tabellen nicht gleich¬ 
artige aus den staatlichen Zuchthäusern und Gefängnissen 
beigefügt worden sind, aus denen man wahrscheinlich gesehen 
hätte, daß in ihnen auch nicht viel größere Erfolge aufzuweisen 
sind. Man wäre dann in der Beurteilung des Arbeitshauses 
vielleicht etwas milder gewesen; des Arbeitshauses, in bezug 
auf welches ich eine Verfügung des Herrn Oberlandesgerichts¬ 
präsidenten von Königsberg aus dem Jahre 1908 kenne, in der 
es heißt: „Eine Einschränkung dieser wirksamen Nebenstrafe 
wird aber im Interesse der Strafrechtszpflege nach Möglichkeit 
zu vermeiden sein.“ 

In meinem Besitze befindet sich eine Statistik über die in 
den Jahren 1895/1902 in die ostpreußische Besserungsanstalt 
zu Tapiau zum ersten oder zweiten Male eingegliederten Per¬ 
sonen, aus welcher ich ein ganz anderes Bild gewinne, als es 
sich in den Tabellen des Herrn Ministerialrats zeigt. Von den 
in diesen acht Jahren zum ersten Male eingelieferten Korri¬ 
genden beiderlei Geschlechts sind allein 306 Personen in den 
letzten 10 bis 17 Jahren nicht rückfällig geworden; und von 
den zum zweiten Male eingelieferten sind in demselben Zeit¬ 
räume 127 wiederum nicht rückfällig geworden. Also 433 
Personen gamicht oder nur einmal in 10 bis 17 Jahren rück¬ 
fällig von im Ganzen in diesem Zeiträume 1921 Eingelieferten, 
von denen allein 442 bereits mit dem Gefängnisse und Zucht¬ 
hause Bekanntschaft gemacht hatten. (Auf Grund der gewohn¬ 
ten Nachfragen von Arbeitshaus zu Arbeitshaus gelegentlich 
der Einlieferung einer Person muß diese Tabelle als annähernd 
richtig angesehen werden!) Und sollte nicht eine Statistik in 
mancher anderen, ähnlichen Anstalt dasselbe Resultat zeitigen, 
das einem doch sagen muß, daß die Erfolge in so manchem 
Arbeitshause trotz des schlechten Materials offenkundig auf der 
Hand liegen, und die geschehenen Beweisführungen dadurch 
wohl doch etwas widerlegt erscheinen? 

Bevor ich zum weiteren übergehe, möchte ich in diesem 
Zusammenhänge nur streifend den Finger legen auf einen 
wunden Punkt, der auch viel und oft zur Erfolglosigkeit so 
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mancher Bemühungen das Seinige beiträgt; es ist die so oft 
falsch eingerichtete und falsch angewandte Fürsorge für 
die Entlassenen, über welche schon so viel geredet, die aber 
auch oft schon die Entlassenen gleichsam im Wirbelwind 
dahin zurückgeführt hat, woher sie gekommen; auch dadurch 
wird die Arbeit einer Anstalt erschwert, statt daß es umgekehrt 
der Fall sein sollte. 

Die Besserung des Arbeitshauses würde tatsächlich eine 
mehr in die Augen fallende sein, wenn nicht noch andere Um¬ 
stände vorhanden wären, die dem Arbeitshause einen Erfolg 
geradezu unmöglich machen. Es besteht die ministerielle Ver¬ 
fügung über die Festsetzung der korrektionellen Nachhaft vom 
22. Oktober 1885; und wenn ich mir diese Verfügung ansehe, 
denke ich stets: wieviel ist doch schon durch diese Verfügung 
an dem einzelnen gesündigt! Auch an dem nun folgenden 
kann man dem Arbeitshause nicht die geringste Schuld bei¬ 
messen. 

In der genannten Verfügung heißt es, daß jeder erstmalig 
eingelieferte Korrigende sechs Monate behalten werden soll 
und daß bei jedem Rückfalle die Detention entsprechend zu 
verlängern sei bis zur Höchstgrenze von zwei Jahren. Mit 
anderen Worten, die in das Arbeitshaus eingelieferte Person 
ist zu erziehen nach einem genau vorher ohne Ansehen der 
Person festgesetzten Termin. Die nicht schon gänzlich in sitt¬ 
licher und moralischer Beziehung verwahrlosten Individuen 
können nun aber einmal nicht in sechs Monaten geändert 
werden; aus einem arbeitsscheuen und dem Trünke ergebenen 
Menschen, und das sind sie alle sowohl männlichen als auch 
weiblichen Geschlechtes, in sechs Monaten einen strebsamen 
Menschen machen, das ist doch wohl ein Ding der Unmöglich¬ 
keit. Und sind in solchem Falle die sechs Monate verflossen, 
dann erlangt ein solcher Mensch die Freiheit wieder, nachdem 
er vielleicht gerade richtig aufgewacht war; dann wird solch 
ein gerade aufgewachter Mensch schonungslos wieder auf die 
Straße gesetzt, um in kurzen Stunden oft wieder dahin zu 
gelangen, woher er vor sechs Monaten gekommen ist. Er wird 
sofort oder alsbald rückfällig und das Uebel ist größer denn 
zuvor; und das Arbeitshaus, das dieses Kunststück der 
Besserung nicht fertig gebracht hat, hat Schuld!? Wohl haben 
einzelne Landespolizeibehörden in schlimmeren Fällen die erste 
Nachhaft bereits auf ein Jahr festgesetzt; aber ich glaube, daß 
auch dieses nicht genügt (manches Mal vielleicht auch zu viel 
.ist), sondern daß nur in der jedes Mal nach Lage des einzelnen 
Falles von seiten derjenigen, die mit dem Menschen zu tun 






— 155 — 


haben, nach ihrer Länge individuell festzusetzenden Nachhaft 
das Richtige getroffen und der richtige Erfolg gezeitigt werden 
dürfte. 

Gewiß, es kann nach besagter ministeriellen Verfügung 
eine Verlängerung (aber nur wegen schlechter Führung, nicht 
im Interesse etwa noch zu erwartender Besserung !) der Nach¬ 
haft bis zu zwei Jahren eintreten. Diese so harmlosen Menschen 
wissen das auch ganz genau; und wer nun einigermaßen schon 
in „Mochums“ und „Zwangswinden“ Bescheid weiß, wer nicht 
bloß „Klinken putzen“ kann, sondern auch in Anbetracht 
seiner gerade erhaltenen „Schwimmzettel“ so manchem 
„Blauen“, oder „Spitzkopf“, oder „Klempnerskarl“ ein x für 
ein u zu machen versteht —, der erhält keine Verlängerung der 
Nachhaft, der weiß sich eben auch durch die Zeit der „Zwangs¬ 
winde mit ihrem Bärengange“ taktvoll hindurchzuwinden, der 
arbeitet fleißig und willig und erweckt äußerlich einen Anschein, 
der mit seinem innersten Gedanken in hellem Kontraste steht. 
Es ist einem solchen, obwohl er es gerade verdiente, aber nicht 
beizukommen; er muß in Anbetracht seiner guten Führung 
zum festgesetzten Termine pünktlich entlassen werden, um — 
bald wieder zu kommen. Des öfteren erzwingt auch ein solcher 
gesiebte Korrigende eine Verlängerung seiner Nachhaft durch 
absichtlich schlechte Führung, wenn z. B. die Erlangung der 
Freiheit in eine schlechte Jahreszeit fällt und er die Freiheit 
lieber wieder begrüßen möchte, wenn „linde Lüfte“ wehen. 

Der Gedanke der Besserung, nicht der der Abschreckung, 
welcher aber auch nicht übel und dem „nichts“ immer noch 
vorzuziehen ist, sollte nun aber doch auch bei diesen Verwahr¬ 
losten bestimmend sein; er kann es aber nur dann, wenn 
Elemente dem Arbeitshause übergeben werden, die wirklich 
noch in absehbarer Zeit besserungsfähig sind. Wie oft ist das 
nicht der Fall! Bis zu hundert Vorstrafen weisen manche Leute 
auf, die endlich der Ueberweisung an die Landespolizeibehörde 
von seiten des Strafrichters anheimfallen. Eine Dirne z. B. 
mit weit über 100 Vorstrafen, darunter auch Zuchthaus, wird 
erstmalig dem Arbeitshause zur „Besserung“ überwiesen. Gibt 
es einen Menschen, der sich von der Internierung dieser Dime 
auch in der vollendetst eingerichteten Anstalt irgend einen 
Erfolg verspricht? Die Schuld liegt doch nicht am Arbeits¬ 
hause und seinen Einrichtungen, wenn etwas nicht erreicht 
wird, was allein Gott im Himmel herbeiführen könnte. 

Angesichts dieses Materials und angesichts der nur durch 
die Schlechtigkeit des Materials und die unzulängliche An¬ 
wendung der Ueberweisungsbestimmungen bedingten, immerhin 
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falls die bisherige Nachhaft das Ziel noch nicht erreicht zu 
haben scheint, eine Verlängerung die Erreichung aber erhoffen 
läßt. 

Meiner Ansicht nach sind schließlich die Namen der ein¬ 
zelnen Anstalten nicht das Wichtigste, ja gleichgültig; die 
Hauptsache bleibt, daß eine Einrichtung Nutzen bringt, und 
das beruht schließlich doch nur auf dem in der Anstalt 
herrschenden Geist; ob Straf- oder Sicherheitshaft, eines sollte 
nur das andere ergänzen. Was durch die Strafhaft, deren 
Bestimmtheit unbedingt zu fordern ist, bei gewissen Leuten 
eben von vornherein nicht erreicht werden zu können scheint, 
das soll eben durch die Sicherheits-Nachhaft in einem Arbeits¬ 
hause zu erreichen versucht werden, welche nicht bestimmt, 
sondern unbestimmt bleiben muß. Und dieser Zweck einer 
etwaigen Besserung läßt sich von den gegenwärtig bestehenden 
Anstalten sehr wohl erwarten; ja in Ansehung des schon Er¬ 
reichten und des durch eine neue Ordnung oder auch schon 
Erneuerung der alten Ordnung noch zu Erreichenden darf es 
wohl ausgesprochen werden, daß das Arbeitshaus zur Er¬ 
füllung seiner Aufgaben auch im künftigen Strafvollzüge wohl 
als tauglich anzusehen ist. 

Gewiß, einzelne Arbeitshäuser dürften, wie sie jetzt sind, 
diesen Ansprüchen vielleicht nicht entsprechen; ich muß nicht 
und will es auch nicht untersuchen, wer die Schuld daran 
trägt; nimmt man ihnen aber die Besserungsfähigen noch fort, 
dann stempelt man sie tatsächlich zu Armenhäusern, was sie 
wahrlich nicht verdient haben. Nein, sie könnten mit Leichtig¬ 
keit alle so hergerichtet werden, daß sie den neuen, an sie 
herantretenden, gesteigerten Forderungen mit der Zeit wohl 
entsprechen dürften. Und diese Herrichtung dürfte nicht im 
entferntesten die Unkosten verursachen, wie sie der Bau völlig 
neuer Anstalten beanspruchen würde. Ich erwähne nur, daß 
z. B. die Unterhaltung des Arbeitshauses in Schweidnitz im 
Jahre 1910, abgesehen von dem Zuschüsse für die sogenannten 
Landarmen, dem Staate und der Provinz zusammen auch nicht 
einen Pfennig gekostet hat. 

Die in dem Vorentwurfe zum neuen Strafgesetzbuche hin¬ 
sichtlich des Arbeitshauses getroffenen Bestimmungen sind also 
tatsächlich zu begrüßen: Es soll in Fällen von Vergehen oder 
Verbrechen auf Grund oder aus Ursache von Liederlichkeit 
und Arbeitsscheu Einsperrung als Nach- oder Sicherheitshaft 
ebenfalls im Arbeitshause erfolgen. Die heutigen Arbeitshäuser 
sind hierzu, nachdem etwaige Aenderungen vorgenommen, 
wohl tauglich. Die nicht besserungsfähigen Arbeitsscheuen 






riitd in dafür besonders bestimmte Abteilungen unterziibringen: 
ihre Unterbringung in besonderen: Ver^aii'mngSanstäitSiüv ist 
.heräios ntid auch nicht nötig, würde auch zu viel Kosten ver¬ 
ursachen. '• ; .r.; v ■ :*•*/ 

Dos Arbeitshaus» es soll bleiben! Aber von nun an sind 
die Bedihgungen von seiten der. anderen Behörden besser zu 
erfüllen, ohne die an eine Besserung der Verhältnisse überhaupt 
nicht gedacht werden kann, als da sind.: rechtzeitige lieber- 


Problems!) und ein nur nach Fähnrag und Aussicht auf 
Besserung Ybifi seiteri der Arbeitshaus--Beamteiikphfere,nz fest“ 
gesetztes Ende der Nach- bezw. später Sicherungshatt, das 
sich nicht nur bis auf drei Jahre, sondern möglichst aut hmi, 
und für manche Fälle auf völlig un bestimmte j afrte, hinatis- 
zurieben hat Richtige Einteilung der einzelnen ■Abteiiuugen 
gnd richtige Leitung des Gänzen- von ■■$&•/; seli;$tvef$tättdhCb 
der ;in der Anstalt h&rstmen^ so unter 

Anwendung der richtigen Mittel, wird alsbald dos heutige 
und auch das in neuer Form, aber nicht in ganz Ge- 

wan de alsbald erscheinende Arbeitshaus mchP tnetiri dem Vor- 
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III. Der Vollzug: 

al Das gerichtliche und das bezirksamtliche Verfahren. 

b) Die Familienerziehung. 

c) Die Anstaltserziehung: 

1. Staatsanstalt Flehingen, 

2. Privatanstalten, insbesondere diejenige zu Scheibenhardt. 

d) Der Landesverband der badischen Bezirksvereine für 
Jugendschutz und Gefangenenfürsorge. 

IV. Die Statistik. 

V. Reformen. 


„In Baden fehlte es bis heute an einem Gesetze, welches 
sowohl die erwähnten strafrechtlichen Sätze durch Vollzugs¬ 
vorschriften ergänzte, als auch — was als die richtigere 
und höhere Aufgabe erscheint .— unsere Unterrichtsgesetz¬ 
gebung durch' Bestimmungen vervollständigt, welche den 
sittlich-verderblichen Einflüssen gewissenloser oder grob fahr¬ 
lässiger Eltern und Erzieher Schranken setzen und durch Ein¬ 
schreiten der Staatsgewalt die Verwahrlosung der Kinder auf¬ 
zuhalten suchen.“ So fährt der Kommissionsbericht der 
Zweiten Kammer über den Entwurf eines Gesetzes, Zwangs¬ 
erziehung jugendlicher Personen betreffend vom 8. April 1886 
fort, nachdem er die reichsgesetzlichen Bestimmungen über 
Zwangserziehung und die damals ergangenen Landesgesetze 
anderer Bundesstaaten kurz berührt hat. — Mit diesen Worten 
stellte sich die Kommission, wie auch die Erste Kammer in 
ihrer Sitzung vom 20. März 1886, auf den Standpunkt des 
Regierungsentwurfs, wonach in das neue Gesetz eine um¬ 
fassende Regelung der Zwangserziehung aufgenommen werden 
und diese nicht nur ein Ausführungsgesetz zum Reichsstraf¬ 
gesetzbuch bilden sollte. Dieser Standpunkt war insoweit be¬ 
deutsam, als das preußische Gesetz vom 13. März 1878 „die 
Unterbringung verwahrloster Kinder betreffend“ und mit ihm 
die meisten Gesetze der übrigen Bundesstaaten lediglich Aus¬ 
führungsbestimmungen zum Strafgesetz enthielten. Der Ent¬ 
wurf umfaßte die Regelung einer Zwangserziehung bezüglich 
der im Reichsstrafgesetzbuch vorgesehenen und der Fälle, in 
denen jugendliche Personen sittlich verwahrlost sind und ihr 
sittliches Wohl durch Mißbrauch der Erziehungsgewalt seitens 
deren Inhaber gefährdet ist, oder diese Erziehungsgewalt sich 
als unzulänglich erweist, um die Jugendlichen vor völligem 
sittlichen Verderben zu schützen. In allen Fällen verlangte 
das Gesetz eine richterliche Entscheidung dieser Anordnung. 
Auch im übrigen wichen die beiden Kammern nur in un¬ 
wesentlichen Punkten von dem Regierungsentwurf ab, ins¬ 
besondere hielten auch die Stände daran fest, keine Minimal- 
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altersgrenze für die Zwangserziehung aufzustellen, wie dies das 
preußische Gesetz getan hatte, welches eine Zwangserziehung 
erst vom 6. Lebensjahr an zuließ. Daß die Stellungnahme 
des badischen Gesetzes die richtigere war, lehrte die Zukunft, 
indem heute fast alle Gesetze von einer Minimalaltersgrenze 
absehen. Als äußersten Zeitpunkt zur Verbringung in 
Zwangserziehung bestimmte das badische Gesetz, im An¬ 
schluß an die meisten anderen Gesetze, das 16. Lebensjahr. 
Man war der Ansicht, daß eine später eingeleitete Fürsorge 
„erfahrungsgemäß“ keinen Erfolg der Erziehung mehr ver¬ 
spreche, wie sich die Begründung zum Regierungsentwurf 
ausdrückt. 

Was die Durchführung der Zwangserziehung anlangt, so 
stand man schon damals auf dem auch fernerhin immer bei¬ 
behaltenen Standpunkt, daß die Familienerziehung das 
Primäre sein solle, und die Anstaltserziehung nur als Not¬ 
behelf einzutreten habe. Diese von allen gesetzgebenden Fak¬ 
toren vertretene Ansicht kam auch in der Fassung des Gesetzes 
zum Ausdruck. 

Ein weiterer Grundgedanke, der auch heute noch die 
Gesetzgebung beeinflußt, die Trennung und Verteilung des 
die Zwangserziehung erkennenden Beschlusses und der Aus¬ 
führung desselben zwischen Gericht und Verwaltung fand 
bereits damals Anerkennung. — Auch die Kostenfrage fand 
schon im Prinzip die gleiche Regelung wie heute. 

Nachdem der Entwurf am 4. Mai 1886 seine Sanktio¬ 
nierung erfahren hatte, erging unterm 27. November gleichen 
Jahres eine gemeinsame Vollzugsverordnung der Ministerien 
des Innern und der Justiz gemäß § 13 Absatz 2 des Gesetzes. 
Beide traten mit dem 1. Januar 1887 in Kraft. 

In der Durchführung des Gesetzes machte sich bald ein Man¬ 
gel in der Richtung hin bemerkbar, daß die Zwangserziehung 
durch eigenmächtige Befreiung der Zöglinge aus der Anstalt 
seitens dritter Personen oder durch Verleitung zur Flucht ge¬ 
stört wurde. Häufig suchte man auch schon durch eine Ent¬ 
fernung während des Verfahrens den Zögling der Zwangs¬ 
erziehung zu entziehen. Dem suchte eine Aenderung resp. 
Ergänzung des Polizeistrafgesetzbuches vom 8. Iuni 1894 zu 
steuern. 

Eine tiefgreifende Aenderung im ganzen Zwangs¬ 
erziehungsrechte wurde durch die Einführung des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs veranläßt. Hier wurden nämlich zum Teil ganz 
neue Grundlagen für die Anordnung einer Zwangserziehung 
gegeben, zum Teil wurden die Landesgesetzgebungen in ihrer 
Blätter für Qefängniskunde. Band XLVII. 11 
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bisherigen legislativen Freiheit bedeutend eingeschränkt. Dies 
machte eine Abänderung des Gesetzes vom Jahre 1886 not¬ 
wendig, die dann auch unter dem 16. August 1900 erfolgte; 
unter dem 31. August 1900 wurde das Gesetz in seiner neuen 
Gestalt publiziert, die es bis heute unverändert beibehalten hat. 
-r- Die wichtigsten Neuerungen betrafen die Altersgrenzen: 
Zunächst wurde das Alter von 16 Jahren, bis zu welchem die 
Zwangserziehung erkannt werden konnte, auf 18 Jahre erhöht; 
und während früher der Beschluß, der die Zwangserziehung 
aussprach, regelmäßig mit Vollendung des 18. Lebensjahres 
seine Gültigkeit verlor, wurde seine Wirkung jetzt bis zum 
vollendeten 20. Lebensjahr ausgedehnt. — Ueber die Einzel¬ 
heiten des neuen Gesetzes wird weiter unten zu sprechen sein. 

Um die Vollzugsverordnung vom Jahre 1886 in vollen 
Einklang zu der neuen Fassung des Gesetzes und den An¬ 
schauungen zu bringen, die sich in der Zwischenzeit durch¬ 
gesetzt hatten, erging unter Aufhebung der früheren Ver¬ 
ordnung unterm 6. Februar 1906 eine neue Verordnung der 
genannten beiden Ministerien. 

Wenn auch das Gesetz von 1900 den eigentlichen Stütz¬ 
punkt für die Anordnung und den Vollzug der Zwangs¬ 
erziehung in Baden bildet, so stellt es heute doch im Grunde 
genommen nur eine Ergänzung verschiedener reichsrechtlicher 
Vorschriften dar. Zunächst finden sich im Reichsstrafgesetz 
mehrere Normen, die die rechtliche Grundlage für die An¬ 
ordnung einer Zwangserziehung bilden; nach diesen Bestim¬ 
mungen hat teils der Strafrichter selbst eine Entscheidung 
hierüber zu treffen, teils bleibt diese dem Vormundschaftsrichter 
überlassen; — so hat letzterer bei jugendlichen Tätern unter 
12 Jahren über deren Unterbringung in einer Erziehungs- oder 
Besserungsanstalt resp. in einer Familie zu sorgen, während 
im Falle der Verübung eines Delikts durch einen Jugendlichen 
über 12 Jahren der Strafrichter die Entscheidung darüber zu 
treffen hat, ob bei mangelnder Einsicht, die zur Erkenntnis der 
Strafbarkeit der Handlung erforderlich gewesen war, der 
Delinquent in eine Anstalt untergebracht werden soll, ln dem 
Falle des § 362 R.S.G.B. endlich kann der Strafrichter auf 
Ueberweisung an die Landespolizeibehörde erkennen und damit 
dieser die Möglichkeit geben, Dirnen in einer Erziehungs- oder 
Besserungsanstalt unterzubringen. Die wichtigsten dieser 
reichsrechtlichen Bestimmungen enthält das B.G.B., sei es 
direkt wie in den §§ 1666 und 1686 und 1838, sei es indirekt 
durch den Vorbehalt für die Landesgesetze im § 135 seines 
Einführungsgesetzes. 
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Diese Fälle, sowie der § 55 des Strafgesetzbuchs sind es, 
auf die sich das badische Gesetz stützt; die Einbeziehung des 
§ 362 des Strafgesetzbuchs erfolgte auf Vorschlag der Zweiten 
Kammer bei der Beratung der Novelle von 1900, da gerade 
um diese Zeit im Reichstag die Verhandlungen über die Auf¬ 
nahme dieser Bestimmungen in das Strafgesetzbuch im Gang 
waren. Von allen diesen Grundlagen ist die wichtigste der 
§ 135 des Einführungsgesetzes. Er gibt den Landesgesetzen 
die Möglichkeit, einen Ausbau der Zwangserziehung vor¬ 
zunehmen, wenn auch immerhin in ziemlich engen Schranken; 
aber selbst trotz dieser Einschränkungen wurde diese Bestim¬ 
mung erst nach harten parlamentarischen und außerparlamen¬ 
tarischen Kämpfen durchgesetzt. Das B.G.B. in seiner ur¬ 
sprünglichen Fassung hätte in dieser Beziehung für viele 
Staaten, insbesondere für Baden, einen bedeutenden Schritt 
nach rückwärts dargestellt. Der § 135 E.G. B.G.B. ermöglicht 
aber den Bundesstaaten, in guter Verbindung der neuen 
reichsrechtlichen Vorschriften mit den landesgesetzlichen Be¬ 
stimmungen zu einer Ausbildung des Rechtes der Zwangs¬ 
erziehung zu gelangen, welche Zweckmäßigkeit in der Durch¬ 
führung mit der Erkenntnis wissenschaftlicher Theorie ver¬ 
einigte. 

Auf dieser Basis änderte Baden im Jahre 1900 sein Gesetz 
„die staatliche Fürsorge für die Erziehung verwahrloster 
Jugend betreffend“ von 1886. In Verbindung mit der 1906 
erschienenen schon erwähnten Verordnung der Ministerien der 
Justiz und des Innern bildet es heute die badische Rechtsquelle 
für die Zwangserziehung, die darnach in folgenden Fällen 
zulässig ist: 

1. Nach B.G.B. §§ 1666 und 1686 kann das Vormund¬ 
schaftgericht anordnen, daß das Kind in einer Familie oder 
Erziehungs- oder Besserungsanstalt untergebracht wird, wenn 
sein geistiges oder leibliches Wohl dadurch gefährdet ist, daß 
der Vater oder die Mutter das Recht der Sorge für die Person 
des Kindes mißbraucht, es vernachlässigt oder sich eines ehr¬ 
losen oder unsittlichen Verhaltens schuldig macht. Ferner 
nach § 1688 kann das Vormundschaftsgericht anordnen, daß 
ein Mündel in eine Familie oder Anstalt untergebracht werde, 
wenn dies zum Zwecke der Erziehung erforderlich ist. 

2. Nach § 55 Str.G.B. können Minderjährige, die unter 
12 Jahren eine strafbare Handlung begangen haben, und nach 
§ 56 solche über 12 Jahren, bei denen die zur Erkenntnis der 
Strafbarkeit erforderliche Einsicht fehlte, in eine Erziehungs¬ 
oder Besserunganstalt gebracht werden. 

11* 
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3. Nach § 135 B.O.B. können die Landesgesetze eine 
Zwangserziehung außer in den genannten Fällen anordnen, 
wenn dies zur Verhütung des völligen sittlichen Verderbs not¬ 
wendig ist. 

Das Gesetz selbst nennt sich „Gesetz betreffend die 
Zwangserziehung“ und lehnt damit die früher auch in Baden 
gewählte Bezeichnung „Fürsorgeerziehung“ ab, indem es mit 
Recht von seinem Standpunkt den Zwang als das Wesentlichste 
und Einschneidendste kennzeichnen will. Von diesem Stand¬ 
punkt aus ist auch die ganze Technik des Gesetzes ausgegangen, 
die als Ziel wohl die Fürsorge, als Maßnahme aber den Zwang 
ansieht. Und so bestimmt es gleich im § 1, daß Minderjährige 
„im Wege der Zwangserziehung“ in einer geeigneten Familie 
oder in einer Erziehungs- oder Besserungsanstalt untergebracht 
werden können, wenn gewisse Voraussetzungen gegeben sind. 
Hier zeigt sich auch weiter wieder in der Fassung des Gesetzes 
seine Tendenz. Es stellt die Familienerziehung an die Spitze, 
erst im Versagungsfalle soll Anstaltserziehung herangezogen 
werden. Dieser Standpunkt wird allgemein geteilt und wurde 
auch von jeher in Baden vertreten. An einer anderen Stelle 
wird eingehend über diese Frage im Zusammenhang mit der 
Durchführung des Gesetzes zu sprechen sein. 

Die erste Voraussetzung, die das Gesetz für die Anordnung 
einer Zwangserziehung auf stellt, ist das Alter unter 18 Jahren. 
Bei der alten. Fassung des Gesetzes herrschte Streit darüber, ob 
nur das Verfahren vor dem 18. (respektive damals 16.) Jahre 
eingeleitet oder ob auch der Beschluß bereits .ergangen oder 
gar rechtskräftig sein mußte. Bei der Beratung der Novelle 
von 1900 wurde auf Anregung der Ersten Kammer ein Zusatz 
in den § 3 aufgenommen, nach welchem es genügt, wenn vor 
dem 18. Jahr der Antrag auf Anordnung der Zwangserziehung 
gestellt, respektive das Verfahren von Amts wegen eingeleitet 
ist; diese Regelung entspricht durchaus der Tendenz der 
ganzen Entwicklung, die Grenze der Zulässigkeit immer 
weiter hinaufzurücken. 

Die Altersgrenze von 18 Jahren entspricht im ganzen den 
Erfahrungen über Erziehungserfolge; man steht heute auf dem 
Standpunkte, daß eine später eingeleitete Zwangserziehung 
die von ihr erwarteten und mit ihr bezweckten Erfolge nicht 
zeitige. Ob diese Ansicht dauernd beibehalten werden wird 
und nicht etwa die Zulässigkeitsgrenze auf das 21. Lebens¬ 
jahr erstreckt werden wird, darf als zweifelhaft erscheinen, 
wenn man bedenkt, daß man noch vor ca. 25 Jahren glaubte, 
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17 Jahre sei die richtige Maximalaltersgrenze für die An¬ 
ordnung einer Zwangserziehung. 

Eine entsprechende Verschiebung der Altersstufe fand 
statt bei dem Zeitpunkt mit dem die Wirkung des auf 
Zwangserziehung erkennenden Beschlusses erlischt. Während, 
man früher als Grenze hier das 18. Jahr normalerweise 
angenommen hatte und nur in außergewöhnlichen Fällen eine 
Ausdehnung bis zum 20. Jahr zuließ, ist jetzt das 20. Lebens¬ 
jahr als allgemein zulässige Grenze anerkannt; eine ent¬ 
sprechende Ausdehnung etwa bis zum 21. Lebensjahr in 
außergewöhnlichen Fällen wurde nicht vorgesehen. Diese 
Entwicklung entspricht ganz dem Gang der Gesetzgebung in 
den anderen deutschen Staaten, wenn auch in manchen der¬ 
selben wie in Bayern und Württemberg als regelmäßige 
Maximalaltersgrenze noch das 18. Lebensjahr gilt und 
anderseits Preußen die Zwangserziehung bis zum 21. Lebens¬ 
jahr ausdehnt. Mit der Aufstellung dieser Grenze will aber 
das Gesetz keineswegs besagen, daß die Zwangserziehung in 
allen Fällen bis zu diesem Zeitpunkt auszudehnen sei. Viel¬ 
mehr bestimmt der § 8 in seinem zweiten Absatz ausdrücklich, 
daß der Beschluß schon vorher aufzuheben sei, wenn der 
Zweck der Zwangserziehung erreicht oder was praktisch das 
Wichtigere sein wird, anderweitig sichergestellt sei. Soll nun 
aber der umständliche Apparat der Aufhebung des Beschlusses 
nicht in Bewegung gesetzt werden, oder will man nicht die 
ganze Handhabe auf einmal preisgeben, so eröffnet das Gesetz 
den weiteren Weg der Aufhebung oder Beschränkung der 
Zwang§maßregeln auf verwaltungsrechtlichem Wege; es er¬ 
mächtigt nämlich das Bezirksamt auch ohne Aufhebung der 
Anordnung die Maßregeln aufzuheben oder zu beschränken, 
welche es zum Vollzug der Zwangserziehung getroffen hat, 
soweit deren Durchführung unnötig erscheint. Daß das 
badische Recht von der Festsetzung einer Minimalaltersgrenze 
von jeher abgesehen hat, wurde schon erwähnt. 

Weitere Voraussetzung für die Zulässigkeit der Zwangs¬ 
erziehung ist das Erfordernis der Anordnung durch einen 
richterlichen Beschluß, und dies in gleicher Weise im Reichs¬ 
recht wie im Landesrecht. 

Nicht als eine Voraussetzung für den Eintritt des richter¬ 
lichen Verfahrens ist der Antrag des Bezirksamtes anerkannt 
worden, vielmehr ist das Gericht berechtigt und verpflichtet, 
von Amts wegen das Verfahren einzuleiten. 

Durch die Verteilung der Funktionen zwischen Gericht 
und Verwaltung ergeben sich naturgemäß 2 Hauptabschnitte 
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des Verfahrens.: Das richterliche Erkenntnis und dessen Voll¬ 
zug. Das erstere ist im Regelfälle dem Vormundschaftsgericht 
zugewiesen. In den Fällen der §§ 1666 (1686) und 1838 
B.G.B. sowie § 55 St.G.B. mit § 34 E.G. B.G.B. ist nach 
. Reichsrecht das Vormundschaftsgericht zur Anordnung be¬ 
rufen; das badische Gesetz hat es nun auch für die Fälle des 
§ 135 E.G. B.G.B. für zuständig erklärt. Die örtliche Zu¬ 
ständigkeit ist entsprechend dem Freiwilligen-Gerichtsbarkeits- 
Gesetz geregelt. Nur wenn die Zwangserziehung in Ver¬ 
bindung mit einer Strafe erkannt wird, ist nicht das Vormund¬ 
schaftsgericht, sondern das Strafgericht erster Instanz zu¬ 
ständig, resp. tritt dieses richterliche Erkenntnis nach § 12 des 
Zwangserziehungsgesetzes an Stelle des vormundrichterlichen 
Beschlusses. Auch auf das Verfahren vor dem Gericht — hier 
Vormundschaftsgericht — finden die Vorschriften des Frei¬ 
willigen - Gerichtsbarkeits - Gesetzes Anwendung. Besondere 
Regelung hat nur das Verhältnis zu gewissen Verwandten oder 
sonst dem Kinde nahestehenden Personen gefunden. Zunächst 
sollen von der Anordnung der Zwangserziehung Eltern, 
Vormund, Gegenvormund, Pfleger, Verwandte und Ver¬ 
schwägerte des Zöglings, sowie der Gemeinderat, der Geistliche 
und bei schulpflichtigen Zöglingen auch die Schulbehörde 
gehört werden. Soweit diesen Personen die Sorge für die 
Person des Minderjährigen zusteht, haben sie jederzeit das 
Recht, Wiederaufnahme des Verfahrens zu verlangen, wenn sie 
bei dem Verfahren nicht haben gehört werden können; auch 
ist diesen der Beschluß mitzuteilen. Schließlich haben diese 
Personen auch das Recht der sofortigen, Beschwerde gegen den 
die Zwangserziehung anordnenden Beschluß. 

Eine einschneidende und zugleich auch praktisch bedeut¬ 
same Maßregel, die noch dem Gericht zu Gebote steht, ist: die 
fürsorgliche Unterbringung. Dieselbe besteht in der einst¬ 
weiligen Unterbringung des Zöglings gewöhnlich in eine An¬ 
stalt bis zur Beendigung des gerichtlichen Verfahren, und im 
Falle der Anordnung der Zwangserziehung auch darüber 
hinaus bis zur Entscheidung des Bezirksamtes. Ausgesprochen 
wird sie nach der Vollzugsverordnung in einer mit Gründen 
versehenen einstweiligen Verfügung, gegen die eine Beschwerde 
nicht zulässig ist. Auch die gegen den Beschluß des Amts¬ 
gerichts nach § 3 erhobene Beschwerde berührt die Durch¬ 
führung der fürsorglichen Unterbringung nicht. Der Zweck 
der mit der fürsorglichen Unterbringung erreicht werden soll, 
ist im allgemeinen der, den Minderjährigen nicht während des 
ganzen Verfahrens in der schädigenden Umgebung belassen 
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zu müssen. Vielfach ist die Maßnahme auch erforderlich, um 
eine Flucht oder Entführung des Zöglings zu verhindern. 

Der bedeutsamen Tätigkeit, die dem Bezirksamt bei der 
Durchführung des Zwangserziehungsbeschlusses zükommt, 
entspricht schon eine gewisse Berücksichtigung im Verfahren 
vor dem Gericht. In erster Linie ist hierher das Antragsrecht 
des Bezirksamts zu zählen; während in anderen Staaten das 
Antragsrecht nicht auf die Verwaltungsbehörde beschränkt 
ist, so in Preußen und Württemberg, kennt das badische Gesetz 
ein Antragsmonopol des Bezirksamts; einer etwaigen Einseitig¬ 
keit ist dadurch entgegengetreten, daß das Gericht auch von 
Amts wegen einschreiten kann. Um aber trotzdem alle Fälle, 
in denen Zwangserziehung notwendig ist, zur Kenntnis der 
Gerichte gelangen zu lassen, verfügt der § 3 in seinem zweiten 
Absatz, daß alle Staatsanwaltschaften, Polizei-, Gemeinde- und 
Schulbehörden dem Bezirksamt Mitteilung zu machen haben, 
wenn sie Kenntnis von Tatsachen erlangen, die die Zulässigkeit 
der Zwangserziehung begründen. 

Weiterhin bestimmt das Gesetz, daß dem Bezirksamt der 
Beschluß des Amtsgerichts bekannt zu machen ist; der Ver¬ 
waltungsbehörde wird auch das Recht der sofortigen Be¬ 
schwerde gegen den Beschluß eingeräumt und zwar im Gegen¬ 
satz zu dem Beschwerderecht derer, denen die Sorge für die 
Person des Minderjährigen zusteht, sowohl gegen den Beschluß, 
der die Zwangserziehung anordnet, wie gegen den, der eine 
solche ablehnt. Schließlich gehört das Bezirksamt zu den 
Behörden, die vor Erhebung des Beschlusses zu hören sind, 
indem das Vormundschaftsgericht angewiesen wird, sich in 
allen Fällen mit dem Bezirksamte ins Benehmen zu setzen. 
Wichtig ist diese Vorschrift namentlich in den Fällen, in denen 
das Gericht von Amts wegen das Verfahren eingeleitet hat. 
Auf die Bedeutung dieser Benachrichtigung ist weiter unten 
bei der Besprechung der Durchführung des Gesetzes zurück¬ 
zukommen. 

Mit dem Erlaß des Beschlusses ist die Tätigkeit des Ge¬ 
richtes im wesentlichen erschöpft. Alle weiteren Anordnungen 
stehen dem Bezirksamte zu, und zwar zunächst die Ent¬ 
scheidung darüber, ob der Beschluß des Gerichts überhaupt 
durchgeführt werden 7 soll, sowie darüber, ob der Zögling in 
einer Familie oder einer Anstalt unterzubringen ist. Wie 
schon bemerkt, verlangt das Gesetz in erster Linie Unter¬ 
bringung in einer Familie. Daß tatsächlich die Anstalts¬ 
erziehung trotzdem heute noch sehr bedeutungsvoll ist, wird 



später dargeiegt werden. Dem Bezirksamt liegt es ferner ob; 
den .Vollzug der Unterbringung zu leiten und zu überwachen. 
Bei Beeudigüng der Zwünpeririehupgbaf es schließlich die 
Maßnahmen für ein angemessenes Unterkommen zu treffen. 
Als Erleichterung gibt: ihm das. Gesetz zur Dariiü'übrung der 
Änordnungeii die. rientnziebüag der. itv Betracht kommenden 
Ortsarmenverbände an die Hand.’wMe ; :|$ö<!h' 
wohl nur in den Fällen, praktisch werden können, wo eine 
Untefbriirgung in eine Mstalt erfolgt ist. Deshalb stellt das 
Gesetz .die. Bestimmung auf* daß für jeden Zögling, der in 
einer Familie nutergebfächt wird, ein Fürsorger zu bestellen 
ist £swird also die Aufstellung eines solchen verlangt und 
nicht nur der VerwaltungsbehÖrde gestattet; diese Vorschriit 
liegt inilnteresse der .ganzen Erziehung. Ein Verwaltung^' 
beamtet karar niemals die eingehende Beobachtung und .Lieber-' 
wacbung aller Familien irr seinem Bezirk vornehmen, wie sie 
etwa ein Geistlicher über zwei oder drei. Familien anstellen 
kann, die in dem Orte wohnen, wo er sich selbst aufhält Und 
gerade; der Mangel einer solchen Beaufsichtigung ist die große 
Gefahr und die Schattenseite der Familienerziehung; denn m 

von Fällen ist das HaUpt der 
Familie, in' der der Zögling nntergebracht ist, nicht eine 
Persöniichkelt, die den Äoforderütigen eines Anstaitsleiters 
e^äj.genngt. Und nur zu oft werden von Familien Zöglinge 
lediglich wegen des Verdienstes, den man sich davon erhofft, 
aufgeoommenI Die eingehende UeberWächung aller dieser 
Familien ist also dringend erwütisclit, und kann mu von 
Jernahdeni.ojtsäti den Verhältnissen 
gid;-v^rtradflrst.. 

Zöglings scharf zu beobachten und die Familie in der Er- 
Ziehung zu unterstützen, ebenfalls eine Aufgabe, die am besten 
von jemandon gelost werden kann, der in ständigem Verkehr 
mit dem. Zögjing steht, — Um eine Zersplitterung des^ Er- 
zlehüiigs^eisciidffes^jüAvärhfeiden, sollen bei Minderjährigen, 
die" Uhter. Vormundschaft. stehen, in der Regel der Vormund 
oder Gcgenvönnund als Fürsorger bestellt werden; es ist 
begreiflich, daß eine solche Vorschrift nur für Minderjährige 
die Unter Vormundschaft st eben, aufgestellt Würde, da doch 
bei Minderjährigen unter elterlicher Gewalt gewöhnlich die 
Schwäche der Eltern oder gar ihre schlechte Beeinflussung der 
Kinder den Anlaß zur Anordnung der Zwangserziehung gab. 
Bei Kindern, die unter Vormundschaft stehen,'.ist es aber 
keinesfalls die Regel, daß sie bet dem Vormund lebearsoiriit 
Glien dte oben genannten Bedenken in der Mehrzahl der Fälle 
S$ ßer Be 
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Eine Frage, die schon dem Gebiet des Vollzugs der 
Zwangserziehung angehört, behandelt der § 7, wonach An¬ 
stalten, welche zur Aufnahme der in § 362 des Strafgesetzbuchs 
bezeichneten Personen — also Arbeitshäuser — oder zur 
Unterbringung von Kranken, Gebrechlichen oder Landarmen 
bestimmt sind, nicht zur Aufnahme von Zwangszöglingen 
benutzt werden dürfen. Bei der Wichtigkeit dieser Bestimmung 
wurde sie in das Gesetz, nicht etwa in die Vollzugsverordnung 
aufgenommen, übrigens in Uebereinstimmung mit der Gesetz¬ 
gebung der meisten anderen Bundesstaaten. In dem Kom¬ 
missionsbericht der. Ersten Kammer zum Gesetzentwurf von 
1886 heißt es hierüber: „Durch dieses Verbot soll der Unter¬ 
bringung verwahrloster jugendlicher Personen jeder Bei¬ 
geschmack einer peinlichen Strafe genommen werden, vielmehr 
der rein pädagogische, erzieherische Charakter der Maßregel 
gewahrt werden.“ Diese Tendenz mag gewiß mitbestimmend 
gewesen sein. In erster Linie wird aber wohl der Gesichtspunkt 
maßgebend gewesen sein, daß es eher eine Gefährdung der 
Zöglinge bedeuten würde, als eiti Versuch der Rettung, wenn 
man sie mit diesen verworfensten Elementen zusammenbringen 
würde, die sich speziell in den Arbeitshäusern aufhalten. Man 
wird hier also den Standpunkt der „Begründung“ als wirklich 
den Kern der Sache treffend ansehen müssen,, wonach eine 
Verwendung der genannten Anstalten zur Ausübung der 
Zwangserziehung den Zweck der Erziehung und Besserung 
der Zwangszöglinge allzusehr gefährden würde. Im übrigen 
entspricht diese Regelung auch ganz der Tendenz der Reichs¬ 
gesetzgebung, die eine scharfe Trennung zwischen Arbeits¬ 
häusern und Erziehungs- und Besserungsanstalten im Straf¬ 
gesetzbuch (im § 362 in der Fassung von 1900) macht. 

Es wurde schon oben kurz erwähnt, daß die Beendigung 
der Zwangserziehung durch zwei wesentliche Momente be¬ 
stimmt wird: Einmal durch den Eintritt des Alters von 
20 Jahren und dann durch die Erreichung des Erziehungs¬ 
zweckes. Während im ersten Falle ohne weiteres die Wirkung 
des früheren Beschlusses erlischt, ist im zweiten Falle eine 
besondere Anordnung geboten, die, wie gleichfalls erwähnt, 
in einem amtsgerichtlichen Beschluß bestehen kann, der die 
ganze Anordnung aufhebt, oder in Verfügungen des Bezirks¬ 
amts, durch welche einzelne Maßregeln aufgehoben oder 
beschränkt werden. Im einzelnen bestimmt hierüber das 
Gesetz zunächst bezüglich des richterlichen Beschlusses: Auch 
hier tritt das Gericht auf Antrag oder von Amts wegen in 
Tätigkeit. In diesem Falle ist aber das Antragsrecht auf die 
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\'l Personen ausgedehnt, denen die Sorge für die Person des 

Zöglings zusteht oder zustehen würde, wenn die Zwangs- 
| erziehung nicht angeordnet wäre. Um das Gericht aber vor 

Belästigungen zu schützen, verbietet das Gesetz die Wieder¬ 
holung des Antrags vor Ablauf von sechs Monaten. Man wird 
sich hier aber, um Härten vorzubeugen, dem Standpunkt des 
Kommissiönsberichtes der Ersten Kammer anschließen, 
; welcher besagt: „Sollte sich aber ein solcher Antrag auf neue 

| Tatsachen gründen, so würde er nicht als bloße Wiederholung 

des früheren Antrags gelten können und schon vor Ablauf der 
sechs Monate ex capite novorum zulässig sein.“ Das Bezirks¬ 
amt ist zur Einstellung oder Beschränkung seiner Maßregeln 
dann befugt, wenn und soweit deren Durchführung zur Er¬ 
reichung des Zwecks der Zwangserziehung einstweilen nicht 
I geboten erscheint. Das Gesetz ermächtigt aber die Verwaltungs- 

i behörde dazu, diese Anordnung zurückzunehmen, wenn Tat¬ 

sachen vorliegen, welche den Wiedereintritt der Verwahrlosung 
j ergeben oder besorgen lassen. Im Hinblick auf die eben 

genannten Bestimmungen ist der Absatz 2 des § 10 von ganz 
besonderer Bedeutung, der die Verfügungen der Bezirksämter, 
die die Zwangserziehung betreffen, dem Absatz 5 Ziffer 1 § 4 
des Verwaltungsrechtspflegegesetzes unterstellt, somit als reine 
Zweckmäßigkeitsverfügungen der Anfechtung entzieht. 

Es bleibt noch die Kostenfrage zur Erörterung. Dabei 
ist vor allem der zweite Absatz des § 135 E.G. B.G.B. kurz 
zu streifen; er besagt, daß die Landesgesetze dann der Ver¬ 
waltungsbehörde die Entscheidung darüber übertragen dürfen, 
ob der Zögling in einer Anstalt oder Familie unterzubringen 
sei, wenn die Unterbringung auf öffentliche Kosten erfolge. 
Die Auslegung, die dieser Absatz in fast allen Bundesstaaten 
gefunden hat, ist die, daß der Staat, resp. der betreffende 
Armenverband in erster Linie die Kosten zu tragen haben, 
ihnen aber ein Regreßanspruch gegen den Zögling und dessen 
Unterhaltungsverpflichtete zusteht. Dem Wortlaut entspricht 
diese Auslegung der reichsgesetzlichen Vorschrift nicht. Geht 
man aber auf die Entstehung dieser Vorschrift zurück, so findet 
man, daß mit dem Erfordernis, das die Landesgesetze auf¬ 
stellen, dem § 135 vollauf Genüge geleistet ist. Vom gesetzes¬ 
technischen Standpunkt aus ist der § 135 schlecht; er nahm 
einen Satz in sich auf, der ursprünglich nur zur Begründung 
des Antrags auf Aufnahme des zweiten Absatzes dienen sollte. 
Man braucht deshalb nicht den geringsten Zweifel in die 
Rechtsgültigkeit dieser landesrechtlichen Bestimmungen zu 
setzen. 
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Im einzelnen hat das badische Gesetz die Kostentragung 
zwischen Staat und Armenverbände geteilt. Der unter¬ 
stützungspflichtige Armenverband hat die Kosten der Hin- und 
Rückreise, der Ausstattung, sowie ein Dritteil der Kosten der 
Erziehung und Verpflegung zu tragen. Die übrigen Kosten 
fallen der Staatskasse zur Last. Als unterstützungspflichtig 
gilt der Armenverband, der im Zeitpunkt der Entscheidung 
über die Unterbringung unterstützungspflichtig ist, oder 
mangels eines solchen der Armenverband der unterstützungs¬ 
pflichtig wäre, falls die Kosten als öffentliche Unter¬ 
stützung anzusehen wären. Für diese . Aufwendungen 
können Staat und Armenverband von dem Zögling oder 
seinen Unterhaltsverpflichteten, wie schon erwähnt, Ersatz 
verlangen. Eventuell werden die ersetzten Beträge verhältnis¬ 
mäßig zwischen beiden geteilt. Auch gegen einen später nach 
der Entlassung zu Vermögen kommenden Zögling kann 
nachträglich Regreß genommen werden. Der endgültig ver¬ 
pflichtete Armen verband, oder auch der Ortsarmen verband, 
dem auf Grund des § 6 der Vollzug obliegt, sind auf Verlangen 
des Bezirksamtes verpflichtet, die vollen Kosten vorschüßlich 
zu leisten. Nicht erstattungsfähig sind die baren Auslagen 
des Staates; für alle Amtshandlungen ist Gebührenfreiheit 
angeordnet. Ueber alle Streitigkeiten, die sich aus der 
Kostenerstattung ergeben, entscheiden die Verwaltungs¬ 
gerichte. 

Die Kostenfrage und die Frage nach den Altersgrenzen 
sind naturgemäß diejenigen Punkte, in denen die einzelnen 
Gesetze verschiedener Staaten am meisten divergieren. 
Während beim Alter innerhalb Deutschlands wenigstens nur 
einige wenige Punkte vorhanden sind, über die, da allerdings 
in reichlichem Maße, Verschiedenheiten existieren, ist die 
Verteilung der Kosten fast in jedem Staate anders geregelt. 
Am deutlichsten wird eine solche Vergleichung der bundes¬ 
staatlichen Gesetze, wenn man sie größeren Gruppen sub- 
summiert. Interessant ist hier nun ihre Stellung zum § 135 
Absatz 2 E.G. B.G.B; Es herrscht hier eine ziemliche Ein¬ 
mütigkeit nach der Richtung hin, daß nach Möglichkeit der 
Minderjährige oder dessen Unterhaltsverpflichteten die Kosten 
zu tragen haben. Eine Ausnahme hiervon machen zwei 
Bundesstaaten: Oldenburg, und im engsten Anschluß daran 
Birkenfeld und Lübeck, und das Fürstentum Schwarzburg- 
Rudolstadt. Diese beiden Staaten kennen keinen Regreß- 
anspnich des Staates oder des Armenverbandes gegen den 
Zögling oder seine Unterhaltsverpflichteten. Bei der großen 






Gruppe der übrigen Bundesstaaten kann inan drei Intensitäten 
unterscheiden, mit. der die Ersatzansprüche geltend gemacht 
werden. Am weitesten geht hksseit, Lippe und die beiden 
Meckiertbargt ; Vpiese. vier lassen bi erster Unk den Minder^ 
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haben sieh SUat und Armenverband darein Zu tritten* Ufen 
Schwächsten tnienriiätsgrad vertreten Preußen/ Hamburg und 
Sachspjri-Meüiingen 7 uDter denen wieder PreuBen am weitesten 
die Regreßans^che^etnsc&^ nach diesem ein 

Rückgriff nur gestattet aiif die Einkünfte des Mtuidelvermogens, 

ith»4 "kip" '■riir' rl? r ji riirtnr ■ ida'# JuThtl/Vh- 



haltpflicMgen; • Hainburg' .und : ;:§a#sefl»«. Meiningen kennen 
Adr die er^te Beschränkung ; von den Unterh aits verpd lebt eien 
können ,■ ’j-fiä^ak;?! '= -'ßfcil^etsEeäi ; die vollen Beträge verlangt 

werden. Alle anderen Bundesstaaten lassen einen um 
dngeschräiikteir Rückgriff emt das Vermögen des Mündels/-' 
sowie seiner tjiderhaitepffichiigefi -zu, Die übrigen Linzeb 
beiten der" Kosten vor sehr tlten in den einzelnen Bundesstaaten 
m verfolgen, dürfte nicht interessieren. Pie große Mehrzahl 
hat, wie Baden, die mrin ersetzen Leistungen -auf-Staat und 
Armen verbände verteilt und zwfär gewöhnlich in dein Ver¬ 
hältnis von zwei Dritteln.' :m einem/ Auel? andere Bestim¬ 
mungen des badischen Gesetzes linden sich vielfach wieder; 
so die Gebuhrenfreiheit und die Zuständigkeit der-Verwaltung*- 
geriehie 

Weit wichtiger und interessanter ist eine /Betrachtung des 
zweiten obengenannten Punktes 1 der Behandlung der Alters* 
grenzen in den einzelnen Bundesstaaten, t-leivorzühehen jst 
m erster .Linie, daß die Minimalgrenze für die Zulässigkeit 
der ; Zwangserzrehuhg im deutschen Recbt ihreABetleutung 
g||p$ieh Vgriöreh hät l|ur noch ganz wenige Staaten kennen 
sie lind auch diese nur hoch in einem einzigen f alte. Hessen,- 
die beiden Reuß, Saehseu-AMenbürg, iSachsen*Ivoburg-Gotlia, 
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St.G.B. nur dann zu, wenn die straibare Handlung nach 
vollendetem sechsten Lebensjahr begangen istdlMati rieht, die 
ehemals; sehr bedeutsame Bestimmung, ist aus dem heutigen 
deutschen Rechte fast ganz verschwunden, Eibe gailze Anzahl 
von Bundesstaaten -set-zen aber auch keine Ma>amalaUe.rsgrejvi - & 
mehr fest, natürlich abgesehen. von der Minderjährigkeit, die 
feine Voraussetzung der Zulässigkeit darstellt. Nach dem 
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Rechte dieser Staaten ist es also möglich, einen nahezu Voll¬ 
jährigen für ganz kurze Zeit zur Zwangserziehung zu bringen. 
Als sichernde Maßnahme ist diese Möglichkeit durchaus nicht 
bedeutungslos. Diese Staaten sind: Anhalt, Braunschweig, 
Hamburg, Oldenburg, die beiden Reuß, die drei sächsischen 
Herzogtümer, Sachsen - Weimar - Eisenach und Schwarzburg- 
Sondershausen (abgesehen von der bei einzelnen dieser Staaten 
aufgestellten Minimalgrenze, von der oben gesprochen wurde). 
Im schroffen Gegensatz zu diesen Staaten, die der behördlichen 
Tätigkeit einen sehr weiten Spielraum lassen, stehen die 
übrigen Bundesstaten, die teils Grenzen für die Zulässigkeit 
der Anordnung, teils für die Zulässigkeit der Durchführung 
der Zwangserziehung auf stellen. So gestatten Bremen, Lippe, 
die beiden Mecklenburg, Schauinburg-Lippe, Schwarzburg- 
Rudolstadt und Württemberg eine Anordnung nur bis zur 
Vollendung des 16. Jahres, während sie Bayern, Elsaß- 
Lothringen und Sachsen ausnahmsweise auch später zulassen,. 
für den Regelfall aber gleichfalls die Grenze von 16 Jahren 
wählen. Die Altersstufe von 18 Jahren.wählten außer Baden: 
Hessen, Preußen und Waldeck. Altersgrenzen bis zü denen 
die einmal erkannte Zwangserziehung ausgedehnt werden darf, 
sind festgesetzt auf 16 Jahre in Bremen und Lübeck, wobei 
in Ausnahmefällen in Preußen eine Ausdehnung bis zu 
18 Jahren, in Lübeck bis zur Volljährigkeit möglich ist, auf 
18 Jahre in Bayern, Lippe, den beiden Mecklenburg, Schaum¬ 
burg-Lippe, Schwarzburg - Rudolstadt und Württemberg, die 
alle in Ausnahmefällen eine Ausdehnung bis zum 20. oder 
21. Jahr gestatten. Das 20. Lebensjahr als Altersstufe, bis 
zu welchem die Zwangserziehung ausgedehnt werden darf, 
kennt nur Baden für den Regelfall. Die übrigen Staaten 
lassen die Zwangserziehung bis zur Volljährigkeit zu. 

Die verschiedenartige Behandlung der Altersstufen in 
den einzelnen Bundesstaaten hat zu Mißhelligkeiten bei 
Auslieferungen 'geführt, wenn ein Staat, nach dessen Recht 
eine Anordnung der Zwangserziehung zulässig war, von 
einem andern, nach dessen Recht sie nicht mehr zulässig war, 
die Auslieferung eines Minderjährigen verlangte. Es sind 
deshalb dem Bundesrat Grundsätze vorgelegt worden, auf 
deren Basis eine Vereinbarung zwischen den Bundesstaaten 
erfolgen soll. In Baden hat man übrigens in diesem Punkte 
bisher keinerlei Schwierigkeiten gehabt. 

Neben der Kostenfrage und der Frage nach den 
Altersgrenzen bietet besonderes Interesse die verschiedenartige 
Behandlung der Voraussetzungen und der Durchführung der 
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Eine Mitwirkung der Verwaltung findet sich in allen Gesetzen, 
wenn Lübeck sie auch auf eine Ueberwachung herabgesetzt hat. 
Abgesehen von der Verschiedenartigheit der mitwirkenden 
Behörden, ist auch die . Art und das Maß der Heranziehung 
der Verwaltung keineswegs gleichmäßig geregelt. Zunächst 
ist hier kurz der Punkt zu berühren, ob dem Gericht oder der 
Verwaltungsbehörde die Entscheidung darüber zusteht, ob der 
Minderjährige in einer Familie oder Anstalt unterzubringen 
ist. Die vier schon oben genannten Staaten, die in erster Linie 
den Zögling zur Bestreitung heranziehen, gestatten die Ent¬ 
scheidung der Verwaltungsbehörde nur dann, wenn die Kosten 
nicht vom Zögling getragen werden; den gleichen Standpunkt 
vertreten die beiden Reuß, die drei sächsischen Herzogtümer 
und Schwarzburg-Sondershausen, indem sie in den Fällen, in 
denen ein Regreß möglich ist, die Entscheidung in die Hände 
des Gerichts, legen. Die übrigen Staaten erklären 1 die Ver¬ 
waltungsbehörde allein für befugt, hierüber eine Entscheidung 
zu treffen.. Wenn so die weitaus größte Zahl der Bundesstaaten 
zu Beginn der Zwangserziehung der Verwaltung eine wichtige 
Entscheidung überlassen, so ist dies auch der Fall bei der 
Bestimmung des Endpunktes der Zwangserziehung. Braun¬ 
schweig, Hamburg, Lippe, Preußen und Waldeck erkennen 
der Verwaltungsbehörde das ausschließliche Recht zu, vor 
Erreichung des in den Gesetzen bezeichneten Alters die 
Zwangserziehung endgültig oder vorläufig zu beenden. Die 
übrigen Staaten — mit Ausnahme von Bremen, Hessen, den 
beiden Mecklenburg, Reuß ältere Linie, Sachsen, Sachsen- 
Weimar-Eisenach, Schwarzburg-Rudolstadt und Württemberg, 
die hier der Verwaltungsbehörde nur ein durch Beschwerde¬ 
befugnis gestütztes Antragsrecht belassen — räumen der 
Verwaltungsbehörde die Befugnis ein, einen Zwangszögling 
unter den gegebenen Verhältnissen vorläufig, teilweise auch 
definitiv, zu entlassen. Wenn in dem Vorhergehenden von der 
Verwaltungsbehörde gesprochen wurde, so ist darunter in den 
meisten Staaten die Landespolizei- oder untere Verwaltungs¬ 
behörde zu verstehen. In manchen kleineren Bundesstaaten 
stehen die betreffenden Befugnisse Zentralbehörden zu; so ist 
in Anhalt die Regierung, Abteilung des Innern, zuständig, in 
Bremen die Senatskommission für Polizeiangelegenheiten, in 
Lippe die Regierung, in Oldenburg, Sachsen-Altenburg, 
Schaumburg-Lippe, Schwarzburg-Rudolstadt die Ministerien; 
in einigen wenigen Staaten sind kommunale Behörden mit den 
betreffenden Aufgaben betraut. Interessant ist die Aus¬ 
gestaltung im neuen sächsischen Gesetz, wo zur Durchführung 
der Zwangserziehung Zweckverbände vorgesehen sind, denen 
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insbesondere Bau von Anstalten und sonstige wirtschaftliche 
Funktionen beim Vollzug des Gesetzes zukommen. 

Die übrigen Bestimmungen des Gesetzes in allen Bundes¬ 
staaten zu betrachten, würde zu weit führen. Eine große 
Anzahl kennt Bestimmungen, die dem badischen Gesetz ent¬ 
sprechen. So die Antragsrechte und die Beschwerdebefugnisse, 
die fürsorgliche Unterbringung und vorläufige Entlassung; 
seltener finden sich die Vorschriften über Bestellung von Für¬ 
sorgern und Unterbringung nach Entlassung. Der Vergleich 
des badischen Gesetzes mit den übrigen bundesstaatlichen 
Rechtsnormen zeigt die modernen Züge desselben erst ganz 
deutlich. Das badische Gesetz kann als eines der besten 
deutschen Zwangserziehungsgesetze genannt werden, was um 
so bemerkenswerter ist, als es in seinen Grundzügen schon im 
Jahre 1886 erging. Die Aenderungen, die im Jahre 1900 
vorgenommen wurden, waren, abegesehen von der Verschiebung 
der Altersgrenze, nur unbedeutende. Es wird Aufgabe der 
Regierung sein, auch fernerhin die neuen Ergebnisse der 
Zwangserziehung innerhalb und außerhalb Badens und die 
durch sie gemachten Erfahrungen so zu berücksichtigen, daß 
durch entsprechende Aenderungen des Gesetzes, das badische 
Recht eine möglichst vollkommene Jugendfürsorge gestattet. 

Das badische Gesetz wollte eine gewisse Beweglichkeit 
für die Durchführung der Zwangserziehung dadurch erzielen, 
daß es nicht selbst in allen Einzelheiten Normen auf stellte, 
sondern dies den Verordnungen überließ, damit nicht bei jeder 
kleinen Aenderung der schwerfällige Apparat einer Gesetzes¬ 
novelle in Bewegung gesetzt werden muß. So bestimmt es, 
übrigens in Uebereinstimmung mit einer großen Anzahl 
außerbadischer Gesetze, in seinem § 13: „Unsere Ministerien 
des Innern und der Justiz sind mit dem weiteren Vollzug und 
der Erlassung der erforderlichen Ausführungsbestimmungen 
beauftragt.“ Auf Grund dieses Satzes, den auch das frühere; 
Gesetz kennt, ist wie schon erwähnt, im Jahre 1886 und dann 
1906, eine Vollzugsverordnung der genannten Ministerien 
ergangen. Der Erlaß der neuen Verordnung war im wesent¬ 
lichen veranlaßt durch das Gesetz von 1900 und vor allem 
durch die neuen Ergebnisse wissenschaftlicher und praktischer 
Tätigkeit in der Zwangserziehung. Sie paßt sich auch äußerlich 
schon dem neuen Gesetz an, in dem sie statt des früheren Titels: 
„Verordnung, die staatliche Fürsorge für die Erziehung ver¬ 
wahrloster jugendlicher Personen betreffend“ sich den Namen 
gibt „Verordnung, die Zwangserziehung betreffend“. Sie bildet 
neben dem Gesetz die eigentliche rechtliche Grundlage der 
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heutigen Zwangserziehung in Baden. Sie hat den zu be¬ 
handelnden Stoff systematisch geordnet, indem sie mit dem 
Vorverfahren beim Bezirksamt beginnt, dann die weiteren 
Amtshandlungen in ihrer zeitlichen Aufeinanderfolge be¬ 
handelt, zum Schluß auf die Kostenbehandlung sowie auf die 
besonderen Bestimmungen für Zwangszöglinge nach § 56 
St.G.B. und die obere Verwaltungsaufsicht eingeht. Den 
wesentlichen Teil stellen naturgemäß die eigentlichen Vollzugs¬ 
vorschriften für die Durchführung der Zwangserziehung dar, 
wenn auch das gerichtliche und bezirksamtliche Verfahren 
eingehend behandelt sind. 

Für das Vorverfahren besonders wichtig ist die Erlangung 
der Kenntnis von Umständen, die eine Zwangserziehung 
rechtfertigen. Wie nun schon das Gesetz in § 3 Staatsanwalt¬ 
schaften und weitere Behörden zur Anzeige an das Bezirksamt 
anweist, so wendet sich die Verordnung gleich zu Anfang an 
Staatsanwaltschaft, Gemeinde, Schulbehörden, Bezirksräte, 
Gemeindewaisenräte, Bezirksärzte und Armenärzte mit der 
Anweisung, alle Tatsachen von denen sie Kenntnis er¬ 
langen, dem Bezirksamte bekannt zu geben, wenn sie 
die Anordnung einer Zwangserziehung rechtfertigen. 
Weiterhin haben auch Bürgermeisterämter bei Empfang von 
Strafnachrichten diese in der Hinsicht zu prüfen, wie auch die 
Strafanstaltsverwaltungen ihr Augenmerk auf diesen Punkt zu 
richten haben. Zum Schluß wird den Bezirksvereinen für 
Jugendschutz und Gefangenenfürsorge das Recht zur Anzeige 
beim Bezirksamt zugebilligt; es ist dies eine Vorschrift, die der 
ausgedehnten Mitwirkung der Schutzvereine bei der Zwangs¬ 
erziehung, auf die noch eingehend zurückzukommen sein wird, 
entspricht. Auf Grund solcher Anzeigen hat dann das Be¬ 
zirksamt zu prüfen, ob ein Antrag beim Gericht zu stellen ist. 
Im weiteren ist eine Vorschrift in die Verordnung aufgenommen, 
die der ganzen Auffassung von dem Wesen der Zwangs¬ 
erziehung entspricht. Es sollen in erster Linie Maßnahmen 
durch Armenpflege, Vereinstätigkeit, oder auch Fürsorger 
versucht werden; die einschneidende Maßregel der Zwangs¬ 
erziehung soll nur eintreten, wenn alle anderen Hilfsmittel 
versagt haben. Während dieser Gedanke dem Schutze der 
elterlichen Rechte dient, soll andererseits aber auch einem 
leichtfertigen Preisgeben dieser Rechte seitens der Eltern 
entgegengetreten werden; deshalb werden die Bezirksämter 
angewiesen, eine besonders eingehende Prüfung bei Anträgen 
auf Zwangserziehung, die von Eltern gestellt werden, vorzu¬ 
nehmen. — Es wurde oben darauf hingewiesen, daß Baden 
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eine Minimalaltersgrenze bei Anordnung der Zwangserziehung 
nicht kennt. Für den Regelfall ist aber die Vollziehung der 
Zwangserziehung in allzu jugendlichem Alter keineswegs 
erwünscht; ferner wird es regelmäßig möglich sein, bei Kindern 
in frühem Alter durch andere Maßnahmen eine gute Erziehung 
sicherzustellen. Schließlich sollte verhindert werden, daß die 
Armenverbände durch Einleitung der Zwangserziehung einen 
wesentlichen Teil der Armenkosten auf den Staat abwälzen; 
die Gefahr hierzu liegt gerade im frühen Kindesalter sehr 
nahe, wo es schwer ist, zwischen einer Verwahrlosung zu 
unterscheiden, die auf Mittellosigkeit und einer solchen, die 
auf mangelnde Erziehung zurückzuführen ist, und wo ferner 
häufig durch Beschaffung von Existenzmitteln einer Verwahr¬ 
losung zur Genüge entgegengetreten wird. Diese Gründe 
sprachen dafür, in die Verordnung als Direktive den Satz 
aufzunehmen, daß bei Kindern unter sechs Jahren eine 
Zwangserziehung nur in dringenden Fällen angeordnet 
werden soll. 

Auch bezüglich der fürsorglichen Unterbringung ist dem 
Bezirksamt eine gewisse Mitwirkung zugesprochen. Denn 
gerade in dem Vorverfahren wird sich häufig das Bedürfnis 
danach herausstellen. Die Verordnung geht hier sehr weit 
und verlangt, daß in jedem Fall, in dem keine fürsorgliche 
Unterbringung angeordnet ist, die Gründe hierfür in den 
Akten zu vermerken sind. Es liegt im Wesen der fürsorglichen 
Unterbringung begründet, daß dieselbe im Wege einer einst¬ 
weiligen Verfügung zu erfolgen hat. Eine solche hat das 
Bezirksamt im gegebenen Falle zu veranlassen, und zwar 
jederzeit in dem Vorverfahren. Von der einstweiligen Verfügung 
verlangt die Verordnung, daß sie mit Gründen versehen sei. 
Eine Beschwerde kann ihren Vollzug nicht hemmen. 

Abgesehen von dem Fall der fürsorglichen Unterbringung 
sind die Erkenntnisse des Gerichts im Zwangserziehungs¬ 
verfahren Beschlüsse; deren wichtigster ist naturgemäß der 
die Zwangserziehung anordnende oder ablehnende Beschluß. 
Im einzelnen bestimmt hierüber die Verordnung: Der Beschluß 
ist mit Gründen in tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht zu 
versehen. Sowohl das Gesetz wie auch noch einmal die Ver¬ 
ordnung erklären die Vorschriften des „Gesetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit“ für anwend¬ 
bar; damit ist gesagt, daß eine kontradiktorische Verhandlung, 
etwa analog dem Entmündigungsverfahren, ausgeschlossen ist. 
In der Verhandlung der Zweiten Kammer vom 21. März 1906 
wurde ein solches kontradiktorisches Verfahren gefordert. 
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Dem gegenüber wurde mit Recht geltend gemacht, daß § 200 
F.G.G. sehr wohl das Recht den Landesgesetzen einräumt, 
Vorschriften zur Ausführung des Gesetzes zu erlassen, und 
solche sind wohl in den genannten Bestimmungen zu erblicken, 
besonders in Hinsicht auf Artikel 135 E.G. B.G.B. und § 1 
F.G.G. Eine entsprechende Vorschrift findet sich in der Z.P.O. 
nicht. Es dürfte demnach überhaupt zweifelhaft erscheinen, 
ob eine andere als die geltende Regelung zulässig wäre und 
die Berechtigung hierzu im Artikel 135 E.G. B.G.B. läge. Im 
übrigen wird doch der Gesichtspunkt maßgebend sein, daß 
man die Zwangserziehung als einen Teil des Vormundschafts¬ 
rechts ansehen muß, daß sie somit dem Gebiet der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit angehört. Etwaige Bedenken über eine un¬ 
genügende Garantie dürften bei der heute im Zwangs¬ 
erziehungsverfahren geübten Vorsicht hinfällig werden. Es 
stehen doch auch dem Vormundschaftsrichter sehr weitgehende 
Befugnisse in der Beweisaufnahme zu, die man auch im 
kontradiktorischen Verfahren nicht weiter ausdehnen könnte. 
Sehr weit gehen schließlich die Schutzvorschriften für die 
Eltern oder sonstigen Erzieher. Zunächst bleibt den Personen, 
denen die Sorge für die Person des Zöglings zusteht, das Recht 
der sofortigen Beschwerde gegen den Beschluß, der die 
Zwangserziehung anordnet; ferner hat das Gericht, falls das 
Bezirksamt die Beschwerde erhebt, also regelmäßig in dem 
Fall, in dem die Anordnung abgelehnt ist, die genannten 
Personen zur Aeußerung zu veranlassen. Mit am wichtigsten 
ist schließlich die Vorschrift, daß die am nächsten Interessier¬ 
ten vor dem Beschluß zu hören sind. Gerade durch diese 
Bestimmung wird ja das Verfahren zu einem nahezu kontra¬ 
diktorischen. Um einem letzten etwaigen Mangel gerade in 
dieser Hinsicht entgegenzutreten, erging am 7. Januar 1907 
ein Erlaß des Ministeriums der Justiz, in dem es den Amts¬ 
richtern als sehr zweckmäßig empfohlen wird, über die ge¬ 
setzlichen Bestimmungen hinaus, auch denjenigen selbst zu 
hören, gegen den die Zwangserziehung angeordnet werden 
soll. Einem weitergehenden Wunsche in dieser Hinsicht wird 
man aus den obengenannten Gründen entgegentreten müssen. 

Das eben genannte Recht auf Gehör verschiedener Per¬ 
sonen wird eingehend in der Verordnung behandelt. Der § 6 
desselben, der eingangs die Vorschriften über das bezirks¬ 
amtliche Vorverfahren auf das gerichtliche Verfahren im Falle 
des Einschreitens von Amts wegen für anwendbar erklärt, 
bestimmt, daß alle Ermittelungen, die notwendig sind, gemacht 
werden. Insbesondere sind Zeugen nach Möglichkeit selbst zu 
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vernehmen; und die im Gesetz bezeiehrseten Personen zu hören, 
also Eitet n, Vormund. Gegen vomutnd* Flieger, .weiteren 
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Zögerungen auch ötmeAnhoren derömanaten den Beschluß 
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wenn die Personen, denen die Sorge für die Person Güstehf; von 
ihrem Hechte Geb rauch machen. 

Es ist schon oben bei der Würdigung der Mitwirkung des. 
'.Bezirksamtes darauf iiingewiesm worden, daß das Gericht 
sich nach ^Erhebung des Beweises mit dem Bezirksamte ms 
Benehmen zu setzen hat. Es wurde schon erwähnt, daß diese. 
Vorschrift von wesmiiicher Bedöthing in den Eällen iisg .hr 
denen das Glicht ohne Antrag des Bezirksamtes rfnsrftmiet 
Aber auch noch nach- vorhergegangenein Antrag ist es insofern 
b^eötungsyöii, g$s das Bezirksamt betagt ist, seinen Antrag. . 
zurüeEztiuehtnejg oder auch sich gegen die Unterbmigung ^ur. 
Zwnugserziehüflg auszusprechen, wenn die Ergebnisse der 
gerichtlichen Bewötsäitfnahfile Mr /rfrie solche Erklärung 
sprechen, Bat das Gericht dann von Amts wegen das Verfahren 
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p^hgett.dc^- V^rfafiketwi dadurch geklagt;.^ 
dne umständliche Tätigkeit in Erhebungen und. dergl. entfalte, 
wenn durch Gerichtsbeschluß die Zwangserzieh urig angeord.net 
sei. Das Ministerium des Innern csuchre dem ahzuheifen und 
imienu '13. November 1891 erging ein Erfaß, in dein die 


Wahrend des arntsgerichiiiclien Verfahrend die notwendigen 
Vorbereitungen Ybrzunehmen seien, um eine. ;aisbätd|ge- Üntejr-' 



Besirksamter TiisbesönderC in Italien., in denen eine Unter- 
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Es wurde oben darauf hingewissen, wie groß die 
Garantien sind, die im rieb) erlichenVerfahren geboten werden, 
• um : die 1 Gewähr. fur /ein ^ht^äßige^iErkennihlS rähclr ohne 
kontrudi.ktenscbt’ Verhandlung zu haben. Wenn auch das 






Bezirksamt Eni^ddungeri von der prinzipiellen 
wie der äim- : ^rliclte Beschluß nicht erläßt, so sind doch 
.seiue . Veriügurigei! von großer Tragweite, insbesondere die • 
Entscheidung- darüber, ob der Zögling in einer Familie oder 
einer'Anstalt mmerzubringen sei. Es ist also nur eine Kon- 
secpiöta des beze-ktmetejn Standpunktes, wenn auch das Mini¬ 
sterium des riineindieBezirksämier an weist, eine persönliche 
Vernehmung des Zöglings nicht zu untertasseiH es geschah 
dies im Erlaß vonT 27. Januar IW. Auch in dem nun 
tplgetid^^ A^ahrsit :^!lejfi Behörden Und 

Verwandte vernommen werden, damit das.:Bezirksamt die 
passendsten Maßnahmen treffen kann- auch hier ist jetzt 
umgekehrt das ßezUTsamt: an gewiesen, sich mit dein Amts¬ 
gericht ins Benehmen zu setzen. - ' Dieses Verlahren, das sich 
unmittelbar an den die Zwangserziehung an ordnenden Be¬ 
schluß anznreihen hat, ■ führt zunächst zu einer Anzahl FuE 
Scheidungen, deren wichtigste die VFahf zwischen Familie und 
Anstalt ist .4 Es ist| im Gesetz betont, daß |a erster Unte aUt 
Famiiierrerziehung Berlacht zü. nehmen ist; in der iVecordining 
werden andererseits Fälle geiinom, wo die Anstaltserziehung 
als das primäre anzusehen ist, so wenn die Verwahtiosiing 
schon sehr weit vorgeschritten Ist oder die Fernhaltung des 
Zöglings von der Schote sich notwendig erweist; hier ist 
naturgemäß eine Anstalt äuszü wählen* die seihst den erfordere 
liehen Unterricht bietet. 

Die Ausführung dei' Entscheidung legt das Bezirksamt 
regdiuäßig in die Hände eines Armenverbandes öder Vfireins, 
der diesen Zwecken dient Dieser hat für die Ausstattung zu 
sorgen, er hat den Zögling nach der Anstalt oder in die 
Familie zu verbringen, er hat die Aufsicht zu führen. Natürlich 
steht dem Bezirksamt eia eingehendes Aufsichtsfecht über den 
Vollzug .seiner .A.nordnnngch zu; diesem zufolge hat der 
betraute Verband oder Verein von allen Aufenthalts-; 
verändjpriiftgea ; :;.d^m Bezirksamfe Mitteilung zu machen und 
die erforderliche Auskunft ?.u adeilen. Dieses hat seinerseits 
Amtsgericht und ÖrtsgelstHche sowie im gegebenen Falle die 
Ortsschulbehofde zu benacbrichtlgeii, Vor allen ist dem 
Bezirksamt rechtzeitig Mitteilung zu machen* wenn ein Zögling 
/entlassen werden soll ; diese Mitteilung hat so zeitig m erfolgen, 
daß das Bezirksamt etwa erforderliche Maßnahmen, insbeson¬ 
dere also eine Verhinderung der Entlassung treffen kann. 

Ehe auf die Einzelheiten der Familien- und Anstalts¬ 
erziehung einzugehen ist/ist noch dn Punkt zu berühren, der 
Gegenstand jetzt eine ziemlich 


j# \ 






eingehende Regelung in: der ; /-Verordn mtg geiuhd&M hat: Das. 
Irieiijandergreifen von Strafvollzug und Zwangsemeliung. Es 
erging im Jahre 1S93 ein Erlaß des iustlzmüdsteriums^ der 
veÄiinderii sdlltf, daß .dt£ 'Zyätfgs&ztehppjg durch StyafvoUzug 
unterbrochen wird; durch denselben wurden 'die/,SixafvoK- 



• hat. diese Aussetzungen] Wege des Strataufschubs auf Wohl- 

ifffi fifl Ä tfcfli äV*^ *fan P rl CISC 'ij-ri'rri T-9 } Üfit iof 


1$$8 ul Verbi^^ htJejctttefUngen des Allerhöchsten 

'Erlasses vom 14. November 1001 zu geschehen. 



den Anstalten nach jVloglichkeit m unter lassen sind,, vor 
allen Dingen aber nicht durch Gendarmen, sondern durch das; 
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1 Sifß die Strafausialteit angeweseu, Vöd der hevörstehehden 
Entlassung eines Zöglings. dem Bezirksaint iVUlrdlung zu 
machen, damit diesesdle erforderlicbeti Schritte zuneventfieUen 
ddötetMugurig #s Jugeridh^ ln Ausführung 

tmd Ergänzung; dieser Vorsclielften bestimmt die Vollzugs^ 
Verordnung zunächst, daß die .Staatsanwaltschaft-, von jedem 
aSEafverfahien gegen einen Zwangszögling dem in. Betracht 
kommenden Bezirksamt 'Aiitteilung zu machen hat Ferner 
hat sich, die Strafvoilzugsbehörde, wenn sie den Strafvollzug 
gegen^einenleitende Behörde m 
wenden und '4ati2t|jSr zu erkennen/nh 

der Vollzug eingeleitet oder ausgesetzt werden soll. Zuffi 

des oben genannten Erlägges 

voll iSÖÖ wiedcrhe'lt. Durch diese Vocsciintlen wird iöv etw 
Erfolg des Zusammentreffens der ZwangserzMatng mit einer 
geschaffen. /|A An diesföi- $ei däütdti 



führen soll / Fine';pnozif«eH£.' :iRegetu'i3g'1hat aber bis fetzt in 
Baden die Frage nicht gefunden, 

Bei den; bisherig«! Erörterung^ über den Vollzug der 
Zwm]g r '$er/iehftrc'g'’.wurdetkiäij Unterschied zwischen T'auntien- 



aber die Normen .för beide Arten 
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von Zwangserziehung weit auseinander und so ist zunächst 
kurz auf die Würdigung der Frage: Familie oder Anstalt? 
einzugehen. Es wurde oben erwähnt, daß die badische Gesetz¬ 
gebung von jeher der Familienerziehung den Vorzug gab. 
Der maßgebende Gesichtspunkt für diesen Standpunkt war in 
erster Linie der Gedanke, daß die Zwangserziehung, die 
sozusagen eine künstliche Erziehung darstellt, am besten 
unter den gleichen Umständen gedeiht wie die natürliche. 
Erziehung, die Erziehung durch die Eltern. Tatsächlich wird 
auch im allgemeinen jede Erziehung im Schoße einer Familie 
am leichtesten durchzuführen sein und die befriedigendsten 
Resultate zeitigen. Neben diesen ersten wichtigen Vorzug der 
Familienerziehung tritt der Umstand, daß das Zusammensein 
der Zöglinge mit guten d. h. nicht verkommenen und verwahr¬ 
losten Menschen an sich schon erziehend auf sie einwirkt. 
Endlich kann in einer Anstalt nie der Grad von Individuali¬ 
sierung und feinster Spezialisierung in der Erziehung erreicht 
werden, wie in der Familienerziehung. Dem gegenüber stehen 
wieder die Nachteile der Unterbringung in einer Familie und 
Vorteile einer Anstaltserziehung. Zu jenen ist insbesondere 
der Mißbrauch der Arbeitskraft der Kinder, die sehr leicht 
möglich ist, sowie die sehr häufige Schwäche der Erziehungs¬ 
gewalt zu rechnen, Nachteile die man auch in den für Zwangs¬ 
erziehung ausgesuchten Familien nur zu leicht begegnet. Die 
Unterbringung in einer Anstalt dagegen bietet gerade in der 
strengen Zucht, dem Unterricht und dem gut geregelten 
Arbeitsbetrieb große Garantien für die Wirkung der Zwangs¬ 
erziehung, während hier wieder häufig Ansteckung durch noch 
schlechtere Elemente und leicht auch der Mangel jeglicher 
Einwirkung auf das Gemüt störend und verstockend einwirken. 
Zieht man das Fazit aus dem Für und Wider, so wird man, 
und das ist die weitaus herrschende Meinung, der auch fast 
alle bundesstaatlichen Gesetze huldigen, als den besten Ersatz 
für eine Erziehung im Elternhaus, die Unterbringung in einer 
geeigneten Familie ansehen müssen. Daß das badische Gesetz 
seinen Standpunkt schon in seiner Fassung zum Ausdruck 
bringt, wurde oben bemerkt; auch in Erlassen trat dieser 
Standpunkt der Regierung zutage, so wenn das Ministerium 
des Innern im Einverständnis des Justizministeriums in einem 
Erlaß vom 18. August 1894 bestimmte, daß die Bezirksämter 
trotz des Wortlautes der §§ 56 und 362 St.G.B., nach denen 
der Richter auf Unterbringung in einer Erziehungs- oder 
Besserungsanstalt erkennen kann, auf Grund eines solchen 
Erkenntnisses Zwangszöglinge in Familien unterbringen können. 
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Mit der Entscheidung, daß der Zögling in einer Familie 
unterzubringen sei, ist aber erst die Voraussetzung zur weiteren 
Entscheidung darüber gegeben, ob der Zögling in einer 
fremden oder in der eigenen Familie unterzubringen sei. Man 
hat mit Recht darauf hingewiesen, daß dieser letztere Fall 
keineswegs von untergeordneter Bedeutung ist, vielmehr sehr 
häufig der Zögling probeweise aus der Anstalt entlassen und 
der eigenen Familie übergeben wird, oder der Zögling nach 
Anordnung der Zwangserziehung der Familie überlassen 
bleibt, in der Hoffnung, diese werde sich jetzt so anstrengen in 
der Erziehung, um ihn bei sich zu behalten, daß eine weitere 
Unterbringung nicht nötig werde. — Wenn auch keine eigent¬ 
liche Erziehungsmaßnahme, so doch nahe damit verwandt, ist 
die Entfernung der schädigenden Elemente aus der Familie 
resp. der Umgebung des Zöglings; hierher zu zählen ist die 
Verbringung eines trunksüchtigen Vaters in eine Trinkerheil¬ 
anstalt und dergleichen mehr. 

Hat sich die Verwaltungsbehörde für die Unterbringung in 
einer fremden Familie ausgesprochen, so ist die im einzelnen 
Fall geeignete Familie auszuwählen. Ueber diese Wahl gibt 
der § 19 der Vollzugsverordnung eingehende Vorschriften; 
zunächst wird sorgfältige Auswahl verlangt und hinreichende 
Sicherheit dafür, daß die Familie bei einfacher Haltung für 
die körperlichen Bedürfnisse des Zöglings genügend sorgen 
und insbesondere günstig erzieherisch auf ihn einwirken werde, 
und daß vornehmlich auch der nachteilige Einfluß der bisher 
zur Erziehung verpflichteten Personen ausgeschlossen werde. 
Mit Rücksicht auf diesen letzten Punkt besonders soll eine 
Familie gewählt werden, die ihren Wohnort nicht am bisherigen 
Aufenthaltsorte hat. Weitere Anforderungen, die an die 
Familie gestellt werden, sind: vollständig unbescholtener Ruf, 
sicheres Auskommen und gesunde Wohnung, schließlich nach 
Möglichkeit gleiche Konfession wie der Zögling. Offenkundige 
Arme, sowie solche, die Schlafleute halten, schließt die Ver¬ 
ordnung aus, wie auch Familien, die besorgen lassen, daß sie 
die Aufnahme des Zöglings eigennützig mißbrauchen. Was 
die Aufnahmezahl von Zöglingen anbetrifft, so gestattet die 
Verordnung die Unterbringung von zweien in einer Familie; 
darüber hinaus sollen keine Zwangszöglinge einer Familie 
anvertraut werden. 

Im folgenden kommt die Verordnung auf den Vertrag, der 
mit dem Familienvorstande $bzuschließen ist. Sowohl die 
Auswahl der Familie, wie den Abschluß des Vertrags überläßt 
die Verordnung dem mit dem Vollzüge betrauten Verein und 
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behält die Genehmigung des Vertrags dem Bezirksamt vor. 
Neben diesem Vorbehalt bezirksamtlicher Genehmigung ver¬ 
langt die Verordnung, daß in dem Vertrag das Recht jeder¬ 
zeitiger Rücknahme des Zöglings und Auflösung des Vertrags 
Vorbehalten bleibe. In dem Vertrag übernimmt der Familien¬ 
vorstand die Verpflichtung, dem Zögling angemessenes Obdach 
mit besonderem Bett, ausreichende Beköstigung und reine 
Kleidung, sowie etwaige ärztliche Hilfe und Heilmittel zu 
beschaffen. Der Familien Vorstand verpflichtet sich weiter zur 
gewissenhaften, religiösen Erziehung, Anhaltung zur Arbeit 
und Ordnung, zu Kirchen- und Schulbesuch. Andererseits ist 
dem Familienvorstand zu gestatten, den Zögling zu Haus- und 
Feldarbeit heranzuziehen, soweit dies nicht die geistige oder 
körperliche Entwicklung des Zöglings beeinträchtigt. Der 
Erziehungs-Gefährdung wegen, die die Beschäftigung in einer 
Fabrik darstellt, bedarf es hier zu einer besonderen bezirks¬ 
amtlichen Genehmigung. Weiterhin enthält die Verordnung 
die Bestimmung, daß das Bezirksamt bei der in Frage kommen¬ 
den Postanstalt zu beantragen hat, daß alle Postsendungen 
an den Zögling nicht diesem, sondern dem Familienvorstand 
auszuhändigen sind. Was schließlich noch die Vergütung 
angeht, so ist hierüber bestimmt, daß sie so bemessen sein soll, 
daß schon darin eine Sicherung zweckmäßiger Ausführung 
liegt. 

Während der so bestimmte Vertrag für schulpflichtige 
Zöglinge ausreicht, ist für schulentlassene Zöglinge häufig noch 
ein besonderer Lehrvertrag abzuschließen, der naturgemäß 
am zweckmäßigsten mit dem Aufnahmevertrag verbunden 
wird. Nicht immer wird aber der Familienvorstand zugleich 
Dienstherr sein können, resp. der geeignete Dienstherr den 
Zögling bei sich aufnehmen wollen; in diesen Fällen werden 
zwei Verträge nötig. Es versteht sich von selbst, daß auch bei 
Auswahl des Dienst- öder Lehrherrn auf dessen Persönlichkeit 
großer Wert zu legen ist. Hat der Zögling noch keinen Beruf 
ergriffen, dann fällt der Vollzugsbehörde auch die Wahl des 
zukünftigen Berufs zu. Hier ist der Wunsch des Zöglings zu 
berücksichtigen, wie auch die Verwandten zu hören sind. Auch 
für den Lehr- oder Dienstvertrag ist bezirksamtliche Ge¬ 
nehmigung vorzubehalten. 

Die nahezu größte Schattenseite der Familienerziehung 
der Anstaltserziehung gegenüber ist die geringe Zuverlässigkeit 
des Leiters der Erziehung. Während in der Anstalt der Vor¬ 
steher ein für diese Stellung besonders ausgesuchter und wohl 
vertrauter Beamter ist, kann man an die Familienvorstände 




— 186 


nicht solche Anforderungen stellen, will man nicht die 
Familienerziehung überhaupt illusorisch machen. Es bedarf 
also einer eingehenden Kontrolle seitens einer Person, die in 
der Erziehung, speziell auch der schwer erziehbaren Kinder, 
bewandert ist. Es wurde oben schon darauf hingewiesen, 
daß man von den Verwaltungsbeamten keine befriedigende 
Kontrolle verlangen könnte; die Anforderungen, die man an 
diese stellen müßte, wären zu groß. Man ging deshalb dazu 
über, für jeden Zögling einen Fürsorger zu ernennen, wobei 
es natürlich keineswegs ausgeschlossen ist, daß ein und dieselbe 
Person Fürsorger für mehrere Zöglinge sein kann. 

Das Fürsorgeamt ist ein „Vertrauensamt“ bei dem es 
einen Annahmezwang nicht gibt; eine Ausnahme hiervon 
bilden nur die Vormünder und Gegenvormünder, die als Für¬ 
sorger bestellt, das Amt annehmen müssen; wie oben schon 
erwähnt, sollen diese bei bevormundeten Zöglingen in erster 
Linie bestellt werden. Bei der Auswahl der Fürsorger ist auf 
das Religionsbekenntnis der Zöglinge zu achten. Beachtenswert 
ist die Bestimmung, daß für weibliche Zöglinge auch weibliche 
Fürsorger bestellt werden können. 

Die Bestellung erfolgt durch das Bezirksamt, dem die 
Fürsorge obliegt; die Bestellung ist jederzeit frei widerruflich. 
Dem Fürsorger wird folgende von der Zentralleitung des 
Landesverbandes der badischen Bezirksvereine für Jugend¬ 
fürsorge und Gefangenenschutz ausgearbeitete Dienstanweisung 
übergeben, die er pünktlich und gewissenhaft zu befolgen hat: 

Dienstanweisung 
für den amtlich bestellten Fürsorger. 

„Für jeden unter der Maßregel der Zwangserziehung 
stehenden und infolgedessen in einer Familie untergebrachten 
Zögling wird durch das Bezirksamt ein besonderer Fürsorger 
bestellt. 

Diesem Fürsorger liegt es im Verein mit dem Gemeinde¬ 
waisenrat des Ortes der Unterbringung ob, die Leistungen der 
Familie, bei welcher der Zögling untergebracht ist, sowie das 
Verhalten desselben in der Zwangserziehung zu überwachen. 

In Erfüllung dieser Obliegenheiten hat derselbe die auf 
der Rückseite abgedruckten Bestimmungen der maßgebenden 
Gesetze und der Vollstreckungsverordnung hierzu zu beachten. 

Insbesondere hat derselbe den Zögling in der Familie 
persönlich aufzusuchen, sich vorstellen zu lassen und ihm von 
seiner Bestellung als Fürsorger Kenntnis zu geben, von dem 
Inhalt des Lehr- oder Dienstvertrags sowie auch von der Mit- 
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teilung Einsicht zu nehmen, welche dem Lehr- oder Dienstherm 
seitens der Oroßh. Erziehungsanstalt Flehingen zugegangen 
sein sollte. 

Auch hat der Fürsorger sich darüber zu verlässigen, daß 
der Zögling mit den erforderlichen Arbeitskleidem, einem 
anständigen Sonntagsanzug und der nötigen Wäsche aus¬ 
gestattet ist. Diese Besuche hat er in geeigneten Zwischen¬ 
räumen vorzunehmen, sich hierbei jeweils den Zögling vor¬ 
stellen zu lassen, demselben Gelegenheit zum Anbringen 
etwaiger Wünsche oder Anliegen zu geben, die letzteren einer 
sofortigen reiflichen Prüfung zu unterziehen, sich über den 
pünktlichen und gewissenhaften Vollzug des Lehr- bezw. 
Dienstvertrages hinsichtlich der Art der Unterkunft, der Ver¬ 
pflegung und Beschäftigung des Zöglings, sowie über dessen 
Leistungen, Führung und Fortschritte und den regelmäßigen 
Besuch der Fortbildungs- bezw. Gewerbeschule und des 
Gottesdienstes, sowie der Christenlehre an Sonn- und Feiertagen 
zu vergewissern; in letzterer Hinsicht auch mit den Ortsgeist¬ 
lichen und Lehrern zu benehmen und sofern sich irgend welche 
Mängel ergeben, für deren baldige Abstellung besorgt zu sein. 
Er hat ferner darüber zu wachen, daß das dem Lehr- und 
Dienstherrn zustehende elterliche Züchtigungsrecht nicht zu 
Mißhandlungen mißbraucht, daß der Zögling in Kleidung und 
Wäsche gut gehalten und daß alle durch das Vertrags- oder 
ordnungswidrige Verhalten des Lehr- bezw. Dienstherm oder 
des Zöglings gebotenen Vorbeugungsmaßregeln namentlich 
auch, falls letzterer Lust zum Entlaufen zeigen sollte, sofort 
getroffen und vollzogen bezw. fortgesetzt aufrechterhalten 
werden. Eine erfolgte Entweichung des Zwangszöglings ist 
von dem Fürsorger umgehend demjenigen Bezirksamt anzu¬ 
zeigen, welches den Fürsorger bestellt hat. 

Auf Antrag des Familienvorstandes kann der Zögling 
auf die Dauer von 24 Stunden in polizeiliches Gewahrsam 
genommen werden. 

Der Fürsorger hat sich endlich darüber zu vergewissern, 
ob die bezirksamtlichen Anordnungen, wonach die zuständige 
Postanstalt Postsendungen jeder Art, welche für den Zwangs¬ 
zögling bestimmt sind, nicht an diesen, sondern an den 
Familien-Vorstand ausgehändigt werden sollen, zum regel¬ 
mäßigen Vollzug gelangt. 

Sollte in dem Dienst- oder Lehrvertrag dem Zögling für 
den Fall guten Verhaltens ein Taschengeld zugesichert worden 
sein, so hat der Fürsorger darüber zu wachen, daß dieses 
Versprechen fortgesetzt eingehalten wird. 






— 188 — 


Der Fürsorger wird den Oemeindewaisenrat zu Rat und 
Hilfe beiziehen und ihn von erheblichen Vorgängen baldigst 
in Kenntnis setzen. 

Ueber die Wahrnehmungen, welche der Fürsorger bei der 
nach den §§ 23 bis 25 der Vollzugsverordnung zu führenden 
Kontrolle gemacht hat, ist von demselben in dringenden Fällen 
eine sofortige Anzeige, außerdem aber mindestens halbjährlich 
ein Bericht demjenigen Armenverband oder Verein, durch 
welchen die Unterbringung vollzogen ist, zur weiteren Vorlage 
an das Bezirksamt zu erstatten. Letzteres teilt schriftliche 
Berichte über Mündel dem betr. Vormundschaftsgericht zur 
Einsicht mit. Bare, von dem'Fürsorger bestrittene Auslagen, 
sind schriftlich auszuzeichnen und bei dem Bezirksamt behufs 
der Ersatzleistung anzumelden.“ 

Es folgen dann die den Fürsorger angehenden Gesetzes¬ 
und Verordnungsbestimmungen. Besonders hingewiesen sei 
hier auf vorstehenden Absatz 8 (Taschengeld), der neu im 
Jahre 1907 in die Dienstweisung aufgenommen wurde, da sich 
diese Maßnahme als gutes Erziehungsmittel erwies. 

Von der erfolgten Bestellung ist der Zögling in Kenntnis 
zu setzen. Bei dieser Auswahl und Bestellung des Fürsorgers 
wirken die mit dem Vollzug betrauten Vereine in weitgehendem 
Maße mit; in hervorragender Weise auch bei der Ausbildung 
des jetzigen eben skizzierten Rechtszustandes beteiligt sind die 
schon erwähnten: „Badischen Bezirksvereine für Jugendschutz 
und Gefangenenfürsorge.“ Ueber ihre Tätigkeit, deren auch 
bei der Anstaltserziehung zu gedenken sein wird, ist weiter 
unten ausführlicher im Zusammenhang zu sprechen. 

Das Amt des Fürsorgers stellt sich als eine Beaufsichti¬ 
gung der Tätigkeit des Zöglings und der Familie dar. Diese 
Kontrolle hat sich nach § 23 der Verordnung insbesondere 
darauf zu erstrecken, ob die Voraussetzungen, unter denen 
einer Familie Zöglinge anvertraut werden, fortwährend vor¬ 
handen sind. Zum Zwecke dieser Aufsicht hat der Fürsorger 
„in geeigneten Zwischenräumen“ die Familie aufzusuchen und 
sich den Zögling selbst vorstellen zu lassen. Er soll nach der 
Dienstweisung dem Zögling bei dieser Gelegenheit ermöglichen, 
Wünsche und Anliegen vorzubringen, diese auch einer reif¬ 
lichen Ueberlegung unterziehen. Der Fürsorger hat ferner 
darauf zu achten, daß der Zögling die vorgeschriebene 
Kleidung besitzt, ordentlich untergebracht ist und richtig 
ernährt wird, schließlich hat er sich über den Schul- und 
Kirchenbesuch zu vergewissern und den Zögling zum Besuch 
der Christenlehre anzuhalten, sich deswegen auch mit den 
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betreffenden Geistlichen in Verbindung zu setzen. Ist weiter 
ein Dienst- oder Lehrvertrag abgeschlossen, so hat er auf 
dessen pünktlichen Vollzug zu achten. Im allgemeinen soll 
sich der Fürsorger mit dem Gemeindewaisenrat ins Benehmen 
setzen, um für die ordnungsgemäße Durchführung zu 
sorgen. Nur in besonderen Fällen, bei Flucht oder sonstigen 
erheblichen Mängeln, bei dem Vollzug der Anordnungen, hat 
er direkt mit dem Bezirksamt in Verbindung zu treten. Im 
übrigen hat der Fürsorger dem mit dem Vollzug betrauten 
Verein halbjährliche Berichte einzureichen, die dieser weiter 
an das Bezirksamt zu geben hat. 

Wie schon erwähnt, ist das Amt eines Fürsorgers für die 
geregelte Durchführung der Erziehung in einer Familie von 
hervorragender Bedeutung und gerade deshalb die große 
Schwäche bei der Familienerziehung. Denn wenn auch durch 
den heutigen Rechtszustand und die genannte Dienstanweisung 
das Fürsorgeamt weit vollkommener ausgestaltet ist als früher, 
so läßt die Durchführung noch immer viel zu wünschen übrig; 
dadurch, daß das Amt des Fürsorgers regelmäßig nur eine 
Nebenbeschäftigung ist, vielfach auch ein so reges Interesse 
nicht vorhanden ist, wie es wünschenswert wäre, wird der 
Erfolg der Zwangserziehung vielfach um ein beträchtliches 
eingeschränkt, wenn Mißstände zu spät erst entdeckt werden, 
oder der Zögling sich Unarten angewöhnt hat, die bei früh¬ 
zeitigem Hinweis hätten vermieden werden können. 

Um etwaigen Mängeln in dieser Hinsicht nach Möglichkeit 
entgegenzutreten, steht dem Bezirksamt die Oberaufsicht über 
den Vollzug auch nach Bestellung des Fürsorgers zu. Vielfach 
werden nun aber Zöglinge außerhalb seines Bezirkes unter¬ 
gebracht, in einem solchen Falle kann das Bezirksamt die 
Oberaufsicht behalten und nur dem anderen Bezirksamte Mit¬ 
teilung machen, oder es kann die Oberaufsicht eventuell auch 
die Bestellung des Fürsorgers dem Amte übertragen, in dessen 
Bezirk der Zögling untergebracht ist. Auf alle Fälle bleiben 
dem mit dem Vollzug betrauten Amte die Entscheidungsbefug¬ 
nis über die Art der Ausführung und die etwaige Einstellung 
der Maßregeln überlassen. 

Es wurde oben betont, daß ein großer Nachteil der 
Anstaltserziehung in dem Mangel der Individualisierung liegt, 
und dem ist nach Möglichkeit zu steuern. Dazu bieten sich 
zwei Mittel, die am besten verbunden werden, um in dieser 
Beziehung die Unterbringung in einer Anstalt der Familien¬ 
erziehung möglichst anzunähem: Die Spezialisierung der ein¬ 
zelnen Anstalten und die Individualisierung in den Anstalten. 
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andernfalls gut daran tun, Privatanstalten zur Durchführung 
der Zwangserziehung heranzuziehen. 

Es fragt sich nun, wieweit eine solche Differenzierung 
gehen soll; man wird als beste Antwort hierauf sagen: so weit 
als möglich. Die drei wesentlichsten Punkte, in denen bisher 
eine Trennung stattgefunden hat, sind: Geschlecht, Alter und 
Religion. Neuerdings treten Bestrebungen zutage, die eine 
weitere Scheidung nach leichterer oder schwererer Erziehbar- 
keit, geistiger Gesundheit oder geistiger Störung vornehmen 
wollen. Dem obigen Grundsatz folgend, kann man diese 
Strömungen nur begrüßen und unterstützen; es wird erst am 
Schluß der Arbeit auf diesen Punkt näher einzugehen sein, 
hier seien die genannten drei schon bisher beobachteten 
Momente kurz beleuchtet. Die Trennung der Geschlechter 
wird allgemein als wünschenswert, ja als unbedingt erforderlich 
erklärt, wenigstens in vorgeschrittenem Alter. Im Kindesalter, 
also etwa bis zu zwölf Jahren, ist eine gemeinsame Erziehung 
nicht nur nicht schädlich, sondern vielfach fördernd. Tat¬ 
sächlich ist auch fast überall diese Trennung durchgeführt, 
insbesondere kennt man in Baden nur Anstalten mit strenger 
Trennung der Geschlechter. Aber als nicht minder wichtig 
ist die Sonderung der einzelnen Altersklassen zu bezeichnen. 
Die in Frage kommenden Grenzen sind etwa das zwölfte und 
das vierzehnte Lebensjahr. Bis zum zwölften Lebensjahr wird 
man die verschiedenen Altersklassen ohne Gefahr gemeinsam 
unterbringen können. Von hier an wird aber eine Scheidung 
nötig und zwar wird man in der Regel schon der einfacheren 
Handhabung der Hausordnung halber Schulpflichtige von 
Schulentlassenen trennen. Nach dieser Grenze wird vielfach 
eine Trennung nicht mehr vorgenommen, wenngleich eine 
solche natürlich durchaus wünschenswert wäre; immerhin 
kommt ihr keine so prinzipielle Bedeutung zu, wie den vor¬ 
genannten Altersstufen. Streit herrscht nun endlich über den 
letzten Punkt: die Konfession. Man muß unbedingt zugeben, 
daß die Religion eines der wichtigsten Erziehungsmittel dar¬ 
stellt. Es frägt sich nun, ob in einer streng konfessionellen 
Anstalt dieses Erziehungsmittel mit so viel mehr Nutzen und 
Erfolg angewendet werden kann, wie in einer paritätischen 
Anstalt, daß man eine Sonderung nach dieser Hinsicht ver¬ 
langen soll. Es darf dies bei den Erfolgen gerade mit der 
religiösen Einwirkung auch in paritätischen Anstalten zweifel¬ 
haft erscheinen. Was ist denn der große Unterschied zwischen 
konfessionellen und paritätischen Anstalten? Erstens wird 
täglich morgens und abends das Gebet in dem betreffenden 
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ReligiOöSfStÖä gesprochen; zweitens sind alle wai^ßin der 
Koniession 2^1ipp; 

Erleichterung der iEfe|ehung bd.dei, ist, nicht anzunehraen; 
bezuglieft des zweiten (3edanke*:is ist das schon eher möglich;,'' 
Die einzige Persönlichkeit, bei der dies aber in t rage kommt, 
ist der Anstaltsleiter/-.- .Bei seiner Auswahl wird mäh. eben 
darauf Rüchsicht zu nehmen haben, daß die beimPerson:nicht-; 
fanatischer Anhänger einer Konfession ist,- vielmehr auch 
Verständnis-für die andere Konfession beste;, dann wird*: 
wenn man überdies, in dieser /Hinsicht auch bei der Auswahl 
desfübrigen Personals Vorsicht /walten läßt, der Efiteimng; 
hierdurch kein Eintrag geschehen; Man kann also die For~ 
derartig nach einer Sonderung der/Konfession nicht aufrecht 
erhalten, zumal auch in parifätisthen Anstalten einer uner¬ 
wünschten Indolenz gleichzeitig vorgebeugt wird. 

Diese Oedanken waren im AhsehtuB an die möglichste 
Annäherung der Anstaltserziehung ah die Unterbringung in 
Familien auszuführen und zwar sowohl hinsicjttfich privater 
wie staatlicher Anstalten. Iqi folgenden wird avd' die Erforder¬ 
nisse der Einrichtung der Anstalten und zwar jetzt speziell der 
Staatsanstalten ein^egaiigen weiden, die sodann eine Dar¬ 
stellung' des heutigen ; Zustandes in Baden gegeben. wird. 


campte aussi au meber enseigne. ä ihüque fitve. CJiaqiie 
groupe farmerä uns seetwn se parte, de mumire ä rediser 
Optant, que, possible les sySternes de Viducatim fmmtiaU Mit 
diesen Worten stellt sieh die ,3. Session du congm inten 


des Mmdtants, Vägabondes et AUfnes, Anwes lfj-20 JuiUet 
19.1 f“ auf den Standpunkt des Farniriensystems. Der Kongreß 
stellt also die Forderung auf, innerhalb der einzelnen Aastalten 
kleine Familien zu bilden, in denen die Zöglinge erzogen 
werden. Es hat damit Wieder neuerdings. ein bedeutender 
Kongreß dein Familiensystem den Vorzug- gegeben. Ehe in 
eine Würdigung der in Frage kommenden Systeme emgegangeu 
wird, möge eine kurze Skizziemng ihrer Qriindzüge folgen. 
Als erstef :hat Hackriey zu Anfang- des i.d. Jahrhunderts ein 
-d£$^ägesy$tem <f bei London verwitkikhE in dem er innerhalb 
des Rahmens einer .großen Anstalt kleine Farmlieh gründete, 
Gruppen von Zöglingen, die einer Handwerkerfamilie zugeteilt 
sind und die in einer Anzahl kleiner Häuschen wohnen. Auf 
den Kontinent übertrug Wiehern 1833 mit der Gründung" 
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seines „Rauhet Hauses“ dieses System, liier mir mit der 
Aendening,.däß der Vorstand der Familie nicht ein Vater und 
. eine. Mirtter;.-3onderu nur einBruder des rauften Hauses war. 
Diesem faxmitensysreijj, das stell heute in Hamburg, England 
und Amerika findet, steht das sogen. Anstaltspmizip entgegen, 
bei dem m einer Anstalt ht-^ieirischafdiclien Sälen die 
Zöglinge, untergebracht und beschäftigt werden, häuitg r so 
gtoßeateils in Italien, mit der Maßgabe,, daß nachts eine 
Trennung der Zöglinge, m einzelnen Zellen erfolgt. Das 
Uunfhensystero, das neuere Prinzip, huldigt dem Gedanken* 
die Anstaltserziehung der FamiUe?;>erziehung zu nähern und 
wäre somit nach den oben dargelegten Grundsätzen, pur zu 
begrüßen, Pie Trage ist aber die, ob eine Solche Annäherung 
der beiden Erziehungsarten Wirklich in dem. Maße erfolgt, daß 
die Mehrkosten, die ein solches Feunilietesystem. verursacht, 
gerechtfertigt sind. Und diese Frage ist zu verneinen, • Die 
Anstalten, die heute Famihenur/iebung kennen, haben Familien 
con 4ö und mehr Kopten und zwar- Tämilien ohne Mutier 
Und durch diese beiden Umstände geben die Vorteile des 
ganzen Systems Verloren: Die Einwirkung auf;das Gemüt und 
dte fudividisa.lisicruJijgC Gerade die Mitwirkung einer Frau 
bei der Zwangserziehung wirre etwas sehr wuhscheaswertesy 
— „L : e.ihicütu>n das fernes enjufils dort Ute fade avac la col- 
laharühon des .femmes { \ lautet es in den wem des erwähnten 
Aiitwerpefter Köngi-esses aber es ist in den meisten Fällen 
sdböbdäs itiid die zu Weit vorgeschrittene 

Verwahrlosung der Zöglinge, wenigstens der älteren von ihnen, 
ausgeschlgs^eh. Gewiß das eigentliche FaraUieasystem nach 
Hackneys Gestaltung würde die Unkosten reichlich recht-;., 
fertigen, das heutige System . nicht. Tatsächlich kommen heute 
eine ganze Anzahl Von' Anstalten, die nach dem Aystaitspnnzip 
geleitet werden, aal das gleiche hinaus^ wie diese Familien, die 
nur dem Narnen rräch solche sind, es ist nur arr die Anstalten 
zu denkeo, die bloß 2.0 oder 30 Zöglinge aufnehmen; sic sind 
solche Familten, die nur isoliert stehen, statt neben b oder ö 
änderen zu ''existieren. Solange man ein wirkliches Familien- 
rsystem nicht. diuxdif uhren kann, soll man sich ehrlich zum 
iMjMaltsprmzfp bekfetmen undteAitSfälten Von niäßig&m liddang 
gründen. 

Damit ist die Frage der Größe der Anstalten oe/ohrt, 
eud sie soll hier gleichfalls kurz erörtert werde». ' Mau hat, 
so. schon der Strafaostalisbeamtentag von 1S86 als Hoettefca|j| 
3013 Zöglinge genannt. Fs wird sieh hei eierte geringen 
Tmanzieltcn "Mitteln, die heute noch füt: die. Zwängler Ziehung 

5^^v'tLv4:ö T-vS.. • . *. U A 
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aufgewendet werden, noch oft nicht vermeiden lassen, diese 
Zahl zu erreichen, ja sogar sie zu überschreiten, eine Tatsache, 
die nur sehr zu bedauern ist — „Tous les etablissements doivent 
avoir une population peu nombreuse — Bei derartig großen 
Anstalten treten natürlich die Mängel des Anstaltsprinzips 
kraß zutage. Bleibt man aber bei kleinen Anstalten bis zu 
50 oder 60 Zöglingen oder gar darunter, so wird man diese 
Schattenseiten auf ein Minimum herabdrücken und gleichzeitig 
den oben gestellten Forderungen auf Spezialisierung der An¬ 
stalten leichter gerecht werden können. In solchen Anstalten 
wird ein eifriger und befähigter Leiter ohne allzu große 
Mühen in der Individualisierung der Zöglinge so weit gehen 
können, wie der Vorstand einer Familie im Wichemschen 
System. 

Ueberhaupt ist es viel weniger das Prinzip nach dem 
eine Anstalt betrieben wird, ja selbst nicht einmal so sehr 
die Zahl der Zöglinge, als vielmehr die Persönlichkeit des 
Anstaltsleiters, die der ganzen Erziehung das ihr eigentümliche 
Gepräge gibt. Man ist heute allgemein der Ansicht, daß ein 
Arzt oder Lehrer, in konfessionellen Anstalten wohl auch ein 
Geistlicher, am geeignetsten ist für die Stellung eines Anstalts¬ 
leiters. So sagt der Antwerpener Kongreß: „Le Service 
medical et pedagogique dort y etre serieusement organisL u 
Man wird bei der Auswahl unter den genannten Gruppen 
am leichtesten jemanden finden, der den Anforderungen eines 
Anstaltsleiters genügen kann. Daß man allzu junge Kräfte 
nicht wählen darf, andererseits der Leiter auch körperlich den 
Aufgaben und Anstrengungen voll gewachsen sein muß, bedarf 
keiner besonderen Erwähnung. Man kann bei der Wahl dieser 
Anstaltsleiter nicht vorsichtig genug sein, da die Art der 
Behandlung durch den Vorstand das Maßgebende für die 
gesamte Erziehung, insbesondere für die Behandlung durch 
die übrigen Anstaltsbeamten wird. Der Leiter ist möglichst 
selbständig zu stellen, seiner Bewegung freier Raum zu lassen, 
damit er nicht nur einen Teil seines Erziehungsgedankens 
verwirklichen kann, das dann nur ein Stückwerk darstellt, das 
zum Nutzen der Zöglinge nicht ausschlagen kann. Anderer¬ 
seits ist vor allem in der Anfangszeit eine eingehende Kontrolle 
durch die zuständige Behörde zu üben. Dem Vorstand ist, 
abgesehen von der Disziplin über Zöglinge, eine gewisse 
Disziplinargewalt über das gesamte Personal zu überlassen 
und eine Mitwirkung bei der Anstellung derselben ein¬ 
zuräumen. 



Das Personal selber wird am besten, abgesehen von etwa 
anziistellemJen Kehrern imd bei großen Anstalten von Aerzteji 
und Geistlichen, aus {landwerkera bestehen, die die Zöglinge 
in dem betreffenden Haftdwerkszwelg unteniditen. Man wird 
auf einen Aufseher höchstens 10 Zöglinge rechnen' dürfen, um 
keine Ueberlasiung des Personals und damit eine öefährdüng 
des E rfolges herbei zufft hren. 

ÄFeitrie Fragen, die eine 

• Arbeitsfrage. Die ubiigen 
badischen 

Anstalten Äü streifeii sein* An der gleichzeitig ersichtlich sein 
wird, -wie die vorgenannten Prinzipien in Baden zur An* 
wendjmg'iot^edE^^^/4er..dfs't«!n ergeben -sich Zweifel 

zünäclist in der Hinsicht, ob ein Unterricht nur bis zum' 
völkssdnilpflichtigen Alter auszudehnen ist oder noch weiter. 
Man wird hier zunächst verlangen müssen, daß auch m 
vorgeschrittenem Älter Zöglinge. dann; Volksschulunterncht 
erhalten müssen, wenn sie nicht auf der Höbe der Schulbildung 
stehen, die man von einem VolksBchulentlassencn verlangt. 
Aber auch abgesehen davon, wird eine Bildung im Sinne der 
Fortbildungsschulen auch .Später immer notwendig sein, und 
dies bis zur Entlassung;auch Religionsunterricht zur Unter¬ 
stützung dieses ErziehwugSniitiels wird während’ der Dauer 
der ganzen Erziehung zu empfehlen sein- Der Portbildimgs- 
unter rieht wird naturgemäß dem Handwerk, das der einzelne 
Zögling erlernt, änznpassen setui man wird denicntsprecliende . 
Klassen rittzurichten "haben, wöbet ja vielfach derselbe Unters : 
rieht mehreren Gruppen von Handwerkern erteilt werden kann 

Das Handwerk wird iniier der Arbeit in der Anstalt 
neben der Feldarbeit der wichtigste Faktor sein. „Tons km 
etahlissemenis doivenl Üres siiuis ä la lajnpägneSk „Dam 
P Programm das oempditom <ks efeves iine pari smeme^ävU 
Urt eti pinn wf \ spricht sich der Äniwerpener Kongreß aus 
und der Frankfurter Strafanstaitsbeämteiitäg verlangtr „Die 
Afheh in der Anstaltistso eiiizuiüditen, daß sie SuwoHUfilr 
Zöglinge, weiche den ImidwarisehaRibdier Kreisen, wie dea- 
jenigeii, die dem Handwerkerstände angeboren 4 $s Vorbereitung 
für ihren ferneren Beruf dienen kann, Ueber die Zuweisung 
zu der einen oder anderen Art der Arbeit ist nach derai 
Persönlichkeit auch unter BerficksidUigung ihrer Wunsche zu 
. entsriiridriids id^äpvwiifdv.-'diiär iundwirisebairilcbru Ai'b&ß dis 
der gesünderen, gerne den Vorzug geben wolkir .1 «*tz«Jem 
wird in mter tlflie £ti. versüßhrit Aridj den Zögling “zu rifri 50 ' 
Gewerbe zu erzieheiE Wenn es auch bei dem Jietijjge« 







Mängel an landwirtschaftlichen Arbeitern der Anstalt leicht 
fallen 'wird, den Zögling in einer Stelle untefzüferjftgefl, so ist 
die flucht in die Stadt. zu .'gefährlich:: »hä. dort'ist. der Zögling 
dann auf seht früheres Treiben angewiesen, da ihm die 
gewerblichen Kenntnisse fehlen. Man muß es deshalb als ein 
richtiges Bestreben ahseheu, die Zöglinge nach Möglichkeit 
ut einem Gewerbe sovveh auscuhildenV daß sie die Gesellen- 
pridung abgelegt- haben und ■ && dann erst aus der Anstalt 
enilasiseri werden. Die am besten für Anstalten sicbeigneftden 
Tlaudwerkerhirten werden Schlosserei, ScMstemf Schreinerei, 
ewähfuetl Polsteret und Buchbinderei seht ln derLandwfrr 
schaft steht an erster Stelle Gärtnerei und Viehzucht, dann 
aber nach Feldarbeit selbst. . . . / ; 7 :. TC : . 

Eine Staatsanstalt, in der die wichtigsten der vorgenannten 
Prinzipien angew^det. shi^.'bfesit^t Baden Gh ;^«er Gipigeh 
staatlichen Erziehungsanstalt: F l e h s n g e n. 

Hellingen war ursprünglich keine Staatsanstaitf sie war 
von dem weiter unten noch eingehend iii besprechenden 
imhdesverbärid der 

erst später voti der Regierung wird 

von Interesse sein, diesen geschichtüctieü Eniwiekhmgsgarig 
kurz zu betrachten, ehe auf die heutlge Organisation ein- 
gegangen wird. Nachdem. die: Zeutralteitung des genannten 
Tmidesverti^ides längere Verhandlungen mit verschiedenen 
Gerrieiriden gefuhrl hatte v ihr im f^ezeniber :f $S8 mit 

der Gemeinde Flehingen einen Pachtvertrag über das frühere 
Schloß in Flehmgen abzuschließem wonach die geformte 
Gemeinde dieses der Zentralleitung überließ, zwecks Ernclitung 
einer Erziehtingsansialt. Ara X. April 188<f waren die baulichen 
Aenderunget} soweit gediehen, daß die EinWeihung erfolgen 
konnte. Die Anstalt war.däiJöds schon hestirmTh zur Aufnahme 
von nicht mehr schlüpf! tchiigen Knabe«? Die Anzahl der 
cUifzunelmienden Zöglinge war zunächst auf 2i)—30 berechnet. 
Irn Jähre tSOf waren Zöglinge; den An- 

ferdefungen auf Aiihiähme konnte schon damals nicht ganz 
hächgek>3.mmen werden; Die fttfolgedesseri notwendigen Er- 
weitertin^en der Weise möglich, daß 

das ganze Schloß Fiehingei! — bis dahin war nur ein Teil 
desselben vermietet gewesen' •— dem AnstaStszwecke dienstbar 
gemacht wurde, Auf diesen Mietvertrag wollte sich aber die 
Gemeinde liicEi ^lfriäSfEtE SO daß detv'Ahkauji: des ganzen 
Anwesens notwendig wurde *; Dieser wurde damr von der 
Regierung {ibeiaioitmieVT iit]d zwar wurde die Anstalt für 
nahezu. ML TGÖÖÜ. — vom Staate angekatm und- der Zentral- 
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leitung nun von der Regierung verpachtet. Die Zahl der 
Zöglinge wuchs dauernd weiter; im Jahre 1900 betrug sie 69. 
In diesem Umfange wurde die Anstalt im Jahre 1900 von der 
Regierung auch dem Betrieb nach übernommen. Für diese 
Uebemahme waren im wesentlichen die Gründe maßgebend, 
die, wie oben dargelegt, die Errichtung von Staatsanstalten 
wünschenswert erscheinen lassen. Während der ganzen Zeit 
dieser Leitung der Anstalt durch den Landesverband der 
badischen Schutzvereine hat der Vorstand des Ausschusses der 
Zentralleitung, der nunmehr verstorbene Geheimrat Fuchs, 
sich unvergeßliche Verdienste um die Zwangserziehung, ihre 
Hebung und Förderung erworben, da es im wesentlichen sein 
Verdienst war, daß diese Anstalt im Jahre 1889 errichtet und 
im Laufe der weiteren Jphre immer weiter ausgebaut und den 
neuen Erfordernissen angepaßt wurde. — Auch seit der 
Uebemahme durch den Staat erfuhr die Anstalt eine bedeutende 
Ausdehnung, zuletzt durch den Bau des noch eingehender zu 
besprechenden Werkstättenbaues im Jahre 1909 und jetzt 
weiter durch den geplanten Neubau einer Turnhalle. 

In der Kammerverhandlung vom 25. Februar 1910 
erklärte der Minister des Innern, Freiherr v. Bodman, man 
sei bestrebt, Flehingen immer mehr zu einer Erziehungsanstalt 
zu bilden, als ihr den Charakter einer Strafanstalt zu belassen. 
Und man scheint diesem Bestreben sehr nachzugehen ; denn die 
Anstalt mit ihren unvergitterten Fenstern an denen überall 
Blumen blühen und das freimütige Wesen der Zöglinge, der 
liebevolle Verkehr der Beamten mit den Zöglingen lassen den 
Gedanken nicht aufkommen, daß da jugendliche Verbrecher 
etwa eingesperrt seien, sondern daß junge Leute, die sich 
selbständig in ihrer vollen Freiheit nicht zurechtgefunden 
haben, hier in einem Internat die von ihnen ausgesuchte und 
gern getane Arbeit erlernen. Wie sehr erinnert es zum Beispiel 
an eine zufriedene Familie, wenn ein Zögling, die Mütze in der 
Hand, zum Anstaltsvorstand tritt und ihm sein Leid klagt, 
daß eine der jungen Tauben wieder von einem Raubtier 
gefangen worden sei und daß nur noch die Federn gefunden 
worden seien, oder wenn ein anderer Zögling freudig herbei¬ 
kommt und ein Körbchen voll Eier zeigt, die er eben aus ver¬ 
steckten Nestern den schon brütenden Hennen weggenommen 
hat. Bei allen diesen Wahrnehmungen drängt sich die Ueber- 
zeugung auf, daß hier in Wohlerzogenheit und gutmütiger 
Strenge das verirrte Gemüt sich wieder zurechtfinden muß. 
Und bei alledem muß man sich gegenwärtig halten, daß die 
schlechtesten und schwer erziehbaren Elemente aus ganz 
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Baden in Flehingen zusammengebracht werden. — Erwähnt 
sei an dieser Stelle auch ein Erlaß des Ministeriums des Innern, 
in dem die Bezirksämter angewiesen werden, dem Anstalts¬ 
vorsteher sämtliche Akten über den Zögling einzusenden, 
damit dieser leichter das ganze Wesen des Zöglings beurteilen 
kann. 

Um ein Bild vom Anstaltsleben zu geben, so sei das Jahr 
1911 als das letzte Berichtsjahr mit seinen Ergebnissen 
berücksichtigt: Am 1. Januar betrug der Zöglingsstand 135 
und bei einem Abgang von 85 und Zugang von 93 am 
31. Dezember 143. Von diesen letzteren waren 113 katholisch, 
29 evangelisch und 1 altkatholisch; weiter 113 ehelich, 30 un¬ 
ehelich; 106 vorbestraft, 37 nicht vorbestraft; 12 Ganzwaise 
und 29 Halbwaise, während 102 beide Eltern hatten. Im 
Alter von 14 Jahren standen 3, 15 Jahren 23, 16 Jahren 32, 
17 Jahren 44, 18 Jahren 28, 19 Jahren 13, während im Alter 
von 20 Jahren keiner stand. Den 7 vorwiegend städtischen 
Bezirken: Freiburg, Heidelberg, Karlsruhe, Konstanz, Mann¬ 
heim, Offenburg und Pforzheim entstammen 85 Zöglinge, 
wovon als Höchstzahl 27 auf Karlsruhe entkommen. Von den 
Entlassenen gingen 52 in Dienststellen, 15 zu ihren Eltern, 
3 ins Gefängnis, 9 ins Krankenhaus und 6 waren entwichen. 
Im Laufe des Jahres hatten 17 Zöglinge ihre Gesellenprüfung 
bestanden. Der Gesundheitszustand im Berichtsjahr war ein 
günstiger. Die kleineren Krankheitsfälle werden in der Anstalt 
selbst behandelt, schwerere Fälle im Krankenhaus Bretten. — 
Im Anschluß an die Angaben über die persönlichen Verhält¬ 
nisse der Zöglinge mögen die der Beamten folgen. An der 
Spitze der Anstalt steht der Anstaltsvorsteher: Herr Zimmer¬ 
mann, der erst seit kurzer Zeit diesen schwierigen Posten ein¬ 
nimmt. Herr Zimmermann übernahm im Juni 1909 die 
Vertretung des verstorbenen Vorstandes Herrn Umhauer. Im 
Juli 1910 wurde Herrn Zimmermann die Stelle endgültig 
übertragen. Ihm zur Seite stehen ein Buchhalter und ein 
Finanzaktuar, 2 Unterlehrer, 1 Oberaufseher und 14 Aufseher. 
Die 2. Unterlehrerstelle ist erst im Berichtsjahre geschaffen 
worden. Eine weitere Vermehrung des Aufsichtspersonals um 
zwei Stellen ist bereits vorgesehen. Der religiöse Teil der 
Erziehung wird von den beiden Ortsgeistlichen versehen, 
während dem Bezirksarzt von Bretten die sanitäre Hilfe obliegt. 
Das Aufsichtspersonal trägt seit 1910 keine Uniform mehr, 
sondern Zivilkleidung aus blauem Tuch und Dienstmütze. 
Eine bemerkenswerte Einrichtung, die hier Erwähnung finden 
soll, ist die Errichtung von Dienstwohnungen für das Auf- 
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sichtspersonal, mit der im Jahre 1910 begonnen wurde und 
die auch im Berichtsjahr weiter gefördert wurde. Der Vorsteher 
hat eine Dienstwohnung in einem Einfamilienhaus in unmittel¬ 
barer Nähe der Anstalt. 

Gleich bei der Uebemahme der Anstalt durch die Re¬ 
gierung waren Dienstweisungen für den Vorsteher, die Unter¬ 
lehrer, Oberaufseher und Aufseher erlassen worden; weiter 
war eine solche für den Verwaltungsrat ergangen, eine 
Kollegialbehörde, die aus dem Amtsvorstande von Breiten als 
Vorsitzenden, dem Vorsteher, dem Bezirksarzte, den beiden 
Geistlichen und dem Bürgermeister von Flehingen besteht, 
der eine Aufsichtsführung über die Anstalt zukommt. Das 
Wesentlichste aus diesen Dienstweisungen sei kurz angeführt. 
Dem Vorsteher der Anstalt steht die unmittelbare Leitung und 
Aufsicht über die Anstalt zu. Alles Personal ist ihm unter¬ 
stellt. Er kann gegen sämtliche Beamte auf Verweis, Geldstrafe 
bis zu Mk. 10.—, und gegen die Aufseher auf Strafdienst 
erkennen. . Dagegen ist Beschwerde an den Verwaltungsrat 
zulässig. Der Vorsteher hat weiter Schul- und Fortbildungs¬ 
unterricht zu erteilen; ihm allein steht die Strafbefugnis über 
die Zöglinge zu. Er hat weiter das Aufnahmeverfahren zu 
leiten; zur Ablehnung eines Aufnahmegesuchs bedarf er'der 
Einwilligung des Vorsitzenden des Verwaltungsrates. Der 
Vorsteher hat weiter die Kasse zu führen, wozu ihm als 
Gehilfen ein Buchhalter und ein Aktuar beigegeben werden, 
und hat die Jahresberichte zu fertigen. Er soll bei Mahlzeiten 
und in den Freistunden in der Anstalt anwesend und zugegen 
sein. Seine Anstellung erfolgt durch das Ministerium des 
Innern. 

Einer der wichtigsten Tätigkeitsfaktoren des Vorstehers, 
der Unterricht, ist durch das Anwachsen der Anstalt mehr und 
mehr in die Hände anderer Beamten, der beiden Unterlehrer 
gelegt worden; deren Tätigkeit erschöpft sich demnach in der 
Hauptsache in der Unterrichtserteilung, weiter in der Beauf¬ 
sichtigung der Turnspiele und dergl. — Dem Oberaufseher 
steht hauptsächlich die Aufsicht über das Aufsichtspersonal 
zu. Er hat im übrigen die Durchführung der Anordnungen 
des Vorstehers zu überwachen, insbesondere Aufnahme und 
Entlassung der Zöglinge, weiter hat er den übrigen Anstalts¬ 
betrieb, insbesondere Einhaltung der Tagesordnung zu über¬ 
wachen. Besonders angewiesen ist der Oberaufseher bezüglich 
des technischen Betriebs der einzelnen Aufseher; hier hat er 
sich Anordnungen zu enthalten, soweit der Betrieb seiner 
eigenen beruflichen Ausbildung fremd ist. Hier ist vielmehr 
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den Aufsehern eine gewisse f reineit belassen. : Be/ügUch ; 



sich .insbesondere Besch im pHmgsri und Züchtigungen streng 
tu enthalten, Ini übrigen ist in ihrer Dietiriweisuitg der von 
den ein/einen iu versehende Dienst besonders geregelt. Alle 
anderen wichtigen /. Bestimmungen sind in der -.Dienst* und 
Hausordnung niedergelegt, die ihrer Bedeutung halber folgen 
möge; 


sowie 


»t- und Hausordnung der Grofth, Efzielmngsanstalt 
f fehingen. 


% i. 

Der Zweck der Anstalt Ist die Besserung sittlich verwahrloster, 
nicht mehr schulgfrichtiger Knabeu, welclw ihr rugewiesen werden 
' l, auf örunu de» § 36 E,$trO.B. <?d.er _ -\ 4 ' 

2. auf Örund des uesetzes vom A Mai 1886 — in seiner Fassung 
vom 16. August 1000., die staatliche iFürsorge für die Er¬ 
ziehung verwahrloster Jugendlicher Personen "be.tr., oder 

3. für desi in ' vorläufiger Entlassung zu verbringenden Strafteil 
(vergl E.Str.GB. ■§§ 23- 26 ). 

Hur ganz: ausnahmsweise und mit besonderer Genehmigung des 
VerwaUungsrats dürfen auch noch nicht schulentlassene jüngere 
Knabe« Aufnahme finden, falls deren anderweitige Unterbringung 
vSrjch als undürchführhar erwiesen hat. Vi . . •-> 

§ 2 . 

Die Zöglinge der Anstalt sollen au emem sittlich.-rHigÖs^yi, Arbeit¬ 
samen und einfachen Leben erzogen, mit dem nötigen Unterricht 
versehen und auf sonstige Weise mit nützlichen Kenntnissen und 
Feri igkeUetr ausgerüstet werden, Es soll ihnen auf deh Zeitpimbt ihrer 
Entlassung regelmäßig ein geordnetes Unlerkommm verniitteH und 
nach derselben ihre Verbindung' mit der Anstalt--'forteibabeu werden. 

Be; der Lösung dieser Aufgabe sind die Bedürfnisse und fähig- 
keilen des einzelnen Zöglings zu berüchsidüigen. 

§ 3. 

Die Oberaufsicht über die Anstalt, bisbesondere io wirtschüftlicher 
Beziehung, gehört — unbeschadet der dem üroBh. Ministeriunj des 
Innern- Vorbehalten«?« Befugnisse — zum Gesehäitskveis des Grollt!. 
Ver.vvaHungsho.fs in Karlsruhe. 

Die .'unmittelbare- Aufsicht dagegen führt ein Verwaltungsrat 
bestehend ausf 

1. dem Vorstand des Großh. Bezirksamts Breiten oder dessen 
-Stellvertreter als- Vorsitzenden, 

2. dem Vorsteher der : 'Anstalt,, 

3. dem Hausarzte, 

■1. dem ttathdUsclien und 

ö dem evangelischen OeisfliciVen der Änstalt. 

ö. dem Bürgermeister der Gemeinde \ lehingai. . . ' 








7, den voßi Oroßli. Ministerium des Innern etwa noch weiter 
ernariTiten Mitgliedern. 

_> .Aufgaben des Verwältungsrats sind durch eine besondere 
U’ieiistwejsuiig geregelt. 

. . ~ $ 4. 

Oie Leitung und Verwaltung der Anstalt im allgemeinen und 
namentlich jn erziehertseher Hmsidit ist dem Vorsteher Übertragen. 
Demselben untersteht das gesamte Ausialtspersonal, dessen Anstellung 
(mit Ausnahme -derjenigen des Unterjehrers) zu den DieriatobBSjMD- 
tmten des Urobh,i Vfirwaltungshöfs gehört. 

Der - 'Vorsteher ist Mitglied des Verwaltmigsrats. Die näheren 
ße3timmungen über die dem Vorsteher obliegende« Pflichten sind durch 
besondere Dieustweisung geregelt 


* 5. 


. Zar Unterstützung des AjistaUsvmrstehers ist demselben das er- 
tpiderliche Personal, insbesondere ein Unter lehrer beigegeben, welcher 
vom Großh Mimstei-inm des fmiem ernannt wird. 

Dessen Pflichten sind ebeöfäUs durch eine besondere Dienst- 
weisnng geregelt 

| 6 - 

t*ie Leitung der Seelsorge wird je einem katholischen und einem 
Maßgebsehett Geistlichen übertragen!! , 

5 " -• J - sind Mitglieder des Verwalhingsrats, 


# & 


Efehufs ärzflicher Bejmiidluug- des Vorstehers, des Aufsichts> 
Personals — einsehl, der - FMidiafiangehdrigeu. — sowie der Zöglinge 
wird ein besonderer Hatusärzty der gleichtafts- Mitglied des Verwaltungs* 
r ?fs ist, bestellt. 

Die Pflege erkrankter Zöglinge m der Anstatt liegt dem mit der 
Krankenpflege besonder? betrauten Aufseher unter Oberaufsicht dgs 
Hausarztes ob. 

. , ^-ird nach Ansicht des Hausarztes für einen scbwererki ankten 
c.öghög Krankenhausrerpnegang et forderlich, so ist dersethe auf Grund 
;,dl».- u Uiit.:-Jem Gemeinderat 'Brette» abgescldoAsenen Vertrags irr das 
dortige Kranketihahs zu ibrntgät; : •' - , • ,' v . 

§8. 

Die Pflichten der Aufseher sowie des Obernufsehers sind durch 
•eine-'-besondere. Dienstweisung -geregelt 

" § '&JZ '21 

14. Lebens- 

H I RL ^JÜiP . M,,. Hi, ; .;®^iah*ASA: 

weise kann A-on dieser Altersgrenze md besonderer Genehmigung des 
Verwaltungsrates abgegangen werden. 

Kranke oder gebrechliche Knaben sind in der Regel nicht mir: 
zimehmen; geistig nicht uorntafe Knaben sind von der Aufnahme 
ausgeschlossen. 

I? IÖ< 

, Aufnahntegestiche und. je «ach Lage des Pdllfts,; ahcli Gesuche 
bm^Voriiierküiig- der .Aufnahme sind: von dej* für diApmtebtübi'img der. 
Stfat-r und Z^ttgserziefmtfg zuständigen Behörde üurtutfefbar an den 
ysptend der ArtsteJt zti richtete 

Dem Äuniahmegcsoeh muH der genau ausgefüllte Tragebögett 
über die persönlichen' Verhältnisse des Aufzunebutenden und äpö ein 
V orst raten verzeichn; s.eine .Abschrift des die Zwangserziehung- .ausr 
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sprechenden Erkenntnisses, des auf Grund des § 56 R.Str.G.B. erlassenen 
Urteils oder der auf §§ 23 ff. R.Str.G.B. sich stützenden Verfügung, 
ein Vermögenszeugnis für den Zögling bezw. für die zu seinem Unter¬ 
halte verpflichteten Personen, und endlich ein bezirksärztliches Gutachten 
beigefügt werden. Letzteres hat sich über die körperliche und geistige 
Gesundheit des Zöglings und darüber auszusprechen, ob er für die 
Anstalt geeignet ist. — Den Urteilen und Erkenntnissen sind die Gründe 
und eine Bescheinigung über die Rechtskraft beizuschließen. Auch bei 
Gesuchen um Wiederaufnahme früherer Zöglinge sind die Gründe für 
diese Maßregel anzugeben. 


§ 11 . 

Vor Erfolg der Zusage der Aufnahme darf die Zulieferung an 
die Anstalt nicht erfolgen. Bei jeder Einlieferung eines Zöglings in 
die Anstalt ist die Aufnahmezusage oder eine beglaubigte Abschrift 
derselben vorzuzeigen. 

§ 12 . 

Ueber die Aufnahmegesuche entscheidet der Vorsteher der Anstalt 
nach freiem Ermessen, nötigenfalls im Benehmen mit dem Anstaltsarzte. 

In zweifelhaften Fällen, sowie dann, wenn es sich darum handelt, 
ein Aufnahmegesuch abzulehnen oder ungeachtet mangelhafter Bei¬ 
bringung der Belege vorläufig zu berücksichtigen, oder wenn sonstige 
Anstände hinsichtlich der Aufnahme obwalten, hat der Vorsteher die 
Entscheidung des Vorsitzenden des Verwaltungsrats einzuholen. 

Letzterer und ebenso der Vorsteher sind befugt, die Aufnahme 
auch nur auf Probe zuzulassen, um Gelegenheit zu erhalten, den Zögling 
genauer kennen zu lernen und daraus zu entnehmen, ob er für die 
Anstalt sich eignet. Die Probezeit soll nicht länger als sechs Wochen 
ausgedehnt werden. 

Der Vorsitzende des Verwaltungsrats ist befugt, eine von dem 
Vorsteher zugesagte endgültige. Aufnahme in eine probeweise umzu¬ 
wandeln. 

Von jeder Aufnahme ist dem Vorsitzenden des Verwaltungsrats 
Anzeige zu erstatten; die Aufnahmeakten sind ihm vorzulegen, sobald 
sie vollständig sind. Endlich ist auch dem Großh. Verwaltungshof von 
jeder Aufnahme und Entlassung eines Zöglings alsbald Anzeige zu 
erstatten. 


§13. 

Nach erfolgter Aufnahme wird ein besonderer Verpflegungs- 
Vertrag nach vorgeschriebenem Formular zwischen dem Vorsteher der 
Anstalt namens des Fiskus und dem unterstützungspflichtigen Armen- 
verbande abgeschlossen. Ein Exemplar dieser Satzungen nebst Dienst- 
und Hausordnung erhält jeder Armenverband beim erstmaligen Abschluß 
eines Verpflegungsvertrags. 


ö A TC. 

Die Kosten für Verpflegung und Bekleidung in der Anstalt betragen 
bis zu einer anderweitigen Festsetzung durch das Großh. Ministerium 
des Innern Mk. 1.20 für den Tag, wobei der Aufnahme- und der 
Entlassungstag nur als ein Tag berechnet werden. 

Von den Verpflegungskosten hat der Zahlungspflichtige Armen¬ 
verband ein Drittel an die Anstaltskasse in Flehingen jeweils für die 
Zeit vom 1. November des einen bis 1. November des anderen Jahres 
vierteljährlich zu entrichten. 

Besitzt der Zögling Vermögen, oder sind die zu seinem Unterhalt 
verpflichteten Angehörigen zur Zahlung der Unterhaltskosten in der 
Lage, so haben sie vollen Ersatz für alle Aufwendungen zu leisten. 
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Reichen die Ersatzbeträge zur Deckung der Kosten nicht hin, so 
werden sie zwischen der Staatskasse und dem Armenverband nach 
Verhältnis der Leistungen verteilt. 

Die Beitreibung der Ersatzbeträge liegt der Anstaltsverwaltung ob. 

§15. 

Jeder Zögling wird sofort nach seinem Eintritt vor den Vorsteher 
gebracht, welcher ihn mit der Hausordnung bekannt macht, ihn in 
freundlicher Art und Weise zu Fleiß und Folgsamkeit ermahnt und ihm 
seinen Schlafsaal und sein Bett, seinen Tischplatz und seine Beschäftigung 
. anweisen läßt. Der Vorsteher trifft auch nach Maßgabe der Kenntnisse 
des Zöglings Bestimmung darüber, welcher Unterrichtsabteilung der 
Neuzugegangene zugewiesen wird. 

Endlich hat der Zögling sich sofort einer gründlichen Untersuchung 
und Reinigung des ganzen Körpers in einem Vollbade zu unterziehen 
und erhält dann die Anstaltskieidung zugeteilt, während sämtliche von 
ihm mitgebrachten Gegenstände für ihn in Verwahrung genommen 
werden. 

Bei der nächsten Gelegenheit wird ferner der Zögling dem Seel¬ 
sorger und dem Hausarzte vorgestellt. 

§ 16. 

Die Zeiteinteilung in der Anstalt ist nach der vom Vorstand im 
Benehmen mit dem Verwaltungsrat zu erlassenden Tagesordnung zu 
treffen; der Wechsel in den Abschnitten derselben wird durch Glocken¬ 
zeichen angekündigt. 

§ 17. 

Die Zöglinge werden nach Beschäftigung, Befähigung und Kennt¬ 
nissen in zwei Gewerbe-, zwei Fortbildungsschulklassen und eine 
Nachhilfeklasse eingeteilt. 

Der Unterricht regelt sich nach dem vom Anstaltsvorsteher für 
das Sommer- und Winterhalbjahr aufzustellenden Stundenplan. 

Die Unterrichtszeit umfaßt für das ganze Jahr wöchentlich in: 
Gewerbeklasse I 7 Stunden 

Gewerbeklasse II 8 „ 

Fortbildungsschulklasse I 3 „ 

Fortbildungsschulklasse II 3 „ 

Nächhilfcklässc 8 • 

Während der Unterrichtsstoff in den Gewerbe- und Fortbildungs¬ 
schulklassen durch die allgemein geltenden Lehrpläne festgelegt ist, 
beschränkt sich derselbe in der Nachhilfeklasse vorwiegend auf Deutsch 
und Rechnen. Daneben besuchen die Zöglinge dieser Klasse auch den 
gewerblichen resp. landwirtschaftlichen Unterricht, ie nachdem sie in 
einem Gewerbe, resp. in der Landwirtschaft beschäftigt sind. 

Die Handwerkslehrlinge erhallen wöchentlich eine Stunde Unter¬ 
richt im Turnen und befähigte Zöglinge eine Stunde Gesang- und^ vier 
Stunden Musikunterricht. Außerdem erhalten die Handwerker von ihren 
Werkaufsehern wöchentlich zwei Stunden Fachunterricht in Maienalien- 
und Werkzeugkunde, während die Gärtner und Landwirte in Boden¬ 
kunde, Garten- und Feldbau unterwiesen werden. 

Der Religionsunterricht erstreckt sich im Winterhalbjahr für die 
katholischen Zöglinge (zwei Abteilungen) auf wöchentlich vier Stunden, 
für die evangelischen (eine Abteilung) auf zwei Stunden; im Sommer¬ 
halbjahr erhält jede Abteilung je eine Stunde Unterricht. 

Sämtliche Zöglinge erhalten nach Ende der Woche eine Unter¬ 
weisungsstunde durch den Amtsvorsteher zum Zwecke der Deienrung 
über die Hausordnung und allgemein wichtige Dinge. 







§ 18 ; 

jeder Zögling ist den Beamten der Anstalt gegeoliber «um 
siretigste? detioräam und zur wahrheitsgemäßen Beantwortung d&E an 
ihn gestellten Fragen verpflichtet Er hat ihnen Eltrerbietung zu erweisen 


Der ZÖgitng soll stets ein offenes, freimütiges Wesen zeigen, an 
ihn gelichtete Fragen kurz und bestimmt beantworten und ihm erteilte 
Aufträge in kürzester Zeit, so gut er dies vermag, ausführen. Bei jeder 
Rückkehr vom Vollzug eines Auftrags hat er sich dem Auftraggeber zu 
melden und ihm zu berichten, wie er sich seines Auftrags entledigt hat. 

§ 20 . 

Alle Beamten der Anstalt, denen er begegnet, die Mitglieder des 
Verwaltuhg&rates, sowie die die Anstalt besuchenden Fremden, hat er 
mit Aiisiartd zu grüßen. 

§ 21 . 

Ntchtablfeferung meines gefundenen Gegenstandes wird, ebenso wie 


jedem Zögling karufe wenn er sich ordeutiicli '.führt, gestaUel 
werden, jeden. Monat, in dringenden Fällen auch öfter, an seine An¬ 
gehörigen zu schreiben, Diese Briefe sind auf Kosten der Zöglinge zu 
frankieren. 

Die von de« Zöglingen abgesaudfeu und die an sie ehtgesendcfeß 


richten, darf den Zöglingen nicht beschränkt werden 


Kein Zögling darf heimlich Briefe schreiben und solche für sich 
oder andere Zöglinge weiter befördern; ebenso, wenig darf er heimlich 
Briefe empfangen 


.......„„ ;§ 

Jeder Zögling /UM seine Kleider und Bücher, und überhaupt alle 
ihm von der Anstalt anvertrauten Sachen, sauber, und stets in bester 
i halten; jeder Gegenstand jst; wenn er hiebt gebraucht wird. 


Ordnung zu halten; jeder Gegenstand ist, wenn er nicht gebraucht wird, 
an dfin hierfür bestimmten Platz nu.fzuhewahrcrh: 

'§ 25 . 

Kein Zögling, darf sich im Besitze von Geld, Wertsachen; Tabak* 
Feuerzeug/ nicht von dem Vorsieher genchniigtea Büchern, Kleidungs- 
stücken und Werkzeugen bcHudcn/: : ■ • v : 

§ 26 . 

Tausch, .Verkauf und Verschenke.« der dem Zögling von der Anstalt 
überlassenen -Sachen und auch der 'eigenen, ist streng .untersagt. 
WenJers Zöglinge im Besitze Von ..Gegenständen, welche ihnen nicht von 
der Anstalt überwiese« wurden, Beffctejh, so vverden dieselben ihnen 
abgenommm und die. Schuldigen best rat!. 

I M: , . „.... 


Verlorene-mul■ leichtsinnig verdurbene .Säehen ersetzt der Zögling; 
wegen böswilliger Zermör'uug solcher -erhält -er außerdem strenge Strafe. 
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Om;' Verehr der Zöglitige • untereinander muß stets, ein fried- 
ieiiigtT, sittlicher und anständiger sein. Alles Streiten Miitersinauder 
Jas Treiben von Duftig, unschickliche und anstößige Reden und Qe* 
bardeu, sowie das Flüchen werden.; - strenge 'bestraft.' 

Jede Eiitweiehiiog, der Versuch, die Anstiftung und • .Beihilfe zu 
einer solchen wird strenge bestraft; .auch kann derschuldies Zögling . 
«t eute .'^8|grfe Fj^rtfng^jpasse zitrpefev^rgetet werden. 



. ' ' §,30,. 

Niemals darf ein Zöglingsieb in -'Begleitung:-' eines andere« auf 
ahien Abört ee^ben, Zwäb Aufrufen hat der Zögling stets die Erlaubnis 
Vom Lehrer öder Aufseher zu erbitten. Der Zögt big darf den Abort 

s Li jxA 



zu schließen; wer den Abort 


verunreinigt) wird; bestraft. 
§ 3t. 



Am Beschreib«! und Bemalen der Wände wird- «iheixfälls T^fraSt; Zufrt 
Aus'speien sind die besonders aufg&al&lUen Spucknäpfe zu benützen. 

der ,Arbeit darf nur so viel gesprochen werden,' als -au••der*': 

Ui '~ fst; unnützes Reden bei der Arbeit tat verboten. >•: : v vi 

. 

Tisctt-.srhält-.jie^är '.£dgUßg' seinen bestimmten Platz, den er 
stets £inzunefiKt£&, ;&a£v •A&jfc' - Öeginn urid nach Beendigung der Mahl* :;#■ 
Zeiten wird, gebetet; im übrigen 'herrscht vollständiges Schweigen, bei 
denselben. 

litige, welche sich_ bei Tisclr ungebührlich anfführeu oder 


Bei 


Bei 


c2K»£.«' 


•ausgeschlossen.-. .Brot, Wurst, oder: Fleisch darf kein Zögling aus dem 
Speisesaal mit lunaysnehare» oder an andere Zögiinge versehetikem 
Brot darf keinr Zögling ho Hause, aufbewahraji- oder wegwerieh; Brot- 
resfe sind abzugeben. . - ' . 

_ , . I § 3 4. 

Dem unterricht soll der Zögltrig in aftStändiggr Haltung und mit 
Anfmerjkaatnkeit folgen; hat er etwas nicht verstanden, so soll er dies 
sotort sagen und um nochmalige Belehrung bitten. 

I«! Unterricht erteilte'. Aufgabe» sind mit größter Oewisseniiaftig* 
keit ausiöfilhreat bezw. zu er lerne n. 

§ 35. 

Dem Gottesdienst söii der Zögling, audächiig und ruhig aiiivohn.eji. 

"i3&f 


zu melden. 


& 37. .. 

Semen Körper und seine Kleider hat der Zögling stet» rembch 
zu halten- er darf nie mit schmutzigen- Kleidern und Händen beim 
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Essen erscheinen. Zerrissene Kleider hat er selbst auszubessern oder 
nötigenfalls dieselben zur Ausbesserung abzugeben; abgefallene Knöpfe 
hat er sofort wieder anzunähen. 

Jeder Zögling hat in seine Kleider und Schuhe, überhaupt in alle 
ihm überwiesenen Gegenstände, bei denen es möglich ist, seinen Namen 
einzunähen. 

• § 38. 

Den Stall dürfen nur diejenigen Zöglinge betreten, welche darin 
zur Zeit des Fütterns und Melkens zu arbeiten haben; in^der Zwischen¬ 
zeit darf der Stall von keinem Zögling betreten werden. 

§ 39. 

Während der freien Zeit mittags und abends dürfen die Zöglinge 
im Hofe oder im Schulsaale lesen oder spielen; alles Lärmen und 
Umherspringen im Hause, Pfeifen und dergl. ist streng untersagt. 

§ 40. 

Nach dem Zubettegehen muß in den Schlafsälen vollständige Ruhe 
herrschen; alles Sprechen und Lärmen ist verboten und wird bestraft. 

Nach dem Aufstehen haben die Zöglinge vorschriftsmäßig ihre 
Betten zu machen, den Schlafsaal zu reinigen, schlafsaalweise zum 
Waschen zu gehen und ihre Handtücher wieder an den hierfür be¬ 
stimmten Platz zu verbringen. Beim An- und Auskleiden und Waschen, 
das jeweils unter Aufsicht in den dafür bestimmten Räumen stattfindet, 
muß Ruhe und Ordnung aufrechterhalten werden. 

§ 41. 

Die Zöglinge werden in drei Führungsklassen eingeteilt. 

Jeder in die Anstalt neu eintretende Zögling wird zunächst der 
zweiten Führungsklasse zugewiesen. Hat er sich in dieser Klasse 
längere Zeit gut geführt, so erfolgt nach einem in der Regel einjährigen 
Aufenthalt in der Anstalt seine Versetzung in die erste Führungsklasse. 

Bei mangelhafter und tadelnswerter Führung dagegen erfolgt die 
Zurückversetzung in die dritte Führungsklasse. 

Die Zöglinge dieser dritten Führungsklasse erhalten ihre beson¬ 
deren Plätze, sind ausgeschlossen von Unterhaltung und Spiel und 
werden zu minderbeliebten Beschäftigungen verwendet; auch dürfen 
sie — von besonders dringenden Ausnahmefällen abgesehen — weder 
Briefe schreiben, noch Besuche empfangen. 

War die Führung eines Zöglings der dritten Führungsklasse 
längere Zeit untadelhaft und erscheint die Hoffnung auf ernstliche 
Besserung berechtigt, so erfolgt sein Aufrücken in die zweite 
Führungsklasse. 

Lassen Zöglinge der ersten Führungsklasse in ihrer Haltung 
nach oder zeigen sie sich dieser Klasse nicht mehr würdig, so erfolgt 
nach vorheriger Verwarnung ihre Rückversetzung in die zweite 
Führungsklasse. Nur Zöglinge der ersten Führungsklasse dürfen vor 
vollendetem 20. Lebensjahr aus der Anstalt entlassen werden. 

§ 42. - 

Für die Zöglinge werden am Schlüsse jedes Kalendervierteljahres 
Zeugnisse über Fleiß, Betragen und Aussicht auf Besserung ausgestellt. 
Halbjährliche Durchschnittszeugnisse erhält das Bezirksamt, welches 
die Einlieferung veranlaßt hat, sowie der unterstützungspflichtige 
Ar men verband auf 1. Januar und auf 1. Juli mitgeteilt. 

§ 43. 

Brave und fleißige Zöglinge sind durch Lob und Belohnungen 
aufzumuntern. 
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Die Erteilung von Aufmunterungen steht ausschließlich dem Vor¬ 
steher zu. Als Belohnungen sind zulässig: 

1. Zuweisung belehrender und unterhaltender Bücher; 

2. Besondere Unterrichtsaufgaben in Zeichnen, Sprache und 
Musik; 

3. Vermehrte Zulassung von Briefen und Besuchen; 

4. Arbeit bei zuverlässigen Meistern und Landwirten außerhalb 
der Anstalt; 

5. Aufrücken in eine höhere Führungsklasse; 

6. Arbeitsbelohnungen bis zum Höchstbetrag von fünf Mark 
monatlich. 

Die Belohnung soll, und zwar nur bei stetigem guten Verhalten, 
allmählich bis zu dem Höchstbetrage ansteigend Die Gewährung einer 
Geldbelohnung ist erst nach drei Monaten des Aufenthalts zulässig. 
Sie wird in die Zöglingssparkasse eingelegt und dort verrechnet. Es 
ist den Zöglingen gestattet, auch nach ihrer Entlassung Geldbeträge 
in die Zöglings-Sparkasse einzulegen. 

Die Ausfolgung der in der Zöglings-Sparkasse eingelegten Be¬ 
lohnungen an die Zöglinge darf im allgemeinen erst nach der Zurück¬ 
legung des 20. Lebensjahres oder bei der Entlassung aus der Zwangs¬ 
erziehung stattfinden. Nur ganz ausnahmsweise darf ein Teilbetrag 
der aufgesparten Belohnungen schon während des Aufenthalts des 
Zöglings in der Anstalt zu seinen Gunsten verwendet werden. 

Bei schlechter Führung des Zöglings nach seiner Entlassung 
aus der Anstalt können die während des Anstaltsaufenthalts ersparten 
Belohnungen zugunsten der Zöglingssparkasse mit Genehmigung des 
Verwaltungsrats eingezogen werden. 

§ 44. 

Verfehlungen der Zöglinge gegen die Hausordnung, sowie un¬ 
gehorsames und unartiges Verhalten werden bestraft. 

Die Ausübung der Anstaltszucht liegt dem Vorsteher ob, welchem 
die Aufseher von jeder Verfehlung kurze schriftliche Meldung zu er¬ 
statten haben. 

Ermahnungen und Verwarnungen dürfen auch von dem Aufsichts¬ 
personal ausgesprochen werden. 

Gegen die vom Vorsteher nach Einvernahme der Beschuldigten 
erkannten Strafen steht dem Zögling, unbeschadet des Vollzugs der 
Strafe, die Beschwerde an den Vorsitzenden des Verwaltungsrats zu, 
welcher sie — in wichtigen Fällen im Benehmen mit dem Verwaltungsrat 
— zu verbescheiden hat. 

§ 45. 

An Strafen sind zulässig: 

1. Verweis. 

2. Entziehung von Freistunden, Ausschließung vom Spiel und 
vom Spaziergang, Verbot der Unterhaltung mit den übrigen 
Zöglingen. 

3. Zuweisung minderbeliebter Beschäftigungen. 

4. Versagung jeden Besuchs und des Briefschreibens bis zu sechs 
Monaten. 

5. Teilweise oder gänzliche Entziehung der durch Arbeits¬ 
belohnungen während der letzten drei Monate erlangten Spar¬ 
gelder zugunsten der Zöglings-Sparkasse. 

6. Zurückversetzung in eine niedrigere Führungsklasse. 

7. Schmälerung oder gänzliche Entziehung der warmen Kost und 
der Verabreichung von Wasser und Brot; übrigens darf diese 
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»nnerbälb einer Wache nicht Öfter als dreimal zum 
Vollzug geistigen'. 

8. Eiiisperrüüg Ute zu 14 Tagen, nach ilmständen in Verbindung 
des ArbeifszvsfaügeSy eventi, in einem dunkeln Raum und in 
Verbindung mit Hungerkost und harter ? Lagerstätte. 

9. Körperliche Züchtigung; sie im hur zur Beugung beharrlicher 
Widersetzlichkeit oder als Strafe für besonders böswilliges 
Verhalten zulässig und darf keiuenfails die Grenze» der 
elterlichen Zucht überschreiten. 

In. den unter Ziffer .7— 9 bezeichnete« Fiukn soll, wenn immer 
tunlich, vor Einleitung des Strafvollzugs jeweils die Aeulterutig des 
Hausarztes darüber eingeholt werden, ob und unter welchen näher zu 
bestimmenden Bedingungen der Strafvollzug ohne Mach teil für die 
Gesundheit des Zöglings möglich Ist; jedenfalls ist von dem Strafvollzug 
in den unter Ziffer 7 —9-bezeichneten Fallen dem Hausarzt hei seiner 
nächsten Anwesenheit in -der Anstalt' Mitteilung; zu 'ttiadfen, 

Alle Strafen, Welche der Vorsteher nach diesen Bestimmungen 
ausspricht, sind in das Strafbuch eirrautragen. 

Zöglingen, welche aus der Anstalt entweichen, können die 
während des Austaitsaufenthalts durch Atbeitebelohmmgen erlangten 
Spargelder mit Genehmigung des Verwältungsrats zugunsten der 
Ziiglingssparkasse ganz oder teilv/eise entzogen werden. 

§ 46. 

Der Verkehr der Zöglinge mit außerhalb der Anstalt stehenden 
Personen ist tunlich zu beschränken und unterliegt der Aufsicht des 
Vorstehers. • •••:' 

Der Besuch der Zöglinge durch ihre Ellern oder andere An-- 
ist in der Regel nur alle drdf Monate erlaubt. 'i'Äv.vT 

,)et Vorsteher bestimmt über die etwa ansuordnende Beauf- 
sicbtigong bei de« Besuchen. 

v % Ungeeignete Besuche fömuen dhue Atigahe von Oriinden zurück- 
gewiesen werden. 

§ 47. 

Geschenke dürfen diu Zöglinge nur mit Genehmigung 4eS Vor¬ 
stehers annehmen. Bestehen dieselben in Geld, so sind sie in die 
Zöglingssparkasse ebzulegea und daselbst zu verrechnen. 

§ 4% 

; Es ist den Zöglingen untersagt, über die tadelnswerte. Vergangen¬ 
heit des einzelnen Zöglings Bemerkungen zu ; machen oder andere 
darüber auszufragen. 

% m 

'Sämtliche Zöglinge werdau mit landivirischaitHcheii, Gurten- oder 7 
Hausarbeiten, sowie mit HandterHgkeitS'ArbeiÜm beschäftigt.. 

Hierbei muß darauf gesehen werden, daß. tedef Zögling <016 Teile 
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Neigung und Geschick zur Erlernung eines Handwerks haben,, soweit 

'l * * *_ £ il* ft • •' 'I-*- VT ^ l 



Es ist dabin zu wirken, daß eia möglichst großer Teil der 
Bedürfnisse der Anstalt auf den ihr'■ zugehörigen Archer« -mni Garten- 



^ruiidstücfeö, sowie ir» den Werkstätten chtrcli die Arbeit der Zöglinge 
Beschaff werde. 

Das Änier%e« r das Flicken tmd Ausbessera der BetT und Leib- 


Aborte usw: werden avsstdiiießlieb Zöglinge verwendet, in. gleicher 
Weise Bildet allwöchentlich einmal eine gründliche Reinigung der ganzen 
Anstalt, euisdilieBlicl; der Hofräume, der Werksäie uud der Oeko'nontie- 
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Soweit die Anstalt der Arbeitskräfte dc*r Zöglinge nicht bedarf, 
und die Aufsichtsiühunig durch Anstaltebedienstete ermöglicht werden 
kann, ist der Vorsteher ermächtigt, Akkord- oder TaglohuarbeHen, 
welche in der Nähe ?n verrichten sind, gegen entsprechende an die 
Anstalt zu leistende Vergütung zu übernehmen. 

§52. 

Zur Erhaltung und Fördertftig der Oesujtdheit ist für die größte 
Reinlichkeit, für Lelbestibj*ii^W ; &feL Arbeit in freier ILuft 

und für zweckdienliche Beköstigung zu sorgen. 

?'■} Brot ist erst am dritten Tage naoh dem e§ gebacken wöfdfeft ist 

i /in Gebrauch zu nehmen. : " -/V; . .. ; 

§ 53, 

jeder Zögling hat sich des Morgens OcsiCht,. Hände, Hals und 
Brust "mit Seife zu waschen und das Haar zu kämmenzsirai Waschen 
von Brust und Hais ist das Hemd niederzulasseu jeder Zögling erhält 
ein Handtuch, ln längstens 20 Minuten muß das Waschen und An¬ 
ziehen beendigt, sein. 

~ 8 54 

Die Zöglinge sind im Sommer tunlichst zu kälten Bädernj»T 
führen; auch hu Winter ist auf gehörige Reinhaltung des Körpers 
Bedacht zu nehmen; zu diesem Zwecke sind -wöchentlich: rmndestens 
einmal Bäder in den dafür besonders bestimmten Räumen abzugebe«. 

Wegen des: Badens schwächlicher Zöglinge ist nach den An¬ 
ordnungen des Arztes zu verfahre«. 

Die Haare werden monatlich einmal kurz über dem Kamm ge¬ 
schnitten. 

§ 55. 

Es ist füg gehörigen Luftwechsel in allen Teilen, «cf ..Anstalt zu 
sorgen, 

ß 50 

Von allen Erkrankungen haben die Zöglinge sofort dem Saäl- 
aulseher und dem Aufseher, welcher ihre Arbeit überwacht, Meldung 
zu erstatten, damit dieser dje weheren Anordnungen wegen. .Aastalts*- 
oder Krankenitausvcrpnegimg lief hei führen Icann- 

§ ^ 

Bettnässer müssen nadi Anordmutg .des Hausarztes durch cm: 
Nachtwächter in aiiwutesseuen Uitteruteciiuitgeu zur V'etridtitifig de? 
Notdurft geweckt werden 1 , wobei auf die übrigen .Zöglinge entsprechende. 
Rücksicht zu--nehmen ist. 

§ 58 . 

Zöglinge, welche von anstedtenden Krankheiten befallen werden, 
smtj in abgesonderten Räumen und timKchsi auswärts unterxtibrhigen- 
Ihre Äeidhhjghfflii Bettwäsche ist nach Anordnung deä Hausärxtes zu 
desmiizieren oder zu verbrennen. 








Bei dem Ausbruch einer ansteckenden Krankheit sind die vor- 
gesrilriebenen polizeilichen Meldungen, rii .muriten.. 

Die Beköstigung erfolgt nach der' beiliegenden Kostordnung nebst 


zubtand, wie dies der Zweck der ansreieheodett Sättigung unter ver* 

A$j*j erforderlich - loscht, •-.■• '-‘vw, ,i.v. 

§ 60 . 

Pie Bekleidung und Bettung erfolgt nach der anliegenden Be-Ht.; ;;U: 
klfeMüttgsaröntingi ' ..%•••*; . ,i\ ! ‘ % , 

% m 

Die Zeit der Entlassung richtet sich: 

1 >>«? den 2 «r Straferriehung eingewiesenen Zöglingetv(§ 1 ZÜt. 1) 
nach § 56 R.Str.G.B., 

bei den zur Zwangserziehung eiögewiesenen f§ 1 Ziff. 2) nach 
den Bestürmungen des Zwaugsei-ziehuflgsgesetzes und der 
Volkugsverordnung dazu, . 

:i. hei de« lür den Strafteit der vortäüfigcn Entlassung Auf- 
• }: genommenen <§ 1 Ziff. 3) nach dem. Ablauf dieses Strafteils. 

§ 62 

tleher 2Ö jahre alte. Persotkö dürfen auch trtit ihrer Zustimmung 
nicht in der’ Anstalt behalten werden, (VergL § 5 des Verpflegung#: 
Vertrags § 8 Abs. I des Gesetzes.') - 1 

§ 63. 

Lieber die Frage der Entlaßbaxfceit der Zögihig$, die nur . 

probeweise ist, eutscheidet der Vorsteher. Oie Eihilaßbarkeif wird in 
eitier unter dem Vorsitze des Vorstehers Zusammehtretendeh Konferenz 
des ztriiSndigen AnstaltSgeistHclien und des Hausarztes begutachtet. 

Auch wird der Vorsteher das Ansialtspersönal in regelmähigeu Zeit- 
räumen über das Verhalten der Zöglinge einveruehmen und vou den 
erhaltsaieo Ausktinften in der Konferenz geeigneten Gebrauch machen. 

Nur solche Zöglinge sollen vom Vorsteher für die Eitiiassung vorgemerkt 
werden, welche sich in der ersten Führungsklassfe feefuttfta,, hl Ffctö 
und Kenntnisse befriedigende Fortschritte aufcmveigeh haben und. min¬ 
desten# 134 Jahre lang in der Anstalt sich befinden. 

§ 64 . 

Für diejenigen Zöglinge, deren. Entiaßbarkeit festgesiellt ist, muß 
tuphehsd bald - die Ueberführüng tü geeignete Dienst- oder Lehrstellen 
veranlaßt Werden, 

Zu diesem Zweck wird dem Berirksamte, welchem die Leitung der 4 
Zwangser/ieliutig obliegt, von dem Gutachten der oben bezeichneten 


welche Ausbildung der Zögling in der Anstalt erhalten hat, für welchen 
Beruf er bestimm! ist und otTschon für ihn eine bestimmte Uuterkuuft 
in einer Familie, in einer Lehre oder einer Gesellen- oder Dienstboten- 
stdle in Aussicht gcnomtneti ist 

$ 65: 

Die Anstalt sverwaltimg hat selbst sich stets um geeignetes Unter- 
Wommen, für die zu entlassende» Zöglinge bei zuverlässigen und tüchtigen 
Meistern und Landwirten umzutu»; soweit notwendig, ist in '.einzelnen 
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Fällen dazu die Vermittlung der Zentralleitung des Landesverbandes der 
Bezirksschutzvereine für Jugendschutz und entlassene Strafgefangene 
oder der Bezirksämter in Anspruch zu nehmen. 

Letzteres hat regelmäßig zu geschehen, wenn für einen zur 
Entlassung bestimmten Zögling eine passende Unterkunft noch nicht. 
gefunden ist. 

§ 66 . 

Von jeder Entlassung ist dem Großh. Verwaltungshof, dem Vor¬ 
sitzenden des Verwaltungsrats, dem zuständigen Bezirksamte und dem 
Geistlichen am zukünftigen Aufenthaltsorte des Zöglings Nachricht 
zu geben, wobei dafür Sorge zu tragen ist, daß die Verbindung des 
Zöglings mit der Anstaltsverwaltung in unauffälliger Weise stets offen¬ 
gehalten wird. Demselben ist mit Rat und Tat an die Hand zu gehen; 
erforderliche Unterstützungen sind bei dem zuständigen Armenrate zu 
beantragen. 

§ 67. 

Bei der Entlassung erhält der Zögling ein Schulzeugnis, sowie 
aus den Anstaltsbeständen auf Kosten des unterstützungspflichtigen 
Armenverbandes je einen Werktags- und einen Sonntagsanzug nebst 
entsprechender Kopfbedeckung, Weißzeug, Schuhe, einen Handkoffer 
und ein Andachtsbuch. 

§ 68 . 

Auf Antrag des Vorstehers oder eines Mitgliedes des Verwaltungs¬ 
rats kann die Entlassung eines Zöglings aus der Anstalt von dem 
Vorsitzenden des Verwaltungsrats angeordnet werden, wenn sich durch 
längere Beobachtung herausgestellt hat, daß die Voraussetzungen des 
§ 9 Abs. 2 dieser Satzungen vorliegen. 

§ 69. 

Von der Absicht der Entlassung hat der Vorsitzende des Ver¬ 
waltungsrats dem zuständigen Bezincsamte so rechtzeitig Kenntnis 
zu geben, daß für den Zögling eine anderweitige Versorgung ein- 
treten kann. 

§ 70. 

In allen Fällen, für welche die vorliegenden Satzungen nebst 
Dienst- und Hausordnung eine Bestimmung nicht vorsehen, ist durch 
Vermittlung des Vorsitzenden des Verwaltungsrats die Entscheidung 
des Großh. Verwaltungshofs einzuholen, welcher vor Verbescheidung 
wichtiger, insbesondere grundsätzlicher Fragen eine Entschließung des 
Großh. Ministeriums des Innern erwirkt. 

Fleh in gen, den 15. Januar 1906. 

Es erübrigt jetzt noch eine Beschreibung der Anstalt 
und des ganzen Betriebes innerhalb des durch die genannten 
Vorschriften gegebenen Rahmens. Zunächst sei auf die 
Tagesordnung eingegangen. (Die Zeiten verschieben sich im 
Winter jeweils um eine halbe Stunde.) 

Tagesordnung. 

Im Sommer: 
a) an den Wochentagen: 

5 — 6Yz Uhr: Aufstehen, Ankleiden, Waschen, Bettmachen usw. Be¬ 
reitung des Frühstücks durch die dazu bestimmten 
Zöglinge, Morgengebet, Frühstück. 


14* 



i.?B—12 -Uhr: Arbeit und Unterricht mit kurier Brotpause. 

17 — 1 Uhr.: Mittagessen (zuvor Tischgebet eiiiea Zöglings). 

• — 7V; ; Uhr: Arbeit mit kurzer Brotpause; am Ende der Arbeit 
Scbtthreittigen. 

. Tf4^- $ ■ 'Uhr-; Abendessen. 

8 — Uhr: Frese Beschaltigtuig (Lektüre, 2.eiehnen dc,) Schul- 
arbeiten. ;rr;T -'wfö" f?'-' •- 

8*4— 9 Uhr.- Abendandacht (Gesang, Gebet oder Vorlesung) und 
Zubettgehen. 

b) an Sonn- und Feiertagen; 

5(4— 7 Uhr: Aufstehen, Ankleiden, Waschen, Betfmachen usw. 

. -Ui r B^idmg di^ Frühstücks durch die dazu bestimmten • V •* , 

Zogii«gc\ 

7 —.-.7*4 Uhr: Kurzes Morgetigebet, Frühstück, 

TAä—I I Uhr: Bestich des .Gottesdienstes in der Dorfkjrche, Ausgabe 

der Bib5 iüihekbücher, Lektüre. 

!! : --12 Uhr. Freistunde. 

12 —■ 1Uhr;Mittagessen. 

t ^ 3 tfltr: Freistunde, Gottesdienst iß der Dorfkirche uu£L ge- ' ^ : 

inemschaitliche Singstunde. 

i — 7 Uhr: Abwechselnd: größere Spaziergänge, Sßiete, Lektüre, 
Volkslieder. 

7 — 8 Uhr: Nachtessen und Abendandacht 

8 Uhr; Zubettgehen. 

Irn einzelnen ist. hierzu zu bemerken: Bei den Andachten 
wind’-derparitätische Charakter dadurch gewahrt, daß hei den 
Gesäugen; -'und,' Vorlesungen in den Andachten '•(•..zwischen- 
katholischen and e vorige födrerr abgewochseliwird, ürni die 
Gebete von einzelnen Zöglingen gesprochen werden, so wie 
dtesör beten wMleti. Öle Arbeit ist zum größer! Teil .gewerbliche ' 
.Arbeit. In den besonderen We'rkstattengehaiideu sind reiruAdZuu 
gerichtet: SchneKlerd. Sdtustem, Schreinerei,. Schlosserei, : 
Sattlerei, ' Korbmäeberet, Tapeziererei. ' Die: andere |roße.1, 
Grapse Ist LniiAwiFtschattTind Gärtnerei; zur erstem) gehört 
Sowohl Feldarbeit, wie Viehzucht, Weinberg und SääCebulU 
Ais weitere Gruppen von Arhett kcarmmii Hausarbeit, Bauarbeit 
und Taglohnärbeithinzu. In der gewerblichen Tätigkeit wird 
neben der Deckung des eigenen Bedarfes vielTüudie Heil- und 
Pnegeanstalt . Wtesfocb uitd aitcli Tür Private gearbeitet. Die 
I.andwirtschäSt und Gärtneret dienen ixri wesen fliehen der 
Deckung des eigenen Bedarfs. Ihr ist a« geschlossen. auch die 
Bäckerei und die gesamte Milch Wirtschaft hi r den eigenen 
Bedarf. Der■ Unterricht vollzieht sich in den durch-die Dienst» 
und Hausordnung gezogenen Grenzen. Besonderer Erwähnung 
bedarfdiejeweils aBi Fnde der Woche abgeiudtene IJbtecnchts- T' 
munde des Vorstehers für sämtliche Zöglinge, in der besonders 
auch Tagestragen uad Tagesereignisse erörtert werden, damit 
die Zöglinge, wenn sie entlassen werden, auch .mil den in- 
■•rt sehen vorgefallenen Ereignissen vertratit sind; Dem gleichen 


-4fcSS)&ä&ÄiaB#^;3iß322B^^ 



213 — 


Zweck dient die laufende Vermehrung der Anstaltsbibliothek, 
insbesondere das Halten von Zeitschriften, „Die Woche“, 
„Welt“, „Gute Kamerad“ usw. 

Im weiteren ist noch, ehe auf die Erziehungsfolge ein¬ 
zugehen sein wird, von einigen nicht gewöhnlichen Erziehungs¬ 
mitteln zu sprechen. Von der Einteilung der Zöglinge in 
Führungsklassen spricht schon die Hausordnung. Innerhalb 
dieser Führungsklassen sind nun weiter in einzelnen Gruppen 
eine besondere Beaufsichtigung der Zöglinge miteinander 
eingeführt, indem ein Zögling, als Obmann einer Gruppe, 
etwa eines Schlafsaales, eingesetzt wird. Weiter sind eine 
ganze Anzahl Vereine in der Anstalt gegründet worden, wie 
ein Theaterverein, Turnverein, Gesangverein, die bei den 
Festlichkeiten in Aktion treten. Weiter ist ein Blasorchester 
gebildet, das gleichfalls bei besonderen Anlässen auftritt. — 
In diesem Zusammenhang sei auch erwähnt, daß einige Wan¬ 
derungen an Sonntagen in benachbarte Dörfer unternommen 
werden, Ausflüge bei denen den Zöglingen mehr Freiheit ge¬ 
währt wird. Endlich sei kurz auf die Führung der Zöglinge 
im Berichtsjahr hingewiesen. 58 Prozent führten sich gut, 
36 Prozent befriedigend, 6 Prozent schlecht; im Fleiß waren 
53 Prozent gut, 41 Prozent befriedigend, 6 Prozent schlecht 
und die Aussicht auf Besserung war bei 58 Prozent gut, bei 
38 Prozent befriedigend und bei 4 Prozent schlecht. Die 
Einnahmen im Gewerbebetrieb betrugen Mk. 32 288.42 mit 
einem Ueberschuß von Mk. 10 001.99, in der Landwirtschaft 
Mk. 25 108.61 mit einem Ueberschuß von Mk. 3 558.79. Der 
Staatszuschuß beträgt Mk. 35 507.10. Die Verpflegung wird 
pro Tag auf Mk. 1.50 berechnet; der Aufwand für Kleidung 
beträgt 28 Pfg., für Verpflegung 48 Pfg. pro Kopf und pro 
Tag. Zum Schlüsse seien noch einige Zahlen der Zöglings¬ 
sparkasse angegeben: Arbeitsbelohnungen wurden bewilligt in 
Höhe von Mk. 679.42. Das Vermögen der Sparkasse belief 
•sich auf Mk. 4 040.55 mit einem Guthaben von Mk. 2 241.42 
der Zöglinge, so daß ein Reinvermögen von Mk. 1 799.13 
verbleibt, von dem entlassenen Zöglingen Prämiert bis zu 
Mk. 10.— erteilt werden können. 

Wie schon erwähnt, ist Flehingen die einzige staatliche 
Anstalt in Baden. Man sah sich also genötigt, im übrigen 
auf Privatanstalten zu greifen, die dann in großer Anzahl von 
Vereinen erstellt wurden und Zwangszöglinge aufnehmen. 
Laut Verzeichnis der Zentralleitung des Verbandes der 
badischen Bezirksvereine für Jugendschutz und Gefangenen¬ 
fürsorge vom 11. Mai 1900 sind folgende Anstalten durch 
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10. Schwesternhaus Bethania zum guten Hirten in Hei¬ 
te r s h e i m. 

Auf diese Weise wird eine eingehende Differenzierung 
ermöglicht und die Zwangszöglinge können nicht nur innerhalb 
der Anstalten in passende Gruppen eingeteilt werden, sondern 
die ganze Veranlagung des Zöglings kann schon bei der 
Zuteilung in die einzelnen Anstalten berücksichtigt werden. 
Wenn diese Anstalten amtlich als solche bezeichnet werden, 
in denen Zwangszöglinge untergebracht werden können, so 
muß natürlich ein gewisser staatlicher Einfluß auf ihre 
Verwaltung gegeben sein; dieser Einfluß ist in Gestalt einer 
Staatsaufsicht gesichert. Nach §31 der Vollzugsverordnung 
hat nämlich eine Anstalt halbjährlich über den Gesundheits¬ 
zustand, die Führung und die Fortschritte der Erziehung der 
in derselben untergebrachten Zöglinge dem Verein zu über¬ 
mitteln, der mit dem Vollzug der Zwangserziehung betraut ist. 
Dieser hat dann weiter dem Bezirksamt und dem Gericht 
hiervon Mitteilung zu machen. Weiter sind die Kreisschul- 
visitaturen darauf hingewiesen worden, besonders auf die 
Zwangszöglinge in den ihrer Aufsicht unterstehenden Anstalten 
aufmerksam zu sein und erforderlichenfalls Mitteilungen und 
Anträge an das Bezirksamt zu richten. Eingehende Vor¬ 
schriften über die Flucht von Zöglingen sind hier getroffen; 
schon unter den allgemeine^ Bestimmungen über den Vollzug 
sind in Anlehnung an einen Erlaß des Ministeriums des 
Innern vom 17. September 1897 Normen aufgestellt, wonach 
bei Fluchtverdächtigen besondere Aufmerksamkeit auf eine 
stete Bewachung zu richten ist, und die Entwichenen möglichst 
schnell eventl. mittelst polizeilichen Zwanges zuiückzubringen 
sind. Hier in der Verordnung ist nun bestimmt, daß im Falle 
des Entweichens sofort so schnell wie möglich das leitende 
Bezirksamt sowie dasjenige zu benachrichtigen sind, in dessen 
Bezirk die Anstalt liegt. Auf eine nicht uninteressante Bestim¬ 
mung der allgemeinen Vorschriften der Vollzugsverordung sei 
bei dieser Gelegenheit hingewiesen, darnach ist es zulässig, 
daß Zöglinge bis zu 24 Stunden in polizeilichem Gewahrsam 
untergebracht werden können. Im Zusammenhang mit dieser 
Bestimmung ist ein Justizministerialerlaß vom 27. Februar 
1908 zu betrachten: Darnach sind Zwangszöglinge, gegen die 
eine Anordnung der Zwangserziehung beschlossen ist, auf 
Einweisung des Bezirksamtes in die Amtsgefängnisse bis zur 
weiteren Anordnung aufzunehmen; bei diesen stellt sich dann 
der polizeiliche Gewahrsam als eine Zwangserziehungsmaß¬ 
regel dar. Bei Zwangszöglingen, gegen die eine fürsorgliche 



ödet endgültige Unterbringung noch nicht, angesrdfM?? 
kanneln. pöl&dh$j£5 Ownhr^am mir auf Orund des §, 30 
Poffeeiatraigesetzbudi erbahnt werden, '.also auch keine 4& ; 
Silhiden ubgfdäüero. — 1® übrigen sind für die Unterbringung 
in Friyatanstaltenähnliche Normen auf gesteift, wie für die 
i Überbringung in einer Familie. An die Stelle.'deS.'^'amilienk 
die heifür der Anstalten, soweit nicht von ! 
dem Verein dem die Anstalt zus.tehty und der Staatsverwlüttmg 
generelle Vertrage abgeschlossen werden. Die Vorstände der 
Anstalten sind zu den gleichen Leistungen zu verpdichten wie 
die F^ßErtiHenvorständeL in gleicher Weise ist lerher fCir den 
Vertrag büzirksamtlidie uenelmiigung vorzitbelialtenr Eine 
Besonderheit gilt nur in Beziehung auf ein LelirverhältniS, 
Soll nämlich der Zögling aus der Anstalt in ein solches 
gebracht werden, so kann der Abschluß des Lehr- oder 
Dienstvertrags dem Anstaltsleiter übertragen werden,: dem 
auch die -Befugnis, eines Fürsorgers bezüglich der Durch¬ 
führung, dieses' .Vertrags zu sieht, wenn nicht die Bestellung: 
eines solchen notwendig wird. Auch bezügikh der Anstalten 
ist in 4e£ daß, 

bei ihrer Auswahl auf (jeschlecht, Alter, Rehgiönsbekenntms, 
shWievMd:^AAfrfentfehsoff, v :Awshttduiigsjfweck und fjfad der 
VeiAmLrlösnng Rücksfcht zunehmendst. Eine bedeutsame 
Bestimmung ist nun folgende: Die Anstalten, die als, geeignet 
erklärt Wr®^i ZVväogszoghmge 

Zöglinge fürsörgligh so fort mim nehmen, sofern der FiahLes 
gestattet und der Zögling an sich geeignet wäre in die Anstalt 
aufgenommen zu werden; beantragen also. Bezirksämter .eine 
solchg AhÖt^hmej so mußAnstalt den Zögling anfnehmen/: 
auch ehe ein Vertrag über die endgüitigc Auhiahme ab- 
geschlosseh; ist; Die Bestimmung ist deshalb von Bedeutung, 
damit die Bezirksämter Zöglinge, die nicht länger 'in ihrer 
bisherigen; Umgebung verbleiben wollen, oder der Flucht ver¬ 
dächtig sind und deshalb fürsorglich u.utergebradii werden 
sollen, nicht etwä'deshalb nicht miierbmgeo können, weil die 
Anstaltendm eihÄdlhö^^ Vertrag nicht eingehen 

wollen; zy.'A A ’ , / Uni’>>*:*: 

Von allen Pjrivatansfalten verdient das Frziehungshäus und 
Asyl -Scheibehhardt am ehesten eine eingehende Betrachtung, 
als- lang bewährte Anstalt, dieauefa zu der Staafsverwadiimg 
in ziemlich engen Bezieh ungen steht. Die Anstalt unterstefh 
der Leitung einer Abteil ung des badischen Frauen Vereins. 
Diese Abteilung hakVöh Anfang an den föefrieb der ÄMStaU 
übernommen und bis tieüte fortgeführt. Seine Entstehung 



— 217 — 


verdankt das Asyl Ihren Königlichen Hoheiten dem Höchst¬ 
seligen Großherzog und der Großherzogin Luise, durch deren 
Gnade das Schloß Scheibenhardt zur Einrichtung der Anstalt 
zur Verfügung gestellt wurde und durch deren gnädigste 
Förderung es gelang, das Asyl einzurichten. Der schon mehr¬ 
fach erwähnte Landesverband der badischen Schutzvereine 
hat auch hier durch Spendung einer reichlichen Summe 
außerordentlich wohltuend gewirkt. Am 12. Januar 1886 wurde 
mit 4 Zöglingen die Anstalt eröffnet: noch im gleichen Jahre 
wuchs die Zahl der Zöglinge auf 20, nachdem die Beitenzahl 
verdoppelt worden war, wobei bereits Ausländer wegen Platz¬ 
mangels abgewiesen werden mußten. Diese Ausdehnung 
nahm noch stetig zu, so daß heute eine Höchstbelegung von 
46 Zöglingen möglich ist. Aufgenommen werden nur weibliche 
Zöglinge und zwar im Alter zwischen 15 und 19 Jahren. Der 
durchschnittliche Aufenthalt eines Zöglings beträgt zwei bis 
drei Jahre. Unter den Charakteren der Aufzunehmenden wird 
kein Unterschied insofern gemacht, als etwa besonders schwer 
zu behandelnde oder besonders Verwahrloste nicht auf¬ 
genommen würden. Auch bezüglich der Religion wird ein 
Unterschied nicht gemacht, die Anstalt ist eine paritätische 
und die Zahl der katholischen und evangelischen Zöglinge 
entfernen sich selten weiter voneinander. Es wird von Interesse 
sein, auch hier auf einige Einzelheiten in der Leitung der 
Anstalt einzugehen. Die Anstalt untersteht einer Hausmutter 
und fünf Gehilfinnen; von diesen überwacht eine den Dienst 
in der Kochküche, eine den Dienst in der Waschküche, zwei 
den Dienst in den Arbeitssälen und eine die Feldarbeit. Es 
sind alle geprüfte Lehrerinnen, die außer freier Station 
Mk. 500.— Jahresgehalt haben; sie haben jeden zweiten 
Sonntag frei. — Aus der Verteilung des genannten Dienstes 
geht schon hervor, daß die wesentlichsten Beschäftigungen 
nebst Kochen und Waschen, Arbeit in den Sälen und auf dem 
Felde sind. Diese letztere ist durch Anweisung von Arbeit 
auf dem Hofgute Scheibenhardt besonders günstig. Jedoch 
hält es oft schwer, die benötigten Arbeitskräfte aus dem 
Erziehungshaus zu erhalten, da die Zöglinge Arbeit in den 
Sälen vorziehen. Auf dem Felde arbeiten die Zöglinge für den 
Taglohn. In den Arbeitssälen bildet die Hauptbeschäftigung 
Nähen und neuerdings auch Spinnen. Es wird nur für die 
Anstalt, respektive die Zöglinge selbst gearbeitet und zwar 
Weißzeug nähen und Kleider fertigen; sie nähen sowohl 
Anstaltskleider als auch Kleider für sich, so solche notwendig 
sind. Unter der Woche tragen die Zöglinge Anstaltskleider, 
an Sonntagen dürfen sie ihre eigenen Kleider tragen. Ge- 






iü-. wird alte dkl A^miv vv',c dh# gebügelt. Des* 

April alles in tj’ aucff das Brot £ N 

wird selbst gebacken, ohne daß je Klagen über zu barte Arbeit 
hierbei vorgebracht wurden. Zum Backen wird Roggen- und 
Weizenmehl verwendet. Einmal wöchentlich wird gebacken , ■ . , 
und da§ ßrpt muß itünd#eiri drei Tage alt sein, ehe es. 
genossen wird, Die Zöglinge bekommen zü sämtlichen Mahl« r 
Zeiten Brot. Die Rostördnung ist folgendermaßeji geregelt. 
Morgens erste Frühstück Kaffee und Brot^ desgleichen beim 
zweiten Frühstück und beim Vesper; die Feldatbeiietlnnen 
bekommen dabei doppelte Rationen Brot Zum Mittagessen 
bekommen sie Suppeüml eine Mehlspeise, dreimal wöchentlichA ; : 
(dm Sonntag und zwei Werktagen) Fleisch; abends bekommen 
sie noch einmal Suppe, öe frühstückt wird um 7 Uhr rüorgens, 
im Sommer früher: um ; h6 Uhr wird aufgesürnden, dann¬ 
haben sich die Zöglinge zü waseto Betten zü machen. / 
Nach dem•■Frühstück’" erfolgt eine kurze gemeinschaftliche 
Andacht, Wobei ein evangelisches Vaterunser gebetet wird. . 
Hierauf gehen die Zöglinge" an die Arbeit — die^ Zögtinge, die 
das Kochen ztit besorgenTiaberirmüssen-etwas früher Aufsb^ai 
— bis 9 Uhr, wo sie ihr zweites Frühstück bekommen, dann 
wird weiter gearbeitetÄ11 Uhr; nachdem sich die ZdgB^icli Ml 
gewaschen haben, wird um halb’ 12 Uhr zü .Mittag 
wonach die ZogBoge eine Freizeit zum Spieleri haben fois feiÄifliiiif 
Bis zinn Vespern um 4 Uhr wird wieder gearbeitet und daim 
weiter bis:6 ühr. Um halb 7 Uhr wird dann zu Naeht gegessenV :; 7-' : A~A 
wonach abermals eine kurze Andacht stattfindet, diesmal mit 
einem Um 9 Uhr wird zu Bett 

geangen, ’ ; Fiftriial wird der Tagespian durch Religionsunter- 
rieht unterbrochen', der von dp^i biete, CMstlicben gegeben Wird ; 
sonstiger Unterricht wird in der Anstalt nicht gegeben, da ja 
die Zöglinge das schulpflichtige Alter alle überschritten bähen. : - 
Am Sonn tag gehen die Zöglinge in die K irchen von Rüppur 
und Duriaeh. Außer d$r Hausarbeit; haben sie am Sonntag 
frei. Auch bekommen sie am Sonntag zum Frühstück Brötchen 
statt Broi, . Die -Arbeit in den Sälen wird in zwei Sälen aus- 
geführt, von denen jeder unter einer Lehrerin steht. Die 
Zöglinge schlafen in gemeinsamen, verschieden großen Schlaf- - 
sälen, in denen auch die Lehrerinnen schlafen und zwar so, 
daß sie alle Schlafsäle gut beobachteil können. Ein Krankem 
Zimmer gibt es nicht, Wohl aber ein heizbares. ".Schlafzimmer; 
übrigens ist der Oestmdhrit^züKt-and durchweg befriedigend. 
Scbwerkrarike kommen ans der Anstalt fort.. Auch über die 
Führung kann sra allgemeinen : nicht geklagt werden. Ais 
Strafe kennt die' Anstalt. mär •Kostentziehmig;. inid hier nur 
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Entziehung des Brötchens und des Fleisches am Sonntag, und 
Dunkelarrest; der.letztere wird deshalb sehr gefürchtet, weil er 
in das jeden Monat auszustellende Zeugnis eingetragen wird. 
— Die Fühlung der Anstalt mit den entlassenen Zöglingen 
wird bis zum 20. Lebensjahr dadurch aufrechterhalten, daß 
der Lohn, den der Zögling sich verdient hat, nicht an ihn 
selbst, sondern an die Anstaltsleitung abgeführt wird. Ist 
der Zögling allerdings in einer lokal entfernteren Familie in 
Stellung, so werden Fürsorger für ihn bestellt, an die der Lohn 
abzuführen ist. In diesem Fall und vor allen Dingen vom 
20. Jahr an hört dieser Zusammenschluß auf und die Anstalt 
ist auf eine etwaige freiwillige Fühlungnahme des Zöglings 
angewiesen. Brieflich findet diese seltener statt, häufiger durch 
Besuche, namentlich von den in der Nähe in Stellung befind¬ 
lichen Zöglingen. — Die Auslagen werden bestritten durch das 
auf Zinsen gelegte Vermögen der Anstalt, einen Staatszuschuß 
von Mk.3500.—, Beiträgen, Verdienst und Verpflegungsgeldem; 
das letztere beträgt 70 Pfennig für deii Tag, bei einem Auf¬ 
wand von Mk. 1.48 pro Tag, bei Einrechnung des Arbeits¬ 
verdienstes auf Mk. 1.13. Trotz des Staatszuschusses und der 
Beiträge, die zusammengenommen im Jahre 1911 nahezu 
Mk. 5000.— ausmachten, ergab sich ein Defizit von über 
Mk. 800.— am 31. Dezember 1911, so daß an eine Erhöhung 
der Verpflegungsgelder zu denken ist, die die wirklichen Aus¬ 
gaben mit dem geleisteten in ein besseres Verhältnis bringen. 
Von den Erfolgen der Erziehung inl Asyl und Erziehüngshaus 
Scheibenhardt wird weiter unten im Zusammenhang mit den 
übrigen Resultaten der Erziehungsmaßregeln zu sprechen sein. 

Im folgenden ist noch kurz auf die weiteren Bestimmungen 
der Vollzugsverordnung einzugehen. Sie gibt zunächst ge¬ 
meinsame Vorschriften für Anstalts- und Familienerziehung 
bezüglich der Entlassung. Zwei Punkte werden hier besonders 
hervorgehoben, der Zeitpunkt der Entlassung und die Unter¬ 
bringung nach der Entlassung. Bezüglich des ersten Punktes 
werden nur einige Detailbestimmungen über die im Gesetz 
gegebenen Normen getroffen. Vor allen Dingen erklärt die 
Verordnung die Gesetzesvorschriften über das gerichtliche 
Verfahren auch für dieses Verfahren anwendbar und verweist 
diesbezüglich auch auf die frühere Bestimmung der Verordnung. 
Wichtiger sind die Vorschriften über die Unterbringung nach 
der Entlassung. Als Grundsatz wird hier anerkannt, daß eine 
Entlassung nicht früher erfolgen soll, als bis der Zögling ein 
angemessenes Unterkommen gefunden hat. Die Ausmittelung 
dieses Unterkommens, das im besonderen auch der Beschäf- 
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tigung der Zöglinge zu entsprechen hat, liegt in erster Linie 
in der Hand der Eltern oder des vormundschaftlichen Ver¬ 
treters; in Praxi weit wichtiger ist aber die Ermittelung solcher 
Stellen durch den Verein, dem der Vollzug der Zwangserziehung 
obliegt. 

An dieser Stelle soll nun auf die schon mehrfach erwähnte 
verdienstvolle Tätigkeit der badischen Bezirksvereine für 
Jugendschutz und Gefangenenfürsorge eingegangen werden, 
und an der Hand dieser Beschreibung dargelegt werden, wie 
und wo die Unterbringung entlassener Zöglinge erfolgt. Um 
das ganze Wirken dieser zu einem Landesverband vereinigten 
Schutzvereine verstehen zu können, ist ein kurzer geschichtlicher 
Rückblick erforderlich. Im Jahre 1882 wurde der Grundstein 
zu der heutigen Gestaltung des Vereins gelegt. Damals wurde 
der Landesverband der „badischen Bezirksschutzvereine für 
entlassene Gefangene“ gegründet, an dessen Bpitze eine 
Zentralleitung trat; im Jahre 1885 übernahm Seine Königliche 
Hoheit der Großherzog gnädigst das Protektorat über diesen 
Landesverband und im Jahre 1887 wurde ihm die Eigenschaft 
einer juristischen Person verliehen. Bezirksvereine finden sich 
jetzt in jedem Amtsgerichtsbezirk, meistens in sehr engem 
Anschluß an die Amtsgerichte selbst. Anfänglich richteten 
die Vereine ihr Augenmerk auf die Gefangenenschutztätigkeit 
allein. Aber schon in den achtziger Jahren wurde die Jugend¬ 
fürsorge ein wesentlicher Faktor in der Vereinstätigkeit. So 
übernahm die Zentralleitung die Errichtung und Leitung der 
oben besprochenen Anstalt in Flehingen im Jahre 1889, so 
wurde eine bedeutende Unterstützung dem Erziehungshaus 
Scheibenhardt gewährt. Im Jahre 1900 wurde man dieser 
veränderten Tätigkeit auch in der Bezeichnung gerecht und 
benannte die Vereine: „Badische Bezirksvereine für Jugend¬ 
schutz und Gefangenenfürsorge“ mit entsprechender Bezeich¬ 
nung des Landesverbandes. Es soll hier nur auf die Tätigkeit 
der Vereine auf dem Gebiete des Jugendschutzes eingegangen 
werden. Um hier einen möglichst engen Anschluß der 
Zentralleitung an die Regierung zu erlangen, der für ein 
gedeihliches Zusammenarbeiten äußerst wünschenswert ist, 
wurden von den Ministerien des Innern und der Justiz mit 
der Zentralleitung folgende Grundzüge vereinbart, die am 
1. Januar 1892 in Wirksamkeit traten. 
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Grundzüge 

für die Handhabung der durch den Ausschuß der Zentralleitung des 
Landesverbandes der badischen Schutzvereine für entlassene Gefangene 
und durch die letztere!! den jugendlichen Verwahrlosten und Bestraften 
beiderlei Geschlechts zuzuwendenden Fürsorge. 

Zweck der Fürsorge. 

§ 1 . 

Der Zweck der Fürsorge muß stets darauf gerichtet sein: 

a) jugendliche Verwahrloste und Bestrafte beiderlei Geschlechts durch 
rechtzeitiges Eingreifen und fortgesetzte Beaufsichtigung dauernder 
Besserung zuzuführen; 

b) den mit dem Vollzüge des Gesetzes vom 4. Mai 1886 über die 
staatliche Fürsorge für die Erziehung verwahrloster jugendlicher 
Personen betrauten Behörden fördernd und unterstützend zur Seite 
zu stehen. 

Fürsorge im allgemeinen. 

§ 2 . 

Die Bezirksschutzvereine haben darauf Bedacht zu nehmen 

a) daß die Anträge auf Stellung von jugendlichen Verwahrlosten und 
Bestraften unter die Maßregel der Zwangserziehung möglichst 
frühzeitig gestellt und auf alle hierzu sich eignenden Persönlich¬ 
keiten ausgedehnt, 

b) daß die etwa notwendig werdende Verbringung in eine Erziehungs¬ 
anstalt angeregt und wenn nötig durch Zuschüsse aus der Vereins- 
kasse bezw. aus Mitteln der Zentralleitung ermöglicht; 

c) daß innerhalb der Vereinsbezirke alle Familien, welche zur Auf¬ 
nahme von Schützlingen der gedachten Art als Lehrlinge oder 
häusliche oder landwirtschaftliche Dienstboten bereit sind und 
soweit geboten, auch den in den §§14 und 15 der landesherrlichen 
Verordnung vom 27. November 1886 zu dem oben erwähnten 
Gesetze gestellten Anforderungen vollkommen entsprechen, er¬ 
mittelt und dem Ausschuß der Zentralleitung angezeigt und auf 
Verlangen auch den Großh. Bezirksämtern namhaft gemacht 
werden. 

Stellung unter die Vereinsfürsorge im Einzelfalle. 

§ 3. . 

Die Zuwendung der eigentlichen Vereinsfürsorge an jugendliche 
Verwahrloste und Bestrafte beiderlei Geschlechts ist stets von der Vor¬ 
aussetzung abhängig, daß die zur Vertretung der letzteren berufenen 
Persönlichkeiten oder Behörden dies ausdrücklich beantragen oder daß, 
falls dieselben unter der Maßregel der Zwangserziehung stehen, bezirks¬ 
amtliche Zustimmung vorliegt. 

Die einzelnen Arten von Schützlingen. 



Setzungen des § 3 alle jugendlichen Personen beiderlei Geschlechts zu 
unterstellen, welche zur Entlassung kommen: 

a) aus den Landesgefängnissen oder sonstigen Strafanstalten des 
Landes, 

b) aus den Erziehungsanstalten in Flehingen und Scheibenhardt, 

c) aus einer der Anstalten des Vereins zur Rettung sittlich verwahr¬ 
loster Kinder oder aus einer der übrigen in den verschiedensten 
Teilen des Landes gelegenen Privaterziehungsanstalten, welche 
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ausreichenden Leibwäsche und Bekleidungsgegenständen ausgerüstet 
wird, daß endlich 

f) jeder einzelne Fürsorgefall in das satzungsmäßige Tätigkeits¬ 
verzeichnis eingetragen wird und solches gleichzeitig mit dem dem 
Ausschuß der Zentralleitung zu unterbreitenden Jahresberichte 
zur Vorlage gelangt. • 

Man sieht, hier sind eingehende Bestimmungen über die 
allgemein gehaltenen Vorschriften der Vollzugsverordnung 
zur Basis eines Uebereinkommens für das Zusammenarbeiten 
von Verein und Regierung geworden. Es wird dann inter¬ 
essieren, zu sehen, wie dieses Zusammenarbeiten tatsächlich 
durchgeführt wird, wie insbesondere einzelne der oben gezeigten 
Grundsätze zur Durchführung gelangten. 

Zunächst ist hier auf einen sehr bedeutsamen Punkt hin¬ 
zuweisen: Die Uebemahme der Fürsorge durch die Vereine 
nach erkannter Zwangserziehung. Das Verfahren ist hier 
folgendes: Nachdem von dem Gericht die Zwangserziehung 
angeordnet ist, und regelmäßig das Bezirksamt die' erforder¬ 
lichen Maßregeln zu treffen hätte, setzt sich dieses mit dem 
in Frage kommenden Schutzverein in Verbindung zwecks 
Uebemahme der Erziehung. Dieser überläßt dann regelmäßig 
den Zögling seiner Familie,- nachdem sowohl dieser, wie dem 
Zögling deutlich vor Augen gestellt wurde, daß bei nicht 
tadelloser Führung und strammer Aufsicht der Zögling weg-, 
in eine andere Familie oder eine Anstalt gebracht würde, also 
im bezirksamtlichen Verfahren weiter vorgegangen würde. 
Durch die energische Handhabe, die der Verein in einem 
solchen Fall durch die Anordnung der Zwangserziehung hat, 
ist in zahlreichen Fällen sowohl in der Erziehung seitens der 
Eltern, wie in der Führung der Zöglinge eine so bedeutende 
Besserung eingetreten, daß die mit Kosten und so vielen 
sonstigen Nachteilen verbundene Durchführung der Zwangs¬ 
erziehung unterbleiben konnte. Es ist hier der Tätigkeit der 
Bezirksvereine ein sehr weitreichendes Feld wirksamer Be¬ 
tätigung gegeben, auf dem auch schon viele sehr erfreuliche 
Erfolge erzielt wurden. 

Ein weiterer sehr bedeutsamer Punkt der Vereinswirksam¬ 
keit ist die Ermittelung von Lehr- und Dienststellen. In 
Ausübung dieser Tätigkeit wurden zunächst Formulare für 
Lehr- und Dienstverträge von der Zentralleitung entworfen 
und im Einverständnis mit dem Ministerium des Innern in 
Druck gegeben. Dieselben werden in der erforderlichen Anzahl 
an die Bezirksvereine verteilt, die den Abschluß der Verträge 
vermitteln. Diese Vereine legen gleichfalls auch ein Verzeichnis 
derjenigen Dienstherren ihres Bezirks an, die bereit sind, 




Zöglinge M nh. < w ettmeti. Auf diese Wefee'*ist die 
Vereinfachung und Zehfraiisienmg der Unterbrhigung der 
Zöglinge in Dienststellen in hohem Oracle erfolgt. 

Wahrend die vorgenannte Unterbringung sowohl für die 
Zeit wahrend der Dauer der Zwah gserrfehung als auch für 
die Zeit nach der Entlassung, insbesondere .cfer. vorläiüigeig 
von Bedeutung ist, ersfredd sich eine Weitere Tätigkeit der 
Sehötzwei.ne; lediglich. auf die Zeh nach der Entlassung.; Es 
cst dies die Unterbringung auf-Schiffen als Schiffs}ungen, t>& : 
dje. 'Disziplin und Abgeschlossenheit auf einem Schiffe ein sehr 
bedenisatnes Erziehungsmittel bildet, ist man dafapf bedacht, 
gerade diese Unterbringung in einem: hervorragenden; Maße 
■m fördert) Und der .badische EaTtdesverbandJbat auch in dieser 
Hinsicht. schon Bedeutendes geleistet. Die Uöterbrhigimg’ 
geschah durch. Abmadiuagen für jeden Veiiizdneu Fall mit 
Reedereien oder, was größtes heil« der fall war, mit Heuer¬ 
bureaus Bei dem großen Andrang zu dem Seemannsberuf 
war huuf^ dntnhgljch Zögiinge unterzubnnggn, da liitvöru 

Maße den Bedarf deckefiE Infolgedesseri 
wurde der Gedanke der Erstellung eines -Eürsorgeschitfes in 
<Hr Äg£ der enghschen „wfor/Tiatprysfiips* 1 auch. Vöti der 
^ShtFalldtung in" Verbiiidung mit in f 


Fall fest. Es waren im November 1908 im ganzen 27 Zöglinge 
—.$ö a«f T^tnpfe und Segclschifföh, 7 auf HochseeTiSeherhooteri 
DUrdüFeh 7Vermittelung der Zentralleitung ■nntergebrae.ht. 


bringung auf. Schiffen iiat sich mehr als bei der anderen Mib 
Wirkung des Ihndesverbande^. gezrfgt, wi? wertvoll die 
finanzielle I-TnietStützung durch denMben1gt, indem groBeo- 
*eih. vermögenslose Zöglinge iintergebraehi wurden, nachdem 
sie auf Kosten der- Bezirksveremc ausgerüstet worden waren. 

Eine solche imänrfelie.'■'Unterstüfrffhg' jwinl aber vielfach 
auch als Erziehungsithttel in ahderer ; Weise, vgfwettdeE Als 
bedeutend sie Einrichtung in dieser Hinsicht uh der Zöglings- 
ionds der Zentralleifurtg zu bezeichnen. Dieser Fonds wurde 
seinerzeit aus deö- Äfbertserträgmssuti der Anstalten Flehmgei? 
Und Sickingen gegründet und bei der Abgabe der genannten 
Anstalt an den Staat resp. die. Innere Mission, wurde der 
tonüs der Zentralleihmg zu Eigentum überwiesen und gletch- 
zeiüg der Vorsitzende des .Ausschusses der Zef i fraß eit anginit 
dessen Aerwaltüng;beüuftragt, die von der Zeuirntkasse des 
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Landesverbandes in Bruchsal geführt wird. Aus diesem 
Zöglingsfonds werden an entlassene Zöglinge insbesondere 
während ihrer Militärzeit Unterstützungen verabreicht, die 
eine große erzieherische Wirkung haben, ganz besonders 
wertvoll sind diese Unterstützungen dafür, daß eine gewisse 
Fühlung zwischen den ehemaligen Zöglingen und dem Leiter 
des Vereins erhalten bleibt, was unter anderem für die Statistik 
von unschätzbarem Werte ist. Am 31. Dezember betrug der 
Fonds Mk. 3997.19 gegen Mk. 3917.17 im Vorjahr. An 
Unterstützungen waren gewährt worden im Jahre 1911 
Mk. 61.55. 

Nimmt man zu dieser besonders hervorgehobenen Tätigkeit 
der Bezirksvereine ihre weiter oben genannten Verdienste, wie 
um das Fürsorgewesen, die rechtzeitige Mitteilung von Fällen 
in denen Zwangserziehung notwendig wird, und schließlich den 
Vollzug der Zwangserziehung im Aufträge des Bezirksamtes 
hinzu, so muß man sagen, daß der Landesverband der 
badischen Bezirksvereine für Jugendschutz und Gefangenen¬ 
fürsorge und an seiner Spitze die Zentralleitung einen hervor¬ 
ragenden Anteil an der Entwickelung der Zwangserziehung 
in Baden hat. Ohne den genannten Landesverband stünde die 
Zwangserziehung in legislativer wie in exekutiver Hinsicht 
nicht auf der Höhe, bis zu der sie jetzt geschritten ist. Deshalb 
war hier auf eine Würdigung und Darstellung der erfolgreichen 
Tätigkeit der Bezirksvereine einzugehen. 

Ehe nun das Gebiet des Vollzugs der Zwangserziehung 
verlassen wird, ist noch kurz auf einige Vorschriften der 
Vollzugsverordnung einzugehen. Zunächst bestimmt diese zur 
Kostenverteilung, daß das Bezirksamt festzustellen hat, ob der 
Zögling Vermögen besitzt, ob Unterhaltspflichtige vorhanden 
sind, und im Falle der Verneinung dieser beiden Fragen, ob 
und welcher badische Armenverband unterstützungspflichtig 
ist, schließlich welche Staatsangehörigkeit der Zögling besitzt. 
Vorläufig sind die Kosten von dem mit dem Vollzug betrauten 
Armenverband oder Verein zu bestreiten. Hierüber hat der 
Verein halbjährlich dem Bezirksamt eine Kostenberechnung 
vorzulegen, die dem Verwaltungshof zur Prüfung übergeben 
wird. Für die in Flehingen untergebrachten Zöglinge werden 
die Kosten unmittelbar von der Anstalt aufgewendet, die dann 
ihrerseits von dem pflichtigen Armenverband die dem Staat 
nicht zur Last fallenden Kosten einzieht; eventuell wird der 
Zögling oder seine Unterstützungspflichtigen unmittelbar 
herangezogen. 

Weiterhin gibt die Verordnung besondere Bestimmungen 
über die Behandlung der Zöglinge gegen die auf Grund des 
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ä- R.SifG B. aut Zwotjgsef/.idiurig erkannt würde. Hier 
iuu die ^iaatsanwaltscbaft, bei S .-richten • das.,. Amts-, 

glicht* : -dle .'3a^5*^iaj^: :•$• schicken, 

soweit auf tJnterteipgürig io eine Anstalt erkannt ist.; das 
Bezirksamt hat; dann den Vollzug der Zwangserziehung zu 
veraniasseh. Daß im Jahre 1894'.das Ministerium des Innern 
erklärte, es sei auch Jn diesem Fade eine Familicnerziehwig 
gestattet, wurde.schon erwähnt; die Volizugsverordrtung stellt 
sich aber, aut einen andere». Standpunkt; sie uni.ftrs.agi nämlich 
eine nacliträgliche Umwandlung der Anstaltserziehung in eine 
Fatmlienerziehüng, wenn der Strafrichter auf eine Unter¬ 
bringung in einer Emehungs-- öder Besserungsanstalt erkannt 
hat. Auf das Verfahren finden ftn übrigen öle normalen 
Bestimmungen der Verordnung Anwendung. ' Hat der Straf¬ 
richter aber auf Üebftfweisnng in die eigene Familie erkannt, 
so Ist darin kein die Zwangserziehüng aiiordriendes ’Erkftmtnis 
2 U sehen, es..ist also eine Durchführung einer • solchen auf 
Grund des Urteils nicht gestattet Die Verordnung geht sogar 
noch weiter und untersagt die binjeituhg eines dahingehenden 
Verfahrens auf öründ der so ahgeurteilren strafbaren 
Fhüdlujrg. • y : ,-. , AA. A.A. -AAA VJ>'AeSt ,-AA 

In ihrem letzten Paragraphen gibt die Verordnung noch 
einige Vorschriften über die höhere yerwaltungsaufeieht, die 
den Laitdeskommissälen und in letzter Instanz 
des Innern zusteht. 

Bei jeder Vertrechensprophvtske;; z—. ; Vnd . als einen Teil 
derselben muß man die ganze Zwangserziehung ansehen — 
lautet eifte ewig wiederkehrende Frage: Hat sie Erfolg? Man 
hat die Frage zu beantworten gesucht^ indem man ..statistisch 
festsfellte, daß bei einer Anzahl von Zöglingen der Erfolg gut, 
bei girier weifereh Anzahl henledigendv her ein er dritten Anzahl, 
unbefriedigend gewesen sei. Damit ist aber der Kern der 
Frage nicht getroffen. Denn der Begriff eines Erfolges bei 
einer prophyinktisclien Tätigkeit ist ein -so vager, daß märs 
mit einer Statistik an der Hand des gleichen Materials so. 
ziemlich diametral entgegengesetzte Resultate erzielen kann,: 
Die erste Vorbedingung, der Beantwortung dieser Frage wäre 
also die Festlegung des Begriffes Erfolg. Die atu meisten 
interessierende Definition wäre die, daß man unter Erfolg die 
Erziehung zu einem dauernde» ' geordneten Lebenswandel 
Verstünde. Damit ist aber tltshaih uiclit gedienh da man auf 
die so gestellte Frage kein«;- Antwort .erhalten würde; die 
Statistik, auf diesem Gebiete ist nicht weit genug gediehen, um 
diese Frage zu losen. -Audi die Statistik über «fc»-etwaige 
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Rückfälligkeit, ist nicht genügend ausgearbeitet; auch würde 
diese nur einen sehr schwachen Einblick in das spätere Leben 
der Zöglinge gestatten, zumal sie sich nur auf die deutschen 
Strafregister stützen könnte. Man sieht der statistischen 
Auffassung und der daraus resultierenden Würdigung des 
Erfolges stehen zu große Schwierigkeiten gegenüber, um 
befriedigende Resultate zu erzielen. Man muß vielmehr aus 
der gesamten Statistik die Resultante des Erfolges zu ziehen 
suchen, indem man das Geschlecht, Alter, die Religion, Ehelich¬ 
keit und den Grund, aus dem der Zögling in Zwangserziehung 
verbracht wurde, als Grundlagen, den Zeitpunkt der Entlassung 
nach erfolgter Anstalts- oder Fämilienerziehung und ins¬ 
besondere der Art der künftigen Unterbringung aber als End¬ 
punkt nimmt. Dabei wird natürlich, besonders zunl Vergleiche 
der Verhältniszahlen, auf die in den Statistiken als erfolgreich 
oder erfolglos bezeichnten Fälle Rücksicht zu nehmen sein. 

Als Grundlagen sollen hier dienen die 20 Jahre 1890 bis 
1910: In erster Linie ist die Bewegung der Gesamtsummen 
der Zöglinge von Interesse; daß diese dauernd mit nur ganz 
wenigen Ausnahmen von Jahr zu Jahr gestiegen ist, nimmt 
nicht wunder; erstaunlich ist aber schon die Zahl, um 
die die Zwangszöglinge zugenommen haben, wenn man 
bedenkt, daß ihre Zahl sich in den zwanzig Jahren 
mehr als verdreifacht, nahezu vervierfacht hat. Während 
am 31. Dezember 1890 der Schlußstand 565 Zöglinge 
betrug, war diese Zahl auf 1965 am 31. Dezember 1910 
angewachsen. Die stärkste Zunahme fand in den Jahren 1901 
und 1902 statt, wo 145 resp. 177 Zöglinge mehr zugingen 
als abgingen. Man ersieht deutlich hieraus den Einfluß der 
Gesetzgebung, die eine bedeutende Vergrößerung des Kreises 
der Zwangszöglinge im Jahre 1900 gebracht hatte. Man muß 
diesen Umstand bei der Beurteilung des Anwachsens der 
Gesamtsumme um so mehr in Rücksicht ziehen als vor 1901 
nämlich 1897, 1899 und 1900 die Zahl sich vermindert hatte 
und als nach 1902 nur ein mäßiges Anwachsen der Zahl zu 
konstatieren war, denn wenn auch die Jahre 1904 und 1906 
ein Aufschnellen um jeweils 96 Zöglinge brachten, ist seitdem * 
die Zahl nur in mäßigerem Steigen begriffen, sie ist im ganzen 
seit 31. Dezember 1906 um 185 gestiegen, also in vier Jahren 
kaum mehr als in dem einen Jahr 1902. Die Summe sämtlicher 
in Baden jeweils, also seit 1. Januar 1887, dem Inkrafttreten 
des Gesetzes, untergebrachter Zöglinge betrug am 31. Dezember 
1910: 6139. — Will man die gegebenen Zahlen zergliedern, 
so ergeben sie hierfür sechs Gruppen: Alter, Geschlecht, Kon- 

15 * 
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fession, Ehelichkeit, Familie oder Anstalt, Beruf. Weiterhin 
wird dann noch auf das Milieu in dem die Zöglinge auf¬ 
gewachsen sind, insofern einzugehen sein, als Beruf und 
Lebensstellung der Eltern zu erwähnen sind, sowie ob diese 
zur Zeit der gerichtlichen Entscheidung noch am Leben waren, 
und ferner festzustellen ist, aus welchen Bezirken die Zöglinge 
kommen, also die Frage nach dem Verhältnis von Stadt 
und Land. 

Einen sehr vielseitigen Einblick bietet zunächst die 
statistische Erfassung der Altersklassen. Von den 1965 
Zwangszöglingen, die Baden am 31. Dezember 1910 hatte, 
waren 1390 in einem Alter unter 14 Jahren in Zwangserziehung 
verbracht worden, also nur 29,3 Prozent in einem Alter über 
14 Jahren. * Im einzelnen waren unter 6 Jahre alt zur Zeit des 
gerichtlichen Erkenntnisses 201 Zöglinge, 6 bis 9 Jahre 519, 
10 und 11 Jahre 342, 12 und 13 Jahre 328, 14 und 15 Jahre 
314, 16 und 17 Jahre 244, 18 und mehr Jahre 17. Am 
dichtesten ist die Zahl um 14 Jahre herum; dieses Alter bildet 
den Kulminationspunkt, in dieses Alter fällt die Grenze, von 
der aus die Richter beginnen, häufiger das „discernement“ 
zuzugeben, während vor 14 Jahren dasselbe noch vielfach als 
nicht vorhanden bezeichnet wird und die Minderjährigen 
anstatt unter Strafe gestellt in Zwangserziehung verbracht 
werden. Daß die Zahl um 10 und 11 Jahre am höchsten ist, 
steht natürlich mit der Strafmündigkeitsgrenze vom 12. Jahre 
in Zusammenhang. Besonderer Hervorhebüng bedarf die 
Zahl der Zöglinge, die schon unter 6 Jahren in Zwangserziehung 
verbracht werden, mit einem Hinweis auf das, was oben 
über die Minimalaltersgrenze gesagt wurde. Diese Zahl ist 
ständig im Wachsen begriffen und zwar dies namentlich im 
Anfang der Geltung des Gesetzes; während es 1890 nur. 
34 Zöglinge waren, wuchs ihre Zahl 1900 schon auf 83 und 
von dort in parallelem Steigen mit der Zahl der übrigen 
Zöglinge auf die vorgenannte Höhe von 201 Zöglingen im 
Jahre 1910. — Ein ganz anderes Bild bietet nun aber das 
Alter der Zöglinge am Tage auf den die Statistik lautet um 
den gleichen Zeitpunkt auch hier anzunehmen, so betrug die 
Zahl der über vierzehnjährigen Zöglinge 1345, so daß nunmehr 
die Prozentzahl der unter vierzehnjährigen auf 31,6 Prozent 
herabsinkt. Eine weitere Erfassung der Altersklassen bietet 
dann der Zeitpunkt der Entlassung; von den im Laufe des 
Jahres 1910 entlassenen 298 Zöglingen waren nur 18 unter 
14 Jahre alt. 

Im Anschluß an das Alter sei kurz auf die Dauer der 
Unterbringung hingewiesen. Während 1890 von den Ent- 
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lassenen 5 unter einem Jahr untergebracht waren und 
27 zwischen 1 und 3 Jahren, 4 zwischen 3 und 5 Jahren, 
waren 1900 schon nur 2 unter einem Jahr untergebracht und 
30 zwischen 1 und 3 Jahren, 52 zwischen 3 und 5 Jahren, 
83 zwischen 5 und 10 Jahren und 17 über 10 Jahren, 1910 
endlich 8 weniger als 1 Jahr, 68 1 bis 3 Jahre, 84 3 bis 
5 Jahre, 107 5 bis 10 Jahre und 31 10 bis 15 Jahre unter¬ 
gebracht. Es veranschaulicht sich in diesen Zahlen deutlich 
die Tendenz der Ausdehnung der Zwangserziehung. Auch 
die steigende Vollkommenheit der Unterbringung erhellt aus 
der Verschiedenheit der Prozentsätze der unter einem Jahr 
untergebrachten, da diese doch regelmäßig nur der Flucht 
halber so kurz untergebracht sind. 

Eine ebenfalls nicht zu unterschätzende Bedeutung besitzt 
die statistische Aufstellung der Verhältniszahlen der beiden 
Geschlechter. Im Jahre 1890 waren von den 565 Zöglingen 
383 männlichen Geschlechts, 1900 von den 1189 Zöglingen 
761 und 1910 von den 1965 Zöglingen 1827. Also auch hier 
ein wechselndes Verhältnis, bis 1892 stieg die Prozentzahl der 
männlichen Zöglinge bis auf 69,0 Prozent, sank dann auf 63,7 
im Jahre 1896, stieg auf 64,03 im Jahre 1901, sank wieder 
auf 61,08 im Jahre 1905, ist seitdem in ganz mäßigem Steigen 
begriffen und erreichte 1910 die Höhe von 62,4 Prozent. Außer 
dieser Verteilung beim Schlußstand des Jahres sind die Pro¬ 
portionen der Altersklassen und der Dauer der Unterbringung 
von großem Interesse. Von den 1890 auf 182 sich belaufenden 
weiblichen Zöglingen waren 107 in einem Alter von unter 
14 Jahren eingebracht, von den 383 männlichen Zöglingen 
138, also ein geringerer Prozentsatz. Im Jahre 1900 belief 
sich die Zahl der unter 14 Jahren eingebrachten Zöglinge auf 
468 von 761 männlichen und 261 von 428 weiblichen Zög¬ 
lingen; hier sind sich die Prozentsätze ziemlich genähert und 
1910 bietet das gleiche Bild. Die Dauer der Zwangserziehung 
war im Jahre 1890 weniger als 1 Jahr bei einem Mädchen und 
bei 4 Knaben, 1 bis 3 Jahre bei 8 Mädchen und 19 Knaben; 
3 bis 5 Jahre bei 4 Knaben und keinem Mädchen; im Jahre 
1900 weniger als ein Jahr bei 2 Mädchen und keinem Knaben, 

1 bis 5 Jahre bei 57 Knaben und 25 Mädchen, 5 und mehr 
Jahre bei 64 Knaben und 30 Mädchen, im Jahre 1910 endlich 
zeigt sich das gleiche Verhältnis. Bei diesen Zahlen, wie 
überhaupt den Proportionen zwischen den beiden Geschlechtern, 
lassen sich wichtigere Schlüsse auf die Wirksamkeit der 
Zwangserziehung nicht ziehen, abgesehen von den zuerst 
genannten Proportionen der Gesamtzahlen. 
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Eine weitere Gruppe statistischen Materials zeigen die 
Verhältnisse zwischen den Konfessionen und zwischen Ehe¬ 
lichen und Unehelichen. Von den 565 Zöglingen im Jahre 
1890 waren 91 unehelich, von den 1189 im Jahre 1900 217 
und von den 1965 im Jahre 1910 257; hier ist also ein 
ständiger Rückgang der Prozentsätze der unehelichen Zwangs¬ 
zöglinge zu konstatieren, der mit 5,2 Prozent seit 1887 ein 
ziemlich bedeutender ist. Nicht so einheitlich stellt sich die 
Verschiebung auf dem konfessionellen Gebiete dar. Hier 
wechselt vielmehr Steigen und Sinken der Proportion. Im 
Jahre 1890 waren 34,9 Prozent evangelisch, 65,1 Prozent 
katholisch; 1900 35,5 Prozent evangelisch, 63,3 Prozent 
katholisch und 1,2 Prozent sonstiger Konfession; 1910 38,8 
Prozent evangelisch, 60,4 Prozent katholisch, 0,8 Prozent 
sonstiger Konfession. Zwischen diesen Zahlen schwanken die 
Steigungen hin und her ohne einen besonders erkennbaren Zug 
darzulegen. 

Weit wichtiger als die Angaben über Geschlecht, Religion 
und Ehelichkeit sind jetzt die über die Unterbringung in einer 
Anstalt oder einer Familie und die von den Zöglingen 
ergriffenen Berufe. Man ist in Baden in der glücklichen Lage 
mehr Zöglinge in Familien, als in Anstalten unterbringen zu 
können, und Baden ist der einzige Bundesstaat, der dies kann. 
Im einzelnen folgendes: Im Jahre 1890 wurden 211 Zöglinge 
in Familien, 355 in einer Anstalt untergebracht. Im Jahre 1900 
519 in Familien untergebracht, 670 in Anstalten, 1910 1163 
in Familien und 727 in Anstalten. Während also 1890 nur 
41,9 Prozent in Familien und 58,5 Prozent in Anstalten unter¬ 
gebracht waren und noch 1900 43,6 Prozent in Familien und 
56,4 Prozent in Anstalten, waren schon 1910 59,2 Prozent in 
Familien, 38 Prozent in Anstalten, wozu noch 2,8 Prozent 
flüchtige kommen. Diese Verschiebung zugunsten der 
Familienerziehung ist eine ständig fortschreitende. Erstmals 
im Jahre 1907 waren mehr Zöglinge in Anstalten unter¬ 
gebracht als in Familien. In diesem Jahre waren 58,19 
Prozent der Zöglinge in Familien und nur 28 Prozent in 
Anstalten, der Rest war in Gefängnissen oder flüchtig. Dieses 
Steigen der Zahl der in Familien untergebrachten Zöglinge 
ist außerordentlich erfreulich und bietet den besten Beleg für 
die Zweckmäßigkeit der badischen Rechtsnormen und ins¬ 
besondere deren praktische Durchführung. Auf die Zahl der 
in den einzelnen Anstalten untergebrachten Zöglinge wurde, 
soweit dies von Interesse ist, schon eingegangen. Zu erwähnen 
sind hier nur noch die Zahlen in einigen anderen Bundes- 
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1900 durch das h^be Oeskix -.in diesem 
Veränderungen vorgenommen wurden, kann nur die Zeit nach' 
1900 interessieren. Von den im Jahre 1901 in Zwang ( Semehung 
Verbrachten waren auiGrund der §§ 1660, 1686, 1838 B O B', 
und § 55 R.Str.G B. 78 männhehe und 60 weibliche Zöglinge 
unterbrächt worden, 84 männliche und 39 weibliche ZögUhgei 
auj Grund der Verhütung eines völligen sittlichen Verderbens» 
6 männliche und ein weiblicher Zögling schiteßlich auf önmcl 
des § 5ö i . ; R.Sti-G.B, i AM Orund des § m R StrGB. 
wurde überhaupt nur ein Zögling- untergebracht, es war dies 
im Jahre l9.02; dieser wurde entlassen Im Jahre V904.:, Im 
Jahre 1910 ergibt sich folgende Konstellation, hier jetzt nicht 
iiur yöhden m dicSCin Jcihre in ZwängserzMiung verhracbten, 
sondern aller artt-3'lZ-■i Dezembgf tOlö thi Zwangserziehung 
befindlichen Zöglinge. £>te übMi^etide Mehrsähl öd Prozent, 
hämhdi 1042 Fälle* ähtd 4üeh hier wieder auf Ottind der 
1666, 1686, 1838 B.G.B. und § 55 R.Str.G.B. in Zwangs* 
erziehimg unter gebracht, wäh rend bei 46 Prozen t dies auf 
Grund | 1 Zider 2 Zwangserziehuiigsgesetzes und bei 
1 Prozent auf Grund des § 46. R.Str.ü.B. geschalr ‘ Die 
wichtigste Quelle ist also inimei die Verwahrlosung oder Ge¬ 
fährdung dürchdie Erzieher Dder das Begehen einer s.traf-- 
haren Handlung irn strafunmundigen Alter, Besonders hervor- 
m heben .ist die geringe Zahl der "auf Grund strnfnehterliche'ri 
Urteils- wegen .Mangels der zur Erkenntnis der Strafbarkeit der 
Hmidlung effordetltchen Einsicht in Zwangserziehung; Ver*-- 
hrnchten. Dieser Prozentsatz, der bi? 1902 in einer ständigen 
Zuuahnic begriffen Wat» ist seitdem ständig gesunken, so Mp 
er jetzt ünt mehr als die Hälfte dem Prozentsatz von 1902 ; 
uachhehU- 

Diese Angaben mögen nun «1s Grundlage ...genügen. _ Es 
ist nun zuerst .noch-'.darauf einzugenen,'wohin 'die Zöglinge 
nach Beendigung der Zwangserziehung verbrzadit wurden, und 
weiche Zahlen unter der) Erfolgsrubriken geführt werden und 
dann als Abschluß dieser statistischen Betrachtung die Kosten 
kurz heg besprechen.: . Von den 1910 Entlasgeneß kämen BQ 
zu iliren Eltern, 4 zu Verwandten, iöi zu Dienst- und 
E.tewerhciieiren, 9 waren, noch schulpflichtig, 10 kamen in 
. Anstalten wegen Kfankheit, 7 kamen ink Gefängnis» 3 traten 
Daiu Militär ein, 3 gingen -auf .Wanderschaft, I w an eierte nach 
■ nierika .ins, 2 (Mädchen} verh ei rar eien sich, bei 4 bleibt die 
i. live.'kunit fraglich, 4:4 sind gestorben, . Bezüglich des-Erfolges 
wirft-tthei" die 298 ihr Jahre 1-910 






friedigend bei . 'iii, : :<•••!' 70. unbefriedigend bei 22 

und nicht anzugebea bei 4, in ; •. die letzten 3 Gruppen 

zusammen als erfolglos, so bleibt, ein befriedigeridei IMolg bei 
ö7,s Prozent — Diese beiden Fragen seieir-nun noch für 
sämtliche seit 1887 in Zwmigscr/>hung verbrachte Zöglinge 
des Interesses und der Wichtigfeit -dieser. Ffäge wegen beant¬ 
wortet/' Gestorben in der Zwangserziehung sind 130 Zöglinge; 
zu ihren. Ellern fernen 863., zu sonstigen Verwandten und 
Vormündern 78, in Dienst* und lefarstellen wurden 2207 
un terg;ehr^ciiif d in An statten wegen Krankheit mußten SS fer- 
e bracht - werdend 25. waren noch schutpfiichtig und 48 kamen 
sofort zgm ÄÖhär; Auf Wmidersebäft gingen 72: tind 30 
wanderten aus. ä; 101 Zöglinge, durchweg ttGhnlichgj, kamen 
ins .Gefängrus, 22 weibliche. Zog finge verheirateten sich und 
3 gingen ln ein Bordell ioS ZÖgiinge endlich wurden fluchtig. 

Befriedigend wird der F.rfolg genannt bei 2301 Zöglingen, 
zweifelhaft ist er bei 634, unbefriedigend bei 333 und nicht 
ganziigeben endlichbei 86TböglingesFCuesP 
wie 'inan Siejii;- gmtg den Zablen, die dein einen JührjO11) 

entnommen: .waren. 

Wenn .noch kurz, von einer statistischen Erfassung-, .des 
' Staätsaüiw.aodes gesprochen werden soll, so kann hier nur 
der .Änfvvtand eines einzelnen Jahres in Präge kommen ; der äA ^i - 

'-ififc;. verschiedensten 2 ’’ |’;;i 

lltnstümjte, Bäd-Atou ..Änstültep, V^rjitnshdte^stdfet^igen . -/ 

häufig so einseitig beeinflußt, däß er ein fälschet Bild darsfelJen 
wurde. Für die staatliche, Anstatt in Flehingen. war 1910 ein 
Aufwand vöif 55 TbC Alfe erföiderlidg für dieübrige Ansfalis- '2 ,y G ■ 
erziehmtg ein solcher Von 03 912 Mk. Für Familienerziehiing 
beliefen sich die Staatskosten auf 25 110 Mfe so daß der 
gesamte Sfaaisauiwand für Zwangserzitong' im Jahre V9l0 , 'VG t 

sich auf 173 776 Mk. belief 


Dfes- gind die A 

ufschl 

üssejdie eine Statistik geben kann. 

der so größt* Sch wie 

ngkeii 

ert im Wege stehen, daß man sich ..i, ■, 

mit diesen Auskünfte 

:n:geti 

ie begnügen muß, tine eingehend 

ausgearbeiteic Statist 

jjs Wir 

d> immei den großen- Vorteil haben, 

v '; '■ßußi'.ße./.tfijiL • •g&Nn 

•Seite! 

i und diu Fehler eines Zwangs- 

■■' . vCrzidiüngssystgßis de 

iutlicln 

?r klar machen wird, als dies am 

Studium ioF eil)zelhei 

v Fall 

möglich ist, 


Diese Statistik hat gezeigt, daß ja Böden das Fortschreiten 
der Fanülicnm:debuug der Aiisf/iltserziehung irnrner mehr 
vßoden abgewiiuu üeber ein gewisses; Maß • kann aber dieses 
Vmtfrmgfeii; nirht hinausgehen und rin .beträcbflicher>Teil der 
ZwaogszogHuge wird immer in Anstalten • un hergebracht 









werden müssen. Man wird »Lotete- einer Verheerung der¬ 
selben immer große «mtestii, um ihre 

Nachteile nach Möglichkeit Und in dieser Be¬ 

ziehung haben, sich auch in ' Baden Keiormen riötig gfeteigt 
MäAgehL mii um, eine besondere Anstalt Ku; 

kranke und schwer erzrehbare Zöglinge zu errichten. Hervor 
rägkjdeh Anteil ah dem Durehdringet! dieses Gedankens hat 
die Klinik mit ihrem Leiter Gehl 

ti4t MsseLtmil JiteW* Gniiile; Letzterer 

Kat in MateriäL^ür die Begründung der 

genannten Forderung gefunden• von ltia Zöglingen -Ate es 
handelt sich um Untersuchungen im Sommer 19.07' - waren 
mir 47.62 Prozent als gesund und durchschnittlich anzusehen, 
2S§£}81 / ais autfälHg und merkwürdig zu be- 

zeichrieH hnd 28,57 Prozent als psychopatisdi. Daß diese 
Resultate aber noch relativ günstige waren, geht aus anderen 
ähnlichen Untersuchungen hervor. Tippei fand in Kaisers* 
\verth 3,68 Prozent öeisteskranke :und 66,S7 pmzentMirtder- 
wertige, und Rizor stellte an Westfalen 69,8'Prozent als anormal; 
festte"' Diese Zahlen mögen zur Beleuchtüng der Ftehinger 
Zahlen genügen; wenn diese auch Mehl ganz so erschreckend 
sind» so decken siedoch einengfoßeit Mißstäud auf, Denn 
nicht genug, daß für die 52,3§> Prözent Defekter die dort 
moghchert Frziehhngsnm genügen, erschweren 

hezw; vereiteln sie vielfach eine Erziehung der Gesunden, — 
Um nun diesem Alißstand abzuhelien. Avurde die Erriehteuig 
einer Psychopafleninstalt:: ^FpiteJertU Äästrdlit EsoU in 

erster Linie der Aufnahme der Geisteskranken und Anormalen 
dienen^ 'damuaber auch- die schwer erziehbaren ^üghnge: ; nuf- 
nehmehu fe dieser Äh&ali W 

Zählen dargdegt Daß die Anstalt auch der Zahl der darin 
untergebrachten Zogiinge nach gerechtfertigt ist^ ergibt sich 
daraus, daß nach Berechnungen Dr, Cteuhhteirn Jahre 1907 
26& ZögKrtge in Baden in dieser Anstalt häften untergebracht 
wem^ gölten. .waren Diktat! auchADnshge 

päthol ogt sehe Zögt n \ ge a u tzurceh rcten, deren Auf nähme heut* 
zutage öfters überhaupt unmöglich isc LJnd schließlich wäre 
diese Anstalt dazu berufen, eine klagende Lücke m dem 
heutigen System der Anstaltserziehung in Baden auszufüllen c 
SieAWäre ' eme- schön erwähnte 

internationale Patronagekongreß in Antwerpen von K*l l sagt 
diesbezüglich irr seinen Voetmte a&s etifwitf äMidquente, 
mendiants ou vagahonäs äesliMs ä Ure recaeWis dam iss 
etdtes d4 bienfätewue. rite Mi$W pi- 
^^^fß^^^'Spdewl dldbMrvdUaffd-sotf^yUfie direihen medico- 
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pedagopiiU.e; x Die Psychopathen ansläh, der alle ErziehUngi- 



iTübservaitan' 1 .. Also auch nach dieser 

Gründung einer derartigen Anstalt nicht nur wünschenswert, 



in eine Prüfung der F rage ein getreten Ist, als deren Resultat 
eine baldige Vorlage an den Landtag zwecks Errichtung einer 
Anstalt, für Psychopathische erwartet werden darE --— Dieselbe 
wird den besonderen, der Eigenart der Insassen und ihrem 
Zwecke ..entspringenden Eigen tümliehkederi entsprechend, m 
tfer Nähe einer Grisieskrankenattsmlt oder pSychlatrisdien 
Klinik am zweckmäßigsten zu erreichen sein. öifebHgens hat 
sich auch der ZwatrgserzMiungstag von 1Ü11 in. Mhnchen lür 
die Emchtüng solcher Anstalten ausgesprochen- ~ Daß 
Preußen M Potsdam eine solche Anstalt hat, sei hier ebenfalls 
erwähnt. 

j^eziehen sich die vorgen.arinteii Reformen auf die Äfisfalhr 

•• . >4. * L '.r,-±-L- • *%?* .. . .«Sv. . Vf 



Verlangen haeftj^tep Brifiddridluim des ganzen 

Verfahrens und zwar nach zwei erkennende 



eine eiulieithchere Gestaltung schon jetzt: dadurch statt- 
gefunden/ dait man hei größeren Gerichten jJugendgerichte 
hüdete,. die alle Strafsachen gegen Jugendhebe absUarteileo 
haben, Einen weiteren Schritt hat . märt aber bis jetzt nicht, 
getan und das ist die Vereinigung; des Votiuufidschaftsriciders 
und Jugendrighterg hi einer Person, MaiV hat. zwar verfügt, 
daß der jugendriditer die VormündscÜäftsakteh' bezüglich der. 
ihm zur Aburteilung zhkorameuden Fälle erheben muß und 
Von da an die nötigen vonrtimdschafiiichen Maßnahmen zu 
treffen hat Allein das genügt nicht.^ Erst not der oben 
verlangten Vereinigung würde für beide Ms > jetzt getrennt 
arbeitenden Riehtef eine wesentliche J^fehterung getroffen 
und vor anen Dingen eine: Vifthetdtcfeere' Gesfältuog der 
gesamten Sehandlung gewonnen \verden, Ein etwaige«, 
Ueberiastung Wäre durch eine örtliche Teil trug-leicht abzuhedeu. 
Weil wichtiger als diese Neuerung ist aber die einheubebV 
Behandlung der ganzen XwaFigserziehung. Es wird geltend 
gemacht, daß der wesentlichste Mangel unseres ganzen 
z'wangseriiehüngsrectf tos hier >ü. liegen scheine.:. das erkemve® 








Organ solle auch das vollziehende Organ sein 


Zwiespaltung leidet die Einheitlichkeit des ganzen Verfahrens, 
wenn man dem auchdurch zahlreiche Vorschriften — es sei au 
die diesbezüglichen Normen der Vollzugsverordnurig erinneri 
— cntgegeuzütreten suchte, indem man eine möglichst enge 
Zusammenarbeit von Amtsgericht und Bezirksamt durch 
gegenseitige Mitteilung herbeiftihria Gerade in dem Auf stellen 
dieser Nonnen wird aber die Schwäche des he^Kchenden. 
S.y stenis zugegeben, die; daimjt begründet wird, daß das 
Gesetz die Zwangserziehung; als einen Teil der FohzeigewaH 
ansehe und behandelt wissen wolle, Wemiman diese Auf« 
fassting vertritt, dann soll auch dem Bezirksamt die Eni 
scheidurig über die Anordnung der Zwangserziehung .zustehen. 
Da aber bei der Wichtigkeit des Zvv.angserziehutigsbeschlitsses 
dieser -nicht aus der Hand des. unabhängigeis Richters ge¬ 
nommen werden soll, bleibt nichts übrig, als die ganze Durch- 
iTthnmg der Zwangserziehung dem Gerichi. zu überlassen. 
.Einesteils aber sägen, daß die Zwangserziehung ein Teil des 
Vormundsdiaftsrechts andererseits sie für einen Teil des 

Polizei rechts zu erklären, heißt eine tfalbheig die nur zu'un¬ 
erfreulichen Konsequenzen für die Sache selbst fuhren kann. 

Soll endlicff gin letzter; Wihi^cfi 

hachschen Rechts geäußert werden, so wäre es die Beseitigung 

Wenn dieZ%ihige bis zti ihrem .ZE Lebensfahr in 'Zwangs- 
ej Ziehung verbleiben köripen. dann wird es auch regelmäßig 
möglich Sein, dem so oft find wöhlbegröndel ausgesprochenen 
Wunsch zu entsprechen, die Militgrzeit unmittelbar auf die 
ZMtigserz^ m lasseh,- sie als Mbselilnß der. 

gehärmtem ; Erriehu^pnd gßmahttche Gewöhnungen die 
wieder gewonnene .Freiheit zu verWertäg: wie dies in “Frank- 
reieh mit so großem Erfolg durchgefühd Vst. 
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Der Briefwechsel der Sträfgefaiigeßen 
ia Oesferreich, 

Von Dr, |ur.„ Ernst Lolisirnr, Hof- and Genchtsadvokaten 

in Wien — 


Die tiaehstehedden teilen beabsichtigen nicht, -eilte Sdul- 
dertiirg des Briefwechsels der Insassen osterreicbiscber SiraE 
Anstalten nach seinen rechtlichen, psychologische», oder sonsti¬ 
gen Seiten zu gelten, denn gar so viel des Bemerkenswerten 
bietet auch bei uns m Oesterreich. diese Einrichtung nicht« daß; 
cs sich verlohnen wurde, wegen dieser Sache in' einem aus- 
Dndisäien Fadiblatt das Wort zu ..ergreifen. Der Grund 

zti suchen, daß Gen n a t nudLro. 

' :z.±i ..i-lLor 2: Li ..i- j •. ov ; 


appellieren .möchte, um auf diese Weise meinerseits dazu bei-- 
zutragen, daß mein Standpunkt keine fatsche Auffassung 
erfahre: 

lii) 44. Band dieser Blätter komod Genna t in seiner 
Abhandlung ^Ereiheitssttafen. im 

der StiASmge zh s|irecheü und sagi auf S. 553; Für die Haff-- 
gefangenen .fehlt es m jeder Anordnung. Daß sie nicht mi 
Sinne von Treu und 1 ot?sing..Verjähr-haben können, soviel 
• -'-ö A sie mögen, föigt hus. § 20 Abs. I Satz K denn zur Lebensweise-, 
die der Beaufsichtigung, unterliegt, gehört' • mindestens^ in .. 
einer Strafanstalt auch der Verkehrt : Be^reifbchenveise 
War t ich nicht allzusehr davon erbaut, mit Treu sozusagen 
in einen Topf geworfen zu werden, und w erlaubte ich mir 
denn, öe n o at in einem Schreiben meinen Standpunkt darziv 
legen. Gen n. st-scheint dies nicht nurfuf eine bedeutungsvolle, 
sondern, auch fur feine vom Siafldpeiükt/^ffij^^jSkt^ugfc dhich 
den Voreutwurf und den Öegenentwurf zum Deutschen Straf- 
geseizbuche“ sehr erhebliche Sache gehalten zu haben ; denn in 
M 45 S. m.7 schrieb er ,Jn einer Zuschrift an midi hat sich 
Loh sing dagegen .-'verwahrt,' daß seine Ausführungen • in den 


tm Auge -gehabt ih^bey -lild^i^Ä^- ahbeschriitkieti.'- VerJatos: 
der Gefangenen hMtieib^.SDattii Wäre aber eine andere Wort- 
iassung zu wünschen gewesen/ 4 Meine Meinungv diese 
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Polemik hiermit als beendet ansehen zu dürfen, 
jedoch.'. eine^jjj.eriegung.. düjrJi Bd. 46, in weichem Geirnaf, 
„Die Vorschläge zu einem Strafvol! zugsgesetze“ -kritisch hö r 
leuchtend, die Beaufsichüguüg des säirifflicheh Verkehrs der 
Gefangenen durch den Vorstand so selbstverständlich findet, 
„daß. ich“, wie Öen n a t auf S. 357 sagt, „die Bedenken 
Loh. sin gs und wohl auch r re nden t h a 1 s . . . für nicht 
mehr als Schößlinge grüner Theorien einzübchätz&i vermag“. 

Wer da& best «nd daraus ersieht, wie immer und immer 
wieder in diesem Zusammenhang mein Name.auftäüeht, m'tiß 
rein meinen, daß ich UmihdeSt fein tbeoretisGher Anarchist 
birx; gegen ^ ^ Irrlehre energisch Front ge¬ 

macht werden muß. Altein G t n n a t verschweigt zwei 
wesentficheGmstände; nämlich zunächst, daß meine Abhand- 
Jung „Die RechtssteUung' der Strafgefangenen“, die Aus einem 
in einem österreichischen juristenyerem gehaltenen Vortrag 
hervorgegangen und in einem Österreichischen Fächhlätt er- 
schienen, ist, sich äussdiließlieh auf Oesterreicb bezieht, und 
sodann, daß sie lediglich den geltenden RechiszustaDd be-, 
handelt, ohne Vorschläge pro zu machen. 

Angesichts der von Gen trat geübten Kritik sei es mir 



Und dieser faktische gegenwärtige Zustand sei nun 
z; •••: •' '•..'häher:.nötersucht, es sei insbesondere die Frage aufge¬ 
worfen, ob und inwiefern er mit der Gesetzgebung in 
t'inklang stellt oder ob und inwiefern zwischen öesetz- 
gebungiind Hausordnungen Widersprü che besteh at 
Wird daran festgehalten, dal! auch der Straf- 
gefangene, ein Pechts-subjekt ist, so liegt .nichts näher als 
,: die Frage, inwiefern der Strafgefangene dcr 'allgenieirien 
Staatsbürgerrechte teilhaftig ist. Daß von einer Frei- 
"ügigkeit, von -einer Aemtereriangüng, von einer Gewähr- 



Strafgefangenen s^lechterdings bäf die Rede seio kan 
bedarf keiner weitgrii Erörterung; Der VevfuA all dieser 
Rechte ergibt sich mit eiserner Konsequenz aus der Tat¬ 
sache der Freiheffefehfeiehtthg. Da die Freiheitsstrafe auf 
..positiver geseixli^h&r Änördhütri- beruht, müssen aiich 



nen 


wähle, käme zu der RechtephBosophä, die die weise 
P§^3fi&rj Kaufmann Von Venedig enrgegenhäU. -indem 





Ae sagt; Ein Pfund Fleisch darfst d« aus. dem Leibe 
deines Schuldners schneiden, aber es darf kern Blut dabei 
fließen. 

Außer dm genannten Freiheitsrechten gibt, es aber 
noch manch anderes, dessen Suspendierung nicht direkt 
aus dem Wesen der Strafe folgt, das jedoch mit dem 
Strafvollzüg so sehr faktisch, wenn auch rtfäht flöh 
wendigervveise verhunden ist, daß e$ aUgörrseln als selbst¬ 
verständlich hiogenomrüe« wird und niemand die frage 
erörtert hat, ob denn dies auch dein Reditsxüstand 
entspricht. 

Solch ein Recht, das dörch den Strafvollzug faktisch 
für die Dauer def Fieihejtsentzjehung aufgehoben ist, ist 
das Recht des Brißfgebeimmssesä' . ; V ' • 

Es ist bekanntlich durch Artikel X des StaafsgrtmcF 
gesetzes über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger 
gewährleistet und hat seine Ergänzung gefunden durch 
öas 1870 erlassene Gesetz zurn Schutee des Briefe und 

'disir österretclitecheji aus 
dem Jahre .1.860'stammenden Straivolizügsjn'struktion ist 
die Korrespondenz der Sträflinge .in folgender Weise ge¬ 
regelt; In der ersten Disziplinarklasse darf der Sträfling 
nur alle zwei Monate, in der zweiten nur alle sechs 
Wochen, in der dritten hur einmal im Monat einen Brief 
Art eineft Verwandten öder Freund schreibe» andAüp Ihm 
einen solchen empfangen, ln denselben Zcit^ihsehnitten 
darf er auch Besuche solcher Personen anuebmen Dieses 
Rechtes des Briefwechsels, beziehungsweise Besuches 
kann der Sträfling durch Disziplinarerkenntnis zeitweilig 
verlustig werden, respektive wird die Begünstigung der 
höheren Klasse ei«^ Wenn er strafweise in eine 

niedere Disziphnarklnsse versetzt wird; Das Vorrücken 
aus Niederen in eine höhere Klasse kanri üb schlech- 
ten SitafgefangenetV hinausgescfcpfceii 

werden, ebenso wie infolge disziplinwidrigen Benehmens 
die Rückversetzung aus'einer höheren in eine niedere 
•Sträflingsklasse erfolgen -kann. Daß m Äusnahiriefällen 
von der strikten Ebiiiahimgder Konespondenx-, be¬ 
ziehungsweise Besuchsintervaiie, insbesondere daun, wenn 
es sich um wichtige persönliche Angelegenheiten des 
Sträflings handelt, dispensiert werden kann und faktisch 
auch eriellF wird, sei nicht 

versehwiegeri» Allein; diese Ausnahmen bestätigen eben 
nur die vorhin angefuhrte Rege!, deien Nfitweodigkeit, 




soweit sie Besuche, betrifft, aus GAintic-n des Strätaiistalts- 
betriebes wohl jedermann Ägjf 

es sich um den Briefwechsel zwischefideoi Sträfliitge und 
seinen Angehörigen handelt* flieht auf allgemeine Zustim¬ 
mung rechnen darf, Zu den Eigenschahen eines guten 
Strafmittels zählt man feekanitthch auch die, daß sich die 
Strafe soweit als möglich auf die Person des Schuldigen 
zu beschranken habe, Dies ganz zu erreichen, wird wohl 
rüe möglich sein. Denn, wie Berner treffend ausführt, 
„jeder Mensch steht mit anderen in einem solchen 2jx$arm 


menhang^daß diese, seine.■.••Leiden und. Freuden mehr oder 
weniger mitemphnden müssen, .Soweit ' lenes sich nicht 
erreichen laßt, hat der Mensch in. der Mitleidenschaft 
Unschuldiger einen Willen der Vorsehung zu achten - 
Soweit es sieh aber erreichen laßt, muß es erreicht -wer» 
den/ v Und min ist wirklich nicht «hzusehen, wieso die 
schuldlose Familie dazu kommen^ #11^ deShhlb, weil ihr 
verurteilt er Angehöriger in der Strafanstalt' sich nicht 
ordentlich benommen hat, sie längere Zeit ohne Nachricht 
von ihm bleiben und auch ihrerseits ihmkeuie Nachricht 
zükommen lassen soll, Daß nirgend eiserne Disziplin 
mehr not tut als in Strafanstalten .und daß den Straf- 
anstaltsleitongeo auch entsprechende Disziplinarmittel 
zur Verfügung stehen müssen, ist klar; nur das eine er- 
scheint mir nach dem gesagten zweifelhaft, ob die Ein¬ 
schränkung der Korrespondenz ein geeignetes Disziplinar¬ 
mittel ist. Auch in Strafanstalten; muß es eine gewisse 
Pädagogik geben; diese erfordert jedoch, jede Ab- 
sehwachung des Kontaktes mit der schuldlosen Familie 
nach TutiUchkeit zu vermeiden, so lange letztere dazu 
keinen Anlaß gibt 

... _ Stehe ich äfeö nach dem Gesagten der Korrespom 
denzetnschrÄhkung nicht allzu sympathisch -gegermbei, 
sp liegt es mir andererseits selbstveistärKUich fern, hierin 
eiße Verletzung des Briefgelieicimisses zu erblicken. Wohl 
aber liegt eine solche darin, daß die eingehende,und aus- 
laufende Korrespondenz der S'tr^iögerVdrfÖfm^^edtäß'. 
der Kontrolle von SlraimistaUsbeamteh unterliegt, welche 
über die Bohäüäigung, beziehungsweise Expedition der 
Briefe zu britecbeiÄ haben; E>aß dies die Sti-afonSfaHs- 
beamten tun.; kann ihnen niemand zum Vorwurf machern 
Hiezu sind sie ja nicht mit berechtigt, sondern direkt ver¬ 
pflichtet; sie sind ja reine VerwnHuugsbemntc, nicht 
befugt* dm'öte:-rzu; entschißiderd ob ihie : IVistruktion durch 
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Korrespondenz. 


Wer tut nriit? 

Der Verein der deutschen Strafanstaltsbeamten hat von jeher 
gegen die Schäden des Rauschgifts gekämpft und hat dem Grund¬ 
satz vollständiger Enthaltung von Kauschgetränken so viel 
Wohlwollen und Verständnis entgegengebracht, als wir nur irgend von 
einem Verein verlangen können, dessen Mitgliedes! zumeist sich zum 
Mäßigkeitsgedanken bekennen. Die Rauschgetränke sind aus den 
meisten Gefängnissen gänzlich verbannt. Die Belehrung über die 
Schäden des Trunks wird mit Eifer betrieben. Wer sicJi bemüht, einen 
Gefangenen für Enthaltsamkeit zu gewinnen, darf der nachdrücklichsten 
Hilfe jedes Strafanstaltsbeamten sicher sein. Unter den* zukünftigen 
Strafrecht sollen den Unternehmungen, die den Trinker duifch vollstän¬ 
dige Enthaltung retten wollen, wichtige Aufgaben der Verbrechens¬ 
bekämpfung und Rückfallsverhütung zufallen. Auch in unse^ih 1 Verein 
würde dies mit Freuden begrüßt, denn nirgends zeigt sich dasYTnnker- 
elend so deutlich mit all seinen Schrecken, wie in unserm BeruU- Nir¬ 
gends auch könnte ein Enthaltsamer für seine Sache segensY eic *\ e . r 
wirken, als in unserem Amt und in unserem Verein. Trotzdem 1 ^ “ ie 
Zahl der enthaltsamen Strafanstaltsbeamten noch ganz klein. \ 

Es sei mir der Vorschlag gestattet, daß die Vertreter des YjT 
haltungsgedankens im Strafanstaltsbeamtenverein sich zum Austa* sc “ 
ihrer Erfahrungen und Wünsche und zur Werbeärbeit zusamnf- n * 
schließen; ich bitte sie, sich mir zu nennen und die Vereinigung an**!' 
geben, in der sie wirken. Die Liste der enthaltsamen Mitglieder sqH 
dann in einem der nächsten Hefte unserer Zeitschrift veröffentlich* 
werden. 

Arbeitshaus Rebdorf. Leo v. Egloffstein. 


Die Einführung der Berufs-Vormundschaft steht nun auch in 
Württemberg auf Grund des Gesetzes vom 8. Juni 1912 bevor; die Voll- 
zugsverfügungen der beteiligten Ministerien sind bereits veröffentlicht. 

Das Gesetz regelt außer der Berufsvormundschaft von Anstalts¬ 
vorständen, von der hier nicht die Rede sein soll, die Berufsvormund¬ 
schaft von Beamten. Nach Art. 1 kann eine Gemeinde oder eine Land¬ 
armenbehörde einen Beamten als Berufsvormund in der Weise aufstellen, 
daß er alle oder einzelne Rechte und Pflichten eines Vormundes für 
diejenigen Minderjährigen hat, die unter der Aufsicht des Beamten in 
einer von ihm ausgewählten Familie oder Anstalt erzogen oder verpflegt 
werden, außerdem aber für uneheliche Minderjährige auch dann, wenn 
sie unter der Aufsicht des Beamten (eine solche besteht in diesem Fall 
bei Armenunterstützung) in der mütterlichen Familie erzogen oder ver¬ 
pflegt werden. Das württembergische Gesetz hat hiernach die am 
meisten fürsorgebedürftigen Mündel, die unehelichen und die Kost- und 
Pflegekinder in seinen Kreis einbezogen, soweit es das Reichsrecnt 
zuläßt, aber es legt nirgends eine Pflicht zur Bestellung von Beruis- 



Vormündern auf, sondern gibt den Gemeinden und Landarmenbehorden 
nur eine Ermächtigung hierzu und überläßt es weiter der Gemeinde- 
Satzung (oder dem entsprechenden Beschluß einer Landarnienbehörde), 
ob sich die Benii'sVormundschaft auf alle nach dem Gesetz in Betracht 
kommenden Minderjährigen oder nur auf einzelne Gruppen oder 
Gruppen teile erstrecken sol l und ob der Beamte alle oder n ur einzelne 
Rechte und Pflichten eines Vormunds (etwa die Sorge nur für das Ver¬ 
mögen oder nur für die Person des Mündels) haben soll. Es darf von 
dem sozialen Sinn unserer größeren Gemeinden erwartet werden, daß, 
wo das Bedürfnis hervortritt, Berufsvormünder aufgestelltwerden und 
zwar mit aßen Rechten und Pflichten eines Vormundes und für alle nach 
•dem. Gesetz ein beziehbaren Mündel. Da, wo von der Berufsvormund¬ 
schaft in dem eben beschriebenen Sinn kein Gebrauch gemacht wird, 
insbesondere etwa in mittleren und kleinem) Gemeinden, eröffnet das 
Gesetz (Art 2, 3) dem Vormundschaftsgericht die MögÜdikeit, im Ein¬ 
vernehmen mit der Gemeinde ihren Beamten, dem die öffentliche Fürsorge 
für die Minderjährigen der oben angeführten Art obliegt, zum Vormund 
,*u hesidten. Da der Kreis der Personen, für welche die Vormundschaft 
einem Beamten übertragen werden kan», nach dem Gesetz beschränkt 
'ist, andererseits ' aber auch außerhalb dieses Kreises Fälle eintfeten ; 
'könnet*,' in denen die .Bestellung, eines besonders tüchtigen und erfahrenen 
Vormunds geboten ist, vor allem bei unehelichen Minderjährigen, die, 
ohtie der Aufsicht de? Beamten unterstellt zu sein, in der mütterlichen 
Familie erzogen oder verpflegt werden, so weist die VoSlzugsverfiiginig 
mit Recht auf die erheblichen Vorteile der Uebernahme der yormunJ- 
-chai't durch den Beamten auch in solchen Fällen hin und legt de» 
GGnemdeu nahe, ihre Berufsvormüßder auch für sie zur Verfügung, 
zu stellen 

Diei soziale Bedeutung der Einführung der Benifsvormundschaft 
ist auch für Württemberg groß. Nach der in der Begründung zum 
Qesetiesentwurf abgedruckten Uebersicht befanden sich mi Jahre 190» 
in Stuttgart 2657 der Beruf «Vormundschaft unterstellter Mündel, von 
denen 2a00 als Kostkinder in fremden Familien vmtergebracht waren;: 
heute sind es sicher mehr als 3000. Wie viel notige Fürsorge mag 
ihnen gemangelt haben und wie schwer muß das oft nicht nur das Kind, 
sondern auch die Allgemeinheit büßen, durch den Verlust an gesunder 
körperlicher und geistiger, insbesondere sittlicher Kraft, Je sparsamer 
wir .mit -unserer Vblkskraft- uriigehen müssen, desto nötiger ist such eitle 
ausreichende öffentliche Fürsorge für die besonders gefährdeten Kinder. 
Nus M zwar dieÄ»i»ähme von Kos» und Pflegekindern seif dem 
Inkrafttreten, des Gesetzes vom 16, Aug. 1900 öffentlicher Aufsicht ut*fer¬ 
steilt, die durch dteOrispotizeibehördein Verbindung mit dem Gemeinde- 


kmder in ihren Familien regelmäßig besuchen, schon viele Atjßsltnde 
beseitigt worden sind. Aber überflüssig geworden ist dadurch der 
'Berufsvormuod keineswegs. Denn Aufsicht der Polizei und Fürsorge 
des Vormundes — man braucht das nur auszttsprecheo— sind zwei 
verschiedene Dinge. Wo der Vormund genügenden Grund zur :Weg* 
nafntie .und anderWeiten Unterbruiguijg sehtes Mündels sieht, braucht 
die Polizeibehördenoch nicht zur Zurücknahme der Erlaubnis der. Auf- 
nähme voo Kostkindem veranlaßt zu sein. Freilich stel.it auch die 
iätigkeit der Polizei auf dem Gebiet des Kostk'indervvesens unter dem 
Gesichtsöuiikt deb Fürsorge und richtet sich »ach sozialen und nicht 
nach polizeiUchen Maßstäben, Deshalb muß es r. B. selbstverständlich 
.sein, daß Personen, die 'miteinander im Konkubinat .leben, Kostkinder 



nicht halten dürfen, auch' wenn «jemand au dem Verhältnis Aergeoüs. 
genommen hat. Das Aüseinaoderhaliert der speziell polizeilichen und 
der sozialen MaBsläbe mag dem Polizeiheamieh oft nicht leicht sein, 
und deshalb kann es skli nicht nur tragen, ob die Debertragüng der 
Auf sicht auf die Polizei ; durch das Kostkindergeselz richtig war, 
sondern es drängt sich einem insbesondere der Gedanke auf, ob es nicht 
zweckmäßig wäre, dem Berufs vormund z, B, Tn Stuttgart auch die Auf¬ 
sicht über das Kostkhidgrwesen nach dem Kostkindergesetz zu über* 
tragen (insoweit würde er dann eben PohzetBeamier sein), 2 umal da¬ 
durch viel uunötsge Doppelarbeit gespart werden könnte. Eine überaus 
wichtige Aufgabe'ist weiter bisher auch in Stuttgart noch nicht gelöst 
worden und wird sofort dem Berufsvodiiund zufallem: die JErrichtung 
eine Zentrale für die Verroitüung von Pfiegesiellen und Pflegekindern. 
Der Beffifsvörmuud muß • für die Zwecke der Unterbringung seiner 


Mündel systematisch feststeljeii, wo geeignete Ptlegerteüen sind: die 
.Ausdehnung der Tätigkeit seines Bureaus auf die Vermittlung von. 
Pflegestelieü für Kinder, die nicht unter seiner Vormundschaft steheh, 
ergibt skh von selb&t: ln der Möglichkeit syrtematischer Feststellung 
geeigneter PfiegssteÜen liegt übrigens eine der großen und wichtigen 
IJeberlegeiihc-iten des Berutsvonnunds .gegenüber dem Einzelvonfmnd. 

Die Aufgaben des Berdfsvprinundt in einer großen Stadt sind in 
höchstem Maße schwierig und verantwortungsvoll. Er soll nicht nur 
für die und etwaigen sonst»gm VeU 

robgensanspriiehe seiner Mündet und ihre Unterbringung- in geeigneten 
Farfiijien sorgeir, er soll vielmehr die ganze Erziehung dos: Kihdes über* 
wachen Und in den entscheidenden Augenblicken richtig lenken, und 
seSne Aufgabe endet auch noch nicht mit der Beendigung der Erziehung 
oder Verpflegung, sondern dauert bis zur Volljährigkeit' des -.Mündels 
(Art. 4 des Gesetzes). Er soll über alle wachen und jedem einzelnen 
nahe sein. Jn den Verhandlungen des Landtags ist irrinier wieder und 
von verschiedenen Seiten auf die drohende Gefahr der Beruf «Vormund¬ 
schaft, zum Bureaukrafismus und Schematisnius zu fuhren, hingewiesen 
worden. Mit Unrecht, soweit damit die Einrichtung abgelehnt oder 
beschränkt werden sollte. Mit Recht, soweit dabei denen, die den Be- 
rufsvormurid zu bestellen haben, als heiligste Pflicht die sorgfältigste 


Auswahl seiner Person ans Merz gelegt werdet}, Hollte. Nur eine km h 
volle Persönlichkeit mit reiche» Kenntnissen, und Erfahrungen auf. dem 
Gebiet der Jugendtürsorge, mit warmem Herzen für die Jugend und 
mit Begeisterung für sein Werk, wird der Aufgabe gewachsen sein. 
Daneben ist es dann gleichgültig, ob es ein Jurist, ein Theologe oder ein 
Pädagoge Ist. Ist er kein’ Jurist, so wird ein juristischer Hilfsarbeiter 
die L'nterhalfsprozesse. bearbeiten können. fst er aber ein Buren ukr&t 
oder auch nur eben ein Durchsclmittsheamter, so wird der -daraus .er¬ 
wachsende Schaden und Mangel durch nichts zu ersetzen sein, auch 
wenn ihm noch SO iilchbge Milfs.kräif.e- beigegfeben werden. Der 
läluneudc Hauch des Bureau- und Akleubeh iebs wird sich dann leicht 
über altes legen und die Seele aus dem Werk treiben. Ohne Seele aber 
bringt diese Arbeit wenig Frucht. 

Den Berufsvormund erwarten überaus wichtige: Aufgaben Möge 
es gelinge«, die richtigen Persöithchkeiteix datüp zu gewinnen! 
h>y.'.- UAovUh ;' (biäcft dem Schwäl). Merkur Nr. 543.) £ 


Das Dänische Strafrecht urtd der Dänische Strafvollzug, 

Im 4o. Bande der Blätter- für Geiäugniskuode S. 21 h habe ich dm 
' ,iy,.'u Jahre' meine Eindrücke wiedergegebeu, die mir- aus dem Besuche: 






der Gefängnisse bei unseren westlichen Nachbarn geworden waren. In 
diesem Jahre habe ich einen Teil meines Erholungsurlaubs in Dänemark 
zugebracht und bei dieser Gelegenheit Einblick genommen. in die Straf¬ 
rechtspflege dieses nordischen Reiches. — 

Strafrecht. Bis zum Ende des 17. Jahrhunderts ist blutiger 
Strafvollzug vorherrschend. Unter Christian V. — 1670-99 — wird 
vorzugsweise an Leib und Leben gestraft; aber neben diese blutige 
Strafjustiz treten: Geldstrafen, Strafarbeit und Gefängnis. 

Im 18. Jahrhundert erfahren blutige Strafen eine wesentliche Ein¬ 
schränkung; im 19. Jahrhundert wird das Strafrecht umgestaltet: Todes¬ 
strafe, Körperstrafe — Peitschenhiebe für männliche Jugendliche im 
Alter von 15—18 Jahren und Rutenstreiche für Kinder —, Strafarbeit, 
Gefängnis. . 

Die Körperstrafe, Ende des 19. Jahrhunderts abgeschafft, lebte 
zu Anfang des laufenden Jahrhunderts wieder auf, um alsdann wohl 
endgültig dem Schoße der Vergangenheit übergeben zu werden. Dem 
dänischen Landtag liegt der Entwurf zu einem neuen Strafgesetzbuche 
vor. Die Prügelstrafe ist in demselben nicht enthalten. 

Die bedingte Strafmündigkeit umfaßt das Alter von 14 bis 18 
Jahren. — 

Die zeitlich kürzeste Gefängnisstrafe beträgt einen Tag, die zeitlich 
längste Gefängnisstrafe — einfaches Gefängnis — ist auf zwei Jahre 
ausgedehnt. Die Gefängnisverbesserungstrafe beginnt mit acht Monaten 
und reicht bis auf sechs Jahre hinauf. — 

Die Mindest-Zuchthausstrafe zählt zwei Jahre; deren zeitlich 
längste Dauer sind 16 Jahre. Neben dieser zeitlich begrenzten Zucht¬ 
hausstrafe ist die lebenswierige in kraft. — 

Die Zuchthausverbesserungsstrafe kommt zur Anwendung bei 
Strafen von acht Monaten bis sechs Jahren. 

Der Richter darf wählen, ob einfaches Gefängnis, ob einfaches 
Zuchthaus oder ob Verbesserungsstrafe Platz zu greifen hat. — 

Wer mehr als sieben Jahre Zuchthausstrafe zu verbüßen hat, kann 
vorläufig entlassen werden. Nach erstandener 18jähriger Zuchthausstrafe 
kann bedingte Begnadigung eintreten. 

Die Gefängnisstrafen sind folgende: 

a) einfaches Gefängnis von einem Tage bis zu zwei Jahren mit 
Selbstverpflegung, 

ß) gewöhnliches Gefängnis ohne Selbstverpflegung von zwei Tagen 
bis sechs Monaten, 

y) Arrest von 2—30 Tagen — jeder fünfte Tag ist Hungertag bei 
Wasser und Brot. 

5) Strafhausverbesserungsstrafe. 

Die Strafarbeitsstrafe gliedert sich in: 

a) Zuchthaus-Strafarbeitsstrafe, 

ß) Zuchthaus-Verbesserungsstrafe. 

Die Verbesserungsstrafen, sowohl die des Zuchthauses als auch die 
des Gefängnisses, werden in Einzelhaft vollstreckt. 

Die' Verbesserungshausstrafe kürzt die Gefängnisstrafe und die 
Zuchthausstrafe um ein Drittel: 



8 Monate auf 

1 Jahr 

2 Jahre „ 

4 „ 

5 

■ J >> >> 


6 Monate, 


v » > 
2% Jahre, 
3 Jahre, 
3% Jahre, 
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Bei dieser Strafnachlassung liegt der Gedanke zugrunde, daß die 
Einzelhaft die strengere und wirkungsvollere Strafvollzugsform sei. — 

Für jugendliche Kriminelle besteht Zwangserziehung; für gefähr¬ 
dete Jugendliche tritt Fürsorge ein. 

In Aussicht ist ein neues Strafgesetzbuch genommen mit folgenden 
Strafen: Todesstrafe, Strafarbeit, Arbeitsgefängnis, einfaches Gefängnis, 
Geldbuße. 

Strafvollzug. Nachdem das Strafrecht neu beordert worden 
war, betrat der Strafvollzug gleiche Bahnen. Die dänische Ständever¬ 
sammlung sprach sich dahin aus, daß die Isolierung der Gefangenen 
die Regel zu bilden habe. Die Allerhöchste Resolution von 22. 12. 1841 
sagte: Wir wollen Allergnädigst, daß bei Aufführung neuer Gefängnis¬ 
gebäude unbedingt dahin gesehen werde, daß besondere Arrestzimmer 
für eine so große Anzahl Gefangener als mit Rücksicht auf die bisher 
und namentlich in den letzten zehn Jahren gemachten Erfahrungen in 
dem Distrikt, für welches das Gebäude bestimmt ist, gleichzeitig vor¬ 
handen sein werden., wohingegen im übrigen der in der 

Verordnung vom 5. April 1793 Allergnädigst ausgesprochene Grundsatz 
genau zu befolgen ist, daß den Gefangenen kein größeres Uebel zugefügt 
werde, als ihre Freiheitsbeschränkung notwendig mit sich bringt. — 

Die Kommission für das Gefängniswesen sprach sich am 8. 4. 1841 

für das pennsylvanische System aus..* Da Seine Majestät die 

Isolierung der Gefangenen als ein wesentliches Mittel zu ihrer Bes¬ 
serung ansehen, so findeil Allerhöchstdieselben es zweckmäßig, daß für 
Verbrecher, die auf kurze Zeit verurteilt werden, Besserungshäuser nach 
dem philadelphischen oder nach dem vollständigen Isolierungssystem, 
jedoch mit- der Modifikation erbaut werden, daß in denselben einzelne 
Wohnungen eingerichtet werden, in denen die Verbrecher, deren geistige 
und körperliche Verfassung es bedenklich machen möchte, sie der stren¬ 
gen Isolierung zu unterwerfen, in Gemeinschaft arbeiten können. Da¬ 
gegen wollen Seine Majestät, daß für Verbrecher, welche eine längere 
oder eine lebenslängliche Strafe zu leiden haben, Zuchthäuser mit ein¬ 
zelnen Zellen zum Aufenthalt der Gefangenen während der Nacht, aber 
mit gemeinschaftlichen Arbeitssälen erbaut werden sollen, dergestalt, 
daß in einem gemeinschaftlichen Arbeitssaale höchstens 20 Gefangene 
sein dürfen, welche, der Besuch der Kirche und Schule ausgenommen, 
von den übrigen Gefangenen getrennt zu halten sind. — 

Im Laufe des Jahres 1842 ließ der König an die verschiedenen 
Provinzial-Ständeversammlungen die Erklärung ergehen, alle Unter- 
suchungs- und kurzzeitigen Gefangenen sollten hinfort ununterbrochen 
vereinzelt auf bewahrt werden, die langzeitigen Sträflinge aber nur bei 
Nacht vereinzelt. — 

Auf dieser Grundlage hat sich in Dänemarck der Strafvollzug ent¬ 
wickelt. Noch heute zeigt er diejenige Physiognomie, der königlicher 
Wille den Stempel aufgedrückt hat. 

Die praktische Durchführung des Strafvollzuges nimmt sich die 
irische Klassenprogression zum Vorbilde. Im Zuchthause ist die Klassen¬ 
einteilung eine andere, als im Gefängnisse. Im ersteren bestehen drei 
Klassen: — die Vorbereitungsklasse, die Zwangsklasse, die Uebergangs- 
klasse. Klasse eins und zwei befinden sich unter steter amtlicher Auf¬ 
sicht; in der Uebergangsklasse werden die Gefangenen nur in der ar¬ 
beitsfreien Zeit beaufsichtigt; im übrigen hält auf Zucht und‘Ordnung 
ein Ordner aus der Reihe der Gefangenen. — 

In den Besserungsgefängnisssen sind vier Klassen. Für jede Klasse 
ist ein Mindestaufenthalt vorgesehen, so z. B. Det korteste Ophold paa 3 
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die Klasse er 1 Aar (ein Jahr). —' Mit jeder Klasse stehen Vergün¬ 
stigungen in Verbindung, die in der vierten Klasse ihren Abschluß 
finden, z. B.: 

1. Maa skrive 1 Brev hver Maaned til Familien og ligesaa ofte 
modtage Bes e g af denne. 

2. Arbejdsfortjenesten er 8 0re pr. Arbejdsdag. 

In der ersten Klasse erhält niemand ein Arbeitsgeschenk; in der 
zweiten Klasse 4 0re, in der dritten Klasse 6 0re pro Tag. 

Arbeitsbetrieb. 

Die Gefangenen werden in erster Linie für den eigenen Bedarf 
beschäftigt und darüber hinaus für Unternehmer. Da Dänemark vor¬ 
wiegend ein Agrarstaat ist, so hält es nicht schwer, Gefangene mit In¬ 
dustriearbeiten zu beschäftigen, ohne dem freien Gewerbe Konkurrenz 
zu machen. Die Spielwarenindustrie nimmt einen breiten Raum ein; auch 
wird die Weberei, teils auf Hand-, teils auf mechanischen Webestühlen 
betrieben. 

Schule und Bücherei. Sorgt Dänemark für gediegene Schul¬ 
bildung seiner Landeskinder im allgemeinen vorbildlich, so nicht minder 
wendet es große Sorgfalt der Strafhausschule zu. Tüchtige Lehrer in 
ausreichender Zahl stehen im Amte; sie erfüllen ihre Aufgabe mit Eifer 
und Geschick. Die Schulräume sind mit stals ausgestattet, so daß die 
Gefangenen während des Schulunterrichts untereinander nicht in Ver¬ 
kehr treten können. Die Gefangenenbücherei enthält ausreichend aus¬ 
gewählte Erbauungs- und Unterhaltungsbücher. Der gemeinsame Ge¬ 
sang wird gepflegt. 

Kirche. Gottesdienst findet auch in den kleinsten Anstalten jeden 
Sonn- und Feiertag statt; in den größeren Strafhäusern gleicht er der 
Häufigkeit nach dem unsrigen. Auch in der Kirche befinden sich stals, 
wie wir sie ja auch kennen. Der Altar zeigt ein größeres Kruzifix. Ueber 
dem Altar befinden sich Inschriften aus dem Neuen Testamente, z. B. 
Menneskens Sen. er kommen at söge og frelse det Fortabte. D. h. der 
Menschensohn ist gekommen zu suchen und zu erlösen, was verloren 
gegangen. — 

Wie in der Kirche auf dem Lande, so fand ich auch in der Ge¬ 
fangenenkirche in der Nähe des Kronleuchters ein Schiffsmodell, ein 
Segelschiff darstellend. Ein solches Symbol kennen wir nicht; wer möchte 
aber in Abrede stellen, daß dieses eine zu Herzen gehende Sprache 
redet?! — 

Da Dänemark ein lutherisches Land ist, so kommt im wesentlichen 
nur evangelischer Gottesdienst in Betracht; jedoch ist Vorsorge ge¬ 
troffen, auch Andersgläubige entsprechend zu pastorieren. 

Verpflegung. Diese verfolgt den Zweck, die Gefangenen ge¬ 
sund und arbeitsfähig zu erhalten, ln kleineren Anstalten ist die Ver¬ 
pflegung einem Unternehmer übertragen; in größeren Anstalten unter¬ 
hält der Staat die Verpflegung in eigener Regie. Für die einzelnen 
Gerichte sieht ein Speiseetat die nötigen Mengen vor, die pro Kopf und 
Tag zu verwenden sind. Im großen und ganzen gleicht die Verpflegung, 
in Ansehung der Mengen und der Nährwerte, der unsrigen. Kaffee 
kommt nicht zur Verspeisung; an Stelle dieses wird Biersuppe, bezw. 
Bier verabfolgt. Die Heizung der Kochherde besteht teils aus Unter¬ 
feuerung, teils findet Dampfkraft Verwendung. 

Lagerung. Diese weicht von der unsrigen insoweit ab, als an 
Stelle von anderem Füllmaterial Stroh verwendet wird. Da in Däne¬ 
mark keine Wanzenplage herrscht, so mag Stroh als Füllung nicht zu 
beanstanden sein, obschon die Reinhaltung bei Anwendung dieses Pro¬ 
duktes erschwert ist. 



— 248 — 


Kleidung. Die Untersuchungsgefangenen tragen, wie bei uns, 
Anstaltskleidung nur dann, wenn es an der ausreichenden eigenen Klei¬ 
dung gebricht. Die Strafgefangenen sind uniform gekleidet, soweit die¬ 
selben ein und derselben Klasse angehören. In der Uebergangsklasse 
ähnelt die Kleidung der bürgerlichen; es ist also das durchgeführt, was 
ich in meiner Stellungnahme zu einem Entwurf eines Reichsgesetzes 
über den Vollzug der gerichtlich erkannten Freiheitsstrafen als wün¬ 
schenswerte Reform in Vorschlag gebracht habe (vergl. S. 17 des 
46. Bandes der Blätter für Gefängniskunde). — 

Spaziergang. Die Gefangenen werden täglich eine Stunde 
in die Spazierhöfe geführt, die dem Charakter der Anstalt entsprechend 
entweder Einzelspazierhöfe oder Massenspazierhöfe sind. Die Spazier¬ 
höfe der Kranken enthalten hübsche gärtnerische Anlagen, sodaß ein 
Spaziergang in diesen wirklich zu einer Erholung des Geistes und des 
Körpers wird. Wenn überhaupt der Strafvollzug mit zunehmender Kul¬ 
tur mildere Formen annehmen wird, so scheint mir in erster Reihe das 
Krankenhaus im Strafhause berufen, den Ernst der Strafe auszusetzen; 
kranken Gefangenen müssen diejenigen Erleichterungen zuteil werden, 
die sich nur irgendwie mit gesicherter Haft vertragen. Ist auch ein 
kranker Gefangener in erster Linie Gefangener, so bildet er doch im 
Rahmen der Gefangenschaft im Rahmen der Gattung, eine besondere 
Spezies. 

Besuche. Die Tale-Vaerelser (lale = sprechen, et Vaerelse = 
das Zimmer, Vaerelser plur = Zimmer), kennen die Drahtgittertrennung 
nicht. Besucher und Besuchte können sich in Gegenwart eines Beamten 
sprechen. 

In denjenigen Anstalten, die in abgelegenen Orten sich befinden, 
sind Logierzimmer für die Angehörigen der Gefangenen eingerichtet, 
um im Falle der Erkrankung eines Gefangenen dem Besuche Gelegen¬ 
heit zu bieten, täglich an das Krankenbett des Gefangenen zu treten. 

„Ich bin krank gewesen und ihr seid zu mir gekommen“, sagt 
unser Heiland und die Verwaltung sorgt dafür, daß Angehörigen es 
möglich gemacht wird, der Weisung unseres Heilandes zu folgen: — 
die Kranken zu besuchen! — 

Lazarett. Das Krankenhaus, bezw. die Krankenabteilung, ist 
modern ausgestattet, Luxus ist ferngehalten. Dort, wo die örtlichen 
Verhältnisse dies gestatten, bedienen im Lazarett weibliche Angestellte, 
ohne daß dise Einrichtung Mißstände gezeitigt hätte. 

Dänemark hat, nach den Eindrücken, die mir geworden sind, gleich 
seinen nordischen Schwesterstaaten eine fortgeschrittene Kultur. Das 
Straßenbild Kopenhagens, sein öffentliches Leben spiegeln verfeinerte 
Sitten wieder. 

Disziplin. Der Hausordnung folgt im allgemeinen willige 
Unterordnung. Vergehungen gegen dieselbe werden nach denselben Ge¬ 
sichtspunkten geahndet, als anderwärts. Die körperliche Züchtigung 
besteht als Disziplinarstrafe sowohl im Zuchthause, als auch im Gefäng¬ 
nisse. Dieses Strafmittel kommt aber nur äußerst selten, bei den schwer¬ 
sten Vergehungen, zur Anwendung: — bei Entweichungen und tätlichen 
Angriffen. — Im Gefängnis ist der Rohrstock das Züchtigungsmittel, 
im Zuchthause tritt zu diesem Strafmittel die sogenannte „Katz“ (en 
Kat = eine Katze). — Diese Katze ähnelt einer Klopfpeitsche, deren 
einzelne Stränge aber nicht aus Leder, sondern aus Kordeln bestehen, 
in die hinein, in Abständen, Knoten eingeflochten sind. 

Das schwerste Züchtigungsmittel besteht aus einem etwa 70 cm 
langen, 2 cm starkem Tauende. — 
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Die Strafe der körperlichen Züchtigung wird auf den Kücken in 
allen drei Fällen appliziert. Zu diesem Behufe wird Delinquent in 
Züchtigungsraume an einen senkrechten Mast gebunden, der für die 
seitwärts ausgestreckten Arme, ein Kreuzholz zeigt. Der Körper wird 
festgeschnallt; in Kopfhöhe befindet sich eine Maske, die verhindert, 
daß der Gestrafte den strafenden Beamten sieht. — 

Zellenwagen. Zum Transport der Gefangenen innerhalb des 
Strafortes dienen Zellenwagen. Ein solcher Wagen wird im Volksmunde 
Salat Fad. — Fad = Schüssel —, genannt. Diese Zellenwagen haben, 
wie überall, enge Gelasse, die in gesundheitlicher Hinsicht nicht ein¬ 
wandfrei sind. Wenn auch der Aufenthalt in diesen nur kurze Zeit in 
Anspruch nimmt, so dürfte die Einpferchung doch gewisse Grenzen 
nicht übersteigen. — 

Wünschenswert wäre es, wenn die Zuführungen der Gefangenen 
aus dem Zellenwagen in den Eisenbahnwagen an einer Rampe erfolgten, 
die vom Bahnhofe etwas abseits liegt, damit die Gefangenen nicht durch 
das reisende, Spalier bildende Publikum hindurchgehen müssen, wodurch 
ihr Schamgefühl außerordentlich verletzt wird. Bei uns ist dieser 
neuzeitliche Pranger in Uebung, ob auch in Dänemark, ist mir nicht 
bekannt geworden. — 

Der Transport soll mit Haftsicherheit verbunden sein; es bleibt 
also die Aufgabe zu lösen, welche Erleichterungen können dem Ge¬ 
fangenen in gesundheitlicher und in ethischer Hinsicht gewährt werden, 
ohne die Sicherheit des Transportes zu gefährden. 

Rein praktisch genommen, wird der Strafzweck im Sicherheits¬ 
zwecke seinen Dolmetsch finden; er wird der sozialen Ethik dienen 
müssen, soweit er dies kann, ohne sich selber aufzuheben. 

Fürsorge. Die Gefängnisgesellschaft, die sich zur Aufgabe 
gemacht hat, Entlassene, vorläufig Entlassene, bedingt Begnadigte, 
Begnadigte in ein Arbeitsverhältnis zu bringen, besitzt zwei Güter und 
vermag allen an sie herantretenden Forderungen zu genügen. 


Eine größere Anzahl Arrest- und Gefangenenhäuser habe ich be¬ 
sichtigt.*) 

Im allgemeinen wechseln Vergehungen gegen das Eigentum mit 
Leidenschaftsverbrechen. Eigentumsdelikte nehmen einen breiten Raum 
ein, auch Mißhandlungen. Der Alkohol bildet auch in Dänemark die 
Ursache der meisten Rechtsbrüche. 70 Millionen Kronen gibt Däne¬ 
markjährlich für Alkohol aus. 

Das erste Strafhaus, das ich besichtigte, ist das Zellengefängnis, 
in der Peripherie Kopenhagens gelegen, mit Namen Vestrc Faengsel; 
dasselbe ist für etwa 200 Gefangene bestimmt. Neben Untersuchungs¬ 
haft kommen hier Gefängnisstrafen bis zu zwei Jahren zur Voll¬ 
streckung. 

Hier fiel mir auf, daß die Zellenfenster nur zweimal tagüber je eine 
halbe Stunde geöffnet wurden. Die Erneuerung der Luft erfolgt durch 
Maschinen, die im Kellergeschoß aufgestellt sind, also auf künstlichem 
Wege. So hatte ich denn auch das Empfinden, daß die Luft in den 
Zellen schlecht war. Die schlechte Luft rührte ferner daher, daß keine 
Nachtstühle mit Wasserspülung, noch mit Wasserverschluß vorhanden 
sind. Die Gefangenen verrichten ihre Bedürfnisse in Gefäße, die zeit- 

*) Die Strafanstalten — Zuchthäuser —, Gefängnisse, Arresthäuser und Arbeits- 
anstalten sind in juristischer Hinsicht dem Justizministerium unterstellt. Staatseigentum 
sind nur die Strafanstalten; alle übrigen Strafhäuser sind Gemeindeeigentum und sind 
m administrativer Hinsicht dem Ministerium des Innern unterstellt. 



weise im Spülratnne geieert und gereinigt werden, Abgesehen davon, 
daß diese EatJeerung mehrere Gefangene 20 glfeieher Zeit außerhalb 
der Zeile jiihrf,; wödurdi gegenseitige Berührung jiicht zü vermeiden 
ist, dringt übler Geruch bis'zur Entleerung der Nach ieimer in die 
Halträunie. Der große». Sorge, es könnten durch die Mögiiclikette cße 
Fenster jederzeit zu öHrien; unerlaubte Verbindutig«* zwischen den Ge¬ 
fangenen gepflogen werdet hat man den gesuadheitlictien Bedingungen 
nicht zureichende Beachtung geschenkt, 

Die in jeder Zelle vorhandene Wassseriertitäg zmn Gebrauche des 
Trinkwassers kann von Gefangenen selbsttätig dicht benutzt werden. 
Wer Wasser wünschte .-.erhält dies durch yerrri.ittknig des, Äufeehers, 
der den außerhalb der Zelle angelwacliteu Wksserhah« öffnete Es sollen 
tritt der Wasserleitung Mißbrauche vorgekomnieu sein; das Leitungarohr 
Ist zum gegenseitigen Gedankenaustausch verwendet worden, daher 
dieser sorgsam überwachte Abschluß der Leituugsrohre. Das innere 
Schiß im Zelleafliigel bat. von Etage zu Etage Drahtgeflecht-Abschluß; 
es soll Verhindert werden, daß jemand in selbstmörderischer Absicht 
sich z, B. vom vierten Geschoß nach unten fallen laßt; auch zum Schutze 
•der Beamten ist diese Vorkehrung getroffen. 

Die Heizung ist Luftheizung', für Ventilation ist zwar gesorgt; 
aber nach 'Tridfter'-.Meioüiig nichi zurddiend. 

Zum Baden sind Duschen ausreichend vorhanden; auch der Rein- 
Haltung aller Raume wird Rechnung getragen. — Die im Westen in 
Benutzung befindlichen Capachons habe ich auch hier gesehen. 

Die Verpflegung hesOTgt. rth Unternehmer. 

2. Das Zucht- und Verbesseruügshaus für Weibe}, in .öimtiäos- 
baven ist für 70 Weiber bestimmt and bei der herrschenden Milde der 
Gerichte, dte sich förmlich scheuen., gegen Weiber Zuchthau&ätrafe zu 
verhängen, teer zu nennen. Zur Entlastung des Männer-Zuchthanses 
in Horseris ist hier eine Abteihuig mit :h) Aläwnern belegt, die Zuchtliaus- 
Verbesserungssirafe zu erstehen hahrth Pie weiblichen Aufseher tragen 
Uniform, die sehr kteidsam ist; Schwarze Rotten mit Goldtressen an 
Kragen rfrrd Auischtägen.M Die Weiher werden vorzugsweise mit Nah-, 
Strick- und Flechtarbeit beschäftigt. Diese Anstalt steht auf dem Aus¬ 
sterbeetat; in alte rönnen sind* modern* Teile eingeflickt, Grdmmg 
und Sauberkeit berührten angenehm. Säuglinge bleiben ein Jahr bei 
der Mutter und kommen dam), wenn andere Pflege fehlt, iu öffentliche 
Obhut der Armenver\y«tfung. . ; * •. 

% ln unmittelbarer Nähe dieses Zuchthauses betbidcf. " sich ein 
Arresihaus, bestimmt Arrestetralen und Arbei'tshausstrafen zu voll¬ 
strecken, — ein alter Kasten! 

4, Das Zellt-ugefängnts in VTidslöselille, in etwa f ?/astündiger 
Eisenbahnfahrt von ■■ Kopenhagen zu erreichen, liegt vom Verkehr abseits. 
Die Bahnstation heißt Glostrup. Vndslöselilte hat zwar auch eine 
Haltestelle, indessen halten hier nur sehr wenig Züge, so daß man 


Haltestelle, indessen halten hier nur sehr wenig Züge, so daß rnaü 
Glostrup zum Ab-imd Einsteigen zu wählen hat. Das ZeilengefaRgnis 
ist liir 400 männliche Gefangene eingerichtet; es ist 1859 erbaut und 
stellt einen phoptischen Strahlenbau dar. Acht Monate Ist die Mindest¬ 
strafe, sechs Jahre ist die Höchststrafe, die hier zur Vollstreckung 
kommt. Entsprechend seiner Bedeutung als Verbesserongsanstalt Ist 
für Seelsorge und Schute reichlich gesorgt. Neben einem Geistlichen 
im Hauptamte, ist noch ein evangelischer HHfsgeistilcher —' Kaplan 
genannt — angestellt. Drei Lehrer dienen dem Unterricht und der* 
Bücherei. Das Schullokal ist ein großer Saal, der eingebaute stats ent- 
Uält Betritt man diese» Saal Von der Rückseite, daiin sieht man aa. 
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der gegenüberliegenden Wand eine Empore, auf der der Lehrer Platz 
nimmt. Der Lehrer betritt diese Empore durch eine besondere Tür, 
er sieht seine Schüler aus der Vogelperspektive. So ist er gegen 
Attentate vollkommen gesichert. Dies ist indessen nicht der Grund der 
Einrichtung; vielmehr soll der Lehrer in der Lage sein, jeden Schüler 
gut sehen und überwachen zu können. So viel scheint mir sicher, der 
Lehrer muß gute Augen haben, um seines Amtes walten zu können. 

An der Spitze des Gefängnisses steht als Vorsteher ein Inspektor. 
Diesem sind beigegeben ein Sub-Inspektor und ein kaufmännischer 
Inspektor; ferner gehören zu den Oberbeamten ein Oekonomie-Verwalter 
und Kassierer, ein Buchhalter, beide haben je einen Assistenten zu ihrer 
Unterstützung. Ferner ist ein Arzt angestellt. Schreibhilfe aus der 
Reihe der Gefangenen wird nicht gewährt. An Unterpersonal sind zu 
nennen: zwei Oberbediente — Oberaufseher —, 30 Bediente — Aufseher. 

Die Zellen haben etwa unsere Größe und unsere Ausstattung. 
Jeder Gefangener kann sein Fenster beliebig zur Hälfte öffnen. Die 
Heizung ist Warmwasserheizung. Die Klosetts haben Wasserspülung, 
die aber vom Korridor aus bedient wird. Hat jemand ein großes Be¬ 
dürfnis verrichtet, dann schellt er dem Aufseher, der die Wasserleitung 
in Betrieb setzt. Die Dänen müssen mit der Wasserbenutzung durch 
Gefangene schlechte Erfahrungen gemacht haben. Die Zellentüren 
haben Beobachtungsscheiben, außer Betrieb gesetzte Eßklappen wie 
bei uns. 

Die Spazierhöfe sind Einzelhöfe. 

Die Beamten wohnen in Dienstwohnungen, die um die Anstalt 
herum als Zweifamilienhäuser angeordnet sind; zu jeder Wohnung 
gehört ein kleiner Garten. Im übrigen habe ich Einrichtungen, die 
als besonders erwähnenswert erscheinen könnten, nicht angetroffen. 
Vridslöselille besitzt Wohn- und Schlafzimmer für etwaigen Kranken¬ 
besuch. 

Bevor ich Kopenhagen verlassen habe, um mich nach Jütland zu 
begeben, habe ich 5. die Arbeitsanstalt in Sundholm bei Kopenhagen 
aufgesucht. Bevor ich einiges über diese Anstalt mitteile, sei über 
Arbeitshäuser pp. im allgemeinen das folgende gesagt. 

Während bei uns die Arbeitshausstrafe Nebenstrafe ist, die vom 
Richter für zulässig erklärt, von der Landespolizeibehörde verhängt 
wird, ist die Zwangsarbeitsstrafe in Dänemark Prinzipalstrafe, sie wird 
also nicht im Anschluß an eine andere Freiheitsstrafe verhängt. Sie 
wird angewendet im großen und ganzen, wenn die Voraussetzungen ge¬ 
geben sind, die bei uns die Vorbedingung bilden für Zulässigkeit der 
Arbeitshausstrafe: Vagabundage, Bettelei, allgemein unsittliches Be¬ 
tragen, Uebertretung derjenigen Pflichten, die solchen Personen ob¬ 
liegen, die vom öffentlichen Armenwesen Hilfe bekommen. 

Zwangsarbeit wird von zwölf Tagen bis zu zwei Jahren auferlegt. 
Wird Gefängnis-Arreststrafe in Zwangsarbeit umgewandelt, dann gilt 
ein Tag Arrest bei Wasser und Brot gleich sechs Tagen Zwangsarbeit. 

Die Strafe wird im allgemeinen in Arresthäusern ausgestanden, 
die der Stadtverwaltung angehören. — Sie wird von gewöhnlichen Ge¬ 
richtshöfen auferlegt, jedoch nicht vom Kriminal- und Polizeigericht. 
Da die Vollziehung der Strafe der betreffenden Armenverwaltung über¬ 
lassen ist, so ist es auch dieser Institution, in casu dem Inspektor der 
betreffenden Anstalt erlaubt, eine eine Armenunterstützung genießende 
Person, die sich gegen das Armenreglement vergeht, in Zwangsarbeit 
einzustellen, sofern hierzu der Orts-Polizeimeister seine Genehmigung 
gegeben hat. — Die Arbeitsanstalt in Sundholm nimmt diejenigen Eie- 
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mente auf, die nicht arbeiten wollen und solche wirtschaftlich Schwachen, 
die zwar Arbeit begehren, diese aber nicht erhalten haben, auch alters¬ 
schwache, arbeitsunfähige Arme. Diese Anstalt ist 1908 in Gebrauch 
genommen. Eine außerordentlich umfangreiche Anlage mit allen mo¬ 
dernen Einrichtungen ausgestattet. Sundholm besizt eine eigene elek¬ 
trische Station. In der Abteilung für Obdachlose befinden sich solche 
Familien, deren Vergangenheit sie bis an die Grenze der Auflösung ge¬ 
bracht hat. Ferner besitzt Sundholm ein Krankenhaus, ein Isolierhaus 
für Säufer und eine Leichenhalle. Die Anstalt ist für beiderlei Geschlecht 
bestimmt. 

Großartig ist der Betrieb in der Wäscherei. Diese ist mit allen 
notwendigen Maschinen versehen, die durch Elektrizität getrieben wer¬ 
den. Sundholm besorgt die Wäsche für den eigenen Bedarf und für 
den einiger kommunaler Hospitäler und Badeanstalten. Die Schlafräume 
enthalten je 24 Betten; die Schlafsäle des Zwangshauses enthalten Ein¬ 
zelschlafräume — Kojen —. Ein Raum ist zur Kirche hergerichtet, in 
dem jeden Sonntag Gottesdienst stattfindet. Letzterer ist freiwillig und 
gut besucht. 

In den Werkstattsgebäuden werden mancherlei Industriezweige 
betrieben, z. B. versieht die Weberei die kommunalen Einrichtungen mit 
einem Teil ihrer Bedürfnisse an wollenen und leinenen Waren. Die hier 
wohnhaften Arbeiter werden-möglichst in ihrem Handwerk beschäftigt. 
Arbeiter ohne Handwerk schlagen Steine, hauen Holz, fertigen Düten, 
sortieren Krysolith, das, aus Grönland bezogen, bei der Fabrikation von 
Milchglas und Soda verwendet wird; andere arbeiten in der Landwirt¬ 
schaft. 

Der Bau in Sundholm hat 2% Millionen Kronen gekostet. Die 
Gebäude ruhen auf Betonfundamenten und sind teilweise aus roten 
Ziegelsteinen aufgeführt. Sundholm kann in der Arbeitsanstalt 600 
Männer und 120 Weiber, im Zwangshause 244 Männer und 80 Weiber 
aufnehmen. Im Rechnungsjahre 1909/10 war die Belegung durch¬ 
schnittlich 477 Arbeiter, 231 Gefangene, 32 Patienten, im ganzen 740 
Personen. Die Sterblichkeitsziffer im Krankenhause belief sich auf 
5,41 Prozent. 

Der Arbeitserlös betrug netto 81 313 Kronen und 05 0re. Der 
Zuschuß der Kommunen 194 434 Kronen 49 0re. 

Der Unterhalt eines Arbeiters kostete täglich 1.20 Kronen, eines 
Gefangenen 1.17 Kronen, eines Patienten 2.12 Kronen. 

Außer dem Inspektor — Vorsteher —, dem Verwalter und dem 
Kontorpersonal sind 62 Angestellte im Dienst. 

Noch sei erwähnt, daß das Essen so reichlich gekocht wird, daß 
Ortsarme jederzeit an demselben teilnehmen können. Als sechste Anstalt 
suchte ich das Männerzuchthaus in Horsens in Jütland auf. Die Fahrt 
von Kopenhagen dorthin war etwas umständlich. Zunächst führte mich 
die Eisenbahn nach Korsör; von hier fuhr eine Dampffähre nach 
Nyborg; von Nyborg ging die Eisenbahn bis Strib; von Strib trat wieder 
eine Dampffähre in Tätigkeit bis nach Fridericia und schließlich war 
es wieder die Eisenbahn, die dem Ziele zudampfte. 

Ist Vridslöselille ein Gefängnis mit Pennsylvanischem System, so 
ist das Zuchthaus in Horsens nach Auburnschem Muster aufgeführt. 
Da hier nicht nur die Strafarbeitsstrafe zur Vollstreckung kommt, son¬ 
dern auch die Zuchthaus-Verbesserungsstrafe und zwar letztere in Ein¬ 
zelhaft, so ergibt sich hieraus, daß neben dem Auburnschen System das 
Pennsylvanische zur Anwendung kommt. Am Besichtigungstage betrug 
der Kopf bestand 412 Männer; von diesen waren 50 Gefangene der Ueber- 
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gangsklasse auf Außenarbeit für eine dänische Heidegesellschaft, die 
sich Landesmeliorationen zur Aufgabe gestellt hat. Die zur Vorberei¬ 
tungsklasse gehören, ebenso diejenigen der Klasse zwei, die Zwangs¬ 
klasse, arbeiten unter Aufsicht in kleineren Sälen mit einer Höchst¬ 
belegung von 20 Köpfen. In der arbeitsfreien Zeit und zum Essen wer¬ 
den die Gefangenen der gemeinsamen Haft nach dem Schachtelflügel 
geführt. Die Korridore vor den Schlafzellen sind so breit, daß hier die 
Gefangenen an Tischen bequem Platz nehmen können. Zwei größere 
Messer sind an einer Stelle des Tisches mittels Kette befestigt. Die Ge¬ 
fangenen können zum Brotschneiden pp. sich dieser Messer bedienen. 
Auch habe ich Holzmesser und Holzgabeln in Dänemark in Gebrauch 
gesehen; wir bedienten uns in Preußen bis vor kurzem auch dieser 
Holzbestecke, an ihre Stelle sind Messer und Gabeln, wie im gewöhn¬ 
lichen Haushalt gebräuchlich, getreten, — ein Kulturfortschritt! 

Horsens ist 1853 erbaut, liegt außerhalb der Stadt in sehr gesunder 
Höhenlage. Im Grundriß stellt diese Anstalt ein Quadrat mit daneben¬ 
liegendem Rechteck dar. 

Militärbewachung kennt man in Dänemark nicht; in Horsens hat 
man aber uniformierte und bewaffnete Bedienstete, die die Höfe und 
Gänge begehen. Im Innern der Gebäude ist die Aufsicht unbewaffnet. 

Erziehungsanstalten, deren es eine in Christianshaven für Mädchen, 
eine in der Nähe von Horsens für Knaben gibt, konnte ich wegen Zeit¬ 
mangels nicht mehr besichtigen. Der Jugend widmet man große Für¬ 
sorge; der Familienerziehung gibt man vor der Anstaltserziehung den 
Vorzug. Man scheint in Dänemark mit F. L. Jahn zu sprechen: „Im 
Familienglück lebt die Vaterlandsliebe und der Hochaltar unseres Volks¬ 
tums stent im Tempel der Häuslichkeit.“ 

Was die Kinder uns sein sollen, welche Aufgabe wir an ihnen zu 
erfüllen haben, das faßt Carneri am Schlüsse seiner Abhandlung „Der 
moderne Mensch“ in folgenden trefflichen Worten zusammen: Eines 
gibt’s, das für alle gilt, — die Zukunft sind die Kinder. Sie richtig zu 
erziehen, ist unsere ganze Moral, und eine Moral der Liebe, welcher 
der wahre Glaube nicht widerstreitet. Es ist das Elternhaus, ein Garten, 
in welchem das Edelste wächst, die Menschenblüte. Diese hat gepflegt 
zu werden, ihrer Natur gemäß und mit Berücksichtigung des Bodens, 
in den das reichentwickelte Leben die Erwachsenen versetzt. Wider¬ 
standskräftig hat sie sich zu entfalten und gesunde Früchte hat sie zu 
tragen. Dann wird sie ihres Daseins froh werden unter diesem Himmel, 
den oft furchtbare Stürme verdunkeln, aber nie so verdunkeln, daß für 
das sehende Auge das heitere Blau nicht immer wieder hervorlachte.“ 

Was 25 Jahre im Menschenleben doch für eine Bedeutung haben! 
Auf meiner Rückreise machte ich in Rendsburg halt, um diese schöne 
Anstalt wiederzusehen, in der ich in den Jahren 1884—87 amtlich tätig 
gewesen bin; von den Beamten kannten mich nur noch zwei Aufseher, 
von den Gefangenen niemand. 

Auch Lüneburg, welcher Anstalt ich in den Jahren 1895—97 vor¬ 
gestanden habe, sagte ich Guten Tag. Hier kannte mich noch eine 
größere Anzahl von den Unterbeamten und von den Gefangenen fünf 
Lebenslängliche, diese habe ich in ihren Zellen aufgesucht und ihnen 
durch meinen Besuch eine große Freude bereitet; glückstrahlend verklärte 
sich ihr Gesicht und diese Freude löste auch bei mir tiefe Empfin¬ 
dungen aus. 

Rückblickend auf das, was ich vom dänischen Strafvollzüge kennen 
gelernt habe, kann ich wohl sagen, daß auch in diesem Lande sich drei 
Spezies von Rechtsbrechern abhoben: Gelegenheitsrechtsbrecher, Be- 








hariungÄrechtebredier und solche sozialen S^hädiinge, von Affend» rkr 
Geseilsch^ft Cieiahr droht. Das Bestrebe« geht dahin, zu rette«, was 
zü rette» ist, Diesem Zwecke dienen Einzelhaft und progressiver Straf- 
volteüg, der über vorläufige Entlassung ;|fe&w.' bedingte Begnadigung 
zur vollen Freiheit führt. 

Nach meine?: Ansicht werden die Oelegenheitsteditsbi-echer — 
muiaUs nmtanäis-^- die Einzelhaft entbehren "können; die wohlklässi- 
fizierle Gruppenhäft scheint Berechtigung: für sie zu haben- Die 
Beharrimgsrgchtsbrecher müsseö etzngeo werden v für- sie ist Einzelhaft 
für den ersten Teil, der Haft notwendig;. gewefebs- und gewohnheits¬ 
mäßige Verbrecher müssen in eine StraTvollzugsfonn ettigegliederfc wer^ 
den, die baftskher durchaus sein maß } die es aber ermögÜeht, so?*äiG4J 
machen, was sich sozial machen läßt. Zu diesem Zwecke hat die Be¬ 
schäftigungsartausgewähU .zB-iw^rdett.’-nntRücksicht auf das fpek Ge- 


werbe insoweit, als die Rücksichtnahme mi dos spätere Fortkommen 
der Gefangenen dies gestartet. 

Das Problem des ZukunftsstrarvoUztiges scheint mir darin zu lie¬ 
gen, die Grenze festzutegen, die ein praktischer nteptT^tk 

schreiten dart, will er nicht de»- Charakter 'cUtr 
ehtzieiumg auf heben. 

. e-Vr-r' ^ ' • « #• >- 4 lt*. J - . t« -'it -i. * 


Wenn eine dänische Kabinettsorder vom 5 April 1793 aussnräcii, 
daß den Gefangenen kein größeres tJEbel zugeftigt-werden soii, afs ihre 
Freiheitsbeschtänkung riotwendig mit sich bringt;- so haben wir >s hier 
mit einer unbestimmten Größe zu tun, ebenso unbestimmt, wie die heu 
tigen Begriffe; ernster Strafvollzug, Beugung unter die Rechtsord¬ 
nung usw.; überall haben wir es mit Elementen von ganz verschiedenem 
Inhalte zu hm. Dem Gesetz ist genügt, wenn überhaupt die freiheits- 
entz-iehUög in einem Strafhause gewährleistet ist. Vertrüge es sich mit 
der Hansor'diittng, so könnte sehr wohl eine Begrenzung der Freiheit 
hinter den Mauern al$ zureichend erachtet werden; mit dem Begriffe der 
Freiheitsstrafe bängt notgedrungen ein Einschließen in einen Haftraum 
nicht zusammen, Es handelt sich aber «m die Awfrecfiterhaltung 
der Ordnung im Strafhause unter Berücksichtigung seiner Bauart und 
unter Währung geldlicher Interessen und hieraus ergeben sich allerlei 
Maßnahmen, die die Freiheit der -Gefangenen; bAW- mehr, bald wertiger 
.einschränken. Durch die Hausordnung erhält die Freilveiisstrafe ihren 
Inhalt: - Daß dieser Inhalt Von jewteiHger Kultur abhängig ist, liegt auf 
der Hand, 

Denken kann ich mir eine Zeit, in dei man Gelegenheite-Rechts- 
hrecfier zwar der Freiheit beraubt, dieser Freiheitsstrafe' aber alle Fesseln 
nimmt, die innerhalb der Matter« entbehrt werden können, unter Wah¬ 
rung des Grundsatzes, daß das Sfrafhäus eine Stätte '-höchster" Moral 
ist Für diese Spezies von Gelängeneu wird das Problem .besaiteterer 


baulicher Abteilungen zu lesen sein. 

Alle Forme« des Strafvollzuges sind in der Zeit geboren, dieser 
dienend. Nichts ist beständiger, wie der Wechsel Mit jedem Fortschritt 
in der Kultur muß die Gegenwart in einer itiodifeierten Zukunft auf¬ 
gehen. Dem Uchte folgt der Schatten notgedrungen; der Kultur muß 
notgedrungen diejenige Reform folgen; die von ersterer ihre befruch¬ 
tenden Lichtstrahlen empfängt. 

y.-- Michaelis. Direktor des Gefängnisses in Aachen. 
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Aus Strafanstalten. 

Aus der Statistik über die Fürsorgeerziehung Minderjähriger 

S iesetz vom 2. Juli 1900) und über die Zwangserziehung Jugendlicher 
56 StrGB.) für das Rechnungsjahr 1910. Bearbeitet vom K. Pr. 
inist. des Innern, Rawitsch 1912, sei — unter Bezugnahme auf die 
ausführliche Besprechung in unseren Blättern Bd. 45 S. 648 — folgendes 
mitgeteilt. 

Am 31. März 1911, mit welchem Tage der diesjährige Band der 
Statistik abschließt, waren 10 Jahre seit dem Inkrafttreten des Fürsorge¬ 
erziehungsgesetzes verflossen. In dem ersten Jahrzehnt sind 71 548 
Minderjährige der Fürsorgeerziehung überwiesen worden. Von diesen 
sind bis zum 31. März 1911 20 758 = 29 Prozent endgültig und 3227 
widerruflich entlassen, so daß sich zu jenem Zeitpunkt 47 563 Jugend¬ 
liche in Fürsorgeerziehung befanden. 

Wirft man einen Blick auf. das Alter der in dem ersten Jahrzehnt 
in Fürsorgeerziehung gelangten Minderjährigen, so sieht man, daß zur 
Zeit der Ueberweisung 

bis zu 3 Jahre alt= 606= 0,8% 

3—6 „ „ = 1916= 2,7% 

6—12 „ „=21181=29,6% 

12—14 „ „ =15791 =22,1 % und 

14—18 „ „ = 32 054 = 44,8 % waren, 

al§o nahezu die Hälfte bereits das schulpflichtige Alter überschritten 
hatte. Unter diesen bildeten wiederum die 16—18jährigen einen sehr 
hohen Prozentsatz. Die Lösung der in der Erziehung von Minderjährigen 
so vorgerückten Alters liegenden Aufgabe wurde noch erschwert durch 
die Beschaffenheit des Materials. Waren doch von den im Alter bis zu 
14 Jahren stehenden schulpflichtigen Zöglingen bei der Uebernahme 
bereits 4932 = 13,3 % und von den Schulentlassenen sogar 16 468 = 
51,4 %. also über die Hälfte gerichtlich bestraft! Waren doch ferner 
mit schlechten Neigungen, Trunksucht, Unzucht, Diebstahl, Land¬ 
streichen, Betteln, nicht weniger als 32 958 = 46,1 % behaftet und von 
den über 14 Jahre alten überwiesenen 9582 weiblichen Zöglingen 
8458 = 88,6 % der Unzucht ergeben! Dazu kam, daß zwei Drittel der 
Zöglinge auf Grund des § 1 Ziffer 3 des Fürsorgeerziehungsgesetzes, 
also zur Verhütung des völligen sittlichen Verderbens und im zustande 
vorgeschrittenster Verwahrlosung in Fürsorgeerziehung gelangten, 
sowie daß ein erheblicher Prozentsatz geistig anormal war. Daß unter 
solchen Umständen Fehler in der Erziehungsmethode vorgekommen sind, 
ist nicht zu vermeiden gewesen. Ueberwiegend aber ist es treuer und 
opferwilliger Arbeit gelungen, die Hindernisse zu überwinden und 
Erfolge zu erzielen, die alle Erwartungen bei weitem übertroffen. Sie 
sind in der in unseren Blättern Bd. 45 S. 653 besprochenen Erfolg¬ 
statistik ziffermäßig dargelegt. 

Es verdient besonders hervorgehoben zu werden, daß überall eine 
individuelle Behandlung der Zöglinge angestrebt wird und daß die Er¬ 
ziehung zur Arbeit unter dem Gesichtspunkt, daß sie nicht Selbstzweck, 
sondern nur ein Mittel zum Zweck sein darf, erfolgt. Wo irgend an- 
gängig, ist die Ausbildung für einen bestimmten Beruf ins Auge gefaßt 
und dabei den Neigungen der Zöglinge in umfassendster Weise Rech¬ 
nung getragen worden. 

Bei allem Ernste in der Arbeit und der nötigen Strenge, wo sie 
geboten ist, fehlt es nicht an Stunden der Erholung in körperlicher und 
geistiger Hinsicht (Turnen, Jugendspiele, Ausflüge und dergl.). Kranke 
finden eine sorgsame Pflege. Auch für Schwangere und deren Entbin- 
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düng ist Vorsorge getroffen. Dabei wird den Zöglingen ein längeres 
Verweilen im Versorgungshause gestattet, sowohl im Interesse der 
unehelichen Kinder, die so ihre natürliche Nahrung empfangen können, 
wie im Interesse des Zöglings selbst, dessen Mutterliebe und mütterliches 
Verantwortlichkeitsgefühl dadurch geweckt wird. Für lungenkranke 
Zöglinge sind besondere Anstalten in waldiger und gesunder Gegend ins 
Leben gerufen worden. Eine regelmäßige zahnärztliche Behandlung ist 
überall durchgeführt. 

Besondere Aufmerksamkeit ist der Erkennung des geistigen Ge¬ 
sundheitszustandes der Zöglinge zugewendet worden. Im Hinblick auf 
die in der Zeit der Pubertät vielfach auftretenden geistigen Abnormitäten 
sind überall Untersuchungen der Zöglinge durch Psychiater eingeführt 
worden. Einer besonderen Pflege bedürftige Zöglinge sind Heil¬ 
anstalten zugeführt, mäßig psychopathische in Spezialerziehungaustalten 
untergebracht worden. Bei Zöglingen, die wegen Geistesschwäche als 
unfähig zur Besorgung ihrer Angelegenheiten erkannt werden, wird vor 
Erreichung der Volljährigkeit das Verfahren auf Entmündigung und die 
Bestellung eines Vormunds in die Wege geleitet, womit nicht nur dem 
Zögling, der sich aus eigener Kraft im Leben nicht zu behaupten ver¬ 
mag, sondern auch der Allgemeinheit gedient wird, indem sie vor 
Schädigung und Rechtsbruch durch jenen bewahrt wird. 

Durch Mitteilung des Ergebnisses der psychiatrischen Unter¬ 
suchungen der im militärpflichtigen Alter stehenden Zöglinge an die 
Ersatzbehörden sucht man die Einstellung der wegen geistiger Minder¬ 
wertigkeit dienstuntauglichen Zöglinge in das Heer zu verhüten. 

Schwach befähigte Kinder werden im Unterricht abgesondert und 
besonderen Hilfsklassen zugewiesen. 

Diese Hinweise auf den Stand der Fürsorgeerziehung mögen ge¬ 
nügen, um die Behauptung zu rechtfertigen, daß man der Erziehungs¬ 
arbeit, wie sie zurzeit geübt wird, mit Vertrauen begegnen darf. 

In dem ersten Jahrzehnt sind für die Fürsorgeerziehung im gan¬ 
zen 71 103 660 Mk. aufgewendet worden; nicht eingerechnet sind hierbei 
die den Provinzialverwaltungen allein obliegenden Kosten für Bauten 
von Anstalten. 

Zu bedauern bleibt, daß der vorbeugende Charakter des Fürsorge¬ 
erziehungsgesetzes im Laufe der Zeit zurückgetreten ist. Während im 
ersten Jahre seiner Wirksamkeit noch 33,2 % der Zöglinge auf Grund 
des § 1 Ziffer 1 Fürsorgeerziehungsgesetzes überwiesen wurden, ist diese 
Ziffer im Jahre 1910 auf 18,3 % zurückgegangen. Diesen Mangel sobald 
als möglich zu beseitigen, muß eine der vornehmsten Aufgaben aller 
mit der Ausführung des Gesetzes befaßten Stellen, namentlich der 
Antragsbehörden und ihrer Hilfsorganisation sein. Denn es ist ziffer¬ 
mäßig dargetan, daß die Erfolge um so größer und nachhaltiger waren, 
je früher die Erziehungsarbeit einsetzen konnte. 

Wie in den vorausgegangenen Jahren haben auch im Jahre 1910 
die Zöglinge, deren Eltern in der Industrie, im Handel und Verkehr 
tätig sind, einen erheblichen Zuwachs erfahren, während die Zahl der 
Zöglinge von mit Lohnarbeiten wechselnder Art und in der Landwirt¬ 
schaft beschäftigten Eltern relativ zurückgegangen ist. 

61 816 Familien sind während der ersten 10 Jahren der Wirk¬ 
samkeit des Fürsorgeerziehungsgesetzes betroffen worden. Das sind 
durchschnittlich jährlich 6181 Familien. Das Jahr 1910 überragt mit 
seinen 7502 Familien, aus welchen die in diesem Jahr überwiesenen 
8733 Zöglinge kommen, alle anderen Jahre. Die Anzahl der Familien, 
in denen die Eltern gerichtlich bestraft waren, betrug im Jahr 1910: 
3095 (=41,3%); davon waren nur der Vater in 1732 (=23,1 %), nur 
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die Mutter in 493 (=6,6%), beide Eltern in 870 (=11,6%) Familien 
bestraft. Diese Zahlen mahnen die Organe der freiwilligen Liebestätig¬ 
keit, insbesondere die Vereine zur Fürsorge für entlassene Gefangene, 
erneut, sich der Kinder bestrafter Eltern, insbesondere während der 
Zeit der Strafverbüßung anzunehmen. 

Wie in allen früheren Jahren ist auch im Jahr 1910 Arbeitsscheu, 
Trunksucht, Unzucht und geistige Minderwertigkeit der Eltern in zahl¬ 
reichen Fällen die Ursache einer mangelhaften Erziehung der Kinder. 
3091 Zöglinge (=35,4%, also mehr als ein Drittel aller Zöglinge!) 
stammen von Eltern, die der Trunksucht oder Unzucht ergeben oder 
geistig minderwertig waren. 49 Mütter des Jahrgangs 1910 gegen 27 
im Jahre 1909 standen unter Sittenkontrolle. 

Von den im Jahre 1910 überwiesenen 8733 Fürsorgezöglingen wur¬ 
den 69,6 % in Erziehungsanstalten, 15,8 % in fremden Familien, 
0,5 % in der eigenen Familie untergebracht. Eine Zurücknahme 
von in Familienpflege untergebrachten Zöglingen in die Anstaltserziehung 
mußte in erheblichem Umfange erfolgen (32—38 %), offenbar ein Zei¬ 
chen dafür, daß die Zöglinge noch nicht in dem Maße sittlich gefestigt 
waren, daß sie von der naturgemäß größeren Bewegungsfreiheit in der 
Familie einen angemessenen Gebrauch machen konnten. 

‘ Der Bestand der Zwangszöglinge nach § 56 StGB, betrug 
am 31. März 1911: 438 (337 männliche, 101 weibliche). Dem Zugang 
von 89 Zwangszöglingen steht ein Abgang von 122 gegenüber, davon 
schieden 100 wegen Erreichung des 20. Lebensjahrs aus. Von dem ver¬ 
bliebenen Bestand entfielen auf Anstalten 159 männliche, 63 weibliche, 
der Rest war in Familien untergebracht. 13 mußten wegen ungenügender 
Führung aus der Familienpflege in Anstaltserziehung zurückgenommen 
werden. 

Ravensburg. Amtsrichter Re hm. 


Den beiden Statistiken über die Gefängnisse der Justizverwaltung 
in Preußen für die Rechnungsjahre 1910 und 1911 (1. April 1910 bis 
31. März 1912), gedruckt im Strafgefängnisse zu Berlin-Tegel 1911 
und 1912, ist — gegenüber dem Stand der in unsern Blättern Bd. 44 
S. 800 ausführlich besprochenen Statistik für 1908 — folgendes zu ent¬ 
nehmen : 

Dem Justizministerium waren unterstellt im Jahre 1910: 1062, 
im Jahre 1911: 1064 Gefängnisse. Darunter bilden eine beson¬ 
dere Gruppe die sogenannten „besonderen Gefängnisse“ (früher 14, 
jetzt) 17 größere Anstalten mit durchweg erheblicher Belegung (neu: 
Gerichtsgefängnis in Magdeburg, Untersuchungsgefängnis in Breslau, 
Untersuchungsgefängnis in Essen seit 1. Okt. 1910). An diesen 
17 größeren Anstalten ist je ein Direktor im Hauptamt angestellt, wäh¬ 
lend bei allen anderen Gefängnissen der Vorsteher als solcher nur im 
Nebenamt fungiert. 

Der Tagesdurchschnitt an Gefangenen war in den Ge¬ 
fängnissen der Justizverwaltung 1910: 31 095, 1911: 30166 Köpfe; 
nimmt man dazu die Gefangenen in den Gefängnissen des Ministeriums 
des Innern 1910 mit 9934, 1911 mit 10268 Köpfen, sowie die Zucht¬ 
hausgefangenen 1910 mit 11 222, 1911 mit 11115 Köpfen, so waren 
im Tagesdurchschnitt zusammen 1910 : 52 251, 1911: 51 549 Personen 
in Strafanstalten und Gefängnissen untergebracht. 

. Nach dem Ergebnis der Volkszählung vom 1. Dezember 1910 betrug 
die Bevölkerung Preußens 40165 219 Einwohner. Es entfielen also auf 
100 000 Einwohner Preußens 128, die sich in Strafanstalten und Gefäng¬ 
nissen befanden. 

Blätter für Qefängniskunde. Band XLVII. 
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Die G e s a m t z a h 1 der in den Gefängnissen der Justizverwaltung 
untergebrachten Gefangenen betrug 

im Rechnungsjahre 1908: 476 667 
1909 : 459 429 
1910: 438096 
1911: 427 573. 


Die 

betrug 


Durchschnittszahl der jugendlichen Strafgefangenen 


im Jahre 


1908: 

1909: 

1910: 

1911 


581 

469 

419 

385 


Der stete Rückgang dieser Zahl ist vorwiegend auf die fortgestzte 
Steigerung der auf Grund des Allerhöchsten Erlasses vom 23. Okt. 1895 
bewilligten Aussetzungen der Strafvollstreckung zurückzuführen. Es 
wurden Strafaussetzungen bewilligt 

im Jahre 1908: 14 533 Personen, darunter 10 359 Jugendlichen 
„ „ 1909:16 051 „ . „ 11119 

„ „ 1910:17 013 „ , „ 12 029 

„ „ 1911:18 668 „ , „ 12 931 

Untergeb rächt waren von dem täglichen Durchschnittsbestand 
an Gefangenen am Schlüsse des Rechnungsjahrs 1911: 

67,82 Prozent in tinzelzellen für Tag und Nacht, 

11,05 Prozent in gemauerten Isolierschlafzellen, 

12,54 Prozent in Schlafkojen zur nächtlichen Trennung der 
Gefangenen in gemeinschaftlichen Schlafräumen. 

Der Rest befand sich in Gemeinschaftsräumen ohne nächtliche 
Trennung. Der Prozentsatz derjenigen Gefangenen, welche bei Nacht 
getrennt werden konnten, ist seit 1895/96 bis zum Schluß des Rechnungs¬ 
jahres 1911 von 36,66 auf 91,41 gestiegen. 

Von der Tagesdurchschnittszahl der Gefangenen waren b e s c h ä f- 
tigt im Jahre 1910: 84,32 Prozent, im Jahre 1911: 83,85 Prozent, 
wobei zu berücksichtigen ist, daß em hoher Prozentsatz an Unter¬ 
suchungsgefangenen und zu einfacher Strafhaft verurteilten Straf¬ 
gefangenen, welche zur Arbeit nicht verpflichtet sind, vorhanden war. — 
Von dem reinen Arbeitsverdienst entfielen auf jeden Gefangenen über¬ 
haupt im Jahre 1910: 121.97 M., im Jahre 1911: 121.75 M7, auf jeden 
gegen Lohn beschäftigten Gefangenen im Jahre 1910: 161.22 M., im 
Jahre 1911: 162.03 M. Die mit Gefangenen angefangenen Landeskultur¬ 
arbeiten sind fortgesetzt worden. Im Kreise Wiedenbrück waren im 
Jahre 1911 auf mehreren Arbeitsstellen rund 220 Gefangene mit 
Meliorationsarbeiten beschäftigt. Auch im Landkreise Hagen wurden 
etwa 60 Gefangene zu Landes- und Forstkulturarbeiten in 16 071 Tage¬ 
routen herangezogen. Auf der Kurischen Nehrung wurden Dünen¬ 
befestigungsarbeiten und Uferschutzarbeiten durch Gefangene aus¬ 
geführt. Bei der Regulierung der Bode haben Gefangene im Jahr 1911 
etwa 80 000 Kbm. Boden gefördert und die notwendigen Nebenarbeiten 
vorgenommen. Sie haben 33 300 Tagewerke geleistet. In der Provinz 
Schleswig-Holstein endlich haben Gefangene u. a. Fluß- und Graben¬ 
regulierungen vorgenommen und ein Gebiet von nahezu 100 ha ent¬ 
wässert; ferner wird von ihnen seit dem 1. Oktober 1911 auf einem 
Heidekomplex von 47 ha eine Fischteichanlage gebaut. 

Bei den Gefängnissen mit einer Belegungsfähigkeit für 50 und 
mehr Gefangene betrug nach der täglichen Durchschnittszahl der 
Gefangenen die tägliche Durchschnittszahl der Erkrankungen im 
Jahre 1910: 0,97, im Jahre 1911: 0,88 Prozent, nach der Gesamtzahl der 
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im Laufe des Jahres untergebrachten Gefangenen die Zahl der erkrank¬ 
ten Gefangenen im Jahre 1910: 16,38, im Jahre 1911: 16,72 Prozent 
Von den erkrankten Gefangenen wurden: 

in der Anstalt behandelt im Jahre 1910: 96,68; im Jahre 1911: 96,84% 
einer besonderen Kran¬ 
kenanstalt überwiesen „ „ „ : 2,38; „ „ „ : 2,25 % 

aus der Haft entlassen „ „ „ : 0,94; „ „ „ : 0,92% 

Von den Krankheits¬ 
fällen entfielen 

auf Tuberkulose „ „ „ : 0,89; „ „ „ : 1,03 % 

„ akute Infektions¬ 
krankheiten „ „ „ : 3,34; „ „ „ : 3,73% 

auf Tuberkulose „ „ „ : 3,34; „ „ „ : 3,73% 

Geschlechtskrankheiten „ „ „ : 2,81; „ „ „ : 3,36 % 

auf äußere Verletzungen „ „ „ : 4,86; „ „ „ : 5,37% 

auf Geistesstörungen „ „ „ : 0,92; „ „ „ : 0,97% 

Von den Todes¬ 
fällen entfielen 

auf Tuberkulose „ „ „ : 18,40; „ „ „ : 13,97 % 

auf akute Infektions- 

Krankheiten „ „ „ : 8,80; „ „ „ : 8,09 % 

auf Selbstmord „ „ „ : 44,00; „ „ „ : 39,71 % 

Die Todesfälle umfaßten je 0,04 Prozent der Gesamtzahl und 0,48 
bezw. 0,54 Prozent der Durchschnittszahl der Gefangenen. 

Anträge auf vorläufige Entlassung wurden im Jahre 
1910: 529, im Jahre 1911: 517 zur Entscheidung des Justizministeriums 
gebracht. Hiervon wurden bewilligt im Jahre 1910: 394, im Jahre 
1911:411. 

Ein Widerruf der Bewilligung hat stattgefunden im Jahre 1910 
in 10, im Jahre 1911 in 8 Fällen. 

An Vereinen zur Fürsorge für entlassene Straf¬ 
gefangene waren 459 bezw. 458 vorhanden. Bei 321 dieser Vereine 
waren Beamte der Justizverwaltung Vorsitzende. 

Ravensburg. _ Amtsrichter Rehm. 

Der Statistik über die dem Kgl. preußischen Ministerium des 
Innern unterstehenden Strafanstalten und Gefängnisse für das Rech¬ 
nungsjahr 1910 (1. April 1910 bis 31. März 1911), Druckerei des 
Zellengefängnisses Moabit 1912, ist gegenüber dem Stand vom Vorjahr 
(vergl. unsere Blätter Bd. 45 S. 638) zu entnehmen: i 

Die Zahl der Anstalten (32 Strafanstalten zur Aufnahme der 
zu Zuchthausstrafe Verurteilten, 21 größere Gefängnisse) ist dieselbe 
geblieben. Sämtliche Anstalten sind in gutem baulichenZustand, 
ihre Unterhaltung erfordert verhältnismäßig geringe Mittel, 401 966 
Mark, wenn man bedenkt, daß etwa die Hälfte der Anstalten in alten 
Klöstern und Schlössern, deren Gebäude ein mehrhundertjähriges Alter 
haben, untergebracht sind. Durch den Verkauf der Strafanstalt Sieg- i 

burg-Michaelsbug, in welcher 550 Gefangene untergebracht waren, ist 
ein Neubau erforderlich geworden, der bei der Stadt Rheinbach an der 
Bonn-Euskirchener Bahn ausgeführt wird. Es ist für 567 Gefangene 
berechnet, eine Abteilung für geistig Minderwertige ist dabei vorgesehen. 

Die Baukosten sind auf 1 260 000 Mk. veranschlagt. Mit dem Bau ist 
am 15. April 1910 begonnen, am 15. April 1914 soll er fertig sein; bei 
dem Bau sind zurzeit 200 Gefangene beschäftigt. 

Die Zahl der in den 53 Anstalten detinierten Gefangenen 
betrug 

17* 







am l. April 1910 . 
afli3t;Mäfzl9l i ; 


20045 

21 m 


also ine.hr 828 

Der tägliche. Dufd»sclmütsbestaiid^^-betrag 
a) m de« btra'fansteiten 1009: |0340 Männer, 851 Weiber 

1910.: 10398 , . „ , 824 „ 

« b) in den Gefängnissen 1909;. 8455 „ ,1)37 

1910r 8 903 „ , 1028 „ 

Von FlßrheuetngelMerten niäunUGhen Zuchthausgefäng'enen hatten 
nicht weniger als 3618 schon vorher Freiheitsstrafen erlitten- Unter 
den euigeliefertav rtiäurslichen Gefangenen befanden sich 970 Gewohn¬ 
heitstrinker und 1241 hatten ihre Straftat in der Trunkenheit begangen. 
Die Statistik titelst darauf hin, daß gegenüber den Rückfälligen, den 
geistig Minderwertigen und Alkoholikern neue Wege feirtzusclüagen sind. 
Diese Wege sind nicht nur zu suchen auf d^'(;ö«f»^|-;ider.- : Re^r®$yÄ|;- : 


dem vollen Ernst der Beugung unter die Rechtsordnung; der- Rest von 
Gefühl mr Sittlichkeit und Ehre, der auch in dem schlechtesten Ver¬ 
brecher noch steckt, sorgfältig gehütet und weifet gebildet worden. Au- 
st*engende aber flicht geisttötende Arbeit »oll.die Kdrjrer- und Geistes¬ 
kräfte starken; die 'Hoffnung, eine Abkürzung der Strafe sich verdienen 
zu körmen, soll die soziale Lebensenergie, dk- ini verbrecherischen Ttel 
,be«fast vgidöreh gegangen ist. hebeni durch vorläufige: Entlassung unter 
fürsorglicher Leitung soll die . wiedereinreihhng in das geordnete soziale 
;;?Lehen fitletcbtiwi werdört; vor allem aber soll die Gesellschaft den 
xf?et4dsbredier r der den redlichen Wüllen-hat, sich aus seinem tiefeu fall 
wieder aufzurichten, nicht zurückstoßen; sie soll nicht nur ver¬ 
geben, sondern auch vergessen können. 

e-f'$ 0 n# I Statistik zeigt, ist die landwirtsehaffUche 8e- 
völkeruhg sehr viel geringer an Verbrechen beteiligt als die industrielle. 
Von 4485 neu eingeTieferien Zuchthausgeföngenen gehörten dem land¬ 
wirtschaftlichen Berufe .an 936, dem mdustriellen doSl, Erfreulich ist. 
daß unter der Gesamtzahl der Gefungnissiräflmge nur i ,5 Prozent eÜe- 


Vorjahr gefallen. Er betrug 


” ... — 

in. Strafanstalten 1909; 4L 

Ü: Pfg.; U 

90; 100,2 Ptg. 

in Gefängnissen 1910: tte 

3,4 Pig.;14 

!H): 103,9 Plg ; 


In den Strafanstalten gekrankte» bei einer Gesamtzahl vo» 
17 Ql 6 männlichen und 1302 weiblichen Gefangenen 4497 Männer 
(25.1 Prozent) und 437 Weiber (33,(3 Prozent), ln 


erkrankten Iföj einer Gesamtzahl von 
weiblichen 
(4 Prozent). 


6683T -fttätinHchet! 
»en 3334 fMdwier (5 Prozent) und 


den, Gefängnissen 


und 14to9 
572 wjgÜter 



iJenz (50), mid bei den Gefängnissen Breslau (39). Köln (33),' Halle 
fff diese Abteilungen werden Geistesgestörte oder der Geistesstörung 
verdächtige Gefangene aufgeitonmicn, um dort einem Weil- und Bedbach- 
teirtgs verjähren unterzogen zu werden, Werdßü isife :'8J4 gekstesgesund 

weit, daß steril) ite-Stenfe weiter 
Str a f v oj 1 z ug .zu rürk- 
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versetzt; sind sie wegen Geistesstörung dauernd strafvollzugsunfähig, 
so wird der Strafvollzug unterbrochen und sie werden der gewöhnlichen 
Irrenpflege überwiesen. — Zur Beobachtung und Heilung weiblicher 
geisteskranker Strafgefangenen dienen die öffentlichen Irrenanstalten. 

Für die geistig Minderwertigen, deren Geisteszustand 
noch nicht die Entfernung aus dem Strafvollzug und Ueberweisung an 
die Irrenpflege verlangt, auf deren Behandlung aber besondere Rücksicht 
genommen werden muß, die im gewöhnlichen Strafvollzüge auf die geistig 
Vollwertigen nicht immer genommen werden kann, ist bei der Straf¬ 
anstalt Brandenburg zunächst für männliche Zuchthausgefangene eine 
besondere Abteilung eingerichtet. Bis jetzt hat sich dieser Versuch be¬ 
währt. Die Disziplin ist seit der Entfernung der Minderwertigen aus 
der Gemeinschaft der anderen Gefangenen wesentlich besser geworden. 
Die krankhaften Elemente werden von den gesunden nicht mehr zur 
Indisziplin gereizt und die letzteren fürchten, wenn sie häufiger die 
Ordnung stören, selbst für geistig minderwertig gehalten zu werden. 
Eine zweite Abteilung ist bei der Strafanstalt Insterburg eingerichtet. 

Die Zahl der Gestorbenen betrug in den 

a) Strafanstalten: 1 Oä Männer (0,6 %); 6 Weiber (0,5 %) 
darunter infolge von 

Tuberkulose 33 Männer, 5 Weiber 

Selbstmord 13 Männer, 0 Weib 

Infektionskrankheiten 7 Männer, 1 Weib 

b) Gefängnisse: 53 Männer (0,08%), 3 Weiber (0,02%) 
darunter infolge von 

Tuberkulose 20 Männer, 3 Weiber 

Selbstmord 10 Männer, 0 Weib 

Infektionskrankheiten 4 Männer, 0 Weib 

Auch nach der diesjährigen Statistik ist die Sterblichkeits¬ 
ziffer in den Strafanstalten und Gefängnissen sowohl nach der Ge¬ 
samtzahl als nach der Durchschnittszahl geringer als in der freien 
Bevölkerung. Auch durch die Zahlen der heurigen Statistik wird die 
immer wieder auftauchende Behauptung, daß die Strafanstalten Tuber¬ 
kuloseherde seien, in welchen die Gefangenen die Tuberkulose erwürben 
und nach der Entlassung in die freie Bevölkerung verschleppten, gründ¬ 
lich widerlegt. 

Im Jahre 1910 wurden Unfallrenten in 10 Fällen, Unter¬ 
stützungen in 2 Fällen neu bewilligt. Die im laufenden Jahr gezahlten 
Unterstützungen beliefen sich auf 3270.39 Mk. 

Auf 4121 Entlassungen von Zuchthausgefangenen kamen 132 vor¬ 
läufige Entlassungen. Gefängnisgefangene wurden 100 vor¬ 
läufig entlassen. 

Die Fürsorgetätigkeit für die entlassenen Strafgefangenen 
ist fortgesetzt im Wachsen begriffen. 

Die der Statistik beigefügten Auszüge aus den Jahresberichten 
der Vorsteher, Geistlichen und Aerzte der Anstalten enthalten sehr viel 
interessantes Einzelmaterial über die Erfolge des Strafvollzugs und die 
für eine Ausgestaltung desselben bestehenden Wünsche. 

Verdienstlich und beachtenswert sind auch die beigegebenen krimi¬ 
nalstatistischen Tabellen und die graphische Darstellung der Krimi¬ 
nalität und ihrer Verteilung auf die einzelnen Altersklassen auf Grund 
der Zahlen der Reichskriminalstatistik für das Jahr 1909 von Straf¬ 
anstaltsdirektor Dr. F i n k e 1 n b u rg. 

Ravensburg. Amtsrichter Re hm. 


■ 
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Aus den Mitteilungen über die Ergebnisse der Gefängnis-Ver¬ 
waltung in Elsaß-Lothringen 

für das Rechnungsjahr vom 1. April 1911 bis zum 31. März 1912 

(zu vergl. Band 46 S. 254). 

Die Stellen der Aufseher bei den Strafanstalten, Bezirksgefäng¬ 
nissen und dem Arbeitshause waren bisher sämtlich den Militär¬ 
anwärtern Vorbehalten. Da die Zahl der aus dem Reichsland und den 
reichsländischen Garnisonen hervorgehenden Bewerber vielfach dem * 
Bedürfnisse nicht genügte, mußte häufig auf Militäranwärter, die dem 
Lande bis zum Eintritt in seinen Dienst fremd waren, nicht ganz selten 
auch auf Bewerber mit kurzer Dienstzeit zurückgegriffen werden. Auf 
Vorstellung der Mißstände, die sich hieraus ergaben, hat sich das 
Königlich Preußische Kriegsministerium mit der Beschränkung des 
Vorbehalts auf ein Drittel der Stellen laut Mitteilung des Herrn Reichs¬ 
kanzlers vom 16. Dezember 1911 einverstanden erklärt. Aus diesem 
Anlaß wurde eine Neuregelung der Anstellungsbedingungen für 
sämtliche Beamte der Verwaltung in Angriff genommen, die aber erst 
nach Ende des Berichtsjahres abgeschlossen werden konnte und über 
die deshalb erst im nächsten Jahresbericht nähere Angaben zu machen 
sein werden. 

Durch verhältnismäßig geringe bauliche Aenderungen in der 
Strafanstalt zu Ensisheim wurde eine Neueinteilung des Aufsichtsdienstes 
in dieser Anstalt ermöglicht, die es gestattete, die tägliche Dienst¬ 
zeit der Aufseher hier um eine Stunde zu kürzen und 10 Beamte 
an andere Anstalten behufs gleicher Kürzung der dortigen Dienstzeit 
zu versetzen. Die tägliche Dienstzeit beträgt nunmehr bei der Straf¬ 
anstalt 12, bei den Bezirksgefängnissen und dem Arbeitshaus im 
.Sommer 12, im Winter 11 Stunden, bei durchschnittlich 57,6 dienstfreien 
Tagen im Berichtsjahre. Die Gewährung weiterer Erleichterungen 
wird von der Gefängnisverwaltung angestrebt. 

Zur Einführung von Richtern und Staatsanwälten in 
das Gefängnis- und Zwangserziehungsvvesen wurde ein zehntägiger 
Instruktionskursus mit Vorträgen und Anstaltsbesichtigungen 
veranstaltet. 

Die Zahli aller Gefangenen, einschließlich der Untersuchungs- 
Gefangenen, in den Strafanstalten, Bezirks- und Amtsgefängnissen und 
Arbeitshäusern betrug 18 060 Männer und 2622 Weiber; der tägliche 
Durchschnittsstand 1972 Männer und 212 Weiber. 

Die Verpflegungskosten in den Strafanstalten und Bezirksgefäng¬ 
nissen sind, entsprechend der allgemeinen Erhöhung der Lebensmittel¬ 
preise, gegen das Vorjahr nicht unerheblich gestiegen; sie betragen für 
Gesunde und Kranke durchschnittlich auf den Kopf und Tag: in den 
Strafanstalten und Bezirksgefängnissen 36,4 Pfennig, im Arbeitshaus 
35,7 Pfennig und itf der Hagenauer Krankenanstalt 53,7 Pfennig. 

Von den im Berichtsjahre überhaupt beschäftigten Gefangenen 
waren beschäftigt: 

a) für die eigene Anstalt.22,7 % 

davon in der Feld- und Gartenwirtschaft 0,7 %, 

b) mit Herstellung von Waren zum Verkauf und zwar 
an andere Anstalten der Gefängnisverwaltung, an 

öffentliche Behörden und Anstalten . . 1,8 % 

an Anstaltsbeamte, Gefangene und sonstige 

Private.3,4 % 5,2 % 
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c) für Dritte gegen Lohn und zwar 
innerhalb der Anstalt 

für öffentliche Behörden und Anstalten 11,7 % 
darunter für die Militärverwaltung 9,4 %, 

für ständige Unternehmer.30,0 % 

für Anstaltsbeamte und sonstige Private 24,5 % 66,2 % 

außerhalb der Anstalt mit landwirtschaftlichen und 

sonstigen Arbeiten . 5,9 % 

Von der Gesamtzahl der Zuchthausgefangenen wurden diszi¬ 
plinarisch bestraft: 53,7 Prozent der Männer und 20,7 Prozent der 
Weiber; von den übrigen Gefangenen 12,7 Prozent Männer und 4,3 
Prozent Weiber; von den Arbeitshäuslern in Pfalzburg (Männer) 43,4 
Prozent; in der Erziehungs- und Besserungsanstalt Hagenau wurden 
40,2 Prozent der Knaben disziplinarisch bestraft. 

Durchschnittlich täglich im Lazarett als krank behandelt 4; in 
Prozenten des Durchschnittsbestandes: Zuchthausgefangene 3.3 (Män¬ 
ner), 3,6 (Weiber); andere Gefangene: 2,0 (Männer), 2,9 (Weiber). 
An Tuberkulose wurden behandelt vier Zuchthaus- und 16 andere Oe- 
fangene. 

Todesfälle: 3 Zuchthaus- und 7 andere Gefangene, darunter 2 an 
Tuberkulose; 2 Selbstmorde. Hinrichtungen sind nicht vorgekommen. 

Der Zuschuß aus der Landeskasse für die Strafanstalten, Bezirks¬ 
und Amtsgefängnisse und das Arbeitshaus betrug 940 562 Mk.; pro 
Kopf und Tag 1 Mk. 19 Pfg. 

Von den neueingelieferten Zuchthausgefangenen waren vorbestraft: 
83 Prozent Männer, 80 Prozent Weiber; von den Gefängnis-Gefangenen 
59 Prozent Männer, 49 Prozent Weiber; von den Arbeilshäuslem 
45 Prozent Männer, 31 Prozent Weiber. 

Von den entlassenen Gefangenen mit mehr als. viermonatlicher 
Strafzeit war die vermeintliche Aussicht auf Besserung bei 23,1 Prozent 
gut, bei 29 Prozent mäßig, bei 47.0 Prozent gering. 

Vorläufig entlassen wurden 3 Zuchthaus- und 43 Gefängnis- 
Gefangene. Von diesen ist bis zum Schlüsse des Berichtsjahres ein Ge¬ 
fängnis-Gefangener rückfällig geworden. Von den in früheren Jahren 
vorläufig Entlassenen sind im Berichtsjahre rückfällig geworden zwei 
Zuchthaus- und ein Gefängnis-Gefangener. 

Bedingter Strafaufschub wurde im Berichtsjahre 1911 bewilligt 
386 Personen. In 58 Fällen der im Jahre 1911 oder früher bewilligten 
Aussetzung der Strafvollstreckung erfolgte nachträglich die Einleitung 
der Strafvollstreckung. 

Unfall-Fürsorge: 2 Entschädigungsfälle; an Entschädigungen und 
Kosten einschließlich der aus der Vorzeit noch fortlaufend zahlbaren 
Entschädigungen wurden bezahlt 1954 Mk. 

Der Bestand der Zöglinge in der staatlichen Erziehungs- und 
Besserungsanstalt für Knaben in Hagenau ist von 2 5 7 am Anfang des 
Berichtsjahres auf 2 7 6 am Schlüsse desselben gestiegen, der tägliche 
Durchschnittsbestand von 2 5 3,3 5 auf 2 6 4,4 0. 

Auf Grund des § 56 St.G.B. wurden untergebracht 20 Knaben 
und 4 Mädchen wie im Vorjahre. Der Bestand am Schlüsse des Jahres 
betrug 96 Knaben und 43 Mädchen gegen 99 und 51 im Vorjahre, 
mithin 3 Knaben und 8 Mädchen weniger. 

Auf Grund der Bestimmungen über die Zwangserziehung 
wurden untergebracht 150 Knaben und 111 Mädchen gegen 173 und 
135 im Vorjahre, mithin 23 Knaben und 24 Mädchen weniger. Der 
Bestand am Schlüsse des Jahres betrug 1173 Knaben und 754 Mädchen 













f egeri lilS- und 710 im Vorjahre,, mithin 5 Knaben Weniger und 
, i.-jWlädcheu wahr, 

; Auf Qrurid derNovel k vom 25, Juni 1900 zu | 362 StGB,, welche 
. bestimmt, Baß . jugendliche Prostituierte statt irt einem Arbeitehause in 
einer j^^ehüngsr oder Bessertig^aßstält oder hi einem Asyl unter- 
' znbringen soid. wurden M Mädchen überwiesen gegen ft im Vorjahre. 
Insgesamt sind seit Erlaß jener Novelle 71 solcher Mädchen in Er- 
ziehnugssristaUen oder in Klöstern zum guten flirten umergebradit 
worden. 

: V öeöierl<»nswert ist, daß die Zahl der vom Jugendgericht in Straß- 
bürg überwiesenen Kinder von 62 im Vorjahre auf 71, im Berichtsjahre 
gestiegen ist, während das Jugendgericht zu Mülhausen im Berichts¬ 
jahre nur 15 Kinder' überwiesen hat gegen39 im Vorjahre Die Ver¬ 
schiedenheit wird in der Hauptsache auf -$e -wirtesamej« Unterstützung: 
zurüek2u führen sein, weiche dem Jugendgericht in Straßburg von den 
privaten urjd städtische« Jijgendiürsorg.e--Öirgäueii zuteil wird, 
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ßadisehe Gefängnis-Statistik für das Jahr 1911 (bearbeitet im 
öfößh. justlzrnintstenum). (Zu vergt, Band 45,S, 295 ft) 

(Die zur; VögleicltortK beigbsetzteu winitembergischeü Zahlen sind der 
württembergtschen -Gefängnis-Statistik liir das Jahr 1911 entnommen.) 

. Die Belegiingsfähigkeit der badischen Zeiiträl-Strafanstälteö beläuft 
sich auf 1 1.60 Gefangene; der durchschnittliche öefaugeneöStöu€:ftl370 
darunter 59 jugendliche ~ CftOiri iprozeut der Bevölkerung. Zahl der" 
Einzelteilen 1.404, davon 1 *'534 Tag- und Nachtzeil.e«, ;3l Kranken- und 
21 Arrestzellen; 9 «ar für Tag, 6l nur für Nacht. 

Diin’bsr'htnttS'Gefangenenstarid in den Kreis- und Amtsgeiäng- 
nissen 1354 Köpfe. 

Zahl der Disziplinarstrafen in de« Zetitrai-Strafanstalieo .1417 
0,4 auf de« Kopf der inhaftierten Personen. Von 3405 Gefangenem 
wurden 592,;= 17 Prozent bestraft; 83 Prozent blieben unbestraft 
EtonKeiarreit wurde 11 Oma] verhängt. 

(tu .^Württemberg; bei einem Durchscbnitisstand von 14ft! Kopfe« 
wurden 1Ü52 Elisrifdinarstrafen erkannt;(■ pitiikelarfest Tbltnäi,) :;Z 
■ Zahl-.der in Baden für die vorläufige Entlassung in Frage kom¬ 
menden Gefangenen; 408; gestellte Anträge; Gift: genehmig^' 1UO • =•• 
25 Prozent; 3 Widerrufe. (In Würrternherg; 109 vorläufige Ent¬ 
lassungen.) In Baden kommen dazu 17-5 Anfrage auf Beurlaubung auf 
Wöfllverhalten; davon genehmigt 138 “ 18 Prozent; 44 Widerrufe.; 
Unter 3465 badischen Gef äugen eh haben 2040.= 59 ProzentBriefeer- 
haUeri, im ganzen 8249; davon wurden 355 — 4 Prozent beanstandet. 

2474 71 Prozent Gefangene haben Briefe geschriebert;. int 

ganzen 9011; davon wurden 469 ----- 3 Prozent beanstandet. 

2t Prozent der Gefangenen haben „Besuche erhalten. 

A u Es i c h t s - P e r s öu a E rinsebiießJkh des Krauken-Aüteiehte- 
Personals 218 Personen (Württembergs 225 Personen).. 

V e r p fl e g u n g der Gefangenen. Gesamt-Aufwand bei 
51)0135 Verpncguhgstagen: 280024.34 Mk.j für einen-■.■'Gefangenen: 
v erkösti.guhg pro Jahr; 204.60 Mk.; pre Tag 56 Pfg, Qesaco- 
verptlegung der Gefangenen in Baden; 267T&. Mk. (nt Württemberg: 
24401 Mk.). 

' Arbe.its.hetrieb; Reinertrag; 'pro Kopf eines Beschäftigten-; 
1.37 Mk.; pro fCppf eiiiee Verpflegten; 1,05 Mk. (Württemberg: 1,22 Mk. 
auf den beschäftigten . öe&ngeh^ 




zi v-.-r * i 1 /&•& \ y • 

Gift* I J 2 « 4 ' ‘.-.«-A i?i *£*’.'• * * f ‘ i'-V^ ' -;“'V 

- • •; : V. * i'.fs Ai ;V;ÄV:t 4 i 4 ;v;WV< vv’jor 
. ’ . ? - : *■ . \\ * .; . r v»v: --G / vhe; . v 






265 


Arbeitsbelohnung an Gefangene in Baden: 28362.70 Mk. 
= 9.86 Mk. pro Kopf; in Württemberg: 56 415.34 Mk. = 38.60 Mk. 
pro Kopf. 

Unfall-Renten wurden in Baden im Berichtsjahr 2 bewilligt; zur 
Ausbezahlung gelangten an Renten zusammen 1595.49 Mk. und an gut¬ 
tatsweisen Zuwendungen: 450 Mk. 

Der Ge’samt-Staatszuschuß in Baden betrug im Berichtsjahr: 
624 011.24 Mk. (im Etat waren berechnet: 693 860 Mk.; sonach erspart: 
69 848.76 Mk.). Der Staatszuschuß für einen Gefangenen auf ein Jahr 
betrug: 455.48 Mk.; pro Tag 1.25 Mk. (In Württemberg: Staatszuschuß: 
673 986 Mk.; für den Kopf: 448.31 Mk} 

Erkrankt waren in badischen Strafanstalten 424 Gefangene = 12,2 
Prozent; an Tuberkulose: im ganzen 62 Fälle. Am Schluß des Be¬ 
richtsjahres waren in badischen Strafanstalten 26 Tuberkulöse; darunter 
17 die schon tuberkulös eingeliefert worden waren. » 

Gesamtzahl der Todesfälle: 12, darunter 2 Selbstmorde. 

Zahl der evangelischen Gefangenen in Baden: 1408; Zahl der 
katholischen Gefangenen in Baden: 2008, davon waren aus polizeilichen 
oder gesundheitlichen Gründen vom Gottesdienste ausgeschlossen: 
29 Evangelische und 73 Katholische. Abendmahlsreichungen: 650; 
Spendung des Altarsakraments: 1264. 

Am Schul-Unterricht nahmen teil: 162 Gefangene. Zahl der 
Analphabeten: 18; davon 10 Inländer. 

Ludwigsburg. _ Schwandner. 

Aus dem Verwaltungsbericht der Arbeitsanstalt in Dresden auf die 
Jahre 1909 und 1910 (cf. Bd. 46 S. 544). 

Infolge des Inkrafttretens des Fürsorgeerziehungsgesetzes wurden 
der Arbeitsanstalt auch männliche und weibliche Jugendliche, welche zu 
verwahrlosen drohen, zugeführt, um sie durch strenge Zucht und ge¬ 
regelte Lebensweise anzuleiten, sich nach ihrer Entlassung als nützliche 
Mitglieder der menschlichen Gesellschaft zu betätigen. Seit 1909 ist 
der Anstalt eine besondere „Versorgten-Abteilung“ für männliche Häus- 
linge angegliedert, die infolge Alters, Kränklichkeit, Schwächlichkeit 
oder Gebrechlichkeit an Körper und Geist besonderer Einrichtungen 
und Fürsorge bedürfen, ohne selbst pflegebedürftig zu sein. Diese Ein¬ 
richtung — mit völliger räumlicher Trennung von den andern Anstalts¬ 
insassen und unter Gewährung zweckentsprechender Erleichterungen 
und Vergünstigungen — hat sich für die Ruhe und Ordnung in der 
Anstalt und für die Versöhnung dieser Elemente, die der Versorgung 
in.den andern städtischen Versorganstalten nicht würdig sind, zweck¬ 
mäßig erwiesen. 

Gesamt-Häuslingsbestand Ende 1912: 325; niedrigster Bestand 
258. Ständige Beamte: 42. 

Zwangsweise Aufgenommene: 407 
Auf Ansuchen Aufgenommene: 112 

Die Beschäftigung der Häuslinge besteht in Lohnarbeit und 
Hausarbeit. 

Gesamtzahl der Verpflegten 102 674; Rein-Einnahme auf einen 
Verpflegungstag: 88 Pfg. 

Gesamt-Einnahmen: 107 338 Mk. 

Gesamt-Ausgaben: 227 889 Mk. 

oo r r, 1 ! 1611 Pfl e £^ a f? : 2.21 Mk. Persönlicher Aufwand für einen Pflegtag: 
83 Pfg., allgemeiner Aufwand für einen Pflegtag: 97 Pfg. Zuschuß 
überhaupt: 78_434 Mk.; auf einen Verpflegten täglich: 76 Pfg. 

Zahl der Kranken in den Krankensälen: 234; Krankheitstage: 2250. 
Gestorben: 2. Schwandner. 




Vereine und Versammlungen. 

Bericht - Kommission. Am 

3, Oktober i^lii getegenfiich der 83. JfihresvrfsannnluDg der Rheinisch' 
Westfälischen QcfanguiagtöcUsdiatt xu Dussddorf, tt-aDdie Bibliothek«- 
Kommission., des Vereins dpi' ; deutscbfen birafanstaltsbeamten, jd die 
nach Ausscheiden der Herren A/istalfsdifektdr Oberjustizrat Eggert 
und Anstattspfarrer Dr. faeger Aul der Mannheimer Vereins- 
Versammkmg d*e Herren Freiherr v. E g.i o i f s t e i u - R ehd ot f 
und Anstaitspi'arierS'p eck'Moabit gewählt worden sind, zu einer 
Beratung zusammen,. nm den Ar be i ts p J a n für d i e Revi st oh 
und Ergänzung des i{n Jah re l 906 hgraiJSg'egebenen 
8 ü c h e r v e r t c i eh n i s s *? s •iestzusteUen, An der Beratung nahmen 
teil di? Herten Pfarrer Dr. Jacobs-Werden., Pfarrer Speri^MoaM. 
Lehret Zender-Biegbürg und der Anstältsobertehrer Birkigt-Bautzen. 
Herr Freiherr -yV Egloftstein-Rebdorf war am Erscheinen behindert.. Die 
Besprechung wurde’ von Herrn Pfarrer Dr, Jacobs geleitet. 

! Die A f b e 11 ? V e r Le i i u n g «oll iü der Weise geschehen, daß 
ä» Stelle des Herrn. CiberjusEterai? Eggert '-Herr Freiherr v. t-gloh- 
stein und an Stelle des Herrn Pfarrer Ör jaeger Herr Pfarrer Speck 
tritt,' so daß a.fe'o dtg: Religiösen Gebiete- (Kap. “Ä des Bücherverzeich¬ 
nisses) von den Hefteii affarr?.?. Dr. Jacobs und' Pfarrer Speck, das 
Gebiet der Untej'halUi»-)gälekt(ife. jKap., C des Bü ehe r verzetplunsres) von 
Herrn Friirn v. Eglotfstciii und das'der belehrendöl Lektüre (Kap.' ß 
und D des Bücherverzeichnisses) von Herrn Lehrer Zeodet und dem 
Ahstalisoberlehrer Birkigt bearbeitet werden. Hierzu wird auf Vor¬ 
schlag des Herrn J^farrer Speck bescblpsseit. daß . die Kömmissions- 
mitgheder nicht lediglich auf ihr besonderes Arbeitsgebiet beschränkt 
sfini sollen, sondern auch Unten bekannt werdende wertvolle Bücher eines 
anderen Gebietes zur Aufnahme in das Bücherverzeichnis Vorschlägen 
können, 

2. Die Kommission hält es für ihre nächste Aufgabe, alle seit Er¬ 
scheinen des Bücherverzeichriisaes an den darin aufgeführten Werken 
eiirgetreteneu ^efändeningen feslzusfellen und das Verzeiriin is zu 
berichtige o. Zu diesem Zwecke soll direkt bei den in Frage korm 
inenden Verlegern Auskunft eirigdiolt werden. : Herr Anstaltsoberlehrer 
Birkigt wird mit der Ausführung dieses Beschlusses beauftragt. 

3. Bei der W eitert i\ f. r » u g 4 es B ü c herve r ;• e i t h • 

nis s e s soll an den bisherigen Grundsätzen ( Bl. i. -G, Bd. 36 S, 424 ft, 
Bd. 38 S, 163 ff. und Vorwort ztuij Bücherverzeichnis S. IV) sowie auch 
an der Form des Verzeidmisses (Oruppenein teitung pp.) fest gehalten 
werden. Einer Anregung des Herrn Pfarrer Dr. J acobs, emen be¬ 
sonderen Abschnitt iiir Erzählungen religiösen Inhalts im Bücher¬ 
verzeichnis emzu&ihrem soll insofern entsprochen werden, als diese 
Bücher im Abschnitt A, Bücher zur religiösen 'Erbauung und Belehrung, 
äufgenomwett werdcu sollen.. . . . 

4. Herr Austaltsuberlehrer Birkigt schlügt vor, von der Herausgabe 
eines neuen Bücherverzeichnisses oder eines einmaligen größeren Nach¬ 
trags abzusehen und dafür -inj ed e m Hefte tfe r Bi älter für 
G e f a n g u i s k u n d e als, Be i La ge ein B ü c b e r v e-rzei c h nt s 
zu bringen» weil dadurch die Prüfungsergebnisse der Kommission öfter 
veröffentlicht und neue Werke eher zur allgemeinen Kenntnis gebracht 
werden können und den Bibliothekaren somit, besser gedieht werde als 
durch größere, immer erst in Zeiträumen von mehreren Jahren er- 
scHcmetide VeröhenUieiiungen. Die Kommis Aon lehnt cs ab, einen he- 
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stimmten Beschluß zu fassen, da besonders in Rücksicht auf die finan¬ 
zielle Seite hierüber der Vereinsvorsitzende entscheiden muß. 

(NB. Der Vereinsvorsitzende hat auf eine bezügliche Anfrage 
seitens der Kommission sich damit einverstanden erklärt, daß der 
Musterkatalog in verbesserter und erweiterter Neuauflage im nächsten 
Jahre gedruckt werde.) 

5. Herr Anstaltsoberlehrer Birkigt stellte weiter zur Erwägung, 
ob bei der Fülle der Arbeit, die zu bewältigen ist, nicht eine Erwei¬ 
terung der Kommission um mehrere Mitglieder zu 
empfehlen sei, um die Prüfungsarbeit rascher und umfassender leisten 
zu können. Die übrigen Mitglieder sind der Meinung, daß die Kom¬ 
mission nicht befugt ist, sich zu erweitern. Es wird aber beschlossen, 
in den Blättern für Gefängniskunde trotz der früheren Erfolglosigkeit 
(Vorwort zum Bücherverzeichnis S. VI) nochmals an alle in der 
Bibliotheksarbeit stehenden Vereinsmitglieder die Bitte um ihre Mitarbeit 
zu richten. 

Hierzu teilt Herr Lehrer Zender mit, daß er am Vormittag ge¬ 
legentlich der Fachkonferenz der Strafanstaltslehrer der Rheinisch- 
Westfälischen Gefängnisgesellschaft von einer Anzahl dieser Herren die 
Zusage erhalten habe, ihm die von ihnen geprüften und als geeignet 
befundenen Bücher von Zeit zu Zeit mitzuteilen. Herr Lehrer Zender 
beabsichtigt, sich auch noch an die zur Rheinisch-Westfälischen Ge¬ 
fängnisgesellschaft gehörenden Strafanstaltslehrer zu wenden, die an der 
diesjährigen Versammlung nicht teilgenommen haben; ebenso will er 
dahin wirken, daß auf den Fachkonferenzen der Strafanstaltslehrer jedes¬ 
mal die Bibliotheksfrage zur Sprache gebracht wird. Von den übrigen 
Kommissionsmitgliedern wird dieses Vorgehen dankbar begrüßt. Herr 
Pfarrer Dr. Jacobs hat in der Spezialkonferenz der katholischen Ge¬ 
fängnisgeistlichen auch diese für *die Bibliotheksfrage zu interessieren 
gesucht, bezüglich der evangelischen Geistlichen wird dasselbe seitens 
des Herrn Pfarrer Speck geschehen. 

6. Herr Pfarrer Dr. Jacobs bringt die Zeitschriftenfrage 
zur Sprache. Nach längerem Meinungsaustausch beschließt die Kom¬ 
mission hierzu, ihren früheren Standpunkt zu verlassen: Sie möchte die 
illustrierten Familienblätter nicht grundsätzlich von unseren Straf¬ 
anstaltsbibliotheken fernhalten, besonders deshalb nicht, weil ihrer 
Meinung nach der Strafanstalt bei der Flut der minderwertigsten und 
bedenklichsten Lektüre, mit der heute die breiten Volksschichten über¬ 
schwemmt werden, die Aufgabe erwächst, ihren Lesern die weitvolleren 
illustrierten Zeitschriften zugänglich zu machen. Die Kommission muß 
es aber den Bibliothekaren selbst überlassen, hier die rechte Wahl zu 
treffen, da es wohl keine einzig'e Zeitschrift gibt, die den Anforderungen 
des Strafvollzugs völlig entspricht und deshalb ohne weiteres empfohlen 
werden könnte. 

Die von dem verdienstvollen ersten Vorsitzenden der Bibliotheks¬ 
kommission, Herrn Oberjustizrat Eggert, ins Leben gerufene Zeitschrift 
„Kompaß“ erscheint seit dem 1. Oktober 1910 in teilweise veränderter 
und wesentlich erweiterter Gestalt. Wie der Verleger mitteilt, und die 
bisher erschienenen Nummern beweisen, ist der frühere Grundsatz, in 
Wort und Bild nur Mustergültiges und vom Standpunkt des Strafvoll¬ 
zuges Einwandfreies zu bieten, auch jetzt noch maßgebend. Die 
Bibliotheks-Kommission möchte nicht unterlassen, hierdurch den 
„Kompaß“ in empfehlende Erinnerung zu bringen. 

7. Zur Erlangung von Rezensionsexemplaren wird 
beschlossen, wiederum eine Aufforderung an die deutschen Verleger im 
Buchhändlerbörsenblatt unter Darlegung der besonderen Anforderungen, 
die an die Gefängnislektüre zu stellen sind, zu erlassen. 



8. Einzelnen KyrrtiriissionsmilgUedfini ist vbn. y«r«ctüSd£hen Seiten 
Mitteilung gemacht worden, daß dieses oder jehes ui das Verzeichnis 
aufgenommsne Werk sieh lür eine Gfciängni&bibliotbek mcht eigne; 


dürfen, Die^ ICotrtinission muß lilerbei an ilifgro bisherigen Süfftdpttnki 
feathaUeo (Vorwort zuro Bücherverzeichnis S, VI und VII). Es äst ganz 
unmöglich, der Ansicht und dem Geschmack jedes einzelnen gerecht zu 
werden und aus den Teiche« Schätzen unserer Literatur alles Gute-oder 
auch nur Gutes .und Mustergültige? herau&tuiisiden. Das Bücher¬ 
verzeichnis kann und; will die Bibliothekare-, durchaus nicht der Mühe 
überheben, einesteils den. Inhalt der vorgesdttagCrien Bücher selbst 
kennen z« lerne«, um sie mit Nutzen ausgeben oder ungeeigneten Lesern 
vorenthalten zu können und andererseits ihre Bibliothek nach den be¬ 
sonderen Bedürfnissen über das Verzeichnis hinaus selbst tu ergänzen. 

Die. KoninnssiousmitgUeder vyerden aber jederzeit -dankbar sein, 
wenn ihnen sotbhe Werke, cüe ins Verzeichiiis aiiigenöihmeu Worden stad 
und sich als' ungeeignet herausstellen, sowie sonstige Ausstellungen und 
Wünsche .mitgeteilt Weide«, 


Der XXIX, Bericht übet die Tätigkeit der badischen Bezirksvereine 
lind iler Zentralfcftung für jiigendschntz und Gefaiigeoen-Tjursorge für 
da§ .fäBir dlfn pu 'vergl. Band Ab $• 253) • 

konnte au seiner Spitze die erfreuliche Mitteilung bringen, daß S. Kgl, 
Hoheit der -QröBhfirzog das Protektorat über den Landesverband unter 
Bekundung seines lebhaften Interesses für die VerbandstäBgkeit über¬ 
nommen habe. 

Die GesatnlHiitgliederzabl der 60 Be^rksvereine ist um 806 auf 
12 294 gestiegen. Aüch die; Zahl -der MrtgtiedsgemeimJen hat sich ver- 

_ . - « •- i ' i.. r * 1 i j, i < AAtv i' '• • 7 r%.. * i - . . . * • - 


finge stieg von: äüL 4J 2S an. 

Die Tätigkeit der ZeotraJJeitüng war eine sehr üttifangbeirhe. Der 
Bezirksyenem Heidelberg veranstaltete airi T, Februar 1011 einen 
Vortrag Sr. Ekzelleuz des H. W. Geheimen i<at Dr v. Jageinatm 
über pfgendsdiutz, der Itn Druck erschienen ist und von dem 
660 Exemplare zu ermäßigtem Preis erworben und unter die Bezirks- 
Vereine verteilt wurden. 

Vom Be/irksverein Karlsruhe wurde ein Zyklus von Vorträgen 
über Jugendschutz' und jugendgerichtshilfe veranstaltet, zu dessen 
Kosiendeckürig die Ze«tral!eitung"200 Mk. bewilligte. 

Die Zahl der Schützlinge der Zentral lei tumg betrug 147, Der Oe- 
samtaufwand der Zeniräikalse für Dnterstützunge« ein einzelne Per¬ 
sonen und Familien betrug'. 3742.96 Mk, 

Für zwei der Schülu eiTtiasseiif' Knaben, die in der Hodisoefischem 
untergebrsdd wurden, leistete die Zentratkasse Beiträge von zusammen 
340 Mark. 

42'ZogHrige der Zwaiigserziehtuig'sanstajt.Flehingfcu sowie einem 
solche« der Anstalt Schwarza eher Hof und acht Zwahgszöglfngen ohne 
AustHliserzielnrng wurden Lehr- und Dienststellen verschafft.. Alle sind 
den Bezirksveremen ihrer Aufenthaltsorte in Fürsorge zugewiesen 
worden. . 

40 Schützlinge,- denen Strafaufschub auf Wohlverhalten zugebilligt 
war und jjie von dem lAndesau§schuß des Württ. Vereins züfe lr®- 
|*^ge. für eutlasadn^ Strafgefangene der Zentraileitung behufs lieber- 
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nähme der Schutzfürsorge überwiesen worden waren, wurden den ver¬ 
schiedenen Bezirksvereinen in Fürsorge überwiesen. 

Aus dem Zöglingsfonds erhielten vier ehemalige Zwangszöglinge 
der Anstalt Flehmgen, die ihren Militärdienst ableisteten und sich gut 
führten, Beiträge von je 15 Mark. 

Die Familien-Angehörigen von sechs Inhaftierten und Straf¬ 
entlassenen erhielten Geldunterstützungen von zusammen 405 Mk. 

Dem Gesuch eines früheren Postbeamten um Vermittelung 
einer Stelle konnte von der Zentralleitung nicht entsprochen werden, 
er wandte sich sodann an den Deutschen Hilfsverein in Hamburg. Durch 
dessen Vermittelung wurde ihm nach vorheriger Erziehung im Vorasyl 
Stellung in Amerika verschafft, die er antrat. 

Zur Fortsetzung der Invalidenversicherung mittelloser Straf¬ 
gefangener wurden für Prämienzahlungen 195.16 Mk. aufgewendet. 

Das Gesamtvermögen der Zentralleitung (einschließlich des 
Zöglingsfonds) hat am 31. Dezember 1910 betragen 160 6S1.59 Mk. 
(es hat sich um 154.37 Mk vermindert). Schwandner. 


Im Gefängnisverein in Köln hielt am 27. November 1912 der 
Direktor der Arbeitsanstalt Brauweiler, von Jarotzky, einen Vor¬ 
trag über Die Bedeutung der Arbeitsanstalt Brauwei¬ 
ler für die Rheinprovinz. 

Bei der Wichtigkeit der Frage über die Gestaltung des Arbeits¬ 
hauses im künftigen Strafrecht bietet dieser Vortrag, der in der 
Druckerei von Brauweiler erschienen ist und vom Herrn Verfasser 
bezogen werden kann, allgemeines Interesse und wird denjenigen unserer 
Vereinsmitglieder besondere Freude machen, die das Glück hatten, im 
Jahre 1908 anläßlich unserer Kölner Versammlung die trefflich organi¬ 
sierte und geleitete Anstalt in Brauweiler besichtigen zu können. 

Schwandner. 


28. Jahrbuch der Gefängnis-Gesellschaft für die Provinz Sachsen 
und das Herzogtum Anhalt, herausgegeben vom leitenden Ausschuß der 
Gefängnis-Gesellschaft Halle a. S. 1912. (Zu vergl. Band 45 S. 694.) 

Aus dem Geschäftsbericht ist hervorzuheben: 37 Vereine in der 
Provinz Sachsen, fünf im Herzogtum Anhalt, einer im Herzogtum 
Rudolstadt mit zusammen 3738 Mitgliedern und einer Jahres-Einnahme 
von 45 041 Mk.; die Ausgabe betrug 34 960.69 Mk. An Arbeits¬ 
geschenken wurden 14111.22 Mk. verwaltet. 1366 Personen nahmen die 
materielle Hilfe des Vereins in Anspruch. Die Zentralstelle wird in 
zahlreichen Fällen seitens der Pfarrämter um Beihilfe für solche Familien 
angegangen, die auf dem platten Lande oder an Orten ohne Fürsorge¬ 
verein ansässig sind. Nach Prüfung der Verhältnisse hat der leitende 
Ausschuß in fast allen Fällen seine Hilfe nicht versagen können. 

Die Schreibstube in Halle beschäftigte 115 Personen; Magdeburg- 
162, Erfurt 39 Personen. Halle hatte 28 882 Mk., Magdeburg 20 724 
und Erfurt 7020 Mk. Umsatz. Die Schreibstube in Halle ist im eigenen 
Haus mit eigenem Heim untergebracht. Das Haus wurde dank der 
umsichtigen rinanzordnung des Schatzmeisters: Strafanstaltsdirektor 
Langebartels-Halle, schuldenfrei. 

Von größter Bedeutung für die Fürsorgearbeit des Vereins ist die 
nunmehr erfolgte Durchführung des Wanderarbeitsstättengesetzes. 

Die 28. Jahresversammlung fand am 18. und 19. Juni 1912 in 
Aschersleben mit einer Anwesenheitsliste von 156 Personen statt. 





Alt» erste« Tag r^rierte jn der Sotidefversammüing der Juristen 


und Strafvollzugsbeamten Privafdozent Dr. Delaquis- Berlin, über 
,.Rehabilitation und Strafregister “}■■ derjenigen der katholischen 
ÜW; beiiärtdelte Pfarrvikar Nulte- Halle a; S, die Frage 
ist der ZeHcnbesuch nutzbringend für die Gefangenen zu gestalten 
lieber dasselbe Thema sprach in der Versammlung der evangelischen 
Geistlichen Pfarrer Stobwasser - Magdeburg; 

ffi der gemeinsamen Afeeodversammhwg imFestssa) des Bestehsttiz 
Hauses wurde zugleich das 25; Jubiläum des Gefängnis-Vereins 
Aschersleben gefeiert, dessen Vorsitzender (Amtsnecichtsraf Schultzky) 
über die Tätigkeit des Vereins berichtete. Den restvortrag hielt der 


Agent der Gefängnis-Gesellschaft; Pastor y. Wodtke-HaUe, «bet': ,,Wab?'- 
lif.it und Dichtung in den neuesten Romanen aus dem Verbrech erlebe ji."' 

Am zweiter» Tage sprach i« der öffentlichen Generalversammlung 
Pfarrer just-Düsseldorf über das Thema: „Wie. ist die FÜrsorgetHtigkejt 
der Geflngnisvefeine, besonders auch der kleineren Vereine, lebhatier 
ünd segensreicher zu gestalten 


Das Referat von Delaquis ist in erweiterter Form, so wie es im 
zwei teo Heft des 25, Jahrgangs der Schweizerischen Zeitschrift für 
Strafrecht veröffentlicht • worden ist. Im Jahrbuch abgedruckt; ebenso 
sind die Referate von Just, Stobwasser und Npite un Janrbücb Vet'ölfent¬ 
lieht; der Vortrag von v, Wodtke leider nicht • 

Das Jahrbuch, das ein anschauliches Bild von den? regen leben 
in der sächsiseh-anhäUischen. Gefängnis-Gesellschaft gibt, ist mit seinem 
reichen Inhalt eine wertvolle Bereicherung.• unserer'- Fürsorge-Literatur, 
Ludwigsburg.. Scnwandncr. 


Der Berliner Verein rar Besserung der Strafgefangenen versendet 
einen Interessanten Bericht über das Geschäftsjahr 1 9 TI; 

Gegründet 1826 unter Mitwirkung des bekannten Arztes Df, Julius 
von Hamburg hat der Verein bis 1883: 0800 Enfiasstme unterstützt und 
außerdem neben den 20Ü0 Knaben, die in den Städtvogfeistatioiien von 
Beamten des Vereins unterrichtet wurden, 3Q12 Jugendliche dauernd 
unterstützt. Einen bedeutenden Aufschwung nahm die Vereiitstähgkeif, 
als von demVereinsleiter, Herrn Joseph Bischoff, im Jahre 1883 das 
ArbeitsnächwetsbureaU für Entlassene eröffnet wurde. Dieses Bureau 
hat bis Ende TÖJlGm ganzen 131 346 Männer, Frauen und Jugendliche 
mit Speisemarken der Volksküchen, Schlafstellen, Kleidung und Arbeit 
unterstützt, davon 100 508 Personen Arbeitsgelegenheit verschafft 1 Int 
Jahre 1892 wurde die Schreibstube eingerichtet. Obgleich diese im 
Berichtsjahr eine Einnahme von S70Ö Mk. erzielte, hatte sie doch noch 
einen Zuschuß von 1.800 Mk. nötig. 

Als sehr zweckmäßig- und verdienstlich sind die Revisions- 
Reise« hervorztthsben, die alljährlich durch ein Vetemsmifglied auf 
Vereinskosten unternommen werden, um an Ort und Stelle die Wünsche 
der Schützlinge und der Arbeitgeber entgegenzunehmen und wahrheits¬ 
getreue Nachrichten über die Erfolge des Vereins zu erhalten, Dem 
Vereinsbericht ist ein sehr lehrreicher Reisebericht beigegeben, in dem 
namentlich auch davon die Rede ist, wie nicht selten die hilflose luge 
der Schützlinge voit den Arbeitgiebern auigenutzt wurde. Der Wert 
solcher Revisibns-Rejseu kann lucht hoch genüg angeschlagen werden. 

Hcrvorziiheben ist ferner das vom Verein verfolgte Prinzip der 
grundsätzlichen Ruck ?. k I* I u n g s p i 1 i c h t aller von ihm gemachten 
hären Auslagen : von den 100 398 Strafentlassenen, denen der Verein 
seit 1883 Arbeit nach ge wiesen hat;: sind 276 628 MV bis 'Ende 191 i 
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zurückbezahlt worden! Eine höchst anerkennenswerte und nächahmungs- 
werte Leistung! 

Sehr zweckmäßig ist ferner das Zusammenarbeiten des Vereins 
mit dem im Berichtsjahr gegründeten „Städtischen Fürsorgeamt für 
entlassene Geisteskranke“. 

Besondere Sorgfalt hat der Verein im Berichtsjahr der Jugend¬ 
fürsorge und Jugendgerichtshilfe zugewandt: 

Schutzaufsicht und Berichterstattung an die Jugendgerichte in 
1175 Fällen. 

Von 316 zur Unterbringung überwiesenen Jugendlichen gelangten 
23 in die Fürsorgeerziehungsanstaltj 51 wurden in die Heimat geschickt, 
22 mit den Eltern ausgesöhnt, 29 in Lehrstellen außerhalb von Berlin 
untergebracht, 53 auf dem Lande in Arbeit gebracht, 13 erhielten Be¬ 
schäftigung in Berlin, die übrigen fanden teils selbst Arbeit, teils haben 
sie sich der Fürsorge entzogen. 

Besonders schwierig ist die Vereins-Arbeit an den Polizei- 
Observaten, deren 290 der Vereins-Fürsorge übergeben waren. Außer¬ 
dem hatte sich der Verein um 980 Personen anzunehmen, die auf Grund 
gesetzlicher Bestimmungen aus Berlin hätten ausgewiesen werden 
können; 521 davon wurden in Fürsorge genommen. 

Aus dem besonderen Bericht des Arbeitsnachweisbureau 
ist hervorzuheben: 

7163 Personen haben sich auf dem Bureau gemeldet; 3923 haben 
Arbeit nachgewiesen erhalten; 25 Personen ist zum Zweck ihrer vor¬ 
läufigen Entlassung Unterkommen und Beschäftigung besorgt worden; 
148 Personen wurden in der Schreibstube beschäftigt, von denen 86 in 
Kontoren in feste Stellungen gebracht werden konnten. 

Für 1365 Strafentlassene sind 20 802 Mk. Spargelder verwaltet 
worden. 

43 bedingt begnadigte Jugendliche wurden in Schutzaufsicht ge¬ 
nommen. 

Der Verein unterhält vier Schlafstellen mit je drei Betten; Kosten¬ 
aufwand hierfür: 1270 Mk. 

Sehr wichtig ist, daß das Bureau eifrig bemüht ist, die Straf¬ 
entlassenen möghchst auf dem Lande unterzubringen. 

Die Abteilung zur Fürsorge für katholische Straf¬ 
gefangene hatte sich mit 314 Pfleglingen zu befassen: in 13 Fällen 
wurden sie in die Heimat befördert, in 9 Fällen Sachen ausgelöst, in 
10 Fällen aus der Brockensammlung neu gekleidet oder es konnte eine 
Schlafstelle nachgewiesen werden. Die Abteilung steht in reger Ver¬ 
bindung mit dem „Kreuzbündnis“, dem die der Trinkerfürsorge bedürf¬ 
tigen Entlassenen zugewiesen wurden; ebenso mit dem St. Afra-Stift, 
das 69 Mädchen in Fürsorge nahm. 

Eine sehr segensreiche Tätigkeit hat ferner die unter Leitung von 
Frau Langerhans stehende Abteilung für Familienfürsorge 
und weibliche Strafentlassene entwickelt: 

im Berichtsjahr hat sie 451 Familien-Recherchen gemacht, zu denen 
353 schon früher unterstützte Familien kamen. Für diese 804 Familien 
wurden 3332 Mk. verausgabt; besonders wertvoll aber ist die Ver¬ 
mittelung, die die Abteilung mit der Armenverwaltung in die Wege 
leitet; hier werden besonders die Verdienste des Herrn Bureau-Vorsteher 
Neckes hervorgehoben. Durch besondere milde Gaben konnte die Ab¬ 
teilung an Weihnachten 95 Familien mit 293 Kindern eine Freude 
bereiten. 

Vorbildlich ist die Tätigkeit, die von der Abteilung in bezug auf die 
Ueberverdienst-Recherchen entwickelt wird, die angestellt werden 
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müssen, um dtfc von Zuwendungen 

die der ueiaö.gene : v(m seinem liebetveirdienst seinen Angehörige» 
machen wsli, *u prüfen;, im laufe des Jahres sind 33S derartige 
suche iüisgeiuhrl wordö«. . 

Oem Beridd des Frl. H. % B e ) ö w über das Heim; Kosioctrer- 
strafte zur irBteHfriii^img; von weibliche» Entiassenen eafiiehrnen wir, 
daß cfort im f BeriCii|Sjahre : '205 ;Aöfhäbmeß sfatigefunden haben. Der 
lAofehthait von .Mädchen ist für 24—20 Stunden angesetzt. In die Heb. 
mal vmrden beidrderi: 40‘ ih Difen^t- mid Arbeitsstellen konütc» 
gebracht werden; $5; in „Heime“ wurden nutergebracht: 135; Kranken- 
Müsern, Biübmdungsahstalteii odür dem städtischen Obdach wurden 
zugefiibrt: 3t; eigene Wege gingen' 2S, der Polizei oder Gefängnissen 
tmißlsbi öbergebenwerden; 5 . \ \ ' - ‘ ; ; 

Ausgaben; 1208 Alk. 

Eine sehr mühevolle, aber -sehr wichtige Arbeit besteht darin, 
während der Haftzeit der weiblichen Gefangenen ihren Sachen nach- 
zugäheö ubd. sie zusainmenzusüchiMt am der üblen Umgebung, m der 
die Mädchen sich befanden Es ist diese unscheinbare Arbeit deshalb 
•so wertvoll; weil das Mädchen nach seiner Entlassung naturgemäß 
dorthin wieder geht, wo seihe Sachen sind und so wieder unter schlech¬ 
ten Einfluß kommt. 

Sehr nachahmenswert \ 

Schließlich sei noch der Ortsgruppe Neukölln gedacht, in der 
4§ Pfleger und Pflegerinnen tätig sind imd die auch FamjHen-Fiirsorge 
treibt. 

Der Ciesaottverein hat im Berichtsjahr ?.u verzeichne»: Einnahmen 
Mk. 4} 675.08, Ausgaben Mk, 41 540.0?. ■ - ’-'j X :J y'\{. •*>:' 

Das Vermögen des Vereins betrat: Alk. 32000 in Effekten, 
Mk- 501 0t barp er hat 157 Pfteger urtd Pfleger:wie» imdi 635 zablende 
Mitglieder; der Staaiszuschuß beträgt: Mk. 7500; die Stadt Berlin zahlt: 
Mk, 5000. ■•■.'- 

Vorstand des Vereins ist Herr Oeneraistöatsaiiwält Supper; 
erster Schriftführer: Herr Staatsanwalt Dry R o s eh ie kd; Bureau- 
DirigeGt: Herr E, Merkes, N. 37, Prenzlauer-Allee. 

Das Arbeitsnachweis-Bureau befindet sich im K- Justizpalast C 2, 
Ortmer Straße. 

Vorsitzender der -Abteflong für kalb. Entlassene; Herr Justizrar 
Modler, N 8, Fried righstfaße 71. 

Vorsitzende der Abteilung für Familten-Fürsorge: Frau Laöd- 
gerichtsrat L «a n g er h a n s, N 1.5, Kaiserallee 221. 

Ludwigsbürg. Schwand net 

Zum 31. deutschen jpristentag »n Wien. .-••V A;; 

Das kriminalistische Progranmt des 31. deutschen juristenfages 
iü Wien War überaus reichhaltig ; eine befriedigende Eriedigong batte es? 
kaum finden können, auch weint nicht gerade du? schwierigsten und be- 
deutujigsvolfsien Fragen des- ganzen Strafrechte zur Diskussion ge¬ 
standen hätten. Rechnet man das stets noch größere: Vergnüguugs- 
programm des Kongresses an Empfängen, TheatervprsiefitttigenA Aüss: 
fUigett usw. von der an sich schon kurzen VerhandlungSzeit ab, .so wird 
«tan sich hiebt wundern, wenn das praktischeErgebm$' der Beratungen 
bei. aller Anregungen, die sie gewährten, nicht allzu groß ist. 

Ein großer Teil des Interesses nahm die Debatte über die Todes- 
strafo in Anspruch, für die sich, im Gegensatz zu den übrigen Gegen- 
stäiiden der kriniinuhstischeo Abteilung, eine außerordentlich große 
mmmWmm dk durch rflfc • geistvollen 4 und rhetorisch 
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« länzenden Ausführungen der beiden Hauptredner Geh. Rat Professor 
[ähl, der für, Prof. Liepmann, der gegen die Beibehaltung der 
Todesstrafe sprachen, reichlich gelohnt wurde. Die erregten Debatten, 
die sich in dem an solche Auseinandersetzungen gewöhnten Sitzungssaal 
des österreichischen Reichsrats schließlich abspielten, waren durch die 
maßvollen Ausführungen dieser beiden Redner kaum gerechtfertigt. 
Kahl trat für die Beibehaltung der Todesstrafe für unsere Zeit ein, 
Liepmann hält sie schon jetzt für entbehrlich. Die Abstimmung 
ergab — wie die Tagespresse bereits berichtet hat—, eine kleine Mehr¬ 
heit für Kahls Standpunkt. Es war ein Prinzipienstreit und kein wissen¬ 
schaftlicher Streit. 


Für das umfangreiche übrige Arbeitspensum blieb daher nicht viel 
Zeit. Dazu kam der bedauerliche Nachteil, daß der größte Teil der 
erfahrensten Praktiker und Theoretiker des Strafrechts und Strafvollzugs 
insbesondere aus Deutschland fehlte. Damit mangelte diesen Verhand¬ 
lungen vielfach der wertvolle Konnex mit den Arbeiten des Vereins 
deutscher Strafanstaltsbeamten und denen der internationalen krimina¬ 
listischen Vereinigung. Auch die Beteiligung an diesen äußerst 
schwierigen Gegenständen' war mitunter, im Gegensatz zu den 
zivilistischen Sektionen, so gering, daß über einzelne Fragen mit 
Stimmenverhältnissen von 9 gegen 10 Stimmen abgestimmt wurde. 


Ueber das zukünftige Strafensystem referierten sehr eingehend 
v. Staff (Oberlandesgerichts-Präsident in Marienwerder) und * Professor 
Goldschmidt - Berlin. Die beiden Referenten hatten eine Reihe gemein¬ 
samer und eine Reihe persönlicher Thesen aufgestellt, unter denen die¬ 
jenige v. Staffs ein erhöhtes Interesse verdient. Dieser fordert, wie 
bereits 1910, zu vergl. Bd. 44 S. 812 ff., ein besonderes staatliches 
Arbeitshaus, das ein Strafmittel zwischen Gefängnis und Zuchthaus — 
wohl mehr mit dem verschärften Charakter des letzteren — bilden soll. 
Der Hinweis Kahls, daß die Strafrechtskommission das Arbeitshaus als 
eine Besserungsanstalt in das gesamte Strafensystem aufzunehmen be¬ 
absichtige, führte zu einem schließlich abgelehnten Anträge, neben 
dieser eine weitere Form von Strafarbeitshaus aufzunehmen. Die ganzen 
Debatten zeigten mit aller Schärfe, daß sich noch immer ein großer 
Teil der Kriminalisten von Strafschärfungen und Abschreckungsmitteln 
den meisten Erfolg im Kampfe gegen das Verbrechen verspricht und 
daher zur Forderung aller möglichen Spezialanstalten gelangt, die 
praktisch undurchführbar ist. Auch von der zu Unrecht herrschenden 
Meinung, daß der heutige Strafvollzug nicht hart genug sei, um als 
Strafmittel zu wirken, lassen sich viele Kriminalisten, die dem Ge¬ 
fangenenleben fernstehen, nicht abbringen, eine Auffassung, die übrigens 
aüch in den Motiven zum Vorentwurf an zahlreichen Stellen hervortritt. 
So wurden auch die Strafschärfungen des Vorentwurfs — trotz 
Goldschmidts zutreffenden Einwendungen —, die in Mannheim von den 
Strafanstalts-Beamten abgelehnt worden waren, ohne lange Debatte 
angenommen. Allerdings soll ihre Anwendung nur für die erste Hälfte 
der Strafzeit, insbesondere bei kurzen Strafen — aber auch bei Jugend¬ 
lichen — in Betracht kommen. Einen erheblichen Fortschritt bedeutet 
dagegen die angenommene These, daß entsprechend einer Forderung 
des Gegenentwurfs die vorläufige Entlassung bei allen zeitigen Freiheits¬ 
strafen die Regel bilden soll und daß diese auch vor zwei Drittel der 
verbüßten Strafzeit eintreten kann, wenn der Entlassene sich zur An¬ 
siedelung in den Schutzgebieten verpflichtet. Dieser letztere Satz dürfte 
jedoch praktisch wertlos bleiben, da Deutschland kaum siedlungsfähiges 
Land zu diesem Zwecke abgeben kann. 

Blätter für Gefängniskunde. Band XLVII. 18 
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Das Referat und die Thesen des Prof. Gras Gteispach - Prag, der 
den bereits als Regierungsvorlage dem Parlament vorliegenden osier- 
reiehiseheit Cotwurf zur Grundlage seiner, meist zttshmmenden Aus¬ 
führungen machte, zeichneten sich durch Klarheit und Schärfe, aus und 
eeigreu' daß die Frage des Strafensysteme, wenn sie nicht allzu sehr 
mit Theorien belastet wird, einer einfachen und wirksamen Losung wold 
zuzuführen ist. Auf eine eingehende Debatte wurde mit Rücksicht auf 
die gegebene Lage verzichtet 

Lieber die Frage der sichernden Maßregeln lagert Gutachten der 
Professoren Löffler * Wien , Köhler - München und GehingnisdiuTtor 
Dr. Follitz - Düsseldorf vor Die Referenten Professor Lenz - Graz und 
l andgerichtdirektör Ehrhardt - Breslau hateif eine große Anzali! von 
Thesen. aufgestellt, die zum Teil gleiche Gedanken enthielten. .1« der 
umfangreichen Debatte erregten die krimiitalpsychoiogischeii Aus¬ 
führungen des bekannten Psychiater« «nd Krimüral])s)choiogeü Proi 
Benedikt*Wien besondere« Interesse, der zutreffend darauf himvics, daß. 
gerade dem wmi inaktiven Bettler-Und Vagabundentum gegenüber .jede 
harte und abschreckende Maßnahme wert- und wirkungslos Weihen 
müsse. Nicht weniger überzeugend wirkten die Ausführungen von 
AmtsgeTjchtsrat Koelme - Berlin, der .mit aller Schärfe die in 'einer 
These von Lenz hervortreteude Vermischung Von Strafe und Fürsorge¬ 
erziehung und jede Gleichstellung der beiden Maßnahmen ableimte. 
Die Stellung des Arbeitshauses itf dem Sieberungssystem, Über die die 
Strafreclrtskomuussiou noch nicht zu definitivem ..Beschlusifc gelangt ist. 
orientierte mit Zustimmung einer kleinen Mehrheit Ehrhardt nach dem 
Voretuwurf, indem er die Maßregel für alle in Arbeitsscheu oder 
Liederlichkeit wurzelnden strafbaren Handlungen fördert mit der m. £.; 
ganz undurchführbaren und zwecklosen Sonderung der Sträflinge in 
Besserungsfähige und Niehtbesseruhgsfähige. Die ausgezeichnete« 
Ausführungen v... Engelbergs, über daa Arbeitshaus. Wie es heule ist, 
und die Debatten der Internationalen kriminalistischen Vereiiügurg in 
München über diesen Gegenstand sind den Thesen, und der .Debatte nicht 
zugute gekommen 

ln der Behandlung der geistig Minderwertige«; verlangte Lenz 
mit liecht und unter Zustimmung', daß die Anordnung der Uebenveisurtg 
in die Sicherungsanstalt durch besonderen Gerichtsbeschluß auf Grund 
der Ergebnisse des Strafvollzugs ausgesprochen werde, wie der ö'iterr. 
Entwurf zutreffend vorschreibt. .'WerfttiH.war-scbtleÖHcb eine Anregung 
Goldschmidts und v. Steife, Bestimmungen.; Über das Friedensgehot in 
das Gesetz aufzunehmen. 

.So waren diese Diskussionen, von denen liier nur eine kurze 
Uebersieht des Wichtigsten gegeben werden kann, reich an Anregungen 
und Vorschlägen zur Lösung de? schwierigem Gesetzgebungswerkes. 

_ r ; Den .Referenten' - führte altfeGihedTgtjschen Erörterungen ein 


Besuch der 'Mütutereträfaustali in tter schöne« Donaustadt 'Stein? wieder 
in den praktischen Strafvollzug'-.zurück; er gab zu manchen lehrreichen 
Vergleichen Anlaß v Dr. Polin 7 , 


fus dm II Jahresbericht des Frankfurter GefängnisvereiHs 


fcf, Baud 44 S. 207). erstattet io der Baupfvörsamtnlüng am 29, Februar 
5.012. durch den Vorsitzenden,. I.;Staatsanwalt und Geh. Justierst 
V Reden, .ist hervor/uheben, daß der Verein, m zwölf Vörstands- 
sitziingen, die tjj 102 Sprechstunden vom Geschäftsführer entgegen* 
genoiwaeu 471 Uiiterstiitzüngsanträge erledigt hat Vom Geschäfts¬ 
führer wurde« 220 Fälle Selbständig % crledjgt 







— 275 — 


Zahl der Mitglieder: 1043. Vereinsvermögen: 107 328.66 Mark. 

Die „Uebergangsstation“ des Vereins, Ziegelgasse 22, hat 
44 Personen mit 318 Verpflegungstagen aufgenommen; Kostenaufwand: 
343 Mk.; davon werden durch Leistungen in der Schreibstube gedeckt: 
108 Mark. 

In der Fürsorge für die. Familien von Gefangenen wurden 
256 Anträge erledigt; 53 davon mußten abgelehnt werden wegen 
mangelnden Bedürfnisses oder Unwürdigkeit. 

Summe der Einnahmen: 37 272 Mk. 

„ „ Ausgaben: 36 063 Mk. 

Als besonders wichtig ist noch anzuführen, daß die Zentralstelle 
für das Gefangenenfürsorgewesen in der Provinz Hessen-Nassau mit 
Unterstützung der Landesausschüsse und des Staates eine „Uebergangs¬ 
station für entlassene Gefangene“ mit dem Sitz in Frankfurt a. M. ge¬ 
gründet hat. Dieselbe soll nur gut empfohlenen, in der Regel mit Ver¬ 
büßung von nur drei Viertel der Strafe entlassenen Gefangenen, ins¬ 
besondere auch gesicherterer Berufsarten zur Zuflucht dienen, wenn sie 
zur Zeit keine Arbeit und Unterkunft haben. Ihnen beides zu gewähren, 
sowie den Uebergang in geordnete Verhältnisse anzubahnen ist die 
Zweckbestimmung, wobei den Entlassenen noch auf lange Zeit die sorg¬ 
samste Aufsicht zuteil werden- soll. 

Der Frankfurter Verein hat sich zu einem Unterhaltungskosten- 
Beitrag von jährlich 3500 Mk. bereit erklärt. 

Ludwigsburg. Schwandner. 


Die Psychologie der Strafe behandelt Direktor Dr. P o 11 i t z - 
Düsseldorf in einem in der „Vereiniging voor psychiatrischen 
Bijstand aan Straf rech terlik Vevolgden“ im Haag gehaltenen, inter¬ 
essanten Vorträg (abgedruckt im Jahresbericht dieser Vereinigung). 

Er betonte, wie im großen wissenschaftlichen Kampfe der letzten 
Jahrzehnte um die Neugestaltung der kriminellen Gesetzgebung gegen¬ 
über dem außerordentlichen Umfang der strafrechtwissenschaftlichen 
und kriminal-psychologischen Forschungen und Untersuchungen über 
die Persönlichkeit des Verbrechers, das Studium des Strafvollzugs selbst 
und seiner Institutionen in all ihren psychischen und psychologischen 
Wirkungen ganz außerordentlich im Hintertreffen geblieben sei. An 
Kritik des Strafvollzuges hat es freilich nicht gefehlt, was aber an 
Reform- und Ersatzvorschlägen geboten wird, kommt nicht über Prügel¬ 
strafe, Deportation und Außenarbeit hinaus; die Kritiker arbeiten mit 
dem Strafvollzug wie der Mathematiker mit einer unbekannten Größe. 

Freilich stößt die psychische Wertung des Strafvollzugs auf nicht 
geringe Schwierigkeiten. Es gibt zwei Untersuchungs-Methoden: die 
experimentelle Untersuchung nach den Lehren der physiologischen 
Psychologie und die empirische Methode, entweder aus den rein sub¬ 
jektiven Angaben der Gefangenen oder zugleich mit objektiv kritischer 
Analyse des Gegebenen. Die Verbindung dieser Methoden wird all¬ 
mählich ein brauchbares Bild und eine genaue Kenntnis des gesamten 
Strafvollzugswesens gewinnen lassen. Eine solche Kenntnis wird nicht 
dazu führen, den Strafvollzug ganz einseitig in naturwissenschaftlich¬ 
medizinischer Richtung zu orientieren. Der Strafvollzug kann nur 
dann, unabhängig von Strenge oder Milde, im Sinne der Gerechtigkeit 
und Humanität wirken, wenn nicht nur die beteiligten Menschen, sondern 
auch seine Wirkungen wissenschaftlich eingehend erklärt und analysiert 
sind. 

Pollitz bekennt sich dabei ausdrücklich zu der Anschauung, daß 
die Strafe ihrem Charakter nach ein von dem Bestraften schwer 
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empfundenes- Uebel sem muß, Pollitz glaubt aber auch nach alle« seinen 
.ErMifttflgeu, daß die Freiheitsstrafe trotz mancher humaner Züge, 
dieses .Element des Strafübels in /weitestem--Maße, besitzt, und er glaubt 
kaum, daß Cs je gelinge» werde, irgend eine Form von Strafe iu Finden, 
möge: man sie nun -Sicfierungs-,.' Erziehungs- oder Besserungahait 
nennen, die bei dem Betroffenen ein anderes Gefühl als das des Uebef- 
teidens hejrvprrufeh werde. Schwvnänen: 


teidens Hervorrufen werde 


88. Jahresbericht der „Niederländischen Gesellschaft für die 
sütliclte Verbesserung der Gefangenen“ (1911). 

Das richtige Verständnis des SS. Jahresberichts der obengenanntem 
Gesellschaft,...die seit dem Jahre 1823 im Interesse der Gefangenen tätig 
gewesen ist, macht .es- notwendig, auf den Hauptinhalt des vorhergehen¬ 
den Jahresberichts zurückzugreifen. 

Bereits im Jahre 1909 hatte die niederländische Regierung ihr 
Vorhaben zu erkennen gegeben, künftighin, die Fürsorge für die ent¬ 
lassenen Gefangenen nicht bloß wie bisher durch finanzielle Unter¬ 
stützung der sich mit dieser Arbeit beiassenden Vereine zu fördern, 
sondern auch durch eigenes Eingreifen, , sei es in Form eines solchen 
Vereineu zu erteilenden Auftrags, oder durch selbständiges • Auftreten,’ 
Der vorn jusfizmmister um Abgabe eines limils übur die c; t‘i Vorhaben 
befragte HauptvUrständ der Gesellschaft unterließ dicht, seine Bedenken 
gegen dasselbe,-astäußern. Er hob in seiner Antwort ad den Mhittsei 
hervor: Erstens: daß die tätliche Beteiligung der Regierung an der 
Fürsorgearbeit unmöglich so fruehlbnngeiuf -wirken könne als die 
Tätigkeit der freien Organe der Verfeesserongsgesellschäft, ; weiI letztere 
besser in der Lage seien, den Einzdheifeä jedes besonderen Falles 
Rechnung zu tragen, als Regienmgsbeamte. die: immer an zuvor fest¬ 
gesetzte Regeln gebimden seien; zweitens: daß, als Folge der Bestim¬ 
mung, die finanzielle Unterstützung der Regierung nicht nur solchen 
Vereinen zugute kommen zu lassen, deren eiHziger oder dbeb -Haupt» 
zweck die Fürsorgearheit sei, sondern auch jedem ander» Verein, dessen 
Satzungen eine derartige Arbeit, nur „zulassen“, eine bedauernswerte 
Zerstückelung vcm Kräften zu erwarten sei auf einem Gebiet,, wo - man 
-denke, i. B, an den zarten Punkt des Geiangenenbesuehes — Zentralisa¬ 
tion mehr- als auf jedem andern geböten erscheine; usw. 

Aus der mit der Königliche» Verfügung vom 24, Dezember 1910 
festgesetzten Allgemeinen VerwaHungsmaßregel ergibt sich, daß auf 
diese Bedenken, nur insoweit Rücksldd geöömrneri ist, daß die Re» 
gieruiigsbomithuiigeii sich auf den Fall beschränken, wo die sich mit der 
Für sorgearbeit befassenden Vereine ohnmächtig oder untätig geblieben 
sind; weiter soll die Regierungsfürsorge sich nur erstrecken auf Nicht- 
Rückfällige, die eine Strafe vöii wenigstens sechs Monaten zu verbüßen 
batten. Alle dieser Kategorie angebörigen Gefangenen sollen von der 
Strafanstaitsverwältung kartiert und danach ebner Prüfung unterzogen 
werden, uni zu entscheiden, ob sie als würdig zu betrachten sind. Im 
bejahenden Falle hat die Gcfängnisverwaltung in der ersten Hälfte des 
zweitletzten Monats der Strafzeit, der Regierung die Anzeige zu machen, 
ob ein Verein sich bereit erklärt hat, di? Fürsorge für den betreffen¬ 
den Gefangenen zu übernehmen; wenn ja. so zieht die Regteruiijg sich 
zurück tnui läßt den -Fürsorgeverein frei • wo nicht, so kann der Justiz- 
minister dies? Arbeit einem • solchen - Verein •, .überweisen“.^ der sich 
'.• 'uä.ß Arh 40 der Reklassierungsiüaßregbl bereif erklärt hat, einen 
m-artigen Auffrag zu übernehmen. Der Minister 'gibt alsdann dem 
betreffende» Verein diu von ihm als zweckmäßig erachteten und durch 
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den Verein zu treffenden Maßnahmen an und kann demselben für seine 
Bemühungen eine „besondere Subvention“ zulegen, und zwar eine 
„Verpflegungssubvention“ für die notwendig erachtete Verpflegung des 
Entlassenen in einer Anstalt oder Familie; oder eine „Unterstützungs¬ 
subvention“ als Beisteuer zu den für jedes sonstige Reklassierungsmittel 
erforderlichen'Ausgaben, wie Kleidung, Gerätschaften Reisegeld, Aus¬ 
wanderungsspesen, Geschäftseinrichtung usw. Die Verpflegungs¬ 
subvention beträgt fl. 0.40 pro Tag während eines Maximalzeitraums 
von vier Monaten; für die „Unterstützungs-Subvention“ ist kein Höchst¬ 
betrag angegeben. — Hat sich aber vor dem obengenannten Datum 
irgend ein Fürsorgeverein freiwillig bereit erklärt, die Fürsorge für den 
Gefangenen zu übernehmen, so bekommt derselbe für jeden seiner 
Schützlinge (also auch für die zu einer kürzeren als sechsmonatigen 
Strafe verurteilten, sowie für die rückfälligen Gefangenen), die „ge¬ 
wöhnliche Subvention“, welche ebenfalls als „Verpflegungs“- und 
„Unterstützungs-Subvention“ zu unterscheiden ist. Für erstere beträgt 
das Maximum fl. 0.30 pro Tag während höchstens vier Monaten, kann 
aber in Ausnahmefällen zu fl. 0.75 pro Tag erhöht und bis zu einem 
Jahr verlängert werden. — Abgesehen von der für jeden Einzelfall der 
Reklassierung zu verleihenden Verpflegungs- oder Unterstützungs- 
Subvention eröffnet Art. 30 der Allg. Verwaltungsmaßregel dem Justiz¬ 
minister die Gelegenheit, den Reklassierungsanstalten eine jährliche 
Pauschalsumme zur Förderung ihrer allgemeinen Tätigkeit zuzulegen. 

Durch das Reklassierungsgesetz und die Allg. Verwaltungs-Maß¬ 
regel war die Ges. f. d. sittl. Verb, der Gef. gewissermaßen entthront 
worden. Ihr bisher unbestrittenes, ausschließliches Recht, die Gefangenen 
zu besuchen und deren geistige wie materielle Interessen zu fördern, 
sollte sie künftighin mit jedem andern Verein teilen, der sich den in den 
Art. 3 und 40 der Verwaltungs-Maßregel erwähnten Bedingungen unter¬ 
warf. Nur in einem Punkt wurde sie bevorzugt. Während andern 
Vereinen nur das Recht zuerkannt wurde, zur Vorbereitung ihrer 
Reklassierungsmaßregeln die Gefangenen während der letzten sechs 
Monate vor deren Entlassung, oder, bei kürzerer als einjähriger Straf¬ 
dauer, während der letzten Hälfte der Strafzeit zu besuchen, blieb der 
alten Verbesserungsgesellschaft ihr historisches Recht gewahrt, die 
Gefangenen auch zu einem andern Zweck als dem der Entlassungs- 
fürsorge zu besuchen und zwar während der ganzen Dauer der Strafe. 
Mit Rücksicht auf dieses Zugeständnis, namentlich aber auch weil eine 
Ablehnung der oben bezeichneten Bedingungen die Gesellschaft der 
Regierungssubvention beraubt haben würde, die sie so notwendig 
brauchte, wenn sie ihre eigenen Reorganisationspläne zur Ausführung 
bringen wollte, beschloß der Hauptvorstand, sich ins Unvermeidliche 
zu fügen und sich zur Erfüllung der in den Art. 3 und 40 der Verwal¬ 
tungs-Maßregel genannten Bedingungen bereit zu erklären. 

Ihre Befürchtung, daß das neue Gesetz eine Zerbröckelung der 
für die Reklassierungsarbeit tätigen Kräfte hervorrufen würde, bestätigte 
sich bereits in demselben Jahre 1910. Der R.-K. Verein des H. Vinzenz 
von Paula, dessen Abteilungen sich fast über das ganze Land aus¬ 
dehnen, gab seinen Wunsch zu erkennen, seine kräftige, der Armenpflege 
gewidmete Organisation in der Folge auch der Gefangenenfürsorge 
dienstbar zu machen. Zu diesem Zwecke wollte der Verein in vielen 
Orten „Reklassierungskomitees“ gründen, die jedes die juristische 
Rechtspersönlichkeit nachsuchen und die durch die Reklassierungsord- 
nung geforderte „Bereiterklärung“ ablegen sollten. Dadurch entstand 
die Gefahr, daß geriebene Entlassene versuchen würden, den einen wie 
den andern Verein auszubeuten, wenigsten" wenn diese sich nicht dazu 




abiehoten, andere sieh ättf den” Aui-fuf des Bureaus nicht stellten oder 
aus verschiedenen Rücksichten ^geschrieben, bezw. zutückgewiesen 
werden mußten. — Von den 44 Erstgenannten gellt es mit der Hälfte 
nach Wunsch, 9 ließen nichts von sich vernehmen, 2. verfielen wieder 
dem Strafrichter; von den il übrigen wurden einige zum zweiten Male 
m hergebracht, andere 'kehrten in ihr früheres leben zurück. — Von den 
in Deutschland Üütergebtachtert.v/areri nach fast einem Jahre noch 13 zur 
Zufriedenheihihrer Arbeitgeber tätig; 7 fielen in das alte Vagabunden* 
tunt zurück., i zogen wieder nach Holland, wo 2 Jetzt eine neue Strafe 
verbüßen; von den übrigen A, welche zu ander« Arbeitgebern übertraten, 
vernahm man seitdem nicht?, mehr. ■>—' Schwieriger war es über die 
26 'Schiffsgesellen Erkundigungen emzu holen. Von 6 weiß man, .daß sie 
bis heute noch. 'Schiffsfahrer sind und daß 2 von ihnen bereits in eine 
bessere Steile aufgerückt' sind ; einer kehrte zu seinen Eltern in Deutsch* 
land zurück, ein widerwitiiger junger Mauti ließ seine, schöne Stelle im 
Stich, 2 gerieten wieder in die Hände der Justiz und 2 suchten sieh eine 
andere Stelle. 

fJeber das „Große Waldbaus“, jenes ländliche Asyl der Ver> 









sich 23 Pfleglinge .im Asyl, von denen im Laufe des folgenden Jahres 
für 12 eine Stelle gefunden wurde. Vier ändert verließen freiwillig das 
Asyl, einer mußte wegen schlechter Aufführung, ein zweiter wegen 
öejstesstonuig entterntwerden: einer würde, zur Erfüllung seiner 
Militärpflicht einberufen und ein anderer machte sich iteimlfch daVter. 
Für 2 ältere, nicht rwlerzubfingende Leute mußte der Aufenthalistenrijn 
verlängert werdep, --- Int Jahre 1911 wurden 54 Personen nufgerithnnieH,; 


für H derselben wurde eine Stelle beschallt, 20 verließen freiwillig das 
Asyl, einer Würde wegen Geisteskrankheit, 3 wegen schlechten Betragens 
entfernt, indem einer sich heimlich for(schlich, sodaiV am 3t. De/.. 1911 
noch tS Personen anwesend waren, unter denen 3 ältere; für welche 


man keine Stellung Huden konnte. 

Die Gesundheit der Pfleglinge war günstig, Außer auf die Seelen 
kranken und Nerveuieidenden, die von den Plackereien ihrer Mitpfleg- 


üuge viel zu leiden haben und sich demzufolge im Asyl unglücklich 
fühle«, übt der .Aufenthalt iur ^Großen- Waldbaus*-* 'namentlich-'bei län¬ 
gerer Dauer desselben, einen merkwürdig guten Einfluß aus und hat für 
die körperlich und geistig gesunden .Pfleglinge; großen Weck Mehrere 
von ihnen gewinnen das -Leben -auf dem Lande mit seiner regelmäßigen 
Arbeit lieb und verlegen sich mit Eifer auf die E^ndwirfschaft, um darin 
ihren Lebensunterhalt erwerben zu können. : Much ■gehöriger Ausbildung 
fand denn auch mancher von ihnen Stellung als Bauernknecht, Vielt* 
kuecift, ja sogar bei der. Aioikerei. — Daß so viele das Asyl freiwillig 
verlassen,- findet seinen Grund in dem Ginstetide, daß sie infolge unsacb- 
gemäßer Belehrung vor ihrer Aufnahme, sich allerhand Hirngespinste 
über eine baldige Steltenbeschafhmg machen.-!' Erfolgt diese rocht 
in kurzer Zeit; so kehren sie feuinüchtert utid esfttäüschi fn die Gesell¬ 
schaft zurück mit der Folge,. daß sie häufig recht bald wieder straffällig 
werden. Es sofl deii KändidateU für das „Große Waldhauite etugesciiärft 
weiden, daß die Aufnahme in dieses Asyl nur dann einen Wendepunkt 
in ihrem Leheu bedeuten kann, wenn sie sich durch regelmäßige, fleißige 
Arbeit, durch Ausdauer und -gute-. Aufführung für die Rückkehr in tfle 
Gcseükchait befähigen wollen. 

Den Schluß des jihresherichtes bildet eine Reihe von Einzeh 
berichten der verschiedenen Abteilungen. Sie erwähnen die Zahl 
der in Jahresfrist bei dem Abteiluagsvoritänd eitjgeiaufeneö Ftilfs- 


mänclimäl überraschenden Erfolgen, Der interessanteste Bericht ist 
der des Amsterdamer Abtcüung-sekrcfär» Dr, jur. N.‘ M ü H.e r, wie 
denn überhaupt die Kirsurgehestrebungeri der Amsterdamer Abteilung 
das- beste Zeugnis abtegen ihr den unbefangenen Blick, und den prak¬ 
tisch en Sinn ihres Vorstandes,, dem die guten und die übten Erfahrungen, 
ein Stechel sind, sich immer wieder- nach neuen Mitteln -und Wegen 
für eine frucHtfringcnde Reklassicrimg unteusehen. Die Amsterdamer 
Abteilung. hat ihr eignes. SteUejiyermittiungshüreaji und .ihren' eignen 
•Fhrsorgetarnten, von dessen segeusr eidter Tätigkeit der Bericht voller 
Anerkennung spridd. Sie hat ein Patronat gegründet in der Weis?, 
daß dem dafür in Betracht kommenden Entlastenen ein Berater hei- 
gegeben wird , den der Vorstand aus denjenigen unter den tät igen -- d. h. 
iücht bloß kordrihuierenden — Mitgliedern wählt. diemitdem.geydläciisti- 
hciien Kreise und den teibitesverhältfu^cn des .Entlassenen vertraut sind. 
Zu diesen gehören auch vteje-Bekätnpter der Trunksucht, u. a. Mitglieder 
des hekannten Ordens der ghteh Xetepter, denen die trunksüchtigen 
Entlassenen üb uw icsen werden und die oft überraschende Erfolge. mit 
ihren Schutzbefohlenen erzielen. -- /. /. Juns^K-SdivJlmatUi,, 
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„Was kosten die -schlechten 1?asscndenieHk de» Staat un<l die 
üesellsebab ?*• 'Seinerzeit • hatte 'die. „Umschau“,; -Frankfurt <?. M,. ein 
Preisausschreiben . über . obiges Ihema erlassen, für das Zwölf- 
hunde.rt Mark augeseüt warm. Der Gedanke, der dem Ans- 
schreiben zugrunde lag, war iölgeutterv' Der arbeitende Teil der Be¬ 
völkerung hat nicht allein sich selbst: zii .erhalten; sondern auch alle 
diejenige«,, welche,nicht arbeiten kuuiien oderbvollen. Dadurch ist eine 
gewaldge Last aut seine SciiuHerri gelegt. Nicht nur der jugend unvi 
dem Alter muß ex seine Tätigkeit opfern, sondern auch der Erhaltung' 
und Pflege der Kranken und MmdtteWevtignn, Welche ztir Arbeit night 


befähigt oder nicht willig sind. Ungeheure Simonen an Geld, Zeit und 
Arbeitskraft können erspart werdend, wenn durch Verbesserungen des 
Milieus im weitesteil Smne (Tilgung der Ansteckungsgefahren, Be¬ 
tätigung hygienischer Schädlichkeiten, sorgfältige 'Erziehung' usw.) der 
Eritstdning Von Kiänketti Krüppeln, Irren, Verbrechern, erwerbs¬ 
unfähige« * Armen usw. vorgebeiigt wird. Aber alle Austfengmigen 
xur Verbesserung der Umwelt versagen gegenüber der angeborenen, 
ererbten Kränklichkeit und MtetteiWertigkeit und eine volle Befreiung 
der Arbeitenden von vermeidbaren Lasten kann nur erreicht werden, 
weim auch die Erzeugung von Ktanken und Minderwertigen soviel als 
möglich verhindert wird Mn allen • Veröffentlichungen'/ welche sich mit 

_ _ tiiA _;• Ml _ r 


der Verbesserung unsrer. Rasse beschäftigen, ;Wtrd darauf hingewtesen. 
welche Unsummen wit ausgebeu müssen, für Personen, die besser nicht 
geboren wäre«, Adder Kegen aber für diese Dinge bisher keine kritisch 
geprüften, zahlenmäßigen Daten vor, die auf Ortind eingehender 
statistischer Zusammenstellung gewonnen sind. Die Herren Professor 
Dr. ßeeh h oId/■'. Herausgeber der „Umschau“, Wochenschrift über 
die Fortschritte in Wissenschaft und Technik, Frankfurt a, M„ Samtäfs. 
rat Dr, A, Ci p f UM ei n , Stadtrat. Chariöttenburg, pberjttrodizinaJrat 
Professor Dr, v. ürnber, Direktor des■.Hygienischen 'Instituts der 
Universität München, hatten sich bereit erklärt, das .Pressrichteraini 
für die eingehenden Arbeiten zu übernehmen. Wie soeben bekannt wird, 
erschien hden Preisrichtern als die beste Arbeit jene mit dem Mottot 
„Münsterberg“, in welcher -das.' Hamburger Material mit großer Sorg¬ 
falt und kluger Erwägung zusauimeugetbagen worden ist Die Preis¬ 
richter waren einstimmig der Absicht, daß 'dieser Arbeit der Preis von 
Z w ö 1 f h u n der i M ar k zuerkaunt werden dürfg; : Ihr ’Vetfassejr ist 
Herr Ludwig Jens, Beamter der Allgemeinen Armenanstalt in Hamburg. 
Die Abhandlung, des Herrn Jens läßt ahnen, welche erschreckend hohe 
Summen das deutsche Volk für die Minderwertigen awfznwen.den hat. 
Sie beträgt für Ham b u r g al I e i n ii her 3 1 ’A M.t ! 1 i o n e n 
'M a.f k j ä h rl i c h; das ist mehr als d i e Einkommen¬ 
steuer in dem B e t i <• ii i s j.a/h r lid nb rac bt e. Dm hoch¬ 
interessante Arbeit erschien in der letzten Nummer der U in s eh a u 
(Wochenschrift für die Fortschritte' in Wissenschaft mm Technik, 
Frankfurt a. AL.). Hoffentiicb wird sie den Gesetzgeber iGouf hin- 
weisen, daß nach Mitteln zur Verminderung" der -Minderwertigen ge¬ 
sucht werden muß. um dem arbeitenden Teil der Bevßikmtmg' schwere 
Lasten von den Schultern zu nehmen. 


Die Mitarbeit der Frau bei der Polizei. Mau braucht Heute nicht 
metir 7 \t he fürchten, mit der von De. jur Cornelia M. "BeaV'j'pn wrö 
Schlüsse ihres bei M. Ni jo ft in Haag 1 di 2 erschienenen Buches „Die 
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Mitarbeit der Frau bei der Polizei“ aufgestellten Frage: „Warum sollte 
der Frau bei der Ausgestaltung jener so wichtigen Staats- oder Stadt- j j 

behörde, die uns als Polizei immer wieder entgegentritt, eine Aufgabe ! 

vorenthalten werden?“ einem verständnislosen und ablehnenden Kopf- i 

schütteln zu begegnen. „Das jüngere Geschlecht hat sich“ nicht nur 
„daran zu gewöhnen“, sondern hat sich erfreulicherweise, soweit es zur j 

Entscheidung wichtiger Lebensfragen überhaupt kompetent ist, schon 
daran gewöhnt, „daß die Frau für sich ihren Anteil an der Erfüllung 
der Gemeinschaftsaufgaben fordert“. Es ist deshalb eine müßige Frage, 
ob die Initiative für die Eroberung dieses neuen Gebietes außerhäus¬ 
licher Tätigkeit der Frau auf interessierte weibliche Kreise oder Einzel¬ 
personen zurückzuführen ist und ob nicht vielmehr die Erkenntnis des j- ! 

Wertes der weiblichen Mithilfe bei Erfüllung polizeilicher Aufgaben die 
Polizeibehörden selbst zur Beiziehung weiblicher Hilfsorgane veranlaßt ( 

hat. Es genügt, darauf hinzuweisen, daß der Wert des weiblichen Ele¬ 
mentes im Polizeidienst auf beiden Seiten erkannt ist und daß mehr und 
mehr auch die Konsequenzen aus dieser Erkenntnis gezogen werden. 1 

Es gibt dafür keinen schlagenderen Beweis als die Tatsache, daß seit 
dem Jahre 1910, dem Zeitpunkt der Erhebungen durch die Verfasserin 
des gesamten Buches, die Zahl der deutschen Städte, die bei der poli¬ 
zeilichen Fürsorgearbeit eine weibliche Kraft verwenden, von 11 auf 30 
angewachsen ist, wobei noch zu berücksichtigen ist, daß die erste Polizei- : . t 
beamtin im Jahre 1908 aufgestellt worden ist. Nur in Stuttgart wurde 
schon einige Jahre früher ein Versuch gemacht. Nach mehrjähriger 
Vakanz der Stelle wurde im Mai d. Js. eine zweite Polizeiassistentin 
angestellt. 

Es hat den Anschein, als wollten weitere Stadtverwaltungen in 
Bälde folgen, sodaß man annehmen kann, daß in nicht zu ferner Zeit 
die weibliche Hilfskraft zum normalen Bestand des Personals größerer 
Polizei Verwaltungen gehört. Immerhin kann nicht übersehen werden, 
daß wir es hier mit einer Erscheinung zu tun haben, die noch nicht 
ihre endgültige Gestalt erhalten hat. Wenn auch das eigentliche Arbeits¬ 
gebiet der Frau bei der Polizei immer schärfer umrissen wird und immer 
mehr Uebereinstimmung der in Betracht kommenden Polizeiverwal¬ 
tungen zu Tage tritt, so hat sich doch bei dem ersten Kongreß der 
deutschen Polizeiassistentinnen, der im Oktober d. Js. in Leipzig statt- ;j 

fand und der Aussprache und dem Zusammenschluß dienen sollte, 
gezeigt, daß über Zweck und Verwendung der Frau im Dienste der 
Polizei noch immer verschiedene Auffassungen 'bestehen. Dies ist f 

natürlich keineswegs zu bedauern; es wäre nichts schädlicher, als wenn i 

von Anfang an nach einer Schablone gearbeitet würde, die nicht aus ^ 

den Bedürfnissen der Praxis — diese ist noch viel zu jung, die j 

Erfahrungen privater Vereine können nur bedingt verwertet werden — 
herausgewachsen sein könnte, sondern nur auf konstruktivem Wege hatte j 

gewonnen werden können. Ich glaube auch nicht, daß jetzt schon eine j 

bestimmte Formel für die Mitwirkung der Frau bei der Polizei gefunden 
ist. Es scheint mir aber, besonders bei Berücksichtigung der Anstellungen j 

aus neuerer Zeit, daß wenigstens von einer übereinstimmenden Ten- , 

denz gesprochen werden kann, die dahin geht, die Tätigkeit der Polizei¬ 
assistentinnen von allem überwiegend polizeilichen Beiwerk freizuhalten 
zugunsten einer mglichst weitgehenden Fürsorge. 

Diese Tendenz hat eine warme Befürwortung in der Verfasserin 
des genannten Buches erhalten. Das Buch zeugt von einer gründlichen 
Kenntnis der einschlägigen Verhältnisse und ist umsomehr zu begrüßen, 
als es die erste zusammenhängende und systematische Arbeit auf diesem 
Gebiet ist. Daraus erklärt es sich wohl auch, daß in manchen Partien 
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ein .„wissenschaftlicher“' Ton aogeschlagen wird, auf den ich bei dem 
Thema verzichten würde, um den volle« Zusammenhätig mü deji 

besteheöden pollzöbchen Eisfschh.ingeu und Aufgaben- zu beKdtBßfeö* 
glaubt die Verfassefi» auf die breitere Darlegungallgemeiner Begrife- 
bestlntniunged nicht verzichten zu dürfen. Da wir uns «och m einem 
Uehergängsstadium. befinden, ist es auch nicht zu beanstanden, daß die 
Behandlung einiger mehr -nebensächlicher fragen wie Titel, Gehalt, Form 
der Anstellung, Tracht u. ä. m. einen verhältnismäßig breiten Räum 
ärniiijont 

Um wenigstens kurz bei diesen Fragen zu verweilen, die auch bei 
den anstehenden Behörden noch eine-gewisse Rolle spielen, so halte ich 
de« von der Verfasserin vorgesdilagenfen Titel ,.PGiizei.bearr)t<u'‘ iür 
keine: •gjiit^cjiche-'Bezeichnung. Tr ist nicht nur farblos, er hat auch nach 
fiieinehi DafUf halten viel mehr als der von ihr.'.ye^oh'te-TiteU.ivf^liizei-f 
ässistüiitiif' oder „Poüztf pflegerin“ einen gewissen Beigeschmack, der 
sich mit ihrer Stellung nicht recht vertragen Will. Sie soll ihren. Pfleg¬ 
lingen möglichst nicht als Beamtin, sondern als Fürsorgerin gegenüber-. 
treten, je weniger sie von ihrer amtliche« Eigenschaft Gebrauch niahöT 
bezw. machen muß, desto erfolgreicher wird sie wirken können, desto 
bereitwilliger wird ihr Rät und ihre Beihilfe angenomriteö Wörden. Ich 
kaut! mich deshalb auch nicht mit dem Gedanken befreunden, die beim 
Polizei amt zu schaffende besondere Fürsorgeabteilung einer Abfei- 
3 ti n gs v o Fs leb e r i n. zu unterstellen,? dfe entweder direkt unter dem 
Amtsvorstaräd oder neben einem in Rang und Kompetenz gleichen 
Abteilungsvorstand stehen würde, und zwar nicht etwa, weil ich die 
Frau grundsätzlich von einer’ leitenden Stellung ausgeschlossen wissen 
mochte, sondern weil, ich glaube, daß diese Kompetcdzverteilurtg weder 
im Interesse der von der Abteilüngsvorsteherm erwarteten Fürsorge- 
arbeit liegt, noch auch von der Mehrzahl der Polizeiassistenthmen 
selbst gewünscht wird. Die Polizeiassistentin soll, so lange sie mit der 
Polizei’verbunden ist. H ii fsdi engte leisten und wird deshalb zweck¬ 
mäßigerweise dem Vorstand der Abteilung unterstellt, bei der sämtliche 
Fürsorgefälle zusammenläufen. ; Ich glaube, daß diese Stellung, auf die 
ich noch des weiteren zu sprechen kommen werde, am zutn-üendsten 
durch den Titel ..PolLzciaasistentin 1 * oder, wenn für eine deutschere 
Bezeichnung geschwärmt Wird, „Pohzeipnegerio“ bezeichnet wird. 

Etwas selbstverständliches ist für mich, daß die Polizeiassistetitj« 
ein ausreichendes Gehalt bezieht, das ihrer Stellung, Vorbildung Und 
Herkunft angemessen ist Es darf uicht überselten werden, daß das 
ridnige. Verständnis für die keineswegs leichte und viel Selbsiverletigaung 
erfordernde Aufgabe nur von wirklich gebildeten Damen erwartet 
werden, kann. Wie in wenigen anderen Berufsarten hängt hier der Erfolg 
fast restlos von der Persönlichkeit der Beamtin ab. Viel wesentlicher 
als 'eia''reiches Wissen - das aber natürlich erwünscht ist und stets 
gefordert werden muß —, sind Takt, Zartgefühl, Lebenserfahrung, Mut 
und Energie, ein weiter Blick und dergl mehr. Die. auf Seite 140' ff l. c- 
V ot-geschlageiie Ausbildung ist zweifellos! Fecht schön und wird aüch 
MÜf/lieh sein, nur möchte ich sie nicht als Anstellungs b ed in gütig 
gefordert wisssen, Dagegen würde ich es nur freudig begrüßen, wenn 
den PoUzemssisteniutneu t ieiege»iheit nun Besuch xm wissenschaftlichen. 
Korsen, über die für sie in Befracht komnienden Gebiete gegeben würde, 
udci- ~ woran bei weiterem Anwachsen der Zähl gedacht werden kann — 
sic Speriaikurse, vielleicht im Zusammenhang mH Kongressen, 
vc<•;.«stahef würden. 

The Frage, ob für die polizeiliche Fürsorgearheii eine vollständig 
•km Dienst der Polizeive r w altting übertretende Dante verwendet 
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werden soll oder ob mit einem Verein ein Vertrag auf Ueberlassung einer 
Vereinsangehörigen geschlossen werden soll, bei der von einem Austritt 
aus ihrem Verband Abstand genommen würde, wird örtlich verschieden 
zu beantworten sein. Ich stimme hier mit der Verfasserin durchaus 
überein, daß der vollständige Uebertritt in den Polizeidienst, wo immer 
möglich, angestrebt werden sollte. Es braucht ja mit der Anstellung 
keineswegs die Auflösung aller Beziehungen zum Verband gefordert zu 
werden, dies verbietet sich auch im Gedanken an geeignete Stell¬ 
vertretung. Dagegen kann ich nicht zugeben, daß die Beibehaltung einer 
Tracht unerwünscht ist. Ich halte die Frage, ob mit, ob ohne Tracht, 
für nicht gerade wichtig, glaube aber nach meinen Beobachtungen 
behaupten zu können, daß die Tracht nur in ganz seltenen Fällen hinder¬ 
lich, meist aber der Trägerin förderlich ist. Im Bedarfsfall, z. B. bei 
Behandlung einer Person mit „Trachtenkoller“, oder bei Besuch von 
Kinematographen (besonders auch zu Kontrollzwecken) oder Theatern 
und dergl. müßte sie natürlich abgelegt werden. 

Worin soll nun die. Tätigkeit der Polizeiassistentin bestehen? Die 
Verfasserin unterscheidet zwischen gerichtlicher, Verwaltungs- und 
sozialer Polizei und untersucht, inwieweit bei diesen Unterabteilungen 
des polizeilichen Wirkungskreises eine Mitwirkung der Frau in Frage 
kommen kann. Man kann diese Dreiteilung als Disposition gelten lassen, 
für die Sache selbst wird aber mit ihr nur wenig gewonnen. Die Arbeit 
der Polizei läßt sich nicht in ein Schema pressen, wie auf S. 64 f. 1. c. 
zugegeben werden muß. 

Dieser Erkenntnis entspringt der Wunsch nach Einrichtung einer 
allgemeinen Fürsorgeabteilung bei den PolizeidireKtionen 
der größeren Städte, in welcher die ganze polizeiliche Fürsorgearbeit 
konzentriert würde. Ich kann diesem Gedanken vollauf beistimmen und 
zugleich erklären, daß er schon in einer größeren Zahl von Polizei¬ 
verwaltungen aufgenommen worden ist. Damit verändert sich die Auf¬ 
gabe bei der Zuweisung von Arbeit an die Polizeiassistentin nicht un¬ 
wesentlich: an Stelle der Zuweisung einzelner bestimmter Arbeiten ge¬ 
nügt die Feststellung, zu welchen Arbeiten sie nicht beigezogen werden 
soll, auch wenn mit ihnen vielleicht eine gewisse Fürsorge verbunden 
werden kann. 

Wie schon weiter oben angedeutet, ist man noch nicht zu einer 
vollen Uebereinstimmung über den Aufgabenkreis der Polizeiassistentin 
gelangt, doch traten übereinstimmende Tendenzen immer deutlicher zutage. 
Es kann als oberster und gemeinsamer Grundsatz bezeichnet werden: die 
Frau darf nicht als Schutzmann fungieren. Sie kann und soll sich zwar aller 
sittlich Gefährdeten und Verwahrlosten annehmen, soweit sie noch auf 
ein Verständnis für ihre Fürsorge rechnen kann, sie muß sich aber 
immer bewußt bleiben, kein polizeiliches Exekutivorgan zu sein. Sie 
soll sich auch niemand aufdrängen; auch die polizeiliche Fürsorge soll, 
so wenig wie die private, nicht als lästige Neugier oder Kontrolle 
empfunden werden. Man wird sie deshalb nur in Ausnahmefällen zu 
amtlichen Erhebungen über den Leumund und die häuslichen Verhältnisse 
einer Familie verwenden, um ihren Charakter als Fürsorgerin möglichst 
wenig zu verwischen. Ich denke hierbei an die Erhebungen zwecks 
Einleitung der Fürsorgeerziehung oder an die Kontrolle der Kost- und 
Pflegestellen. Es wird Aufgabe des leitenden Beamten sein, hier die 
richtige Auswahl zu treffen und ihr nur solche Fälle zuzuweisen, die 
sie voraussichtlich in keine Konflikte bringen. Kein Anlaß besteht, eine 
Altersgrenze der von ihr zu beratenden Personen festzusetzen. Natur¬ 
gemäß wird das jugendliche Element überwiegen, es steht aber dem 
nichts im Wege, daß sie auch Erwachsenen, z. B. bei Ehezwistigkeiten 




oder Trunksüchtigen, oder in Not geratenen. Frauen, deren Mann eine 
Strafe verbüßt oder vagiert und dergL mehr, mit Rat und Tat an die 


Hand geht. . Ich. möchte sagen : die Poiizeiassfstentitr hat ein un¬ 
begrenztes Arbeitsfeld, sobald sie das richtige Fundament gehmdett hat; 
auf dem sie ihre Wirksamkeit aufbanen will. Sie ist weder durch kon- 
fesrfüneife,•ftöch' v €htrch-:soziale, noch dnrdi ftö.iitjdche ^Rücksichten beengt 
irnd bekommt ihre Schützlinge aus erster Hand, .Deshalb eignet sie sich 
auch in ganz hervorragendem Maße zum Mittelpunkt für die eahlreichen 
Veranstaltungen von privater Seite'auf dem 'Fürsorgegebiet; • Da die 


Polizei nur In beschränktem -Umfang die Utiterhrfttgung, Verpflegung 
und Uebeewachimg der hei ihr Vorgeiülirtfen oder vdrsteiligen Personen 
seihst übernehmen kann, wird sie immer darauf angewiesen sein, mit 
den privaten charitativen Vereinen und .Anstalten zusammenzuarbeiten. 
Der Erfolg ihrer. Arbeit wird nicht ü.üWesentlich: davon abhängen, wie- 
weit die Polizeiassistentin es- versteht, dieVSympathicn der bestehenden 
Vereine für ihre Arbeit zu gewinnen. Da diese Vereine teilweise schon 
früher auf diesem Gebiet gearbeitet haben, wird es nicht immer leicht 
•seht», in ein Verhälfhis des gegenseiiigsö Vertrauens und fndiehattd- 
arbeitens zu kommen. Sie muß damit rechnen, zunächst als Eiiidringlmg 
betrachtet zu werden. Weiß sie aber taktvoll und mit einiger Zurück: 
hälttuig vorztigeben, wird der anfängliche Widerstandsicher bald eujem’ 
harmonischen Nebeneinander- iukT Zusammenarbeiten weichen müssen- 
Die Vorzüge, die mit der Anstellung einer Polizeiassistenfi« Fiir dm 
ganze Wohlfahrtspflege verbunden sind, sind :sp bändgreiflich, daß eine 
Verständigung aller .Interessierten Kreise nicht ausbleiben kann, 

Auf die Aiffzöhlnng der in Betracht kommenden Arbeiten im 
einzelne« kann verzichtet werden; wer tn die Vielseitigkeit der modernen 
Polizei noch keinen Einblick bekommen hat, mag die Beaujonsche Ab¬ 
handlung i«d^ in der eine ziemlich erschöpfende Ueber- 

sicht gegeben ist. Er Wird sich überzeugen müssen, daß die Polizei- 
assistenfin auf einem zwar verantwortungsvollen, aber dafür auch inter¬ 
essanten und dankbaren Posten steht. 

Stuttgart. : Poüzewtntmatm Dr. Knapp . 


„Der Alkohol in der Schule.“ Beiträge zur Persönlichkeitsbildung 
für Schule und Haus von Karl König, KreisschuU'nspektor. Straßburg 
i E, Friedrich Bu’ul, Verlagsbuchhandlung 1912 

F.in tiefgründiges, psychologisch wmhlhmdicrtes Werk, das in 
reicher Sachkenntnis Über alle Probleme, die mit der Alkoholfrage Zu¬ 
sammenhängen rf orientiert. Ein Buch, das mehr gibt, als der 

Titel „Der Alkohol in der Schule“ vermuten läßt. 

Wenn man diesen Titel des Buches liest, drängt sich . einem die 
Frage, auf* —. wie - , wieder ein neues jpgclv, das Heimatrecht in der 
Schule verlangt;. Woher sollen wir für dieses Zeit hernehroeu? Und zu 
diesem einen 'Bedenken gesellt sich leicht ein anderes, ein sachliches. 
Bei den alkoholgegnemchen Besprechungen und. Belehrungen läßt - es 
sich nicht vermeiden, auch von y 11 dem 'Häßlichen zu reden, das in 
Verbindüiig mu der Trunksucht steht. 
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Unterrichts in besonderen Stunden für unsere Schulen ab; wohl aber 
wünscht er, daß „die alkoholgegnerischen Belehrungen ungezwungen, 
organisch aus dem übrigen Unterrichtsstoff herauswachsen“. Wie er 
sich das denkt, zeigt er an verschiedenen Musterbesprechungen, die oft 
interessante Streiflichter auf aktuelle Zeitfragen werfen, und so die so 
notwendige Verbindung herstellen zwischen Schulgedankenkreis und 
Lebensgedankenkreis. Der Verfasser klagt wiederholt darüber, daß 
diese beiden Kreise völlig fremd nebeneinander hergehen. Das Eigen¬ 
leben des Kindes ist es aber, das seine Zukunft bestimmt, daher ist es 
ein dringendes Anliegen der Schule, bestimmenden Einfluß darauf aus¬ 
zuüben. Von solchen organisch aus dem übrigen Unterrichtsstoff her¬ 
auswachsenden alkoholgegnerischen Belehrungen und Verknüpfung 
derselben mit den verschiedensten Gedankenreihen erhofft der Verfasser 
solchen Einfluß zu gewinnen und so die Ansichten über das Wesen und 
die Wirkungen des Alkoholismus im Seelenleben des Kindes zu ver¬ 
ankern, daß sie zu charakterstählenden und charakterstützenden Mäch¬ 
ten werden. 

Mit diesen Worten begegnet der Verfasser dem oben auch zum 
Ausdruck gebrachten Bedenken, daß die Besprechung des Alkoholismus 
viel Häßliches an Roheit, Schuld, Verbrechen offenbare. Dagegen führt 
er aus: Die alkoholgegnerischen Besprechungen sollen nicht zu sehr 
bei dem Häßlichen verweilen, sondern, sobald als möglich hinübereilen 
zu den Gefilden der Schönheit, des heldenhaften Ringens nach Reinheit, 
Größe und Befreiung von Niedrigem und Gemeinem. Wenn der Lehrer 
dies versteht, dann werden auch Gewissenskonflikte bei Trinkerkindern 
nicht entstehen und, wenn sie je entstehen, leicht überbrückt werden 
können. In diesem Zusammenhang findet der Verfasser schöne Worte 
herzlichen Erbarmens mit dem einzelnen Trunksüchtigen, bei dem alles 
versucht werden muß, um ihn zu retten. Was hierin die Vereine geleistet 
haben und leisten, wird dankbar anerkannt, und in knappen Zügen und 
doch in erschöpfender und objektiver Weise die Aufgaben und Ziele 
dieser Vereine geschildert. 

• Warum muß aber auch die Schule eintreten in den Kampf gegen 
den Alkoholismus? 

Der Verfasser gibt darauf die doppelte Antwort: Die Alkoholnot 
gefährdet die Schularbeit und ebenso ihr Ziel: die sittlich-religiöse 
Charakterbildung. Indirekt wird der Schulerfolg in Frage gestellt durch 
das Milieu, in dem Trinkerkinder aufwachsen. Leibliches, geistiges und 
soziales Elend herrscht im Hause des Trinkers, und vielfach bekommen 
die Kinder von Trinkern schreckliche Geschenke mit auf ihren Lebens¬ 
weg: Leibesschwäche, Idiotie, verbrecherische Neigungen. 

Die Schädigungen der Vererbung werden aber geradezu noch er¬ 
höht dadurch, daß alkoholische Eltern ihre Kinder an den Genuß 
geistiger Getränke gewöhnen. Diese Gewöhnung schädigt direkt die 
Schularbeit. Als solche Schädigungen werden genannt: Unaufmerk¬ 
samkeit in der Schule; Versagen des Gedächtnisses, Erlahmen des 
Denkens und Erschwerung der Disziplin. Die Schularbeit am Montag 
morgen leidet besonders unter der Nachwirkung des am Sonntag von 
den Schülern genossenen Alkohols. 

Doch nicht nur der Erfolg der Schularbeit wird durch .den 
Alkoholismus in Frage gestellt, sondern auch die Erreichung des Ziels 
der Schule. 

Das Ziel, das die Schule bei ihrer Arbeit und Einwirkung im Auge 
behalten soll, ist die sittlich-religiöse Charakterbildung. Diese wird 
durch den Alkoholismus schwer gefährdet, denn der Alkohol stärkt das 
Tier im Mensch, er zerstört individuelle Persönlichkeitswerte. „An 
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Stelle der Selbsterziehung zu Höhenwachstum tritt das Sichgehenlassen; 
an Stelle der feineren Sitte die mehr oder minder verschleierte Gemein¬ 
heit, ganz zu schweigen von denen, deren Ende das Krankenhaus, das 
Siechenhaus,- die Irrenanstalt, das Zuchthaus, das Grab des Selbst¬ 
mörders ist.“ 

Dieser Zerstörung individueller Persönlichkeitswerte, die nicht 
nur für die Schule, sondern auch für die Sittlichkeit und nationale Kraft 
unseres Volkes von unberechenbarem Schaden sind, darf die Schule, die 
es mit werdenden Persönlichkeiten zu tun hat, nicht tatenlos zuschauen; 
sie muß vielmehr durch alkoholgegnerische Besprechungen auf Willen 
und Gemüt einzuwirken suchen. Diese Besprechungen geben Gelegen¬ 
heit, z. B. die Genußsucht zu bekämpfen, Tugenden wie Tapferkeit und 
Mut in Abwehr der Versuchungen (cf. Trinksitten und Trinkzwang) 
in der Seele .der Jugend zu wecken. 

Was dem Buch einen besonderen Reiz verleiht, ist der Umstand, 
daß es der Verfasser versteht, Streiflichter, heraus aus dem engen 
Rahmen der Schule, auf das ethische, soziale und nationale Gebiet des 
ganzen Volkslebens fallen zu lassen. 

Der praktisch wertvollste Teil des Buches scheint mir der III.Teil: 
„Zur Methodik des Alkoholunterrichts“ zu sein. Hier geht der Ver¬ 
fasser in feinsinniger, sachverständiger Weise die einzelnen Fächer 
durch und zeigt, wie sie in dem Kampf gegen den Alkohol verwendet 
werden können. Der Verfasser gibt sich viele — und nicht vergebliche 
Mühe,-um den Nachweis zu liefern, daß durch solche Beziehung auf den 
Alkoholismus die einzelnen Lehrstoffe an Anschaulichkeit und Lebendig¬ 
keit, weil dabei die persönliche Erfahrung des Kindes verwendet werden 
kann,, gewinnen. Daß Religions-Unterricht und Katechismus reichlich 
Gelegenheit geben, um zu zeigen, daß Trunksucht mit christlicher Ge¬ 
sinnung unvereinbar ist, ist ohne weiteres einleuchtend. 

Aber auch Fächer, von denen man es nicht ohne weiteres erwarten 
würde, daß sie im Kampfe gegen den Alkoholismus verwertet werden 
könnten, versteht der Verfasser fruchtbar für diesen Zweck zu machen. 
Ich verweise auf die Ausführungen über Geographie, in denen namentlich 
die Gefahr des Alkoholismus für die wirtschaftliche Entwicklung und 
die Volkskraft unserer Kolonien besprochen wird. 

Auch die Rechenbeispiele sind ebenso interessant, wie instruktiv. 
Den Vorwurf eines Tendenzunterrichts weist der Verfasser mit Recht 
zurück, mit dem Hinweis, daß über den Alkohol, „dieses furchtbare 
Volksgift“ ernsthaft und planmäßig auch schon in der Schule gesprochen 
werden muß. 

Eine ausführlichere Besprechung dieses inhaltsreichen Buches in 
den Blättern für Gefängniskunde empfiehlt sich aus einem doppelten 

Grunde. Gerade die Gefängnisbeamten kennen den furchtbaren Zu¬ 

sammenhang zwischen Alkohol und Verbrechen. Wenn die Schule nun 
teils durch Aufklärung, teils durch Stählung des Willens dem Alkohol 
Abbruch tut, so ist das auch mit Rücksicht auf die Verbrechens¬ 
prophylaxe freudig zu begrüßen. Sodann glaube ich: es wäre wirklich 

des Versuches wert, in den Schulen der Strafanstalten (namentlich in 
den Jugendabieilungen) die Anregungen des Verfassers zu verwerten 
und zu erproben. Ich zweifle nicht daran, daß das Interesse am Unter¬ 
richt wesentlich geweckt würde und daß daneben wertvolle Impulse für 
die Erziehung gewonnen werden könnten. Wir können dem Verfasser 
nur beipflichten, wenn er sagt: „Die alkoholgegnerischen Unterweisungen 
sind ebenso interessant und lehrreich, jedenfalls aber viel lebenswichtiger 
als viele von den Materien, die zum Teil einen breiten Raum auf unserm 
Lehrplan einnehmen.“ 
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Wir können das Buch warm empfehlen, einmal denen, die mit der 
Jugend in Berührung kommen und wünschen, daß ein an Leib, Seele 
und Geist gesundes Geschlecht heranwachse; diese werden in dem Buch 
eine erprobte Waffenrüstung finden, mit der man siegreich den Schäd¬ 
lingen, die am Mark unseres Volkes zehren und insbesondere Charakter- 
und Persönlichkeitsbildung hintanhalten, entgegentreten kann —, sodann 
allen, die sich über die Alkoholfrage orientieren wollen, sie finden reiche 
Belehrung und zwar nicht in trockenen Auseinandersetzungen, sondern 
in lebenswahren Ausführungen, denen bei aller Klarheit und Sachlichkeit 
doch ein warmer Gefühlston eigen ist. Man fühlt es dem Verfasser an, 
daß er mit seinem Buch dazu mithelfen will, Charaktere, Persönlichkeiten 
zu bilden, die den Aufgaben, Kämpfen und Gefahren ihrer Zeit ge¬ 
wachsen sind. 

Rottenburg a. N. Pfarrer Pfeifle. 


Ausübung der Armenpflege bei Arbeitsscheuen und säumigen 
Nährpflichtigen nach dem Gesetz über die Aenderung und Ergänzung 
der Ausführungsgesetze zum Reichsgesetz über den Unterstützungs¬ 
wohnsitz vom 23. Juli 1912 mit den Ausführungsbestimmungen, einer 
Einleitung und Erläuterungen von Fr. Schlosser, Geheimem Ober¬ 
regierungsrat und Vortragendem Rat im Ministerium des Innern. Berlin, 
Carl Heymanns Verlag, 1912. 92 Seiten, Preis: Mk. 2.40. 

Mit Wirkung vom 1. Oktober 1912 ist in Preußen das vorstehend 
bezeichnete Gesetz in Kraft getreten, das der mißbräuchlichen Inan¬ 
spruchnahme der Armenpflege durch Arbeitsscheue und säumige Nähr¬ 
pflichtige, die einen erheblichen Umfang angenommen hatte, entgegen¬ 
zutreten bestimmt ist: durch ein geregeltes Verwaltungsverfahren soll 
gegen solche Personen ein Zwang zur Arbeit innerhalb oder außerhalb 
einer Arbeitsanstalt ausgeübt werden. Die frühere preußische Gesetz¬ 
gebung gewährte im Gesetz vom 21. Mai 1855 der Verwaltungsbehörde 
bereits die Ermächtigung, arbeitsfähige Obdachlose, Arbeitsscheue und 
säumige Nährpflichtige auf Antrag der Armenverbände für die Dauer 
der Obdachlosigkeit oder Unterstützungsbedürftigkeit einer Arbeits- 
anstalt zu überweisen. Diese Bestimmungen wurden aber durch das 
Ausführungsgesetz zum Unterstützung-Wohnsitz-Gesetze wieder auf¬ 
gehoben, weil man sie nicht vereinbar hielt mit § 362 StGB., 
nach dem die Einweisung in ein Arbeitshaus nur auf Grund 
der ausdrücklichung Ermächtigung durch den Richter zulässig 
sei. Diese Bedenken hat man nunmehr fallen lassen. Die gesetz¬ 
gebenden Faktoren sind dabei davon ausgegangen, daß der Arbeits¬ 
zwang als eine auf armenrechtlichem Gebiet liegende Maßnahme, als 
ein armenpolizeiliches Zwangsmittel zur Erfüllung der dem Unter¬ 
stützten gegen den Armenverband obliegenden Arbeitspflicht.an¬ 
zusehen sei. Seine Anwendbarkeit ist lediglich an die Tatsache einer 
objektiv ungerechtfertigten Belastung des Armenverbandes geknüpft 
und tritt nicht als die Folge eines Verschuldens ein. Auch das Reichs- 
Justizamt hat sich dahin ausgesprochen, daß einer landesgesetzlichen 
Regelung des armenpolizeilichen Arbeitszwanges keine reichsgesetzliche 
Vorschrift entgegenstehe. Neben seinem öffentlich-rechtlichen Charakter 
unterscheidet sich der Arbeitszwang von der korrektioneilen Nachhaft 
auch dadurch, daß er nie länger dauert, als bis zur Entlastung der 
Annenverbände; er soll auch nicht von Amtswegen, sondern nur auf 
Antrag des Armenverbands eintreten. Er ist ein armenpolizeiliches 
Mittel, durch das der dem Armenverband zustehende öffentlich-rechtliche 
Anspruch auf Erfüllung der Unterhaltspflicht für die vom Zeitpunkt der 
Unterbringung an laufende Zeit im Wege des unmittelbaren Zwangs 
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verwirklicht werden soll, während die auf Grund § 362 StGB, vom 
Richter erkannte Ueberweisung an die Landespolizeibehörde und die 
von dieser für eine bestimmte Zeit vollzogene Einweisung des 
Verurteilten in ein Arbeitshaus sich als eine Sühne für eine in der Ver¬ 
gangenheit liegende Uebertretung darstellt. Die Befugnis der Einzel¬ 
staaten zu seiner Einführung gründet sich auf § 8 des Unterstützungs¬ 
wohnsitzgesetzes, der die Bestimmung über die Art der einem Hilfs¬ 
bedürftigen zu gewährenden Unterstützung der Landesgestzgebung 
überläßt. 

In verschiedenen Bundesstaaten besteht dieser armenrechtliche 
Arbeitszwang bereits zu Recht: so in Sachsen seit 1840, in Württem¬ 
berg seit 1889, Mecklenburg-Schwerin 1890, Oldenburg 1870, Anhalt 
1904, Hamburg 1907, Elsaß-Lothringen 1909, Bremen 1911. 

Das vorliegende Schlossersche Buch gibt in anschaulichster, auf 
gediegener Sachkenntnis ruhender Darstellung die Geschichte, den Text 
und Erläuterungen des preußischen Gesetzes, sowie die Begründung der 
Regierungsvorlage, der als Anhang der Text der genannten bundesstaat¬ 
lichen Gesetze und Verordnungen, sowie ein Teildes preußischen Gesetzes 
über die allgemeine Landes Verwaltung vom 30. Juli 1883 und des preu¬ 
ßischen Ausführungsgesetzes zum Unterstützungswohnsitzgesetze bei¬ 
gegeben sind. 

Die treffliche Schrift kann besonders auch Fürsorge-Vereinen aller 
Art, die vielfach ein Interesse daran haben, daß von dem Gesetz recht¬ 
zeitig Gebrauch gemacht wird, bestens empfohlen werden. 

Schwandner. 


Die Sicherung der Gesellschaft gegen gemeingefährliche Geistes¬ 
kranke. Ergebnisse einer im Auftrag der Holtzendorff-Stiftung ge¬ 
machten Studienreise von Dr. Gustav Aschaffenburg, Professor 
für Psychiatrie an der Akademie für praktische Medizin in Köln a. Rh. 
Berlin 1912. J. Guttentags Verlagsbuchhandlung, G. m. b. H. 288 S. 3 M. 

Die Frage nach der zweckmäßigsten Unterbringung der kriminellen 
Geisteskranken, gleichgültig ob oder in welchem Stadium des Ver¬ 
fahrens der Strafrichter sich mit ihnen befaßte, hat nicht bloß 
eine reiche Literatur, sie hat auch in der Praxis schon die ver¬ 
schiedenartigste Lösung erfahren. Es ist daher ein überaus dan¬ 
kenswertes Unternehmen, wenn eine so berufene Feder, wie die 
Aschaffenburg 's, sich mit ihr befaßt und wenn dies in 
so geistreicher und ansprechender Form, wie wir es bei Aschaffenburg 
gewohnt sind, geschieht, so verdient ein solches Buch die aufmerksamste 
Beachtung aller an der Lösung des schwierigen Problems beteiligten 
Kreise. 

Mit Recht hebt Aschaffenburg in der Einleitung hervor, daß die 
Bezeichnung des gemeingefährlichen Kranken nicht davon abhängig 
gemacht werden solle, ob und wie weit sich der Strafrichter mit dem 
Kranken befaßt hat. Die Unterscheidung zwischen verbrecherischem 
Geisteskranken und geisteskrankem Verbrecher ist eine zufällige; sie 
richtet sich lediglich nach dem Stadium, in dem die Krankheit entdeckt 
worden ist; die Grenzen gehen ineinander über. Die Frage, wer zur 
Sicherung der Gesellschaft unterzubringen ist, richtet sich lediglich 
nach der Gemeingefährlichkeit des Täters; als gemeingefährlicher 
Geisteskranker ist aber jeder Mensch anzusehen, der infolge oder 
während einer geistigen Störung die allgemeine Rechtssicherheit er¬ 
heblich zu gefährden droht. Nicht das Verhältnis des Kranken zum 
Strafgesetz oder Strafvollzug, nicht die Schwere des begangenen An- 
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griffes auf die öffentliche Rechtssicherheit gibt den Maßstab für die zu 
treffenden Anordnungen, sondern ausschließlich seine geistige Er¬ 
krankung. 

Verfasser schildert nun auf Grund eigener Besichtigungen die be¬ 
stehenden Einrichtungen für Unterbringung gemeingefährlicher und 
krimineller Geisteskranker in Deutschland, Oesterreich-Ungarn, der 
Schweiz, Frankreich, England, Schottland, Irland, Italien, Rußland, 
Holland, Belgien und Schweden. Von ganz besonderem Interesse ist 
selbstverständlich für uns die Darstellung der deutschen Verhältnisse. 
Es werden geschildert die sechs preußischen Strafanstalts-Adnexe 
Moabit, Halle, Köln, Breslau, Münster und Graudenz, in denen 
geisteskranke Strafgefangene zur Beobachtung bis zu sechs Mo¬ 
naten aufgenommen werden; nach Feststellung der Geisteskrankheit 
wird der Gefangene in die freie Irrenanstalt mit Strafunterbrechung 
abgegeben; nach Heilung: Zurückversetzung in den Strafvollzug durch 
Vermittlung der Beobachtungsstation. Baden behält in Bruchsal die 
geisteskranken Strafgefangenen und gibt an die Irrenanstalt erst ab, 
wenn Unheilbarkeit festgestellt ist, während Württemberg in Hohen- 
asperg auch die unheilbaren Kranken bis zum Strafende, also zu¬ 
treffendenfalls lebenslänglich behält, wenn nicht Begnadigung Platz 
greift. 

Hamburg besitzt in Fuhlsbüttel eine Beobachtungsstation für 
geisteskranke Gefangene. 

In Sachsen wurde die in Verbindung mit der Strafanstalt 
stehende „Irren-Station“ in Waldheim 1905 in eine von der Strafanstalt 
unabhängige „Landesanstalt für Geisteskranke“ umgewandelt, in der 
nicht nur geisteskranke Strafgefangene, sondern auch verbrecherische 
Geisteskranke, erstere mit Strafunterbrechung, untergebracht 
werden. Die Anstalt befindet sich innerhalb der Ringmauer der Straf¬ 
anstalt, die Leitung aber untersteht dem Arzt; die Strafvollzugsbeamten 
dürfen die Abteilung ohne den Arzt nicht betreten. 

Hessen hat in der neuen Irren-Anstalt in Giessen ein „festes 
Haus“ für geisteskranke Verbrecher; in der Irrenanstalt Goddelau auch 
eine Station für unsoziale Kranke. 

Auch in Preußen bestehen, außer den genannten sechs Straf¬ 
anstalts-Adnexen, Bewahrungshäuser für aus dem Strafvollzug ausge¬ 
schiedene Strafgefangene und für verbrecherische Irre, soweit sie ge¬ 
fährlich sind, teils im Zusammenhang mit Irren-Anstalten: Berlin 
(Dalldorf, Herzberge, Buch), Brandenburg, Göttingen, Obrawalde 
(Posen), Düren, Bedburg, Nietleben, Plagwitz, Neustadt in Holstein, 
Eikelborn in Westpreußen; teils als Adnexe von Arbeitshäusern: Tapiau 
und Brauweiler. 

Bayern verteilt die verbrecherischen Geisteskranken und geistes¬ 
kranken Verbrecher in seinen Irrenanstalten: in Eglfing sind zwei feste 
Pavillons für „unsichere und unruhige Kranke“ eingerichtet. 

Bremen hat im St. Jürgen-Asyl in Ellen ein Beobachtungshaus 
für kriminelle und sonst schwierige Patienten. 

In Elsaß-Lothringen ist im Zusammenhang mit der Be¬ 
zirksirrenpflegeanstalt Hördt ein Bewahrungshaus für kriminelle Geistes¬ 
kranke im Entstehen begriffen. 

Im einzelnen mag die überaus interessante Schilderung dieses 
bunten Bildes der deutschen und außerdeutschen Einrichtungen bei 
Aschaffenburg nachgelesen werden. — 

Bei der Erörterung der Frage: wie sind gemeingefährliche Kranke 
am besten unterzubringen und bei der Bewertung der einzelnen bestehen¬ 
den Anstalten, Einrichtungen und Abteilungen tritt bei Aschaffenburg eine 
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ausgesprochene Abneigung gegen alles, was nicht Psychiater von Fach 
ist, zutage: er ist für Beobachtungs-Adnexe an Strafanstalten nur unter 
der Bedingung zu haben, daß die Abteilung unter selbständige Leitung 
des Psychiaters gestellt wird und zwar ist ihm hierbei Waidheini offenbar 
ein Ideal, weil dort der Strafvollzugsbeamte die Abteilung ohne den Arzt 
gar nicht betreten darf. Nach Feststellung der Geisteskrankheit will 
Aschaffenburg den Kranken sofort aus dem Adnex der Strafanstalt in 
die gewöhnliche . Irrenanstalt versetzt wissen, aber unter Einrechnung 
der in der Irrenanstalt verbrachten Zeit in die Strafzeit. 

Aschaffenburg tritt ferner ein — und darin pflichte ich ihm bei — 
für eine ausgiebige psychiatrische Schulung des gesamten Strafvollzugs- 
Personals. Das allein genügt ihm aber nicht: er will eine regelmäßige 
Kontrolle aller Strafgefängnisse durch einen von der Gefängnis- 
Verwaltung völlig unabhängigen Irrenarzt. Im übrigen ist er für Ver¬ 
teilung aller gefährlichen und schwierigen Kranken auf die gewöhnlichen 
Irrenanstalten unter den anderen Kranken ; die gewissermaßen das 
Verdünnungs-Material bilden müßten. Doch gibt er zu, daß bei Häufung 
des gefährlichen Bestandes, wie das in den Anstalten der großen Städte 
Vorkommen werde, besondere „gesicherte Häuser“ eingerichtet werden 
müßten. 

Für die wegen Unzurechnungsfähigkeit freigesprochenen oder 
außer Verfolgung gesetzten oder aus dem Strafvollzug in die Irrenanstalt 
versetzten Kranken muß nach Aschaffenburg die Notwendigkeit der 
Einrichtung und ebenso der Zeitpunkt der stets nur versuchsweise zu 
erteilenden Entlassung von einem besonderen gerichtlichen Verfahren 
abhängig gemacht werden, dem „Feststellungsverfahren“, wie es 
Aschaffenburg genannt haben möchte. Während v. Liszt in seinem Ge- 
setzes-Entwurf (betr. die Verwahrung gemeingefährlicher Geisteskranker 
und vermindert Zurechnungsfähiger) vom Jahre 1904 (Mitteilungen der 
IKV.j Bd. 11S. 637) ein Entmündigungs-Verfahren wegen Geisteskrank¬ 
heit im Falle des § 51 StGB, vorsieht, und Oetker im „Entwurf eines 
Strafgesetzes betr. die Entmündigung und die Internierung gemein¬ 
gefährlicher Geisteskranker“ (Mitteilungen der IKV., Bd. 12 S. 58) ein 
„Internierungs-Verfahren“ vorschlägt, da letzterer davon ausgeht, daß 
nur ganz ausnahmsweise Maßregeln anzuordnen sein werden, die n i c h t 
in Internierung des Kranken bestehen, ein Internierungs-Verfahren, das 
auch auf solche Kranke, die keine strafbare Handlung begangen haben, 
und auf solche ausgedehnt werden sollte, die während der Straf¬ 
verbüßung erkranken, will Aschaffenburg in seinem Feststellungs- 
Verfahren dem Richter ganz freie Hand lassen, in einem geregelten 
Verfahren festzustellen, welche Maßnahmen erforderlich seien, um die 
Oeffentlichkeit gegen die Kranken zu schützen. Die Formen dieses 
Verfahrens hätten sich an diejenigen des Entmündigungsverfahrens an¬ 
zuschließen; statt des Vormunds wäre ein Fürsorger zu bestellen, der 
nur als „Berufsvormund“ zu denken wäre. In dringenden Fällen verfügt 
der Strafrichter die vorläufige Internierung. Das Feststellungsverfahren 
wäre nach Aschaffenburg zweckmäßigerweise auch auf solche Kranke 
auszudehnen, die sich innerhalb der Irren-Anstalten als besonders ge¬ 
fährlich erweisen. 

Mit diesen Vorschlägen. Aschaffenburgs über das Feststellungs¬ 
verfahren und auch damit, daß die gemeingefährlichen Kranken, soweit 
sie nicht im Strafanstalts-Adnex verbleiben, auf die verschiedenen 
Landes- und Provinzial-Irrenanstalten unter die übrigen Kranken zu 
verteilen seien, kann ich mich einverstanden erklären; es wird bei dieser 
Art der Unterbringung aber ganz gewiß nicht ohne „gesicherte Häuser“ 
und besondere Abteilungen abgehen und so kommt man auch nach 
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Aschaffenburgs Vorschlägen, hinsichtlich dieser Art von Kranken, 
wieder auf Irren-Anstalts-Adnexe. 

In Absicht auf die Behandlung der geisteskranken Straf- 
gefangenen aber stimme ich mit Aschaffenburg nicht überein. Ich 
bin auf Grund achtjähriger Erfahrung der Ansicht, daß geisteskranke 
Strafgefangene am Zweckmäßigsten im Adnex der Strafanstalt unter¬ 
gebracht sind und zwar bis zum Strafende. Hier kann am besten für 
die sichere Verwahrung gesorgt werden, ohne daß andere Kranke da¬ 
durch beeinträchtigt werden. Hier geht der Strafvollzug weiter, 
während der Aufenthalt in der freien Irrenanstalt kein Strafvollzug 
mehr ist und deshalb nicht auf die Strafzeit angerechnet werden kann. 
Daß das Zurückversetzen in die Strafanstalt via Beobachtungs-Abteilung 
umständlich und schädlich ist, darin hat Aschaffenburg gewiß recht. 
Darum ist es weit zweckmäßiger, die geisteskranken Gefangenen so lange 
in dem Adnex der Strafanstalt zu behalten, bis Heilung eingetreten ist. 
Da in Hohenasperg räumlich unmittelbar neben der Irren-Abteilung eine 
Invaliden-Abteilung für geistig Minderwertige besteht, so sind wir 
in der glücklichen Lage, den Kranken bei eintretender Besserung von 
der Irren-Abteilung dorthin zu verbringen und ihn dort zu belassen, 
bis er sich wieder zum gewöhnlichen Strafvollzug eignet, eventuell bis 
zum Strafende. Zeigen sich in der Invaliden - Abteilung wieder 
psychotische Erscheinungen, so ist die Zurückversetzung in die Irren- 
Abteilung sofort möglich. In der Invaliden-Abteilung ist auch mannig¬ 
fachere Arbeitsgelegenheit, als in der Irren-Abteilung. 

Nun wendet Aschaffenburg freilich ein: Der Gefangene, bei dem 
spezialärztlich Geisteskrankheit festgestellt ist, ist nicht mehr strafvoll¬ 
zugsfähig und darf deshalb nicht mehr Gegenstand des Strafvollzugs 
sein. Ich halte dies nicht für richtig. Wenn in der Strafanstalt Ein¬ 
richtungen getroffen sind, daß der geistig erkrankte Gefangene sofort 
in psychiatrische Sonderbehandlung genommen werden kann; wenn 
ferner, wie dies im Strafanstalts-Adnex der Fall ist, alle Möglichkeiten 
gegeben sind, den erkrankten Gefangenen sachgemäß zu verpflegen und 
zu behandeln (Dauerbäder, Wach-Abteilung, ruhige Abteilung mit 
Arbeit, Isolierung mit und ohne Arbeit; Ergehungshof etc.), dann ist 
die Strafvollzugsfähigkeit des Gefangenen eben nicht aufgehoben, so 
wenig sie bei dem körperlich Erkrankten aufgehoben ist, der eine längere 
Spital-Behandlung bedarf. 

Allerdings darf im Strafanstalts-Adnex der Leiter der Strafanstalt 
nicht so vollständig ausgeschaltet werden, wie es Aschaffenburg möchte. 
Der Strafanstaltsvorstand ist für die Verpflegung und die sichere Ver¬ 
wahrung der Kranken mitverantwortlich; er muß also in diesen Punkten 
ein Wort mitzureden haben. Das scheint mir auch gar nicht so gefähr¬ 
lich und schädlich zu sein, wie Aschaffenburg fürchtet. Ein Straf¬ 
anstaltsvorstand, der seiner Aufgabe gewachsen ist, wird sich doch so 
in das psychiatrische Denken und die Aufgaben des Arztes und um¬ 
gekehrt der Arzt in die Aufgaben des Strafvollzugs so hineinleben und 
hineindenken können, daß bei einigermaßen zweckmäßiger Abfassung 
der Hausordnung Zwistigkeiten ausgeschlossen sein sollten. Die acht¬ 
jährige Praxis in unserer Abteilung hat dies zur Genüge bewiesen: noch 
nie ist eine Mißhelligkeit entstanden! Nun tadelt Aschaffenburg an 
unserer Hausordnung hauptsächlich, daß nach ihr der Strafanstalts¬ 
vorstand einen Kranken aus Sicherheitszwecken auch gegen den Willen 
des Arztes isolieren könne! (S. 91 und 251.) Tatsächlich ist dieser Fall 
in acht Jahren nie praktisch geworden. Wenn er aber je einmal ein- 
treten sollte, so könnte in längstens zwei Tagen die Entscheidung der 
Vorgesetzten Behörde eingeholt werden! Da könnte doch wohl nicht von 
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einer Schädigung des Kranken geredet werden! Ich persönlich lege 
auch auf diese Bestimmung gar keinen Wert; sie könnte ebensogut ge¬ 
strichen werden. Weiter meint Aschaffenburg: Die Unterstellung des 
Personals unter die Disziplinargewalt des Vorstandes führe zu den 
„allergrößten Mißhelligkeiten“ und schade dem Ansehen des Arztes 
(S. 250). Nichts von alledem haben wir bemerkt: wir halten es für 
selbstverständlich, daß derjenige Beamte, der die Anstellung des Per¬ 
sonals besorgt, auch die Disziplinargewalt ausübt und der Arzt ist froh, 
daß er mit diesen unangenehmen und zeitraubenden Geschäften, wie es 
Disziplinar-Untersuchungen gegen Aufseher und Wärter nun einmal 
sind, nicht behelligt wird. Dem Arzt ist es übrigens durchaus frei¬ 
gestellt, den einzelnen Untersuchungshandlungen und der Eröffnung 
des Disziplinarbescheids anzuwohnen. 

Auch in der Frage der Beschäftigung in der Irren-Abteilung bin 
ich mit Aschaffenburg nicht ganz einverstanden. Zwar bin auch ich der 
Ansicht, daß die Arbeit ein wichtiger Faktor auch bei Behandlung 
geistig erkrankter Gefangener sein kann. M. E. ist aber bei Auswahl 
der Arbeit die Sicherheit der Anstalt in erster Linie zu berücksichtigen. 
Wir haben es in unseren Irren-Abteilungen meist mit äußerst flucht¬ 
verdächtigen und gefährlichen Verbrechern zu tun und solche Leute im 
Freien zu beschäftigen, ist nur innerhalb des fest umfriedigten Hofes 
und Gartens möglich und auch hier nur mit Werkzeugen, die nicht 
gefährlich sind. Auch im Innern dürfen diesen Gefangenen keine ge¬ 
fährlichen Werkzeuge überlassen werden. Geschieht ein Unglück, so 
ist die öffentliche Meinung und die Presse sofort mit dem Vorwurf 
bereit: „Solche Leute hätten auf diese Weise nicht beschäftigt werden 
dürfen!“ und schließlich kommt der Staatsanwalt und macht uns für 
einen etwaigen Todesfall verantwortlich. Diese Dinge sieht Aschaffen¬ 
burg zu sehr mit den Augen des Arztes an; es ist zu optimistisch, wenn 
er sich z. B. (S. 250) die Entweichungsgefahr nicht allzu schlimm vor¬ 
stellt! Also hier: Vorsicht und lieber Düten kleben, als Holz spalten! 
Aschaffenburg meint: es sei nicht ausgeschlossen, daß die Unruhen im 
Anfangsstadium unseres Adnex-Betriebes durch mannigfachere Beschäf¬ 
tigung der Gefangenen hätten vermieden werden können (S. 90). Das 
ist nicht richtig; der weitere Verlauf der Dinge hat gezeigt, daß ledig¬ 
lich die leichte Bauart der Abteilung, die sich möglichst dem no restraint- 
Prinzip angeschlossen hatte, an den Unruhen und Beschädigungen 
Schuld war, gerade wie in Düren. Seit die Abteilung umgebaut und 
sicher eingerichtet ist, haben die Unruhen aufgehört, trotzdem die Art 
der Beschäftigung (Dütenkleben) sich nicht geändert hat. — Also: es 

S eht mit Strafanstalts-Adnexen ganz gut, auch wenn sie nicht lediglich 
Beobachtungs-Stationen sind. Man darf uns Strafanstalts-Leuten < nur 
auch etwas Zutrauen! Wir sind nicht die Kerkermeister, die jeden 
geistig Abnormen für einen Simulanten halten (S. 229) und sogleich 
mit der Kette rasseln! — Eben weil wir das nicht sind und weil auch 
unsere Gefängnis-Aerzte doch mehr Verständnis für psychopathische 
Abnormitäten haben, als ihnen A. zutraut, möchte ich mich auch gegen 
die von A. vorgeschlagene Anstellung von psychiatrischen Visi¬ 
tatoren aussprechen. Die Strafanstalt ist ein so komplizierter Mechanis¬ 
mus, daß jedes Rädchen, das nicht hineingehört, schädliche Reibungen 
verursacht. Deshalb hier Vorsicht! — 

Im übrigen möchte ich nochmals hervorheben, daß ich das 
Aschaffenburgsche Buch für ein äußerst verdienstvolles und lehrreiches 
Werk halte, das ich der aufmerksamsten Beachtung aller Strafanstalts- 
Beamten, Richter und Staatsanwälte dringend empfehlen möchte. Das 
Buch sollte in keiner Strafanstaltsbücherei fehlen! 

Ludwigsburg. 


Schwandner. 
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Die Lehre von Verbrechen und Strafe von Adolf Merkel. 
Auf der Grundlage des „Lehrbuchs des Strafrechts“ in Verbindung mit 
den übrigen Schriften des Verfassers herausgegeben und mit einer Ein¬ 
leitung versehen von Dr. M. Liepmann. — Stuttgart, Ferdinand 
Enke 1912. 371 Seiten. Mk. 9.—. 

Das Buch verdankt sein Erscheinen dem Wunsch der Familie 
Merkel, das „Lehrbuch des Strafrechts“ von Adolf Merkel der Wissen¬ 
schaft zu erhalten, als die Auflage vergriffen war. Professor Liepmann, 
dem diese Aufgabe übertragen wurde, sah aus den in der Vorrede ent¬ 
wickelten Gründen von einer einfachen Neubearbeitung des Lehrbuchs 
ab und schuf aus dem Lehrbuch und den Darlegungen und Gedanken 
Merkels in allen seinen anderen Arbeiten das vorliegende Werk, das ein 
Gesamtbild über die strafrechtliche .Tätigkeit Merkels gibt. Man sieht, 
die Aufgabe, die der Herausgeber sich stellte, war eine ungemein 
schwere, aber sie ist m. E. vorzüglich geglückt. Die Einheitlichkeit hat 
nirgends Not gelitten und man hat niemals das Gefühl, daß die einzelnen 
Abschnitte aus zerstreuten Abhandlungen zusammengearbeitet sind. 
Trotz der an und für sich schweren Materie liest sich das Buch aus¬ 
gezeichnet und bietet dank seiner klaren Darstellung einen wirklichen 
Genuß. Der Stoff ist in drei Hauptabteilungen gegliedert: Strafbare 
Handlungen, Strafen, sowie die Verbindung von strafbaren Handlungen 
und Strafen und das Herrschaftsgebiet der Strafgesetze. Behandelt die 
erste dieser Hauptabteilungen auch meist Fragen, die in erster Reihe 
den Juristen angehen, so sind doch die Ausführungen über „die Subjekte 
der strafbaren Handlungen“ auch für den Strafvollzugsbeamten von 
größtem Wert. Das meiste Interesse für diesen bietet aber die zweite 
Abteilung, deren jeder einzelne Paragraph eine Fülle des Wissenswerten 
für ihn enthält. 

So kann ich denn das Buch jedem von uns, der das ernstliche 
Bestreben hat, sich weiterzubilden und der sich für die Beurteilung der 
zurzeit im Fluß befindlichen Vorbereitungen eines neuen Strafgesetz¬ 
buchs und Strafvollzugsgesetzes eine sichere Grundlage verschaffen 
will, nur bestens empfehlen. v. Engelberg. 


Das Jugendgericht in Frankfurt a. M. Bearbeitet von Karl 
Allmenröder, Amtsgerichtsrat, Jugendrichter, Frankfurt a. M.; 
Dr. Ludwig Becker, Staatsanwalt beim Jugendgericht, Frankfurt 
am Main; Dr. Wilhelm P o 11 i g k e i t, Direktor der Zentrale für private 
Fürsorge, Frankfurt a. M.; Dr. Heinrich Vogt, Professor, Nerven¬ 
arzt in Wiesbaden, früher in Frankfurt a. M. Herausgegeben von 
Dr. Berthold Freudenthal, Professor der Rechte an der Akademie, 
Frankfurt a. M. Berlin. Verlag von Julius Springer 1912. Preis 
Mk. 6.—, gebunden Mk. 6.80. 

Unter den Reformarbeiten auf dem Gebiete des Strafrechts und 
der Strafvollstreckung steht bekanntlich die Frage der Behandlung der 
Jugendlichen mit an erster Stelle. Welche Bedeutung der Sonderstellung 
der Jugendlichen auch von den verbündeten Regierungen beigemessen 
wird, zeigt sich neben der Aufnahme von zahlreichen Bestimmungen in 
die Entwürfe zum Strafgesetzbuch und zur Strafprozeßordnung vor 
allem auch darin, daß dem Reichstag vor wenigen Wochen ein Gesetz¬ 
entwurf über die Errichtung von Jugendgerichshöfen zugegangen ist. 
Der Entwurf bildete ursprünglich einen Teil des Entwurfs zur Straf¬ 
prozeßordnung und hatte im wesentlichen die Zustimmung des Reichs¬ 
tes gefunden. In Anerkennung des dringlichen Bedürfnisses nach 
reichsgesetzlicher Konstituierung der Jugendgerichte hat der Bundesrat 
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tu alle«. Bimdfcsstaate» auf: Grund .miuisterieHer Verordnungen ein¬ 
gebürgert haben, in Bälde ihr gesichertes Fundament .in einem Reichs- 
göset?. efhälten werden. Nach, dem Gesetz sollen 4i£ Jugendgerichte 
allen Amtsgerichten aögegüedert werden, Auigabc des Staatsanwaltes 
ist es, bei allen Straftaten von jugendlichen Angeklagten unter 18 Jahren 
zu prüfen, ob nicht Erriebungs' oder ßesserungshiaßregeln mehr an? 
Platze sind als JMfß Strafe, Die-.Jugendgerichte selbst hnben die Be¬ 
fugnis, die Angeklagten einer p.rziehungsbe.hörde zu überweisen. 

Der Entwurf paßt sich in weitem Umfang den bisherig«! Erfah¬ 
rungen der Praxis an und berücksichtigt besonders auch die "vom iJent- 
sdten Jugendgerichfsfag in Wort und Schrift vertreteuen. Forderungen, 

fia wir es hier mit einer aktuellen Frage zu tun haben, wird es 
allen, die sich mit der modernen Jugendgericlitäbewegurjig beschäftigen, 
— sei es, daß sie sich in ihrer amtlichen Eigenschaft mit ihr zu befassen 
haben, sei es aus allgemeinem. 1 nieresse für die in ihr zutage tretenden 
weittragenden Probleme - nur erwünscht sein, von Präktikeru, die seit 
Jahren ihre ganze Arbeitskraft und Aufmerksamkeit der jugendgenchts- 
sache widmen, über ihre Tätigkeit und ihre Erfahrungeti beridtteti zu 
hören. 

Wir sehen in der modernen jugenclgerichtsbewegung' eine ErscbüT: 
nung vor uns, von der man schon jefit, obwohl sie sich erst im Anfangs¬ 
stadium befindet, mit Sicherheit sagen kann, daß .sie sich in irgend 
einer Form durchsetreu und Einrichhmgeti zerfigrä wird,, die zuln 
dauernden Bestand unserer Strafrechtspflege gehören werden. Sie darf 
deshalb auch das allgemeine Interesse beanspruchen. Die Aaußerutigen 
von Männern der JugendgericldspräXis erhaHon ihren besonderen vX^erf 
dadurch, daß das Problem, um das es sich liier bandelt und das Prof. 
'Förster,.'Zürich, in seinem hervorrageuäen Vortrag auf dem dritten 
Deutschen Jugendgeridistag in Frankfurt a. jM„; 10. -J_. Oktober 1dl 2, 
in die Worte „Strafe und Erziehung, Sühne uod Besserung'' -gekleidet 



Pebhenschaftsberichl über ihre fünfjährig« jugeodgeficht 

in Frankfart a. M. veranlaßt hat. Das Frankfurter Jugendgericht möchte 
ich schlechthin als Musterbeispiel für die künftige Ausgestaltung dieser 
Art Gerichte bezeichnen. Mit dem U Januar 1ÜÖ8 bis Lehen getreten, 
bildet es eines der ältesten, wenn nicht das älteste voilausgestaltete 
jugendgeridit. . Dank der günstigen örtlichen Verhältnisse, war von 
Anfang au die Möglichkeit gegeben, sämtliche in Betracht kommenden 
Faktoren — Richter, Staatsanwalt, private Fürsorge, Arzt — bei der 
Konstituierung des Gerichts zu berücksichtig«! und jedem eine« wesent¬ 
lichen Anteil an der neu orientierten Behandlung der jugendlichen Straf": 
fälligen zu geben.. Durch .seine zentrale Läge und seine wirtschaftliche 
Bedeutung, die aus nah und fern fügend liehe Elemente nacir Frank¬ 
furt a. M, führen, bekommt es auch, wie kaum ein anderes, die Möglich¬ 
keit, Mängel und Lücken des geltenden Rechts zu erkennen 

Die Klagen über die durch die Mandesgesfdziiehfe Regelung d^r 
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eine Programmforderung gestellt wird. Soll den jugendlichen Krimi¬ 
nellen wirksam auch durch Erziehungs- und Fürsorgemaßnahmen nahe¬ 
getreten werden, darf die Durchführung des als notwendig Erkannten 
nicht an der Verschiedenheit der Landesgesetzgebung scheitern. Ich 
schließe mich den Verfassern bedingungslos an, wenn als einheitliche 
Altersgrenze der unter Fürsorgeerziehung zu stellenden Jugendlichen 
das vollendete 18. Lebensjahr verlangt wird. Gerade bei der Polizei 
hat man tagtäglich Gelegenheit, zu beobachten, daß die gefährlichsten 
Jahre für die sittliche Verwahrlosung, besonders bei weiblichen Personen, 
zwischen dem 16. und 18. Lebensjahre liegen und es hat etwas Deprimie¬ 
rendes, wenn man vom 16. Lebensjahr ab von Amtswegen rein nichts 
mehr für die Jugendlichen soll tun können. Zur freiwilligen Unter¬ 
bringung durch die Angehörigen im Wege des Privatvertrags fehlen 
fast immer die Mittel, der Gang zum Armenamt wird aus begreiflichen 
Gründen gescheut, er wäre häufig auch ohne den gewünschten Erfolg 
und die private Wohltätigkeit verfügt auch nur über begrenzte Mittel. 
Der einzige befriedigende Ausweg liegt in der Ausdehnung der Für¬ 
sorgeerziehung. Trägt man gegen die unbedingte Ausdehnung Be¬ 
denken, so sollte wenigstens für besonders krasse Fälle die Möglichkeit 
der Fürsorgeerziehung bis zum 18. Lebensjahr offen gelassen werden. 
Ich meine, schon der Umstand, daß das Strafgesetzbuch bis zum 
18. Lebensjahr von Jugendlichen spricht und im Zusammenhang mit 
strafbaren Handlungen die Möglichkeit der Einweisung in eine Er¬ 
ziehungs- oder Besserungsanstalt gibt, muß konsequenter weise zur 

G leichen Altersgrenze auf dem Gebiet der Fürsorgeerziehung führen. 

s ist ja nicht wahr, daß nach dem 16. Lebensjahr eine erziehliche Ein¬ 
wirkung nicht mehr möglich ist und wenn man die Fürsorgeerziehung 
richtigerweise nicht als Strafe, sondern als Wohltat, auffaßt, darf sie in 
der Zeit vom 16. bis zum 18. Lebensjahr nicht ein Privileg für Ver¬ 
brecher sein, während sie den noch nicht bestraften, aber verwahrlosten 
Jugendlichen versagt wird. 

Die eben etwas ausführlicher behandelte Forderung existiert für das 
Frankfurter Jugendgericht nur noch insofern, als sie den Ruf nach einem 
Reichsfürsorgegesetz mit unterstützt. In Preußen, Baden, Hessen u. a. 
ist, im Gegensatz zu Württemberg, das 18. Lebensjahr schon jetzt die 
Grenze für die Anordnung der Fürsorgeerziehung. • 

Das Frankfurter Jugendgericht basiert, wie die Jugendgerichts¬ 
bewegung überhaupt, auf dem Grundgedanken, daß neben oder an 
Stelle der Sühne beim jugendlichen Uebeltäter die Erziehung zu treten 
habe: „weil die Straftat der jugendlichen Kriminellen in weitaus den 
meisten Fällen eine Folge vernachlässigter Erziehung ist oder mit einer 
sittlichen Verwahrlosung im Zusammenhang steht, verlangt ihre Ahndung 
«ine Sonderbehandlung, welche die Möglichkeit eines Zusammentreffens von 
Straffälligkeit und Erziehungsbedürftigkeit in Rücksicht zieht. Es muß 
deshalb eine organische Verbindung zwischen strafrechtlicher und 
erzieherischer Behandlung des Jugendlichen hergestellt werden, um in 
Fällen, in denen eine Verwahrlosung droht oder bereits eingetreten ist, 
die Wirkung der Strafe durch entsprechende Erziehungsmaßreeein zu 
stützen oder zu ergänzen“ (Polligkeit S. 55 f.). Man war sich dabei 
von Anfang an darüber klar, „daß nur durch ein planmäßiges und 
stetes Zusammenwirken aller beim Jugendgericht tätigen Organe ein 
dauernder und sicherer Erfolg zu erwarten wäre“; das Jugendgericht 
sollte die organisierte Verbindung der Tätigkeit des Jugendrichters, des 
Staatsanwalts und aller amtlich oder freiwillig mit der Fürsorge für die 
Jugendlichen befaßten Organe darstellen. 
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Man bekmnmt bei der Lektüre des Büches den Eindruck, daß diese 
Verbindung in last idealer Form gelungen ist. Staatsanwalt Dr. Becker 
kommt zu dem Urteil, daß sich .auch unter dem geltenden Recht eine 
Organisation'-dcä Verfahrens habe herausbitdett lassen, die sielt so gut 
bewährt hat, daß für Frankfurt, kaum ein dringendes Bedürfnis nach 
größeren Gesefeesänderungen. im Interesse der Jugendlichen zu tage 
getreten sei. 

Es ist nicht der Zweck dieser Besprechung und Empfehlung des 
Buches, eine vollständige ßarsteilung der Organisation des Frankfurter 
JugiratdgBricfdä::ai";.'iggbeRä 'i^;^uß:-«udt‘'vieltne!br' auf die Hervorhebung 
einiger, m. E, besoiidersf giück|icher Einrichtungen beschränken. Zu 
diesen rechne idr an oterstei :St?]le die ),Jtigendgeridis.hHfe‘* ln Frank¬ 
furt a. M„ deren Äufgabsii.,'Organisation* und Wirksamkeit Pr. Potiig- 
fcett im dritten Teil dem Leser’ vorführt. Es hat sich gezeigt, daß Gericht 
und Staatsanwaltschaft imr in Verbindung mit den der Jugendfürsorge 
dienenden tivmdit»ingen den auf die Erziehung gerichteten Teil ihr«" 
Aufgabe richtig irftilfeti können, Da diese von Anfang an der Jagend-* - 
gericiitsbewegüttg eiti reges Interesse eritöCgetrbrachten, bedurfte eg nur 
einer Verständigung über die Form des Ziisänimenarbeitens im Rahmen 
der geltenden Gesetze. Diese wurde in .■Frankfurt a. M. und. an zahl¬ 
reichen änderen gefunden. Sie Stellt 

„innerhalb der weitverzweigten und sehr zersplitterten Jugendfürsorge 
den Vmueh .dar;, wenigstens hinsichtlich der straffällig gewhrdeügh 
jugendlichenveiii' orgastisches Zusammenwirken" aller: 'beteiligten Päutoren . 
und ein Vorgehen nach einhei dielten Gesichtspunkten zu erreichet!“. 
Ihre Aufgabe besteht darin, „in jedem einzelnen Falle für die Verwirk¬ 
lichung des Erziehnügsgedaukens einzutreten und zwar, indem .sie die 
ErziehungsbedürfnUse* iesptellt, die Erziehungsinteref-seu des Jugend¬ 
lichen irn Straf- und Erziehungsveriahre» waliriiinirnt Und in Fällen von 
notleidender Erziehung oder drohender Verwahrlosung durch geejgxiete 


äiisgestatteies Organ neben den Jugendrichter und jugendstaatsanwolt 
In Frankfurt a. M. hat der Verein „Rinderschutz“ die Funktionen'der' 
Jügendgerichtshilfe übernommen Während sttih Früher zahlreiche Ver¬ 
eine und amtliche Organe in die ErmHtluogslätigkeit. über die Per¬ 
sönlichkeit und die Erziehungsvcrhärtuisse der jugendlichen Angeklagten.. 
teilten, kam man am Juli lhöS tiberein, daß «är diesem;Zeitpunkt 
ab dfe Ermiftfühgeh über die MugHcheu und erzieherischen Verhältnisse 
nur noch von eher Stelle, nämlich eben den Verein „Kir)dei*schtit 2 ,‘‘, 
geführt werden sollen,: während sich die übrigen Stellen mit emrr Mit¬ 
teilung von dem Vörijegen der Strafanzeige begnügen. Mit diese?; Mit¬ 
teilung ist ihnen die Möglichkeit offen gelassseti, sich zu jedem einzelnen- 
Fall zu äußern, ohne aber im Verfahren' selbst aktiv /.u werden. Die 
jtigeudgerichtshiife arbeitet mit einem Stamm von Helfern und'. Hel¬ 
ferinnen und zwar regelmäßig mit besonders geschulten--Beamten-frei¬ 
willige Kräfte vverden nur ausnahmsweise," wenn die bespuferen 
Umstünde des Fa des dafür sprechen, yerwendel, .-Seit .-l-.tiVt beteiligt 
sich auch die evang. Innere Mission und die evang, weibliche; Stadt- 
missi.00 durch einen Vertreter begüE eihb'VPFpeferm,. Ihre V*rwcTUiung 
im einzelnen Fall wird bei der vor jeder Flaüotverliandiür'g unter Lei- • 
Jung des Jugendrichters ätattfindenden Konferenz; der Vertreter üfltef- 
Berikksichtiguiig der Bedürfnisse des 'Einzelfalls beschlossen. 

Die JogendgericbfehflJe beteiligt sich, wie sciiört erv/älirit s 'au -deir 
Ermittlungen über die häuslichen und erzfehenseheu Verhältnisse des 
jugendlichen . Angeklagten,■ ferner bei der Prüfung der Frage, ob uw. 
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Anschluß oder neben dem Strafverfahren die Einleitung der Fürsorge¬ 
erziehung notwendig ist, und der Frage der Einsichtsfähigkeit i. S. des 
§ 56 StGB. bezw. der Zurechnungsfähigkeit i. S. des § 51 StGB.; 
ferner hat sie sich gutachtlich über die Frage der bedingten Straf¬ 
aussetzung im Falle der Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe und über 
die etwa seitens des Vormundschaftsgerichts zu treffenden Maßnahmen 
zu äußern. Die dazu notwendigen Ermittlungen, die aber nicht den 
strafrechtlichen Tatbestand zu klären haben — der Richter soll nur 
unterstützt, nicht mehr oder weniger ausgeschallet werden —, werden 
schon im Vorverfahren angestellt und in Form eines Berichts durch den 
Staatsanwalt dem Jugendrichter vor der ersten verantwortlichen Ver¬ 
nehmung vorgelegt. Im Hauptverfahren tritt, soweit sich dafür ein 
Bedürfnis zeigt, der Vertreter der Jugendgerichtshilfe als Beistand im 
Sinne des § 149 StPO, dem Angeklagten zur Seite und nach der 
Hauptverhandlung übernimmt sie die Fürsorge- und Schutzaufsichts- 
tätiglceit, um durch vorbeugende Erziehung einen kriminellen Rückfall 
des Jugendlichen verhüten zu helfen. 

Man begreift nach dieser summarischen Aufzählung der vielseitigen 
Tätigkeit der Jugendgerichtshilfe in Frankfurt a. M., wenn Dr. Polligkeit 
mit berechtigtem Stolz auf das Erreichte weitgehende Aenderungen des 
geltenden Rechtes für kein dringendes Bedürfnis hält. Nur darf nicht 
übersehen werden und wird auch von ihm anerkannt, daß dieser Erfolg 
die günstigen Verhältnisse, die sich in Frankfurt darbieten und die nicht 
überall selbstverständlich sind, zur Voraussetzung hatte. Es kann 
deshalb für die Sache selbst nur von Vorteil sein, wenn durch eine 
gesetzliche Regelung an Stelle von Zufälligkeiten eine feste Organisation 
tritt. Gerade die Entwicklung der Frankfurter Jugendgerichtshilfe ist 
ein lehrreiches Beispiel für die hemmenden Begleiterscheinungen der 
bloßen Anpassung neuer Bedürfnisse an bestehende Formen; vergl. z. B. 
die Ausführungen über die Beistandschaft i. S. des § 149 StPO. S. 39 f. 
und 54 ff. 1. c. — Sehr erfreulich ist, daß in Frankfurt weder das Jugend¬ 
gericht noch die Jugendgerichtshilfe wie von vielen, z. B. auch von 
Förster, wohl nicht ganz mit Unrecht befürchtet, durch sentimentale 
Anwandlungen einer schwächlichen Milde in der Behandlung jugend¬ 
licher Krimineller verfallen sind. Daß ein Jugendlicher anders beurteilt 
und angefaßt werden muß als ein Erwachsener, der mit dem Straf¬ 
gesetz in Konflikt gekommen ist, daß insbesondere der Richter mehr als 
eine schematische Aburteilung des Falles zu leisten hat, wird heutzutage 
wohl allgemein anerkannt werden. Daß diese Erkenntnis aber noch nicht 
zu dem Dogma „Erziehung statt Strafe“, sondern nur zu der Forderung 
„Strafe und Erziehung“ überleitet — mit besonderer Betonung der 
Erziehung und Anerkennung von Zweckmäßigkeitsgründen für die Wahl 
zwischen Straf- und Erziehungsverfahren in einzelnen Fällen —, scheint 
mir von sämtlichen Instanzen des Frankfurter Jugendgerichts vollauf 
gewürdigt zu werden. Man hofft sogar, daß es die richtige Form des 
Jugendgerichtsverfahrens ermöglicht, weit mehr Delikte als bisher vor 
den Richter zu bringen. Daß auch von der Jugendgerichtshilfe an den 
Zweck der Strafe, abschreckend zu wirken, gedacht wird, ersieht man 
aus der treffenden Bemerkung auf Seite 71: „Das Gefühl, daß jede Ver¬ 
fehlung ein Eingreifen des Richters nach sich zieht, wirkt als Ab¬ 
schreckung heilsamer, als eine noch so strenge Strafe, wenn vorher 
andere Taten ungerügt geblieben sind“. Die ganze Jugendgerichts¬ 
bewegung hat m. E. nur dann einen Wert, wenn anerkannt wird, daß 
bei der Behandlung jugendlicher Krimineller die Frage: Strafe oder 
Erziehung? nach der größeren Zweckmäßigkeit entschieden werden muß. 
Wenn über den Umfang des Zurücktretens der Strafe hinter die 




Erziehung noch verschiedene Meinungen gegeneinander latifen und sich 
mitunter heftig bekämpfen, so ist dies ~ bei einer relativ so jungen 
Erfedheinung wse der lugendgcrichtsbeweguiig nicht weiter verwunder¬ 
lich -nnd szwar utnsr* weniger,,' als bekännflkh auch der Streit; um den 
Zweck der Strafe noch keineswegs zu einem Abschluß gekommen ist, 
■;Als iweik, feesohdefs glückliche Erruitgeuschalt dei Ffankiüzier 
Jugendgerichts möchte ich auiiiliren, daß bei allen geeigneten Fällen 
(d h, i« der Mehrzahl der Fälle} ein Arzt, und Zwar ein Psychiater, 
hcigezoge« wird, Seine Aufgabe besteht darin, schon im Vorverfahren 
auf -.Anregung, und in Zusammenarbeit milder J ugendge rieh tshi Me de» 
Jugendlichen einer p?y!diolögiscJi'psycHt|^||ien: Efnter^udmu^ zu unter- 
ziehen. Diese Untersuchung 

der von der JugendgerichMiilfe angestSltih Erhebungen. Das, ärztliche 
Gutachten wird njit diesen dem Richter als Material z« ^seiner Orien¬ 
tierung übergebe«. Wie dieser das vorgeteete Material verwerten will. 


bleibt natürlich semem freien Ermessen Übet lassen. Der Wert gerade 
auch des ärztlichen Gutachtens für den Richter kann «i E. bei der Ver- 
wickeltheit der jugeridsttäfs.achfeit nach der psychiatrisch-psyehoiogtechöF 
Seite nicht zweifelhaft sei« Fs muß schon als ein sehr erwünschter 
Erfolg verzeichnet werden, daß auf Grund dieses Gutachtens das 
Gericht in zahTreichen Failen das A/erfahren auf Grund von § 51 StGß. 
ohne Hdiipfverhaftdluhg'-'eihstellen' kamt.;'' Nur auf diese Weise kann der 
erziehungswidriger Einfluß einer Hauptverhandluwg überhaupt und einer 
solche« mit nachfolgender Freisprechung im besonderen ausgeschaltet 
werden'. Ich verweise iu dieser Hinsicht auf die sachverständigen 
Ausführungen von Dr Vogt auf Seite 93 f. .'Wertvoll, besonders, für 
den Praktiker, sind auch . seine. Einzeltmtersuchungen über Diebstahl 
bei Jugendlichen". „Sexuell entartete Jugendliche 14 . ,, fue^ndlidie Lügner 
und Lügnerinnen^ und „Die Vagabundage" (S. d4"^lS4), 

Wen« «och kurz auf die Erfolge des Jugendgerichts und der 
Jügendgericbtshilfe eingegaogen werden soll, so ist zu beachten, daß 
auch das Frankfurter 'Jugendgericht erst auf/eine vierjährige Wirksam¬ 
keit zurückblickt und noch nicht mit. umfangreicher Statistik au {war teu • 
kann. Der Erfolg wird sich auch nie zahlenmäßig in einer Statistik 
so überzeugend nädiweisen lassen, daß alle Bedenken verstummet! 
müssen, wer aber,"-wie der Verfasser, von der Ueberzeugung durch¬ 
drungen ist, daß den Jugendlichen, die mit dem Strafgesetz in Konflikt 
kommen, in erster Linie die 'Wege zu einer siftUchci.i Besserung geebnet' 
werden müssen, wird eine Organisation, wie wir sie im Frankfurter 
Jugendgericht vor uns haben, nur mit großer Freude begrüßen. Bei 
Bestrebungen, an denen mH so viel Hingebung und Sachverständnis 
gearbeitet wir<E>aüo ; .Her.;Erfolg i»icht..au^>leib«n- 

Stuttgart. PoUzeihauptniann Br. Knapp.. 


^oÜzeihaviptnui nn Br. Knapp. 


SttngJein, Kommentar zu den slrafrechtlictieii Neben gesetzeg des 
Deutschen'..Reiches, 4. völlig neu bearbeitete Auflage. Lieferung l- it. 
Band I bis 'XVIII — 1113 S. Sub.vkr.-Preis .vollständig Mfc.2«.—, geh. 

Mk. 31.75; Band II bis XI1 . 941 S. Subskr.- Preis - vollständig 

Mk, 23,—, geh, 25.75. Berlin, Liebmami, ! 9Ö9 - 1GO, 

Das große Werk üt in seiner 4. der-JBF$teäS fffe- nach dem 

Tode des ursprünglichen Herausgebers erscheint, maibeäfbrii in Gemein¬ 
schaft mit Geheimem Oberregierungmt Df. A. H u ff m ä n n. Ge¬ 
heimem Regierungsrat. Dr. E.-'T i 4« r t.v. : 'et4 ; f$/. : Vortragenden Räten 
im. Reidisscimtzatttt, Dr. R. Kloß, Geheimem FtuanzraFim; Königlich 
sächsischen Finanzministerium, und Dr. W- Cuii d, ßegienmgsrat iifi. 
Rcichsfidud.ramt. von Rüchsgericidsrai Lu d w i g F b e r in aycr. 
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Reichsgerichtsrat a. D. Franz Galli und Senatspräsidenten bei dem 
Kammergericht, Geheimem Oberjustizrat Dr. Georg Lindenberg 
und ist jetzt bis zur 11. Lieferung gediehen, die den Schluß des II. Bands 
bringt, vom III. Bande die ersten sieben Bogen enthält. Damit ist das 
Werk allerdings sehr viel umfangreicher geworden, als ursprünglich 
geplant war. I)ie Herausgeber begründen das selber, wie folgt: 

„Die große Ausdehnung des Werkes hat sich früher nicht voraus¬ 
sehen lassen. Die Ueberschreitung des ursprünglich geplanten Um¬ 
fanges liegt zunächst an der Gesetzgebung. Von neuen Gesetzen sind 
die Reichsversicherungsordnung mit mehr als 1800 Paragraphen, da¬ 
neben das Angestelltenversicherungsgesetz, das Hausarbeitsgesetz, das 
Zuwachssteuergesetz und mehrere andere kleinere Gesetze inzwischen 
verabschiedet worden. Die ungeahnte Ausdehnung des Werkes beruht 
aber weiter darauf, daß die neuen Gesetze und die Ausgestaltung älterer 
eine eingehendere Kommentierung nötig machten, wenn das Werk, von 
Praktikern geschrieben, ein für die Praxis wertvoller Ratgeber bleiben 
sollte. Außerdem veranlaßten uns zahlreiche Wünsche, uns nicht mit 
einer möglichst gründlichen Erläuterung der strafrechtlichen Bestim¬ 
mungen zu begnügen, sondern zugleich eine Kommentierung der in den 
früheren Auflagen grundsätzlich ausgeschiedenen zivil- und verwaltungs¬ 
rechtlichen Fragen zu bieten.“ In der Tat ist in der neuen Auflage die 
Behandlung des Stoffes noch viel eingehender und es werden im ganzen 
etwa 120 Gesetze erläutert werden! 

Wenn wir auch bei Abschluß auf das Werk zurückkommen werden, 
so möchten wir doch kurz schon jetzt auf die nun vollständigen ersten 
beiden Bände hinweisen. 

Im I. Band, der 1909 zu erscheinen begann, sind 92 Gesetze 
erläutert in den elf Abteilungen Vereins- und Versammlungsrecht, Ver¬ 
kehrsanstalten, geistiges Eigentum, Polizeigesetze, Gesetze betr. 
•militärische Verhältnisse, Seewesen, Geldverkehr, Gesundheitswesen, 
verschiedene Materien, Viehkrankheiten, gewerbliche Gesetze, fast alle 
von Lindenberg, Ebermayer und Galli bearbeitet. Ganz neu ist hierunter 
ja das Reichsvereinsgesetz und das Gesetz über die Kraftfahrzeuge, 
erheblich umgestaltet das Photographiegesetz, Weingesetz und Gesetz 
über den unlauteren Wettbewerb. 

Der ganze II. Band umfaßt die Zoll- und S t e u e r gesetzgebung, 
die infolge ihrer Umgestaltung sehr eingehend bearbeitet ist. Den 
Anfang macht ein 206 Seiten umfassender Kommentar zum Vereinszoll¬ 
gesetz vom 1. Juli 1869. Dann folgen das Gesetz vom 1. Juli 1869, 
betreffend die Sicherung der Zollvereinsgrenze in den vom Zollgebiete 
ausgeschlossenen hamburgischen Gebietsteilen, das Zolltarifgesetz vom 
25. Dezember 1902, das Gesetz, betreffend die zollwidrige Verwendung 
von Gerste, vom 3. August 1909, das Reichsgesetz vom 9. Juni 1895, 
betreffend die Ausführung des mit Oesterreich-Ungarn abgeschlossenen 
Zollkartells, das Gesetz vom 7. Februar 1906, betreffend die Statistik des 
Warenverkehrs mit dem Auslande, dann die Verbrauchssteuergesetze 
(Salz, Zucker, Schaumwein, Leuchtmittel, Zündwaren, Brau- und 
Branntweinsteuer, Tabak, Zigaretten, Spielwaren) S. 256—565, das letzte 
von Hoffmann, alle übrigen von Trautvetter bearbeitet; beide Kommen¬ 
tatoren waren hierfür vermöge ihrer amtlichen Berufstätigkeit als Vor¬ 
tragende Räte im Reichsschatzamt besonders geeignet. Den Schluß bilden 
die Verkehrssteuergesetze und das Zuwachssteuergesetz. Dieses 
ist von Cuno (51 S.), das Erbschaftssteuergesetz von Kloß auf 68 S. 
läutert. Ausführungsbestimmungen und Literatur sind reichhaltig berück¬ 
sichtigt, so daß diese Bearbeitungen auch für den Finanzbeamten und 
das Publikum wertvoll sind. 
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gegen die Schwerbestraften, d. h. mit Zuchthaus und längeren Gefängnis¬ 
strafen Belegten. Wenn einer wegen eines Gewerbeordnungs-Vergehens 
oder wegen Beleidigung, Körperverletzung, Hausfriedensbruchs oder 
Sachbeschädigung einmal bestraft worden ist, so wird ihm das nicht so 
sehr ins Wachs gedrückt werden. 

In seiner zweiten Folgerung wendet sich Finkelnburg an die 
Kriminal-Psychologen und die Kriminal-Psychiater: „Hütet euch jetzt 
dreimal vor den Uebertreibungen der italienischen Schule, die den 
Delinquenten für eine besondere Menschen-Spezies hält! Ihr sehet ja 
aus meinen Zahlen, daß das Zuwiderhandeln gegen die Imperative 
des Staates als eine allgemeine Erscheinung von solchem Umfang sich 
darstellt, daß man geradezu von einem Normal-Standpunkt sprechen 
darf!“ Auch hier wird man ein Fragezeichen machen dürfen. Den 
sog. „kleinen Kriminalisten“, der unter den Finkelnburgschen Zahlen 
eine so große Rolle spielt, wird niemand zum „delinquente nuio“ 
rechnen. Bei uns in Süddeutschland hat wenigstens die Zahl der vom 
Psychiater Exkulpierten erheblich abgenommen. 

Für sehr beherzigenswert dagegen halte ich Finkelnburgs dritte 
Folgerung, die an die Adresse der Kriminalpolitik gerichtet ist, 
besonders im Hinblick auf das künftige Strafrecht: „einen schlagenderen 
Beweis“, sagt Finkelnburg in seiner scharfpointierten, von Ueber¬ 
treibungen nicht ganz freien Weise, „als meine Zahlen gibt es wohl 
nicht, bis zu welcher Strafsucht die herrschende Art und Weise der 
Verbrechensbekämpfung ausgeartet ist; es hat sich eine sträfliche Ueber- 
produktion bei uns herausgebildet, wie sie die Weltgeschichte in solchem 
Zenith vielleicht noch nie gesehen hat.“ Er ruft dem künftigen Gesetz¬ 
geber deshalb zu: „StrafÖkonomie! Strafe nur als letzte Wehre für das 
Gemeinwohl. Sonst, wo immer möglich — Stützung des Gesellschafts¬ 
körpers aus Eigenkraft durch soziale Reform und Remedur! Nur ein 
Minimum von Strafparagraphen und maßvollste An¬ 
wendung dieses Minimums, d. n. Oportunitäts-Prinzip für die 
Staatsanwaltschaft. Aber noch mehr: weitgehendste private Antrags- 
Initiative und grundsätzliches Widerrufsrecht bei allen Strafanträgen 
bis zur erfolgten Spruchfällung. Möglichste Verdrängung der Frei¬ 
heitsstrafe als Zentral-Pön wegen ihrer schädlichen Nebenwirkungen: 
nur ein Minimum von Freiheitsstrafen und ein Maximum von Surrogaten 
für die Freiheitsstrafen: Verweis, bedingte Verurteilung, Friedensbürg¬ 
schaft etc. Dann wird die ewiggültige Forderung, Strafe nur, wo der 
Schutz der menschlichen Gesellschaft es gebieterisch fordert, endlich 
Wahrheit werden. Die Pönal-Vergeudung wird zu Ende gehen. Was 
übrig bleibt, ist vollberechtigte Repressalie gegen wirkliches Ver¬ 
brechertum!“ 

Das Minimum von Strafparagraphen wird freilich auch im neuen 
Strafrecht im Hinblick auf die Menge von Rechtsgütern, die im 
modernen Kultur- und Verkehrs-Leben zu schützen sind, nicht so gar 
klein ausfallen können. Den Ruf nach Strafsurrogaten aber möchte auch 
ich kräftig unterstützen und wünschen, daß des Verfassers kräftige und 
gewichtige Stimme den in den verschiedenen Strafrechts-Vorentwürfen 
auf dem Anmarsch begriffenen sichernden Maßnahmen den Weg ebnen 
helfen möge! 

Zum Schluß macht F. sehr bemerkenswerte Vorschläge zur Ver¬ 
besserung der Kriminal-Statistik, um aus ihr in Verbindung mit der 
Volkszählung die „Morphologie der deutschen Verbrecherwelt“ darlegen 
zu können. Er erinnert dabei an ein Wort Georg v. Mayrs, das 
Finkelnburg seinem Buch als Motto vorangestellt hat: „die erschöpfende 
Bestandsermittelung der Bestraften in der Bevölkerung ist an sich der 
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moralstatistisch bedeutsamste Ausweis auf dem gesamten kriminalisti¬ 
schen Gebiete!“ 

Den Anhang bildet ein „Reichskriminalistischer Atlas“ mit zehn 
Uebersichtstafeln für 1909, nebst Vorwort und Deliktsverzeichnis. 

Hier sei namentlich auf Tafel VII hingewiesen: die Gesamtheit 
der verhängten Strafen nach ihrer Art und Höhe (erdrückendes Ueber- 
gewicht der kurzzeitigen Freiheitsstrafen). Von soziologisch hohem 
Interesse ist ferner Tafel VIII: Einfluß der Jahreszeiten auf die Be¬ 
gehung der Delikte. — 

Das von reicher statistischer Sachkenntnis zeugende Werk des 
Verfassers ist außerordentlich verdienstlich und beachtenswert. Möge 
es bahnbrechend wirken namentlich in Absicht auf die Verwertung der 
Kriminal-Statistik zu praktischen und gesetzgeberischen Zwecken! 

Unseren Verwaltungs-Büchereien sei das treffliche Buch zur An¬ 
schaffung dringend empfohlen. 

Ludwigsburg. _ Schwandner. 


Die Ursachen der jugendlichen Verwahrlosung und Kriminalität. 
Studien zur Frage: Milieu oder Anlage. Von Dr. Hans Gruhle, 
Heidelberg. Mit 23 Figuren im Text und einer farbigen Tafel. 454 S. 
Berlin, Verlag von Julius Springer, 1912. 

Gruhle hat sich in seiner Arbeit die dankenswerte Aufgabe ge¬ 
stellt, frei von jeder vorgefaßten Anschauung und Schulmeinung, durch 
möglichst objektive und gründliche Untersuchung die Frage zu beant¬ 
worten, welchen Anteil an der jugendlichen Verwahrlosung und Krimi¬ 
nalität die Anlage hat und welchen das Milieu. Er hat zu diesem 
Zweck die 105 Insassen der badischen Zwangserziehungsanstalt in 
Flehingen in eingehendster Weise untersucht, nicht nur in körperlicher 
und geistiger Hinsicht, er hat es sich besonders angelegen sein lassen, 
die hereditären Verhältnisse (Geburtsort, Alter der Eltern bei der Ge¬ 
burt des Sohnes, Unehelichkeit, Beruf der Eltern, Militärverhältnis des 
Vaters, Kriminalität, Trunksucht, geistige Abnormität, körperliches 
Siechtum der Eltern, Kriminalität der weiteren Verwandten, Erwerbs¬ 
verhältnisse und Kinderzahl) so weit als möglich festzustellen. Ebenso 
hat er „Das Schicksal und die Persönlichkeit des Kindes“ und „Die 
Persönlichkeit der Jugendlichen“ genauester Untersuchung unterworfen. 

Hinsichtlich seiner Hauptfrage kommt Gruhle zu folgendem Er¬ 
gebnis : 

In 20 Prozent der Verwahrlosten ist die Ursache des sozialen 
Verfalls ausschließlich oder vorwiegend in der abnormen Artung zu 
finden. In weiteren 21 Prozent ist die Verwahrlosung allein oder 
hauptsächlich in der Anlage begründet, ohne daß diese als abnorm zu 
bezeichnen ist. In 41 Prozent der Verwahrlosten ist Milieu und Anlage 
zu gleichen Teilen an dem sozialen Herunterkommen schuld; fast 
zwei Drittel von diesen (26 Prozent der Gesamtheit) sind als abnorm 
anzusehen. 

In 18 Prozent der Verwahrlosten ist das schlechte Milieu allein 
oder hauptsächlich als Ursache des sozialen Verfalls anzusehen, reich¬ 
lich die Hälfte von diesen ist abnorm, doch spielt diese Abnormität hier 
gar keine oder eine äußerst geringe ursächliche Rolle. 

Diese Zahlen sind insofern lehrreich, als sie uns zeigen, daß die An¬ 
lage bei der Kriminalität und dem sozialen Verfall doch nicht die ausschlag¬ 
gebende Rolle spielt, die man ihr vielfach noch zuschreibt; in fast der 
Hälfte der Fälle ist dem Milieu eine ebenso große Bedeutung beizu¬ 
messen. 
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Weitere Einzelheiten aus der vorwiegend statistischen Arbeit an¬ 
zuführen, ist in einem kurzen Referat nicht möglich; nur auf eines sei 
noch hingewiesen. Die sorgfältigen Untersuchungen Qruhles über 
Heredität zeigen, wie außerordentlich vorsichtig man in der Bewertung 
einzelner hereditärer Momente (Trunksucht des Vaters, uneheliche 
Geburt und dergl. mehr) sein muß; und wie verfehlt es ist, einzelne der¬ 
artige Tatsachen kurzerhand als Beweis für „erbliche Belastung“ zu 
registrieren. In diesem Punkt Abhilfe zu schaffen, ist dringend nötig, 
das lehren Gruhles Untersuchungen aufs deutlichste. 

Den Schluß der Arbeit bilden 105 ausführliche Lebensläufe. 

Die eminent fleißige Arbeit, die eine Fülle hochinteressanter Einzel¬ 
tatsachen enthält, ist ein wertvoller Beitrag zur Frage der jugendlichen 
Kriminalität. Sie sei jedem, der sich für diese jetzt so aktuelle Frage 
interessiert, aufs angelegentlichste empfohlen. 

Hohenasperg. Dr. Stetiger. 


Praktische Seelsorge in Einzelbildern aus ihrer Arbeit, heraus¬ 
gegeben mit Männern der seelsorgerlichen Praxis von Paul Blau, 
Generalsuperintendent der Provinz Posen. (Agentur des Rauhen Hauses. 
350 Seiten. Mk. 4.20, geb. Mk. 5.—.) 

Wir haben hier ein vortreffliches Werk vor uns, das nicht bloß dem 
Geistlichen und Anstaltsbeamten, sondern auch dem Juristen, dem 
Psychiater und dem Gebildeten überhaupt durch die Fülle und Sorgfalt 
der hier niedergelegten, aus langjähriger Erfahrung und Facharbeit 
geschöpften Mitteilungen seelsorgerlicher Berufsarbeit manches wertvolle 
Material in kurzem Rahmen darbietet. Seelsorge und Seelenkunde, 
experimentelle Psychologie und praktische Theologie gehören ja, wie 
man dies in neuerer Zeit immer klarer erkennt, zusammen. Ueberblicken 
wir den Inhalt des verdienstvollen Buches, so finden wir darin von be¬ 
rufenen, meist noch im Amte stehenden Geistlichen und Anstaltsleitern 
die Seelsorge auf den verschiedensten Gebieten an dem heranwachsenden 
Geschlecht und den Erwachsenen, wie in allerlei Nöten und Lebens¬ 
lagen in ihren Hauptzügen dargestellt. Die Seelsorge an Kindern, an 
Jünglingen und Jungfrauen, wie an höheren Schulen (letztere in beson¬ 
ders anziehender, großzügiger und geistvoller Schilderung von Unitäts- 
direktor H. Bauer in Berthelsdorf), ferner die Seelsorge an der 
Fürsorgejugend und an der studierenden Jugend eröffnet den Reigen. 
Daran reiht sich in weiteren gediegenen, instruktiven kürzeren Abhand¬ 
lungen die Seelsorge an Arbeitern (von D. Lic. W e b e r in M.-Gladbach), 
in der Großstadt (von. Pastor Paul Le S e u r in Berlin) und in der 
Kleinstadt (von Pastor Lic. Füllkrug in Bentschen). Aber auch die 
Artikel über die Seelsorge auf dem Dorfe, im Heere, an Gebildeten (vom 
Herausgeber, besonders lesenswert), in der Diaspora und an allerlei 
fahrendem Volk verdienen ernste Beachtung. Den Schluß bildet die 
Seelsorge im Krankenhause, am Krankenbette, unter geistig Abnormen, 
an den Opfern der Unzucht, an Trinkern und die Seelsorge im Gefäng¬ 
nis. Eine hübsche Dreingabe ist vom Herausgeber die Schilderung der 
seelsorgerlichen Sprechstunde. Wenden wir uns noch speziell der Ab¬ 
handlung von A. Bertsch, evang. Hausgeistlichen am Zuchthaus in 
Ludwigsburg und an den Strafanstalten auf Hohenasperg (Württem¬ 
berg) über die „Seelsorge im Gefängnis in ihrem Zu¬ 
sammenwirken mit dem Heimatpfarramt“ zu. Der 
Verfasser schildert uns zuerst aus dem Kapitel der Verbrechens¬ 
prophylaxe mancherlei Erfahrungen, die für ihn mit Recht von Wichtig¬ 
keit smd, besonders auch den vielfach ungenügenden Religionsunterricht 
für die konfirmierte Jugend, wobei nicht selten die einfachsten Kennt- 
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nisse der Moral, des Gesetzes und der Sanität fehlen. Und doch tut hier 
eine populäre Ethik und populäre Apologetik dringend not. 
Auch unsere Predigt soll populärer und aggressiver werden. Die 
Pfarrer sollten ihre Kräfte mehr gegeneinander austauschen. Die christ¬ 
lichen Zeitschriften und Gemeindeblätter sollten ferner mehr verbreitet, 
und der Kampf gegen den Alkohol, gegen Trunksucht und Unzucht mit 
Hilfe der Inneren Mission und christlich interessierter Aerzte ener¬ 
gischer aufgenommen werden. Vor allem sollten die Berichte der Heimat¬ 
pfarrämter über das Vorleben, den Charakter und die Familienverhält¬ 
nisse der Sträflinge bei der Einlieferung, aber auch bei der Beurlaubung 
und Begnadigung derselben sorgfältig und gewissenhaft gehandhabt 
werden. Sehr wichtig bleibt ja in der Tat die Vermittlung zwischen 
dem Gefangenen und seinen Angehörigen und die Fürsorge für dessen 
verarmte Familie. Dem noch ungefestigten und besserungswilligen Ent¬ 
lassenen muß das Rückgrat gesteift, die Brücke ins kirchliche Leben 
langsam gebaut, und in der Heimat der Anschluß an die Predigt des 
Evangeliums wieder ermöglicht werden. Dies sind die Hauptgedanken, 
die Bertsch, da der Raum für weitare Ausführungen ihm, wie den 
andern Mitarbeitern kurz gesteckt wurde, klar und präzis hinstellt, und 
denen wir unsere Beistimmung nicht versagen werden. 

Wir möchten das schöne, gedankenreiche Buch mit seinen ver¬ 
schiedenen, wenn oft auch nur mehr angedeuteten, als weiter ausgeführ¬ 
ten Beobachtungen, Winken und Ratschlägen herzlich empfehlen. 

Ludwigsburg. Dekan a. D. Landenberger. 


Bibliothek der Kriminalistik. Einzeldarstellungen der Strafrechts¬ 
wissenschaft und ihrer Hilfswissenschaften. Herausgegeben von 
Prof. Dr. G. Achaffenburg und Prof. Dr. N. Herrn. Kriegs¬ 
mann. Band 1. Einführung in die Gefängniskunde von Prof. Dr. 
N. Hermann Kriegsmann, Privatdozent an der Universität Kiel. 
Heidelberg, Karl Winters Universitäts - Buchhandlung 1912. 350 S., 

brosch. Mk. 5.40, geb. Mk. 6.50. 

Wenn — nicht mit Unrecht — oft darüber geklagt wird, daß der 
Jurist vom Fach sich nicht genug um die Fragen des Strafvollzugs küm¬ 
mere, so ist das vorliegende Buch schon deshalb mit Freuden zu be¬ 
grüßen, weil hier der Jurist in erster Linie dem Juristen — das Buch 
ist aus Vorlesungen herausgewachsen — Gelegenheit bietet, den Straf¬ 
vollzug in seinem ganzen Umfang, ja bis in das Gebiet der polizeilichen 
Maßnahmen, der Fürsorgeerziehung, und Entlassenen-Fürsorge hinein 
nach seinen psychologischen und rechtlichen Grundlagen und in seinem 
Zusammenhang mit der Strafrechtswissenschaft in zusammenfassender 
Weise in Absicht auf Gestaltung und Ziele gründlich kennen zu lernen. 

Im ersten Abschnitt gibt Kriegsmann eine nach ihrer Kürze 
und Gründlichkeit geradezu klassische Darstellung der geschichtlichen 
Grundlagen- des modernen Gefängniswesens, in der besonders der Zu¬ 
sammenhang der amerikanischen und englischen Entwickelung des 
Strafvollzugs mit der deutschen klar und deutlich hervorgehoben ist. 

Im 2. Abschnitt — Aufgaben und rechtliche Grundlagen des 
Strafvollzugs — weiß der Verfasser die Gefängniskunde — als Hilfs¬ 
wissenschaft und technische Wissenschaft — vom Strafrecht richtig 
abzugrenzen: sie hat die Bemühungen darzustellen und zu beurteilen, 
welche sich auf die Verwirklichung des Strafzwecks durch den Straf¬ 
vollzug richten. Den Strafzweck zu bestimmen, ist nicht ihre Aufgabe, 
weshalb mit Recht nicht näher auf den Streit der Strafrechtsschulen 
emgegangen wird. Wir wissen es aber dem Verfasser zu Dank, daß 
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er die Strafe auffaßt als „Uebel, das der Vergeltung der schuldhaften 
Tat dient“, ohne daß er sich auf den Standpunkt der rigorosen Ver¬ 
geltungstheoretiker stellt. Die Spezial-Prävention im Strafvollzug kommt 
bei ihm ebenfalls zu ihrem Recht; aber nur in ihrer Gebundenheit an die 
Schranken, die der Vergeltungsgedanke ihr zieht. Kriegsmann 
präzisiert seinen Standpunkt im wesentlichen als den Belings in seinem 
Buche: „Die Vergeltungsidee in ihrer Bedeutung für das Strafrecht“. 

Wir stimmen Kriegsmann völlig bei, wenn er die schärfere 
Betonung der Strafe als des Vergeltungs-Üebels begründet mit der Nei¬ 
gung der Strafvollzugs-Theoretiker, denVergeltungsgedanken zugunsten 
des Besserungsgedankens in den Hintergrund zu drängen. 

Verfasser behandelt in diesem Abschnitt die Schranken und die 
psychologischen Grundlagen der Individualisierung mit besonderer 
Berücksichtigung der Rückfälligen, der Jugendlichen und der geistig 
Minderwertigen; er setzt sodann den Strafvollzug ins richtige Verhältnis 
zum Strafrecht und Strafprozeßrecht (er ist ein Sondergebiet der voll¬ 
ziehenden Gewalt, der Verwaltung), behandelt das Strafsystem, den 
bedingten Straferlaß, die vorläufige Entlassung und das formelle Straf¬ 
vollzugsrecht. Hierbei ist besonders bemerkenswert die klare Heraus¬ 
hebung des Begriffs der Strafvo 11 zugsf ähigkeit („in der patho¬ 
logisch bedingten Unlenkbarkeit des Gefangenen wird seine Strafvoll¬ 
zugsunfähigkeit praktisch hervortreten“) und das materielle Strafvoll¬ 
zugsrecht. 

Der dritte Teil des Buches gibt uns eine erschöpfende Schilderung 
des modernen Gefängniswesens in Deutschland (Organisation, Stellung 
des Gefangenen im Strafvollzug, die Strafvollzugs-Systeme; die Ge¬ 
fängnisarbeit, Seelsorge und Unterricht). Gerade hierin zeigt es sich, 
daß der Verfasser den Strafvollzug in der Praxis studiert hat. In Einzel¬ 
heiten kann man verschiedener Ansicht sein, so kann ich bei der Wertung 
des Progressiv-Systems dem Verfasser in seiner Zuneigung zum englisch¬ 
amerikanischen Straf System nicht folgen, trete aber mit voller Ueber- 
zeugung seinem Standpunkt bezüglich der ausgiebigen Verwendung der 
vorläufigen Entlassung bei. In Süddeutschland kann man in der Tat die 
vorläufige Entlassung so, wie sie gehandhabt wird, als Ausbau des 
Progressivsystems betrachten. 

Zu beanstanden habe ich des Verfassers etwas zu pessimistische 
Auffassung der Individualisierungsmöglichkeit im Strafvollzug und 
sein Verlangen nach richterlicher Entscheidung über Beschwerden von 
Gefangenen. 

Als besonders gelungen möchte ich den, wie man meinen sollte, 
den Juristen etwas abgelegenen Abschnitt über die Gefängnis a r b e i t 
bezeichnen. Ich stimme dem Verfasser vollkommen bei, wenn er für die 
Gefängnisarbeit die Arbeitsmethoden moderner Betriebstechnik verlangt. 
Nicht ganz richtig, wenigstens für süddeutsche Verhältnisse nicht zu¬ 
treffend, ist es, wenn er S. 216 sagt, daß „der deutsche Strafvollzug 
sich grundsätzlich alle mit Motoren betriebenen maschinellen Einrich¬ 
tungen versage“. Ebenso muß ich es als für Süddeutschland nicht 
zutreffend bezeichnen, wenn Kriegsmann S. 221 sagrt: „die Zahl 
der in den einzelnen Strafanstalten betriebenen Gewerbezweige zu gering 
sei, als daß sich die Individualisierung der Beschäftigung wirklich 
durchführen lasse“. 

Sehr erfreulich ist mir, was Kriegsmann der Seel sorge 
im Strafvollzug nachrühmt: S. 232: „es wäre durchaus verfehlt, nur 
von scheinbaren Erfolgen der geistlichen Arbeit zu sprechen. Sie wird 
stets mehr in die Tiefe, als in die Breite, mehr auf den einen oder anderen 
Einzelnen, als auf die Masse einwirken; daß ihr aber in jener Richtung 
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reiche Erfolge vielfach zuteil werden, haben selbst die schärfsten Kritiker 
unseres Strafvollzuges nicht zu leugnen gewagt! Ich möchte auf Grund 
langjähriger Erfahrung diese Ausführungen dankbar unterstreichen. 

Daß Kriegsmann in seinem 4. Abschnitt: „Ergänzende Maß¬ 
nahmen“ (sichernde Maßnahmen, Arbeitshaus, Polizeiaufsicht, Aus¬ 
weisung; Fürsorge-Erziehungj Entlassenen-Fürsorge und Rehabilitation) 
die Grenzen des engeren Gebiets des Strafvollzugs überschreitet, ist an¬ 
gesichts der Strafrechtsreform, in der gerade diese Maßregeln eine so 
hervorragende Rolle spielen, mit Freuden zu begrüßen. 

Im 5. und letzten Abschnitte behandelt der Verfasser die Straf¬ 
vollzugs -Reform, wobei er mit Wärme für Durchführung des 
Progressiv-Systems und für das englische Borstal-System im Anschluß 
an die Abhandlung in Mitt. d. I. K. V. Bd. 18 S. 506 (besprochen in 
diesen Blättern: Bd. 46 S. 291) eintritt. Kriegsmann verlangt 
relativ bestimmtes Strafurteil bei Jugendlichen. 
Bei der Erörterung der kurzen Freiheitsstrafen tritt Kriegsmann 
für deren Schärfung ein. In Anmerkung 2 S. 319 hätte darauf hin¬ 
gewiesen werden müssen, daß unsere Mannheimer Versammlung sich 
gegen diese Strafschärfungen ausgesprochen hat (cf. Bd. 45 S. 384). 
Daß Kriegsmann erfreulicherweise Gegner der Prügelstrafe und 
Deportation ist, soll noch besonders hervorgehoben werden. 

In der Schlußbetrachtung über die Leistungen des Strafvollzugs 
weist Kriegsmann in treffender Weise die oft gehörten Klagen 
über den „Bankrott“ des Strafvollzuges in die richtigen Grenzen zurück: 
man habe zu viel von ihm verlangt; man habe ihn an utopistischen 
Zielen gemessen; die Gesinnung eines ausgereiften Menschen umzu¬ 
wandeln bleibt immer in höchstem Maß problematisch. Aber die 
Hauptaufgabe des Strafvollzugs liegt auf dem Gebiet der General- 
Prävention und dieser Aufgabe ist er im großen ganzen gerecht ge¬ 
worden. Die Tendenz der wichtigsten Reformforderungen geht weni¬ 
ger auf eine Umgestaltung des Strafvollzugs, als auf eine Ergänzung 
der strafrechtlichen Verbrechensbekämpfung durch verwaltungsrechtliche 
Maßnahmen. Der Strafvollzug bleibt gebunden an das einheitliche Ziel 
aller Strafrechts-Pflege: der Verwirklichung der vergeltenden Gerechtig¬ 
keit. Nur soweit es mit diesem Ziel vereinbar ist, kann und soll der 
Strafvollzug den spezialprävenierenden Aufgaben der Unschädlich¬ 
machung, Abschreckung und Besserung dienen. — 

Die Lektüre dieses trefflichen Buches bringt dem Fachmann im 
Strafvollzug Genuß und Gewinn. Es ist so recht dazu angetan, die 
Verbindungslinien und den rechtlichen Zusammenhang zwischen unserer 
Berufsarbeit und dem großen Gebiet des Strafrechts aufzuzeigen. 
Gerade damit füllt es eine Lücke in unserer Fach-Literatur aus. — Sehr 
wertvoll ist die reiche Quellen-Angabe; es ist z. B. erstaunlich, wie. der 
Verfasser in unsem Blättern für Gefängniskunde zu Hause ist; wir 
können darauf stolz sein, welche Schätze er aus demselben zu heben 
weiß. Wie wichtig das Buch für die Aufklärung der Juristen-Welt über 
den Strafvollzug ist, haben wir schon eingangs dieser Besprechung 
gezeigt. Aber auch Nichtjuristen, besonders alle, die in der Fürsorge- 
Arbeit und in der Prophylaxe tätig sind, werden es mit Gewinn lesen! 

So legen wir es aus der Hand mit aufrichtigem Dank gegen den 
Verfasser und mit dem Wunsche weitester Verbreitung! 

Ludwigsburg. _ Schwandner. 

Meine Reise nach den Kolonien von Dr. Robert Heindl, mit 
vielen Originalaufnahmen. 1913, Ullstein u. Comp., Berlin-Wien, 470 
Seiten, brosch. 10 Mark. 
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Ein solches Buch: eine Schilderung und Würdigung der Deportation 
und Transportation auf Grund eigener Wahrnehmungen und gründlicher 
Studien, hat uns schon lange gefehlt. Das Resultat ist für die 
Deportationsschwärmer geradezu vernichtend. 

Was uns der Verfasser von seinen Reisen und Wahrnehmungen 
in Französich-Neu-Kaledonien, in Australien, in der -spanischen Straf¬ 
kolonie Ceuta und über die indische Deportation nach den Andamanen 
zu erzählen weiß, bestätigt immer nur das Gegenteil von dem was 
Brak und Wagner der Deportation nachzurühmen wissen: die Kosten 
sind enorm, weit höher als beim inländischen Strafvollzug; die Flucht¬ 
gefahr ist größer als im Inland; die Deportation wirkt nicht ab¬ 
schreckend; die Krankheits- und Sterblichkeitsziffern sind viel höher als 
im Inland, obwohl sich z. B. Neu-Kaledonien des besten Klimas erfreut. 
Die berühmten „Kultur-Pionier-Leistungen“ der Deportierten sind sehr 
gering; so kostet z. B. ein Kilometer Straßenbau in Neu-Kaledonien den 
französischen Staat nicht weniger als 60 000 Frank (S. 105). 

Von „Besserung“ der Deportierten ist keine Rede; im Gegenteil: 
sie sind eine ständige Gefahr für freie Kolonisten. 

Das einzig Erfreuliche ist die Schilderung der australischen Straf¬ 
kolonie in Helen-Islande, die dem Staat mehr einbringt, als sie ihn 
kostet. Hier handelt es sich aber in Wirklichkeit gar nicht um Depor¬ 
tation, sondern um den nach Progressiv-System geordneten Strafvollzug 
in einem auf einer Insel gelegenen „veritabeln Zuchthaus, das sich in 
nichts von den Festlandsstrafanstalten Australiens unterscheidet.“ 

Doch — das muß man alles in dem frisch und fesselnd geschrie¬ 
benen und gut ausgestatteten Buch selbst lesen. Wer dann noch für 
Deportation schwärmt, dem ist nicht zu helfen! 

Die Verfasser des Vorentwurfs zum Strafgesetzbuch (zu vergl.: 
Begründung S. 29 ff.) werden es mit Genugtuung aus der Hand legen! 
Möge es recht viele aufmerksame Leser finden. 

Ludwigsburg. Schwandne.r. 


Das Strafgesetzbuch für das Deutsche Reich nebst dem Einführungs¬ 
gesetz in' kurzen Erläuterungen. Bearbeitet von Dr. Hermann 
Göbel, Direktor am Landgericht I zu Berlin. Leipzig. Verlag von 
C. L. Hirschfeld. Preis Mk. 4.— 

Eine handlich praktische, gut ausgestattete Ausgabe, in der in den 
Anmerkungen die Entscheidungen der Revisionsgerichte, namentlich des 
Reichsgerichtes, unter klarer Herausstellung des sich ergebenden Rechts¬ 
satzes sorgfältig verwertet sind. Schw. 


Sammlung außerdeutscher Strafgesetzbücher. J. Guttentag, Ver¬ 
lagsbuchhandlung, Berlin, 1913. 

Neu erschienen: Nr. 39: Regierungsentwurf eines 
Oesterreichischen Strafgesetzbuches und eine Ab¬ 
änderung der Strafprozeß Ordnung (1912). Preis 4 Mk. 
Nr. 40: Das Russische Militärstrafrecht, übersetzt und 
bearbeitet von Rechtsanwalt Klibanski-Berlin. Preis: 3.50 Mk. 


Spar-Merkblätter. Guter Rat in teurer Zeit. Von Adolf Mang. 
Neun Merkblätter: Ersparnisse an der Nahrung, Feuerung und Be¬ 
leuchtung, Wohnung und Kleidung. Sparen in der Kindheit, im Ueber- 
gangsalter und durch Erwachsene. Sparen für die Lebens- und Feuer¬ 
versicherung (mit Hunderten erprobter Sparregeln!). Sparen durch 
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Verhütung von Unfällen. 1.—11. Tausend. Kaiserslautern; Druck und 
Verlag von Ph. Rohr, 1913. 44 Seiten. Einzel-Preis 30 Pfg; 100 Stück 
27 Mk.; 300 Stück 75 Mk.; 500 Stück 110 Mk.; 1000 Stück 200 Mk. 

Dieses Büchlein eignet sich ganz hervorragend zur Verwendung 
in der Strafanstalts-Schule und zur Belehrung der Gefangenen in der 
Zelle. Es sollte zum Zellen-Inventar gehören, wie der sog. Gefängnis- 
Bund des Deutschen Vereins gegen den Mißbrauch geistiger Getränke! 

Wir können ja in der Strafanstalt täglich erfahren, wie in unserem 
Volk das Geld zum Fenster hinausgeworfen wird und wie eng der 
Mangel an Spar- und Genügsamkeit mit der Kriminalität in unserem 
Volke zusammenhängt. 

Aufklärung unserer Gefangenen in dieser Hinsicht tut bitter not 
und hierzu ist uns dieses volkstümlich und packend geschriebene Büch¬ 
lein eines Mannes, der in der Jugend selbst mit Not und Dürftigkeit 
zu kämpfen hatte, es aber durch Fleiß und Sparsamkeit zu etwas ge¬ 
bracht hat, ein sehr wertvolles Hilfsmittel. 

Ich möchte es allen Strafanstaltsbeamten wärmstens empfehlen. 

Ludwigsburg. Schwandner. 


Blätter für Gefängniswesen Heft IV. Die Schriftleitung dieses 
Organes der österreichischen Strafvollzugsbeamten hat mir die vor¬ 
stehend angekündigte neueste Erscheinung zum Zwecke der Besprechung 
zugehen lassen. Ich komme dem Ersuchen um so lieber nach, als es 
sich wohl lohnt, sich mit dem Hefte eingehend zu beschäftigen und 
nicht Weniges unmittelbaren oder mittelbaren Wert auch für den reichs- 
deutschen Gefängnispraktiker hat. 

Was über Art und Ausgang der Bestrebungen zu einer Besser¬ 
stellung der Strafanstaltsbeamten in Oesterreich berichtet wird, lasse 
ich auf sich beruhen. 

Die kurzen Bemerkungen über die Ausdehnung der in England 
als Kriminalstrafe bestehenden Prügelstrafe erzählen nur. nehmen also 
weder zu der Maßregel, noch zu dem Strafmittel selbst Stellung. Für 
mich ist der Vorgang bezeichnend, weil er das Schlagwort von der 
Kulturwidrigkeit der Prügel in eigenartiger Weise beleuchtet. Fast kein 
Gegner der Prügelstrafe läßt es sich entgehen und selbst solche, die 
ihr grundsätzlich zuneigen, schrecken vor ihr der vermeintlichen Kultur¬ 
widrigkeit wegen zurück. Mir fallen dabei aus neuester Zeit die Namen 
der beiden Amtsrichter Senf und Sontag ein. Im Grunde genommen 
weiß auch die Begründung des VE. ihre ablehnende Haltung durch 
nichts Besseres als die Unterstellung der Kulturwidrigkeit der Prügel¬ 
strafe zu rechtfertigen. Dabei wird uns England sonst als das Land 
des kulturellen Fortschrittes und kultureller Höhe hingestellt, von dem 
wir noch nicht genug gelernt haben und deshalb noch immer zu lernen 
haben sollen. Aus der Besprechung des Buches von Laurent Les 
chätiments corporels usw. ersehe ich mit Befriedigung, daß man auch 
in Frankreich nach einem ausgiebigen Gebrauche körperlicher Strafen 
verlangt. 

Weiter werden erwähnt die Festschrift der Deutschen Juristen¬ 
zeitung zum 31. Juristentage und besprochen Lohsings Oesterreichisches 
Strafprozeßrecht, Fingers Strafrecht und Kriegsmanns Einführung in 
die Gefängniskunde. Die Bücher von Lohsing und Finger sind mir 
fremd, dem anerkennenden Urteile über Kriegsmanns Werk stimme ich 
zu. obwohl ich selbstverständlich nicht einen einzigen seiner Beweis¬ 
gründe gegen die Prügelstrafe, deren keiner übrigens neu ist. für 
durchschlagend halte und mit der größten Entschiedenheit auch nur,in 
beschränktem Umfange den Beschwerdeweg an die Gerichte zu eröffnen 
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(S. 332 bis 333, S. 179 und Anm. 1 das.)- Irrtümlich ist Kriegsmanns 
Behauptung, daß die Korrigenden in Hamburg der disziplinären Prügel¬ 
strafe unterworfen seien (S. 247 Anm. 1). Das ist, wie bei den Ge¬ 
fängnissträflingen, seit 1897 nicht mehr der Fall. Als einen Mangel 
empfinde und bedauere ich es, daß das Buch von Heindl „Meine Reise 
in die Strafkolonien“ nicht selbständig beurteilt worden ist, sondern 
nur der vom Verlage darüber herausgegebene sogenannte Waschzettel 
Aufnahme gefunden hat. Die flott und frisch geschriebene, wenn auch 
stellenweise feuilletonistisch gehaltene Arbeit bietet viel Anregendes 
und Interessantes. Mag sein, daß Heindl nicht ganz unvoreingenommen 
an seine Studien und deren Veröffentlichung herangegangen ist, die 
Fülle von'Tatsachen, vielfach durch amtliche Zahlen belegten und 
erhärteten Tatsachen, gibt ernstlich zu denken. Dabei gebe ich ohne 
weiteres zu, daß die Deportation in französischer Aufmachung Fiasko 
machen muß. Ich betone wieder und wieder, daß ich nicht grund¬ 
sätzlicher Gegner der Deportation bin und ohne Besinnen einen Versuch 
wagen würde, wenn er möglich wäre, ohne daß zur Klinke der Gesetz¬ 
gebung gegriffen zu werden brauchte. Freilich wäre zuerst die Vorfrage 
zu lösen: Wer soll deportiert werden? Die einen, z. B. Bruck, sagen: 
Zum ersten Male schwer Bestrafte, um sie vor den verderblichen Ein¬ 
flüssen des Zuchthauses oder Gefängnisses zu bewahren; die anderen 
erklären: Solche, die jetzt diese Anstalten in immer erneutem Rückfalle 
bevölkern. So jüngst wieder Reuss. Es muß an dieser Stelle genügen, 
die Sache obenhin gestreift zu haben. 

Lohsing führt uns Dostojewskij als Poenologen vor Augen, dabei 
nicht verkennend, daß die Schilderungen derjenigen, die den Strafvoll¬ 
zug am eigenen Leibe verspürt haben, fast ausnahmslos subjektiv seien, 
was sich aus der Natur der Sache erkläre. Auch tendenziöse Subjektivität 
müsse man gelten lassen, so lange sie nicht in grobe Entstellung der 
Wahrheit ausarte. Darüber wird sich am Ende streiten lassen, zumal 
die Meinungen über das, was eine grobe („krasse“) Entstellung ist, 
yerschieden sein können und werden. Freilich ist jede Auffassung sub¬ 
jektiv, denn dafür ist sie eben Auffassung. Es macht aber einen Unter¬ 
schied, ob die Subjektivität sich unbewußt und ungesucht einstellt oder 
ob sie gewollt wird und Selbstzweck sein soll. Tendenziös beeinflußte 
und gefärbte Subjektivität nun gar ist nicht mehr bloße Auffassungs¬ 
sache, sondern Stimmungsmache und absichtliche Irreführung. Durch 
sie wird, daher der Sache, der sie dienen soll, geschadet statt genützt. 
Die Behauptung, daß ehemalige Gefangene mit ihren Eindrücken ver¬ 
hältnismäßig selten vor die Oeffentlichkeit treten, ist angesichts der 
vielen Erscheinungen dieser Art schwer zu verstehen. Lohsing macht 
ferner auf den Unterschied zwischen Rußland und anderen Staaten, 
zwischen damals und jetzt aufmerksam und läßt dann Auszüge aus 
. Dostojewskijs Memoiren aus einem Totenhause folgen. Wenn es darin 
heißt, in jeder Zwangsarbeit liege unfehlbar Sinnlosigkeit, Erniedrigung 
und Schmach, so hält es schwer, die richtigen Worte der Abfertigung 
zu finden, ohne mit göttlicher Grobheit dareinzufahren. Zwecklose Ar¬ 
beit zu erzwingen, etwa, wie Dostojewskij anführt, Wasser aus einem 
Kübel in einen andern zu gießen und wieder umzugießen, ist unsittlich, 
hat aber nicht, wie unterstellt wird, dazu geführt, daß Gefangene 
ihretwegen sich nach wenigen Tagen umgebracht oder tausend Ver¬ 
brechen begangen haben, um zu sterben. Siehe Tretmühle. Ungemein 
scharf lautet und gewaltig schief ist die Verurteilung der Einzelhaft, 
die . . . endlich die sittlich gedörrte Mumie eines halb wahnsinnig Ge¬ 
wordenen als ein Bild der Besserung und Reue präsentiere. Dazu paßt 
— in der Uebersetzung nur zehn Seiten später — mindestens nicht 
ganz der Ausspruch, daß eine vielleicht herbere als alle anderen 
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Qualen das gezwungene allgemeine Zusammenleben der Verbannten sei. 
Ich habe geglaubt, der Bedeutung Dostojewskijs durch Heraushebung 
wenigstens einiger Punkte gerecht werden zu müssen. 

Aus einem Berichte über die Zentralstrafanstalt für Bosnien und 
die Herzegowina, umfassend die Jahre 1888 bis 1909, wird mitgeteilt, daß 
der progressive Strafvollzug mit strenger Durchführung des Schweig¬ 
gebotes und einschließlich Zwischenanstalt herrscht, in letzterer aber 
Ende 1909 sich nur 13 Sträflinge befanden. Lebenslängliche werden 
nur mit Genehmigung der Regierung und nach Ablauf von zehn Jahren 
Strafzeit dorthin versetzt. Den Bildungsverhältnissen beider Länder 
entsprechend waren 74,4 Prozent der Gefangenen im Jahre 1909 gegen 
82,3 Prozent im Jahre 1888 Analphabeten. Das Gegenstück dieses so 
wenig als möglich idealen bildet ein höchst idealer Zustand: es gibt 
keine Klageh über angebliche Schädigung der freien Gewerbe durch 
die Gefängnisarbeit. Freilich ist das, wie — anscheinend von der 
Schriftleitung — hinzugefügt wird, durch die geringe industrielle Ent¬ 
wickelung bedingt. Eine ziemliche Zahl von Disziplinarstrafen kann 
auf unbestimmte Zeit verhängt werden: Entziehung der Nebengenüsse 
und des Arbeitsgeschenkes — mag allenfalls durchgehen —, Anlegung 
von Kreuzeisen auf Hände und Füße gewalttätiger Sträflinge — kann 
hier und da durch die Notwendigkeit geboten sein. Aber Bestrafung 
von Zelleninsassen mit Entziehung der Arbeit und Lektüre auf unbe¬ 
stimmte Zeit ist nicht gutzuheißen. Die Bezeichnung „Repetenten“ für 
Rückfällige, die schon in Zenica oder einer ähnlich organisierten Straf¬ 
anstalt untergebracht gewesen sind, klingt etwas absonderlich. Soweit 
das lediglich auf Grund eines Berichtes möglich und angängig ist, wird 
man der Schriftleitung darin zuzustimmen haben, daß in Zenica Tüch¬ 
tiges geleistet wird. 

Marcovich berichtet über die Behandlung der das Strafrecht an¬ 
gehenden Fragen auf dem letzten Juristentage und knüpft daran eine 
kleine Auseinandersetzung mit Liepmann über dessen Einschätzung der 
Lebenslänglichen. Ich finde in jener ebensoviel Bemerkenswertes als 
Zutreffendes, enthalte mich aber hier des Eingehens darauf, weil ich 
selbst gleichzeitig eine Erwiderung auf Liepmanns Gutachten bringe. 

Auch mit dem Abdrucke eines von ihm gehaltenen Vortrages über 
die Reform der Besserungsanstalten ist Marcovich vertreten. Indem er 
von der hohen Rückfälligkeitsziffer äusgeht und mit Recht darauf hin¬ 
weist, daß die schlechtesten Elemente unter den Rückfälligen diejenigen 
sind, die als Jugendliche die Verbrecherlaufbahn betreten haben, ver¬ 
langt er einerseits dauernde Unschädlichmachung Unverbesserlicher, 
andrerseits tatkräftiges Einsetzen der Jugendfürsorge mit Zuhilfenahme 
zeitgemäß eingerichteter Erziehungsanstalten. Nach Schilderung und 
Beurteilung der gegenwärtigen unzulänglichen Zustände in Oesterreich, 
der Reformversuche in Krain und der Vorschläge zu den Gesetz- • 
entwürfen über Fürsorgeerziehung und Jugendstrafrecht kommt er zu 
zwanzig Leitsätzen, die zumeist unterschrieben werden können. Da 
ich auf dem Gebiete der Fürsorgeerziehung über Erfahrungen nicht 
verfüge, lasse ich dahingestellt, ob die von Marcovich vorgeschlagene 
Dreiklasseneinteilung mit ihren Folgen für den einzelnen sich empfiehlt. 
Dankbar bin ich ihm für die mannhaften Worte, die er als Entgegnung 
auf „Die schädigende Konkurrenz der Strafhausarbeit“ gefunden hat. 
Er führt den Mangel an geeigneter Arbeit und die rückständige Ein¬ 
richtung der Anstaltswerkstätten mit nur zu gutem Grunde auf „die 
allesbeherrschende Konkurrenzfurcht“ zurück. Natürlich werden seine 
Worte ebenso ungehört verhallen, wie diejenigen derer vor ihm und 
nach ihm. 
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Außer dem Aufsatze über Dostojewskij hat Lohsing einen Beitrag 
über die für den deutschen Gefängnisbeamten im Mittelpunkte des 
Interesses stehende Frage der gesetzlichen Regelung des Strafvollzuges 
geliefert, der hauptsächlich eine Untersuchung darüber ist, ob der 
Strafvollzug in der Strafgesetzgebung, sie sei formaler oder materieller 
Art, oder in einem eigenen Gesetz geordnet werden soll. Einerseits 
berühre er sich, sowohl mit dem formalen als dem materiellen Straf¬ 
rechte, andrerseits habe er eine Menge von Angelegenheiten zu regeln, 
die weder dieses noch jenes angehen. Daher empfehle sich ein be¬ 
sonderes Gesetz, das aber auch an die Strafvollzugsbeamten zu denken 
habe. Lohsing bespricht dann die Organisation der Behörden und die 
Heranziehung von Juristen zum Strafanstaltsdienste. Wenn er mir 
vorwirft, in Bd. 44 S. 553 und in Band 45 S. 617 dieser Zeitschrift einen 
völlig unbegründeten Angriff gegen ihn gerichtet zu haben, so ist diese 
Besprechung nicht der Ort, mich mit ihm darüber auseinanderzusetzen. 
Ueberdies halte ich es für richtiger, wenn andere entscheiden, ob in 
meinen Worten auch nur ein Angriff zu finden ist. 

Zwei Abhandlungen sind auch von Reuschel beigesteuert. Die 
erste beschäftigt sich mit den gegenwärtigen Einrichtungen des Straf¬ 
vollzuges in Oesterreich und den Gesetzentwürfen von 1912. Reuschel 
wendet sich, wie auch ich das schon seit 1894 getan, gegen die Gleich¬ 
setzung von Rückfall mit Unverbesserlichkeit und gegen die Einteilung 
der Verbrecher, v. Liszt will, ungefähr wiederum in Ueberein- 
stimmung mit mir, daß die Strafart sich nicht nach der Straftat, 
sondern nach der strafbaren Gesinnung des Täters richte und verlangt 
Einzelhaft obligatorisch bei verdorbenen, fakultativ bei besseren Ele¬ 
menten. Er hält die von mancher Seite verlangte Abschaffung der 
Zusatznahrungsmittel für einen großen Fehler und bezeichnet den 
Wert des Schweigegebotes als sehr problematisch, meint auch, die 
Durchführung erfordere drakonische Strenge. So schlimm ist die Sache 
nun nicht und ich bleibe bei dem, was ich über diesen Punkt in Bd. 46 
S. 340 bis 342 ausgeführt habe. Hinsichtlich der Zusatznahrungsmittel 
habe ich meine gegenteilige Meinung wiederholt ausgesprochen. Auch 
die Schriftleitung der Blätter für Gefängniswesen ist anderer Ansicht. 

Reuschels zweiter Aufsatz hat die Korrektionshaft und die Ver¬ 
wahrung gemeingefährlicher Verbrecher zum Gegenstände. Letztere 
wird kurz behandelt und dabei bemängelt, daß sie nur neben der 
Kerkerstrafe zulässig sein solle. Die Anhaltung in einer Zwangsarbeits¬ 
anstalt sieht Reuschel als eine Maßregel an, die Großes hätte leisten 
können, aber in argen Mißkredit geraten sei. Er kritisiert die Zustände 
in Oesterreich scharf und tadelt es namentlich, daß die Unterbringung 
häufig der Kostenersparnis wegen unterbleibe, womit er gewiß recht 
hat. In Deutschland soll dergleichen wegen Platzmangels vorgekommen 
sein oder noch Vorkommen. Reuschels Vorschläge gehen dahin, diese 
— Landes-, in Deutschland meist provinzialen, kommunalständischen 
oder kommunalen — Anstalten auf den Staat zu übernehmen, die 
Höchstdauer der Unterbringung statt auf drei auf fünf Jahre fest¬ 
zusetzen, die Einzelhaft zuzulassen und die Unterbringung da, wo sie 
jetzt als Nebenstrafe einer sie veranlassenden Uebertretung aus¬ 
gesprochen wird, durch Richterspruch als Hauptstrafe verhängen zu 
lassen. Für alles das bin ich seit teils längerer, teils kürzerer Zeit, 
bald an der einen, bald an der anderen Stelle eingetreten. Auch darin 
pflichte ich Reuschel bei, daß ein häufiger Arbeitswechsel der Ge¬ 
fangenen vom Uebel ist. Daß er in Oesterreich selbst dann vor¬ 
genommen wird, wenn die Arbeit Gefangenen nicht oder nicht mehr 
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paßt oder gar von ihnen eingestellt wird, ist für mich unfaßbar. Wenn 
Reuschel schreibt, der Zwang zur Arbeit sei nur soweit zulässig, als 
durch ihn die Erziehung zur Arbeit ermöglicht werden solle, so ist das 
recht ideal gedacht. Soll denn aber der Zwang da aus- oder nicht 
vielmehr gerade einsetzen, wo man auf Unerziehbarkeit zur Arbeit stößt, 
was bei Korrigenden im allgemeinen keine Seltenheit und bei Prostituier¬ 
ten im besonderen die Regel ist? Ich erblicke in, der rücksichtslosen 
Durchführung des Arbeitszwanges Kennzeichen und Wesen des Arbeits¬ 
hauses. Seine Insassen sollen bei der Arbeit, wie man so sagt, die 
Engel im Himmel pfeifen hören. Natürlich setze ich voraus, daß sie 
nur eingesperrt werden, wenn und weil sie arbeitsfähig sind. 

Ueber Jugendliche in der Gemeinschaftshaft handelt Kalaus auf 
Grund seiner Erfahrungen in Stanislau. Die Jugendlichen sind dort in 
drei Gruppen eingeteilt, deren erste (A) die Unverdorbenen und deren 
letzte (C) die wiederholt Vorbestraften umfaßt. Die wenig zahlreiche 
Gruppe B wünscht Kalaus aufgelöst und mit der Gruppe A verschmolzen 
zu sehen. Die zu ihr gehörenden stammen vorwiegend vom Lande, 
haben ihre Straftaten mit wenigen Ausnahmen unter der Herrschaft 
des Augenblickes und fast nie aus Gewinnsucht begangen, sind nicht 
gemeingefährlich und führen sich gut. Die Gruppe C dagegen wird 
vorwiegend von Städtern und ausschließlich von Verbrechern aus Ge¬ 
winnsucht gebildet. Die in sie Eingestellten handeln aus Hang zum 
Verbrechen, sind unverbesserlich und führen sich denkbar schlecht. 
Ueber die Gruppe B hört man nichts. Für Gruppe A eigne sich die 
Gemeinschaftshaft mit Trennung für die Nacht vorzüglich, für Gruppe 
C sei sie gänzlich ungeeignet, aber auch die ausschließlich anzuwendende 
Einzelhaft wenig erfolgversprechend. Kalaus verwirft also das Drei¬ 
klassensystem, das Marcovich für Zwangszöglinge vorschlägt, in der 
Anwendung auf jugendliche Strafgefangene und beantwortet die Frage, 
wer der Einzel-, wer der Gemeinschaftshaft zu unterwerfen, für die 
Jugendlichen im wesentlichen ebenso wie Reuschel für alle Gefangenen. 
Darüber läßt sich natürlich reden und, wenn es darauf angelegt wird, 
viel schreiben. Hier ist nicht der Ort dazu, sondern nur von neuem 
festzustellen, daß erstlich es auf Individualisierung ankommt, zweitens 
selbst Grundfragen des Strafvollzuges sich in immerwährendem Flusse 
befinden. 

Das Heft wird eröffnet, womit ich schließe: dem Auszuge aus 
einem Vortrage Ofners über Jurisprudenz, Psychologie und Sozial¬ 
wissenschaft. Redner verlangt eine gründliche Umwandlung des 
Rechtsunterrichtes auf den Hochschulen durch Vermittelung wissen¬ 
schaftlichen Rechtsdenkens, für das ausreichende psychologische, wirt¬ 
schaftliche und sozialwissenschaftliche Kenntnisse die Grundlage bilden 
sollen, weshalb Fortbildungskurse, Vorträge, Besuche von Anstalten und 
Betrieben usw. nicht genügten. Jurisprudenz sei eine wissenschaftliche. 
Kunst, eine soziale Technik, ihre Unterlage das Leben als Sozialleben. 
Das sind offenbar sehr ernst zu nehmende Anregungen, die aber bei 
der gekürzte^ Fassung der Gedankenreihen der Ausführung und Be- 
gründung im einzelnen so sehr entbehren, daß sie nicht viel mehr als 
Leitsätze sind, die eben deswegen eine Besprechung schwer machen. 

Diese Uebersicht wird mir recht geben, daß sich die Beschäftigung 
mit dem Hefte in jeder Beziehung lohnt. Auf nicht mehr als 130 Seiten 
wird ein reicher Inhalt geboten. Dr. Gennat. 
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Amerikanische Literatur. 

Journal o! die American Institute of Criminal Law and Criminologie. 
Herausgeber: James W. Garner, Professor des Staatsrechts an der 
Universität von Illinois in Urbana. 

Band I, Heft Nr. 3. September 1910. 

Der erste Teil behandelt redaktionelle Mitteilungen, aus denen unter 
andern zu ersehen ist, daß die zweite Versammlung des Instituts auf 
den 1. Oktober 1910 nach Washington einberufen worden war, wo zur 
selben Zeit der VIII. Internationale Gefängniskongreß tagen sollte. 
Dieses Kongresses ist ebenfalls gedacht und hervorgehoben worden, daß 
die geplante Besichtigungsreise durch eine Anzahl von Staaten den Ver¬ 
tretern aller Nationen Gelegenheit geben würde, das amerikanische 
Strafsystem nicht nur kennen zu lernen, sondern darüber auch wert¬ 
vollen Gedankenaustausch zu pflegen. Von Interesse ist fernerhin die 
Mitteilung über die bevorstehende Aenderung des Strafverfahrens beim 
Bundesgerichtshof und über das Gesetz betreffend die bedingte Straf¬ 
entlassung von Gefangenen der Bundesgefängnisse. 

Der zweite Teil bringt verschiedene Aufsätze. W.W.Willoughby 
setzt seine Betrachtungen über englisch - amerikanische Strafrechts¬ 
philosophie fort. Er will vier Theorien unterschieden haben und zwar 
die vergeltende, abschreckende, vorbeugende und bessernde Straftheorie. 
Eine von diesen Theorien befaßt sich allein mit der in der Vergangenheit 
liegenden Straftat, das ist die Vergeltungstheorie. Alle andern blicken 
bereits in die Zukunft und sind streng genommen keine reinen Strafen 
mehr, sondern nutzbringende Heilmittel. Willoughby kommt nach 
schwierigen philosophischen Untersuchungen zu dem Schluß, daß das 
Problem des Verbrechens nur gelöst werden kann durch Beseitigung 
der Verbrechensursachen. Er verlangt mit Recht eine soziale Justiz, 
die auf geistige, moralische und körperliche Fortbildung nicht verzichtet. 
Mit Ferri ist er der Ansicht ? daß besser als ein ganzes Strafgesetzbuch 
jeder Fortschritt ist, der die Fähigkeit besitzt, Verbrechenstaten vor¬ 
zubeugen. 

Charles A. Ellwood schreibt über das Thema: „Hat das 
Verbrechen in den Vereinigten Staaten seit 1880 zugenommen?“ 
Statistischen Zahlen der Vereinigten Staaten pflegt man etwas arg¬ 
wöhnisch gegenüberzutreten. Gewiß gibt es auch auf dem Gebiet des 
Gefängniswesens in Amerika keine erschöpfende und allen Anforderun¬ 
gen gerecht werdende Statistik. Aber es heißt doch die Bedeutung der 
National Prison Association wesentlich verkennen, wollte man ihren 
Angaben, die sorgsam zusammengetragenes Material enthalten, nicht 
vertrauensvoll begegnen. Auf Feststellungen der National Prison 
Association basieren die Ausführungen EUwoods vorzüglich. Nach 
diesen ist die Bevölkerung der State Prisons, um nur einen wesentlichen 
Faktor herauszugreifen, von 30659 Köpfen im Jahre 1880 auf 59 306 
Köpfe im Jahre 1904 angewachsen. Die bemerkenswerteste Zunahme 
entfällt auf die Jahre 1890 bis 1895. In dieser Zeit sind die State 
Prisons, die bekanntlich die schwereren Verbrecher auf nehmen, um 
20 Prozent angeschwollen, nämlich von 45233 Köpfen 1890 auf 54 244 
Köpfe 1895. Nach 1895 ist im Verhältnis zur Zunahme der Bevölkerung 
des Landes eine Abnahme der Gefängnisbevölkerung unverkennbar. In 
diese Zeit fällt die erste Wirksamkeit der „good time“-, ,,Parole“- und 
„Probation“-Gesetze. Ellwood ist es nicht zweifelhaft, daß die Abnahme 
der Zahl der Gefangenen auf diese Gesetze zurückzuführen ist. — Die 
Zahl der Zöglinge in den Ftirsorgeerziehungsanstalten ist von 14 846 
Un Jahre 1890 auf 23 034 im Jahre 1904 angewachsen. Dieser Zunahme 
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von 55,2 Prozent steht ein Anwachsen der Bevölkerung des Landes um 
etwa 30 Prozent im gleichen Zeitraum gegenüber. Die große Zunahme 
der Fürsorgezöglinge darf aber nicht befremden, denn es sind gerade 
in den in Frage stehenden Jahren sehr-viele Erziehungsanstalten neu 
errichtet worden, und es ist mehr wie früher dafür geschehen, daß 
gefährdete Kinder rechtzeitig in Fürsorgeerziehung genommen wurden. 
Auch die Einsetzung der Jugendgerichte mit ihren Folgeerscheinungen 
fällt in diese Jahre. — Um zu genaueren Schlüssen kommen zu können, 
hält Ellwood aber das vorliegende statistische Material nicht für aus¬ 
reichend genug. Er empfiehlt daher bei der Wichtigkeit der Frage 
dringend die Errichtung eines statistischen Bureaus beim Justizdeparte¬ 
ment der Regierung in Washington. 

Frank H. Norcross veröffentlicht einen Aufsatz über „Straf¬ 
gesetzreform“. Er geht von der alten Wahrheit aus, daß „eine Unze 
Vorbeugung wertvoller ist, als ein Pfund Heilung“. Den Schlüssel zur 
Lösung des Strafproblems sucht er in der Besserung der Lebensverhält¬ 
nisse. Danach erkennt auch er als Ursachen des Verbrechens vornehm¬ 
lich soziale Schäden an. Er begegnet sich darin mit der wachsenden 
Anzahl von Kriminalisten bei uns, die als Haupttriebfedern des Ver¬ 
brechens ebenfalls Schäden in der Gesellschaftsordnung, Teuerung, 
Wohnungselend, Prostitution, Alkohol, Schundliteratur und Schmutz¬ 
presse ansehen. Nicht ist es leicht, unglückliche Lebensverhältnisse an 
den Pranger zu stellen, aber schwer, sie zu bessern. Norcross hat ein 
Heilmittel dafür. Er verweist auf den entschieden großen Segen, den 
das „Probation System“ mit sich gebracht hat, das er auch auf Er¬ 
wachsene ausgedehnt wissen will. Dann hebt er die Vorzüge der 
unbestimmten Verurteilung hervor und schließlich die Bedeutung, die 
das „Parole Work“ erlangt hat. Unverbesserliche will Norcross fest¬ 
gehalten wissen, damit die Gesellschaft vor Schäden möglichst geschützt 
bleibe. Es zieht sich im großen und ganzen auch durch seine Abhand¬ 
lung als roter Faden die Grundanschauung aller moderner amerika¬ 
nischer Strafpolitik: Vorbeugung, Besserung, Unschädlichmachung. 

Edwin R. Keedy schreibt über „Die Beurteilung der ver¬ 
brecherischen Verantwortlichkeit von Geisteskranken“. Die Beurteilung 
der verbrecherischen Verantwortlichkeit ist in den Ländern verschieden. 
Es werden aber überall vornehmlich drei Hauptgesichtspunkte in Be¬ 
tracht gezogen, nämlich die Erwägung, ob die Geisteskrankheit zur Zeit 
der Tat schon bestanden hat, ob der Delinquent erst während der Unter¬ 
suchung in Geisteskrankheit verfallen ist, oder ob der Krankheits¬ 
ausbruch als eine Folge der Strafhaft anzusehen ist. Für die Beurteilung 
der verbrecherischen Verantwortlichkeit ist nur der erste Punkt" von 
Wichtigkeit. Zwei Fragen drängen sich hier auf und zwar die der 
Krankheit für den Arzt und die der Schuld für den Richter. Der 
Richter soll nicht über die Krankheit und der Arzt nicht über die Schuld 
urteilen. Der Arzt bestimmt auf Grund der gefundenen Symptome die 
geistige Beschaffenheit des Verbrechers, Gericht und Richter entscheiden 
danach, ob der geistige Zustand die Schuldigerklärung für das zur Last 
gelegte Verbrechen rechtfertigt. 

Arnos W. Butler plaudert aus dem reichen Schatz seiner Er¬ 
fahrungen über das ihm nächstliegende Gebiet „Die Behandlung der 
entlassenen Gefangenen“. Dieses Thema ist gerade hinsichtlich der so 
besonders liegenden amerikanischen Verhältnisse von Interesse. Man 
unterscheidet drüben drei Arten der Strafentlassung: Parole für Ge¬ 
fangene unter unbestimmtem Strafurteil und Pardon sowie Discharge 
für Gefangene unter bestimmtem Strafurteil. Pardon spielt vornehmlich 
bei den „good time“-Gesetzen eine Rolle, nach welchen den Gefangenen 
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für gute Führung eine je nach Länge der erkannten Strafzeit verschieden 
lang bemessene Strafkürzung gewährt wird. Die Entscheidung über 
Parole oder Pardon liegt in Händen des damit betrauten Parole-Board 
oder des Board of Pardons. Butler erinnert daran, daß die neuzeitige 
Auffassung über Zweck und Wesen der Strafe allgemein dahin geht, 
die Gesellschaft zu schützen durch Besserung des Rechtsbrechers. Die¬ 
sem Ziele kommt man am nächsten durch Anwendung der unbestimmten 
Verurteilung. Neuyork ist der erste Staat gewesen, der ein derartiges 
Gesetz für ein Reformatory angenommen hat. Mit gleichen Gesetzen 
für unbestimmte Verurteilung und der davon nicht zu trennenden be- 
' dingten Entlassung auf Probe (Parole) sind gefolgt: Colorado, Illinois, 
Indiana, Jowa, Kansas, Massachusetts, Michigan, Minnesota, New 
Jersey, Ohio, Pennsylvania, Washington und Wisconsin, so daß also fast 
der ganze Kontinent diese Strafart besitzt und sicherlich nicht zu seinem 
Schaden anwendet. Dies zeigt die Tatsache, daß -die unbestimmte Ver¬ 
urteilung auch auf die State Prisons übernommen worden ist von 
folgenden Staaten: Indiana, Jowa, Massachusetts, Michigan, New 
Hampshire, New Mexiko und Washington. In einigen' Staaten hat man 
sich entschieden, in den State Prisons das unbestimmte Strafurteil neben 
der bestimmten Strafe zuzulassen; es sind dies: Arizona, Connecticut, 
Illinois, Kansas, Michigan, Minnesota, Neuyork, North Dakota, Oregon, 
Pennsylvania, Vermont, West Virginia, Wyoming. Der Siegeszug der 
einst so hart bekämpften und jetzt so viel gepriesenen, unbestimmten 
Verurteilung, die vielleicht das Strafmittel der Zukunft auch für uns in 
Europa darstellt, kann nicht besser illustriert werden, als durch Auf¬ 
führung der sich ihrer heute mit anerkanntem Erfolge bedienenden 
Einzelstaaten der Union. — Zur Entlassung unter Parole kommen ‘die¬ 
jenigen Gefangenen, welche. wenigstens ihre Mindestzeit abgebüßt und 
während dieser Zeit dargetan haben, daß sie die Fähigkeit besitzen, 
sich außerhalb der Anstalt straffrei zu führen. Parole ist die Fortsetzung 
der Freiheitsstrafe unter anderen Bedingungen. Es ist eine Probezeit 
in der Freiheit unter gewissen Verpflichtungen, die z. B. in Neuyork 
mindestens sechs Monate, in Pennsylvania sieben Monate, in Illinois 
neun Monate währt. Während dieser Zeit übernimmt der Staat die 
Kosten für Kleidung, Eisenbahnfahrt, notwendigen Unterhalt etc. Be¬ 
sondere Parole-Agenten üben die Aufsicht über die Entlassenen aus. 
Butler hebt besonders hervor, welche wesentliche Mitarbeit hier durch 
das Publikum geleistet wird, das durch die Kirche (Prison Sunday), 
durch Universitätsvorlesungen und öffentliche Vorträge über die wich¬ 
tigsten Fragen auf dem Gebiete der Gefangenenfürsorge unterrichtet ist. 
Mit Anerkennung wird der Tätigkeit der Heilsarmee gedacht. Es ist 
eine bestehende Tatsache, daß mit der Hilfe für die entlassenen Ge¬ 
fangenen heute in Amerika schon vielfach nicht mehr Almosen gereicht 
werden, sondern daß den Gefangenen weithin die Freundschaftshand 
entgegengestreckt wird. Butler gibt aber zu, daß dies nur da möglich 
ist, wo durch intensive Aufklärungsarbeit das Publikum für diese sozialen 
Aufgaben gleichsam erzogen worden ist. Deshalb betont er auch, daß 
für die entlassenen Gefangenen und damit schließlich für den Erfolg 
des Strafvollzuges nicht besser vorgearbeitet werden kann, als durch 
Erziehung des Volkes, dem Verständnis und Interesse für diese brennen¬ 
den Fragen beigebracht werden müssen. 

Ein Aufsatz von Richard Sylvester behandelt: „Grundsätze 
der Polizeiverwaltung“. Diese Arbeit ist mehr von amerikanischem 
Interesse. Es wird der Ursachen gedacht, die zum Verbrechen führen 
und der Pflichten, die sich für die Polizei nächst anderem daraus er¬ 
geben. Darüber hinaus liegt es der Polizei ob, Kinderschutz zu üben, 
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Kinderspielplätze zu beaufsichtigen und bei den Jugendgerichten mit* 
zuwirken. Intelligenz und Erfahrung werden den tüchtigen Policeman 
machen. Für sachgemäße Ausbildung muß aber gesorgt und vor allem 
dahin gestrebt werden, daß politische Einflüsse von der Polizei fern* 
gehalten werden. Eine verständigere Diensteinteilung, bessere Be¬ 
zahlung und Uebung im Waffengebrauch werden verlangt. Es muß 
dahin gestrebt werden, daß die Polizei sich zum Freunde der Staats¬ 
verwaltung und des Volkes auswächst. 

John Koren liefert einen „Bericht des Komitees für eine Ver¬ 
brechensstatistik“. Die Wichtigkeit der Statistik ist erwiesen und das 
Komitee deshalb beauftragt, wichtige statistische Zahlen aus allen 
Staaten zu sammeln. Die Statistik soll dazu dienen, ein Urteil über 
Ausdehnung, Zunahme oder Abnahme des Verbrechens zu gewinnen. Als 
Unterlage für die Zahlen sollen die records (Register) der Oerichtshöfe 
dienen. 20 Staaten. haben bisher überhaupt noch kein statistisches 
Material gesammelt, das Material anderer Staaten läßt zu wünschen 
übrig. Die Register sind unzureichend, deshalb ist die Herstellung einer 
zuverlässigen Verbrechensstatistik dem Komitee sehr erschwert. Man 
plant daher zunächst die gesetzliche Einführung von Central State 
Offices zur Sammlung einwandfreier statistischer Zahlen. 

Wilfred Bolster berichtet über „Fürsorgeüber¬ 
wachung, bedingte Entlassung und Strafaussetzung 
bei Erwachsenen". Der hier in Betracht kommenden Fürsorge¬ 
überwachung (Probation) unterstehen diejenigen Rechtsbrecher, die 
einer Tat für schuldig befunden, aber nicht zur Freiheitsstrafe, sondern 
eben zu Probation verurteilt worden sind. Probation ist also ein ge¬ 
setzmäßiges Strafmittel wider Individuen, die gegen das Strafgesetz 
verstoßen haben, denen man aber keine Freiheitsstrafe zuerkannt hat, 
sondern die statt dessen durch Urteilsspruch Gelegenheit erhalten, 
unter staatlicher Aufsicht aus sich selbst heraus ihre sittliche Besserung 
zu betreiben. Der erste Staat, der gesetzmäßig Probation für Erwach¬ 
sene einführte, war Massachusetts. Ein gleiches Gesetz haben jetzt 
California, Connecticut, Georgia, Indiana, Maine, Maryland, Michigan, 
Missouri, Neu Yersey, Neuyork, Ohio, Rhode Island. Diese Verbreitung 
zeigt, daß die „Fürsorgeüberwachung für Erwachsene“ 
als Strafmittel ein wertvoller Gehilfe des Strafgesetzes geworden ist. 
Probation gegen Jugendliche war schon früher bekannt und in seinem 
Wert gewürdigt wollen. Mit dem Wachsen der modernen Ideen über 
den Wert der Freiheitsstrafe und die Besserungsmöglichkeit, gelangte 
man zu der Einsicht, daß nichts dagegen spräche, dieselben Prinzipien 
auch Erwachsenen gegenüber zur Geltung zu bringen. Die Erfahrungen 
haben gezeigt, daß die Annahme richtig war, daß aber einer sach¬ 
gemäßen Aufsicht durch tüchtige Fürsorgeüberwacher genügende Auf¬ 
merksamkeit zugewendet werden muß. Bezahlten Fürsorgeüberwachern 
wird der Vorzug gegeben; als ganz verfehlt wird die Verwendung von 
pensionierten Beamten bezeichnet. Das Committee of the American 
Institute of Criminal Law and Criminologie billigt die Anwendung von 
Probation, wenn Besserung in dieser Form möglich und unter Amsicht 
tüchtiger Beamten ohne Gefährdung des Publikums durchführbar ist. — 
Die bedingte Entlassung (Parole) ist die versuchsweise Suspendierung 
der Haft nach Verbüßung eines Teils der zuerkannten, bestimmt oder 
unbestimmt bemessenen Freiheitsstrafe unter festgelegten Bedingungen. 
Sie wird für nützlich gehalten, weil Irrtümer hinsichtlich Zumessung 
der Freiheitsstrafe korrigiert werden können, weil die Möglichkeit zur 
Besserung nach der auf Grund guter Führung während der Straf¬ 
verbüßung erfolgten probeweisen Haftentlassung in besonderem Maße 
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gegeben ist und weil kürzeren Strafen durch die nachfolgende Parole- 
Zeit die verhängnisvollen Schäden genommen werden. Voraussetzung 
einer nutzbringenden bedingten Entlassung ist ebenfalls eine gut 
organisierte Fürsorgeüberwachung. Mit einer solchen steht und fällt 
auch die Strafaussetzung. Fehlt Fürsorgeüberwachung, so ist Straf¬ 
aussetzung wertlos und verderblich. Eine zweckmäßig ausgebaute 
Strafaussetzung ist dagegen in jeder Weise zu fördern. Sie bewahrt 
den Rechtsverletzer vor dem Stigma der Gefangenschaft, erhält ihn 
seiner Familie, für' die er sorgen kann, erspart dem Staat Detentions- 
kosten und zerstört den immer wieder auftauchenden Verdacht, daß oft 
der Gefangene im Grunde nicht wegen seines Rechtsbruches inhaftiert 
wird, sondern wegen seiner Armut. 

Aus der Literaturübersicht ist von Interesse, daß in Amerika fol¬ 
gende Uebersetzungen deutscher Werke stattgefunden haben: Criminal 
Psychologie by Hans Groß und Crime and lts Repression by Gustav 
Aschaffenburg. Besprochen werden unter anderen folgende Bücher etc.: 
Wulffens Psychologie des Verbrechers, Wadlers Die Verbrechenbewegung 
im östlichen Europa, Prins’ La Defense soziale et 16s transformations 
du Droit penal, Oppenheimers Criminal Responsibility of Lunatics. 

Band I, Heft Nr. 4. November 1910. 


Charles A. Ellwood „The Classification of Criminales“. Es 
wird darauf hingewiesen, daß die Klassifizierung der Gefangenen schon 
immer eine Notwendigkeit und von besonderer praktischer Wichtigkeit 
gerade für die Behandlung der Gefangenen vor Gericht und im Gefäng¬ 
nis gewesen ist. Von den verschiedenen Klassifizierungen, die beliebt 
worden sind, scheint dem Verfasser die des Amerikaners August 
Drähms, die er in seinem Buche „The Criminal“ (1900) niedergelegt hat, 
.empfehlenswert. Danach sind zu unterscheiden: der instinktmäßige 
Verbrecher, der Gewohnheitsverbrecher, der Gelegenheitsverbrecher. 
Hauptkennzeichen für „instinktmäßige Verbrecher“ sind: Mangel an 
moralischem Sinn von Kindheit an, Unfähigkeit sich selbst zu helfen, 
Stupidität in gewissen Richtungen, auffallender Egoismus, Willens¬ 
schwäche, schnell eintretende Mattigkeit, unlogische Ideen Verbindungen, 
Mangel an Voraussicht, krankhafte Vorstellungen und andere Anzeichen 
einer angeborenen Degeneration. Den „Gewohnheitsverbrechern“ sind 
kriminelle Tendenzen nicht angeboren, sondern sie haben sie von ihrer 
Umgebung angenommen. Typisch sind hierfür die „slums“ der Groß¬ 
städte, die als Kinder bereits besonderen Versuchungen ausgesetzt waren 
und von frühan gleichsam die Laufbahn des raffinierten Verbrechers 
durchmachen. Der Gewohnheitsverbrecher zeigt wohl auch abnorme 
Charaktereigenschaften, aber er liefert genugsam Beweise dafür, daß 
er ehedem ganz normal gewesen ist und nur durch ein Sichgehenlassen 
und durch schlechte soziale Einflüsse verlumpt ist. Den instinktmäßigen 
Verbrechern gegenüber, die psychisch als verkommen angesehen werden 
müssen, weist der Gewohnheitsverbrecher Kennzeichen physischer Ent¬ 
artung auf. Es ist nicht selten, daß er das Unrecht einsieht, das seiner 
Handlungsweise innewohnt, aber er denkt ernstlich nicht daran, von 
seinen verbrecherischen Gewohnheiten zu lassen. Aus der Klasse der 
Gewohnheitsverbrecher rekrutieren sich die berufsmäßigen Verbrecher, 
denen nächst den Eigenschaften, die den ersteren innewohnt, noch das 
Laster größter Rücksichtslosigkeit anhaftet. Ohne Wahl der Mittel 
streben sie dem Ziele zu, sich zu bereichern; sie sind daher als die 
gefährlichsten unter den Gewohnheitsverbrechern anzusehen. — Die 
„Gelegenheitsverbrecher“ sind die weitaus häufigsten. Unter ihnen 
lassen sich Zufälligkeitsverbrecher und Leidenschaftsverbrecher unter¬ 
scheiden. Diese Verbrecherklasse ist überwiegend besserungsfähig und 
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zweifellos wird in vielen Fällen von der Verhängung von Freiheitsstrafe 
nutzbringend abgesehen werden können. Typisch für Gelegenheitsver¬ 
brecher ist Unerfahrenheit, Anwandlung von Leichtsinn, Aufwallung von 
Gemütsbewegung, Erregung von Leidenschaften. W. W. Smithers 
„Natur und Grenzen der Begnadigung“. Es werden hier rein ameri¬ 
kanische Verhältnisse beleuchtet, davon ausgehend, daß die Schwäche 
menschlicher Gesetze die Begnadigung vorläufig rechtfertigt. Begna¬ 
digung ist eine der heiligsten und schwersten Funktionen, die auszuüben 
jemandem auferlegt werden kann. Es soll aber die Entscheidung mög¬ 
lichst nicht in eine Hand allein gelegt werden, sondern es soll ein Board 
bestimmt werden, das vor seinem Wahlspruch alle in Betracht kommen¬ 
den Verhältnisse genau zu untersuchen hat. Nicht nur der Charakter der 
zu begnadigenden Person muß auf seine Würdigkeit hin geprüft werden, 
sondern auch noch andere Umstände sind zu erwägen, vor allem alle 
Gründe, die von den Gefängnisbeamten, der Polizei, von Freunden und 
Nachbarn angeführt werden können. Der public agent muß gerade 
hierbei das besondere Vertrauen des Volkes besitzen. 

Mc. Kanzie Clelaud „Ehrliches Handeln gegenüber Trunk¬ 
süchtigen“. Mr. Cleland ist Richter am Municipal Court in Chicago; 
er beklagt das übermäßige gerichtliche Einschreiten gegen Trunksüchtige 
und ist der Meinung, daß Trunksucht nur dann vor das Gericht gehört, 
wenn als Folgeerscheinung die öffentliche Ordnung und Sicherheit gestört 
worden ist. Andere Trunkene sollten in ihr Heim oder zu ihrem eigenen 
Schutz in Polizeigewahrsam gebracht werden, und die Gerichte sollten 
verschont bleiben, sich mit diesen Leuten zu befassen. 

Im weiteren Teil des Heftes werden verschiedene Artikel usw. 
besprochen. Es interessiert hier die Erwähnung eines Aufsatzes von 
Dr. Sp i tzka- Philadelphia über die Todesstrafe durch Elektrizität.. 
Dr. Spitzka hat 54 Hinrichtungen durch Elektrizität beigewohnt, die er 
für die humanste, dezenteste und wissenschaftlich gerechtfertigste Hin¬ 
richtungsmethode hält. Die Wirkung ist sehr schnell und zweifellos 
völlig schmerzlos. Im übrigen geht die Prozedur völlig unauffällig vor 
sich, weil in dem abgelegenen Hinrichtungsraum des Gefängnisses stets 
alles für die Exekution vorbereitet ist und die zum Tode verurteilten 
Sträflinge in Zellen interniert zu werden pflegen, die unmittelbar an 
diesen Raum anstossen. Niemand in der Anstalt merkt daher etwas 
von dem Vorgang. Das sonst übliche Aufschlagen des Schaffots, das 
unvermeidliche Hämmern dabei usw. erregt nur Neugier und ist brutal. 
Die Frage, ob die Todesstrafe gerecht ist, beantwortet Dr. Spitzka mit 
„Ja“, denn die Menchheit bedürfe der Todesstrafe zu ihrem Schutze. 
Das mosaische Gebot sage: „Du sollst nicht töten“ zum Mörder 
und nicht zum Gesetzgeber. 

Unter den Bücherbesprechungen interessieren: „Die Chemie in der 
Rechtspflege“ von Prof. Dr. Dennstedt, Hamburg, „Die Reform des 
deutschen Schwurgerichts“ von M. Liepmann, Heidelberg, ,,Les 
Femmes homicides“ von Dr. Pauline Tarnowsky, Paris, „Schutz 
der kriminell gewordenen Jugend“ von Dr. Becker, Dresden, „Die 
Behandlung der jugendlichen Verbrecher in den Vereinigten Staaten“ 
von Dr. G u d d e n, München. 

Qeorg Stammer- Berlin. 
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Personal nach richten. 


Ehrenmitglieder: 

Baden. 

r MfJ c ^ V 1 Engelberg, Ministerialrat, Vortragender Rat 
im Justiznumstenum, zum Geheimen Oberregierungsrat ernannt! 

Vereinsmitglieder: 

L enhard, Oberregierungsrat, Strafanstaltsdirektor in Bruchsal- in 
p ttÄVlr V “ F « -er Vor" 
ngI versetzt enChtS " ASSeSS ° r ’ ZU der Staatsan waltschaft in Waldshut 

. Auszeichnungen erhielten: 

ehr i!rAH 7 e T¥’ ^erreallehrer Gefängnislehrer in Freiburg: Ritter- 
Ehhp/w n A { KIasse Ordens vom Zähringer Löwen. S 

Bruchsal- RitfprkrPiy7 n i g Vi HaUS f eiS ^ C j er am Männerzuchthaus 
ir.. ° r HS* 1 ® a l• Kitterkreuz 1. Klasse des Ordens vom Zähringer Löwen 

P Cteh^mer Rat, Direktor des Landesgefängnisses in Freiburg. 
Krautiiaffe n i^ eUr RpHh Z blasse des Ordens vom Zähringer Löwen. 

Bnjcifca? r V„Ä nUng l rat ’ Verwalter beim Männerzuchthaus 
T i. m ™ Ch A aI ’ Oberrechnungsrat ernannt. 

S P Kla^P Strafans u ta ! tsa rzt in Bruchsal, Ritterkreuz 

m.. h ^-^ sse des Ordens vom Zahrmger Löwen. 

ä p ernanSt Wa ter bdm Landes S ef ängnis Freiburg, zum Rechnungsrat 

V ‘ W e ^ Ur €» Senatspräsident beim Oberlandesgericht 

Karlsruhe, Vorsitzender der Zentralleitung für das Gefangenen- 

Z^L7:™ü*r™" deUrkrmZ “ K '“ se dra Ordens^vom 

Hamburg. 

6 " “JLt’,* Dr Z. P irekt .°/ .der Oefängnisanstalten Hamburg, in Ruhe¬ 
stand getreten mit dem Wohnsitz in Charlottenburg 

R Preußen. 

erl ^ Direktion des Straf- und Untersuchungsgefängnisses ist ab- 
Brätf ea u der ^- Stadtvogteigefängnis Berlin 25. 

i Seid eraam^^ l0SpelCt ° r ZUm Gefan ^ nisdirektor in Beuthen 

FrfehM P |f t0 f> AÖftaJtsgeistlicher in Lingen a. d. Ens, gestorben. 

Ci p i o i 6 ’ St ra f ans 1: a ltsdirektor in Rendsburg, gestorben. 

Lüneburg UpfmanD ’ Inspektor > J etzt Vorsteher der Strafanstalt 



RacctrT« Y llctAiUlöiailsaireKI()r > J etzt m UroD-btrehlitz. 

Berlin* 1 * ™ as * or ’ ev * Hausgeistlicher am Gefängnis in Tegel bei 

Rhein, Strafanstalt aufgehoben. 

S gestorben 1 *'’ ^ an ^ a * ra *> Anstaltsarzt am Zentralgefängnis Wronke, 
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Sack, Strafanstaltsvörsteher, zum Direktoj der Strafanstalt Siegburg- 
Michaelsberg befördert. 

von Wolf, Strafanstältsdirektor, Groß-Strehlitz, gestorben. 

Sachsen. 

Jenner, Oberleutnant a. D., zum Direktor der Strafanstalt Voigtsberg 
ernannt. 

vonLossow, Strafanstalts-Inspektor zur Strafanstalt Hoheneck. 

Auerswald, Pastor, Anstaltsgeistlicher zur Strafanstalt Bautzen. 

Dietze, Oberleutnant d. L. I., Anstaltsinspektor zur Strafanstalt 
Waldheim. 

Eingetreten: 

Baden. 

Hauser, Dr., Großh. Anstaltsarzt am Großh. Landesgefängnis und 
der Weiberstrafanstalt Bruchsal. 

B o r e 11, Oberjustizsekretär, Buchhalter am Landesgefängnis und der 
Weiberstrafanstalt Bruchsal. 

Bayern. 

Dessauer, Dr. jur. et rer. pol., Hilfsarbeiter im höheren Straf¬ 
anstaltendienst und Dienstleiter an der Gefangenanstalt Bernau 
(Oberbayern). 

Hamburg. 

Hamburg, Direktion der Hamburgschen Gefängnisse, Sitz in 
Fuhlsbüttel. 

Kehrhahn, technischer Inspektor an der Strafanstalt Fuhlsbüttel. 

Brümmer, Dr., seith. I. Staatsanwalt in Rostock zum Direktor in 
Fuhlsbüttel ernannt. 


Preußen'. 

Berlin, Frauengefängnis NO. 43, Barnimstraße 10. 

Kaschade, Prediger in Königsberg. 

Schillis, Strafanstalts-Sekretär in Striegau. 

Sachsen-Meiningen. 

Schaubach, Stabsarzt a. D., Anstaltsarzt am Zuchthaus in Unter- 
maßfelden. 

Württemberg. 

Stuttgart, Stadt-Polizeidirektion. 

Zimmer, Kaplan auf St. Salvator, kath. Hausgeistlicher an der Straf¬ 
anstalt Gotteszell. 


Ausgetreten: 

Baden. 

Renner, Oberamtsrichter in Rastatt. 

Stengel, Dr., Hausarzt in Bruchsal. 

Strobel, Dr., Amtsrichter in Gengenbach. 

Villingen, Bezirksverein für Jugendschutz und Gefängnis-Fürsorge. 
Weber, Oberamtsrichter in Donaueschingen. 

Bayern. 

Preunberger, Oberamtsrichter in Eichstädt. 
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Elsaß-Lothringen. 

K ü h 1 tn a n n, Pfarrer, ev. Hausgeistlicher in Zabern. 


Hamburg. 

Levsen, Lehrerin. 

Hessen. 

Felsing, Reallehrer, früher in Butzbach. 


Preußen. 

Bösenberg, Oberinspektor in Gommern. 

Braut, Staatsanwalt in Dortmund. 

Conrad, Lehrer am Straf Gefängnis Breslau. 

Gayda, Strafanstalts-Inspektor in Koblenz. 

Gundermann, Strafanstaltsdirektor a. D. in Striegau. 

K e m p e, Direktor der Prov.-Besserungs- und Landarmenanstalt Könitz. 
Kudelko, Rendant der Prov.-Besserungs- und Landarmenanstalt 
Neustettin. 

Neisse, K. Staatsanwaltschaft am Landgericht. 

Ohm, Dr., Strafanstaltsarzt in Wohlau. 

Passarge, Strafanstaltsinspektor in Anrath. 

Peterson, Strafanstalts-Buchhalter in Jauer. 

Porrmann, Amtsrichter in Marienberg. 

Przygode, Divisionspfarrer in Trier. 

Rauen stein, Pfarrer in Schönebreg b. Berlin. 

Riemekaste, Pastor, kath. Hausgeistlicher am Gerichtsgefängnis 
in Hannover. 

Speck, Pfarrer an der Strafanstalt Moabit. 


Sachsen. 

Hein icke, Dr., Oberarzt an der Heilanstalt Großschweidnitz. 

Sachsen-Meiningen. 

Schmidmann, Dr., San.-Rat, Hausarzt am Zuchthaus in Unter- 
maßfelden. 

Württemberg. 

Banz, Inspektor a. D. 

von Beßler, Landgerichtsdirektor, Stuttgart. 

Weser, Kaplan, Hausgeistlicher der Strafanstalt Gotteszell. 

Oesterreich. 

Merta, Adjunkt der Strafanstalt Lemberg. 

Ungarn. 

Pattantyus-Abraham, Dr. prakt., Strafanstaltsarzt in Illava. 
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Geheimer Oberregierungsrat Dr. Karl Reichardt f. 


in diföen d ^lält»r5 ie d nr T °k einerl , Mann we S. dessen Wirken 
p pi . e ? e J 5l attei ? mcbt unb esprochen sein soll. Dr. Karl 

Amtsrichter und eb T° rei H 18 - April , 1860 > wurde, nachdem er als 
S fn L d Landgerichtsrat an verschiedenen badischen 

ak Ä g u W J esen war > in verhältnismäßig jungen Jahren 

beru^en^mH^ 68 ^^ 18 ^ 611 ^ 6 ^ 11 ^ 15 ^ 86118 in das Ministerium 
öerufen, und mit ihm hatte ein Mann die Leitung des Straf¬ 
vollzugs übernommen, der in jeder Beziehung geeignet schien 

v lzlrwener "if d n i0nen ^haltend, den badlchen Straf! 
Vollzug weiter auszubauen und sich als würdiges Glied an 

ve J"'d ienst vol len Vorgängerv! j'a g ema n n 

war sondern m I* 2 *-j^ lcb t n ur weil es seines Amtes 
Enemie unH w tiefempfundenem Interesse, mit kraftvoller 
ßSn wl^ warmem Herzen für die ihm unterstellten 

kens zeLn^oß h m A ie , A f beit - Alle s P ur en seines Wir- 
den t ßer Sem f Auf £ abe von ei nem hohen weitblicken- 

mh ei? m d r kt a e T e ? aßte > und si e, allem Kleinlichen abhold, 
und OnSif adC a Ur dies es Oebiet unentbehrlichen Idealismus 
rhn^ u mUS J dur n llzufuliren suchte. Deshalb zog es ihn 
meist ™l tlg m d - 6 Rei . hen der Strafvollzugsbeamten, und die 
SrLn Qi Un ? wl ? s ™J a > wie er als Mitglied des Vereins der 
kämn^ Strafanstaltsbeamten in den Versammlungen mit- 
mitbenet ‘ Diejenigen aber, welche nicht das 
führiLÄ Seinen 1 stets klaren und zielbewußten Aus- 
fänS! i° lgea za könne n, finden in den Blättern für Ge- 
die g Ähha n ai C Vlelfach Spuren seiner Arbeit, von denen ich nur 
Ung uber den Entwurf zu einem deutschen Straf- 
kraff „ • ■ zu . uennen brauche, um zu zeigen, welche Arbeits- 
snr h lr *5 o hm verloren haben. Seiner Großzügigkeit ent- 
JL ,•„+ eS ’ x. ag aucb den Fragen und der Fortentwicklung 
ffPfTAn tcrnationälen Strafvollzugs sein ganzes Interesse ent- 
MiLi- ^ ra ebt e und sich trotz der Kürze seines Wirkens als 
, g ; led d ,e r internationalen Strafrechtskommission eine ge- 
ntete Stellung erwarb. So war es ihm u. a. vergönnt, auf 
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dem internationalen Poenitentiarkongreß in Budapest das 
Deutschtum als Präsident in einer der Hauptversammlungen 
würdig zu vertreten. Bei dieser Erfassung seiner Aufgabe war 
es natürlich, daß er der Frage des Schutzwesens und der Be¬ 
handlung der Jugendlichen seine volle Aufmerksamkeit 
schenkte. Sofort mit Uebemahme des Respiziates des* Ge¬ 
fängniswesens war er als Regierungskommissär in die badische 
Zentralleitung für Jugendschutz und Gefangenenfürsorge ein¬ 
getreten, in der er die treibende Kraft war. Aber auch auf 
diesem Gebiet war ihm der engheimatliche Wirkungskreis zu 
klein und mit Stolz und Freude übernahm er die ihm angebotene 
Stellung als Präsident des Verbandes der deutschen Schutz¬ 
vereine. Als im Jahre 1909 allzu früh ein Leiden ihn zwang, 
seine Stellung aufzugeben, hoffte er wenigstens in dieser Eigen¬ 
schaft noch segensreich wirken zu können und setzte seine 
letzten Lebenskräfte daran, dieses große Werk zu fördern und 
auszubauen. Nebenbei schenkt er, jedem Müßiggang abhold, 
uns in seinen letzten Löbensjahren noch sein „Lehrbuch des 
deutschen Strafrechts“. Damit war seine Lebenskraft erschöpft 
und am 4. März 1913 verschied er unerwartet mitten in 
den anstrengenden Vorbereitungen für eine Schutzvereins¬ 
versammlung. 

Als die Bahre zur letzten Ruhestätte geleitet wurde, zeig¬ 
ten die hohen Ordensauszeichaungen, mit denen sie geschmückt 
war, daß ein bedeutender Mann dahingegangen; was er aber 
seinen Freunden und Untergebenen gewesen war, sagten uns 
die wehmutsvollen Worte, die ihm als letzter Gruß nachgerufen 
wurden. 

Dr. v. Engelberg, Geh. Oberregierungsrat. 
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Verbandes der deutschen Schutz¬ 
vereine für entlassene Gefangene 

in Hamburg am 10. Juni 1913. 
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Stenographischer Bericht über die/Verbajidlutfgett . 


^ y%?M& f c£.’ß. •• •• 




jsppä 
IffM 

f ♦j* r, 4yf 

£$5 v; > . - 

h » 1 , V,. 

i#Ha 

; :;v| 

mm 

:ÄI| 










* : il 



Jti v : 4 


- r’.’uhtia ffc 



► /jJk ■: .«■ •• 

- r.j / /*' *. *? 

VM>'r<r#(' 1 M : 

r JjÄ/*l •<% j#' 

■ M - .,. 1 / 

► VtA ■> , •!' * ■ ■ -Ü* 

<m*h 




'1 










Inhaltsverzeichnis. 


Seite 


1. Tagesordnung mit Vorbemerkung.331 

2. Präsenzliste.332 

3. Begrüßung der. Versammlung durch den Vorsitzenden und 

Vertreter staatlicher Behörden.339 

4. Vortrag Sr. Exzellenz des Herrn Wirkl. Geheimen Rats Prof. 

Dr. v. Jagemann (Ziffer 2 der Tagesordnung).351 

5. Erstattung des Verbandsberichts.366 

6. Zuwahl zum Verbandsausschuß.369 

7. Vortrag des Herrn Geh. Oberregierungsrats Dr. v. Engelberg 

(Ziffer 5 der Tagesordnung).370 

8. Diskussion hierüber.383 

9. Leitsätze.401 













332 


Verzeichnis der Teilnehmer. 

! 1. Dr. Schröder, A.C.A., Magnifizenz, Bürgermeister, 
Präsident des Senats, Hamburg, 

2. Dr. Predöhl, M., Magnifizenz, Bürgermeister, Ham¬ 
burg, 

3. Brandt, H., Senator, Hamburg, 

4. Dr. Diestel, A. F. C., Senator, Hamburg, 

5. Dr. Mumssen, E. M. C. A., Senator, Hamburg, 

6. Dr. Schaefer, B. L., Senator, Hamburg, Chef der 
Hamburgischen Justizverwaltung, 

7. Dr. Schramm, M., Senator, Hamburg, 

8. Westphal, O. E., Senator, Hamburg, 

9. Dr. Schön, A., Oberregierungsrat, Präsident der Ham¬ 
burger Bürgerschaft, Hamburg, 

10. Blinckmann, H. D. H., Erster Vizepräsident der 
Hamburger Bürgerschaft, Hamburg, 

11. Dr. Bagge, H., Rechtsanwalt, Zweiter Vizepräsident 
der Hamburger Bürgerschaft, Hamburg, 


12. Ahlburg, Referendar, Hamburg, 

13. Bacmeister, Referendar, Hamburg, 

14. Bagge, Frau Rechtsanwalt Dr., Hamburg, 

15. Behring er, G., Realschullehrer, Freiburg i. Br., Ver¬ 
treter des Bezirksvereins für Jugendschutz und Ge¬ 
fangenenfürsorge, 

16. Dr. v. Bergen, Max, I^andgerichtsdirektor, Hamburg, 

17. v. Bergen, Referendar Dr., Hamburg, 

18. Beschütz, Frau Dr., Hamburg, 

19. Bise hoff, Charitas, Frau Pastor geborene Dietrich, 
Blankenese, 

20. Block, Pastor, Hamburg, 

21. Borchardt, Frl., Hamburg, 

22. Bosselmann, Referendar, Hamburg, 

23. Dr. Brandis, Oberlandgerichtspräsident, Hamburg, 

24. Dr. Brandis, Rechtsanwalt, Hamburg, 

25. Brandis, Curt, Referendar, Hamburg, 

26. Dr. Brümmer, Gefängnisdirektor, Erster Staatsanwalt 
a. D., Hamburg-Fuhlsbüttel, 

27. C o r d u a, Referendar, Hamburg, 

28. Dannenberg, H., Direktor der Hamburg-Amerika- 
Linie, Hamburg, 









333 


v •.'•• '-^; • SV. • >y' ^MpMS 

•~r.:5.#’ 

■• -■''■■; V.;.>•; y ■>'»!i;: 

^^•"V^'VVV- ;'.' v i ■ ■ $»$! 

rn>. - vvV l;,-. lM f y.{4 

ibur g,^ ; v^;,v : .:: v .;,.: Mtej| 
Karlsruhe, ?; ‘'., • T.Eij;p| 

NMlOoiil 


29, y. Daßel, ftegieimogsfat, Hamburg, , 1 ■-v 

SOiyiÖr, Delfaanca* E, pxakt. Arzt, Hamburg, - ■ 

3i, Öo;i@atj■dt, Oberbrndgeyichtsratj Hamburg, • ;, 

• ;.3'2, Dr. Dorn, HennahßFEänÖHchfeG Hambürg,':-y v jü : ; , 

33. Drö se, Hemrictg Larbdtagsstenogfaphj Karlsruhe, 

34. Diisirrgv -Regterurjgsassessar, Aitoria, 

33. Ei ehe aberg, Paul, ^Kaufmann,-' Hamburg, Mitglied 
der Handelskammer, 

19. Eichenber.g' A v .lPräu,:Hamburg, 

37; i" ich tu b e. r g, Frl. Annie, Hamburg, 

38: Eieh!<oh, Gustav, Kaufmann, 1 laniburg, 

. Hamburg* : : ; 

40. Eiehholz, Edgar. Hamburg, 

41, Ei c h li o i z Erl. Lizzie, Hamburg, 

42. EGienkel, ö, Statioiisteiter des Deutschen Hilis- 

vereiäs, Hamburg, ;. : l r • 

43, Dr, Engel, Landgencht$prasidöir, Vorsjtzen<ier des, 
Deutschen Hiifsverefrrs für ent). Gefangene,. Hamburg, 

'144; Eugen 'Frau Präsident^ Hamburg,- T v V. 

45. Engel, Fr 1. Anna, Hamburg, 

46. E n g. e 1 v Frl. üsbeth, Hamburg, 

47. Dr, v Erigelberg, .Geh. Obenegiernngsrat. Großli. 
.irSi’■ Kämraerherr, Vertreter des Badischen JustiVministeriumSy . 

G yKarlstnhe, r $M$ -' ••'"/. - F G 

4& ;Eirtkeljiburg, Strai^ställsdirektbr, Moabit' 

Berlin, 

49. Dr Fischer, Rechteanwalt, Hamburg, 

10, Fischer, Frau Dt,, Hamburg, r 
31. F reu zel, Pastor, /'Ülehen, Vertreter der Thüringischen 
Oelangnisgesdlscbaff, 

33. p r . Pro h JI c-.h, LandriditeE VortragendsE Beamter - . 
GGF und y^rtheter dg$ Herzog!. Brauirscbweigisdien Stäats- 
Mimsieriums, 

54. G ü 1 1 e, Pfarrer., Shfafetetalisgeistlicher,; Preuiigesheihi G: 


56. Grisebach, OberlandesgerichtsFat, Hamburg, i 

57, . 0, 0 r [ m m , Senior Dr.. Hamburg (Geistliches- Mnii- 
sterium, Hamburg), 

38. Q u n t h er , Oberstäateanwalt; Kiel, 

59 Dr. li:agedl> rn 5 Senatssekretar, Hamburg, 

60. HaT er o tb^ G.ef^ngnis-Oberbtepekiori Vtertreter cles FitT- 
srngeverei'ns, Stettin, - 





füy 


mti 


UaBüdcebuhg,.' >' v gAD» »DA-VH 1 f Da 

62. Heini c h e u , öberiandesgeriehtsrai, Hamburg, 

63, D r, H e 11 n rg l Direktor des KauUert iiauses, Elambürg- .4: v 

,.,' ■ Hern, :gl ■ ■ ; ■ ■ . | ' : mß&SS i ■ . 

64. Dr. Heyden, Syndikus, Mitglied' der Bürg^rschab, 
Hamburg, 

65, 0r. Hjpp, A., Landrichter, Hamburg, 

•66. Hollen der, Erster Staatsanwalt, Hamburg, 

67. Holst, Pastor, StrafanstaltsjgeisUicher, Blüejfötadtv - 
(Schleswig-Hnlsteinisdie Konferenz .vbrt pefäfigmsgeisb 
liehen), 

68. H ii b b e , Thomas, RedaMeur, Hamburg, 

69. H u bbe, Frau, Hamburg, 

70. D r. v. j a g em a n n , Exzdienz, Wirkl, Geh. Rat, Größt* 

>:.AKutitmerherr, Gesandter :a. D, Profe&bor der RscbitDäa : 

der Universität Heidelberg, 

71. j änf s cli, Pastor, Hamburg' : 


sehen CiefäiignisgesHisriiaft, 

75; c j u st, Frau Pastor, Ikeslau, 

76. J a s i, . Pastor, Düsseldorf, 'Geschäftsteiter der/Rheinisch- 
Westfälischen. Gef.ängnis-.GeseUscli’aft, 

77, Dr. K n h), Geh, justizrät, D. theoL Professor der .Rechte 
an der Universität Berlin, 

78.. KatHen, Frau OherregieruügSrai, Altona. 

70, K a v e n , RegierungsraC Hamburg, 

SO Ke B a I, Regiexungsrat, Hamburg. 


liehen). 

S2. Kl ei Jischmi dt, Relerendar, Hamburg, 

87. K ö birg k , Erster Staatsanwalt, Geh. justizrat; Altona, 
Fursorgevcrein Altona, 

84 Kockeike, eand. theol., Hamburg, 

851 l< o e \ h 1 in, faföirstaltsdirektor, jvjhrmheitöi Bezirk» 
Verein für Jugendscfiutz und GetÄigertenfürsorge, 

86, K re t rer, Gefangn.lsinspek'tor, Regcnsbwg, Obsorg» 
. verein für enü. Strafgefangene, . » .'A.av'.v' 

\ t-- 

... ■ • U.bD Ati M'*v*y A 


•«.7*./* *•$.»* f s i 
HA’*' HD -tj/y VV/v’-t 
V GA J V- 

? A; v ’G'V'v 4 

r»' " >. A l P.f E\* „ 






335 — 


87. Dr. Kriegs mann, H., Professor der Rechte an der 
Universität Königsberg, Vortragender, 

88. Küchler, Frl., Hamburg, 

89. Dr. Kück, R., Rechtsanwalt, Hamburg, 

90. Lang, Oberlandesgerichtsrat, parmstadt, Vertreter der 
Großh. Hess. Regierung, 

91. Dr. Lange, Regierungsrat, Senatssekretär, Vertreter 
des Senates der Stadt Lübeck, 

92. Levsen, Frl. J., Lehrerin am Frauengefängnis in 
Fuhlsbüttel-Hamburg, 

93. Dr. Loewenhaupt, E., prakt. Arzt, Hamburg, 

94. Loewenhaupt, Frau Dr., Hamburg, 

95. Lucht, Pastor, Karby, (Schleswig-Holsteinische Kon¬ 
ferenz von Gefängnisgeistlichen), 

96. Lüder, Pastor am Untersuchungsgefängnis Hamburg, 
(Vorsitzender der Schleswig-Holsteinischen Konferenz von 
Gefängnisgeistlichen), 

97. Dr. Lütgens, Otto, Landrichter, Hamburg, 

98. Marum, Otto, Kaufmann, Hamburg, 

99. Dr. Meinardus, Pastor, Strafanstaltsgeistlicher, Ver¬ 
treter des Fürsorgevereins für entl. Gefangene, Münster 
in Westfalen, 

100..Dr. Merck, Regierungsrat, Hamburg, 

101. Dr. Meyer, Joh., Landrichter, Hamburg, 

102. Michal, Oberregierungsrat, Direktor des Zellengefäng¬ 
nisses, Nürnberg, Vertreter des Kgl. bayrischen Staats¬ 
ministeriums der Justiz, 

103. Mi ekel, Major a. D., Strafanstaltsdirektor, Metz, Für¬ 
sorgeverein Metz, 

104. Mi ekel, Frau Major, Metz, 

105. Mildenstein, Privatier, Lübeck, Fürsorgeverein 
Lübeck, 

106. Dr. Mittelstein, Senatspräsident, Hamburg, 

107. Mohr, Gefängnislehrer, Glückstadt, 

108. Möller, H., Pastor, Hamburg, 

109. Müller, Pastor, Strafanstaltsgeistlicher, Lübeck, 

110. Müttel, Referendar, Hamburg, 

111. Musselek, Redakteur b. „Hamburger Fremdenblatt“, 
Hamburg, 

112. Neck es, E., Bureaudirigent, Berlin, Vertreter des Ver¬ 
eins zur Besserung der Strafgefangenen, Berlin, 

113. Dr. Niemeyer, Oberlandesgerichtsrat, Hamburg, 

114. No 11 au, Ingenieur, Hamburg, 

115. Pauly, Referendar, Wandsbeck, 



— 336 — 


116. Peters, Pastor, Glasgow (Schottland), (Schleswig- 
Holsteinische Konferenz von Gefängnisgeistlichen), 

117. Plaschke, Geh. Ober justizrat, Vortragender Rat und 
Vertreter des Königlich Preußischen Justizministeriums, 
Berlin, 

11S. Plaschke, Frau Geheimrat, Berlin, 

119. Dr. Poelchau, Rechtsanwalt, Hamburg, 

120. Poelchau, Referendar, Hamburg, 

121. Dr. Preetorius, Generalstaatsanwalt, Geheimerat, 
Vorsitzender im Ausschuß des Verbandes der deutschen 
Schutzvereine, Darmstadt, 

122. Preetorius, Frau Geheimerat, Darmstadt, 

123. Rasch, Landgerichtspräsident, Altona, 

124. Rasch, Frl., Altona, 

125. Redlich, Pastor, Geschäftsleiter des Fürsorgevereins 
von 1839, Hamburg, 

126. R e u ß, Gefängnisgeistlicher, Fuhlsbüttel-Hamburg, 

127. Reuß, Frau Pastor, Fuhlsbüttel-Hamburg, 

128. Reuß, Frl. Maria, Fuhlsbüttel-Hamburg, 

129. Dr. Roscher, Polizeipräsident, Hamburg, 

130. du Roi, Regierungsrat, Strafanstaltsdirektor, Wolfen¬ 
büttel, 

131. Rosencranz, Pastor, Strafanstaltsgeistlicher, Wolfen¬ 
büttel, 

132. D r. Rosenfeld, Staatsanwalt, Geschäftsleiter des Ber¬ 
liner Vereins zur Besserung der Strafgefangenen, 

133. Ruhberg, Pastor, Strafanstaltsgeistlicher, Vertreter 
des Fürsorgevereins, Neumünster (Holstein), 

134. Ruhberg, Frau Pastor, Neumünster (Holstein), 

135. Dr. Rittershauhsen, Regierungsrat, Hamburg, 

136. Sachse, Paul, Kaufmann, Mitglied der Bürgerschaft 
und der Handelskammer, Hamburg, 

137. Sachse, Frau, Hamburg, 

138. Sachse, Frl. Hedwig, Hamburg, 

139. Scharlach, Frau Dr. Bettina, Hamburg, 

140. Dr. Scharlach, O., Rechtsanwalt, Hamburg, 

141. Sehe er, Gefängnislehrer, Fuhlsbüttel-Hamburg, 

142. Dr. Schläger, Staatsanwalt, Hamburg, 

143. Dr. Schräder, Landgerichtsdirektor, Hamburg, 

144. Dr. Schröder, Referendar, Hamburg, 

145. Dr. Schröder, Landgerichtsdirektor, Hamburg, 

146. Schröder, Pastor, Gefängnisgeistlicher, Rendsburg, 
Fürsorgeverein, 

147. Dr. Schultz, Regierungsrat, Hamburg, 


J 




337 


148, D t, S ets n 11 z e , Landgeriebtsdirfektor,Hamburg, 

149, Schisit2€i» Frau Lai'idgedciitsdirekiür Dr { Hamburg, 

150, Sch Ul?:e, August Hamburg, JVUtgl der Bürgerschaft;-' 

151, 'Schum'öiing, Stratanstnlisdifektor, Rendsburg, 

152, Sch ätze, Regietuugsrat ABona, \ Chantas-febaiui 
Yfüj*das katholische DcutschfeHd^; ., 

IST SWittze^ Frau Regierungsfat, Altona^ 

154. Schümm, Max, Red'^kteftr des ,, Harnburgischen Korre- 
spoudentott Halnbutg: 

155; S c b u itc k, Pfarrer., S'rveihrücken, Vertreter des Ver¬ 
bandes der. pfälzischen Schutzverdne 
156. Dr. Schwalb, Ministerialrat, Vertretet des Ministe- 
||jj|yrmmMur. FJsalv Lothringen, Straßburg i Eis., 



158Y. S ch-warA^ Refemidar, BärahtirgY Yf||fY;l i § T 

Ä;Dr„ Sch v/e ficke, Obpramtsnchter,■'Hamburg, Yt 

160. Dr. $ ey f a rih, Pastor am Zeritralgdängnis, lufils- 

hütteF Hamburg, GeschMtl&eiier des Deutschen: HUB- 
Vereins, für «iti; Gefangene, %’-)' { ; ’ •v v-: 

161. Seyfart h, Er.au Pastor -Dr., FüldsbutteEHamburg, 

162. Seyfarth, Eft. M,, Gotha, 

163. Seyiarth, Herbert Y Leutnant im Felcbartiilerie-Regt. 
Nr. 9, Itzehoe, 

164. S \ cö pm js , 1 Frau Marie, - Hamburg, Y- x , -V r ‘ 

165. Df. SohEe. Frstei- Slaatsariwah, Hamburg, 

166. S om nie r , Pfarrer, Schleswig, ASchleswig-Hoistejmseue. 

"• Y; Konlerehz: von Oef ängn isgeistiiclien), r \ • fj: L-J 

167. Siabn :> FrL . Käthe, Breslau, Vertreterin de«' Fürsorge- 
Vereins Breslau, 

168. St eutze t , PedäkteinY Hamburg, 

169Y SUc h e r-1, Redakteur der ..Hamburger Nachrichten;',' 

' Hamburg, Y-■ - % 'Y; YrY; Y . : "',Y-.Y.- 

170, 0 r. Sto rtk, Rat, Vertreter dgs Füräorgmverelns, Lübeck, 

171 Dr, TYasdor p f Y Amtsgericbfspraside.nl, Hamburg, 

172. Tesdorpi, FrJ. Freva, Hamburg, 

173 FesdörplY Referendar, Hamburg, 

174. T h i el e Y Hof photograph, Hamburg; 

175. Thiele, Frau, Hamburg, 

176 Dr. .Th o ins e.ri , Erster Staatsanwalt, Hamburg, 

177 Volkm;ti) n , Oberptbrrer, Zwickau, Vertreter des Zen¬ 

it alanssdursses zur Fürsorge für y.Strafentlassene nn 
fönigrdsh Sachsen;- tYYYYAYY -. Y 

V o ß', Pastor Y Hamburg, T$W?: 



338 — 


179. Wandelmaier, Adolf, Sekretär, Fuhlsbüttel-Hambg., 

180. Wartenberger, Emst, Kaufmann, Hamburg, 

181. Wartenberger, Frau, Hamburg, 

182. Weber, Oberamtsrichter, Donaueschingen, Bezirks verein 
für Jugendschutz und Gefangenenfürsorge, 

183. Weber, Frau Oberamtsrichter, Donaueschingen, 

184. Dr. Weygandt, Professor, Direktor der Irrenanstalt, 
Friedrichsberg-Hamburg, 

185. Weygandt, Frau Prof. Dr., Friedrichsberg-Hamburg, 

186. Wilcke, Ministerialregistrator, Vertreter des Fürsorge- 

VPrpiriQ NplKtrplit7 

187. W o 1 f f, Pastor, ’ Gefängnisgeistlicher, Kassel - Wehl¬ 
heiden, (Fürsorgeverein Kassel), 

188. Woldeck v. Arne bürg, Großh. Badischer Senats¬ 
präsident, Karlsruhe, Präsident des Landesverbandes der 
Badischen Schutzvereine, 

189. v. Wodtke, Pastor, Agent der Gef.-Gesellschaft für die 
Provinz Sachsen und das Großherzogtum Anhalt, Halle. 
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Die Versammlung wurde am Dienstag, 10. Juni, vormit¬ 
tags 9 Uhr, durch den Vorsitzenden, Generalstaatsanwalt Ge¬ 
heimrat Dr. Preetorius-Darmstadt, mit folgenden Worten 
eröffnet: 

Meine verehrten Damen und Herren! 

Ich eröffne hiermit die Versammlung des Verbandes der 
deutschen Schutzvereine. Es ist die siebente seit dem Bestehen 
des Verbandes, der jetzt auf eine nahezu 21jährige Tätigkeit 
zurückschaut. Von den 21 Jahren hat der Verband 15 Jahre 
unter der Leitung seines hochverdienten Gründers, des Herrn 
Geheimrats Dr. Fuchs in Karlsruhe, gestanden. Auf der 
Mannheimer Verbandsversammlung im Jahre 1907 hat Herr 
Geheimrat Fuchs, gezwungen durch die Beschwerden des 
Alters, sein Amt niedergelegt. Er ist inzwischen im Jahre 1908 
verstorben. In der Mannheimer Versammlung wurde Herr 
Geheimer Oberregierungsrat Dr. Reichardt in Karlsruhe 
zu seinem Nachfolger erwählt, der damals, von der ganzen Ver¬ 
sammlung auf das freudigste begrüßt, in seiner warmherzigen 
Art versprach, er wolle ein Nachfolger seines Vorgängers wer¬ 
den. Nun, wer den Versammlungen in Mannheim im Jahre 1907 
und in Breslau im Jahre 1910 beigewohnt hat, der wird mir 
beistimmen, wenn ich erkläre: er hat das Gelöbnis erfüllt, er 
ist ein würdiger Nachfolger seines Vorgängers gewesen. Wer 
an der Breslauer Versammlung teilgenommen hat, wer damals 
Zeuge war der überlegenen Beherrschung des Stoffes, die ihn 
auszeichnete, der Frische und des Temperaments, womit er da¬ 
mals die Verhandlungen leitete, der wird mit mir sagen: nie¬ 
mand konnte ahnen, daß ihm ein so nahes Ende beschieden sei. 
Anfangs März dieses Jahres, als er im Begriffe stand, eine 
Erholungsreise nach dem Süden anzutreten, raffte ihn ein 
plötzlicher Schlaganfall hinweg, und damit wurde auch all den 
Aufgaben ein Ende bereitet, die er sich als Vorsitzender des 
Verbandes gestellt hatte. Der Verband wird dem trefflichen 
Mann ein treues Andenken bewahren, und ich darf bitten, daß 
die Anwesenden sich zum ehrenden Erinnern an ihn von ihren 
Sitzen erheben (geschieht). Ich danke Ihnen! 

Der jähe Tod des Vorsitzenden verursachte insofern ganz 
besondere Schwierigkeiten, als die Hamburger Versammlung 
vorzubereiten und Herr Geheimer Oberregierungsrat Dr. 
Reichardt über die ersten Präliminarien noch nicht hinaus¬ 
gekommen war. In dieser Verlegenheit trat Herr Senats- 
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Präsident Dr. v. Woldeck, der Vorsitzende des Badischen 
Landesverbandes für Jugendschutz und Oefangenenfürsorge, 
in die Bresche. Er hat, unterstützt von Herrn Geheimen Ober¬ 
regierungsrat Dr. v. Engelberg, die ganzen Vorbereitungen 
zu dieser Versammlung geleitet, und seiner Mühe und der un¬ 
ermüdlichen Tätigkeit Ihres Ortsausschusses, insbesondere des 
Herrn Pastor Dr. Seyfarth, ist es zu verdanken, daß diese 
Versammlung heute vom Stapel gehen kann und daß ich und Sie 
mit mir die Früchte dessen genießen, was diese Herren geleistet 
haben. Es ist mir eine angenehme Pflicht, das hier auszu¬ 
sprechen und insbesondere zu betonen, daß mich gar kein Ver¬ 
dienst an all diesen Vorbereitungen trifft. Denn ich bin erst 
vor wenigen Tagen zum Verbandsvorsitzenden erwählt worden 
und muß von vornherein um Nachsicht bitten, wenn ich in der 
Leitung der Versammlung mancherlei zu wünschen übrig lasse. 
Ich bin nämlich nicht einmal im Besitze der Akten des Ver¬ 
bandes, weil der seitherige Schriftführer des Verbandes erkrankt 
ist und infolgedessen eine U eberlief erung, Sichtung der Akten 
usw. noch nicht stattfinden konnte. 

Meine Damen und Herren! Gestern abend hat Herr 
Pastor Dr. Seyfarth in unendlich liebenswürdiger Weise 
wirklich glühende Kohlen auf mein Haupt gesammelt. Er hat 
erklärt, daß ich auf Grund meiner Erfahrungen usw. ganz be¬ 
sonders zum Vorsitzenden geeignet sei. Wenn Sprichwörter 
falsch sein können, dann trifft das, nach meiner Ansicht we¬ 
nigstens, auf das Sprichwort zu: Wem Gott ein Amt gibt, dem 
gibt er auch den Verstand. (Heiterkeit.) Ob ich imstande sein 
werde, in der Art, die meine Vorgänger auszeichnete, weiter¬ 
zuarbeiten, ob ich namentlich imstande sein werde, den Verband 
zu fördern, so wie es meine Absicht und mein Wille ist, das 
wird die Zukunft lehren. Ich muß auch vorausschicken, daß 
ich noch nicht einmal bestimmt weiß, ob ich das Amt dauernd 
versehen kann, denn mein Hauptamt hat eine solche Arbeits¬ 
last auf mich gehäuft, daß ich es von der Entwicklung der 
Geschäfte abhängig machen muß, ob ich fähig sein werde, 
neben meinem Hauptamt auch dieses Ehrenamt ersprießlich 
zu versehen. 

Meine Damen und Herren! Was der Verband erreicht hat 
und was der Verband will, das wissen Sie. Der Verband hat 
bereits erreicht — und das ist ein echter Reichsgedanke, möchte 
ich sagen —, daß die Schutzvereine, die im Deutschen Reich 
bestehen, sich, unbeirrt durch die Grenzpfähle der einzelnen 
Bundesstaaten, die Hand reichen, wenn es gilt, einen Ge¬ 
fangenen, der von einem Lande nach dem andern zieht, zu 
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uöter§iwt^fl. Er hM weiter errriehi, daß bestimmte Qrii»& 
satze obwalten, nachdenen die einzelnen Scbutzverane ihre 
Schuiziürsorgß ausübga, und er will erreichen, daß diese 
Grundsätze noch weiter ausgebaat werden und daß in einer 
ganzen Reihe von Einzdpnnzipien diese Grundsätze steh so 
ausgestalten, daß wir sicher sein dürfen: es wird eine Schutz- 
fiirsorge geleistet, die üicht hioß^ soweit menschliches Brrnjegsen 
rächte nuT- Würdigen zuteß wird, sondert} die mich die rldidgen 
Mitei und Wege badet, ute denjenjgeri, das 7 Recht ge¬ 
brochen hat, wieder in der bürgerliche« Gesellschaft zu 
rehabilitieren. 

Ich habe vorhin bemerkt, daß die Gründung des Verbandes 
und die Tätigkeit des Verbandes eigentlich einem echten Reichs- 
gedanken entspricht, d, h. einem Gedanken, der nur wurzeln 
konnte im Boden eines einigen Deutschen Reichs. Nun, meine 
Damen und Herren, ich darf daran anküüpten und darauf 
Ihnweisen, daß auf die künftige Arbeit der Schutzvereiric und 
äiitrii des Verbandes unsere künftige,, jetzt werdende 
Reichsgesetzgebung' ein sehr bedeutsames Licht “Wirft. Nicht 
bloß das jetzt ’itiT Entstehst Gegriffene j ugendgerichtsgesefz, 
sondern auch der VorentwtuT zu etuera deutschen Strafgesetz¬ 
buch. räumeo der Schutzfürsorge einen Platz in ihren Be¬ 
stimmungen ein, 7 - — eine Tatsache, \veleW;ä d^ f Verband 
und die" einzelnen Schul/vereine begrüßen dürfen als ein 
beredtes Zeugnis der Anerkennung, die man von selten 
der gesetzgebenden Faktoren. der Tätigkeit der Schatz-- 
vereine zollte Denn wenn die gesetzgebenden Faktoren nicht 
von der Lteberzeuguhg durchdrungen waren, daß in der Tat 
das Streben, das Wollen und das Tun der Schützvereine ein 
ersprießliches und verdienstliches ist, dann hatten sie sdiwer- 
iicti den Gedanken gehabt, diese Schutevereinshes-trehungen m 
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auch mit der Scliutefürsorge befassen und sich, geradezu auf 
die Tätigkeit der Scbutzvwvine stützen wird, läßt uns mit be- 
sohdemn Interesse ''$jm VoSÖfe Seiners .Ekzdlerte des Herrn 
Wirklichen Geheimen Rates üt, v, j a g e m a n a entgegen* 
schauen, der ja gerade die .-Ausarbeitung und Ausgestaltung 
der Schutzfürsorge im Deutschen Reiche äuqr Gegenstände 
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Meine Damen und Herren! Ich habt: die Bücht, die Ver¬ 
tretet der Hatebütegüsteh^ Staatsgewalt, den Serin Senator 
Dr. Schaefer und den Herrn Oherregierungäräf Pr. Schön, 
Präsidenten der -Bürgerschaft, ri-i begrüßen, die uns die Bire 
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erweisen, heute hier in unserer Mitte zu erscheinen. Ich freue 
mich ferner, daß ich eine ganze Reihe von Justiz-Kollegen hier 
erblicke, an ihrer Spitze den Herrn Oberlandesgerichts¬ 
präsidenten. Es freut mich um so mehr, als gerade die Justiz¬ 
beamten mit in erster Linie berufen sind, an der Schutzfürsorge 
mitzuarbeiten. 

Ich begrüße auch die Vertreter der Wissenschaft, die in 
unseren Reihen erschienen sind, und ich begrüße ferner die 
Herren Vertreter der Regierungen, die hierher entsandt worden 
sind, im einzelnen die Herren Vertreter der königl. preußischen 
Regierung, des Ministeriums der Justiz und des Ministeriums 
des Innern, den Herrn Vertreter der königl. bayer. Regierung, 
den Herrn Vertreter der Reichslande, den Herrn Vertreter für 
Württemberg — da darf ich wohl den Namen nennen, 
weil der Name recht bedeutsam für uns ist: Herr Direktor 
Schwandner von Ludwigsburg, der hier nicht nur als Ver¬ 
treter der königl. württ. Regierung, sondern zugleich als 
Präsident des Strafanstaltsbeamtenvereins erscheint, mit dem 
ja unseren Verband innige Beziehungen verknüpfen —, den 
Herrn Vertreter für das Großherzogtum Baden, den Herrn 
Vertreter meines Heimatstaates Hessen, den Herrn Vertreter 
von Braunschweig, den Herrn Vertreter von Schaumburg-Lippe 
und endlich den Herrn Vertreter des hohen Senats der Stadt 
Lübeck. 

Ich habe ferner zu begrüßen die Vertreter der Verbände 
und Vereine, die hier erschienen sind, namentlich derjenigen, 
die unserm Verband angehören und also mitarbeiten an dem, 
was uns beschäftigt und beseelt. 

Endlich habe ich das Vergnügen, die Frauen zu begrüßen, 
die hier erschienen sind. Der alte Spruch des kanonischen 
Rechts „mulier taceat in ecclesia“ ist längst verstummt auf dem 
Gebiet unserer Arbeit, der Fürsorge für entlassene Gefangene. 
Wenn wir uns in dieser Arbeit nicht auf die Frauen stützen 
dürfen, dann ist unsere Arbeit nur eine halbe, denn wenn auch 
die Kriminalität der Frauen Gott sei Dank ständig zurückgeht, 
wenigstens bei uns in Hessen — und ich glaube nicht, daß 
etwa bei uns in Hessen die Frauen besser sind als in anderen 
Ländern — so ist es doch klar, daß eine Schutzfürsorge für 
Frauen am besten von Frauenhänden geübt wird. 

Ich erteile nun das Wort dem Herrn Senator Dr. 
Schaefer als dem Vertreter des hohen Senats der Stadt 
Hamburg. 
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Senator, ß t-, $ c ft a e i e r, Hamburg:, 

Meine sehr geehrten Damen und .Herren.! Es gereicht 
mir zur aufrichtigen Freude, den Verband deutscher.'Schütz» 
Vereine im Namen des Senats hier in Harnburg herzlich wilh 
fcofiihieri au ireißeri. Zugleich — und damit entspreche ich auch 
einer Bitte des Mer' anwesenden Hern) Präsidenten unserer 
Bürgerschaft möchte i^. danken fi^ die BegrüßiingsWorte, 
die Ihr Herr Vorsitzenderv 
verbinde damit den Wunsch,: daß Ihre Arbeiten- frier in Ham¬ 
borg von bestem. Erfolg gekrönt sein mögen und daß es Ihnen 
wahrend Ihres AufenthSits Mersdbst; wähteftd deb 
Tage, die Bie hier zubringen werden, so gefnlleu mögev.daß Sie 
die besteh Emdrucke :von hier mit fortnehmen und daß Ihnen 
die Tage Ihres hiesigen Aufenthalts dauernd in angenehmer 
Erinnerung bleiben werden. 

Die Aufgabe, meine Damen und Herren^ weldie die Für- 
iV'ereiheMfir entlassene fielaneene sieh bestellt bähen, ist 
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sozialer FürsörgCj demjenigen, der nach verbüßter Strafe, nach 
gesöhnter Tat das Gefängnis verläßt mit dem ernsten Willen, 
in die menschliche Oesellschaft 'zuruekzukehrem die Wege ■ 

der menschllehen Gesellschaft zu Werden;,: Ihn vorder Gefahr zh 
bewahren, daß er überall zuriiekgestoßen tmd schileßltchlrt seirrer 
Verzweii!ung'wieder aut den Weg des Verbrechens gebracht wird. 
Das, meine Damen und Herren, ist eine Tat, die meht nur 
einem privaten fhtesse der ema^nen entsprich^ aß denen 
diese Fürsorge geübt wird,söndero eine Tat, die ziigkidi iri 
hervorragendem Maße dem sfaatlieheh Interesse, dem off ent¬ 
liehen Interesse, dem Interesse der menschlichen - 'Gesellschaft, 
dient; deno auch die menschliche Gesellschaft ist in hervor- 
rageodet'Weise d^nan' interessiert; daß möglichst alle einzelnen 
ihre Kräfte, dem Dienste der Allgemeinheit weihen und daß 
keine Individuen, soweit es erreichbar ist, leißdUch'der-menscli* 
Hohen Gesellschaftgegenüberstehen. 

Aber, meine Damen und Herren,- die Aufgabe der deut- 
sdien Sdiutzvefeiue ist zugleich eine sehr schwere und verant- 
wörtliche, und Sie alle, die Sie in dieser Tätigkdit gearbeitet 
haben, werden wahrscheinlich schön die Erfälirtmg gemacht 
haben, daß Mißerfolge und ; Enttäuschungen nicht ausbleiben, 
und Sie werden auch,wieich füfclite, die Erfahrung gemacht 
haben, daß in weiten Kreisen der Bevölkerung ein volles Ver¬ 
ständnis; für Ihre Bestrebungen noch nicht erwacht Kt und daß 
Ihren Bestrebungen noch nicht überall diejenigen Sympathien 
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entgegengetragen werden, auf die sie vollen und berechtigten 
Anspruch haben. Auch diejenigen Leute, die in der Lage und 
gewillt sind, zu helfen und zu geben, und die bei vielen anderen 
Gelegenheiten gern mit offener Hand und mit warmem Herzen 
geben, verschließen doch ihre Hand vielfach, wenn es sich 
darum handelt, ihre LJnterstützung für entlassene Gefangene 
in Anspruch zu nehmen. Da begegnen wir immer wieder dem 
Einwande, daß derjenige, der durch eine Straftat sein Schicksal 
selbst verschuldet hat, einer Hilfe, einer Unterstützung nicht 
würdig sei, daß man ihn seinem Sthicksal, das er sich selbst 
geschaffen hat, überlassen müsse. Nicht selten sehen wir auch, 
daß die Bestrebungen, die die Schutzvereine verfolgen, auf eine 
Linie gestellt werden mit gewissen Auswüchsen einer verkehr¬ 
ten Humanität, die leider allzu geneigt ist, in dem Verbrecher 
ein bemitleidenswertes Opfer einer krankhaften Veranlagung 
zu sehen, und die nicht immer gewillt ist, dem Schutz der 
menschlichen Gesellschaft gegen Straftaten, dem doch die 
ganze Strafrechtspflege dient, die gebührende Beachtung 
zuteil werden zu lassen. 

Meine Damen und Herren! In diesen Anschauungen liegt 
unendlich viel Verkehrtes. Gewiß wird jeder, der an der Straf¬ 
rechtspflege mitzuwirken berufen ist, davon durchdrungen sein, 
daß der Ernst der Strafrechtspflege und die Achtung vor dem 
Ernst der Strafrechtspflege aufrechterhalten werden muß und 
daß die Strafrechtspflege ihrer hohen Aufgabe, dem Schutze der 
menschlichen Gesellschaft zu dienen, nur dann voll gerecht 
werden kann, wenn sie von den Strafmitteln, die in ihre Hand 
gelegt sind, auch ergiebigen und unter Umständen unnach- 
sichtlichen Gebrauch macht. Aber, meine Damen und Herren, 
auch wer davon durchdrungen ist, daß die Strafrechtspflege, 
wenn sie ihrer großen Aufgabe gerecht werden soll, erfüllt 
bleiben muß von der Achtung vor dem Gesetze und daß die 
Strafe ein notwendiges Uebel ist, das angewandl werden muß, 
wenn der menschlichen Gesellschaft der notwendige Schutz 
zuteil werden soll, der wird sich doch der Erkenntnis niemals 
verschließen dürfen, daß die Strafe zugleich eine Sühne ist 
und daß der Gesetzgeber und die Gerichte auf dem Standpunkt 
stehen, daß, wenn die Strafe verbüßt ist, die Tat ihre Sühne 
gefunden hat, dann dem Bestraften der Weg in die menschliche 
Gesellschaft wieder eröffnet werden muß, wenn er selbst nur 
den ernstlichen Willen hat, in die menschliche Gesellschaft 
zurückzukehren. 

Aber immer wieder machen wir die Erfahrung, daß dieser 
Grundgedanke des Gesetzes mit den Erscheinungen des prak- 






tischen Lebens in .krassestem Widerspruch .steht, und immer 
wieder sehen wir Fidie, in denen, nachdem' die gesetzliche 

dem Willen des OErfeftt^^^ eine andere rein ; 

menschliche Strafe ..erst beginnt, eine Strafe, die viel schwerer 
wiegt .als die gesetzliche: Strafe und die unter Umstanden ..hm 
stände ist, eine ganze Existenz zu Vernichten, weil sie den 
davon Betroffenen während des ganzen Lebens verfolgt. Es 
liegt ja nahe, Beispiele zu erwähnen, und wenn ich an. meine 
eigene Praxis z.ürüekdenke, so sind mir viele' Fälle in Er¬ 
innerung, in deiien jmvancl dr MUier Jugend in jugendlichem jfc 

Leichtsinn irgend eine kleine Tat verübt hat, die iho mit dem 
Gefghgtiis inBerührung ;gei?rhcht hat Die Strafe ist lärtgs.t ;; 
verbüßt, dfe Tat ist vferge^en; er selbst hat durch dp .dahernc! EL 
tadelfreies leben den Beweis erbrächt/ daß : .bs;,ihih^wt^h|h-|t ; y. .V . 

erust ist mit dem Willen, der menschlichen Gesellschaft zu 
dienen. Aber die Tat und die Strafe wirken immer noch nach- 
Vielleicht sind viele in dem gleichet! Alter in der gtefehen Lagt 
gewesen. Er ist:• ungtudfltcherweise dem- Straff]chfer in die 
Hände gefallen und für die Tat bestraft, worden. Die Strafe 
erscheint im Strafregister, in den polizeilichen Listen, Durch 
sein ganzes Leben hat er an dieser Straie zu tragen. Ls ist 
in unseren großen Schifi’ahrtsbetrieben, in industriellen und 
kaufmännischen th:iten«ehfm.in.geh Sitte geworden, daß nur die¬ 
jenigen Le»jfe angestellt werden, die durch ein polizeiüches 
Fülinrngszeugnis ihre Unbeseholtenlieh nachweisen Und da 
liegt es. auf der Hand; daß derfenge, in dessen Hand die ;Ajv 
nahmn solclief Leute Iiegt,vorsichtig wird, Wenn er Chi Zeugnis 
vorgefegt erhalt, das nicht ganz rein ist: ' Mag er. auch aus 
dem Zeugnis sehen, daß die Lat Jahre, ja; Jahrzehnte zurück- 
liegt, daß ein tadelloses Leben daFwisebfen hegt, $$ : 
ßalenkeii tragen, gerade diesen Mann einzüsteHen; weil er sich 
sagt, wehh etwas pässfert, ist er derjenige, der dafür veranfe V 
wörtlich genriacht wird. Die Falle sind in der' Tat. außerb^p 
lieh häufig, in denen .■■derartige Personen, die einmal in einer 
fernen Vergangenheit bestraft sind; an dieser Strafe ihr g:nms 
| heben zu ttagen hoben Wir werden es daher alle mit großer 
Freude und Genugtuung begrüßt haben, daß vor wenigen 
I Wochen der Bundesrat durch eine Aendemng der Vorschriften 
| über das Strafregister dfe MügUchkoit geschaffen lmt, daß auf 
I Grund eines Onadehäldes derartige Strafen aus dem SJgtf- 
^gisfer ^pätet wieder verschwinden, wenigstens ruif. der w ir- 
t knng verschwinden, daß sie Privatpersonen nicht mitgdeilt 
| werden dürfen, und daß ferpgr icn Zusammenhang mir dieser 
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Beschlußfassung des Bundesrats auch die verbündeten Regie¬ 
rungen dahin übereingekommen sind, daß die Strafen, die im 
Strafregister gelöscht werden, auch aus den polizeilichen Listen 
und aus den Personalakten der Polizeibehörde verschwinden 
sollen, auch hier mit der Wirkung, daß sie Privaten nicht mit¬ 
geteilt, also auch in polizeiliche Führungszeugnisse nicht auf¬ 
genommen werden sollen. 

Das ist gewiß ein wichtiger, segensreicher Schritt auf dem 
Wege, um hier zu einer so dringend notwendigen Besserung 
zu kommen. Andere Maßnahmen, die die Gesetzgebung in 
Aussicht genommen hat und zum Teil unmittelbar bevorstehen, 
sind ja von dem Herrn Vorsitzenden, dem Herrn General¬ 
staatsanwalt Dr. Preetorius, bereits erwähnt worden. Es 
ist bereits darauf hingewiesen worden, daß die Reform des 
Strafgesetzbuches diese Rehabilitation, die gerade jetzt im 
Wege der Verwaltung eingeführt ist, auf gesetzlichen Boden 
stellen und in die Hand des Richters legen will. Es ist weiter 
darauf hingewiesen, daß atich das Jugendgerichtsgesetz, das 
ja nach vielen Fährnissen hoffentlich demnächst endlich einmal 
verabschiedet werden wird, neben anderen Zwecken, wenn auch 
mit anderen Mitteln und auf anderem Wege, zugleich auch den 
Zweck verfolgt, daß der Jugendliche davor bewahrt bleiben 
soll, daß eine Straftat für sein ganzes Leben nachwirkt und 
unter Umständen seine ganze spätere Existenz vernichtet. 

Es ist also mit Recht darauf hingewiesen, daß unsere Ge¬ 
setzgebung und unsere Exekutive gewillt sind, die geschilderten 
Uebelstände, soweit es in der Macht des Staates liegt, zu be¬ 
seitigen. Aber, meine Damen und Herren, der Staat und die 
staatliche Gesetzgebung allein sind nicht in der Lage, auf die¬ 
sem Gebiet dauernde und gründliche Abhilfe zu schaffen. Die 
Gesetzgebung kann sich immer nur darauf beschränken, all¬ 
gemeine Regeln aufzustellen, die für viele Fälle passen, in 
anderen Fällen versagen werden. Und, meine • Damen und 
Herren, das ist der Punkt, wo die Tätigkeit der Privaten und 
die Tätigkeit der Vereine, zu denen sich die Privaten zusammen¬ 
geschlossen haben, wo die Tätigkeit des Verbandes der deut¬ 
schen Schutzvereine, der wieder die ganzen deutschen Schutz¬ 
vereine in sich vereinigt, eingreifen muß. Individualisierung 
ist das Haupterfordemis, und Individualisierung, Betrachtung 
des Einzelfalles, der Persönlichkeit des einzelnen, der Um¬ 
stände, unter denen eine Straftat verübt ist, kann doch schließ¬ 
lich nur auf dem Wege der privaten Fürsorge geleistet werden, 
und, meine Damen und Herren, ich glaube, alle diejenigen 
unter Ihnen, die diesem Verband angehören, werden die Ueber- 
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zeugung und Genugtuung haben, daß gerade auf diesem Ge¬ 
biete die deutschen Schutzvereine bereits auf glänzende Erfolge 
zurückblicken, und wir können nur wünschen, daß ihre Tätig¬ 
keit auch in Zukunft und daß auch die hiesigen Verhandlungen 
von gleichem Erfolge begleitet sein mögen. 

Ich möchte persönlich den Wunsch aussprechen, daß, 
wenn diese Verhandlungen durch die Presse in weitere Kreise 
dringen werden, dann auch in der ganzen Bevölkerung warmes 
Interesse erweck wird an den Bestrebungen, welche von den 
deutschen Schutzvereinen verfolgt werden. Und wenn das er¬ 
reicht wird, mit erreicht wird durch die Verhandlungen, die 
heute ihren Anfang nehmen, so werden Sie, glaube ich, sagen 
dürfen, daß keine vergebliche Arbeit hier in Hamburg ge¬ 
leistet ist. 

Meine Damen und Herren! Die Tage, die vor Ihnen 
liegen, sind aber nicht allein ernster Arbeit gewidmet, sondern 
auch der Erholung, dem geselligen Beisammensein. Sie wollen 
die Stadt Hamburg kennen lernen, die ja dem Fremden und 
namentlich dem Binnenländer manches Schöne, Neue und 
Interessante zu zeigen vermag. Ich möchte den Wunsch 
wiederholen, daß es Ihnen allen in unserer Mitte gut gefallen 
möge und daß, wenn Sie in wenigen Tagen von hier fortgehen, 
Sie den Eindruck mitnehmen, daß Sie voll befriedigt sind, nicht 
nur durch den Erfolg Ihrer Arbeit, sondern auch durch die 
Eindrücke, die Sie empfangen, und durch die Aufnahme, die 
Sie in unserer Mitte gefunden haben. (Lebhafter Beifall.) 

Geheimer Oberjustizrat Plaschke, Vertreter des preuß. 
Justizministeriums, Berlin: 

Die Herren Kommissare der hier vertretenen Regierungen 
haben mir den Auftrag gegeben, zugleich in ihrem Namen 
Ihnen, meine hochverehrten Damen und Herren, einige Worte 
der Begrüßung zu sagen. Gern komme ich diesem Aufträge 
nach, obwohl sich bei seiner Ausführung ein gewisses Gefühl 
der Wehmut geltend macht; denn solange ich in meiner 
jetzigen Stellung bin, trat in den zahlreichen Kongressen, die 
ich in dieser Eigenschaft mitgemacht habe, als Sprecher für die 
Kommissare der Regierungen stets Herr Geheimrat Krohne 
auf, dessen hervorragende Persönlichkeit und Leistungen Ihnen, 
meine verehrten Damen und Herren, ja noch in frischer Er¬ 
innerung sein werden. Seiner, wenn auch nur in diesen kurzen 
Worten, zu gedenken, erscheint mir nicht nur als eine Pflicht, 
sondern es ist mir tief innerstes Herzensbedürfnis. 

Ueber die Aufgaben der Fürsorgevereine und des Ver¬ 
bandes der Fürsorgevereine hat der Herr Vorredner Ihnen so 
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hervorragende und warme Worte gesagt, daß mir hinzuzufügen 
nichts übrig bleibt. Schwierig und außerordentlich wenig 
dankenswert in der Ausführung sind diese Aufgaben. Nicht 
nur das Vorurteil der Gesellschaft als solcher, nicht bloß das 
Vorurteil der Arbeitgeber, mehr vielleicht noch das Verhalten 
der Arbeitnehmer erschwert Ihre Tätigkeit und am meisten das 
Verhalten derjenigen Personen selbst, denen Sie Schutz ange¬ 
deihen lassen wollen. Jeder, der in der praktischen Fürsorge¬ 
tätigkeit steht, wird mit mir, glaube ich, in dem Votum über¬ 
einstimmen, daß der schlimmste Feind einer ersprießlichen 
Fürsorgetätigkeit der Gefangene oder entlassene Gefangene 
selbst ist. 

Ihr Herr Vorsitzender hat Sie darauf hingewiesen, welche 
Fülle von neuen Aufgaben Ihrer nach der zukünftigen Gesetz¬ 
gebung harrt. Allein kann das der einzelne Verein und mag 
er noch so stark und noch so arbeitsfreudig sein, nicht leisten. 
Deshalb ist es ein gesunder und richtiger Gedanke, daß die 
Vereine in Befolgung des Wortes „viribus unitis“ sich zu dem 
Verbände zusammengeschlossen haben, der nunmehr, gestützt 
auf eine mehr als zwanzigjährige Erfahrung, neue Aufgaben 
und neue Ziele in Angriff nimmt. Der Staat kann sich an 
dieser Arbeit unmittelbar nicht beteiligen. Der Herr Vorredner 
hat auch in dieser Beziehung meines Erachtens richtig und er¬ 
schöpfend das gesagt, was zu sagen war. Der Staat steht als, 
ich möchte sagen: stiller Teilnehmer da, aber als ein Teil¬ 
nehmer, der nicht nur mit Anerkennung und mit Interesse, son¬ 
dern der fördernd und helfend überall da eintritt und eintreten 
will, wo er kann. 

Aus diesem Gedanken heraus haben die hier vertretenen 
Regierungen ihre Kommissare hergesandt, vielleicht daß sie 
hier und da ein Wort auch belehrend sagen, in der Hauptsache 
aber, damit sie von Ihnen, meine Damen und Herren, lernen 
sollen. 

So schließe ich denn mit dem Wunsche, daß Ihre Tätigkeit 
hier ersprießlich und nutzbringend sein möge für die Fürsorge¬ 
vereine, für den Verband selbst, damit für die einzelnen Staaten 
und notgedrungen hiermit auch für unser liebes deutsches 
Vaterland. (Lebhafter Beifall.) 

Vorsitzender: Meine Damen und Herren! Im Namen 
des Verbandes danke ich von Herzen für die Worte, die von 
beiden Herren Vorrednern der Tätigkeit des Verbandes ge¬ 
widmet worden sind. Besser und erschöpfender, als es 
von den beiden Herren geschehen ist, hätte unsere Wirk¬ 
samkeit nicht gekennzeichnet werden können. Ich darf wohl 




sagen: was die beiden Herren Regieningsvertreier erklärt 
haben, das darf uns mit der Zu versiebt erfäUen, daß wir im¬ 
stande sein werden, auch die Aufgaben zü lösen, die uns -dem- 
nächst die Röciisgesetzgebuug' aufetlegen wird, r i . 

Meine Damen und Merren! Wenn ich mich hier bis jetzt 
als Vorsitzender aufgespiett habe, so war das eigentlich eine 
Eigenmächtigkeit, denn nach den Satzungen des Verbarides hat 
die Verbandsversammiung seihst ihren Vorsitzenden zu wählen 
ich glaubte nur, die- Versammlung' eröffnen zu müssen, wdi 
doch irgend jemand d;.c sein mußte, der den Anfang machte. 

Jetzt aber, meine Damen Und Herrag gilt es, einen Vor¬ 
sitzenden -zu wählen, und ich glaube, m Ihrer alter Sinne m 
handeln, werm ich als Vorsitzenden den Herrn Senator 
Dr. Sc ha ef er, den Ctiei der hiesigen JuVizverwaHimg« vor* 
schlage, (ftravo.)> Seme Sache wird es, wenn er die Wahl 
unninimt, dann sein, zwei steilverti-etende Vorsitzende wählen 
zu lassen und außerdem zwei .Bcbnitfiihfer zu bestehe«.. 

>. V-A Vörsitzehdeä' Senator Dr. Scharfer: IMerne getir geehrten 
Dame« und-’ Herren!. Ich möchte meinen herzlichen; Dank am¬ 
sprechen für das,Vertrauen, das Sie mir geschenkt: haben. Ich 
, wMJ verbuch en, den Aufgaben gerecht zu WH'dah ; soweit es hi 
ihcincrv Krifled^hh jäeir : '(IjöiÄriuiiigr^ ich 

die Ünterstützung der beiden steil vertretenden Herren Vor-' 
ateendenfinden werde, Mir, davon bin ich überzeugt, der Atih 
gäbe des Vorsitzes sehr'viel besser gewachsen '-sijßd; "als es bei 
mir der Fall ist. 

Meine Damen imd Herren ! Ich darf dann bitten, zunächst 
die Wahl der beiden steltvemHendea Vorsitzenden $as voll- 
ziehen, ünd ich glaube, daß wir uns dabei sehr kurz fassen 
.dürfen. Ich meine, es wird Einverständnis' in dieser Versäum « 
lurrg darüber bßgfehen f däß der ÖroBb? HessiseheGeneräh 
staatsahWabij Herr Gebeimerat Dr. t* &.ti ii. 
•; des ersten s^dvertretenden Vnrsttzeriden bbrufgh- wird, und für 
das Amt des zwei‘eii stellvertreteoden Vorsitzenden gestatte, ich 
mir, den Vertreter des König 1 Preußischen jusfizniimstemmn-.. 

;• Herrn Geheimen Oberju&tizrat P 1 ags eii k K In,Varsdii.ag zü 
bringen. 

Ich niöcht.c fragen, ob aUS der Versammiung i tgen d welche 
andeferi A^usehe laut werderi. ~ Da jrbsehe,*iaß das nicht 
der Fall ist, kann ich feststeilen, daß die Wahl dieser beide« 
Herren stellvertretenden Vorsitzenden einstimmig 'Vollzogen ist, 
und ich darf die Herren bitten, soweit e* nicht bereits ge¬ 
schehen ist.; hier am VorsTcindstisehe Platz zu nehmen und steh 
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zunächst darüber zu erklären, ob sie die auf sie gefallene Wahl 
als stellvertretende Vorsitzende anzunehmen geneigt sind. 

Generalstaatsanwalt Gehe : merat D r. Preetorius, 
Darmstadt: Ich nehme die Wahl an und glaube, dazu nach der 
Stellung, die ich im Verband einnehme, sogar verpflichtet zu 
sein. (Heiterkeit.) 

Geheimer Ober justizrat Plaschke, Berlin: Ich nehme die 
Wahl dankend auch ohne Verpflichtung an. (Heiterkeit.) 

Vorsitzender Senator Dr. Schaefer: Es bleibt mir noch 
übrig, zwei Schriftführer zu berufen. Die Berufung liegt, wie 
ich sehe, nach den Satzungen in der Hand des Vorsitzenden. 
Ich möchte mir erlauben, als Schriftführer Herrn Staatsanwalt 
Dr. Schläger aus Hamburg und Herrn Regierungsrat 
du Roi aus Braunschweig zu berufen. Ich darf an die beiden 
Herren, die ja hier anwesend sind, die Frage richten, ob sie 
bereit sind, das Amt als Schriftführer zu übernehmen. 

Staatsanwalt Dr. Schläger, Hamburg: Danke verbind¬ 
lichst! Nehme gern an! 

Regierungsrat du Roi, Braunschweig: Danke ebenfalls! 
Nehme auch an! 

Vorsitzender Senator Dr. Schaefer: Dann ist ja wohl 
die Vorstandswahl vollzogen. Ich darf bitten, daß die Herren 
Schriftführer auch hier Platz nehmen. 

Es handelt sich jetzt nach den Satzungen um die Fest¬ 
setzung der endgültigen Tagesordnung. Der Entwürf der 
Tagesordnung ist ja allen Anwesenden bereits zugestellt, die 
Festsetzung bleibt der Versammlung Vorbehalten. Ich möchte 
fragen, ob zu den Vorschlägen, die hier in der gedruckten Tages¬ 
ordnung enthalten sind — Sie finden sie auf Seite 2 — noch 
irgend welche Bemerkungen zu machen sind. — Das ist nicht 
der Fall. Ich sehe also diese Tagesordnung, so wie sie Ihnen 
hier gedruckt vorliegt, als festgestellt an. Danach würden ge¬ 
schäftliche Mitteilungen, die bei früheren Versammlungen beim 
Beginn der Verhandlungen gemacht wurden, wohl erst unter 
die Nummer 5 fallen, und es würden zunächst die Vorträge zu 
halten sein. 

Den ersten Vortrag hat Seine Exzellenz Herr Wirklicher 
Geheimer Rat Professor Dr. v. Jagemann gütigst über¬ 
nommen. Das Thema lautet: „Zur Fortbildung des Schutz¬ 
wesens für Entlassene“. Ich darf Herrn Wirklichen Geheimen 
Rat v. Jagemann bitten, nunmehr seinerseits zu seinen Aus¬ 
führungen das Wort zu nehmen. 
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Seine Exzellenz Wirklicher Geheimer Rat Professor Dr. 
v, Jagemann, Heidelberg: 

Hochansehnliche Versammlung! 

Meine Damen und Herren! 

I. Der äußere Glanz und die inneren Vorzüge des Ham- 
burgischen Stadt- und Staatswesens sind mir eine liebe, alte 
Erinnerung aus der Zeit her, da ich mehrfach mit dem Bundes¬ 
rate des Deutschen Reichs die hohe Gastlichkeit dieser freien 
und Hansestadt genießen durfte; es steigen in mir als farbige 
Bilder der Erinnerung Nordostseekanal und Blumenausstellung 
auf, und tief ist mir allezeit in mein Inneres eingeprägt ge¬ 
blieben das Gedächtnis an leitende Männer, denen ich hier 
begegnen und mit denen ich zum Teil Zusammenarbeiten durfte: 
Versmann, Lehmann, Mönckeberg, Burchard. 

So freue ich mich denn, nach längerer Zeit wieder hierher 
zu kommen mit einer speziellen Aufgabe, nämlich zu Ihnen 
zu sprechen über die Fortbildung der Schutztätig- 
keitfür Entlassene, und zwar in dem geschichtlich wich¬ 
tigen Wendepunkt der Erwartung neuer Gesetzesbestimmungen 
durch die kommende Strafrechtsumschöpfung. Es 
ist nicht zu viel gesagt, daß diese Umschöpfung veranlaßt, alle 
wichtigen Fragen des Schutzwesens, sowohl grundsätzliche, als 
auch solche der Zweckmäßigkeit, neu zu prüfen. Das führt 
naturgemäß auf eine Betrachtung der geschichtlichen Stufen 
und des jetzigen Zustandes des Schutzwesens, auf den Inhalt 
und die Folgen der Gesetzesänderungen, auf die Schutzpolitik 
der Zukunft mit ihren Organisations- und Rechtsfragen, und 
wir wollen dabei nicht vergessen, daß das Schutzwesen doch 
immer auch mit Gesichtspunkten außerhalb des Strafrechts 
und mit Fortbildungskeimen von anderer Seite noch zu rechnen 
hat und insbesondere auch das Verhältnis von Staats- und Ge¬ 
sellschaftstätigkeit mit dem Wandel der Zeiten immer wieder 
einer neuen Prüfung unterliegt. 

II. Ein tieferer Blick in die Entstehung und.Ent¬ 
wicklung des Schutzwesens zunächst, den ich, wie 
überhaupt meine Betrachtungen in gar vieler Hinsicht, nicht 
erschöpfend, sondern nur kurz, perspektivisch anlegen kann, 
zeigt uns, daß der Umfang der Staats- und der Gesellschafts¬ 
tätigkeit und ihr gegenseitiges Verhältnis in dem Laufe der 
Zeiten vielfach gewechselt haben. Die erste Stufe ist schon 
bezeichnet durch den Namen derjenigen Gründung, die die 
Stammutter aller Schutzvereine der Erde geblieben ist. Es 
war Whisters amerikanische Schöpfung vor eineinhalb Jahr¬ 
hunderten, die sich als eine Gesellschaft zur Linderung des 
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Elends in den Gefängnissen bezeichnete, und nur als 
ein Einzelpunkt war damit die Assistenz für Entlassene ver¬ 
bunden. Unter dem gleichen Typus ist in Deutschland zuerst 
von Pastor Fliedner die Rheinisch-Westfälische Gefängnis¬ 
gesellschaft gegründet worden. 

Der alte Polizeistaat genierte sich dabei nicht, wo 
er wollte, auch in kräftiger Weise durch eine Schutzfürsorge 
einzugreifen, aber sie nicht selbst vorzunehmen, sondern 
Dritten Auflagen zu machen. So das preußische Patent von 
1710 an die Zünfte: wenn ein Entlassener im Strafhaus ein 
Handwerk erlernt habe, so hätten sie ihn als Gesellen anzu¬ 
nehmen. Oder die Ordre von 1783 an die Grundherrschaften, 
Entlassene • mindestens ein Jahr hindurch gegen Kost und 
Lohn in Arbeit zu nehmen. 

Aber der moderne Staat erstarkte, besann sich auf sich 
selbst und sagte: ich will keine nichtbeamteten Kräfte im Ge¬ 
fängnis haben, und dadurch war der Uebergang zu der 
zweiten Stufe gegeben, die eine rein formale Scheidung 
der Gedanken in sich schließt: Staatstätigkeit im Ge¬ 
fängnis, Gesellschaftstätigkeit nur außerhalb, 
nur nachher. Ja, das ging soweit, daß manchmal dem 
Philanthropen und namentlich der Philanthropin in unge¬ 
schickter Weise die Türen verschlossen wurden. Der Staat 
stand auch um die Mitte des vorigen Jahrhunderts oft unter 
der bedenklichen Parole des laissez faire, laissez aller. Aber 
die Gesellschaft besann sich doch, und Religiosität, Humanität 
und ein wohlverstandener Egoismus der Leute, die in Ruhe 
vor gefährlichen oder unbequemen Menschen leben wollten, hat 
ein System der Schutzfürsorge in dem Sinne der Nachfürsorge 
nach dem Gefängnis ausgebaut. Aus den Senfkörnern weniger 
führender Persönlichkeiten und Vereine erwuchsen geschlossene 
Vereinsnetze und Ihr Verband. Ja, man kann sagen: es ist 
ein beschattender Baum daraus entstanden, eine selbstverständ¬ 
liche Kulturerscheinung sowohl auf dem Kontinent, als über 
dem Meere. 

III. Nach diesen geschichtlichen Vorstufen stellt sich eine 
dritte ein, in der wir uns noch befinden, mit einer Vertiefung 
und Erweiterung, denn sie will nicht nur Schutzfürsorge nach 
dem Gefängnis, sondern vielfach auch vor dem Gefäng- 
n i s. Man erkannte, daß die Nichtbehütung eines Straf¬ 
gefangenen wohl eine, aber nur eine der vielen Ursachen des 
Herabkommens ist, u. z. daß die Behütung Entlassener eine 
Tätigkeit an einer sehr späten Haltestelle des Lebens ist, an 
welche der kriminalistisch Fahrende vielleicht gar nicht ge- 




kommen wäre* wenn man früher für ihn gesorgt hätte. Die 
R u c k f a 11 $ Vorbeugung also blieb flieht mehr allein, sondern 
die V oTb eug un g öBe ih a u pi wurde, auf dieser dritten 

äUf ^ geSthriiehejtr ,Wir sehen nicht til»r dj&;'ri • 7 JxB'V/!}. 

nächstifegenden Erweiterungen der Sehumäiigkeit auf die 

auf j&evf ar^ | 

dem die Auf nähme des gesamten Jugertdschützes, die Grün- a 

düng besonderer Orgäne gegen die verscliledeiieri .Voltelaster^ 
die • Naohförsorge-. .iür''':EKHassene. ganz anderer Art wie 
Zwangszoglinge, Trunksüddige, geistig Minderwertige, ja, in 
. ßfeß-Lofhntigdi selbst 'ffir^enfläSSeng MilitärpferSöiien, wenn \ 

deren Heimatland sehr weit weg liegt i. 

Aber auch das .Verhältnis'von ' Staat und Gesellschaft ver¬ 
schob sieb in dieser dritten Periode wiederum Der Staat 
hat seine Scheu vor sozialen Aufgabe« terioren, er w 1U 
$ e ! i> s r S o % i a i sei «, und er Sieh i &uch ein: die Ihlhtfehe 
strenge der Amtsstube, der ßerserkerbtitk desr S^ lu 1 zman d^’ 
das öfipersoniiche der ;:$£|Oeften thehkett der 

Verhandlung.' das sind mänribnai Dinge, die auch hr» Staatsv 

infessb bessertfflrrta Adacch 'M der Stille, 
durch Ah- undZugebeu nach Eigenschaften und Verhähntssea 
des Eihzeiiallfö. durch das Mitgefühl verständigwohltätiger 
Geister, durch Nachlassen 4 er ‘form • riugimst^r.der' -Sache. • 

Und so hat im Verwaltungswege — praeter 'legem würde der 
Jurist sagen — sich neuäeiibch vieles ciurchgerungen, z. B 
.namentlich die Aussetzung der Strafe- bei Erstdeiinquenle«, eia 
blonderes der Staat 

bgte die schärfste Art seiner Naritkontrorie^dfe PoKzejäufsicht, 
vielfach vertraueiisVoJI in die Hände Vdn SdihtVverGnen, % %. 
auf reih taisäcldiche Weise; dhnb 

Selbstausübuiig manchmal mehr vexderbers, als niiizen konnte. 

IVri Auf diesem Saghsfähdev den^ igbbur^J^hddem thhßfe, 
setzt nun die G e s e 1 1 e s ums c h dp! tm g ein, und die frage 
ist; worin wird die vierte, die Z u kuh frisst u 1 e des Sehurr- 
v/esens sich wesentlich von den vorhergehenden Stufen unter- 
scheiden? 

? . : ? ; G Für SArat'tttebb und -p ro zeß begen fntwürfe iih rri 
Reichs]tisfizamf Ein solcher für ein Straf voll rugv- 
| geseiz ward jüngst in zweiter Lesung in Heidelberg von 
r etneni ihi Aufträge desA/ereihs dgutsÄ gtmbmstaUsheatntsn 
| tätigen Fachausschuß unter tneiivenr Vorsitz; durchberaien. 

Vergiicheu mit Früherem, enthalten alle diese Entwürfe vvi- 
iere Fortschritte im Sinne der Vorbeugung. ..V orbeugtt n g 
; Ist eme-, wem» flicht, die H a upf s ä c h e‘‘,- schrieb mir jüngst 
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Professor Stoos in Wien, der erste Schöpfer des Schweizer 
und der Mitarbeiter des österreichischen Reformwerkes, und 
ich möchte auch meinerseits den heutigen Anlaß nicht vorüber¬ 
gehen lassen ohne mein oft wiederholtes Bekenntnis: eine 
Wandlung in unseren Kriminalitätszuständen, ein relativ aus- 
sichtsvoller Kampf gegen das Verbrechen kann nicht erwartet 
werden von juristisch-technischer Vervollkommnung unserer 
Straf- und Verfahrensbestimmungen. Dazu gehört mehr. 
Dazu ist ein Ges amt werk erforderlich, welches zielbewußt 
Punkt für Punkt die Verbrechensvorbeugung mit einbegreift, 
soweit sie gesetzlicher Regelung noch bedürftig und ihr zu¬ 
gänglich ist. Wenn dies der Leitstern des Ganzen wäre, dann 
ist es selbstverständlich, daß sich ein solches Vorgehen gegen 
alle Verwahrlosung zu wenden hat, teils durch Gesetz, 
teils durch bundesrätliche Vereinbarungen über gleichheitliche 
Verwaltungsmaßnahmen, und je mehr die Vorbeugung vom 
Gesetzgeber gewürdigt und vorgesehen wird, um so richtiger 
und reichlicher wird die Stellung des Schutzwesens und um so 
größer die Leistbarkeit der Vereine sein. 

Nun enthalten der Vorentwurf und der sogen. Gegen¬ 
entwurf zu dem Strafgesetzbuch und die Beschlüsse des Mann¬ 
heimer Strafanstaltstages von 1911 spezielle Vorschläge für 
die Schutzaufsicht. Der Vorentwurf sieht die Möglich¬ 
keit vor, für die Dauer der Probezeit vorläufig Entlassener die 
Aufsicht einem dazu bereiten Vertreter eines Fürsorgevereins 
zu unterstellen, und überläßt dem Bundesrat die Vollzugs¬ 
anweisung. Der Gegenentwurf geht weiter. Er will Schutz¬ 
aufsicht viel häufiger anwenden, nämlich auch sonst nach 
Zuchthausstrafe, ferner nach Gefängnis, wenn besondere Um¬ 
stände vorliegen, z. B. Jugend, die es als im Interesse des zu 
Entlassenden liegend erscheinen läßt. Geboten ist die Schutz¬ 
aufsicht nach ihm aber in der Regel nur bei der bedingten 
Strafaussetzung, sodann bei der vorläufigen Entlassung, so¬ 
wohl aus Strafanstalten wie aus Arbeitshäusern — das ist 
auch eine Neuheit — und für Trinker zur Abgewöhnung von 
dem verführerischen Tropfen, wenn sie sich Enthaltsamkeits¬ 
vereinen bei der Entlassung unterstellen; zulässig ist sie in den 
anderen Fällen, u. z. auf vormundschaftsgerichtlichen Aus¬ 
spruch. Stets nennt der Entwurf dabei die Schutzvereinsfür¬ 
sorger an erster Stelle vor anderen geeigneten und berufenen 
Personen. Für weibliche Schützlinge verlangt er Für¬ 
sorgerinnen. 

Den Inhalt der Schutzaufsicht will er gesetzlich in den 
Hauptpunkten festlegen. Danach hat der Schutzfürsorger den 





. jEaÜassetien zu überwachen, vor schlechter Gesellschaft und 
nötigenfalls vor dem Genuß geistiger petränke zu bewahren, 


ihn zu beraten* ihm insbesondere zur Erlangung passender 
Wohnungen'., behilflich zu sein. Eine dem Entlassenen zu- 
faüende Arbeitsbelohriuiig ist dem Fürsorger auszuhäiidigen 
zur Verfügung im Interesse des Schützlings unter Aufsicht des 
Vormuhdsehaftsgerich ts, 

Das Ziel gebt sogar dahin* dem jetzigen Zustande gegen¬ 
über bei dervorläufigen Entlassung die behordliehe Aufsicht, 
he* Schwerverbrechern ^ogar dle VPhhzeiauisicht- zu ersetzen 
und ebenso-die in ihr liegenden und von ihr stammenden, im 
Vorefitwttrf noch vorgesehenen ÄufenthaltsbeschränküTigeH 
Eine mildere, vor allem weniger bemerkbare form, eine im 
Wesen nicht straf- oder polizeirecht!iche, soll hier eintreteri, 
indem die Fürsorger, die selbst unter der ÄufsiCht der frei- 
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att^EaltWtfiges waren zwar bezüglich der Anwendung der 
'•^^^liaafsicbt'' noch ausdehnend, nämlich auf die Fähe der 


w j* und Fürsorgeerziehung, aber im übrigen weniger vor' 
schreibend, denn die Praktiker sagten sich, einer FiuEichtung 
gegenüber* die nicht m alle.fi Reichsteüen gleicb.m^Öig 7 faü§£ 
geübt wird, die. gewiß noch da und dort sehr der ■ Ansdehnnng 
bedarf, sei es nicht angemessen, den Inhalt gesefzSich fest- 
zulegen, sondern feesset, die Sache sich: frei ,hadi: den ange¬ 
gebener! Richtlinien einer nur bundesräfliehen Verordnung ent- 
Wi'ckein 2 u lassen. Dagegen ward in Marinheim die Qfewdhrüdg 
öffentlicher Mittet für den jugendsämtz als dringend bd 
zeichnet 

nächste Schritt war dann die z weite Les u og; 
Eniwüfisteüe in der Sirafrechtskommission 



Zeitung jd diesert^BCztehuög fdchts hervorheht, su scheint die 
Kommission ihre früheren' Beschlüsse beibehalfen; ?u 


also die Beschlüsse im Sinne des Vor-, nicht des Oegenentwurfs. 

Insbesondere hielt auch Aufmd }a b s ^^ 

hier mit der Ergänzung, daß die Ausweisung St rafenf lassen er 
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ans dem: pfiterst^ 

Erttldsseae ausreichende Arbeit besitzt oder sogst Unterköntmeu 
und Unterhalt Zügesichert wird, tunlichst vermieden wer- 
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Die Gesetze, meine Damen und Herren, entspringen längst • 
nicht mehr fertig aus dem Haupt eines Zeus. Auch nach den 
Beschlüssen der Strafrechtskommission kann man die 
schließliche Endgestalt der Bestimmungen über 
Schutzwesen nur vermuten, nicht wissen. Bundesrat und 
Reichstag vermögen noch vieles zu ändern. Aber eines scheint 
mir doch heute schon klar zu sein: sachliche Ausdeh¬ 
nung des Schutzwesens, freundliche Stellung des Reichs¬ 
ganzen dazu, gesetzlich und administrativ, und ein 
organischer Zusammenhang des Schutzwesens 
mit dem Strafvollzug, nicht wie auf der dritten Stufe 
ein loses, durch die Verhältnisse sich ergebendes Zusammen¬ 
wirken, sondern ein Ineinandergewachsensein zu einer im Ge¬ 
setz selbst vorgesehenen Kooperation, das werden die Kenn¬ 
zeichen der zu erwartenden vierten Geschichtsstufe 
sein. 

V. Verständigerweise erörtern nun die betroffenen Kreise 
die Folgen solcher Gesetzesänderungen für ihre 
Tätigkeit, und sie kommen so dem Zukunftsbild entgegen. 
Schon auf der Breslauer Tagung 1910 befaßte sich der Ver¬ 
band damit, im Anschluß an einen Bericht des Herrn Staats¬ 
anwalts Dr. Rosenfeld. Die deutsche Landesgruppe der 
internationalen kriminalistischen Vereinigung beriet den Gegen¬ 
stand in München 1912. Herr Landgerichtsdirektor Dr. 
Aschrott schrieb eine Monographie darüber. Aber beide 
Versammlungen kamen nicht zu irgend einhelligen Beschlüssen, 
ja überhaupt nicht zu einer Abstimmung, in der richtigen Er¬ 
kenntnis, daß noch zu vieles im Unbestimmten liege. 

Auch ich möchte, wenn ich einen unmaßgeblichen Rat 
geben darf, nur soviel sagen: es scheint mir einstweilen eine 
Fragestellung dienlich zu sein, die, die verschiedenen 
Möglichkeiten einschließend, an die Einzelverbände 
ergeht, um ihre Auffassung der Zweckmäßigkeiten und über 
das Maß der Bereitschaft zur Ausdehnung ihrer Wirksamkeit 
festzustellen. Erst nach Einkunft der Antworten hierauf wird 
der Gesamtverband vielleicht die Leistungsfähigkeit 
und Leistungswilligkeit klar beurteilen. Gewiß muß 
man zu solcher Fragestellung alle Punkte, die in Bewegung 
kommen, bezeichnen, und da steht man vor allem vor einer 
großen Neuheit. 

Schutzfürsorge war bisher, grundsätzlich wenig¬ 
stens, der einzige Ausgangspunkt der Vereinstätigkeit. Erst 
durch einzelne Fürsorgeerziehungsgesetze der Gliedstaaten 
und durch tatsächliche Aufträge zum Ersatz einer behördlichen 
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Überwachung begann die Schutz a u f s i c h t, von der allein 
nun in dem Vor- und Gegenentwurf die Rede ist. Darin steckt 
offenbar ein großer Gegensatz zweier gleichwohl in vielem 
praktisch zusammenführender Dinge; denn freilich, eine Auf¬ 
sicht, die nichts Gutes tut und für nichts sorgt, ist keinesewgs 
mit der Schutzaufsicht gemeint, und umgekehrt hätte eine 
Schutzfürsorge, die nicht behütend ein Auge auf die Schütz¬ 
linge würfe, ja auch keinen Sinn. Aber trotzdem sind Auf¬ 
sicht und Fürsorge im Wesen begriffliche Verschiedenheiten. 
Einerseits Kontrolle, andererseits Förderung; hier gezwungene 
Unterstellung, dort ein freies Verhältnis; hier der Schutz der 
Gesellschaft gegen zu besorgenden Rückfall, dort vor allem 
Wahrnehmung der Interessen des Schützlings, bei der Aufsicht 
notwendig auch eine Schutzgewalt über ihn, andernfalls ein 
freies Verhältnis. Das führt im einzelnen auf manche Punkte. 
Ich teile z. B. nicht die Ansicht, man könne Polizeiaufsicht und 
Aufenthaltsbeschränkungen durchweg durch Schutzaufsicht 
ersetzen. Nehmen wir Fälle, in denen das Zwangs- und Sicher- 
heitserfordemis unbedingt im Vordergrund steht* Anarchisten, 
Hoch- und Landesverräter. Hier besteht kein Anlaß, die 
eiserne Faust der öffentlichen Gewalt durch einen Sammet¬ 
handschuh zu ersetzen. Das gliedstaatliche Polizeirecht 
müßte außerdem neben den strafrechtlichen Bestimmungen ja 
doch unberührt bleiben. 

Die Schutzvereine werden, wie ich vermute, Funktionen 
ab lehnen, die sie der Verwechslung mit den Jüngern der 
heiligen Hermandad aussetzen, ablehnen auch Fälle, in denen 
ein guter Erfolg ausgeschlossen ist, denn ihr Kredit hängt an 
der Vertrauenswürdigkeit ihrer Empfehlungen; ihr Feld liegt 
in wirtschaftlicher und psychologischer Behütung und Um¬ 
bildung, nicht in einer Sicherheitsbewachung. Hierzu wird 
der Staat wohl manchmal andere geeignete und bereite Per¬ 
sonen nehmen müssen, wo er will und kann, aus dem Kreise 
der Waisenpflege, des Kirchen- und Schulwesens und der Be- 
amtung. 

Andererseits glaube ich: zu ängstlich darf man nicht sein. 
Es besteht namentlich kein allgemeines Bedenken, die Schutz¬ 
aufsicht über Gewohnheitsverbrecher zu übernehmen. 
Diese Stammgäste, wenn sie nicht gerade den Gipfelpunkt der 
Böswilligkeit ausmachen, hat man ja unter dem milderen Titel 
einer Schutzfürsorge, deren man sie noch für würdig erachtet, 
auch jetzt unter den Pfleglingen, und wenn die Fürsorge sich 
da in Aufsicht verwandelt durch eine Zutat gesetzlicher Schutz¬ 
gewalt und Auflage, so ist das wahrscheinlich kein Schaden. 

Blatter für Gefängniskunde. Band XLVII. „ 3 
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Außerdem kann man diese Sache um so mehr übernehmen, als 
künftig die Gewohnheitsverbrecher meist erst nach langzeitigen 
sichernden Maßnahmen nach der Strafe oder statt derselben 
entlassen werden. 

Aber der Irreführung, als ob Schutzaufsicht künftig das 
einzige wäre, möchte ich doch entgegentreten. Der Heidelberger 
Entwurf beginnt mit dem Satz: „Zu entlassenden Gefangenen, 
welche einer Schutzfürsorge bedürftig und würdig sind, ist 
solche zu vermitteln.“ Einer Schutzfürsorge! Und wenn der 
Entwurf dann zu den Fällen übergeht, wo der Entlassene unter 
Schutzaufsicht gestellt werden kann oder gestellt werden muß, 
so erhellt eben daraus die StüfungderGrade und ebenso 
die Auffassung, daß bei den Obsorgefällen des Mindestgrades 
der Aufsichtsgedanke keine besondere Rolle spielt. 

VI. Manche anderen Fragen werden noch bei Be¬ 
rührung des Schutzwesens in einem Gesetz ausgelöst. Ich will 
einige streifen, aber nicht in dem engen Gesichtswinkel der 
Schutzaufsichtsfrage, sondern als Fortbildungspunkte über¬ 
haupt. 

Am meisten Kopfarbeit macht die Organisations¬ 
frage, und es ist sogar das Ziel schon gesteckt worden, eine 
Organisation gleichheitlich in ganz Deutchsland durch¬ 
zuführen. Die Botschaft hör’ ich wohl, doch fehlet mir der 
Glaube, zumal der Glaube an den komplizierten Vorschlag: 
ein Vormundschaftsgericht soll den Verein betreuen; der Verein 
hält einen Fürsorgebeamten, der Auflagen macht; der Für¬ 
sorgebeamte setzt dem einzelnen einen Fürsorger, und über 
dem Ganzen wölbt sich wieder das Gericht als Beschwerde¬ 
instanz. Wie in der Natur die Bäume von selbst wachsen, so 
hoffe ich hier auf Selbstentfaltung und finde das Einfachste 
für das Beste und Verschiedenheit nicht störend. Die Ver¬ 
hältnisse und Bedürfnisse in Stadt und Land gehen je nach 
der Größe und Bevölkerungsweise der Orte, nach der Erhält¬ 
lichkeit freier Kräfte, nach dem Maß der persönlichen Aus¬ 
stattung der Amtsstellen, wovön die Zeit der Menschen ab¬ 
hängt, völlig auseinander. Jede Einschränkung durch 
Zwangsformen behindert den willigen und reichlichen Zugang 
Arbeitsbereiter und läßt leicht unberufene Nebenorganisationen 
entstehen, welche den Berufenen sogar manchmal das Heft aus 
der Hand nehmen. Auch das Verhältnis zwischen dem Schutz 
Jugendlicher und Erwachsener, ob er geteilt oder verbunden 
sei, ist schon wegen der Quantitätsfrage meines Erachtens 
wechselnd von Ort zu Ort zu entscheiden. 
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Einen Fürsorgebeamten, ob staatlich oder nicht, einen 
S a m m e i v d r mü ad oder ähnliches besteller» zu können, das 
heißt die gesetzlichen und die Geldmittel dazu sm haben, das 
halte ichwertvollen Fortschritt Aber dieses 
Reis auf za kleine Baume oder auf von selbst guthlühende aufä 
zupfropfen, das wäre ein Fehler;; Ich freue Sda0 
jüngst in Baden an die Kreise zum Gutachten bmausgegebene 
Entwirf Über BerüfsVorrn«n dschaft überall nar A4ögitchkeiten 
zum Gebrauch oder Nichtgebraueh eröffnet.. Üebörhäüpi, nicht 
Maß in der Personalorganisation, scheint mir für Dinge, die 
erst Wachsen söllen, für Dinge, bei denen man auf den güteh 
Willen der freien Kräfte mit angewiesen ist,, als Weisheit so 
'wenig wie .-möglich fest vorzuschreihen, auch weil man mil dem 
Wachstum Selhstbescljränkung lernt, . . : ;4 : v; - • DA ’V"' ’ 

Auch die Forderung auf mehr Bewegungsireibeit 
der Behörden und der Vereine im Strafvollzug und in seinen 
Nachzehün mochte ich vertreten. zü begrußerir daß die 

Probezeit bei der vorläufigen Entlassung erweitert, wird. - ja» 
ich fände ihre Ausdeh nung selbst auf die Dauer der Straf: 
volistreckungsverjährung vertretbar.. Vielerlei besondere F r • 
kennt»isse aber die Schutzaufsicht -Sollte man dagegen 
nicht herbeifübren. Gesetzlicher Zwang dazu als Straffolge 
in s»dhweren Fällen, gesetzliche Möglichkeit sonst und zwar 
für eine Vollzugsbehörde unter gewissen Voraussetzungen 
wäre vorzüzäehen.. - je gehobenerder '.Stand' deir-.'-Strafhad?' 
■v6tstafldig^•Wö'cj^en:;W!rd,-- $esto-eher wäre solche Vollmacht zur 
direkten Anordnung: der Fürsorge möglich. Wir stecken noch 
in den Nachklängen der schlimmen Erfahrungen unserer. Vor¬ 
väter mit dem alten Pölizeistaat. Von daher ist uns die Sucht 
geblieben, äl]c's : vbraüsbestjmmt haben zu wollen und für alle 
möglÄn:^ Kldnigkeiten den Kfehter ZU wählen. Das macht, 
einfache Dinge künstlich schwerfällig. Gewiß erheischt der 
Per h t s s t a a f, wo ein Zwäng geübt werden soll, eine ge- 
setzliche Grundlage. Aber wenn die gesetzliche Grundlage 
doch in der Eröffnung:.«dties- Ermessens, besteht, dann ist es 

Sache wird es in den mittleren und.. leichteren Fällen- nie sein 
können fe-dieses. Ermessen Beamten anzu vertrauen, Welche den 
Entlassenen wirklich kennen, als aus den. Wolken des Unbc- 
wußtseins einen Drittem herzübeschwöreii (Heiterkeit) mit einer 
Menge nutzloser Umstände. 

Um nicht hervortreten zu lassen, daß die; Äüfsichtsbefug* 
nisse innerlich einen gewissei> Polizeigelicdt haben, auch um 
das zu wahrende Interesse des Schützlings irt derr VordergruTid;, 
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zu stellen, wird die Schutzaufsicht im Gegenentwurf als ein 
Stück freiwilliger Gerichtsbarkeit, wie ich schon 
sagte, aufgefaßt. Ihr beschränkender Inhalt ist indessen ge¬ 
ring, die Dauer auf fünf Jahre begrenzt und außer dem Wider¬ 
ruf einer Entlassung kein Disziplinarmittel zugelassen. Auch 
bei" den Auflagen für die vorläufige Entlassung hat man sich 
meist nur an selbstverständliche Dinge* gehalten: Aufenthalts¬ 
angaben, Aushaltung eines Lehr- und Dienstvertrages, wenn 
kein wichtiger Grund zur Enthebung vorliegt, Meidung 
schlechter Gesellschaft. 

Immerhin erweckt jener Aufbau eine meines Erachtens an 
sich nützliche Gedanken reihe, nämlich der Vormund¬ 
schaft über Bestrafte, nicht in dem grausamen Sinne des alten 
französischen Rechts mit seinem bürgerlichen Tod für 
Schwerstbestrafte, sondern in der Weise alter deutscher Rechts¬ 
gedanken. Das Mundium in der Form der Vogtei ward 
einst geübt über Wehr- und Familienlose, Gebrechliche, Hilfs¬ 
bedürftige — eine Schutzfürsorge ohne Strafe. Für die Fälle 
der Strafe zieht nun der Gegenentwurf bereits eine Folge: so¬ 
fern es notwendig erscheint, einen bei geistigen Mängeln 
immerhin noch Strafbaren vor der Begehung künftiger 
Straftaten abzuhalten, soll er einer staatlichen Gesundheits¬ 
aufsicht unterstellt werden und daneben Unterbringung oder 
Schutzaufsicht zulässig sein. Ob nicht bei geistig Minder¬ 
wertigen eine wirkliche Pflegschaft oder Vormundschaft min¬ 
deren Grades einzurichten sei, ist wohl erwägenswert, und der 
hamburgische Regierungsrat Herr Dr. Crasemann hat 
diesen Gedanken im Sinne einer Berufsvormundschaft über 
asoziale Psychopathen in nachdrücklicher Weise bereits ange- 
bähnt. Unsere Schutzvereine müssen sich oft ohne genügende 
Machtmittel bei der Unzulänglichkeit des § 1910 Abs. 2 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs mit solchen Leuten abmühen, die 
besser auf Grund ausgiebiger Befugnisse Anstalten und als 
Entlassene einer machtvollen Schutzaufsicht unterstellt werden. 

Warum sind wir in diesen Dingen bisher so außerordent¬ 
lich schonend? Weil das Verhältnis von Individua¬ 
lismus einerseits und öffentlicher Gewalt an¬ 
dererseits auf einem Tiefpunkt der letzteren steht. Der 
nordamerikanische Unionspräsident Wilson in seinem Buch 
über den Staat hat ganz recht, die moderne Zeit, die sich so 
sozial glaubt und in anderen Dingen es auch ist, in jenem Ver¬ 
hältnis von Individualismus und öffentlicher Gewalt als eine 
Entsozialisierung zu skizzieren. Heute, sagt er, herrscht die 
Auffassung vor, daß der Staat nicht mehr das Individuum 
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absorbiert, sondern im Gegenteil dessen Diener ist. Der alte 
Grundsatz: das Individuum für den Staat, ist umgekehrt wor¬ 
den und lautet heute: der Staat für das Individuum. In dieser 
Auffassung, welche zu manchen übertriebenen Schonlichkeiten 
führen mußte, liegt ein starker Teil der Sisyphusarbeit unserer 
Schutzvereine begründet, nämlich in dem Mangel rechtlicher 
und tatsächlicher Durchführbarkeit der bei einer Leistung an 
die Schützlinge gemachten Voraussetzungen und Aufgaben. 
Aschrott befürwortet deswegen für die Zeitdauer der 
Schutzaufsicht auch gesetzlich festzulegende und richterlich 
zu verhängende Disziplinarmaßregeln, falls auferlegten Ver¬ 
pflichtungen in schwerer Weise zuwidergehandelt wird — ein 
Punkt, der meines Erachtens wieder auf die Unterscheidung 
von Schutzaufsicht und Schutzfürsorge hinführt. 

VII. Alles Gesagte reihte sich an die Gesetzesänderungen 
im Strafrecht an. Weit wichtiger aber scheinen mir die 
Fortschritte ganz außerhalb desselben, und auch 
da sehe ich manchen zum Teil angebahnt. Zunächst die Fort¬ 
schritte auf dem Gebiete des Jugendschutzes, auf welches ich 
jedoch wegen seiner Selbständigkeit und Umfänglichkeit hier 
gar nicht eingehen will. 

Sodann hat sich das Haupthilfsmittel zur Unterbringung 
Entlassener, ein geregelter Arbeitsnachweis, auf den 
man greifen kann, in unserer Zeit erheblich ausgedehnt. Aber 
wo er noch fehlt oder der Vervollkommnung bedarf, sollten Staat 
und Gemeinden eingreifen, neben vielen anderen Gründen auch 
aus dem, daß Arbeitslosigkeit zur Verwahrlosung führt und 
daß kein Mittel die Schutzfürsorge mehr erleichtert, als ein 
guter Arbeitsnachweis. Das Beispiel des Berliner Vereins, der 
in einem Jahre 4000 Strafentlassenen Arbeit schafft, redet da 
mehr als ein ganzes Buch. 

Ein weiteres Haupthilfsmittel ist die Schaffung von Zu¬ 
fluchtsstätten, in welche speziell Entlassene sofort auf¬ 
genommen werden. Eine solche ward in Genf vor vielen 
Jahren errichtet. Es ist mir aber unbekannt, ob sie noch be¬ 
steht. In Deutschland kommt Hamburg das Verdienst zu, die 
besondere Art einer Uebergangsstation zuerst geschaffen zu 
haben. Herr Pastor Seyfarth leitet sie und will damit den 
schroffen Uebergang aus der Gebundenheit der Strafanstalten 
in die schrankenlose Freiheit mildem. Auch dient sie dem 
Zweck, Entlassenen, die man über See führen will, zuerst einer 
Bewährung auszusetzen, und die Tatsache, daß nur ein 
Zehntel weiter empfohlen wird, zeigt, daß hier keine Sentimen¬ 
talität, sondern die Selbststrenge, Vorsicht und Klugheit eines 
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ehrbaren Kaufmanns waltet. Uebergangsstationen ohne den 
Charakter der leider nicht beliebig anderwärts schaff baren 
„Waterkant“ werden gewiß weiter Schule machen. Vor einiger 
Zeit ist in Frankfurt am Main bereits eine ähnliche Anstalt 
gegründet worden. Auch der Schweizer Verein für Gefängnis- 
und Schutzwesen sprach sich in seiner letzten Tagung in 
Herisau 1912 für solche Bewährungsanstalten aus, übrigens 
auch dafür, daß das Schutzwesen je nach Umständen die Ge¬ 
stalt eines längerdauernden Patronats annehmen solle. 

Die glückliche Hand in Ueberseefragen ist ein Hanseati¬ 
scher Erbteil. Allen Respekt insbesondere vor dem deutschen 
Hilfsvereine, der im Jahre gegen hundert Schützlinge übers 
Meer bringt und in Südamerika eine Reihe von Zweigstationen 
schuf. In ihnen findet eine nochmalige Erprobungszeit und 
die Auswahl in Ruhe von Beschäftigungsstellen statt. Zugleich 
sind sie Zufluchtsstätten, wenn sich die Erwartungen bei einem 
nicht erfüllen. 

Aber nicht nur als neuer Weg auf dem Gebiete der Für¬ 
sorge für Entlassene gebildeter Stände, wie sich der Schöpfer 
der Einrichtung ausdrückte, ist diese vorbildlich wie jedes neue 
Mittel der Schutztätigkeit, auch nicht bloß vorbildlich wegen 
des Erprobungsgebotes, sondern meines Erachtens vorbildlich 
auch als Verwirklichung eines leider im Schutzwesen nicht 
immer, nicht überall erfüllten Grundsatzes: ganze Arbeit 
zu machen. Was nützt das Scheinwerk der vielen kleinen 
Gaben, die von einer Tür zur anderen führen? Was nützt das 
Zustopfen einer kleinen Lücke, wenn das ganze Schiff leck ist? 
Erwerbsbestätigung und Darbietung von Dauerstellen, das sind 
die richtigen, hier eben verwirklichten Ziele, und an ihnen liegt 
die wahre Fortbildung des Schutzwesens, nicht an den Fein¬ 
heiten der Unterscheidung zwischen Fürsorge und Aufsicht, 
nicht an den Zuständigkeitsverteilungen oder gar an den 
Rechtswegen über das Maß von Erziehungsauflagen für einen 
Schützling. Es ist gut für uns Rechtsgelehrte, hier in die 
Lehre zu gehen bei den Tatgelehrten. 

Blätternd in Ihren Verbandsverhandlungen, meine Damen 
und Herren, von 1907 zu Mannheim, suchte und fand ich ein 
Wort eines Hamburgers, an das ich mich erinnerte, des Herrn 
Rechtsanwalts Dr. Scharlach, „daß nur eine ausgiebige, 
nui eine großherzige Hilfe wirklich Hilfe schaffen kann und 
daß deshalb auch die entsprechenden Mittel erforderlich sind“.- 
Und es war ein Hamburger Beispiel der Anwendung beigefügt 
von einem Kaufmann, dem man mit einer großen Summe ein 
neues Geschäft ermöglichte. Er hatte damals die Summe schon 
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fast ganz zurückgezahli und mit seiner Familie in ehrlicher 
- Wdse'gewirtschaftet 

Gewiß ist im Vertrauen das Maß eine schwierige Sache, 
schwierig aber auch das Umdenken gegen Vorurteile, weiche 
ancferersetts von Mißerfahrungen immer wieder neu genährt. 
Werden. Aber ohne einen Aufschwung der Geister, 
ohne sich öffnende Arme arid Hände kann sticht tief gepflügt 
werden, uM da stellt das Schulwesen imrner in der Gefahr, 
als Schablone'rni t ä u ß er 1 i c b e r M en gen a r h ei i betrieben 
zu werden Zu wünschen ist■■■'mehr innere EntfalUing «ehe« 
der äußeren, siehr Geläjnvestierüng als Geldverläpperung. 
Insbesondere die Wandergabeu sollten anderen Kassen und 
Vereinen überlassen werden* 

VIJ£ jäH#• ijÄCty an den 

F i n a n zp u n kt gelangt, den letzten meiner Ausführungen, 
und er führt noch mals zufück von der Gesellschaft auf den 
Staat. Ich glaube, auch das Verhaltnis beider hierin muß 
fortgebildet werden. Das auf der vierten Oesehichtestufe zu; 
erwaitende staatliche Anerkenntnis der Schutztatigkeif als 
organisches Seblußglied des Strafvollzuges im ReichstecM hat 
nicht nur idealen Wert, sondern es birgt, zumal wenn der Staat 
gesetzlich geordnete Funktionen überträgt, die begriffliche 
Folge iii sich, da ß die gegenseitige Berührung stapdig geregelt 
und von staatlichen Gegenleistungen begleitet sein wird. 

Man kann steh dies vorstelleu in der lockeren Pprni von 
Budgetbewiüigungen und staatlichen Kommissariate« bei den 
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sbatlidien Einsichtsrecht, mit Arbeite- und inideferseits staat¬ 
lichen Zuweisungszusageri ftir die SchutzfälJe und ihre Arten.... 
und mit Siaatsbeiträgen nach dem Maß.des Geschehende« und 
außerdem, für allgemeine Einrichtungen. Die praktischen 
Engländer gehen «ns hierfür ein Vorbild. Das Schauspiel 
„ j ustice“ von G als wort hy läßt einen En tl ässenen Heber den 
Tod suchen, als sich weiterer Polizeikonfrolle aussetzen, und 
hatte merkwürdigerweise 19t 0 in London de« E ; rfptg: einer 
gtößeren Bewegung der Gebildeten ira Sinne der Ersatzschutz- 
aufsicht Sie ist seit 1911 verwirklicht in der Cmirät.-U$$i>äatnm. 
for the üid of disekargtä Convids,. dessen Vorsitzender der 
Minister des Inner« selbst ist und in welcher alle Organisa¬ 
tionen weltlicher und kfrehhehfer Äart sich eingltßdern. M an 
gibt A Pfund Sterling auf deitKop.f des entlassenen Zucht-. 
Häuslers aus. Bezüglich der ueiäugmsenilassenen gewährt 
die Regterüng’; den ihrer 
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Leistung für einen Entlassenen jeweils einen Schilling, also das 
Doppelte derselben. 

Gewiß ist das eine nützlichere Ausgabe, weil prophylak¬ 
tisch, als die vielen Nachhinkenden für Verkommenheit, deren 
staatlichen Kostenbetrag ein Beamter des Hamburgischen 
Armenwesens, Herr Jens, so anschaulich und durch die 
hohen Millionenziffem abschreckend geschildert hat. Der 
Staat spart zudem bei einem guten Schutzwesen Beamte, 
Fürsorger, Ruhegehalte und Anstalten. Er wird also nicht 
schlecht dabei fahren. Selbst ein Finanzminister, der seitdem 
oft zitiert wird, Freiherr v. Rheinbaben, bekannte vor sei¬ 
nem Landtage offen: „Jeden Groschen, den wir für die prä¬ 
ventive Tätigkeit ausgeben, sparen wir in Mark nachher beim 
Strafvollzug.“ 

Außerdem hat der Staat zum Teil ein Ausgleichs¬ 
mittel für Mehrausgaben in der Hand, auf welches auch 
vom Standpunkt des Schutzwesens aus Wert zu legen ist, u. z. 
meines Erachtens größerer Wert als bisher: die Straf¬ 
kürzung mehr durchzuführen. Ich rede hier selbstverständ¬ 
lich keiner Sentimentalität das Wort, ich bin stets Vertreter der 
Strenge und der Milde, aber jede an ihrem Platze. Ich begrüße 
daher ausdrücklich einzelne Verstrengerungen in den Ent¬ 
würfen, insbesondere langzeitige sichernde Maßnahmen gegen 
das sozusagen 362ste Strafregiment (Heiterkeit) und gegen 
Gewohnheitsverbrecher. Aber ich sehe eins nicht ein. Gewiß 
erheischt die vorläufige Entlassung bei ihrem bedeutenden 
Kürzungsmaßstabe allerhand Vorsicht, wennschon solche wohl 
da und dort noch vielleicht allzuviel zu Versagungen führt. 
Aber warum findet die Strafkürzung bei uns immer noch nur 
in dieser einzigen Form und nur für größere Strafen statt? 
Ich will nicht auf eine zweite Form eingehen, auf den in Baden 
einst auf meine Anregung eingeführten Urlaub auf Wohlver¬ 
halten bei Strafen von vier Monaten bis zu einem Jahre; son¬ 
dern ich frage allgemein: entspricht es denn nicht auch der 
Gerechtigkeit, je nach dem Straf verhalten, nicht bloß immer 
also nach der Tat und den Eigenschaften zuvor, wenigstens 
eine kleine Unterschiedlichkeit zu geben? Und wenn wir nach 
sechs guten Tagen der Woche dem ordentlich und fleißig Ge¬ 
wesenen den siebenten Tag als gekürzt schenken, würde eine 
solche Dosis ihrer Kleinheit halber den Sicherheitszweck oder 
das Sühnegefühl gefährden? Ich glaube, durchaus nicht. 

Wohl aber könnte damit ein innerer psychologischer 
Grundstein der Schutzfürsorge in dem einzelnen Sträfling 
gelegt werden durch die praktische Einsicht, daß er durch ein 
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gutes Verhalten etwas erreicht, daß er selbst an seinem Lose 
bessernd wirkt, daß er Vertrauen und eine gewisse Selbständig¬ 
keit gewinnen kann. Auch bei den kleinen Strafen er¬ 
ziehliche Hebel in Vollzug zu legen, das scheint mir außer¬ 
ordentlich wesentlich und würde den Boden der Schutztätigkeit 
sehr gut vorbereiten. Also nicht ist mein Ziel an sich die 
Verringerung der staatlichen Kosten, die übrigens nicht ein 
Siebtel betragen würde, denn die allgemeinen Verwaltungs¬ 
ausgaben bleiben; aber es würden sich jedenfalls merkbare 
Ersparniserträge ergeben. Sondern mein Vorschlag, den ich 
ja heute nicht zum erstenmal ausspreche, erwuchs längst aus 
inneren Gründen. Aber wenn von reichlicheren Finanz¬ 
leistungen des Staates für das Schutzwesen die Rede sein muß 
— und das steht mir ganz außer allem Zweifel — dann glaube 
ich, eben die Gedanken verbinden zu dürfen. 

Damit bin ich an den Schluß gelangt. Möchten auf all 
den dargelegten Gebieten der geschichtliche Wendepunkt der 
Strafrechtsumschöpfung und die inneren Entwicklungs¬ 
notwendigkeiten und Zweckverhältnisse für das 
Schutzwesen und für Ihren Verband hinleiten zu einer guten, 
gesegneten Fortbildung. Das ist mein herzlichster Wunsch. 
(Lebhafter Beifall.) 

Vorsitzender Senator Dr. Schaefer: Meine Damen und 
Herren! Ich darf feststellen, daß Sie bereits das getan haben, 
was ich zu tun beabsichtige, daß Sie durch Ihren lebhaften 
Beifall bereits dem Herrn Vortragenden den Dank für seine 
ausgezeichneten, lichtvollen und erschöpfenden Darlegungen 
ausgesprochen haben. 

Ich darf dann Herrn Geheimerat Dr. Preetorius er¬ 
suchen, an meiner Stelle die weitere Leitung der Verhandlungen 
zu übernehmen, da ich zu meinem lebhaften Bedauern durch 
dringende Dienstgeschäfte genötigt bin, die Versammlung zu 
verlassen. 

Vorsitzender Geheimerat Dr. Preetorius: Meine 
Damen und Herren! Jetzt erst bin ich mit Fug und Recht 
Vorsitzender der Versammlung, nachdem Herr Senator Dr. 
Schaefer das Präsidium in meine Hände gelegt hat. 

Nach der Tagesordnung, die Sie im Programm finden, 
käme jetzt unmittelbar das Referat des Herrn Geheimen Ober¬ 
regierungsrats Dr. v. Engelberg. Ich glaube aber, daß 
es besser ist, wenn zunächst Herr Pastor Dr. Seyfarth, 
seinem Wunsche entsprechend, das Wort ergreift, um einige 
geschäftliche Mitteilungen zu machen. Ich sehe ihn aber nicht 
mehr im Saal. (Zuruf: Er ist hinausgegangen.) 
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Dann will ich die Pause ausfüllen, indem ich versuche, 
etwas wie einen Verbandsbericht zu erstatten. Es ist 
die Aufgabe des Verbandsvorsitzenden, jeweils in der Ver¬ 
bandsversammlung dasjenige vorzutragen, was im Ausschuß 
seit der letzten Verbandsversammlung gearbeitet worden ist. 
Nim habe ich schon bei den ersten Worten, die ich heute zu 
sprechen die Ehre hatte, darauf hingewiesen, daß ich nicht 
einmal im Besitz der Akten bin und daß es mir daher ganz 
unmöglich war, über die Tätigkeit, die der Ausschuß seit der 
letzten Verbandsversammlung im Oktober 1910 entfaltet hat, 
ein klares Bild zu erlangen. Das darf Sie insofern trösten, 
als infolgedessen mein sogen. Verbandsbericht sehr kurz sein 
wird. (Heiterkeit.) 

Ich darf aber an das anknüpfen, was in jener letzten Ver¬ 
sammlung in Breslau beschlossen worden ist. Es wurde zu¬ 
nächst beschlossen: 

„Feststellungen über die Erfolge oder Mißerfolge der im 
Einzelfall entwickelten Tätigkeit eines Schutzvereins als Kon¬ 
trolle über die Richtigkeit oder Mängel der getroffenen Maß¬ 
nahmen sind im Interesse der richtigen Entwicklung der 
schutzvereinlichen Tätigkeit in allen wichtigen Fällen unent¬ 
behrlich. Die Versammlung beauftragt den Ausschuß, die 
Frage weiter zu bearbeiten, insbesondere einen dem Verein vor¬ 
zulegenden Fragebogen auszuarbeiten.“ 

Was zur Ausführung dieser Aufgabe geschehen ist, das 
weiß ich nicht. Aber ich möchte die Gelegenheit nicht Vorbei¬ 
gehen lassen, ohne nachdrücklichst zu betonen, daß ich es in 
der Tat für eine unabweisbare Pflicht der Schutzvereine halte, 
über die Erfolge und Mißerfolge ihrer Tätigkeit, im großen 
und ganzen wenigstens, der Oeffentlichkeit Nachricht zukom¬ 
men zu lassen. Ich halte es aus dem Grunde für geboten, weil 
wir allein auf diese Weise das Vorurteil bekämpfen können, 
welches, wie sie aus dem Munde des Herrn Senators Dr. 
Schaefer schon gehört haben, vielfach und in weiten Kreisen 
der schutzvereinlichen Tätigkeit entgegen wirkt. Es gibt gar 
viele Menschen, die, wenn sie von der Fürsorge für einen ent¬ 
lassenen Gefangenen hören, die Achseln zucken und sich ab¬ 
wenden mit der Bemerkung: der Mann hat ja gesessen, er geht 
uns nichts mehr an; der Mann hat seine Strafe verdient, er mag 
sehen, wie er weiterkommt. Vielfach glaubt man auch — und 
das ist das Wichtigste — die ganze Schutzvereinstätigkeit habe 
doch keinen richtigen Zweck, es werde nichts Gedeihliches da¬ 
mit geleistet, es würden die Mittel verausgabt und eigentlich 
doch ein wirkliches Ziel nicht erreicht. Diesem Vorurteil vor- 
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zubeugen, Rieses Vorurteil zu bekämpfen, ist meines Erachtens- 
aur dann möglich, wenn die weiten Kreise des Publikums ganz 
offen und ehrlich erfahren*. wie sich eigentlich die Erfolge der 
Srhutzvereinstätigkeit gestaltet haben. 

Meine Damen und Herren | Daß die Schotzvereinstatlg- 
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auch vQfl/-j|ferni -Oheimen Oberjsrstiznit IMasekkggesagt 

worden t % CWfr ,"§%i n icht imstande, dem Maschen während; 
seiner und Nieren tu sehen, Es ist eine be¬ 

kannte Erfahrung aller erfahrenen Strafvollzugspfaktikerr daß 
gerade diejenigen Individuen, die sich während der Strafhaft 
musterliäff führen, nicht selten die aUerschbin nisten und hart¬ 
gesottensten Verbrecher und ;Welt- davon entfernt, sind, gute 
Vorsätze zu fassen, sondern nur durch elfte gewisse Schein- 
hedigketEder Straianstaltsverwaituag gegenüber sich im Skräl* 
hause,^gl|chsf; ; Tage su v^chaffen suchen. 'S-'/'t-M'i 

jch glaube also, w ir müssen an jener Aufgabe, diedem 
Verbamisausschüß von der letzten Versammlung auf erlegt 
worden ist, weiter zu arbeiten suchen. Es Tosi mein Bestreben 
Sem, das zu lösen, was Ider aöfgegeben worden ist, und das, 
was etwa bereits in der Sache geschehen Ist, zum Abschluß zk 
bringen. 

Weiter ist damals besehtossen W'örden : „Es ist wünsehens- 
■wert,-daß -die Schutzvereine sich an der- 'Arbeit «in den' -sittlich 
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durchBegründung^ solclier Vereine.“ 

V\{> Endlich ist-' «fhe Etgähzimg der auf der Mänhh&msf 
Tagung beschlossenen Grundsätze über die Zuständigkeit der 
Sdktzvereirie zur Fürsorge für die Familie des Gefangenen 
und föt den entlassenen Gefangenen selbst beschlossen worden. 
Ich glaube, über diesen Punkt brauche ich nicht weiter zu * 
tedöty Es ist ja bereits Gemeingut der Schfdzvereifie geworden, 
sie sich gegenseitig die. Hände reichen, -wenn es gilt, einecry" 
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Was die andere Tätigkeit äübelangt, die den Sctiutz- 
Vereinen zugewiescf! xverden seit, nämlich bei der Arbeit m 
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gestellt, und die Vereine, die bereits den Jugendschutz auf 
ihre Fahne geschrieben haben, werden sich an der Arbeit in 
erster Linie beteiligen. Es trifft das besonders auf die ba¬ 
dischen Vereine zu, die sich ausdrücklich „Vereine für Jugend¬ 
schutz und Gefangenenfürsorge“ nennen und mithin den 
Jugendschutz geradezu in den Vordergrund ihrer Bestrebungen 
gestellt haben. 

Ich gehe jetzt zu einem sehr nüchternen Gegenstand über, 
zur Rechnung des Verbandes. Es ist die Aufgabe der Ver¬ 
bandsversammlung, auch die Rechnung des Verbandes zu 
prüfen. Ich habe sie samt Belegen mitgebracht und zur 
Orientierung der noch zu bestellenden Revisoren auch die 
Rechnung für den Zeitraum 1907 bis 1910, damit die Herren 
ein Bild gewinnen über die Unterlage, von der die Rechnung 
für die Periode von 1910 bis 1913 ausgegangen ist. 

Ich kann weiter mitteilen, daß die Entwicklung des Ver¬ 
bandes insofern eine recht erfreuliche war, als die Zahl der 
Verbandsmitglieder — Mitglieder des Verbandes können nach 
der Satzung nur deutsche Schutzvereine oder Vereinsverbände 
sein — von 28 auf 32 angewachsen ist. Neu sind als Mit¬ 
glieder in den Verband eingetreten: der Deutsche Hilfsverein 
für entlassene Gefangene in Hamburg, der Zentralausschuß 
zur Fürsorge für entlassene Strafgefangene in Dresden, der 
Verein zur Fürsorge für entlassene Gefangene im Herzogtum 
Braunschweig und endlich der Verein zur Fürsorge für ent¬ 
lassene Strafgefangene zu Neustrelitz. 

Ich darf dann, damit wenigstens etwas von der Rechnung 
in die Oeffentlichkeit dringt, hervorheben, daß die Einnahme 
mit einem Soll von 4025.25 Mk. und mit einem Hat von 
3816.25 Mk. schließt. Es ist diese Nichtübereinstimmung zwi¬ 
schen Soll und Hat dadurch zu erklären, daß einige Vereine 
mit ihren Beiträgen im Gesamtbeträge von 209 Mk. noch im 
Rückstand geblieben sind. Es sind das aber ganz sichere Be¬ 
träge, die noch eingehen werden. Die Ausgabe schließt mit 
einem Soll und Hat von 3816 Mk. Ausgabereste sind nicht 
vorhanden. Der Kassenrest von 53.93 Mk. wird also auf die 
künftige Rechnung vorgetragen. 

Das Vermögen — das ist auch eine ganz erfreuliche Tat¬ 
sache — ist seit 1910 von 1105.96 Mk. auf 1859.29 Mk. an¬ 
gestiegen. Es hat sich somit um den Betrag von 753.33 Mk. 
erhöht. 

Ich darf endlich noch beifügen, daß die Mitgliederbeiträge 
im ganzen — das ist ja ein Hauptbestandteil der Einnahmen 
— ungefähr 2600 Mk. betragen und daß speziell im Jahre 
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1913, wenn ich die noch nicht eingegangenen, aber sicher ein¬ 
gehenden Beträge mit hiiizurechne, die Mitgliedsbeiträge sich 
auf 981 Mk. gegen 820 Mk. im Jahre 1910 belaufen. Also 
auch in dieser Beziehung eine erfreuliche Fortentwicklung, 
für die wir der seitherigen Leitung des Ausschusses dankbar 
sein müssen. 

Ich möchte nun vorschlagen, vorausgesetzt, daß die beiden 
Herren sich damit einverstanden erklären, daß Herr Gefängnis¬ 
direktor Brümmer-Fuhlsbüttel und Herr Staatsanwalt Dr. 
Rosenfeld-Berlin die Güte haben möchten, die Rechnung 
nebst Belegen durchzusehen und vielleicht am Ende der 
Sitzung oder auch morgen in einem geeigneten Moment zu er¬ 
klären — ich sehe dieses Ergebnis ihrer Prüfung voraus — daß 
die Rechnung stimmt und daß der Rechner entlastet werden 
kann. Ich übergebe hier die Rechnung. Sie ist sehr über¬ 
sichtlich und klar gestellt. Es ist keine große Arbeit, die die 
Herren übernehmen. Da kein Widerspruch erfolgt, so darf ich 
unterstellen, daß die beiden Herren sich gern der Mühe unter¬ 
ziehen werden.*) 

Nunmehr erteile ich dem Herrn Pastor Dr. Seyfarth 
zu einigen geschäftlichen Mitteilungen das Wort. 

Pastor Dr. Seyfarth, Hamburg, macht geschäftliche 
Mitteilungen. 

Vorsitzender: Ich habe noch eine Aufgabe zu er¬ 
füllen, die mir nach der Satzung obliegt. In der Satzung heißt 
es, daß die Verbandsversammlung auch zuständig ist, die Zahl 
der Mitglieder des Ausschusses zu bestimmen und diejenigen 
Verbände und Vereine zu bezeichnen, die zu dem Ausschuß je 
einen Vertreter zu entsenden haben. Aus seiner Mitte hat der 
Verbandsausschuß auch seinen Vorsitzenden zu wählen. Nun 
muß ich auf die sonderbare Tatsache hinweisen, daß meine 
Wahl zum Vorsitzenden eigentlich insofern der Grundlage 
entbehrt, als der Verband der hessischen Schutzvereine für ent¬ 
lassene Gefangene, dem ich vorstehe, noch gar nicht Mitglied 
des Ausschusses ist. (Heiterkeit.) Ich fühle mich also not¬ 
gedrungen in die Lage versetzt, Sie zu bitten, die Zahl der 
Mitglieder, aus denen der Ausschuß besteht, von 7 auf 8 zu 
erhöhen und als einen weiteren Verband, der dem Ausschuß 
zugehört, meinen hessischen Schutzverein für ent¬ 
lassene Gefangene zu zu wählen. Nur dann kann 
ich den Vorsitz weiterführen, sonst wäre mir der Boden 

*) Die Rechnung wurde von den beiden Herren geprüft und richtig 
befunden. 
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entzogen. — Da kein Widerspruch erfolgt, so darf ich an- 
nehmen, daß als achtes Ausschußmitglied der hes¬ 
sische Schutzverein für entlassene Gefangene gewählt ist, daß 
ich als Vertreter dieses Vereins einen Platz im Ausschuß ein¬ 
nehme und daß ich nunmehr als Vorsitzender auf satzungs¬ 
gemäßem Grund und Boden stehe. (Zustimmung.) 

Ich erteile jetzt dem Herrn Geheimen Oberregierungsrat 
Dr. v. Engelberg das Wort zu seinem Bericht über die In¬ 
validenversicherung und Unfallversicherung der Gefangenen. 

Geh. Oberregierungsrat Dr. v. Engelberg, Karlsruhe: 

Hochgeehrte Versammlung!*) 

Wenn wir heute ein Reisehandbuch für ein uns unbekann¬ 
tes Land in die Hand nehmen und beim Durchblättem der Ein¬ 
leitung finden, daß daselbst der Paßzwang besteht, so be¬ 
schleicht uns ein gewisses unangenehmes Gefühl, das etwa 
gleichbedeutend ist mit den Begriffen von Unkultur, Verkehrs¬ 
erschwerung und Unsicherheit. Wir legen das Buch dann mit 
dem Gefühl aus der Hand, daß wir doch auf einer bedeutend 
höheren Kulturstufe stehen, und freuen uns, daß derartige 
Fesseln und Kontrollmaßnahmen bei uns endgültig abgeschafft 
sind und jeder sich frei und unabhängig bewegen kann. 

Und doch, meine Damen und Herren, wenn wir aufrichtig 
sein wollen, so können wir uns dieser Ueberlegenheit nicht 
lange freuen. Dieselben Fesseln und dieselbe Kontrolle, die dort 
Mißtrauen und Unsicherheit der Staatsgewalt sich als nötige 
Waffe geschaffen hat, haben wir als Frucht höchster Kultur. 

Der große Gedanke, den Menschen durch Versicherung 
selbständig zu machen und ihm für die Zeiten der Arbeits¬ 
unfähigkeit und im Alter die Schmach des Armenhauses und 
die Leiden der Altenteilwirtschaft zu ersparen, bedingte not¬ 
wendigerweise die Zusammenfassung der Beteiligten in eine 
mächtige Organisation, womit stets Kontrollvorschriften und 
Abhängigkeit verbunden sind. So bildeten sich dann Ein¬ 
richtungen, die bald eine weit über den Grund ihrer Ent¬ 
stehung hinausgehende Bedeutung für das soziale Leben und 
Fortkommen erhielten. Ich nenne hier nur beispielsweise die 
Quittungskarten, deren Bedeutung als Legitimationspapier 
heute für den Besitzer mindestens so groß ist, wie die als Ver¬ 
sicherungsnachweis, und deren Einsichtnahme über die Lebens- 

*) Die gesperrt gedruckten Stellen und die auf Elsaß-Lothringen 
und das Kgl. Sächsische Ministerium des Innern bezüglichen Angaben 
in der Tabelle sind nach dem Vortrag des Referats eingegangen und 
nachträglich eingeschaltet, um das wertvolle Material nicht unbenützt 
zu lassen. 



fyhrung, Arbeitslust und Brauchbarkeit ebenso genaue Aus- 
; kohlt gibt als über die Zwecke, .denen 'sie .eigentlich dient Ich 
erinnere an die Bedeutung des Bezugs und der Höhe der In¬ 
validenrenten, die dadurch eine ungeheure Bedeutung erhaUen 
haben, daß sich die Anschauungen über'die-■.'unentgeltliche 
Unterhaltung arbeitsunfähiger /famUiefigrieder gewaltig ge¬ 
ändert, haben, seit die Möglichkeit einer invaiiditäts- und 
Altersrente eröffnet ist 

Neben Wirkungen , wurden so mächtig, daß sie dem 
ganzen liehen ihre« Steihbel 

liehdazu, daß die Kreise der^ Bevölkerung, für welche die als 
verdiente und Wohltat ^gedachte Versicherung ' 

nicht in Frage kam, sonamentlkh die Gefangenen, plÖiriieh-V 
in der Möglichkeit der Wiederaufnahme der Arbeit in ein«* 
für sie unüberwindlichen Art beschränkt' waren, 

. ; > Diese für das ganze. Staatswesen ungemein eithstfr; El- 
sdieinungu die sp^ziisll für die auf die Wiedetgewlorumg Ä- 
^leister Existenzen gerichteten Bestrebungen geradezu eine Lebens- 
frage bildet, veranlaßte den Verein der Dentseheb Sch utz vereine 
bereits in Mannheim im Jahr idOS, sich mit da* Regelung der 
Invalidenversicherung zu beschäftigen, und sie. war es auch 
wohl, die unseren verstorben^ DmSiden&i 
Versicherungsfrage auch dieses Jahr nochmals zur Verliaud- 
lung zu bringen. klt erfuhr erst nach seinem Tode, daß er 
mir das Referat zitgedachf hatte, und weiß deshalb weder ln 
weichet Absicht er das Thema wählte, noch in welchem Um¬ 
fang er -es behandelt - wissen wollte; ; ' •. .*. * .>' M .V.,' 

Es-isti möglulL, daß das Referat neben einem Vortrag-über 
die^ Zvnschenstaßöden, von dessen Plan wir leider erst nach ' ; 
Festsetzung der Tagesordnung . Kenntnis erhielten, lediglich 
eine Lfebersicht von dem geben sollte, -was in- den .•Bundesstaaten 
seit der letzten Versammlung geschehen war. Möglicherweise 
beabsichtigte er über auch eine Weiterentwicklung, der Ge- 
faitgenenversieherung an zu regen. .' , : - r ,, vT" 

Ich schlage Ihnen vor, die heurige Tagung zu der Unter¬ 
suchung zu benutzen, ob die der2£if|geH^ gesetzlichen Bestim- 
rnurigeh über die .•Gefäög^nenveisicbe^^ - • i^ooggn, oder 
welche Anordrmügeii wüitscherisweri zwar nicht 

ttur auf dern Gebiet der Invahdenversicherung, äonden.i auch 
auf dem der anderen Versicherungen. > : 

Ich bitte Sie uöt so mehr, mir auf diesem Wege zu folgen, 
als ineine nach lMiernahtne des Referats sofort einsetzenden 
BeUiühüngeh* von den feinzetstaäten genaue Mitteilungen iiber 
Einrichtungen und Wirktrngen der Merzeirigen Invaliditäts- 
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und Unfallversicherung zu erhalten, teilweise erfolglos waren. 

Während nämlich die Justizministerien von Baden, 
Bayern, Hamburg, Hessen, Preußen, Sachsen und Württem¬ 
berg und das Ministerium des Innern von Preußen Auskunft 
gaben, blieb die Anfrage bei dem Ministerium des Innern in 
Sachsen unbeantwortet. 

Bei diesem Ergebnis und der Kürze der zur Verfügung 
stehenden Zeit ist es mir nicht möglich, Ihnen ein vollständiges 
Bild über die Regelung der Invalidenversicherung in den 
Einzelstaaten zu geben, so wichtig und interessant auch die 
dankenswert gegebenen Auskünfte, die ich Ihnen später mit- 
teilen werde, lauteten. 

Für die Frage der Gefangenenversicherung kommen die 
Kranken-, Invaliden- und Unfallversicherung in Frage. Von 
diesen ist bekanntlich nur die letztere durch das Gesetz betr. 
die Unfallfürsorge für Gefangene vom 30. Juni 1900 geregelt. 

Eine Krankenversicherung Gefangener existiert nicht und 
wurde auch auf der Versammlung in Mannheim nicht in das 
Thema einbezogen. Dagegen wurde sie vom Kollegen G e n n a t 
in der Debatte angeregt und deshalb als nötig bezeichnet, weil 
zwar jeder Entlassene, sobald er Arbeit habe, sofort in die 
Ortskrankenkasse aufgenommen und damit versorgt sei, weil 
aber umgekehrt in vielen Fällen der Entlassene keine Arbeit 
erhalte, wenn er nicht die Zugehörigkeit zu einer Krankenkasse 
nach weise. Aufgegriffen würde dieser Punkt nur von Herrn 
Neckes, der auf Grund seiner vielseitigen Erfahrungen als 
Dirigent des Berliner Schutzvereins zur Ansicht kam, die 
Krankenkasse spiele gar keine Rolle. 

Nach meinen Erkundigungen auch anderwärts haben sich 
bei der Unterbringung Entlassener dadurch keine Schwierig¬ 
keiten ergeben, daß dieselben nicht in einer Krankenkasse 
waren. Für den Gefangenen selbst werden die Nachteile der 
Nichtversicherung dadurch beseitigt, daß er während der Ge¬ 
fangenschaft im Gefängnislazarett verpflegt und im Fall 
fortdauernder Erkrankung bei Strafende dem Gemeinde- 
krankenhaus überwiesen wird, woselbst er im Unvermögensfall 
auf Armenkosten verpflegt wird. Ich kann mir also nur einen 
Fall denken, in dem es für den Entlassenen mißlich ist, keiner 
Krankenkasse anzugehören, nämlich den, daß er nicht mehr 
krank, wohl aber schonungsbedürftig ist und deshalb in das 
Gemeindekrankenhaus nicht aufgenommen wird. Diese Grenz¬ 
fälle scheinen mir aber doch nur ausnahmsweise einzutreten 
und können durch schutzvereinliche Hilfe wohl stets erledigt 
werden. 
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scheKfeii aus emeoi versicherungspfhditipti Verhältnis, also in 
unserem. Fall wahrend der Qeiaiigensdiait, die Versilberung 
./freiwillig- iorisetzen, Füerzu Hegt isru so mehr Veranlassung 
VöiFäls jiikk § 1280 RVO. dk aus def VerSieberutigspfltelV 


) weniger als 20 Wöcheribeiträge äu! 
Grund der Versicheretgsjpftich! oder der Selbst- oder Weiter- 
V£Pä$ienihg (g§ lp3j 1244) eutnehtet worden sind, 

Aber auch wenn durch Ablauf dieser zweijährigen Frist 
die Anwärtsehnft erloschen ist, kann diese u a. wieder auf- 
lebeu, wen n der Vor sicherte durch freiwillige ßeitragsl^slung;; 
das Versieheruügsverhäitms erneuert und danach eine Warte 
|||lpp 200 Bettragswochen zurückiegh 

Voraussetzung dieses Wiederauflebens' ist aber, daß der 
Versicherte in einen»; gewissen Alter vor dem Erlöschen der An¬ 
wartschaft eine • MinÄestzaid von Marken geklebt hatte; 

Friese Bestimmungen - vefan.laf5te.tt schon' frühe - einzelne 
Regierungen zu Verfügungen, welche einem Verlust der Seg¬ 
nungen der Invalidenversicherung während der Gelängen-' 
Schaft verbeugten 

I>ie Versammlung in Mannheim hatte den Zweck, die Re¬ 
gierungen aw£; die Wichtigkeit derartiger Maßnahmen hinzu-, 
weisen und namentlich die Frage zu erörtern, wie der ideale 
2cstand erreicht werden könne, daß möglichst viele, wenn nicht 
alle Gefangene bei der Entlassung eine Karte ui der Hand 
haben, .0er durch ein eingehendes mühevolles Studium und 
reiche Erfahrung besonders ausgezeichnete damalige Rderer.? 

daß iiieht nur den bei Eiriseföeh der Ciefangef0chaft; noch veF- 
§1 Ch.errett, sondern äucii. vemcliert gfeWYseä&F Gefangenen 

Butler fi n i)ei;i]ig!v^l v uniie iFn.d XLVi; • * 
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die Versicherung bezw. Wiederaufnahme der Versicherung 
möglich gemacht wird, daß diese Maßnahmen nicht von der 
Einwilligung der Gefangenen abhängig gemacht werden sollen, 
daß diese Wohltat bei allen Strafen von 3 Monaten und dar¬ 
über, nicht aber erst bei Strafen von 1 Jahr aufwärts an, wie 
vielfach üblich, eintreten soll und daß während der Gefangen¬ 
schaft nicht grundsätzlich nur Marken der niedersten Lohn¬ 
klasse, sondern derjenigen Klasse geklebt werden, in welcher 
der Gefangene zumeist in seinem Leben versichert gewesen ist, 
und endlich, daß die Mittel für die Versicherung während der 
Gefangenschaft zunächst aus der Arbeitsbelohnung, dann mit 
Zustimmung des Gefangenen aus dem in das Gefängnis ein- 
gebrachten Geld und dann aus der Staatskasse bestritten 
werden. 

Die auf Grund dieser Anregungen und der Beratung ge¬ 
faßten Beschlüsse der Mannheimer Versammlung lauteten 
folgendermaßen: 

1. der Gefangene soll nicht von Amts wegen, also nicht ohne 
seine Einwilligung, versichert werden. 

2. die Entlassungsfürsorge hat ein großes Interesse daran, 
daß tunlichst jeder Gefangene die Anstalt mit einer 
Quittungskarte verlasse, und wünscht daher eine Aus¬ 
dehnung der jetzt stattfindenden Gefangenenfürsorge. 

3. diese Ausdehnung hat in der Weise zu erfolgen, daß 
regelmäßig jeder Gefangene, dessen Versicherung nach 
der bestehenden Gesetzgebung zulässig ist, d. h. jeder 
versicherte oder versichert gewesene Gefangene, seine Zu¬ 
stimmung vorausgesetzt, versichert wird. 

4. die Versicherung soll bei Strafen von sechs Monaten an 
eintreten. 

5. die die Karte ausstellende Behörde hat sich eines jeden auf 
den Aufenthalt des Versicherten in der. Anstalt bezüg¬ 
lichen Vermerks zu enthalten. 

6. Grundsätzlich sind Marken derjenigen Lohnklasse zu ver¬ 
wenden, in welcher der Gefangene bisher zumeist ver¬ 
sichert war. 

Diesen Forderungen ist nun zurzeit ausweislich der von 
mir gemachten oben erwähnten Enquete in den Bundesstaaten, 
die Auskunft gaben, wie folgt entsprochen: 

1. Keine Bestimmungen über die Invaliditätsversicherung be¬ 
stehen im Bereich des Königl. Sächsischen Justizministe¬ 
riums, in dessen Gefängnissen nur Haftstrafen und Ge¬ 
fängnisstrafen nicht über 3 Monate vollzogen werden. 
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2. Eine Einwilligung des Gefangenen mr -Weiteryersiche- 
ruiig verlangen nur Elsaß-Giihfingen, Hamburg, das 
Königlich Sächsische Ministerium des Innern und Würt¬ 
temberg. In' Baden/ Bayern, Hessen und Preußen ist 
keine Einwilligung des Gefangenen crfbrderiidi*. jedoch 
4äirf auch;liier das Einbringen der Gefangenen nur mH 
deren Zustimmung zur jMarKenfkiebnng veFwendet werden- 

. 3üElm ; zu ermöglichen, daß bei der Entlassuirg älter Ä- 
die Karten in Ordnung /' 

Befracht kommenden Fällen in. Baden; Bayern, 'JJessepä 
und Preußen grundsätzlich die Quittungskarten emge- 

; tpgm und geprüft. ' ; In Elsaß- Lothringen , Hamburg, 

■ • Jißierii);4n4-aber ; - 

nur, wenn der.Gefangene' sich zur Weiterversichefung be¬ 
reit erklärt . 

4; Die Koritroile und Writerversicherung setzt ein : in Baden 
Im Bedürinisfafl namenttteb lief^ jugertdlicheii bei allen ': 
Strafen, regejmnßig aber erst bel Stfäien von. 6, Monaten; / 
in Bayern im ZweiMsfair bei allen Strafen, regelmäßig 
aber erst bei Strafen über 0 Monaten; in Hessen und 
Preußen (Ministerium des Innern) bei Strafen, über neun 
' Monateil; in Elsaß - Lothringen; Hamburg, Sachsen 
(Ministerium des Innern) und Preußen (Justiz) bei 
;;y| Strafen über einem Jahr; in Württemberg wird die Weiter-; 
Versicherung den Gefangenen migerate«, bet denen die 
Versiehermig während der Stratverbfjßung zu erlösdien 
droht, ocfer die während dieser Zeit die Warlezeit erfüllen 
würderij oder die eine Freiheitsstrafe vonmcliT als einem 
Jahr zu verbüßen haben. 

ä. Was die: Märken betrifft, so werden in Baden Marken der 
Lohnklasse geklebt, die der Gefangene beantragt, in 
Bayern Hessen und Preußen Marken der Klasse, der die 
Mehrzahl der in der Qüittangskarte verwendeten Marken 
•entspricht; tn. Elsaß-Lothringen und Win Hemberg sind,, 
falls .die*“' Versicherungsbeiträge nicht aus dem Gut¬ 
haben des Gefangenen bestridefe werden; nur so viele Bei- 
tragsißarkho der niedersten Lohn Hasse zu verwenden, als 
zur Aüfreciiteihaliimg der Anwartschaft erforderten 
^ödFirEtr'-jBiere'ich ; KgL .§äcfi$i8ebe^ 
innem ' werden, nur Marken der. niedersten Lohnklnsse 
geklebt. 

k 
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6. Die Kosten werden überall aüs dem Guthaben und falls 
dieses nicht reicht aus der Arbeitsbelohnung und nötigen¬ 
falls aus der. Staatskasse bestritten. _ 

Dieser Ueberblick zeigt lins, daß die fraglichen Einzel¬ 
staaten die Notwendigkeit der Invaliditätsversicherung während 
der Gefangenschaft alle anerkannt haben, und daß sie alle be¬ 
strebt waren, diesem Bedürfnis auf Grund der geltenden Ge¬ 
setze, so gut es beim Mangel eines Spezialgesetzes ging, 
Rechnung zu tragen. Er zeigt aber auch m. E. alle Schatten¬ 
seiten eines künstlichen Gebildes; diese Schattenseiten liegen 
darin, daß wir keine Einheitlichkeit in den prinzipiellen Fragen 
haben, ob überhaupt zwangsweise versichert wird, und ob eine 
amtliche Kontrolle über den Zustand der Karten während der 
Gefangenschaft stattzufinden hat, ferner bei welchem Strafmaß 
diese Maßnahmen einsetzen sollen, insbesondere, ob. auch 
lebenslängliche Gefangene weiter versichern können, dann 
aber auch darin, daß nach der derzeitigen Gesetzeslage gewisse 
Gefangenenkategorien überhaupt nicht versichern können, die 
es zu ihrem späteren Fortkommen ungemein nötig hätten. Ich 
weise in dieser Hinsicht nur darauf hin, daß ein Jugendlicher, 
der bei der Einlieferung in das Gefängnis noch nicht 16 Jahre 
alt, also überhaupt noch nicht versicherungsfähig war, oder 
der vor der Einsperrung zu Hause gearbeitet hat oder in der 
Schule war und deshalb keine Karte besaß, während er Ge¬ 
fangenschaft keine Karte kleben kann und deshalb nach der 
Entlassung, wenn er in ein versicherungspflichtiges Arbeits¬ 
verhältnis treten muß, völlig bloßgestellt ist. Dasselbe gilt für 
Großjährige, die selbständige Kaufleute oder Gewerbetreibende, 
also nicht versichert waren und infolge der Verurteilung als 
Arbeiter ihren Unterhalt suchen müssen, und es gilt vor allem 
denen, die nie ständige Arbeit und Karte besessen haben und 
deren schwache Versuche, nach Strafverbüßung Arbeit zu er¬ 
halten, nicht noch dadurch erschwert werden sollten, daß sie 
keine Versicherungskarte aufweisen können. 

Eine gründliche Beseitigung dieser Mißstärfde kann mei¬ 
nes Erachtens nur durch eine gesetzliche Regelung der In¬ 
validen- und Hinterbliebenenversicherung der Gefangenen er¬ 
zieltwerden. Es wäre deshalb m. E. sehr wünschenswert, daß die 
heutige Versammlung in erster Linie die Frage nach dem Er¬ 
fordernis einer gesetzlichen Regelung prüft. Daneben wäre 
zu beraten, ob nicht, wie meistens schon eingeführt, die Weiter¬ 
versicherung Gefangener obligatorisch ohne Rücksicht auf den 
Willen des Gefangenen eingeführt werden soll, ob nicht die 
Möglichkeit geschaffen werden soll, daß früher nicht versicherte 




Gefangene, namentlich jugendliche, die Versicherung während 
der Gefangenschaft beginnen kennen, oh diese Fürsorge für die 
Gefangenen nicht allgemein schön bei geringeren Strafen äls 
dies jetzt, üblich' ist, etwa hei Strafen von 3 Monaten ab, ein- 
«eten soll; und endlich/ ob die Versicherung md Lebenszeit . 
Verurteilter nicht unter gewissen Voraussetzungen zugelaSsen 
werden soll. 

Zu den beiden letzten Punkten wären noch einige er- 
lauiernde Worte zu sagen 

Die Gepflogenheit in den meisten Staaten ? die Weiterver¬ 
sicherung nur bei Strafen von h Monaten oder einem Jahr ein- 
treten zu lassen, scb-emt mir dem^ .rürsorgehedürfni& nidit zu 
genügen. Wir sollten, meine ich, dahin kommen, daß in allen 
angängigen Fällen während der Gefangenschaft dieVeri 
sichefüngsverhältiiisse des Inhaftierten geprüft und wenn nötig 
in Ordnung gebrächt werden. Angängig dürfte dies aber wollt 
mindestens bei alten Strafen von 3 Monaten aufwärts sein, 
während bei den kleineren die Zeit vielleicht nicht aasreicht, 
um die' 'Behebungen über die Quittungskarten zu, erledigen. 
Die dadurch veranläßie Mehrarbeit rpüß irn Interesse der 
Wichtigkeit der Sache übernommen' werden und ist ausführbar, 
t's bleibt also nur die Frage, ob etwa der K!östeiiipünkt;ünü&er-" 
whijUche Schwierigkeiten tteTeifet. Wenn dtesesj^räfe Sö 
Wäre aber höchstens von oder^ WeiterVefsicherung auf Staats¬ 
kosten in nicht dringlichen Fällen abzusehen, die Kouirolte: 
über die Karten und die Beielirung der Gefangenen wäre, aber 
auch dann durchführbar und .für suh schon segensreich genug. 
Atteln ich glaube nicht, daß dte Kostenirage ^o sdir ins Ge¬ 
wicht fällt, Wie man vielleicht glaubt Wadi den mir gewör- 
deüen Auskünften beliefen sich die dem Staat, erwachsenen 
Kosten der Mafkeitbesrmdfung für die fahre 

1910 fOll 1912 rund 
134 MJQ 1Öj§ 'Mit 329 Ä VC 
in Bädern sZ:6 • Mir.' Q15 : Mk-. .//jjts $ÜKs' •. d 

h> Htenburg: jährlich nicht mehr als TO Mk. 
bi Pis aß-l o t irr i n ge r» und 'Hessen: fehlen An¬ 
gaben. 

in Preußen (Ressort des Justizministeriums) fehlen 
Ressort .des Mintsteriurns des lüüern 
J| Itetrüg&ü Ahe der' "Steatskässe GzkF' last fällenden 
Kosten im fahre 1010: 6881 Mk. 

1611 $003 Mk. 

1 9 12; 8790 Mk. 

irt' Württemberg Vn den G Jahren: 4 Mk. 


&r> 
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Was nun die Weiterversicherung auf Lebenszeit Verur¬ 
teilter betrifft, so erklären die Bestimmungen von Baden, Hes¬ 
sen, Preußen, Württemberg diese als unstatthaft, Elsaß- 
Lothringen und das Kgl. Sächsische Ministerium des Ihnem 
erwähnen dieselben nicht. 

Bezüglich Hamburg sind, die Bestimmungen mir nicht 
angegeben. 

Bayern bestimmt in § 1 der VO., daß Gefangene, die zu 
lebenslänglicher Strafe verurteilt sind, nicht nach der Quit¬ 
tungskarte zu befragen sind, verfügt aber in § 6, daß lebens¬ 
länglichen Gefangenen auf ihr Ansuchen die Weiterversiche¬ 
rung gestattet werden darf, wenn die Anstaltsmittel zur Be¬ 
schaffung der Beitragsmarken nicht in Anspruch genommen 
werden. •< 

Die Gründe, die in den früher erwähnten Staaten zum 
Ausschluß lebenslänglicher Gefangener von der Versicherung 
geführt haben, sind nirgends angegeben. Sollte es die Er¬ 
wägung gewesen sein, daß man den zu lebenslänglicher Strafe 
Verurteilten keine Hoffnung auf Begnadigung machen wollte, 
so scheint mir dies nicht durchschlagend, denn jeder dieser 
Gefangenen trägt — man darf getrost sagen, Gott sei Dank — 
diese Hoffnung, die ihn aufrecht erhält, unausrottbar in sich. 
Die Erwägung ist aber nach Inkrafttreten der Rcichsversiche- 
rungsordnung auch gegenstandslos, indem diese die Hinter¬ 
bliebenenversicherung brachte, die sich auf die Hinterbliebenen 
aller gegen Invalidität versicherten Personen erstreckt. Gerade 
im Hinblick hierauf sollten, m. E., die zu lebenslänglicher 
Strafe Verurteilten mit Familie nicht nur nicht von der Weiter¬ 
versicherung ausgeschlossen, sondern vielmehr dazu angehalten 
werden, wenn sie Mittel zur Verfügung haben. Aber auch bei 
nicht verheirateten zu lebenslänglicher Strafe Verurteilten 
empfiehlt sich m. E. die Zulassung der Weiterversicherung aus 
eigenen Mitteln, damit sie im Fall der Begnadigung die ihnen 
dann sehr notwendige Rente beziehen können. 

Ich wende mich nun zum Schluß der Unfallversicherung 
der Gefangenen zu. 

Da wir hier ein besonderes Gesetz besitzen, handelt es sich 
nur um die Prüfung, wie sich dieses in der Praxis bewährt hat. 

Da ist nun in erster Linie festzustellen, daß die Befürch¬ 
tungen über eine große Steigerung der Unfälle in den Gefäng¬ 
nissen sich als unbegründet erwiesen haben. (Vergl. die auf 
S. 56/57 abgedruckte Tabelle.) 

Es haben sich im Gegenteil eher Mißstände in entgegen¬ 
gesetzter Richtung ergeben, nämlich dahingehend, daß das 
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Gesetz rucht weit genug ist, um in verdienten Fällen Hilfe .zu 
gewähren. Diese Mängel werden von Hamburg, Hessen und 
Württemberg hervofgehoben, teilweise unter Betonung, daß 
man Härten nur durch gnadenweise Zuwendungen vermeiden 
könne, und solche Härten bestehen, wie auch ich versichern 
kann, tatsächlich in einer bedrückenden Weise, Wie Sie wissen, 
bestimmt das Gesetz, daß diejOefangehen Eritschädignog mir 
für Unfälle bei einer solchen iätigkeit erhalten, bei deren Aus- 
Übung freie Arbeiter nach den Bestimmungeft der Reichsgesetze 
unter Unfallversicherung versichert sein würden. Die" Folge 
davon ist, daß nur solche Unfälle. Gefangener. einen • Ent- 
schädigmsgrim&pruch.- befänden* die bei ..einer Arbeit erfolgen, 
die wegen ihrer besonderen Gefährlichkeit oder wegen ihres 
Charakters als Fabrikbetrj.eh versfcherurtgspflicbiig ist. Als 
Fabrik gelten aber nach § 533 RVQ, Betriebe ohne. Rücksicht 
auf die Gefährlichkeit n ur darin , wenn mindestens 10 Geiaiigene 


den Arbeitsbetrieb aller Gefängnisse eines Staates noch den 
eines einzelnen Gefängnisses- als Einheit auf faßt $o kommt 
es dann, daß kein CnOcingener eines selbst großen Gefängnisses: 
versichert ist, wenn in jedem einzelnen ohne elementare.' Gewalt 
betrieböien Gescitnitszweig keine 1 ö Mänfl beschäftigf sind, 

. also z. B .- 3 Schreiber,# Sdutetef, b Schlosser, 9 Schreiner etc. 
Ferner sind von der bntsdiädigung äusgeschiossen alle Hans- 
arbeiten und die Geinngeuen kleiner Gefängnisse mit einer Be-, 
legung unter 10 öeinngeuen und ohne Maschinenbetrieb v G 
Itr diesem System" liegt-'eine große Ungerechtigkeit Ef : . 
fährt dazu, daß die Chancen für Entschädigung für die 
schlechtesten, hdciistbestraffcn und deshalb in großen Anstalten 
mit Massen betrieb untergehmchten Gefangenen am besten sind, 
während die ihrem .geringeren Verschulden entsprechend-, ge- 
ring besträften und deshalb in kleinen Gefängnissen verwähl¬ 
ten Gefangenen auf Entschädigung- keinen Anspruch- haben. Die 
Utigeredifigkett wird noch efcl.afehter, wenn man bedenkt, daß 
büch dte Untrt'^chuhpgäähgrtteh nicht ln 
fängnisserr verwahrt werden, und daß die Möglichkeit der Be-. 
Schaffung einer .den Fähigkeiten, angepaßten Arbeit und' einer 
sachgemäßen FinarbeHung unter richtiger Anleitung für die 

/"*•. r AG . j* i >■ L -i .«• . ... -/~i...£-~ x»V . 


verwendete Gefangenen, y-'---.;>•;' tg g •-AäriVEEG-dG ÄÄ- : " 

Was uns not tut. ist also m F., der Strich - der hi § 1 des 
Gesetzes' geforderten Voraussetzung und die Anerkennung' des 
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Entschädigungsanspruchs für alle Fälle, in denen die Erwerbs¬ 
beschädigung die Folge einer in der Gefangenschaft zugeteil¬ 
ten Beschäftigung ist, wobei die bisherigen Voraussetzungen 
selbstverständlich bestehen bleiben, daß nämlich der Verletzte 
den Unfall weder vorsätzlich herbeigeführt noch sich denselben 
bei Begehung einer strafbaren Handlung oder durch ein Ver¬ 
halten zugezogen hat, das als eine grobe Verletzung der Haus¬ 
ordnung erscheint. Hierbei sollte ausdrücklich noch aus¬ 
gesprochen sein, daß die Nichtbefolgung von ordnungsgemäß 
bekannt gegebenen Unfallverhütungsvorschriften als eine solche 
grobe Verletzung der Hausordnung gilt, was die Ausführungs¬ 
behörde in Baden zurzeit nicht schlechterdings anerkennt. 

Diese Forderung, es müsse für den Entschädigungs¬ 
anspruch die Tatsache allein genügen, daß der Unfall durch 
eine Beschäftigung im Gefängnis verursacht ist, erscheint nicht 
unbillig, wenn man bedenkt, daß jede Gefangenenarbeit eine 
aufgezwungene ist und daß es bei allem Bemühen in vielen 
Fällen nicht zu umgehen ist, dem Gefangenen eine ihm unge¬ 
wohnte Beschäftigung zuzuweisen. 

Ich möchte ein Beispiel dafür anführen. Es hat jemand 
wegen unbefugten Fischens eine Strafe von einem Tage zu ver¬ 
büßen. Der Mann übt den Beruf eines Geigers aus. Er wird 
im Gefängnis, das keine 10 Mann faßt oder in dem keine zehn 
Gefangenen mit Holzzerkleinern beschäftigt sind, mit Holz¬ 
hacken beschäftigt und hackt sich dabei den Zeigefinger der 
linken Hand ab. Er kann nun nicht mehr geigen, kann aber 
auch nicht in den Genuß einer Unfallrente gelangen. (Be¬ 
wegung.) 

Wer aber trotzdem Anstoß nimmt, den Gefangenen einen 
weitergehenden Entschädigungsanspruch als den freien Ar¬ 
beitern zuzugestehen, der möge erwägen, daß alle Bedenken 
vor dem großen Interesse des Staates und der Gemeinschaft an 
der Reklassierung der Gefangenen zurücktreten müssen, die 
nur möglich ist, wenn die Gefangenen unter solchen Be¬ 
dingungen in die Freiheit zurückkehren, die ihnen ermöglichen, 
auf ehrliche Weise ihr Leben zu fristen. 

Neben diesem Wunsch der Ausdehnung der Unfall¬ 
fürsorge steht das von verschiedenen Staaten ausgesprochene 
Verlangen, es möge die in § 3 Abs. 3 des Gesetzes vorgesehene 
Obergrenze der Entschädigung (300 Mk.) erhöht werden, da 
dieser Betrag im Vergleich mit den gegenwärtigen Lohn¬ 
verhältnissen der freien Arbeiter außerordentlich nieder sei. 

So betont insbesondere Elsaß-Lothringen, es bestehe kein 
Grund, „die Entschädigung für den Unfall unter dem Betrag 
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des ortsübJidienXTagiQhfis Tagarbeiter f anzu- 

setzen. Daß die Aröettsvergirtiißg; 4fef Oefangeaöi th/def A.^ 
statt njedriger zu sein pflegtj kann nichtalä Oruad augetuhrt 
werden, da der Verletzte mcht für den Verlast dieserÄfbeits 
Vergütung, sondern für den ihm in der freüieit entgehenden 
Verdienst zu entschädigeit ist Per Gesiehtspunkt, daß der 
Unfall nicht bei freiwilliger> iondetri bei staatlich erzwungener 
Arbeitsleistung eintritt, könnte eher eine Erhöhung als eine 

Eniscftäd^ühg r^tprtlgen* V 3 il 

Aus diesem letzten öesichtäpunkte ließe sieh auch eine 
Erweiterung des Kreises.. der-; :e.ntsehädigur?gspflkhtigen. ße- 
schäfttgürtgen begründen^ etvva, dahin, daß die Fürsorge ein- 
fritt, wenn tsirt pefartgeher dtd 

eiiien UnfaU bei einerÄrheit erleidet, dienieht lediglich seinen • 
persönliche« ..Bedürfnissen dient öder die die Förderung seines 
eigenen Wohles bezweckt,“ . 

1 Endlich wurde von Württemberg. noch angeregt, die Vor- 

^chriff uh § 6 des Ocse&es zit streichen^ wonach Ähsländefri 
and deren Hinterbliebenen eine Rente nicht gewährt wird, da 
diese Bestimmung nicht mehr zeitgemäß sei und die Zahl der im 
Deutschen Reich in Industrie und Landwirtschaft.besdiäitigten 
| ; Ausländer von Jahr m JmhigVÖßer wird- 3 1 ' 

Sg zeigen denn schon meine, wie erwähnt, durch die Kürze 
der .zur Verfügung steheiwifet ,'zpäF sehr beeinträchtigten Eib ; . 

Hebungen, daß sichauf defü Gebiet der Getaugenenversiche- 
rung viele (resichtspunkte ergeben, die einer Abhilfe beduiieii, 
und esiohntsich deshalb wohl der Mühe, in unserem KfeHödie 
Frage zu erwägetL ob nicht ans unserer Mitte bei den maß¬ 
gebenden Stellen die Anregung gegeben werden solle, man 
möge nun nach Beendigung des großen Versieherungswerkes 
dazu schrei ten, auch die Versichemig der öeiadgeneii neu und 
ziisamiftehf#söfä - zü ' kodifizieirov,' (Lebhafter Beifall') 

V o r s 11 z e n der: Meine Daraeh und Her ren! Ihr Bei¬ 
fall beweist, daß der Bericht von ihnen edlen mit: cler gleichen 
Befriedigung auigenommen worden ist wie von mir und 
meinem "Herrn Kollegen Er hat alle die Fragen erschöpfend . 


behandelt, che uns bei der 
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wenn er bei einer Arbeit, die den Voraussetzungen der Ge¬ 
werbeunfallversicherung für Freie entspricht, einen Unfall er¬ 
leidet. Das Gesetz unterscheidet also nicht zwischen aufge¬ 
zwungener und freiwilliger Arbeit, und gerade der Fall, den 
der Herr Berichterstatter erwähnt hat, der Fall mit dem un¬ 
glücklichen Menschen, der wegen verbotenen Fischens eine 
Eventualstrafe verbüßt und sich in den Finger hackt, beweist, 
daß hier ein dringendes Bedürfnis auch für die Unfallversiche¬ 
rung solcher Leute besteht, die keine aufgezwungene, sondern 
eine freiwillige Arbeit leisten. 

Geheimer Oberregierungsrat Dr. von Engelberg, 
Karlsruhe: 

Das „aufgezwungen“ war in dem Sinne gedacht, daß die 
Arbeit nicht nach freiem Willen gewählt werden kann, weil nur 
die in dem Gefängnis eingeführte Arbeit überhaupt in Frage 
kommt. 

Vorsitzender: Eine zweite Frage! Der § 1 des Ge¬ 
setzes ist darauf abgestellt, daß die Unglücksfälle, die der Ge¬ 
fangene erleidet, ganz gleichartig behandelt werden sollen wie 
die Unfälle, die einem freien Manne bei seiner Arbeit zustoßen. 
Nun hat die Praxis gezeigt, daß man damit nicht sehr weit 
kommt, denn nach dem technischen Begriff, wie er sich all¬ 
mählich in der Arbeiterversicherung entwickelt hat, versteht 
man unter einem Betriebsunfall ein plötzliches Ereignis, wel¬ 
ches als Folge die Arbeitsunfähigkeit, sei es beschränkt, sei es 
voll, herbeiführt. Ich wähle ein Beispiel, das jeden Augenblick 
Vorkommen kann. Ein Mensch, der an sich keine Bruchanlage 
hat, wird veranlaßt, eine ganz besonders schwere Last zu 
heben. Er hebt die Last, macht dabei irgend eine ungeschickte 
Bewegung, und nun zwängen sich gewaltsam die Eingeweide 
durch den Leistenring. Er erleidet einen Bruch und wird da¬ 
durch arbeitsbeschränkt oder arbeitsunfähig. 

Von diesem richtigen Unfall zu unterscheiden ist der Fall, 
wo jemand mit einer ausgesprochenen Bruchanlage in das Ge¬ 
fängnis kommt und infolge dieser Bruchanlage bei Gelegenheit 
einer Beschäftigung, die sonst durchaus nicht ursächlich für 
einen Bruch sein könnte, tatsächlich zu einem Bruch gelangt, 
weil er eben diese Anlage schon hatte. Das wäre kein Unfall 
im Sinne des Gesetzes. 

Nun wird sich’s meiner Ansicht nach fragen, ob nicht 
das Gesetz insoweit eine Ausdehnung erfahren sollte, daß 
es auch abstellt auf Betriebserkrankungen, die nachweisbar 
auf die eingeführte Arbeit und auf die von dem Gefangenen 
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geleistete Arbeit zurückzuführen sind, wenn sie auch technisch 
als Unfall nicht bezeichnet werden können. 

Der Herr Berichterstatter hat darauf hingewiesen, daß in 
den meisten Staaten ein Fonds besteht, aus dem in Fällen, in 
denen die Voraussetzungen eines gewerbetechnischen Unfalls 
niqht bestehen, gnadenweise Unterstützungen gewährt werden 
können. Aber die meisten Staaten knüpfen auch solche gnaden¬ 
weise Zubilligung von Unterstützungen an die Voraussetzung, 
daß mindestens ein Unfall im betriebstechnischen Sinne, nicht 
bloß eine Betriebserkrankung vorliegt. 

Es wäre wohl zu wünschen — ich wollte den Herrn Be¬ 
richterstatter noch um eine Meinungsäußerung darüber bitten 
— daß die Reichsunfallversicherung für Gefangene auch auf 
die Betriebserkrankungen, nicht bloß auf die Betriebsunfälle 
erstreckt würde. 

Geheimer Oberregierungsrat Dr. von Engelberg, 
Karlsruhe: 

Ich würde meinerseits gar keine Bedenken haben, die Ver¬ 
sicherung auszudehnen, weil wir nach unserem Prinzip darauf 
ausgehen, daß jeder Gefangene erwerbsfähig in die Freiheit 
kommt. Wenn er nun durch eine Betriebserkrankung erwerbs¬ 
unfähig geworden ist, so liegt für uns der Fall ganz genau so, 
wie wenn er einen Unfall erlitten hätte. In unserem Schutz¬ 
vereinsinteresse ist es gewiß wünschenswert, daß der Mann 
auch dann etwas bekommt, damit er sich später leichter durch¬ 
helfen kann. 

Vorsitzender: Ich eröffne nunmehr die Diskussion und 
bitte diejenigen Herren, die etwas zu sagen wünschen, sich 
zum Wort zu melden. 

Bureaudirigent Neckes, Berlin: Meine Damen und 
Herren! Was die Invalidenversicherung betrifft, so hat der 
Herr Geheimrat v. Engelberg sehr richtig ausgeführt, daß 
sie im Interesse der Gefangenen bedeutend verbessert werden 
muß. Man muß sich einmal in den Fall hineindenken, der mir 
in diesem Jahre passiert ist. Ein Jugendlicher hat eine Ge¬ 
fängnisstrafe von 15 Jahren verbüßt und kommt in einem Alter 
von 30 Jahren in die Freiheit. Da er keine Invalidenkarte hat, 
wird sofort das Mißtrauen der Herren Arbeitgeber wach¬ 
gerufen. Der Mann ist dadurch, daß er nicht im Besitz einer 
Invalidenkarte ist, unfähig, in das Erwerbsleben einzutreten. 

Ich habe schon in Mannheim den Standpunkt vertreten, 
da das Gesetz vorschreibt, daß jeder, der arbeitet, eine In¬ 
validenkarte haben muß, auch der Gefangene eine solche haben 
muß, da er doch arbeitet. Warum wird nun hier der Unter- 





— 386 - 


schied gemacht? Im Gefängnis arbeitet der betr. Insasse ent¬ 
weder für den Staat oder für den Unternehmer. Arbeitet er 
für den Staat, so ist der Staat der Unternehmer. Infolgedessen 
muß er den betr. Arbeiter, den er hat, ob er nun zufällig Ge¬ 
fangener oder freier Arbeiter ist, versichern. Warum ist das 
bisher noch nicht eingeführt? Es ist dies ein kolossaler Schaden 
für unsere Füsorgetätigkeit. Wenigstens für Berlin ist es so. 
In Berlin hat es sich vollständig eingebürgert, daß die Arbeit¬ 
geber nach der Karte sehen: wann geboren? welche Karten¬ 
nummer? Es wird dann sofort die Frage gestellt: wie kommt 
es, daß Sie erst im Besitz der so und so vielten Karte sind? 
Man rechnet im allgemeinen doch damit, daß der Arbeiter 
mindestens halb so viel Karten besitzt, als er über 16 Jahre 
zählt, weil viele Saisonarbeiter ein halbes Jahr bummeln. Ist 
der Zeitraum größer bezw. die Zahl der Karten kleiner, so 
entsteht sofort der Verdacht: Du bist in einer Strafanstalt 
gewesen. 

Ein Mann, der sich in der Freiheit mit Handeln beschäf¬ 
tigt hat, wenigstens nach außen hin die Etikette auf seine 
Tätigkeit geklebt hat: „Ich handle“, der also nicht zu kleben 
braucht, sollte, wenn er in die Anstalt kommt, auch zum Kleben 
gezwungen werden, ln der Anstalt kommt er vielleicht zu der 
Ueberzeugung: es ist doch besser, du brichst mit deinem 
Lebenswandel, du handelst nicht mehr, sondern fängst einen 
anderen Lebenswandel an. Wenn er aber in die Freiheit kommt 
und ihm Schwierigkeiten entstehen, weil er keine Karte hat, 
verliert er leicht die Lust, sich weiter zu bemühen und geht den 
alten Lebensweg weiter. 

Die Bestimmung, die bis jetzt besteht, daß nur geklebt 
werden soll, damit die Karte nicht verfällt, birgt auch große 
Härten in sich. 

Für Berlin hat sich speziell durch die Gefangenenanstalt 
Plötzensee noch eine Schwierigkeit herausgestellt. Diese An¬ 
stalt liegt in einer Gemeinde, die einen Bezirk für sich bildet. 
Wenn nun die Karten mit dem Ortsstempel „Plötzensee“ ver¬ 
sehen sind — sie sind ja nicht mit dem Stempel der Anstalt, 
wohl aber mit dem Stempel des Ortes Plötzensee versehen —, 
so bekommen die Leute sehr schwer Arbeit. Da die Eingemein¬ 
dung Plötzensees bevorsteht, so ist ja nun eine Möglichkeit 
vorhanden, daß diesem Mißstande abgeholfen wird. Ich führe 
diesen Fall nur an, um zu zeigen, wie selbst Kleinigkeiten 
unsere Tätigkeit hindern können. 

Ich könnte eigentlich die ganze Frage, die der Herr Vor¬ 
tragende aufgerollt hat, damit beantworten: die im Gefängnis 







befindlichen -ö^-angerten, die dort arbeiten, müssen in bezug 
auf Alters- und lnvaliditatsversieherung ebenso behandelt 
werden Wie die in der Freiheit ßefindliCheH. Es darf kein 
Unterschied gemacht werden. Die Lösung der Frage, wob er 
das dafür nötige öekt kommE soll 4fl$ vom Standpunkt der 
Fürsorge vereine gleidrseidL Wie derfleiT Vortragende Schon v 
anfübrte, würden die kosten übrigens gar nicht so bedeutend 
sein, die diese Sache verursacht. Der Vorteil würde aut der 
andern. Seite ein sehr großer sein, weh der Mann mit einem 
gahzMaterial |h;'die fteiheit eritlassen weidehJ^nüteA: 
tv kann dann ge w isserma ßen Legitimationspapiere vor zöget ! , 
durch die es ihm kichfer iallt, sich Arbeit zu. verschalen. 

Eine aridere : fT^e-Äi : ;-d^''’;öb' ' : 4ef . 

sichert werden soll Da neige ich der Ansicht zü, daß es wohl 
zwecklos ist, den i ebenslanglichen zu versichern: Wenn der 
Gesetzgeber resp, der Richter sagt: du bist für deine Tat 
lebenslänglich mit Strafe belegt worden, 
anzunelirnen hat, daß der Verurteilte dieTai durch eine bis au 
sein Lebensende reichende Strafhäft slhnen tnitlU daifn .liegt, 
keine Veranlassung vor, den Mann zu versichern. Tritt nach¬ 
her der Gnadenakfc ein, anf Grund dessen er Atlassen wird, so 
besteht ja allerdings ^ievSchwicrigkeiL den .Mann mit einer 
Karte zu versehen und ihm Arbeit zu besorgen. Die Falle sind 
aber sehr seiten, io denen, einer, der vielkicM nach Ith oder 
Sbjährige.r Haft entlassen wird, noch in eine Arbeitsstelle geltU 
wo er sich irgendwie etwas erwerben muß: Er findet meistens, 
hei Verwandten Unterkunft oder macht sich eine kleine Seih: 
.sfahdigkeit zu eigen. Da halte ich diese Versicherung nicht 
für so notwendig 

Wenn ich kurz etwas m der UnMlversicberung sagen 
. .darf, so siehe auch Ich auf 

fängnis einen Unfall erleide!, muß genau so behandelt werden 
wie der freie Arbeiter, er muß 'dieselbe Entschädigung be- 
Rnriirnch, .;$$mahdtötal betrüheiid anzüseherg w.efm jetnand^ 
der Aus dem Gef unguis entlassen ist und sichdortemeVei- 
letziing ÄUgezogen hatte, nun 

Er ff%t dann: „Was mache ich nun, bis ich geheilt bin 
Von selten der Oefäö.gntsverw'altuhg ist mir auf den Weg mit- 
gegehen worden: „Du bekommst ja hier draußen (idt Habe 
dabei Berlin im Auge) in den Kliniken freie Behandlung, m 
kostet dich ..nichts:“"Aber wovon lebt der Man«? Man gibt., 
ihm den Rat. wende dich an den Försorgevereiri!. Das sind 
gute Ratschläge, Aber wohef bekommt der Fürsorgevereiu dieg 
Geldei, urn iemanden 'überhaupt zii* unterhalten ? Er kann ihm 
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wohl einmal eine Unterstützung geben, aber die Hauptsache 
für ihn ist doch, den Mann in Arbeit zu bringen, und arbeiten 
kann er durch den Unfall vorläufig nicht. Wenn auch von 
seiten der Kliniken die ärztlichen Kosten getragen werden, so 
reichen doch die Mittel des Fürsorgevereins nicht aus, um für 
den Lebensunterhalt des Mannes zu sorgen. Das Unfall¬ 
entschädigungsverfahren ist nach meiner Erfahrung ein sehr 
langsames. Wenn da etwas schneller gearbeitet werden könnte, 
so wäre das im Interesse unserer Fürsorgevereine und im 
Interesse der Verletzten von großer Bedeutung. (Lebhafter 
Beifall.) 

, Geheimer Oberjustizrat Plaschke, Berlin : Meine ver¬ 
ehrten Anwesenden! Ich möchte mir nur ein paar Bemerkungen 
zu dem dritten Punkte, den der Herr Vortragende erörtert hat, 
erlauben, u. z. werde ich dadurch dazu veranlaßt, daß ich 
Ihnen, Herr Kollege v. Engelberg, eine Auskunft nicht habe 
geben können über die Zahlen, die in der preußischen Justiz¬ 
verwaltung Vorlagen; hierauf ist es wohl zurückzuführen, daß 
Sie, wenn ich Sie recht verstanden habe, sagten, daß im Etat¬ 
jahre 1912, glaube ich, in Preußen die Höchstzahl der ge¬ 
währten Unfallentschädigungen 10 betragen habe. Das 
stimmt nicht. 

Ich möchte diese Gelegenheit benutzen, um eine kleine 
Abweichung meiner Anschauungen von denen des Herrn Vor¬ 
tragenden und des Herrn Neckes darzulegen. Es ist ja voll¬ 
ständig begreiflich, daß die Fürsorgevereine ein lebhaftes 
Interesse daran haben, daß die betr. Menschen, die aus dem 
Gefängnis entlassen sind, voll arbeitsfähig in die Freiheit treten 
und daß sie für die Unfälle usw., sei es Rente, sei es Entschädi¬ 
gung bekommen. Aber, meine verehrten Damen und Herren, 
ich glaube, es geht zu weit, wenn man nun eine gesetzliche 
Pflicht des St9ates, unter allen Umständen hierfür auf¬ 
zukommen, konstituieren will. Mein verehrter Herr Vorredner, 
mit dem ich ja in Berlin zu arbeiten reichlich Gelegenheit habe, 
betonte ausdrücklich und mit einer gewissen Verve: es muß 
selbstverständlich sein, daß der Gefangene ebenso behandelt 
wird wie der freie Arbeiter. Ja, das wird er auch nach dem 
Gesetz von 1900. Das Gesetz macht in dieser Beziehung 
keinen Unterschied. Sie verlangen aber mehr, wie Herr 
v. Engelberg Ihnen ganz klar auseinandergesetzt hat. Der 
freie Arbeiter, der nicht in der Fabrik und der nicht in einem 
Betriebe beschäftigt ist, in dem für gewöhnlich zehn Mann 
sind, ist ja nicht unfallversicherungspflichtig, und das trifft auf 
den Gefangenen auch zu. Der betr. freie Mann, der nicht 







einen Unfall im engeren Sinne, wie, er, vom Reichsgericht kon¬ 
struiert ist, erlitten hat, sondern der an einer sogen. Berufs¬ 
krankheit. -— ich denke an Einatmung von giftigen Oasen 
ussv. —- ist nicht unfallversicherungsherechtigt. Das trifft huf 
den Gefangenen auch m. Älso die von Herrn Keckes ver¬ 
jüngte gleichmäßige Behandlung des Gefangenen, und des 
freien Mannes Ist: nach dem Gesetz ja vorhanden. Was Sie 
verlangen und was Sie wollen, das geht ja viel weiter. 

Und nun überlegen Sie sich, meine verehrten -Herrschaften, 
öl> Sie es für erreiebbä# ;halteh r ^äß nunmehr zugunsten der 
Gefaageuen ei>e Ähsnahmebestifnmnng geschaffen wird; denn, 
darauf lauft die Sache hinaus. Ich glaube, es wird das schwer 
erreichbar sein, kh möchte aber auch prüfen, oh es denn 
.wirklich notwendig ist und dem praktischen Bedürfnis unab¬ 
weisbar entsprechen würde, wenn man den gegenwärtigen 
Zustand, wie er sich, m den einzelnen Staaten allerdings ver¬ 
schieden, ausgebildet hat, ändert. Ich kann das für Preußen, 
insonderheit; für die Justizverwaltung, nicht als unabweisbares 
Bedürfnis, wenn vielleicht auch als Wünschenswert an sehen. 
Richtig ist ja, daß vermöge der gleichmäßigen Anwendung 
des Reichsgesetzes von 1900, das, wie Sie wissen, auch in der. 
liehen Gesetzgebung-, der ^e|c«Svei5jch^tirgsordtthnj^|'.^f^ 
rechterb alten wird — es ist der Artikel 5 -—fatsaehHeh eine 
Reihe von Gefangenen nicht vei sichert ist. Aber richtig ist 
auch; daß es eine verständige'Verwaltung verstehen wird, ver¬ 
stehen muß und verstanden hat, die hierin vfaßelthl liegenden 
Härten durch leistungen atiszugleichen, die sich außerhalb 
des Rahmens der Gesetzgebung bewegen. Sie haben gehört, 
daß das von Hessen geschehen ist. Meines Nissern? ist es such 
von Baden geschehen. In Preußen, speziell in der jusiiz- 
verwaltung, liegt die Sache wie folgt: in den Etat Vorschriften 
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werden kau», .wenn sie bei der Beschäftigung .im Gefängnis 
einen Unfall erleiden ;• blfannB, nicht wie das Obsetz ,sagt: 
»cnuiiV*. Er ist also' kein Rechtsanspruch. Aber ich femrt vek 



da Beträge gezahlt werden, wo man sich selber shgf.ä das 

' ■f-ultif Bei” ri.i» oe' nfih 'vCl/AlTGlfl nff I I oll 


zu, uno es kann zweifelhaft sein, ob hier 
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nicht ein Verschulden des betr. Gefangenen selbst oder wenig¬ 
stens ein vermeidbares Versehen von seiten des Gefangenen 
vorliegt. 

Wie die Praxis jetzt gehandhabt wird, glaube ich, wie ge¬ 
sagt nicht, daß man wird sagen können: die Sache muß ge¬ 
setzlich geregelt werden, weil Härten da sind. Ich bin auch 
der Auffassung, daß es außerordentlich schwer, wenn nicht 
unmöglich wäre, im Reich einen solchen Rechtsanspruch des 
Gefangenen durchzusetzen, was, wie Herr v. Engelberg 
ganz richtig sagte, nur im Wege der Aenderung der Gesetz¬ 
gebung möglich wäre. Denn, meine verehrten Herrschaften, 
Sie wissen alle wie ich, daß sich in den weitesten Kreisen, nicht 
nur solchen, die finanziell lebhaft interessiert sind, sondern 
auch in anderen Kreisen, die mit den finanziellen Rücksichten 
gar nichts zu tun haben, die Ueberzeugung stets festgesetzt 
hat, von der Herr Neck es vorhin sprach: Der Gefangene ist 
eigentlich schon jetzt besser gestellt als der freie Mann. Soll 
hierüber hinaus auch ein Rechtsanspruch der Gefangenen fest¬ 
gelegt werden, der diesen besser stellt als den freien Arbeiter, 
so ergeben sich Konsequenzen für das Wirtschaftsleben, Kon¬ 
sequenzen für den Staat, die zunächst in ihrem vollen Umfange 
gar nicht zu übersehen sind. 

Ich darf Ihnen, Herr Kollege v. Engelberg, vielleicht 
die eingangs erwähnten Zahlen für die von mir vertretene Ver¬ 
waltung nennen. Ich habe sie nicht für die ganze Monarchie, 
denn wie Sie wissen, ist bei uns die Sache außerordentlich de¬ 
zentralisiert. Es geht nach Oberlandesgerichtsbezirken. Ich 
habe Ihnen die Zahlen in der Kürze der Zeit nicht geben 
können, weil erst überall hätte herumgefragt werden müssen. 
Ich habe hier aber die Zahlen für den Kammergerichtsbezirk, 
und ich bin in der Lage, .Ihnen diese mitzuteilen. In den 
Rechnungsjahren 1910 und 1911 haben sich je 107 087 Ge- ' 
fangene bei einem Tagesdurchschnitt von 6938 in den Justiz¬ 
gefängnissen des Kammergerichtsbezirks befunden. Im Jahre 
1912 waren es 103 213 Gefangene mit einem Tagesdurch¬ 
schnitt von 6921. Sie sehen, eine recht erhebliche Anzahl von 
Gefangenen. Von ihnen haben im Jahre 1910: 32 Personen, 
im Jahre 1911: 45 Personen und im Jahre 1912: 44 Personen 
Unfälle der hier zu berücksichtigenden Art erlitten, u. z. 18 
bezw. 25 bezw. 26 bei einer versicherungspflichtigen Tätigkeit 
(also nach dem Gesetz von 1900), 14 bezw. 5 bezw. 8 bei 
Haus- und anderen Arbeiten, darunter 6 bezw. 4 bezw. 7 beim 
Holzzerkleinern, die übrigen fast sämtlich bei Stanzarbeiten. 
Ich weiß nicht, ob Ihnen diese Arbeit bekannt ist. Für Unfälle 
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in ihr sind Beträge gezahlt worden, von denen man eigentlich 
vielleicht hätte Abstand nehmen können, denn es drängte sich 
zuweilen, nach dem Urteil auch der Gefängnisvorsteher selbst 
leicht die Ueberzeugung auf, daß die Verletzungen absichtlich 
hervorgerufen wurden. Es kann ja leicht kommen, daß der 
Finger unter die Stanze gerät. Die Quetschung ist aber nicht 
erheblich und vielleicht ist Trägheit die Ursache des Unfalls. 
Immerhin ist es ein Unfall, und der betr. Mensch ist zunächst 
von der Arbeit frei. Die Auffassung des betr. Herrn geht 
dahin, daß gerade diese Unfälle bei Stanzarbeiten, übrigens 
auch zuweilen bei dem Holzzerkleinem, vielfach auf eigene 
Absicht der betr. Leute zurückzuführen sind. 

Ich darf die Beträge anführen, die im Kammergerichts¬ 
bezirk auf Grund des Reichsgesetzes vom 30. Juni 1900 
gezahlt worden sind. Die Summen betrugen im Rechnungs¬ 
jahr 1910: 1883.70 Mk., im Jahre 1911: 1517.10 Mk. und im 
Jahre 1912: 3087.75 Mk. Bei dem letztgenannten Jahre, das 
eine auffallende Steigerung zeigt, handelt es sich darum, daß 
in zwei Fällen eine Kapitalabfindung gegeben ist. Auf Grufid 
der MinisterialVerfügung vom 19. September 1904 sind im 
Jahre 1910: 48 Mk. gezahlt worden und seitdem überhaupt 
nichts mehr, u. z. wie ich hinzufügen kann, weil man nunmehr 
die Arbeit vorsichtiger gestaltete. Es wären an sich Zahlungen 
nicht nur bei denjenigen Fällen zu leisten gewesen, in denen 
ein eigentlicher Unfall im Sinne des Gesetzes von 1900 vor¬ 
liegt, sondern, wie erwähnt, auch bei Berufskrankheiten. Aber 
derartige Fälle sind überhaupt nicht mehr vorgekommen. Der 
Grund, weshalb man in einem solchen Falle zahlen würde, 
liegt darin: wenn die Gefängnisverwaltung verpflichtet ist, 
gesundheitsschädliche Arbeit überhaupt nicht einzuführen und 
nicht zu dulden, nun, dann liegt, wenn sie es trotzdem tut, auch 
für den Staat die Verpflichtung vor, für das Verschulden des 
betr. Beamten — an und für sich wäre es ja immer ein Ver¬ 
schulden — einzutreten und auch in einem solchen Falle, der 
ja im Reichsgesetz von 1900 nicht vorgesehen ist, einer ge¬ 
wissen moralischen Verpflichtung folgend, Zahlungen zu 
leisten. Nun, meine Herren, wenn dem so ist, dann glaube 
ich, sagen zu können: eine gesetzliche weitergehende Verpflich¬ 
tung ist mindestens nicht unabweisbar. 

Es kommt noch etwas weiteres dazu. Seitdem wir die 
Haftung der Beamten für die einzelnen Versehen usw. in der 
Praxis tatsächlich auf den Staat übergeleitet haben, ist es ein 
ganz gutes Korrektiv, möchte ich sagen, wenn man den betr. 
Beamten auch eine gewisse Verstärkung der Aufsicht und der 

5 * 
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Vorsicht bei der Behandlung der Gefangenen zurauten kann; 
dieser Erfolg tritt ein, wenn ein gesetzlicher Anspruch nicht da 
ist, sondern nur nach Lage des Falles, nach Billigkeits¬ 
rücksichten Beiträge gezahlt werden. 

Das sind die Bedenken, die ich gegen die weitgehenden 
Vorschläge geltend machen möchte. Ich verkenne aber nicht, 
um es nochmals zu wiederholen, daß vom Standpunkt der Für¬ 
sorgevereine, vom Standpunkt — na, wir wollen den schönen 
deutschen Ausdruck gebrauchen — der Resozialisierung der 
Gefangenen aus es ja wünschenswert erscheint, wenn sie unier 
allen Umständen vollständig gesund oder mit Geldmittel aus¬ 
gerüstet in die Freiheit zurückkehren. (Lebhafter Beifall.) 

Bureaudirigent Neckes", Berlin: Ich möchte, um Miß¬ 
verständnissen vorzubeugen, kurz darauf hinweisen, daß ich 
nicht eine Bevorzugung der Gefangenen, sondern nur eine 
Gleichstellung erstrebe. Ich wünsche, daß, wenn ein Gefan¬ 
gener, der in der Tischlerei arbeitet und einen Finger verliert, 
die gleiche Entschädigung bekommt, wie wenn er ihn als freier 
Arbeiter verloren hätte, während jetzt der Gefangene eine er¬ 
heblich geringere Entschädigung erhält als der in der Freiheit 
Verunglückte. Nur einer gleichen Behandlung in diesem Sinne 
wollte ich das Wort reden. (Bravo.) 

Pastor Götze, Frankfurt a. M. - Preungesheim: Es sind 
zwei Gesichtspunkte, verehrte Anwesende, die mich besonders 
interessiert haben. Ich kann nur sagen, daß diese ganze Idee, 
die Versicherung auch in vollem Umfange auf die Gefangenen 
auszudehnen, etwas sehr Sympathisches hat. Aber der An¬ 
regung, sie in dem Umfange auch auf die Lebenslänglichen 
auszudehnen, möchte ich doch widersprechen, denn, offen ge¬ 
standen, bedarf der Lebenslängliche wirklich der Karte nicht, 
wenn er entlassen wird. Entweder ist er durch die lange Strafe 
so wenig arbeitsfähig geworden, daß er nur aus Barmherzig¬ 
keit von irgend jemandem übernommen wird, der ihn dann 
auch ohne Karte übernehmen würde. Die Karte würde ihm 
also da nichts nützen. Oder aber, wenn er einer Karte bedarf, 
ließe sie sich im Gnadenwege erreichen, damit er auf Grund 
derselben Arbeit bekäme. Es handelt sich da um seltene Aus¬ 
nahmefälle, in denen man wohl Mittel und Wege finden könnte, 
um zum Ziele zu gelangen. Der Grund, den der Herr Referent 
noch anführte, daß dadurch für die Angehörigen gesorgt 
werden könnte, hat eigentlich keine Berechtigung, weil bei der 
Versicherung immer die Voraussetzung besteht, daß der Ver¬ 
sicherte doch während seiner Arbeitsfähigkeit für die Seinigen 
gesorgt hat. Das fällt hier fort, und für diese Fürsorge, die 
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er durch seine Arbeitsfähigkeit betätigt haben müßte*. soll mm 
die Versicherung; im Interesse der Angehörigen dntreten. ich 
meine, das eignet sich als Grundlage für die Versicherung 
dafür nicht, Darum meine .ich, man sollte für die Lebens¬ 
länglichen, so wohl wollend die Sache atich gedacht ist, darin 
vollständig absehan. 

Nun aber die Unfallversicherung! Da tritt vor allem das 
Bmchleiden nach meinen Beobachtungen ganz besonders in 
den Vordergriirtd. Spicfee?^^ 

mal zügreift und schwer hebet? muß, kommen ja häufig vor, 
und da sind die Letftejbdie sieh die Renten frschlachen wollen, 
in der glücklichen läge, das mit furchtbarn Gesdwindig : /; 
keit machen zu können, indem sie behaupten t wir haben das 
Brtichleiden noch nicht gehabt, • Ich glaube, es ist unmöglich 
und midurchführbaf. daß sämtliche; auch die kurzzeitigen 
Gefangenen ohne Unterschied vorher an! die Veranlagung 
zu derätdigeh plfeideh untersucht halte ich es 

für ganz unumgänglich notwendig, daß wenigstens bei der 
Aufnahme auebderkurzzeitigsten Gefangenen in die Strafe 
ihm die strikte Frage vorgelegt wird, deren. Beantwortung sie 
nachher protofetifeti^cli unterschreiben müssen : hast du ti’gcnd; 
ein Leiden, das bei der Arbeit berücksichtigt .werden muß,' ms- 
besondere Chi BfUchletdeti? In vielen Betrieben {iusbesanderd 
bei uns in ' Frankfurt, müssen wir diese Erfahrung häufig 
machen) sind solche Leute für die Fabrikarbeit nnmögiidi. 
Wir kühnen sic nicht unterbringen und habeit die größten 
Schwierigkeiten mH ihnen, Wehn ein solches Bruchfeiden 
durch die Arbeit im uefäugms hervorgerufen wird; muß^neiaes 
Eräditenshilte ^figlfehkeit vorhanden sein, daß tibiC; 
teufe gezahlt wird, aber es muß auch auf der anderen Seite, 
wie ich eben schon ausgedrüekf habe; der. Erschletclrnng der 
Renten definitiv ein Riegel vorgeschoben werden körnten; denn 
es ist sonst, worüber die Aexzte so häufig klagen, ja die weit¬ 
gehendste Möglichkeit für die Druckerei eröffnet, und das 
möchte ich doch vermieden wissen. 

Vor sitzen der; Wünscht noch jemand das Wort? -■ 
Ich darf vielleicht diese Gelegenheit benutzen, um gerade übe' 

V den Punkt, dm soeben Herr Pastor Götze berührt hat, einiges 
zu sagen, nämlich' über die Frage der Brüche. Das ist mne 
Frage, die insofern gar hfdhf schwer zif h^fandeln; äl& jeder 
halbwegs erfahrene Arzt nach einem; solchen angeblichen 
Bruchunfall sofort durch ein entsprechendes Fxamniatofiunü 
und durch eine Lmtersuchmig festslellen kann-, ob es sich um 
eine Bniefianlage handelt die der Mann ins Gefängnis 
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gebracht hat, oder um einen Bruch, der dem Gefangenen durch 
die von ihm ausgeübte Beschäftigung plötzlich zugestoßen ist. 
Die Bruchanlage, infolge deren die Darmschlinge durch die 
bereits vorher erweiterte Bruchpforte austritt, läßt sich dadurch 
beheben, daß der Betreffende ein Bruchband bekommt. Da¬ 
durch ist er so arbeitsfähig wie vorher, während die, welche 
von einem jähen Bruchleiden befallen werden, in ganz anderer 
Weise geschädigt sind. Die Fälle sind also nach meiner 
Ansicht nicht sonderlich gefährlich. 

Geheimer Oberjustizrat Plaschke, Berlin: Was der 
Herr Vorsitzende gesagt hat, entspricht durchaus meiner Er¬ 
fahrung und ist durchaus richtig. Aber Sie wissen auch alle 
aus der Praxis — es mag ja sein, daß es in anderen Bezirken 
anders ist, aber bei uns ist es so; fragen Sie die Herren aus 
Berlin, fragen Sie die Herren aus Frankfurt, fragen Sie die 
Herren aus irgend einer anderen großen Stadt! — daß gerade 
bei diesen Bruchgeschichten die fortgesetzten Ansprüche ein- 
setzen. (Zustimmung.) Da werden die Aerzte fortgesetzt von 
den betr. Leuten mit Beschwerden gehetzt. Sie sagen: „Ich 
habe einen Bruch, er ist jetzt neu entstanden.“ Wenn der Arzt 
einem solchen Manne ein Bruchband gibt, so legt er es nicht 
selten fort; er arbeitet ohne dieses und sagt dann: es ist trotz 
des Bandes dieser Schaden entstanden. 

Es bestehen da also große Schwierigkeiten. Es wird der 
Simulation und Schererei gerade auf diesem Gebiete Vorschub 
geleistet, wenn auf dieser schwankenden Basis ein Rechts¬ 
anspruch gegeben wird. Für die Verwaltung würden sich 
außerordentlich schlimme Zustände herausbilden. Nach den 
Erfahrungen, die wir gemacht haben, würden sich die Prozesse 
der Gefangenen ganz außerordentlich häufen. Sie Würden 
manchmal noch mit Ansprüchen hervortreten, nachdem sie 
schon seit Jahren aus dem Gefängnis heraus sind. 

Vorsitzender: Ich kann nur aus eigener Erfahrung 
erklären — ich bin in Hessen selbst Ausführungsbehörde im 
Sinne des Unfallfürsorgegesetzes für Gefangene —, daß alle 
die Fälle, die ich zu entscheiden hatte, soweit es sich um Bruch¬ 
unfälle handelte, zu keinerlei Schwierigkeiten führten. In 
einem Falle wurde sogar Klage erhoben, sie hatte aber keinen 
Erfolg, weil die Vorbedingungen nicht vorhanden waren. Durch 
ärztliches Gutachten wurde stets zwischen Bruchanlage und 
Bruchunfall scharf unterschieden. 

Weil Hessen wiederholt angezogen worden ist, möchte ich 
bemerken: in Hessen sind ähnlich wie in Preußen im Staats- 
vcranschlag Mittel vorgesehen, um auch in Fällen, die nach 
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§ 1 des Unfaliversjeheruiigsg^tzes eine ' Eoteehädigungs- 
flicht der Staatskasse nicht Imgrurtdgn, sei es,\3af5 die Tätig¬ 
keit, wobei der UnfaU sieh efeigriete/der Voraussetzung jener 
Bestimmung:aJÖlt. *s*l. es;’ nicht ein Unfall, 

sondern nur eine sogenc Iktriehserlcrariküng. voriiegi Unter- 
afoUzhng gewähren Tiöi^Ätöi^in^eo werden 

äui -Antrag des Oeneralstaat^nwäl:^ itu liififang der Bgsti.m\ 
rmmgen des Gesetzes und m deren sinngemäßer Anwendung 
vom Mimstemim gnadenweise Und widerruflich bewilligt, wenn: 
UTtinde der BilligkeU dafür sprecheo Also gehau wie /tn 
Preußen l Damit kö.mmt man ja aus Aber es fragt sich immer* 
Inn, ob nicht doch eine Ausdehnung des Gesetzes erforderlich 
ist, uv z. aus eineniGörunde, den ich .hier -streifen möchte. Das 
Un f aßfürsnrgegesetz vom Jahre 1000 ist aus dem Grunde in 
sehr bescheidenen Grenzen geblieben, Weil nach den Izfo 
WghiT^^hnden des Gesetzes es erstens bei der jUnfoll- 
vtrSicherung .für, Gefangerie an den für das Vmichmutgs* 
verliälfois /def freien Arbeiter maßgebenden Loiviibetfiigeh 
fohlt, .und weil außerdem das Gesetz weniger einen wi rkliche 
rntsehädigungv als gewissermaßen jiiitr ein Almosen gehen 
wollte, das den Ifoüten in ihrer Notlage, die heim entlassenen: 
Gefangenen besonders empfindlich fofo helfen soll. Nun meine 
ich. gerade da,könnte, der Gesetzgeber einselzen und sagen; 
weil der- Gefangene,Gwenn er entlassen.wird, sich in einer p~ 
hebfoch schwierigeren Page befindet als ein freier Arbeiter, der 
meinen Unfall erlitten hat, deswegen könnte mau .namentlich die 
Renbfo. etwas reichlicher bemessen. Ich mache 

darauf aufmerksam, daß.' die - Uöchst-Vo.llrente, die nach dem 
Geseiz vou lfiOö gezahlt werden kann, nur 300 Alk. im Jahre 
bÄhgi- GNun d^ Sie einmal an die Phile, in denen es sich 
mehtjihi: :DÄrb^itfähigkeh bnndelt — nur bei voller 

Erwerbsunfähigkeit kann ja die Vollrente bezahlt werden ~ 

: sondern um eine Erwerbsbeschränkung von 1Ö bis 25. Gfozenil 
Da kommen so minimale Beträge heraus, daß, Wie masGzu 
sagen pflegfo es zu viel ist zum Sterben. m4 ' 

Leben Das ist eine traurige Konsequenz des Gesetzes, und 
ich meine: weil- der Gefangene keine Auswahl in bezug, aut 
Aeiffo Arbeit hat, sondern arbeiten muß, was ihm gegeben wird, 
und ferner nach der forrtlassung weit übfof..daran ist als ein 
unbestrafter Arbeiter, weil ihm die yerhüfofo Strafe wie ein 
Klotz ahrBehi hängt, deshalb wäre es an gezeigt, eine höhere 
. Rente als fföcbstwjlmfk? m bewilligen,, als sie m> Gesetz 
/Vorgesehen ist. : GH. GGowivG gGUgg.-G/G wU.D/ä 
Wünscht noch jemand das Wort, zu der ganzen Hage| 
- Dann erteile ich Herrn y. E ngel bei g das GSeHlußworG 
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Geheimer Oberregierungsrat Dr. von Engelberg,. 
Karlsruhe: 

Ich habe lediglich als Fürsorgemartn gesprochen. Ich 
habe infolgedessen alle von anderer Seite zu erhebenden Be¬ 
denken, die mir sehr wohl bekannt sind und über die ich mir 
auch Rechenschaft abgelegt habe, beiseite gelassen, weil ich 
mir sagte: wir wollen die Frage lediglich vom Standpunkte der 
Fürsorge aus prüfen. 

Von diesem Standpunkt aus, glaube ich, kann es aber gar 
keinem Zweifel unterliegen, daß die heutigen Bestimmungen 
sowohl der Invalidengesetzgebung, als auch der Unfallgesetz¬ 
gebung unseren Bedürfnissen nicht vollständig Rechnung 
tragen. 

Ich habe ausdrücklich von bestimmten Thesen abgesehen, 
weil ich es eben für das Ersprießlichste hielt, daß aus der Ver¬ 
sammlung selber heraus Vorschläge gemacht werden. 

Ich darf nun auf einige Ausführungen des Herrn Geheim¬ 
rats Plaschke zurückkommen: Erstens: Die Zahl 10, die 
beanstandet wurde, ist eine Zahl, die vom Ministerium des 
Innern herrührt. — Sodann: Den Standpunkt kann ich aller¬ 
dings nicht teilen, daß jetzt nach dem Gesetz die Gefangenen 
und die Arbeiter draußen vollständig gleichgestellt sind, denn 
es besteht immer der Unterschied, daß der Arbeiter draußen 
sich die Arbeit wählen kann, die er will, und der Gefangene 
auf die Arbeit angewiesen ist, die ihm gegeben wird. Einer, 
der weiß, daß er ungeschickt ist und sich deshalb draußen 
niemals getrauen wird, eine Säge in die Hand zu nehmen, dem 
wird es wenig nützen, wenn er in der Gefangenschaft sagt: 
ich bin zu ungeschickt, laßt mich diese Arbeit nicht verrichten. 
Wenn keine andere Arbeit da ist, wird er eben doch an das 
Holzmachen gestellt. 

Es ist ganz richtig, was Herr Geheimrat Plaschke 
sagte: die Regierungen tun sehr viel durch Leistung freiwilliger 
Unterstützungen, um diese Lücken auszufüllen. Aber damit 
ist eben gerade zugegeben, daß Lücken vorhanden sind und 
ich meine, von unserm Standpunkt aus sollten wir das 
betonen, denn sonst — darüber dürfen wir uns gar keinem 
Zweifel hingeben — hängen wir mehr oder weniger, nament¬ 
lich bei den ganz kleinen Gefängnissen, von den weitgehenden 
oder weniger weitgehenden Ansichten des betr. Gefängnis¬ 
vorstehers ab. Es passieren eine Menge Unfälle, in denen die 
Gefangenen die Sache nicht bis an die höchste Instanz durch- 
ti eiben, und namentlich die besten Gefangenen, die weniger 
gerissenen, sind es, die unserem Gesichtskreis vollständig ver- 
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schwinden. Wenn der betr, Gdängmsvorsteheraus irgend 
welchen Gründen keinen Bericht ma€ht, $ei es, daß er die 
Tragweite nicht dnsieht, $ei: es, daß es/ ihrn rniahgenehm ist, 
in Schiern Gefängnis einen Ünfall gehaht zi\ haben.* sh eHährt 
die obere .Instanz, 'nichts von der Sache und eine freiwillige Ent--,: 
Schädigung ist dann ausgeschlossen, (Bravo.) - 

Aus diesem Gesichtspunkt meine ich* wäre es gut, wenn 


«chtef werden. aHetdiugs unter vollständiger Freifassung'u 
•.'dessen,-;was an ihre Stelle treten soll, weil, wie ich das auch int 
Referat ausführte, »dazu die umfassendsten Maßnahmen ge¬ 
hören und weil, wie. Herr peheimhat PI a s eh ke äusgeiubid 
hat, das Gebiet ein so subtiles isE daß man in einer Versamm¬ 
lung wie Ger xmsrigen ohne die nötigen Unterlage« vollständig •• 
richtige und begründete Beschlüsse nicht fassen 4cänn. 

Staatsanwalt D r. P o s e o f e 1 d, Berlin t ln voller lieber» 
einstimmimg müdem, was der Herr Referent eben ausgeführt 
hat, möchte kb .mir erlauben,, den-.'Antrag zu -stellen. 

„Die Versarnmlmig wolle .beschließen.: 

t; Die bestehenden Besüinmungea auf dem Gebiete der 
Geiangeoeiiversidiefustg; sind intensiv und extensiv nicht aus- 
reichend,“ 

Idi bedauere, daß hier lateinische Ausdrücke den Sinn am 
besten wiedergeben. Aber ich finde: keine-deutschen „Ausdrücke, 
(He die Sache so präzis bezeichnen. ES ist ja klar, was ich 

Vi;i n tI rlip V*»r<ichPP iiräör 


tnvafidehVersicherung heule noch nicht ausreichend' sefchsE 
rechtlich geregelt ist. Gv./'VG'' ; - ; :v : ‘ 

n 2. Erforderlich ersdieint eine z usartimenfassende reichs- 

rechtllche Regelung der dnVälkleHr 
der Gefangene)!“ 

V % i s ifüe n d e r I ch hatte, bevor 1 ier r Kol lege D r: - 
Posenfeld das Wort, ergriff, im Einverstärglnp init 
'iftemerri."Hegt n•:Kollegen P lasch ke Sätze ausgeurbeitd. die 
im wesentliche« das wiedergeben, was Herr Kollege D r. 

Räsenfold meint und die auch, glaube ich, vollkommen mit 
den Schlußgedanken übereinsHrnme«, die, der Herr Referent 
vorhin vorgeiragen hat, nämlich folgende Sätze, hei denen, 
beiläufig'gesagt" Fremdwörter vermieden sind’, 

,,1 Es. ist. erwünscht, daß die Invälickitversicheiinig der 
Gefangenen in Ausbau der Reit^sveriigl^r: 
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rungsordnung reichsgesetzlich geregelt wird“ —r wie, das muß 
man ja wohl der Reichsgesetzgebung überlassen. 

„2. Es ist erwünscht, daß das Unfallfürsorgegesetz für 
Gefangene sowohl hinsichtlich der Voraussetzungen der Für¬ 
sorge, als auch namentlich hinsichtlich des Betrages der 
Höchstvollrente weitherziger aüsgestaltet wird.“ 

Ich meine, mit diesem Wunsche, den die Versammlung 
ausspricht, wäre vollkommen dem Rechnung getragen, was 
von dem Herrn Vortragenden ausgeführt worden ist und was 
ja auch von mehreren Rednern hier betont wurde. 

Ich bitte, etwaige Amendements, um wieder einmal ein 
Fremdwort zu gebrauchen, zur Kenntnis zu bringen. 

Staatsanwalt Dr. Rosenfeld: Das ist inhaltlich genau 
dasselbe. Ich ziehe natürlich meinen Antrag zurück. 

Vorsitzender: Nachdem Herr Kollege Dr. Rosen¬ 
feld seinen Antrag zurückgezogen hat, bringe ich nun — es 
meldet sich niemand mehr zum Wort — zunächst den ersten 
Satz zur Abstimmung, der dahin lautet: 

„Es ist erwünscht, daß die Invalidenversicherung der Ge¬ 
fangenen in Anlehnung und im Ausbau der Reichsversiche¬ 
rungsordnung reichsgesetzlich geregelt wird.“ 

Staatsanwalt Dr. Rosenfeld: Das verstehe ich nicht 
ganz. Vielleicht äußern Sie sich einmal darüber, wie das ge¬ 
dacht ist. 

Vorsitzender: Die Reichsversicherungsordnung 

schweigt sich über die Invalidenversicherung der Gefangenen 
vollständig aus, sie erwähnt sie überhaupt nicht; wir haben in 
dieser Beziehung bis jetzt lediglich bundesstaatliche Anord¬ 
nungen. Es ist aber entschieden erwünscht, daß diese Frage 
reichsgesetzlich geregelt wird und daß, nachdem wir einmal 
eine Reichsversicherungsordnung haben, sie nicht an den Ge¬ 
fangenen vorbeigeht, die genau da? gleiche Interesse oder 
vielleicht noch ein größeres Interesse an der Fortsetzung der 
Invalidenversicherung haben als der freie Mann. 

Staatsanwalt Dr. Rosenfeld: Vielleicht könnte man: 
„in Anlehnung an die Reichsversicherungsordnung“ fortlassen, 
wenn die Herren nicht Wert darauf legen. 

V o r s i t z e n d e r: Ich meine, man sollte nicht unterlassen, 
mit dem Finger darauf hinzuweisen, daß, da wir eine Reichs¬ 
versicherungsordnung haben, es das Natürliche wäre, wenn 
gerade sie sich auch dieses Gegenstandes annehmen würde. 

Ist vielleicht sonst noch jemand da, der an den Worten: 
„in Anlehnung an die Reichsversicherungsordnung“, Anstoß 
nimmt? 










Staatsanwalt Dt, Rosettfeld; ,,irt Aniehnurig“ gefäll t 
mir nicht. (Zuruf ; Ausdehntmgi) ^Ausdehnung“ mich nicht. 
Es soll ja parallel gehen,- (Zu/ul; Im Anschluß!) 

Ich steße tnitii geratJe an „AnJeltnung“, weil ich glaube, 
es sollte Inhaltlich eine jghäcfiärtige Gliederung seht. iU&M} 
ödieini«t Oberju&tizrai Bin sch k:e,. ; BeäÖin; tch ( gebe 
ohne weiteres 2«, daß in den Wor te« , ,in An Ich aung‘ r voraus¬ 
gesetzt wird, daß; eine g'ew isse Uebereihsiinirmiog, nicht 
eifie r/6 i.Hg e vorhanden sein soll, denn die "Worte/-,an;A l«- 
lehmtng“ koptf^äu^ die: :'örund.- 

salzt dieselben sind und die Ausgestaltung im einzelnen ver¬ 
schieden ist. 

Ich für meine Person bin immer von der Auffassung aus- 
'.gegangen, wenn ich das noch sagen darf, man soll nicht Ideale 
'aufefelienV von denen man sich selber sagt: es hat doch keinen 
praktischen Zweck. ; f Es scheint irij!r das Praktischste m sein, 
sich’ für eb;ie5 Anlehnung; äri die Grundprinzipien aus- 
mspreefeen, aber für die Ausgestaltung im einzelnen freie Hand 
zu lassen. Wenn Sie allerdings; sägen, daß ausdriicktieh gesagt 
werden soll es muß am so Und sei viel rveiter gehen, wenn Sie 
das Gewicht nicht auf die. Gefangenen* sondern auf die Aus¬ 
dehnung der Beiträge, Unfälle usrv. legen, dann würde ich., für ,, 
meine Person anerkennen müsse«, daß; sieh . das -rächt voll¬ 
ständig mit meinem Anträge: deckt. 

Staatsanwalt Dt, Ros e« f e 1 d; Ich mbclite hißen; die 
Worte $xi Anlehnung“, ariszulassen. Vieh mhmeli;dfe |etzijge- : 
Passung des Satzes entspricht. nicht:' den .Wünschen- der 
Majorität, der Versammlung./' • \ .-. . -A T;’/V ,-v :.'V:/;V; 

Geheimer öherjusti'zral Pia »eh k e, Berlin; Das kann 
man nicht wissen; 

Staatsanwalt D r. R 0 s e n t el d: Ich stelle, anheim, meir. 
Amendement zur Entscheidung m bringen; 

V0 ts 1 izender; Das Amendementwiirae dahin lauten 
— damit würde ich .midi von meinem Standpunki aus ohne 
weiteres einverstanden erklären — daß man die Worte „in 
Anlehnung 4 * durch die Worte „im Anschluß 41 (m die Reichs* • 
ver 3 ic;herungsordntingi ersetzt £.. ;■ ■, y '; , . • J_,; A 

Staatsimwalt Dr. Rbsetrield; Oder „nach dem Vor- ; 
gange der Reidis'/ejrsieherungsordmmg“; • V . . 

VoWite eäi der; Das ist • dem>/dässeJfce.-. - 

: . Staatsanwalt D r. Rosen (el d: Oder was xOr üreprung- 

heh im Auge gehabt 'Haben- und vvas äudn aus.dem Wortlaut 
des Themas- erhelit, daß wir ein fach sagen' „die Schaffung 
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einer Reichsversicherungsordnung für Gefangene“. Dann 
kommt ja die Parallele schon in dem Wort zum Ausdruck. 

Vorsitzender: Der Satz lautet jetzt, wenn die Worte 
in dem Sinne ausgelegt werden, wie ich es meine: 

„Es ist erwünscht, daß die Invalidenversicherung der Ge¬ 
fangenen im Anschluß an die Reichsversicherungsordnung 
reichsgesetzlich geregelt wird.“ 

Damit ist, meine ich, alles ausgedrückt, was ausgedrü&t 
werden soll. Wie das gemacht wird, in welcher Weise der 
Anschluß vollzogen wird, das ist Sache der Reichsregierung. 

Staatsanwalt Dr. Rosenfeld, Berlin: Es lag ja für uns 
in der Fürsorge der Gedanke sehr nahe, daß wir schon bei 
Schaffung der Reichsversicherungsordnung für die Nicht¬ 
gefangenen eine Einarbeitung der Gefangenenversicherung 
herbeizuführen suchten. Das ist vom Reichsamt des Innern, 
meines Erachtens mit vollem Recht, abgelehnt worden. Man 
hat gesagt: Es sind die Grundsätze einer Versicherung von 
Gefangenen und von freien Arbeitern schon mit Rücksicht auf 
den Umstand, daß die einen eine Beschäftigung gegen Entgelt 
verrichten usw., so verschieden, daß die beiden Materien gar 
nicht miteinander verquickt werden können. Ich halte es des¬ 
halb für richtiger, wenn wir entweder sagen: „nach dem Vor¬ 
gänge“ oder „im Anschluß“, wenn die Bezugnahme auf die 
Reichsversicherungsordnung überhaupt gewünscht wird. Ich 
möchte das Wort „Reichsversicherungsordnung“ am liebsten 
fortlassen. 

Geheimer Oberjustizrat Plaschke, Berlin (zur Ge¬ 
schäftsordnung) : Es liegen meines Erachtens zwei Anträge 
vor, der eine von Ihnen, Herr Kollege, und der andere von 
Herrn Staatsanwalt Dr. Rosenfeld. Ich glaube, daß die 
geschäftsordnungsmäßige Behandlung so sein muß, daß, wenn 
sich zu dem einen oder zu dem anderen Anträge kein Redner 
meldet, dann abzustimmen ist. 

Vorsitzender: Unter diesen Umständen erwächst nun 
die Frage, über welchen Antrag ich zunächst abstimmen lassen 
soll. (Zuruf: Rosenfeld!) Herr Dr. Rosen fei d hat ja 
seinen ursprünglichen Antrag aufgegeben. 

Geheimer Oberjustizrat Plaschke, Berlin (zur Ge¬ 
schäftsordnung) : Es kommt darauf an, in welcher Art und 
Weise man abstimmen will. Daß der Antrag Rosenfeld, wie 
er jetzt vorliegt, farbloser ist als der andere, der direkte Direk¬ 
tiven geben will, das ist klar. Wenn gesagt wird: „Es ist 
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wünschenswert, daß die Sache reichsgesetzlich geregelt wird“, 
dann kann jeder Mensch dafür stimmen. Wenn aber gesagt 
wird: „In Anlehnung an die Reichsversicherungsordnung“, 
so kommt es bei der Frage, ob man dafür stimmen kann oder 
nicht, ganz darauf an, was man unter „Anlehnung“ versteht. 
Mir für meine Person scheint in dem Wortlaut der beiden An 
träge eine sachliche Differenz kaum hervorzutreten. 

Geheimer Oberregierungsrat Dr. von Engelberg. 
Karlsruhe: 

Meiner Ansicht nach liegt eine sachliche Differenz vor. 
Wenn wir den Antrag Rosenfeld annehmen, so sagen wir, 
daß wir die reichsrechtliche Regelung für die Gefangenen 
wollen. In welcher Weise, das ist völlig gleichgültig, das 
überlassen wir dann den betr. Behörden, die sich auf Grund 
von maßgebenden Umfragen schlüssig machen werden. Wenn 
wir den andern Antrag annehmen, so sagen wir damit im- 
plicite: wir wollen eine Reichsversicherungsordnung für Ge¬ 
fangene, die ungefähr auf denselben Grundsätzen aufgebaut 
ist, wie die allgemeine Reichsversicherungsordnung, und das 
letztere will, soviel ich verstände^ habe, die Versammlung 
eigentlich nicht. 

Vorsitzender: Um die Sache abzukürzen, stelle ich 
jetzt den ersten Satz des Antrages zur Abstimmung, ohne auf 
die Unfallfürsorge für Gefangene zu kommen; denn das ist 
ein ganz besonderer Punkt um deswillen, weil wir bereits ein 
Reichsgesetz haben, das sich damit beschäftigt. Das ist der 
große Unterschied. 

Ich frage, ob die Versammlung mit folgender These ein¬ 
verstanden ist: 

„Es ist erwünscht, daß die Invalidenver¬ 
sicherung der Gefangenen reichsgesetzlich ge¬ 
regelt wird.“ 

Wer dafür ist, den bitte ich, sich zu erheben (geschieht). 
Die These ist einstimmig angenommen. 

Der andere Satz, den ich zur Abstimmung bringen möchte, 
ist folgender: 

„Es ist erwünscht, daß das Unfallfürsorgegesetz für Ge¬ 
fangene sowohl hinsichtlich der Voraussetzungen der Ent¬ 
schädigung, als auch namentlich hinsichtlich des Betrages der 
Höchstvollrente weitherziger ausgestaltet wird.“ 
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Ich habe da absichtlich eine sehr weitgehende allgemeine 
Fassung gewählt, weil man sich auf Einzelheiten unmöglich 
einlassen kann. 

Pastor Reuß, Fuhlsbüttel: Der Sinn und die Tendenz 
des Antrages sind mir sehr sympathisch; aber ich kann mir 
unter dem Begriff „weitherziger“ etwas Juristisches nicht vor¬ 
stellen. Ich möchte, daß das genauer und bestimmter formuliert 
wird. 

Vorsitzender: Eine Fassung, die streng juristisch 
klingt, läßt sich schwer finden, weil es sich um zwei ganz ge¬ 
trennte Gegenstände handelt, einmal um die Veraussetzungen 
der Entschädigung und zum andern um den Betrag der 
Höchstvollrente. Deswegen habe ich den etwas verwaschenen 
AuSdruch „weitherziger“ gewählt. 

Geheimer Oberjustizrat Plaschke, Berlin: Zweifellos 
ist „weitherziger“ kein juristischer Ausdruck. Was Sie meinen, 
Herr Pastor, das wäre vielleicht: „für den Gefangenen günsti¬ 
ger“. Sie meinen, so scheint es mir, daß in bezug auf die 
Entschädigungspflicht usw. für den Gefangenen günstigere 
Bedingungen geschaffen werden sollen. So ungefähr denken 
Sie sich das. Das ist aber dasselbe, was hier gemeint ist. 

Vorsitzender: Wenn die Versammlung an dem — 
wie ich ohne weiteres zugebe unjuristischen — Ausdruck „weit¬ 
herziger“ Anstoß nimmt, dann bin ich bereit, den Wortlaut 
folgendermaßen abzuändern: 

„Es ist erwünscht, daß im Unfallfürsorgegesetz für Ge¬ 
fangene sowohl hinsichtlich der Voraussetzungen der Ent¬ 
schädigung, als auch namentlich hinsichtlich des Betrages der 
Höchstvollrente für die Gefangenen günstigere Bedingungen 
geschaffen werden.“ (Zuruf: Bestimmungen!) Man kann 
auch sagen: günstigere Bestimmungen. 

Der Satz würde also dann lauten: 

„Es ist erwünscht, daß im Unfallfürsorge¬ 
gesetz für Gefangene sowohl hinsichtlich der 
Voraussetzungen der Entschädigung, als auch 
namentlich hinsichtlich des Betrages der 
HöchstvollrentefürdieGefangenengünstigere 
Bestimmungen geschaffen werden.“ 

Wenn sich kein Widerspruch erhebt, dann darf ich an¬ 
nehmen, daß auch diese These, u. z. einstimmig, akzeptiert ist. 

Damit, meine Damen und Herren, wäre die heutige Tages¬ 
ordnung erschöoft. Der morgige Tag gilt dem Deutschen 
Hilfsverein in Hamburg. 
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Die Gefängnisarbeit in Preußen 

unter besonderer Berücksichtigung der Verwertung 
ausgemusterter Militärsaehen in Königlich Preußischen 

Justizgefängnissen. 

Vortrag, gehalten im Lehrkursus für Gefängniswesen in Berlin 
am 8. Juni 1912 von Amtsrichter a. D. Dr. iur. Hiekmann, 
Direktor des Königlichen Zentralgefängnisses in Werl. 


Ein Kennzeichen des modernen Strafvollzuges bei allen 
Kulturvölkern ist der grundsätzlich kraft Gesetzes mit ihm 
verbundene Zwang zur Arbeit. 

Für Preußen ergeben sich nach den gesetzlichen Bestim¬ 
mungen über den Arbeitszwang in der Strafhaft drei Haupt¬ 
gruppen der Sträflinge; die Art ihrer Abstufung sucht der 
Schwere der Tat und dem Grade der Ehrenminderung gerecht 
zu werden. 

Für Zuchthausgefangene besteht ein unbeschränkter 
Zwang; sie müssen jede ihnen innerhalb oder außerhalb der 
Anstalt zugewiesene Arbeit verrichten. 

Die Gefängnisstrafe und die geschärfte Haft *) ist ver¬ 
bunden mit einem Arbeitszwange nach dem Ermessen der Be¬ 
hörde, indem der Sträfling in einer seinen Fähigkeiten und 
Verhältnissen angemessenen Weise beschäftigt werden kann; 
auf Gesundheitszustand, künftiges Fortkommen, bei Gefängnis¬ 
strafe auch auf Bildungsgrad und Berufsverhältnisse wird 
Rücksicht genommen und bei jugendlichen Gefangenen be¬ 
sonderes Gewicht auf die Erziehung gelegt. Beschäftigung 
außerhalb der Anstalt ist bei Gefängnis nur m i t Zustimmung, 
bei geschärfter Haft auch ohne Zustimmung des Sträflings 
zulässig. Ob eine Arbeit den Fähigkeiten und Verhältnissen 
des Gefangenen entspricht, ist nicht davon abhängig, daß sie 
früher von ihm erlernt oder betrieben wurde; im Zweifel ent¬ 
scheidet‘der Gefängnisvorsteher; wird ihre Ausführung ver¬ 
weigert, so tritt Zwang ein. Gearbeitet wird nur an Werktagen, 

*) § 361 Ziffer 3—8 StGB. Landstreicherei, Bettelei, gewerbs¬ 
mäßige Unzucht usw. 
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die Arbeitszeit soll i« der .Rege! mindestens 10 und nicht über 
H Stunden währen, der Umfang der Arbeit soü tubliätiSi für 
jeden Tag der, Leistungsfähigkeit- entsprechend vorgesch neben 
iutd überwacht werden/ 

Für die zu einfacher Haft und- .Festungshaft' .Verurteilte«, 
besieht kein Zwang zur Arbeit; das gleiche gilt selbstverständ¬ 
lich für alle Uniersuchungsgetangetien.. Den Haft- und Unter* 
suchung'sgefangenen kann Arbeit auf VettaTigen zugewiesen 
werden.' Beschäftigung außerhalb der Anstalt ist als unzulässig 
zueracbten, Festungsstubeugeiangene sind von allen Haus» 
arbeiten befreit. ’ ; •’ " ••äv* • 
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Der Zweck der Arbeit in der Strafhaft ist ein dreifacher. 

. i; : Sittliche und gesundyheiÖfehe Gründe sind voranz ustdfen. 
für alle Menschen gilt dss göttliche Gebot, daß wir; im 
Schweiße unseres Angesichts unser tägliches Brot essen sollen. 
Aus einem Fluche ward es der höchste Segen für unser Dasein. 
Nur im Schaffen und AVirkenynur in der Zufriedenheit über 
die getane Arbeit liegt die Quelle des dauernden irdischen 
Glückes. Andererseits ist. Müßiggang aller Laster Anfang, 
in dieser Auffassung von dem allgemeiner! sittlichen Werte 
dejr Arbeit ist kein Raum zii.einem Unterschied zwischen dem 
freien und Unfreien Menschen. Wollten Wir den Gefangenen 
in Seiner Zelle ohne Arbeit im Stumpfsinn öahinbrüteu lassen, 
so würde bei langen Strafen der qualvolle Müßiggang des 
Verzweifelnde« Körper und Geist zerrütten Bei kürzeren 
Strafen aber würde die. Langweile zu verbotenem Zeitvertreib 

gängern auf engem Raume die unentbehrliche straffe Mannes- 
zucbt äüfrechtzuerh^ten; Unfug, Auflehnung, Meideret wären ; 
die unabwendbareii Fdigeriv die Strafhäuser würden zu Bruh 
Stätten des Lasters, zü Hochschulen des Verbrechens,, ihre, ent¬ 
lassenen Insassen zu einer Gefahr für die Allgemeinheit werden. 
Um diesen nicht • heabsichügtetr "Wirkungen : der Freiheitsstrafe 
■^fyorzubeugen, muß es für eine, durch keine : Be¬ 
ding u ng eider Linsehrank uhg: i ahige, 4 11iliehe 


Fflicht des Staates brachtet werden, die Strafgefangenen 
tu beschäftigen. Dementsprechend muß das Hauptgewicht | 
darauf gelegt werden, daß überhaupt eine regelmäßige Arbeits- 
Ifelegenheit sichergestellt Ädrd; erst in zweiter Linie darf Rück¬ 
sicht auf die Höhe des Ertrages, also auf die Wirtschäftbchke^^ 
der Arbeit, genommen werden. ^^j|Myüü| 
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Der weitere Zweck der Gefängnisarbeit steht im Zusam¬ 
menhang mit dem Zweck der Strafe selbst, die den Rechtsbruch 
sühnen, aber auch den Verbrecher bessern soll; in diesem Sinne 
ist die Arbeit ein unerläßlicher Teil der Strafe selbst. Das 
Strafübel liegt in dem harten Zwange zur Verrichtung einer 
nach Art und Umfang vorgeschriebenen Arbeit, einem Zwange, 
der jede Auflehnung, jeden trotzigen Eigenwillen niederbricht 
und unerbittlich zu Gehorsam und Fleiß nötigt. So*) wird die 
Arbeit dem Vagabunden, dem Zuhälter, dem vornehmen Tage¬ 
dieb anfänglich zur unerträglichen Pein. Er hat eine ernste 
ausdauernde Arbeit vielleicht noch nie verrichtet, körperliche 
Arbeit als Unehre bringend mißachtet, vor beschmutzten, 
schwieligen Händen eine heilige Scheu empfunden. Vielleicht 
hatte er in Erkenntnis seines verfehlten Lebens sich selbst schon 
als ein unnützes Glied der menschlichen Gesellschaft auf¬ 
gegeben. Nun steht er vor dem unerbittlichen „Muß“: wer 
nicht arbeitet, soll auch nicht essen! Unter der Einwirkung 
der Hausstrafe führt ihn letzten Endes der Selbsterhaltungs¬ 
trieb zum Arbeiten. Noch fehlt ihm das Vertrauen zu seiner 
Kraft; ungläubig hört er die Ermunterung, verdrossen die Er¬ 
mahnung. Aber unter dem unablässigen Druck steigert sich, 
ihm selbst oft unmerklich, sein Können. Es lockt ihn auch, 
daß er gleich den anderen, die ihre vorgeschriebene Arbeit er¬ 
füllen, sich von der Geldbelohnung kleine Verbesserungen 
seiner Lage beschaffen dürfe. Da weichen Widerwille und 
Unlust, er empfindet allgemach Freude an der Arbeit, aus 
einem verlotterten Burschen wird ein fleißiger, geschickter 
Arbeiter. Nebenbei lernt er mit seinem Arbeitsgerät schonend 
umzugehen, es am gehörigen Orte zu verwahren, Kleider und 
Körper sauber zu halten: neben der Arbeitsfreude haben sich 
Ordnung und Sauberkeit eingestellt. Die Arbeit hat die 
schlummernden sittlichen Kräfte geweckt, es 
erfolgt Einkehr in sich selbst, die Reue erwacht, wir können 
einen gebesserten, für den Daseinskampf körperlich und geistig 
gefestigten Menschen der Freiheit zurückgeben. Und wenn 
wir diesen vollen Erfolg auch längst nicht bei allen Sträflingen 
erreichen, bei vielen Hunderten erreichen wir jährlich unser 
Ziel. Für viele Tausende anderer aber, die nicht Zuchtlosigkeit 
oder verbrecherische Entartung, sondern ein unglückseliges 
Verhängnis, vielleicht die Unbesonnenheit eines Augenblicks 
oder Verführung in das Strafhaus gebracht haben, gibt uns 
die Arbeit das Mittel, sie der Allgemeinheit als ordentliche 

*) Anschließend an von Michaelis, 74. Jahresbericht der Rheinisch- 
Westfälischen Gefängnis-Gesellschaft. S. 66. 
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und nützliche Mitglieder zu erhalten und oft ihr weiteres Fort¬ 
kommen zu erleichtern. 

Als dritter und letzter Zweck darf endlich gelten, daß der 
Sträfling durch den Ertrag seiner Arbeit die Lasten tragen 
helfen soll, welche der Strafvollzug gegen ihn der Allgemein¬ 
heit auferlegt, und daß er sich zugleich selbst die Mittel zu 
seinem späteren ehrlichen Fortkommen schaffen soll. Nach den 
amtlichen Statistiken sind im Wirtschaftsjahr 1910 aus der 
Beschäftigung der Gefangenen an reinen Arbeitslöhnen ver¬ 
einnahmt worden 

bei der Justizverwaltung*) 3 715 330 Mk. 

bei der inneren Verwaltung 1 980 203 Mk. • 

zusammen 5 695 533 Mk. 

Eine richtige Würdigung erfordert daneben die Berück¬ 
sichtigung der hohen Ersparnisse, die durch die Verwendung 
der Gefangenen in der eigentlichen Gefängniswirtschaft und 
bei den Arbeiten für andere Behörden erzielt werden, nicht zu 
vergessen die hohen Werte, welche z. B. die Landeskultur¬ 
arbeiten neu schaffen. 

Ein großer Teil des Ertrages kommt als „Arbeits¬ 
belohnung“ den Gefangenen unmittelbar zugute; im Wirt¬ 
schaftsjahre 1910 waren dies bei der Justizverwaltung 849 942 
Mark, bei der inneren Verwaltung 333 060 Mk. Diese Be¬ 
lohnung wird jedem beschäftigten Gefangenen nach bestimm¬ 
ten Vorschriften gewährt. Die Belohnung steigert in dem 
Gefangenen die Arbeitslust und damit den erzieherischen . Wert 
der Arbeit durch das Bewußtsein, daß wenigstens ein Teil der ' 
Früchte seines Fleißes ihm selbst zufällt. Er darf daraus Aus¬ 
gaben für Briefporto und kleine Annehmlichkeiten leisten, vor 
allem sich aber ab und zu einen bescheidenen Genuß durch 
Einkauf gewisser „Zusatznahrungsmittel“ verschaffen; endlich 
bietet die Arbeitsbelohnung ihm Gelegenheit, namentlich zur 
Weihnachtszeit, Weib, Kind oder Eltern mit einigen Mark zu 
unterstützen oder auch dem durch seine Tat Geschädigten, was 
allerdings selten ist, aus reuevollem Herzen eine Entschädigung 
zu gewähren. Aus diesem Gelde aber m u ß er auch Ersatz 
leisten für allen Schaden, den er in der Strafhaft stiftet, bei 
fortgesetzt schlechter Führung kann die Belohnung wieder ent¬ 
zogen werden; dadurch ist aus Gründen der Erziehung sein 
eigenes Interesse eng mit seinem Wohl verhalten verknüpft. 


*) Und zwar aus der Arbeit von 23 398 täglichen Insassen der Ge¬ 
fängnisse mit einer Belegungsfähigkeit von 50 Köpfen aufwärts; 7697 
Insassen der kleineren Gefängnisse sind nicht berücksichtigt. 
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Bei der Entlassung setzt diese Arbeitsbelohnung den Sträfling 
in den Stand, sich für den Anfang, bis er den ersten Lohn ver¬ 
dient hat, ehrlich durchzuschlagen oder auch Kleidung und 
Arbeitsgerät, die oft fehlen, zu beschaffen. Auch durch diesen 
.Fürsorgezweck wird die Arbeit im Gefängnis noch weit über die 
Strafzeit hinaus zum Segen für den Gefangenen wie für die 
Allgemeinheit. 


Die Schwierigkeiten der Gefangenenbeschäftigung liegen 
in den Bedingungen, welche an die Art und Weise der Arbeit 
selbst sowie ihres Betriebes zu knüpfen sind. 

Mit jeder Art der Gefängnisarbeit ist eine 
gewisse Beeinträchtigung der Arbeit freier 
Bevölkerungskreise notwendig verbunden. Die 
Gefängnisarbeit und die Klagen über ihre Konkurrenz haben 
deshalb gleiches Alter. Die Klagen waren nicht unbegründet, 
solange der Arbeitsbetrieb der Strafhäuser sich auf wenige 
Gewerbezweige beschränkte. Für unsere heutigen Verhältnisse 
möchte ich im großen und ganzen die Klagen als unbegründet 
ansehen. In den preußischen Gefängnissen und Zuchthäusern 
haben 1910 insgesamt täglich 52 251 Gefangene eingesessen. 
Von diesen müssen rund 15 000 in Abzug gebracht werden, die 
als Haft- und Untersuchungsgefangene jede Beschäftigung ab¬ 
lehnen, wegen Krankheit, Gebrechen, zur Strafe sowie aus 
Verwaltungsrücksichten am Eintritts- und Entlassungstage 
unbeschäftigt bleiben müssen und endlich aus Mangel an 
*. Arbeit in den kleinen Gefängnissen nicht beschäftigt werden 
können. Von den verbleibenden 37 000 Gefangenen werden 
rund 10000 für die eigentliche „Hausarbeit“ sowie für An¬ 
staltsarbeiten gebraucht und rund 3000 mit Arbeiten der 
Landeskultur oder Landwirtschaft beschäftigt. Es arbeiten also 
nur rund 24 000 Gefangene in gewerblichen Betrieben. Diese 
sind aber nicht alle vollwertige Arbeiter. Ganz abgesehen von 
den böswilligen, arbeitsunlustigen Elementen befinden sich 
unter ihnen viele durch Jugend oder Alter, durch Krankheit 
oder Gebrechen ohne weiteres in der Arbeitsfähigkeit be¬ 
schränkte Personen. Die meisten der Betriebszweige erfordern 
eine monatelange Lehrzeit, während deren Dauer wenig ge¬ 
leistet wird; auch die Fertigkeit der Angelernten bleibt immer 
noch weit zurück hinter der des freien Arbeiters, der in jahre¬ 
langer Uebung Meisterschaft erreicht. Viele Gefangene werden 
aber überhaupt nicht zu produktiver Arbeit, sondern zu Neben¬ 
arbeiten z. B. als Zuträger, Handlanger, Packer, Lagerarbeiter 
und dergl. verwendet. Und endlich hemmen die verschiedensten 




Rücksichten auf den Strafvoliatif eine dem fretenOewerhe 
gldchkommende Ausnutzung der Arbeitskraft, Im aus- 
gleichenden Durchschnitt darf deshalb die. Arbeitsleistung; eines 
Gefangenen .höchstens der Hälfte derjenigen des freien. 
Arbeiters gleichgeachtet werden. : Oer peufsehe HaAdelstaig 
von IS78 hat dies ausdrücklich festgestellt, •' Sei Anlegung 
dles^ Maßstäbes ergibt sich ein« Beeinträchtigt des freien 
Erwerbslebens durch h o c h s t en 's 12 ÖOÖ v o 1 le Arbeitskräfte. 
Gefangener, lind diese verteilen sich auf das Gebiet; eines 
Staates mit 40 Millionen Bcwöhtierrt und auf eine große Zahl, 
der verschiedenartigsten Betriebe, Berücksichtigt man, daß 
diese Arbeiter vor ihrer Festsetzung Mitbewerber auf dem Ar- 
heitsmarkr wären^ curß sie es nach ihrer Entlassung möglichst 
in verstärkteiri • Mäße weiten salten^ uiid daß es nicht zu den 
Aufgaben des Strafvollzugs gehört, den We ttbe werb ..ein zu» 
schränken, so können die ständigen. Klagen von der „erdrücken¬ 
den isunkiwreriz^der Gefmij^ Prüfung 

Schlecht stättdhälteri. Sie kennzeichnen sich ölt durch Mangel 
. an Verständnis für £wjecic.und; 

und gründen sich iiäiüf^äb^ dte wftlküjiütdi VfEail^ngfneiäen ,, .. ■ 
Beschwerden eih zeluer<:? die unter ; Entstellung oder Auf- ; 
bauschüng des Sachverhalts aus Brotneid ähr eigensüchtiges 
Interesse dem der Allgemeinheit vorangeSieht sehen möchten. ' 
Wenn sie dabei die 'Notwendigkeit der öefangenenbesehdftiguisg : 
überhaupt noch anerkennen/ '■ sp'-' r^{.jQijcdx' wenigstens 

nach vdem bekannten Oewittergebet , gehalten wissen 
heiliger Sankt Florian! Schon mem Haus,. zünd’ des Hach» 
bam an } <l 

Hoffentlich, wird de? neue provinziale ^GefängnisbeiraBL 
dem neben einigen Beamten je ein Mitglied der Handeis» # 
kanimer, der Handwerkerkammer und der LaiidWiitschAfts- 
ksrnmer angeliömv sölh und von dem durch die Mitwirkung 
des Laienelementes eine befriedigende.. Lösung der .Gefängnis- 
ärbeit erhofft wird, seine Aufgabe nicht bloß in urifweh+barer v 
Kritik des bis jetzt GescliaEenejg sonderii in praktisch durch¬ 
führbaren, --nicht" auf Landeskultur- und Landwirfschüfisarbeit 
beschränkten Vörschiägdh suchen, bei denen die gesetzlichen 
Vöricbriften, Natur und Zweck der Freiheitsstrafd und die : 
eigenartigen. Arbeitsverhu ltois.se im Struthause gebührende Be¬ 
achtung finden. 

LHe Arbeit im Gefängnis muß so geartet daß sie v 
'] wirkliche Werte schäftet Sie darf also nicht zwecklos oder mit 
. uhh0ti|pr Pein verbunden sein. Weno wir denLeüteü die Vud 
<j gäbe stellen. wollten, heut« einen Hpufeo Sand Buch einer 
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anderen Stelle lind morgen nach dem alten Fleck zu karren,, 
umhergestreute Stecknadeln aufzusuchen, das berüchtigte Tret¬ 
rad zu bewegen, oder wenn wir das Erzeugnis ihrer Tätigkeit 
alsbald ungenützt wieder zerstören wollten, so etwa' wie es ein 
Junge mit den Schöpfungen seines Baukastens tut, dann würde 
die Arbeit zum Schaden der Allgemeinheit ertraglos bleiben. 
Es würde ihr aber auch bald jeglicher Reiz fehlen und vor 
allem der sittliche Wert der Arbeit und des Arbeitszwanges 
verschwinden, indem wir dem Gefangenen die eigene Befriedi¬ 
gung an dem Geschaffenen nähmen und damit das für die Er¬ 
ziehung unschätzbare Bewußtsein erstickten, daß er etwas Wert¬ 
volles zu leisten vermöge. Mit peinlicher Sorgfalt muß auch 
darauf geachtet werden, daß die Arbeit nicht die Gesundheit 
des Gefangenen gefährdet; es wäre eine solche Wirkung mit 
dem Zweck der Freiheitsstrafe, die nicht vernichten, sondern 
bessern soll, unvereinbar und wegen des gesetzlichen Arbeits¬ 
zwanges besonders anstößig. 

Durch die Natur der Freiheitsstrafe und durch die knapp 
bemessene Größe der Arbeitsräume wird die Zahl der ausführ¬ 
baren Arbeiten von vornherein sehr beschränkt. Es muß trotzdem 
im Rahmen des irgend Möglichen die größte Mannigfaltigkeit 
erstrebt werden, damit bei der Zuweisung die Individualität wie 
das spätere Fortkommen berücksichtigt und andererseits die 
allzu fühlbare Beeinträchtigung einzelner Gewerbe vermieden 
werden kann. Zu bevorzugen sind diejenigen Arbeiten, welche 
die Körperkräfte ernstlich in Anspruch nehmen und die geistige 
Tätigkeit anregen. Die rein mechanischen Arbeiten, z. B. das 
Auslesen von Hülsenfrüchten und Metallspänen, das Tauzupfen 
usw. sind wegen ihrer geistig leicht abstumpfenden Wirkung 
, nur für kürzere Zeit verwendbar. 

Gerade die Schwierigkeit des Erlernens ist von entschei¬ 
dender Bedeutung für die Tauglichkeit einer Arbeit. Ein Zucht¬ 
haus mit ausschließlich langzeitigen Sträflingen vermag infolge 
des langen Zeitraumes, welcher auf das Anlernen verwandt 
werden kann, andere Gewerbe zu treiben als ein Untersuchungs¬ 
gefängnis, dessen Insassen überhaupt nicht zur Arbeit ver¬ 
pflichtet sind, oder als ein Gefängnis, das nur zur Verbüßung 
kurzer Strafen bestimmt ist. Ein besonderes Gewicht wird dar¬ 
auf gelegt, Gefangene mit handwerksmäßiger Vorbildung mög¬ 
lichst in ihrem oder wenigstens in einem verwandten Handwerk 
zu beschäftigen, damit sie nicht durch die Strafhaft untüchtiger 
werden. Größere Schwierigkeiten bereitet zumeist die Aus¬ 
wahl der Arbeit für gebildete und halbgebildete Gefangene, die 
überwiegend mit falschen Erwartungen über das Mögliche in 




die Anstalt einlreten. Zum mindesten für die erste Zeit ist eine 
körperlich anstrengende Beschäftigung erstrebenswert, damit 
sie: körperlich gesünder und dadurch wieder gtisttg frischer 
werden. Im weitemi Verlauf der Strafhaft ergeben sich oft 
Möglichkeiten geeigneter Verwendung. 

Auch für alte und gebrechliche, körperlich ungeschickte 
oder geistig: ^urückgehiiehene Gefangene ist die Arbeifsbeschaf- 
fiüalg ijiciit inmifer leickt; esr icß^Öi HanÜUmgerdm 
Arfaeit wie Blasebälge treten, Strümpfestopten,: Gemüseputzen 
oder einfachste Verlegenheitsarbeit aushelfen. 

• jedenfalls ist das Gesamtbild Mt' Gefärigaisarheit ein 
außerordentlich Tnanrngiaitiges; man kann getrost sagen, daß 
alle Zweige des Handwerkes und viele einfacher gestaltete 
lüeirfindüsiriebetriebe in Uebung sind. 7 7 7 : 

^«iii lebhafter Btreit besteht über die Zulassung von Kraft 
maschiaeh. Ihre Aufstellung in Einzelzellen' ist von vornherein 
atisgeschbsseii Gegen die Verwendung »t. den . 'Werkstätten 
wird geltend gemacht, daß der Arbeitstetrieb dadurch etwas 
Fabfiktnäßiges erhalte, und daß vor nitem durch eine gcsteigerie 
Leistungsfähigkeit seine Konkurrenzfähigkeit zu sehr wachsen 
; • 'ÄiÄIÄÄÄ mechanischer Kraft dann 

für wünschenswert halten, wenn sie Betriebsforrnen beseitigen 
soll, die längst veraltet oder künstlich zurückgedrängt sind, 
oder auch dadurch Art unwürdige Sklavenarbeit gemahnen, daß 
beispielsweise durch das Zusarnmehspanheu mehrerer Men- 
sehen vor besonderen Antrtebseinrichiungen Kraft zur Betäti¬ 
gung anderer Maschinen erzeugt wird. Eine vorsichtig be¬ 
messene Zulassung von Kraftmaschinen in den Werkstätten 
Würde jeden falls die jetzt vielfach vorhandenen Mangel man¬ 
cher Erzeugnisse beseitigen, vor alleih aber die Möglichkeit 
bieten, statt der Arheitbii des bürföcheh Handwerkes in grüßte 
rHn Urtifairige solche der nicht in gleicher■'Weise an ein be¬ 
schränktes Absatzgebier gebundenen KleimndüStrie ausäufiihrert 
und dadurch die dem Handwerk erwachsende Konkurrenz ein¬ 
zuschränken/ Das Bestreben, um jeden Preis alle Arbeit durch 
die yorbandenenMenschenkräbe ausführen zu lassen, um diese 
dadurch von anderer Konkurrenz schaffender Arbeit ferrizti- 
halten; halte ich für verfehlt 

Als die beste Beschättigungsärt hät man m Laienkreisen 
die Arbeiten der Landeskultur -und Landwirtschaft empfohlen. 

Die ideellen Vorteile sind unverkennbar An Land* und 
Erdarbeitern besteht im ganzen VAterlande eine große Not.:; 
Keilt größeres Knlturwerk. kein .Straßen- oder Kanalbmr, keine 
FliißregulieruHg' kann bei uns durebgeftihrt werden, ohne daß 
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wir Zehntausende ausländischer Arbeiter herbeirufen. Zu 
Hunderttausenden bedarf ihrer die Landwirtschaft in allen 
großen und mittleren Betrieben, und auch der kleine Bauer 
leidet schwer unter der Leutenot, wenn es gilt, die Ernte schnell 
unter Dach zu bringen oder die tageweise gemietete teure 
Dreschmaschine voll auszunutzen. Schon der Gedanke allein 
hat etwas Bestechendes, daß wir durch die Arbeitskraft unserer 
Gefangenen ohne Beeinträchtigung werktätiger Bevölkerungs¬ 
kreise einer Not steuern und unserm Nationalvermögen riesige, 
jetzt in das Ausland abfließende Summen erhalten könnten. 
Auch hygienisch sind derartige Arbeiten wegen ihres günstigen 
Einflusses auf den Körper unleugbar hoch zu veranschlagen. 
Aber trotz alledem: für jeden Strafvollzugspraktiker bestehen 
gewichtige, zum Teil grundsätzliche Bedenken. Bei*) den Unter¬ 
suchungsgefangenen würde die Außenarbeit den sichernden 
Abschluß und damit den ganzen Zweck der Untersuchungshaft 
gefährden. Bei den Strafgefangenen wird der Charakter der 
Strafe als einer vom Gesetz geforderten Freiheitsentziehung 
stark verwischt, auch steht ihr vielfach entgegen, daß die Ge¬ 
fangenen nach ihren Lebensverhältnissen in der Freiheit der¬ 
artige Arbeiten noch nie verrichtet haben und zu verrichten oft 
Anstand nehmen. Nach dem Gesetz aber dürfen Gefängnis¬ 
insassen gegen ihren Willen überhaupt nicht außerhalb der An¬ 
stalt beschäftigt werden, auch sollen bei der Beschäftigung die 
persönlichen Verhältnisse und Fähigkeiten berücksichtigt wer¬ 
den. Die Aufrechterhaltung einer dem Strafvollzüge ange¬ 
messenen Mannszucht und die erziehliche Einwirkung auf den 
Gefangenen erfordern es ferner, daß kurzzeitige Gefangene 
grundsätzlich überhaupt nicht, und langzeitige erst zur Außen¬ 
arbeit gelangen, nachdem sie einen Teil der Strafe innerhalb 
der Anstalt verbüßt und sich nach Führung und Leistung zur 
Außenarbeit geeignet erwiesen haben. Soweit es mit diesen 
Rücksichten und mit den sonstigen Aufgaben des Strafvollzuges 
vereinbar ist, findet Außenbeschäftigung statt. 

Nach den amtlichen Statistiken haben im Wirtschaftsjahre 
1910 in Preußen rund 2000 Gefangene Moorkultur, Flußregu- 
lierungs-, Aufforstungs-, Wegebau-, Weinbergsarbeit u. a. ver¬ 
richtet. 

Diese Arbeiten werden fast ausschließlich von besonders 
organisierten, für die Nacht in Arbeitsbaracken oder Kähnen 
untergebrachten Kommandos ausgeführt. So arbeiten beispiels¬ 
weise im Oberlandesgerichtsbezirk Hamm seit 1906 im An- 

*) Anschließend an die Statistik über die Gefängnisse der Justiz¬ 
verwaltung im Jahre 1910. S. 16. 
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Schluß an das Zöitralgefängiiis in Bochum ruiid 240 öefangene 
auf acht Arbeitsstellen iäi Kreise Wiedenbrück. Sk haben 
in dieser Zeit 076 Morgen Oedl^gdiit ':;Ä)^eri; 



Oediähd aiifgeforstet, 1536 Morgen sumpfige Wiese« fcwüivierß 
144 Morgen sumpfiges Ackerland trocken gelegt und. erhöht, 
100 Morgen hochgelegeries Ackerland iiefer gelegt, über SO km 
Wege und 250 km Kanäle und Gräben neu angelegt oder aus« 
gebessert. Welche außerordentlichen Werte luetdurch geschai- 
ien sind, läßt allein die eine I atsathe erkennen/ daß nach den 



Mark gestiegen ist, so daß aUein die Umwandlung der 1810 
Morgen QecÖand in Äcker und Wiesen für deit Kreis Wieden- 
brück eihenL WetteuwachK^ ^ tund 360000 Mk, bedeutet 

ln großem Umfange werden auch landwirtschaftliche Ge¬ 
legen iah har bei len ohne Bildung selbständiger Kommandos-' 

durch Kolormen ausgeführttdie nur tagsüber im Umkreise von 
einigen Kilometern von. der Anstglt im Freien arbeiten und für : 

/int p Kfaph ¥ t in rlfj« TI pfiVfiVtfÄ «C nfttirii ^££ 



lioratibns- und Erdarbeiter! und vor allem mit Arbeiten m Be¬ 
triebe von Landwirten beschäftigt worden. Für die Gestattung 
solcher Kolonnen kommen naturgemäß nur Gefängnisse in klei¬ 
neren Orten mit geeigneter Umgebung in Frage, in der blähe 
von Großstädten sind sie ausgeschlossen. ' - . 

Die meisieh großen Anstalten betreiben dann auch auf 
etwas eigenem Uaitdä für ÄnstMt&zwecke Gemüse- und Kar-/ 
toffelbam wobei 1910 rund 4Ö0 (Mangerie beschäftigt wurde.«./ 
Zu der von mir geleiteten Anstalt gehören beispielsweise 
Morgen allerbesten Bodens ; ich habe .eine •pbsf^nafHäiuhg^it'i 
Zwischenkültur angelegt; der intensive Gemüsebau beschäftigt 
dauernd 15—30 Leute, denen die gelernten Gärtner, die leicht 
Lunpnkrantcen, KekonValeszentem die unter den Einwirkungen 
der Haft Leidenden und langzeitige Gefangene in den letzten 



aller größeren justizgefängnisse der Provinz deckt;: 

Außehbeschaitigung auf eigenem Lande bewährt' sich hermU 
/ragend, es giIf für sie alles Otde> was man der Außenarbdl 
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telbare Nähe der Anstalt, durch die Umwehrung des Landes und 
. durch den Abschluß von der freien Bevölkerung gewahrt bleibt. 

Für das System der Innenarbeit kommen heute bei 
uns vier Formen in Betracht: 

1. Arbeit für das eigene und für andere Gefängnisse. 

2. Arbeit für Unternehmer. 

3. Arbeit für einzelne Kunden. 

4. Arbeit für Staats- und Reichsbehörden. 

Völlig einwandfrei, weil selbstverständlich, ist die erste 
Form. In jedem Strafhaus müssen die aus den Gefangenen 
besonders ausgewählten „Hausarbeiter“ Flure, Geschäftsräume, 
Höfe, Wege, Gartenanlagen instandhalten, die Wäsche reinigen 
und ausbessem, das Essen zubereiten und Aehnliches. Daneben 
wird der größte Teil aller Bedarfs- und Einrichtungsgegen¬ 
stände teils für die eigene, teils für andere Anstalten durch 
Gefangene gefertigt. Zu diesem Zwecke sind Schlossereien, 
Tischlereien, Webereien, Schneidereien, Polstereien, Bäckereien, 
Druckereien, Buchbindereien usw. eingerichtet. Dann werden 
seit Jahren bei allen großen Gefängnissen Neu- und Umbauten 
sowie die baulichen Instandsetzungsarbeiten, soweit es die 
örtliche Lage des Gefängnisses irgend zuläßt, durch Gefangene 
ausgeführt. 

Am meisten angefeindet ist der sogen. Unternehmer¬ 
betrieb, der nach der Art der Betriebsweise drei Untergruppen 
kennt. Bei der ersten beschafft die Gefängnisverwaltung für 
eigene Rechnung das Rohmaterial, stellt unter Anleitung und 
Aufsicht ihrer Beamten daraus Fabrikate her und bringt diese 
zum Stückpreise an einen zur Abnahme verpflichteten Unter¬ 
nehmer zum Verkauf. Diese Form berührt sich eng mit dem 
einleitend als 3. Betriebsform erwähnten „Kundensystem“, bei 
der das vorrätig gehaltene oder besonders gefertigte Erzeugnis 
von Fall zu Fall einzelnen privaten Bestellern überlassen 
wird. In der Justizverwaltung kommt sie in sehr engen Gren¬ 
zen zugunsten der Gefängnisbeamten vor; sie bringt leicht den 
Gefängnisbetrieb im Kleinhandel in Wettbewerb mit dem freien 
Gewerbe. 

Bei einigen anderen deutschen Gefängnisverwaltungen, wo 
diese beiden Formen nebeneinander Vorkommen, rechnet man 
sie zur „Regiearbeit“. Da dieser Begriff bei der preußischen 
Justizverwaltung sich beschränkt auf Arbeiten für Gefängnisse 
sowie für andere Staats- und Reichsbehörden, so entstehen bei 
Vergleichen leicht Irrtümer über den Umfang, der bei den ein¬ 
zelnen Verwaltungen wirklich in der Arbeit „für Staats- und 
Reichsbehörden“ erreicht worden ist. 
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In der zweiten Gruppe der Unternehmerbetriebe liefert der 
Unternehmer das Rohmaterial und erhält die daraus von den 
Gefangenen unter Aufsicht und Leitung von Gefängnisbeamten 
hergestellten Erzeugnisse zurück; erzählt Stück- oder Tagelohn. 

Die weitaus verbreitetste Form des Untemehmerbetriebes 
ist endlich die, daß der Unternehmer nicht nur die Rohstoffe 
liefert, sondern auch selbst oder durch Werkführer die Gefan¬ 
genen bei der Arbeit anleiten und beaufsichtigen läßt; die 
Tätigkeit der Gefängnisverwaltung beschränkt sich hierbei im 
wesentlichen darauf, von dem Unternehmer die nach Stücklohn 
oder Arbeitstag bemessene „Miete“ für die Arbeitskraft der Ge¬ 
fangenen einzuziehen. Es ist für die Verwaltung die bequemste 
Form. Sie ist aber entschieden verwerflich. Einmal leidet die 
Strenge des Strafvollzuges, der nur in den Händen verantwort¬ 
licher Beamten liegen dürfte, unter dem ungehinderten Verkehr, 
in den Unternehmer und Werkführer mit dem Gefangenen 
treten, und der oft unheilvoll wirkt, weil die Interessen dieser 
Privatpersonen zu oft und zu stark zu denen der Strafvollzugs¬ 
behörde in Gegensatz treten. 

Wenn aber vor allem der Staat aus sittlichen und erziehe¬ 
rischen Gründen seine Gefangenen zur Arbeit zwingt, dann 
müßte auch aus naheliegenden Gründen gleicher Art diese Ar¬ 
beit selbst und nicht bloß ihr Ertrag der Allgemeinheit zugute 
kommen. Das Unrecht gegen die Allgemeinheit muß durch 
Arbeit f ü r die Allgemeinheit gesühnt werden! Es ist anstößig, 
daß der Gefangene, nicht anders als ein willenloser Sklave, 
einem Privatmann gegen Miete zur Ausnutzung überlassen 
wird, und daß ein einzelner aus der Zwangsarbeit unmittelbar 
Nutzen ziehen darf. 

Aus allen diesen Gründen bin ich für die Innenarbeit ein 
Gegner des Unternehmerbetriebes in jeder Form und ein unbe¬ 
dingter Anhänger des Staatsbetriebes. Das oft gehörte Ver¬ 
langen, die staatlichen Gefängnisbetriebe müßten einen kauf¬ 
männisch erweisbaren Nutzen für die Staatskasse erbringen, 
halte ich dabei für widersinnig und auch für gefährlich. 
Denn die Gefängnisarbeit darf als ein wichtiger Bestandteil 
unserer Freiheitsstrafe überhaupt nicht Selbstzweck sein; sie 
hat in vernünftigen Grenzen den Aufgaben zu dienen, welche 
sich aus einem geordneten Strafvollzüge ergeben. Wer die 
Einführung des Staatsbetriebes von dem Nachweis seiner 
Rentabilität abhängig macht, verkennt aber auch, daß der 
Unternehmerbetrieb nur eine unvollkommene, eines Kultur¬ 
staates unwürdige Form der Gefangenenbeschäftigung dar¬ 
stellt, und daß die ausschließliche Verwendung der Ge- 
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fangenen zu Arbeiten für Staat oder Reich als eine zwingende 
sittliche Verpflichtung des strafenden Staates gelten muß. Wo 
es sich um die Erfüllung einer solchen Pflicht handelt, dürfen 
aber selbst Opfer nicht gescheut werden. Keinesfalls dürfte, we¬ 
nigstens bei der Wahl zwischen Staats- und Unternehmerbetrieb, 
die Höhe des Verdienstes eine irgendwie entscheidende Rolle 
spielen, die Staatsarbeit muß in jedem Falle, wo sich nur eine 
Möglichkeit dazu eröffnet, bevorzugt werden. 

Die planmäßige Durchführung dieser auch vom Bundesrat 
und von den Volksvertretungen geforderten Beschäftigungsweise 
wird bei jedem Anlauf immer wieder gelähmt, weil jedes erfolg¬ 
reiche Bemühen sofort als „erdrückende Konkurrenz“ der Ge¬ 
fängnisse angefeindet wird. Dies immerwährende, unfreund¬ 
liche Kritisieren, das für jede Kleinigkeit peinliche Untersuchung 
heischt und endlose Schreibereien verursacht, raubt nicht nur 
der Gefängnisverwaltung die Unternehmungslust, sondern un¬ 
terbindet vor allem bei den andern Behörden die — an sich 
selten stark entwickelte — Neigung, auf Anregungen der Ge¬ 
fängnisverwaltung wohlwollend einzugehen, weil es nicht ver¬ 
lockend für sie ist, sich sofort den schwersten Angriffen wegen 
Förderung der „Schmutzkonkurrenz“ ausgesetzt zu sehen. 

Immerhin ist schon unter den gegenwärtigen Verhältnissen 
viel erreicht worden. In den für Staatszwecke eingerichteten 
preußischen Betrieben wurden im Jahre 1910 9000 Gefangene 
beschäftigt und in zähem Kampfe erobern wir uns Jahr für 
Jahr neue Arbeitsgebiete. So arbeiteten im Zentralgefängnis 
Werl, das 1908 eröffnet wurde, für rund 600 Gefangene be¬ 
stimmt und bisher im Durchschnitt mit 500 Gefangenen belegt 
gewesen ist, 1910:229,14, 1911:72,73, seit dem 1. April 1912 
gar keine Gefangenen mehr für Unternehmer. Außerdem aber 
werden von Werl aus noch 32 kleine Amtsgerichtsgefängnisse 
des Oberlandesgerichtsbezirks Hamm, in denen bis dahin aus 
Mangel an Arbeitsgelegenheit überhaupt keine Beschäftigung 
erfolgte, nach Bedarf mit einfacher staatlicher Arbeit versehen; 
seit der Durchführung dieser Einrichtung gibt es im Ober¬ 
landesgerichtsbezirk Hamm in keinem Gerichtsgefängnis mehr 
aus Mangel an geeigneter Arbeit unbeschäftigte Strafgefangene. 

Zum Schluß soll noch auf eine neue aussichtsreiche Be¬ 
triebsart von grundsätzlicher Bedeutung eingegangen werden, 
für die mir bei meinem Bemühen, Staatsarbeit zu gewinnen, der 
Kieler Werftprozeß die Anregung gegeben hat; sie ist Ende 
1909 zuerst in Werl eingeführt, bis 1912 erprobt und ausgestaltet 
und seit dem Frühjahr 1912 auf andere Justizgefängnisse aus¬ 
gedehnt worden. 
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Die Truppenteile mustern alljährlich in großen Mengen 
Bekleidungs- und Ausrüstungsstücke aus. Nach den bisherigen 
Bestimmungen erfolgte der Verkauf, indem entweder eine all¬ 
gemeine öffentliche Versteigerung anberaumt oder mehrere dem 
Truppenteil bekannte Abnehmer zur Abgabe von Angeboten auf¬ 
gefordert wurden. Der Meistbietende erhielt den Zuschlag. Diese 
Bestimmungen sind ebenso im Interesse des freien Wettbewerbes 
wie der Staatskasse getroffen worden. Bei den eigenartigen Ver¬ 
hältnissen des Althandels haben sie sich aber nicht bewährt. 
Die kleinen „Trödler“ und die mittelgroßen Geschäfte kamen 
als Abnehmer für dieses Militärmaterial wenig in Frage, da 
sie nur ausnahmsweise für gewisse einzelne Artikel Verwendung 
hatten. Ueberwiegend beteiligten sie sich, um eine Abfindungs¬ 
quote von den wirklichen Interessenten zu erreichen, oder um 
überhaupt als deren Strohmänner zu wirken, namentlich wenn 
ihre Vollmachtgeber besonderen Anlaß hatten, im Hintergründe 
zu bleiben. Wirkliche Interessenten für das Militäraltmaterial 
mit eigener genauer Kenntnis aller Verwertungsmöglichkeiten 
und mit eigenem gesicherten Absatzgebiet gab es im ganzen 
Reiche nur sehr wenige, Groß händler könnte man höchstens 
sechs zählen. Es lag nahe, daß sie sich zu einem Ringe zu¬ 
sammenschlossen, der nun willkürlich unter sich die den Trup¬ 
pen zu zahlenden Preise bestimmte. Die eine oder andere dieser 
Firmen unterhielt qjich Schlepper und Agenten, die des besseren 
Anscheins wegen unter hochtönenden Namen firmierten, ohne 
auch nur einen Lumpenkeller ihr Eigen zu nennen. Sie wurden 
auf weiten Reisen in die Kasernen geschickt, erkundeten Kauf¬ 
gelegenheiten und benachrichtigten sofort durch Fernsprecher 
oder Telegraph ihren Auftraggeber. Dieser erfuhr dadurch 
häufig, welche anderen Händler zum Angebot aufgefordert 
seien, gab-letzteren die zu bietenden Preise auf, ließ wohl auch 
durch seine Strohmänner unaufgefordert weitere Gebote ein¬ 
reichen, zeichnete selbst etwas mehr und erlangte durch dieses 
unlautere Gebaren den unverdienten Ruf, daß er stets die besten 
Preise bezahle. Seine Strohmänner und Schlepper fand er mit 
einer Provision ab. Hatte er im Wettbewerb mit anderen Groß¬ 
händlern gestanden, so wurde die Ware geteilt oder unter den 
Interessenten nochmals ausgeboten und der Nutzen, der sich 
gegenüber dem an die Truppe gezahlten Kaufpreise ergab, ge¬ 
teilt. Hatte man nicht in Erfahrung bringen können, welche 
Konkurrenten vom Truppenteil zur Abgabe von Angeboten auf¬ 
gefordert seien, so wurde telephonisch bei den wahrscheinlichen 
Mitbewerbern angefragt, z. B. ob sie eine Aufforderung zum 
23. Juni Position 6 700 Feldmützen hätten, dann mußte der 
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andere antworten „nein“ oder „ja, Position 11 270 Waffen¬ 
röcke“. War der Zeitraum bis zum Verkaufstermin sehr kurz 
öder die Zahl der Aufgeforderten sehr groß, dann wurde auch 
wohl an Ort und Stelle vor dem Termin Versammlung anbe¬ 
raumt. Ja, man ging bei besonders umfangreichen Verkäufen 
so weit, in notariellen Verhandlungen vorher zu teilen und Ab¬ 
findungen zu vereinbaren. Meist verlief unter den Händlern 
alles friedlich, zumal auch eine ungefähre Abgrenzung der 
Interessengebiete bestand, wo man sich nicht gegenseitig das 
Spiel verdarb. Trat ausnahmsweise ein Außenseiter als ernst¬ 
hafter Bewerber auf, der sich nicht für die „Gemeinschaft“ ge¬ 
winnen ließ, dann trieb der Ring die Preise, daß dem andern 
für jede Wiederholung die Lust verging. Etwaigen eigenen 
Schaden trug der Ring gemeinsam. Die urkundlichen Belege 
für diese unlauteren Machenschaften der Händler befinden sich 
in meinen Händen. 

Die von den Truppen erzielten Einnahmen schwankten 
deshalb außerordentlich. In den östlichen Provinzen, wo der 
Markt von Berliner Händlern beherrscht wurde, waren sie fast 
durchweg bedeutend geringer als im Westen. Bei diesem Vor¬ 
gehen der Händler war das bisherige Verwertungsverfahren 
nicht geeignet, die Erzielung eines angemessen hohen Preises 
für die Staatskasse sicherzustellen. 

Diesem Mangel hat nun die Gefängnisarbeit wirksam ab¬ 
helfen können. Mit Genehmigung des Kriegs- und Justiz¬ 
ministeriums sind von mir nach eingehendem Studium des Alt¬ 
handels im Jahre 1910 zunächst versuchsweise die Sachen von 
vier Regimentern und 1911 von vier Armeekorps in Werl ver¬ 
wertet worden. Das günstige Ergebnis hat die Zentralbehörden 
veranlaßt, das in Werl erprobte Verfahren für sämtliche der 
preußischen Verwaltung unterstehenden Truppenteile einzu¬ 
führen;*) die Verwertung erfolgt jetzt durch die Justizgefäng¬ 
nisse in Werl, Frankfurt a. M. - Preungesheim, Magdeburg, 
Neumünster, Plötzensee, Wronke;**) sie wird mindestens 1000 

*) Dem Uebereinkömmen zwischen den Königlich preußischen 
Herren Ministern des Krieges und der Justiz haben sich die Königlich 
sächsische und Königlich württembergische Heeresverwaltung, das 
Reichskolonialamt, sowie die Kgl. preuß. Landgendarmerie und bezüg¬ 
lich der ledernen Botentaschen die Reichspost angeschlossen. Auch die 
Altmaterialien dieser Behörden werden in den preußischen Justizgefäng¬ 
nissen nach den gleichen Grundsätzen verwendet. Die Statistik für 1912 
über die der Kgl. preuß. Justizverwaltung unterstellten Gefängnisse 
wird nähere Mitteilungen über das Ergebnis des Verwertungsbetriebes 
im Jahre 1912 bringen. 

**) Im Jahre 1913 werden hinzutreten das Gerichtsgefängnis in 
Hannover und das Zentralgefängnis in Freiendiez. Das Zentralgefängnis 
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Qefängengri lojinende; BescMitigtirtg gewähren. Das Gefäng¬ 
nis iri Werl ist ^ur gesdiäftsidtenden Anstalt bestellt, um die 
Einheitlichkeit der Betriebsweise zu fördern. 

Die Venvertimg geschieht durch die öefängnisverwaltung 
kommissionsweise im eigenen Namen iör Rechnung der Militär- 
behörde. Den gesamten Erlös, von dem nur die niedrig 
pauschalierten all gemeinen Unkosten und die Arbeitslöhne ab¬ 
gezogen werden, — zusammen etwa 10 Prozent des Erlöses —, 
erhalt die iieefesverwaltting. Hierbei liegt für die Heeresver¬ 
waltung hoch darin ein nicht M unterschätzender moralischer.' 

Gewinn, als dürdi das neue Verfahren der Geschäftsverkehr 
mit tin zuverlässigen Händlern ausgeschaltet wird. Die Abgabe 
und Uebernahme der Sachen erfolgt in sehr genauer Weise, hm 
besonders für diesen Arbeitszweig ausgearbeitetes .'Buchwerk 
erfaßt alle Vefänderüngeo^ denem die Sachen bei ihrer Verar¬ 
beitung unterworfen sind. 

Es werden zunächst diejenigen Sachen von etwas besserer 
Erhaltung berausgesuchi, welche unverändert verwendbar sind. 

Hierzu gehören beiSjMölswcise WaffehrÖcke, Mäntel, Litewken,. 
lange Tuchhosen, Reithosen, leinene Hosen, DrilUehzeugv 
Unterzeug, Handschuhe, Mützen, ''Bkotb'cüteb--: M^neinefl/. 

Helme, Woylachs, Zeltbahnen,:; Eeldflaschen, Kochgeschirre, 

Artneesäbeij Deckenga vor allem Schuhzeug. T . 

Du* Wiederherstellung der Sachen erfolgt, nach' einem 
durch die Errma C. Lewm in Breslau in dreißigjähriger Praxis 
ausgebitdeten, von ihr der justizverwältüng überlassenen Ver¬ 
fahren^ itv sörgfältig^r^unld to ppe erhalten, 1 

da sie sauber gerteckt und ausgebiigelt werden, ein sehr 
gutes Aussehen.; Es handelt stell hierbei in volkswirtschaft¬ 
lich .wünschenswerter Weise um eine' Erhaltung vorhandener! 

Werte. Ihre reelle Grundlage hat diese Arbeit ebenso in der 
guten Ausfübrüng der Wieclerheratellnng wie In dem ausge¬ 
zeichneten Rohstoff, der für die deutsche Mifftärheklejdimg 
Verwendung findet und der sejksß. in abgeir^igeöem ^üstände : . : 
in seiner Haitbärkeft plhger^L^ 

schnell gegerbt cm Leder «sw. weit nberkgen ist ; 

gestellten Sachen wieder verwendbar, weil mit der besonders 
Starken Beanspruchung, welche gerade der tleeresdiensi mit v - 
sieh bringt, gerechnet werden muß; Insbesondere gilt dies für 

in Neumünster wird sich ■ fortab aiisschiießlicji..'.der 'Verwertung von Alt* 
materiaJ der jfcaisfi'iiciien Marüi» -witbneu: .gewisse Arte« der ietzieien 
werden aiidtj-äsT- Strafgelärignis i« Tegel uuS das ’^leijbcflgefSngnis, 

Bochum übernehmen. / • ; 
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Schuhzeug. Soweit es möglich ist, finden sie aber für die 
Ergänzung niedriger Gebrauchsgarnituren oder einzelner in 
Verlust geratener Stücke Verwendung.*) 

Soweit eine solche Verwendung ausgeschlossen**) ist, wer¬ 
den bei den wiederherzustellenden Sachen die charakteristischen 
Uniformabzeichen entfernt. In dieser Beschaffenheit dienen sie in 
großem Umfange zur Versorgung der zur Entlassung gelangen¬ 
den Strafgefangenen mit Arbeitszeug, das sie sich aus den Mit¬ 
teln ihrer Arbeitsbelohnung kaufen. Dann erhalten vaterländische 
Jugendvereine und Kriegervereine gewisse Gegenstände, die sie 
für ihre Zwecke gebrauchen können, z. B. Koppel, Wäschebeutel 
mit Tragegerüst, Brotbeutel, Feldflaschen, Kochkessel, Schnür¬ 
schuhe, Zeltbahnen mit Zubehör. Sehr großen An klang habe 
ich auch bei den Schulbehörden mit der Anregung gefunden, 
besonders auserwählte Sachen als Anschauungsmittel für den 
Zeichenunterricht zu verwenden. Erst den sehr geringen 
Ueberrest erhält der Privathandel. Die Mäntel, Hosen und 
langen Stiefel begegnen uns dann bei den Bahnarbeitem, 
Mützen, Litewken, Hosen, Stiefel, Drillichzeug, Leibriemen bei 
den Maurern, Berg-, Erd- und Fabrikarbeitern, die eine be¬ 
sonders widerstandsfähige Kleidung haben müssen. Reithosen, 
Reitstiefel und Sattelzeug kauft die ländliche Bevölkerung. 
Zeltbahnen werden von der Industrie als wasserdichte Unter¬ 
lagen, von Fuhrleuten als Wagen- und Pferdedecken, von den 
Bauern in Schleswig-Holstein auch als Kuhdecken, Woylachs 
von den Möbelspediteuren, Kochgeschirre als Farbgefäße von 

*) Für die zum 1. 10. 1912 aufgestellten neuen Heeresteile haben 
die Justizgefängnisse einen sehr großen Teil der erforderlichen Ge¬ 
brauchsgarnituren aus Wiederhergestellten Sachen liefern können. In 
noch weit größerem Umfange wird dies für die 1913 neu aufzustellenden 
Truppenteile geschehen. Von noch wichtigerer Bedeutung für die 
Truppen Wirtschaft ist es ferner, daß sich im Anschluß an diesen 
Wiederherstellungsbetrieb ein Ausbesserungsbetrieb ent¬ 
wickelt, indem die Truppen ihre noch nicht ausgetragenen aber der 
Auffrischung oder kunstgerechten Ausbesserung bedürftigen Sachen, 
namentlich die sogenannten Rekrutenanzüge, den Gefängnissen zur 
Ausführung dieser Arbeiten übersenden. Es ergibt sich hieraus für die 
Truppen bei größerer Wirtschaftlichkeit Erleichterung und Verein¬ 
fachung ihrer eigenen Handwerkerbetriebe, für die Gefängnisverwaltung 
aber eine neue wichtige und wertvolle Möglichkeit staatlicher Arbeit. 

**) Für das Infanterie-Regiment Nr. 165 in Quedlinburg wurden 
vom Zentralgefängnis Werl für die Feier des hundertjährigen Jubiläums 
240 vollständige historische Uniformen geliefert, die in allen Teilen aus 
Altmaterial hergestellt werden konnten und sehr großen Beifall gefunden 
haben; es handelte sich dabei um 80 Uniformen der Schwarzen Schar 
des Herzogs von Braunschweig-Oels vom Jahre 1813, um 80 rote 
Hannoversche Uniformen von 1830 und 80 altpreußische Uniformen 
von 1840. 
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den Anstreichern geschätzt,fuc Helme, Revolvertaschen udgL 
herrscht Bedarf für Theater, Masketigarderoben und Pekora- 
tiouszwecke, Feldgraue und feldgrün« Sachen endlich sind für 
PnvaLunifotmzwecke, t%. für Waeh- tind Setilieligesellsdiaf- 
ten sehr gesucht. Diese Beispiele tttöjgett genügen. 

Bei der Verwertung der nicht mehr wlederhersteltungs- 
fähigen Sachen besteht die Aufgabe darin, diese großen Waren¬ 
mengen, deren einzelne Stücke nach Art, Wert und Menge aus 
den 'Verschiedensten Bestandteilen bestehen und in dieser Ver¬ 
mischung keinen 'Weiterverbrauch zulasseit, In ihre einzelnen 
Bestandteile zu zerlegen und diese, soweit es erforderlich ist, 
zuzürichten. Die Sachen, werden zunächst äufgetrennt, die ver¬ 
schiedenen Bestandteile genau auseinandergehalten. Aus dem 
gätennterr Waffenrocktiuh werden in zahlreichen Fabriken 
• Pantoffeln, Zeug- und. Hausschuhe hergestellt; alte Wo^taehs 
Beiern das warme Futter dazu,.Husarenmützen den Pelzbesatz. 
Geringere Tuchstücke werden d mehreren Lagen zu Tudisohlen 
vereinigt. Die unbeschädigten Mützendecke], sowie das Man¬ 
tel- und Hosentuch, in großen Mengen-auch gewisse Baum* 
wöllgeWebe der Unterkleidung werden als ,,SehleifertueheFfwr 
„LäppensCheiheii^Pblfertttekeb, z d»e samt sch ledernen 
Koppelriemen als ,.Schldfrieinen“ in Metall-, Kamm- und an¬ 
dern Fabriken, zugeschnittene Stiefelschäfte zum Schutze der 
fände älf icHandledeF" z, B> in Ziegeleien, D ießereien gk 
hfaucht. Kleine Lederrieraen werden zerschnitten und dienen . 
dann in sogenannten RorfiineUässem zum Blankscheuern von 
Drahtstiften und kieirtmetallwareir. der grüßte Teil des kleinen 
Riemenzeuges aber wird bei der Schuhwarenfabi ikaüon zur 
Herstellung der Rahmea gebraucht, Reitbesätze liefern Schäfte 
für Hausschuhe. Größere Riemen und das aulgetrennte Leder¬ 
zeug jeglicher Art (Schuhzeug, Taschen, Helme, Futterale; 
usw.) wird für Saitlerzwecke, für Sohlen zu Pantoffeln und 
Hausschuhen oder für die Absatzdabrikabön verarbeitet Das 
Leder wird für diesen Zweck zunächst unter -der Wake sauber 
geglättet uhd dänngertänzU Aus den $i$hfh%' 
Kappen und Brandsohlen eines Paares Itifantenestiefel wer- 
den Mi Sohlen, 7:.'ganze’ AbsatzII ecken, 12,.Teiffi ecken und 
außerdem noch 30 kleine Plättchen gewonnen, die zur Her¬ 
stellung der bekannten ledernen Fußmatten benutzt werden. ; 
Von dm schließlich verbleibenden Rest wird gefetteten Abfällen 
in chemischen Fabriken das Fett entzogen, der Rückstand zu 
Düngemitteln verwertet; tingeiettete neue Lederabfaile dienen 
zur Herstellung von Kunstleder oder Peganioid; alles sonstige 
Abfalleder ohne ".Rücksicht auf seine Beschaffenheit, »rr-meson- 
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dere die riesigen Mengen der Sohlen und Absätze wird als 
„Brandleder“ zur Herstellung von „Lederkohle“ benutzt; diese 
wird in Waffen- und Maschinenfabriken für die sogenannte 
„Einsatzhärtung“ stark beanspruchter Teile gebraucht, die 
außen glashart, innen aber zäh weich sein müssen, damit sie 
sich nicht abnutzen, aber auch nicht zerspringen. 

Die Hemden, Unterhosen und Futterstoffe dienen zur Her¬ 
stellung von Putzlappen, die in großen Mengen von den Ar¬ 
tilleriewerkstätten, Gewehr- und Munitionsfabriken und Train¬ 
depots, dann aber auch von der Kaiserlichen Marine, der Post, 
der Eisenbahn und von den verschiedensten Industrien ge¬ 
braucht werden. 

Die beim Zertrennen der Sachen gewonnenen kleinen Zeug¬ 
abfälle und ebenso die verschiedenen Metallteile aus Kupfer, 
Tombak, Neusilber, Messing, Aluminium, Eisen, ferner die 
silbernen und goldenen Tressen und Portepees werden in ihren 
einzelnen Arten genau getrennt gehalten. Aus den Edelmetall 
enthaltenden Teilen wird in Königlichen Scheideanstalten das 
Metall für Münzzwecke gewonnen; die anderen Metalle werden 
Hütten und Gießereien zugeführt; die „rein sortierten“ Lumpen 
in Tuch-, Papier- und Pappfabriken verarbeitet. 

Es darf also behauptet werden, daß nicht ein einziges 
Stück nutzlos verkommt, und daß ganze Industrien für ihre 
Erzeugnisse auf die Verarbeitung dieses Altmaterials ange¬ 
wiesen sind. 

Die Zusammenfassung der Ware bei den Gefängnissen hat 
sogar schon wichtige neue Verwendungsmöglichkeiten geschaf¬ 
fen, die zu erheblichen Wertsteigerungen geführt haben. 

Auch bei der Verwertung dieses Materials und der daraus 
hergestellten Fabrikate (Putzlappen, Handleder, Lappenschei¬ 
ben, Fußmatten) wird erstrebt, unmittelbar den Bedarf aller 
staatlichen und Reichsbehörden zu decken, also den Zwischen¬ 
handel, der beim billigen Einkauf und beim teuren Verkauf 
zweimal vom Fiskus Gewinn einheimste, auszuschalten und der 
Gefängnisverwaltung die Stellung einer „Ausgleichsstelle“ 
zwischen den verschiedenen staatlichen Abgabe- und Ver¬ 
brauchsstellen zu verschaffen. 

Sehr wichtig ist auch das Bestreben, durch Umarbeitung 
nicht wiederherstellungsfähigen Altmaterials neue fertige 
Gebrauchsgegenstände für die Truppen, Jugendvereine und 
andere Abnehmer herzustellen. So werden beispielsweise für 
die Truppen aus gutem Altmaterial lederne Stallhalfter, 
Mantelattrappen, Bajonettschutzkappen, lederne Knieschoner, 
Fechtschürzen, Fechthandschuhe, Nähbeutel u. a., für Jugend- 
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vereine Wickelgamaschen, Kniehosen u. a. angefertigt. Es 
entspringt dieses Bestreben dem leitenden 
Grundsätze, die Altmaterialien, soweit dies 
nur irgend erreichbar ist, in wiederhergestell¬ 
ter oder umgearbeiteter Form zunächst wieder 
für die Heeresverwaltung selbst, dann für an¬ 
dere Reichs- und Staatsbehörden, demnächst 
für staatlich zu fördernde gemeinnützige 
Zwecke verwendbar zu machen und erst den auf 
solche Weise nicht unterzubringenden Rest 
dem Privathandel zuzuführen. 

Bei der Abgabe an den freien Handel konnte der Zwischen¬ 
handel nicht ausgeschaltet werden, weil für die Gefängnisver¬ 
waltung ein Kleinhandel undurchfürbar wäre. Der Zwischen¬ 
handel ist zwei erprobten Firmen übertragen, für deren Heran¬ 
ziehung ihre großen Verdienste um die Entwicklung des staat¬ 
lichen Verwertungsbetriebes und ihre während dieser Ent¬ 
wicklung bewiesene große Zuverlässigkeit entscheidend gewesen 
sind; sie sind durch sehr vorsichtige Verträge gebunden, 
welche die dauernde Erzielung hoher, dem jeweiligen wahren 
Handels wert entsprechende Preise sichern. 

Die Verwertungsarbeiten sind umfangreich und vielgestal¬ 
tig; sie gewähren in der Zelle wie im Freien, in Einzelhaft wie 
in Gemeinschaftshaft, einfache und leichte wie schwierige und 
anstrengende Beschäftigung. Zurzeit sind in Werl bei diesem 
Betriebe insgesamt 188 Gefangene tätig und zwar 10 auf den 
Lagern, 15 als Arbeitsgehilfen, Handlanger, Zuträger, Walzen¬ 
dreher, 17 als Stanzer oder Zurichter für Putzlappen, Polier¬ 
scheiben, Handleder, Fußmatten, 56 als Zertrenner, 45 als 
Schneider, 40 als Schuhmacher, 5 als Sattler. 

Nach den maßgebenden Vereinbarungen der Ministerien 
werden alle an die Gefängnisse abzugebenden Sachen vorher 
gereinigt. Die jahrzehntelangen Erfahrungen angesehener 
Firmen, die über zwei Jahre ausgedehnten, sorgfältig vom An¬ 
staltsarzt überwachten Versuche in Werl und schließlich eine 
eingehende Untersuchung des ganzen Betriebes durch einen 
Referenten der Medizinalabteilung im Ministerium des Innern 
haben erwiesen, daß bei Beobachtung obiger Grundsätze in 
Verbindung mit zweckentsprechender Ausführung der Arbeit 
teils im Freien, teils in der Zelle oder im Saal und mit der in 
den Anstalten von jeher üblichen Ordnung und Sauberkeit die 
Verarbeitung des Materials im Gefängnis hygienisch unbedenk¬ 
lich, daß insbesondere eine Gefahr der Einschleppung von 
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Krankheiten oder Ungeziefer nicht zu besorgen ist. Auch eine 
erhöhte Feuersgefahr wird nicht durch die Einlagerung der 
Sachen hervorgerufen. 

Es hat eines mehrjährigen, vorsichtigen Studiums bedurft, 
um bis in die letzten Einzelheiten hinein die Verwertungs¬ 
möglichkeiten zu erforschen und dabei den Anfeindungen und 
Verdächtigungen der Althändler zu begegnen, die offen und 
versteckt, mit erlaubten und unerlaubten Mitteln leidenschaft¬ 
lich bemüht gewesen sind, den von mir betriebenen Versuch zu 
vereiteln. 

Sein glückliches Gelingen verdanke ich nächst der wirk¬ 
samen Unterstützung durch kaufmännische Firmen*) und der 
hingebenden Mitarbeit mir unterstellter Beamten,**) der von 
Anbeginn vertrauensvollen und großzügigen Förderung des 
Unternehmens durch das Kriegs- und Justizministerium, ganz 
besonders aber dem entscheidenden Eingreifen des Herrn 
Oberstaatsanwaltes Dr. Schulze-Sölde in Hamm und vor 
allem des Dezernenten für das Gefängniswesen der Königlich 
Preußischen Justizverwaltung, Herrn Geheimen Oberjustizrats 
Plaschke in Berlin. Es besteht nach den bisherigen Er¬ 
folgen die gewisse Aussicht, daß durch eine planmäßige Fort¬ 
bildung des Werler Systems zum Vorteil der Staatskasse und 
ohne Beeinträchtigung besonders schutzbedürftiger Kreise noch 
für Tausende von Gefangenen Staatsarbeit beschafft werden 
kann. Wie bereits seit langer Zeit in Berliner Justizgefäng¬ 
nissen für die Reichspost alte Kabel und Trockenelemente zer¬ 
legt, wie zuerst in Werl und dann in anderen Anstalten für 
die Staatsbahn die in deren Werkstätten entfallenden gemisch¬ 
ten Rot- und Weißgußspäne durch Verlesen mit der Hand ge¬ 
trennt werden, so gibt es bei der Marine, bei der Staatsbahn, 
bei der Reichspost, bei der Kolonialverwaltung und auch noch 
bei der Heeresverwaltung viele weitere Möglichkeiten zur 
Sonderung wertvoller Metallbestandteile und zur lohnenden 
Verwertung anderer Altmaterialien. Es seien beispielsweise 
noch erwähnt die Altsachen der Garnison- und Truppenlager¬ 
verwaltungen, der Artilleriewerkstätten, Korpsbekleidungs¬ 
ämter, Proviantämter und Traindepots, der Gendarmerien, 
Schutzmannschaften und Feuerwehren, ganz besonders aber 
die Werften, Munitionsdepots usw. der Kaiserlichen Marine. 
Auch die Gefängnisverwaltung selbst vermag durch zweck- 

*) S. Schwarzschild in Stuttgart und C. Lewin in Breslau. 

**) Ich möchte hier insbesondere des Gefängnisassistenten 
Knüttel, dann aber auch des Gefängnisassistenten Schwabe und 
des Werkmeisters Schenkel gedenken. 




mäßige Verwertung ihrer abgängigen Sachen, namentlich wenn 
für die. 'kkineren;.,öefäng 3 \lssn Afegahezerttrale« bestimmt wei¬ 
den, so daß größere .Mengen* an : wenigen ' Steilen zusammen- 
fließen, ihre Eiunahnien aus dem Verkauf, wie die. Arbeite« '. 
. gelegenhe.it .zu steigern: . 

Auch unseren großen- Kommunal- und Proyhizialbehörden, 
sowie den großen Straßenbahn-, Omnibus- and Sdiifiabrts- 
-gesellschaften wird, soweit sie ihre Altmaterialien auf dem 
scheinbaren Wege des freiet* Wettbewerbes zu verkaufen 
suchen, ift ähnlicher Weise wie bisher der Heeresverwaltung 
inifg^spielt, Oie VerwÄltüngsstelkn /iri. ciei:' 

Landarmen, Stechen, invaliden oder auch ihren Verpflegungs- 
stationen und Wanderarbeitsstadeh — auch der Irrenanstalten 
mt ihrem Bedürfnis für einfache, ungefährliche Arbeit sei ge- 
. dacht! ^ #rre gegen Erttgeit fv Br <iien A3^ 
beitshäüsern zwangsweise auszutuhfendg Arbeit zuzuwdsen, 
wenn sie diesen Arbeitskräften ihr AHmalenaL das in seiner. 
Gesamtheit MilHonenwertß darstdll, zür haiTdelsmäßigen Zu¬ 
richtung überwiesen.Währsdieinlicli .würde eid großer Teil.. 
der Sachen für andere eigene Zwecke verwendbar gemacht, 
für den Rest, aber sicher bei sachgemäßem Verkauf der Erlös 
ganz bedeutend gesteigert werden 

Und noch einer anderen Frage sei zum Schluß gedacht, 
deren Losung vielleicht auf diesem Wege erleichtert werden 
konnte Oie Unterbeamteh# soweit sie bei den verschiedenen 
Behörden einem UnifDnmwang unterworfen smd, iclagen iiber 
die unzureichende Höhe des dafür gewahrten Klevdergeldes; 
Wo statt dessen, wie bei der Reicbspost, gegen eine bescheidene 
Zubuße der Beamten die Uniform selbst zum freien Eigentum 
gewährt wird, hat sich ein weitverbreiteter..-.Handel mit um 
getragenen Sachen eingeschliohen t die zu Schleuderpreisen fort- 
gegeben werden. Es "sollte erwogen werden, ob nicht ohne 
Mehrkosten fqr die Reichs- und Staatskassen den Klagen wie-. 
dem Unwesen abgeholfen werden könnte;, indem die Uniformen 
’ : 0$' Staatskosten 

hergertetlt, den Unterbeäffiten unter fort&rfi des Kieidergeldes 
unentgeltlich gewährt, aber nach bestimmten Tragefristen ab- 
gehotmuen und gleich den Aiilitärsachen- verwertet--;izA Mi 
A'rtLtM-neMe Weg, der* diese 

arbeit zeigen; kQuiited, wird bei ;g^gnetehr:’;A|i|pt _ #itf 
daß ä ile aQeiangenen aussehtießlich EfüL Staatszweeke be¬ 
schäftigt werden sollefi, näher fuhren, wenn alten Angriffen 
und allen Widerständen unbeirrt und unbekümmert vier feste 
Entschluß entgegengesetzt wird; ,,n i c tri locker 1 a s s e nA 
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Auszug aus der Chronik der Mainzer Gefängnisse. 

Von Ernst Lang, Großh. Gefängnisverwalter. 


Eines der ältesten und wahrscheinlich das allerälteste 
Gebäude in Mainz ist das frühere Gefängnis, dessen Bauten 
zum Teil aus Ueberresten von Mauerwerk römischen Ur¬ 
sprungs aufgeführt und heute noch in gutem Zustand er¬ 
halten sind. 

Ursprünglich diente das Anwesen dem uralten Mainzer 
Patrizier-Geschlecht „Zum Floß“ als Wohnsitz. Seine Be¬ 
nennung datiert urkundlich bereits vom Jahre 1266. 

Im Jahre 1575 kam das Anwesen durch Kauf in den Be¬ 
sitz der Hospizien, um darin für „die auf den Straßen liegen¬ 
den“ kranken Durchreisenden ein Krankenhaus zu errichten. 
Durch mancherlei Stiftungen und Verordnungen erweiterte sich 
allmählich die ursprüngliche Bestimmung auch zur Aufnahme 
für arme Gebrechliche, Blödsinnige und Bettler. 

Auch etwa 450 Wallfahrer, die alle 7 Jahre von Oester¬ 
reich-Ungarn nach Aachen pilgerten, erhielten darin freie 
Herberge. 

Infolge der allgemeinen Armut nach den Drangsalen des 
Dreißigjährigen Krieges und der häufigen verwüstenden Ein¬ 
fälle der Franzosen steigerte sich die Massenbettelei zu einer 
großen Landplage und das Haus mußte zu Ende des 17. Jahr¬ 
hunderts viele Aufnahmegesuche von wahrhaft arbeits¬ 
unfähigen Menschen abweisen, weil ein großer Teil des An¬ 
wesens als Zuchthaus beansprucht wurde, um gesunde 
Müßiggänger darin „in Zucht zu nehmen“. 

Ueber das Betteln wurden mehrfach verschärfte Verord¬ 
nungen erlassen, die an den Toren angeschlagen, unter Trom¬ 
melschlag verkündet und bei den Zünften verlesen werden 
mußten. Fast immer wiederholte sich: „Daß alle fremden 
Vagabunden, herumstreifende Burschen und Weiber sich 
innerhalb drei Wochen aus dem Lande machen sollen, ansonst 
sie bei angemessener Abprügelung auf ein Vierteljahr zu 
schwerer Arbeit im Zuchthaus angehalten würden und dann 
gegen Abschwörung einer „Urpfed“ durch den Stadtknecht 
des Landes verwiesen würden.“ Beim Schwören der Urpfed 
mußte der Züchtling bei der Entlassung schwören, daß er 
wegen der ausgestandenen Strafe weder an der Obrigkeit, noch 
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an den Beamten des Zuchthauses sich rächen und keine bos¬ 
hafte Vergeltung üben wolle. 

„Wer nicht in seiner Heimat bleibe, solle im Zuchthaus 
empfindlich bei Wasser, Brot und schwerer Arbeit gezüchtigt 
werden. Aehnlich soll es Einheimischen ergehen, die ohne 
obrigkeitliche Erlaubnis betteln. Handwerksburschfen sollen 
an den Toren durch die Examinatoren bedeutet werden, daß 
das Betteln verboten sei, sie sollen sich sogleich bei dem Her¬ 
bergsvater melden; hätten sie innerhalb drei Tagen keine Arbeit 
erhalten, so sollen sie sich bei einem Geschenk von sechs 
Kreuzern alsbald hinweg begeben, andernfalls sollen sie in 
das Zuchthaus geführt werden.“ Aehnliche Strafen wurden 
den Bürgern, die liederlichem Gesindel Unterschlupf gewähr¬ 
ten, angedroht. Verdächtige Häuser sollen von Zeit zu Zeit 
visitiert und bei Uebertretungen in scharfe Strafe genommen 
werden. 

Derjenige, der an Bettler direkt Almosen gab, hatte 
strenge Geld-, ja sogar Leibesstrafen zu gewärtigen. Wer aber 
solche Verfehlungen anzeigte, erhielt den vierten Teil der ver¬ 
wirkten Geldstrafe als Belohnung. 

Um die Straßen und Kirchen von Müßiggängern endlich 
zu säubern, befahl der Kurfürst, das bereits teilweise schon 
als Zuchthaus dienende Bürgerhospital ganz als solches zu 
verwenden. „Er möchte auf alle mögliche Weise die Einrich¬ 
tung des ohnentbehrlichen, dem publico höchst nötigen Zucht- 
und Arbeitshaus gefördert wissen.“ Eine eingehende Verord¬ 
nung vom 28. Juni 1742 regelte alle Einzelheiten, wobei betont 
wird, daß „die Missetäter in gehörige Zucht gebracht und von 
Leib und Seel verderblichen Lastern abgehalten werden sollen. 
Keine grausamen Marter und Folter sollen angewendet werden, 
sondern anfänglich fände bei den Eingelieferten nur eine 
glimpfliche Korrektion statt, der Willkomm, sechs Schläge mit 
der Karbatsche, später mehr mit dem Ochsenziemer oder der 
neunköpfigen Karbatsche. Die erboste Halsstarrigkeit werde 
allerdings aufs schärfste bezwungen, das Laster ausgerottet, 
der Müßiggang ausgetrieben; hingegen werde die Tugend ein¬ 
gepflanzt, die Frömmigkeit eingedrucket und so das Gemein¬ 
wesen von allem schlimmen Gesindel befreit“. 

Das heute noch über dem Tor der alten Anstalt befindliche 
Relief (das Original, im Jahre 1743 für 45 Gulden gefertigt, 
befindet sich im Museum) versinnbildlicht die Verordnung von 
1742. Personen hohen und niederen Standes in einem Wagen 
angefesselt bedeuten: „Verschwender, Schwelger, Spieler, Ver¬ 
führer, Wüstlinge, unbändige Handwerksburschen, trutzige 
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Dienstboten, widerspenstige Kinder, herrenlos Gesindel, son¬ 
derlich aber lüderliche, Aerger erregende prostituierliche, skan¬ 
dalöse, herabgesunkene Frauenzimmer.“ In dem sonderbaren 
Gespann vor dem Wagen sollen die menschlichen Leiden¬ 
schaften und Torheiten zum Ausdruck kommen. Das Vorder¬ 
gespann, ein Paar Schweine, die Säue, bedeuten das Laster, 
die Gemeinheit, die Unzucht; das Mittelgespann, ein Löwen¬ 
paar, die Raubtiere: Gewalttätigkeit, Habgier, Raub, Totschlag 
und Mord; das Hintergespann, ein Paar Hirsche, stellen den 
Stolz, den Dünkel, den Hochmut und die Hoffahrt dar. 
Howard, der in seinem Reisebericht von 1775 sich sehr 
lobend über das Mainzer Zuchthaus ausspricht, deutete dabei 
das Bild: „Da man wilde Tiere zum Joche zähmen könne, dürfe 
man auch an der Besserung und Zurückbringung verwilderter, 
zügelloser Menschen nicht verzweifeln.“ 

Auf höchste Anordnung sollten die Züchtlinge ihren 
Unterhalt selbst verdienen „und noch etwas darüber hinaus“. 
Die Verwaltung konnte dies durch den Betrieb einer Brannt¬ 
weinbrennerei und durch Mästen von Schweinen auch er¬ 
reichen. Aber infolge der fortgesetzten schweren Ausschreitun¬ 
gen, die sowohl bei den Gefangenen, als auch bei den Beamten 
ihre Ursache in dem reichlichen Genuß von Branntwein hatten, 
mußte man im Jahre 1762 nicht ohne große finanzielle Be¬ 
denken die Schnapsbrennerei endgültig aufheben. 

Großes Interesse wurde dem Bau einer Tretmühle zuge¬ 
wendet, von deren Gebrauch man erhoffte, unverbesserliche 
Müßiggänger am besten an die Arbeit gewöhnen zu können. 
In einem umfangreichen Bauvertrag versichert der Mühlen¬ 
bauer, „daß, sofern das Mühlwerk, wo Gott vor sei, zum üblen 
ausfallen solle, er all sein Hab und Nahrung an liegenden und 
fahrenden Gütern verhypothekiert haben wolle“ usw. 

Zur Einweihung des fertiggestellten Werkes wurde 1743 
der Kurfürst eingeladen, „damit er das wuchtige Werk, so die 
Nachwelt mehr, denn die gegenwärtige rühmen wird, mit 
eigenen Augen kennen lerne“. Nach Rechnungen und dem 
vorerwähnten Vertrag, der die einzelnen Teile genau nach Maß 
und Art beschreibt, konnte der Verfasser das interessante Werk 
wahrheitsgetreu darstellen: 

Die beiden großen Krahnräder hatten 6 Meter Durch¬ 
messer und waren, wie die beiden Wellbäume, aus Eichenholz 
mit Eisen beschlagen, gefertigt. Die Zahnräder waren aus 
Apfelbaum- und die Zähne aus Weißbuchenholz hergestellt. 
Das große Zahnrad hatte 108 Zähne und maß 3,16 Meter im 
Durchmesser. Die beiden Stirnkammräder hatten einen 
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Durchmesser von 2,04 Meter und waren mit je 72 Kämmen 
besteckt; der Antrieb auf die Vorlegewelle griff mit 27 eisernen 
Spindeln in die beiden sechsteiligen Spindelköpfe der senkrecht 
stehenden Mühlsteinwellen ein. 

Infolge dieser Uebersetzungen: 108/27=4, und 72/6=12, 
drehten sich die Mühlsteine 4.12=48mal herum, bis die 
großen Kranräder eine Umdrehung vollzogen hatten. 

Um den Betrieb der Tretmühle zu fördern, erließ der Kur¬ 
fürst die sonst übliche Akzise (Gebühr) von 20 Kreuzer für 
den Malter, und da der Verwalter Tantiemen erhielt, wurden 
die Züchtlinge zumeist über ihre Kräfte angestrengt. Bis auf den 
heutigen Tag hat sich im Volksmund zur Kennzeichnung von 
großer Müdigkeit und Erschlaffung der Ausdruck erhalten: 
„Müde, wie in der Tretmühle gegangen!“ 

Nach der Tagesordnung dauerte für die Züchtlinge die 
Arbeitszeit im Winter von früh 5 Uhr bis abends 9 Uhr und im 
Sommer von früh 4^4 Uhr bis abends 9% Uhr. Außer anderen 
Arbeiten mußten die Gefangenen täglich am Vor- und Nach¬ 
mittag je zwei Stunden die Mühle treten. War das Werk im 
Gange, so konte es von den Gefangenen selbst nicht mehr an¬ 
gehalten werden. Während die Männer im Innern des Rades 
aufrecht und verhältnismäßig bequem gehen konnten, mußten 
die weiblichen Gefangenen unter schwierigen Verhältnissen 
außen wie auf einer Treppe laufen, wobei stets die Stufen, die 
weniger als einen Fuß breit waren, unter ihren Füßen ver¬ 
schwanden. Wollten sie dabei stehen bleiben, so schlugen ihnen 
die Kanten der Stufen wider die Schienbeine. Die einzige 
Möglichkeit, los zu kommen, war das Hinauftumen auf die 
Plattform, oder das Abstürzenlassen mit dem laufenden Rad 
nach unten. Zu beidem gehörte jedoch besondere Gewandtheit 
und großer Mut. Aus diesem Grunde und weil bei dieser 
Anordnung ihr geringeres Körpergewicht auf einen längeren 
Hebel wirkte, ließ man die Frauen außen gehen. Wollten die 
Männer im Innern des Rads stehen bleiben, so wurden sie 
emporgeschleudert und ihre Gliedmaßen kamen beim Umfallen 
in Gefahr durch die seitlichen Speichen. Der damalige Armen¬ 
direktor R u 1 f f s, ein großer Menschenfreund, dem auch die 
Arbeit im Zuchthaus unterstellt war, setzte nach langem, 
schwierigem Kampfe endlich durch, daß die Mühle beseitigt 
wurde. In einem seiner Berichte führte er an: „Durch diese 
Mühle wird die Besserung der Menschen vereitelt, in jeder 
Arbeitsstunde haben beide Geschlechter Gelegenheit, sich in 
schandbarsten Unterhaltungen zu ergehen, Liebeserklärungen 
und geheime Abmachungen werden gepflogen. Die Weiber 
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müssen in gebückter Haltung sich mit beiden Händen an ein 
Querholz halten und mit ihren Brüsten darauf liegend auf dem 
Rade gehen. In den Ruhestunden zeigt sich an ihren Händen 
ein Zittern, an ihren Füßen ein Beben und die mit Geschlechts¬ 
ki ankheiten und Geschwüren behafteten Weibsleute müssen 
fast unerträgliche Schmerzen aushalten, so daß sie schon allen 
Ernstes baten, der Kurfürst möchte doch die Gnade haben, 
ihnen den Kopf abhauen lassen, dann wären sie doch von 
diesen Qualen. Das Mühlentreten sei daher physisch und 
moralisch schädlich.“ 

Auf kurfürstliche Verordnung vom 12. Tuli 1786 wurde 
die Mühle nach 43jähriger Tätigkeit außer Betrieb gesetzt. 
Der Verwalter, der von jedem Malter Getreide zu mahlen zwei 
Kreuzer Tantiemen erhielt, suchte 1788 die Wiedereinführung 
der Mühle dadurch zu erreichen, daß er anführte, die Ge¬ 
fangenen könnten bei der sitzenden Arbeit beim Wollenspinnen 
die Hülsenfrüchte nicht vertragen. Der Gewaltbot (höherer 
Beamter im kurfürstlichen Staate) äußerte dazu: „Daß den 
Züchtlingen mehr Bewegung zu verschaffen sei, wozu das vor¬ 
mals ganz gewiß aus guten Gründen eingeführt gewesene 
Mühlentreten je eher, je besser wieder in Gang zu bringen sei.“ 
Diese Ansicht teilte auch der Vizedom (höchster weltlicher 
Beamter im Kurfürstenstaat). Rulffs behielt jedoch beim 
Kurfürsten die Oberhand und die Mühle blieb stehen, bis sie 
im November 1808 als altes Holz meistbietend versteigert 
wurde. 

Nach Aufgabe der Branntweinbrennerei, der Schweine¬ 
mast und der Tretmühle erstreckte sich der Arbeitsbetrieb auf 
Spinnen, Weben, das Mahlen von Puder, Gewürz und Farben, 
Stärkeaustreten, Anfertigen und Verpacken von Stecknadeln, 
Beizen, Schneiden, Reiben und Verpacken von Rauch- und 
Schnupftaback, Wolle- und Gamfärben, Anfertigen von Ta¬ 
peten und Wachstuch, sowie Herstellung von „Parapluis“. 
Aber die Kosten für die Unterhaltung der Züchtlinge konnten 
nicht aufgebracht werden. Auch das Vermieten einzelner 
Räume als Magazine, Werkstätten und Wohnungen konnten 
der Finanznot nicht wirksam abhelfen. Die Kurfürstliche Re¬ 
gierung brachte daher eine öffentliche Sammlung wiederholt 
in empfehlende Erinnerung, auch genehmigte der Kurfürst eine 
Lotterie zugunsten des Zuchthauses; sodann wurde dem Ver¬ 
walter befohlen, er solle die Züchtlinge mehr zur Arbeit an- 
halten und sie nicht „allzu glimpflich traktieren, der Haus¬ 
geistliche soll ihnen mehr Gottesforcht einprägen“. 
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Daß die befohlene „Traktierung“ nicht selten angewendet 
wurde, ergibt sich aus den nachfolgenden Beispielen häufiger 
Entweichungen, die man, gestützt auf den Aberglauben, zum 
Teil auf unnatürliche Weise zu entschuldigen suchte. So 
meldet z. B. der Verwalter im Jahre 1749, daß der zum Tode 
wegen Desertion verurteilte und zu zehn Jahren begnadigte 
Musketier B. vom Riedischen Regiment „abends acht Uhr ent¬ 
wichen, ohne einiges Merkmal am ganzen Hause zu hinter¬ 
lassen“. Man glaubte, er hätte mit dem Satan im Bunde ge¬ 
standen. Ein zu zehn Jahren Zuchthaus verurteilter Dieb 
entwich nach Durchfeilen eines Gitters über das benachbarte 
St. Barbara-Hospital. Der Ausbruch mehrerer Züchtlinge auf 
demselben Weg gibt dem Provisor dieses Hospitals Anlaß, Be¬ 
schwerde zu erheben, weil der Zuchtmeister bei der Verfolgung 
durch Betreten des Hospitals mit bewaffneter Hand die kirch¬ 
liche Unverletzbarkeit mißachtet habe. 

Im allgemeinen waren zwei Arten von Züchtlingen in dem 
Zuchthaus untergebracht; solche, die von Amts wegen ver¬ 
urteilt waren, und solche, die auf Antrag der Eltern, Vor¬ 
münder, Dienstherrn und Gemeinden gegen Zahlung von 
„Quartier- und Atzungskosten in Zucht gegeben werden“. Die 
letztere Art nannte man „Geheimzüchtlinge“, es sollte ihre 
Strafe öffentlich so wenig wie möglich bekannt werden. Teil¬ 
weise wurden besondere Strafverschärfungen ausgesprochen, 
z. B.: „Der Bediente Ihrer hochwürdigen Gnaden des Herrn 
Domprobst soll acht Tage in das Zuchthaus gebracht, zum 
Willkomm und zum Abschied je sechs Streiche erhalten.“ — 
„Der Küchenjunge des Freiherrn von Dalberg ist zu einer 
wohlverdienten Korrektion acht Tage in das Zuchthaus zu 
nehmen und mit gewöhnlichem Willkomm und Abschied zu 
belegen.“ Der Schultheiß zu Fintheji ersucht das Zuchthaus, 
die Kath. S. auf vier Wochen auf Gemeindekosten aufzunehmen, 
weil sie sich an „verschiedenen Kleinigkeiten vergriffen und 
sich in gefährlichen Drohungen öffentlich ausgelassen habe, 
jedoch ohne Schläge und schroher Arbeit, weil sie sich bisher 
wohl und gescheit aufgeführt habe“. Ein wegen „Frevels“ zu 
drei Monaten verurteilter Züchtling solle die Strafe in Ketten 
verbüßen. Er trug Tag und Nacht eine Kette, welche von 
einem Arm über die Schulter nach einem Bein ging. Beim 
Schlafen konnte er nur einen Aermel und ein Hosenbein aus- 
ziehen, der Anzug ging mit in das Bett. Das Rasseln der 
Ketten störte und erschreckte häufig seine Mitgefangenen im, 
Schlafe, worüber diese Beschwerden führten. Ein besonders 
wiederspenstiger Müßiggänger soll „bei seinem Eintritt mit 
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einer dessen Ldbeskönstitutior?-gemäßen Tracht Schläge von 
etwa zwanzig Oebsejiziemerstceichen und ebenso bei seiner 
Entlassung belegt werfen 1 -, ^Auf Regierungsbescliiuß soll die 
auf hiesiger Vikariätsstube sitzende Barbara 21V,. in allhiesjges 
Zuchthaus gebracht und darin bis auf weiteres zur Arbeit un¬ 
gehalten, derselben auch bei dem Emfritt statt des Wjilkomms 
(sechs Streiche) zwölf Streiche gegeben werden.“ Oimz um 
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arbeit gebracht und sofort bei Ausführung: aus dem Zuchthaus 
sechs wohl angemessene Peitschenstreiche gegeben werden, 
falls solches seine .Konstitution erleide“ 

Laut lnvCntarienverzeichrdA voti 174? waren an Zucht 
mitteln vorhanden Drei polmsche Peitschen, die eine fnif drei 
.Strängen- und neun Knöpfen» die andern mit drei bezw. vier 
Knöpfen; eitie. Karbatsche mit geflochtenen Kiemen ; eine Straf* 
bank für M.aj.mszüchÜmge, eine für WeibszüchfÜnge mit je' 
einer eisernen Kette ; ein Block mit eiserner Kette, „so. ver¬ 
wegenen Züchtlingen bis.zu ihrer Besserung anzutegeu“zwei 
Klötze mit Ketten, vierzehn Füßsäiellen mit Ketteri.; fünf Ketten 
mit vier kleinen und sieben großen eisernen Ringen Und 
Schrauben i ' *'{, ■/’ 

Andrerseits übte mau aber auch, mcblicb milde Rücksicht 
auf -Kranke, Schwangere nsw. 

Nicht Selten überließ man holländischen Weibeoffixieren 
Uebeltäter, u. a. auch zum Tode. Verurteilte Deserteure. Das 
Werbegetd floß in die Zuchthauskasse. 


gerade noch wie heute, Hü Isen fruchte, Brot, und Gemüse vor¬ 
herrschend waren. 

Ferner war bestimmt, daß „diejenigen, so zur Straf Wasser 
und Brot bekommeu, müssen täglich zw«! Pfund Brot zü ge¬ 
nießen haben nndteihtnal Warmes, sonderfuh, wann -sie harte 
Arbeit haberi •■Diejenigen so beichten und com mm'deren, be- ; 
kommen .selbigeii Tag ein halb Mäaß .Bkm, äuch wenn das. 


fahrt, Pfiugsteii, Wteihuachteii, Neujahr-, auch auf den hohen 
Geburtstag ihrer Chur. Gnaden, .weicher lug im Zuchthaus 
mit Feiern und beten soll zugehrächt Werdern geschehen muß” 


jiD* 
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Oefters wurden auch Nahrungsmittel gestiftet, u. a. einmal 
vier Tonnen Heringe. 

Das Pflegegeld für einen Züchtling war wöchentlich auf 
45 Kreuzer festgesetzt. Zur Lagerung dienten Matratzen, 
Polster und Kulten, die meisten Bettstellen waren Doppelladen, 
d. h. je zwei Züchtlinge schliefen zusammen. Kleider wurden 
von der Anstalt nicht geliefert, man half sich, ohne Rücksicht 
auf Uebertragung von ansteckenden Krankheiten, mit dem 
Nachlasse verstorbener Insassen und den Geschenken so¬ 
genannter Guttäter. Schuhe gab es überhaupt nicht. Als Be¬ 
leuchtungsmittel diente Tran. Auch über die Gesundheitspflege 
waren genaue Verordnungen erlassen. Die meisten Kuren be¬ 
standen durchweg in Aderlässen und in Verordnung von 
Mixturen. Im allgemeinen war man auf Reinlichkeit sehr be¬ 
dacht. 

Howard rühmt in seinem Reisebericht von 1775/76: 
„Im Zuchthaus zu Mainz war alles reinlich und sauber, ein 
Zeichen der guten Verwaltung und Aufsicht. Wie ich gegen 
den Aufseher diese Reinlichkeit erwähnte, antwortete er: „Wie 
kann es anders sein, da wir so viele Frauenspersonen im Zucht¬ 
haus haben, die müssen doch wahrlich das Haus wohl rein 
halten.“ 

Das weibliche Geschlecht betrug damals meist 60 Prozent 
aller Missetäter, während es jetzt allgemein kaum mit zehn 
Prozent in Betracht kommt. 

Besondere Pflegestätten für Geisteskranke gab es in jener 
Zeit noch nicht, man begnügte sich damit, diese Unglücklichen 
in Strafhäusem unterzübringen. 

Obgleich der Verwalter häufig über die Ueberfüllung der 
Anstalt klagte und die unhaltbaren Zustände schilderte, die 
sich aus dem Zusammenleben von so viel Geisteskranken, 
Blödsinnigen, mit der „fallenden Krankheit“ und dem Veits¬ 
tanz behafteten Menschen ergab, mußte das Zuchthaus noch 
fortgesetzt Unterkunft für die vielen aufgegriffenen Bettler 
bieten. Dieser Umstand wurde aber noch wesentlich ver¬ 
schlimmert, als in den Jahren 1771/72 eine große Hungersnot 
ausbrach und Kurfürst Emrich Joseph, dieser hervorragende 
Wohltäter der Armen, aus eigenen Mitteln Getreide von Danzig 
kommen ließ, das er zum Selbstkostenpreis an die Bürger ver¬ 
teilte. Nun strömten die armen hungrigen Menschen aus wei¬ 
tester Umgebung nach dem verhältnismäßig reich gesegneten 
Mainz und hier wurde daraufhin die Bettelplage geradezu 
unerträglich. 



435 


Eine ähnliche Erscheinung kann auch heute noch in Mainz 
beobachtet werden: Hier verschwinden seit einigen Jahren über 
Weihnachten fast sämtliche Bettler. Zu Weihnachten wird im 
hiesigen Arresthaus dahier kaum noch einer eingeliefert. Das 
Rätsel findet seine Lösung in dem Umstand, daß sämtliche 
Bettler der weitesten Umgebung schon lange vorher ihre „Be¬ 
schlüsse fassen“, zu Weihnachten „auf Darmstadt zu dippeln“, 
dort kehren sie auf den Herbergen als Gäste des Großherzogs 
sowie der Stadt Darmstadt ein, dann fluten sie Wieder nach 
ihren gewohnten Gefilden zurück. Die „Kundschaft“ vom 
Arresthaus Mainz trifft in der Regel Anfang Januar in ge¬ 
wohnter täglicher Zahl von 10—12 Mann wieder hier ein. 

Am 2. Januar 1787 ordnete Kurfürst Friedrich Karl 
Joseph in der Verordnung über Abschaffung des Gassenbettels 
und Unterhaltung der Armen u. a. folgendes an: „Blödsinnige, 
oder beim gänzlichen Verluste des Verstandes wahnsinnige 
Arme haben ihren Besserungs- und Versorgungsort bisher, so 
wie in vielen anderen Staaten, im hiesigen Zuchthaus gefunden, 
welches noch ferner und bis in Zukunft ein anderer zweckdien¬ 
licher Aufenthalt dazu eingerichtet wird, für diese Unglück¬ 
lichen der Versorgungsort bleiben soll.“ In einem Verzeichnis 
vom 31. Juli 1792 sind 51 Zöglinge aufgeführt, wovon 34 mit 
dem Vermerk versehen sind: „ist noch verrückt“. Vielleicht 
boten gerade die Leichen dieser Unglücklichen, deren Aufent¬ 
halt im Zuchthaus ein unbegrenzter war, der medizinischen 
Fakultät der Mainzer Universität Anlaß, daß die Anatomie 
dahin verlegt war. Bereits im Jahre 1748 wird sie daselbst er¬ 
wähnt. 1755 betont der Verwalter, daß er schon öfters die 
Verlegung der zur Universität gehörigen Anatomie wegen der 
entstandenen Unzuträglichkeiten beantragt habe, zumal die 
Universität nichts dafür vergüte. Sie wird aber später noch 
öfters erwähnt und es scheint, daß sie im Zuchthaus bis zur 
Aufhebung der Mainzer Universität am 28. September 1798 
verblieben war. 

Als großes Verdienst muß es dem letzten Kurfürsten von 
Mainz, Friedrich Karl Joseph von Erthal, nachgerühmt wer¬ 
den, daß sein soziales Verständnis sich weit über seine Um¬ 
gebung erhob, indem er erkannte, daß die Ursache der da¬ 
maligen Not und Armut wesentlich in dem Mangel einer 
organisierten Arbeitsgelegenheit einerseits und in einem un¬ 
vernünftigen Strafvollzug andererseits zu suchen war. Dies 
ist unstreitig dadurch erwiesen, daß er den Kaufmann August 
Friedrich Rulffs, Protestant und Meister vom Stuhl der 
Freimaurerloge in Bremen, nach Mainz zur Reorganisation 
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des Armenwesens und der Zuchthäuser berief und alle seine 
Handlungen gegen die zur Zeit hochvermögenden Widersacher 
dauernd unterstützte. 

Rulffs, ein Mann mit reichen Gaben des Geistes und 
des Herzens, der die Schäden jener Zeit in ihrem innersten 
Wesen erkannt hatte, war dem Kurfürsten durch seine hervor¬ 
ragenden Schriften, u. a. über die Spinnhäuser von Hamburg 
und Edinburgh, auf gef allen und er stellte ihn im Jahre 1786 
als „Armendirektor“, dem auch das Zuchthaus unterstellt war, 
hier an. 

Rulffs sorgte zunächst für praktische Arbeitsgelegen¬ 
heit. Es wurden öffentliche Arbeitssäle bereit gestellt, dort 
erlernten die Armen vom Kindesalter bis zum Greisenalter das 
Spinnen und Weben, er sorgte für billigste Beschaffung der 
Rohstoffe und war darauf bedacht, daß unnötig kein Geld zum 
Land hinausging, was z. B. bis dahin vielfach für das Färben 
von Garn und Tuch der Fall war. Bald konnte sich keiner 
mehr entschuldigen, daß es ihm an Arbeitsgelegenheit fehle. 
Jetzt konnte man die wirklichen Müßiggänger herausfinden 
und diese wurden dann im Zuchthaus in strenge Zucht genom¬ 
men. Aber auch hierbei sorgte Rulffs für eine menschen¬ 
würdige Behandlung und bereitete einer bis dahin eingerissenen 
Willkür ein Ende. 

Wie bereits früher angeführt, veranlaßte er die Beseitigung 
der Tretmühle. Er sorgte dafür, daß den Züchtlingen 
Anstaltskleider geliefert wurden, er führte einen regelrechten 
Arbeitsbetrieb ein, wobei die Gefangenen hauptsächlich spin¬ 
nen und weben lernten, so daß sie sofort nach der Entlassung 
im Spinnhaus lohnende Arbeit fanden. Auch wurde den 
Züchtlingen ein Teil des Arbeitsverdienstes bei der Entlassung 
ausgezahlt, der sich nach Maßgabe ihres Fleißes nach be¬ 
sonders aufgestellten Tabellen angesammelt hatte. Die Ver¬ 
pflegung wurde verbessert, die Tagesarbeitszeit (4% Uhr früh 
bis 9% Uhr abends) vermindert. Damit die männlichen Ge¬ 
fangenen bei ihrer Entlassung nicht der öffentlichen Verachtung 
preisgegeben sind, wurden besondere Bestimmungen über den 
Haarschnitt erlassen und dergleichen mehr. Rulffs förderte 
damals schon Einrichtungen im Strafvollzug, die sich zum 
Teil erst in unserer Zeit vollständig durchgesetzt haben. 

Während der ganzen Zeit des Bestehens des Zuchthauses 
war die kurfürstliche Regierung stets auf Ausübung einer ge¬ 
regelten Seelsorge sehr bedacht. Die Anstellung eines beson¬ 
deren Zuchthausgeistlichen gründete sich auf einige Stiftungen 
mit recht kümmerlichem Unterhalt. Auf Anregung von 



— 437 — 


Rulffs, berichtete der Gewaltbot im März 1788 „daß wohl 
für die katholischen Züchtlinge in der Seelsorge genügendes 
geschehe, da jedoch auch protestantische und jüdische vor¬ 
handen wären, so sei darauf Bedacht zu nehmen, daß auch 
diese, einen den Grundsätzen ihrer Religion angemessenen 
Unterricht zur Verbesserung ihrer Moralität erhalten würden.“ 

Rulffs sagte u. a. in seinen Berichten: „Was nützt es 
denn den armen Menschen, die häufig nur ihres aus Not be¬ 
gangenen Fehltritts wegen in das Zuchthaus gebracht werden, 
dort nicht selten durch Vergessenheit Jahre lang Züchtling 
bleiben, um dann mit zerrissener Kleidung, die vorher noch 
gut war, vor die Türe gesetzt zu werden, ohne daß sie etwas 
nützliches gelernt haben, womit sie ihren Unterhalt selbst kön¬ 
nen erringen. Barfüßig, in zerlumpter Kleidung und hohlen 
Wangen, stößt sie jedermann von sich, des Stranges wegen 
werden sie nicht stehlen, aber aus Hunger betteln. Der Arme 
wird wiederum ins Zuchthaus gebracht, erhält dort nach der 
großen oder kleinen Barmherzigkeit des Verwalters vier bis 
sechs Schläge, der Polizeidiener aber freut sich, sein kärgliches 
Salarium um drei Batzen verbessern zu können.“ Er stellte fest, 
daß oft. ein und dieselbe Person in einer Woche mehreremals 
von diesem Schicksal betroffen wurde. Die Polizeidiener lauer¬ 
ten dem Entlassenen sofort auf und freuten sich wegen des 
Fanggeldes, wenn sie diese beim Betteln immer wieder er¬ 
wischen konnten. Sehr energisch bekämpfte Rulffs das Ein¬ 
bringen der sogenannten widerspenstigen Kinder, wobei er be¬ 
tonte, daß bei ihnen doch mehr die schlechte unvernünftige 
Erziehung die Ursache ihrer Fehltritte sei, als das eigene Ver¬ 
schulden. Mehrfach nahm er sie aus dem Zuchthaus heraus 
und gab sie nach dem Waisenhaus oder bei passender Familie 
in Erziehung. Deshalb wurde er der Eigenmächtigkeit bezich¬ 
tigt und mußte sich durch umfangreiche Berichte verteidigen; 
fast alle hohen Würdenträger waren auch hierbei gegen ihn, 
aber beim Kurfürsten fand er zum Glück stets das rechte Ver¬ 
ständnis. 

Auch seine sonstige auf dem Gebiet der Armenpflege 
liegende Tätigkeit war äußerst ersprießlich und seine vielen 
Widersacher konnten ihm die Gunst des Kurfürsten nicht 
rauben. Rulffs erreichte sogar beim Kurfürsten die Ge¬ 
nehmigung zur Gründung der ersten protestantischen Ge¬ 
meinde in Mainz. Nach endlos langer Zeit des allgemeinen 
Elends konnten sich nunmehr die Bürger des Kurmainzer 
Staates wieder eines sichtbaren Aufschwunges zum Wohlstand 
erfreuen. Am 21. Oktober 1792 kapitulierte Mainz und 
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General Gustine hielt mit dem 

seinen EinzugvDer Kurfürstund fttit ihm die hohen und be¬ 
güterten Leute waren vorher geflohen und R u 1 f Cs mußte sich 
mit der neuen Regierung halten, um für seine Ärmeh weiter 
sorgen zu Sönnern •.' Dabei mußte er -auch einigemal die'. Ver¬ 
sammlungen der Klubisten besuchen, was sehr verhängnisvoll 
für ihn werden sollte,/!; Als am ^3* Juli 1 793 die Franzosen 
ahztehen mußten, warfen sieh die Bürger, die zuerst sehr für 
das Franzosentum geschwärmt -hatten, den deutschen B-rüdem 
reumütig in die Arme und ergossen allen verhaltenen Grimm 
über die Klubisten, Vielfach wurden diese roißhandeU, manche 
steckte man in das Gefängnis und korihsziene ihr Vermögen, 
So erging es auch dem edlen guten R u lf f s, jetzt konnte man. 

des zurückgekehrten Kürfürsich^ 
ja ungehindert anschwärzen und ihm den Prozeß machen. 

Der im Februar 1907 verstorbene Visconti .Lord G o sch e n 
berichtete, daß sein Großvater Giorgj da eh im Gesehen 
als kleiner verlassener Knabe vonRolf FsAufnahme und Fr- 
ziehimg erhalten hafte. Als Gjschien, der . damals ichM 
berühmt gewordene Leipziger Veflagsbuchhärid.ler, von dem 


Unglück seines Pflegevaters erfuhr, wandte er sich uni Rat 
und Hüfe an Wieland und Körner, die um Fürsprache bei der 
Herzogin-Mutter von Weimar nachsuchen sollten, •. ' V - 

Verzweifelt schrieb er:.„0 .welch' ein . Geschick für. einen 
Manu, jetzt ein siebzigjähriger Greis, der sein, ganzes Lehen 
der werktätigen Menschenliebe gewidmet hat! Im upwidei- 
stehliehen Drang, rWöhlzutim, hat er für Notleidende sein 
mögen geopfert( Es handelt sich um den edelsten Menschen-, 
den je die Sonne bescltien! Er ist nicht des geringsten Unrechts 
fähig" wsw 

-. Aber sowohl Wiefand wie Köruer mahriten dnrigriidzür 
Vorsicht gaiiz .entsdricden-'ifb zu einer Reise • <al den; 

Rhein, woselbst die: Pol Da und Obrigkeit durch die Schrecken 
der französischen Pevölütion sich m größter Erregung bc- 
föiiden: G Öseft e h ließ sich jedbdi nicbF abhalfen, er nahm 
eine größere SiunmeGeld nah und brachte dem tief gebeugten 
geliebten Pflegevater persönlich die Frerhcitsvettügung in das 
MainzerZuchthaus,; daun -Sorgte er brr ein; Untmkomnien : dc*r 
Familie Rill fF$ irri Krooberg. Damit gab siclr Goscben 
aber noch, nicht zufrieden, sondern er Gei/ie beim Reichs- 
fcammergerieht • zu Wetzlar die vollständige .'RehäbUiberi.mg 
von Rulffs durch. — 





Zum zweitenmal schlug die Brandfackel der französischen 
Revolution über die Grenze und bereitete dem Kurfürstentum 
Mainz das Ende. 

Auf Befehl der französischen Regierung wurde u. a. im 
Jahre 1797 eine besondere Gefängniskommission gebildet, die 
auf Mittel und Wege zur Verbesserung der Bettelhäuser und 
Gefängnisse zu sinnen hatte. Im besonderen war ihr aufge¬ 
tragen, die ordnungsgemäße Verpflegung und Behandlung der 
Gefangenen, sowie die Trennung der Gewohnheitsverbrecher 
von anderen zu überwachen. Besondere Räume im seitherigen 
Zuchthaus dienten als Militärarrest. Die Anstalt benannte 
man jetzt Maison correctionelle oder auch Maison de force. 

Durch Gesetz vom 30. März 1804 ging dann das Ge¬ 
fängnis (Haus zum Floß) durch Tausch gegen das ehemalige 
Kapuzinerkloster in den Besitz des Staates über, das bei Auf¬ 
hebung aller Klöster als Nationaleigentum erklärt worden war. 

Nach der Katastrophe von Leipzig hielt die geschlagene 
verwahrloste Armee, etwa 30 000 Mann, begleitet von Krank¬ 
heit und Tod, in Mainz längere Rast. 

Da sich infolge der Ansteckungsgefahr keine Bürger mehr 
zur Krankenpflege und Leichenbestattung bereit fanden, ver¬ 
sprach man Gefangenen die Freiheit, wenn sie sich zur Aus¬ 
übung dieses Liebesdienstes bewegen ließen. 

Als die Franzosen am 4. Mai 1814 abgezogen waren, 
wurde für Mainz zunächst eine provisorische Regierung ge¬ 
bildet. Welche schwierigen Aufgaben nach den schrecklichen 
Kriegsnöten jener Zeit zu erfüllen waren, kommt drastisch 
zum Ausdruck in einem Gesuch des Zuchthausverwalters am 
14. Dezember 1814, das also beginnt: 

„Mit Furcht, Zittern und Schrecken flehe ich wiederholt 
um Ersatz der Kosten, da ich. als Mann mit großer Familie 
ohne Bezahlung nicht bestehen kann.“ 

Laut Staatsvertrag vom 30. Juni 1816 nahm die Großh. 
hessische Regierung am 12. Juli Besitz vom ehemaligen De¬ 
partements Donnersberg mit seiner Hauptstadt Mainz. Eine 
große Sorge erblickte sie in den überaus mißlichen Zuständen 
der Gefangenenanstalten, die namentlich nach Rücklieferung 
der Verbrecher aus Frankreich überfüllt waren. Ein Revisions¬ 
bericht betont, daß infolge der ungesunden Verhältnisse die 
Verurteilten geradezu dem unvermeidlichen Tode preisgegeben 
seien, und man war eifrig bemüht, Besserung herbeizuführen, 
wobei darauf Bedacht genommen wurde, daß Untersuchungs¬ 
gefangene und korrektioneile Häftlinge von den Kriminal- 
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Verbrechern getrennt blieben. Das Zuchthaus wurde nun Kor¬ 
rektionshaus benannt. 

Bis zur Verwirklichung eines Neubaues für Unter¬ 
suchungsgefangene vergingen noch vierzehn Jahre und man 
mußte den Mißständen durch mancherlei Notbehelfe zu be¬ 
gegnen suchen. 

Im Jahre 1831 wurde z. B. angeordnet, daß kriminelle 
Verbrecher vorzugsweise nach Marienschloß verbracht und 
daß zehn weibliche und dreißig männliche Korrigenden nach 
dem Korrektionshaus Darmstadt überführt werden sollten. 
Nach der dortigen Hausordnung war die Verabreichung von 
Tabak und geistigen Getränken nicht gestattet, auch soll die 
Kost und die Behandlung der Kranken schlechter gewesen 
sein, so daß die Mainzer ihre Rückbringung nach Mainz 
dauernd und stürmisch verlangten, wobei sie sich auf das 
„linksrheinische“ Gesetz stützten, das nach ihrer Ansicht die 
Ueberführung nicht gestatte. Ein am 14. Juli 1831 gewaltsam 
unternommener gemeinsamer Ausbruch mit Meuterei wurde 
durch Militär unterdrückt. Sowohl das Korrektionshaus 
Darmstadt wie Mainz wiesen durch eingehende Berichte nach, 
daß durch Ueberfüllung die Gesundheit der Gefangenen aufs 
ärgste gefährdet sei, worauf das Großh. Ministerium am 
17. August 1831 in Anbetracht der unvermeidlichen Not¬ 
wendigkeit die Rücksendung der Mainzer Sträflinge verfügte. 

Die seit 19. Juli 1831 gültig gewesene Dienstordnung für 
das Aufsichtspersönal in den Zivilgefängnissen zu Mainz war 
sehr vom Geiste humaner Anschauung durchweht, aber an den 
ungenügenden baulichen Zuständen konnte sie vorerst nichts 
ändern. 

Trotz Eröffnung des Arresthauses, das am 24. November 
1834 bezogen wurde und zur Aufnahme von Untersuchungs¬ 
gefangenen und zur Vollstreckung längerer Gefängnisstrafen 
diente, und trotz der Verbesserungen im Korrektionshaus „zum 
Floß“ (wobei eine Anzahl Züchtlinge beurlaubt wurde), zeigten 
sich die Räume doch bald wieder als unzulänglich. Im Winter 
stieg der Gefangenenstand häufig auf 300 Köpfe an, und die 
Not wurde besonders groß, als im Jahre 1858 ein Gebäude 
niederbrannte, in dem die Korrigenden Phosphorstreichhölzer 
anfertigten. 

Nach Einführung des Deutschen Reichs-Strafgesetzbuches 
wurde am 29. März 1871 bestimmt, daß die seitherigen Kor¬ 
rektionshäuser in Darmstadt, Dieburg und Mainz die Bezeich¬ 
nung „Gefängnisse“ zu führen haben, und daß Gefängnis¬ 
strafen über einen Monat sowie Haftstrafen in den seitherigen 



Bezirksgefängnissen, jetzt Haftlokale genannt, zu vollziehen 
seien. Doch waren die auswärtigen Haftlokale nicht hin¬ 
reichend, um die vielen Bettler und Landstreicher aufnehmen 
zu können, die von einer Stadt nach der andern abgeschoben 
wurden. Das Mainzer Gefängnis mußte nun wieder Räume 
dafür bereit stellen, wodurch abermals eine starke Ueberfüllung 
eintrat. Die sich hieraus ergebenden mißlichen Zustände er¬ 
reichten ihren Höhepunkt in den außergewöhnlich harten Win- 
tem im Jahre 1879/80 und 1880/81, sowie bei den dicht dar¬ 
auf folgenden großen Ueberschwemmungen in den Jahren 
1881 und 1882. 

Infolge des allgemeinen Notstandes hatte man mit einer 
länger andauernden Erhöhung des täglichen Bestandes an 
Bettlern, etwa 80 an der Zahl, zu rechnen. Straßendimen gab 
es damals außerordentlich viele, und die Mehrzahl stand auf 
denkbar niedrigster Stufe. Fast täglich wurden etwa zwanzig, 
häufig betrunken, auf der Straße aufgelesen. 

Während größerer baulicher Veränderungen im Landes¬ 
zuchthaus Marienschloß mußten in den Jahren 1881 bis 1883 
etwa 25 männliche Zuchthausgefangene ihre Strafe im Mainzer 
Gefängnis verbüßen. 

Laut allerhöchster Entschließung wurden die Straf¬ 
anstalten des Großherzogtums vom 1. April 1885 ab der 
Justizverwaltung zugeteilt und mit der oberen Leitung der 
Oberstaatsanwalt, jetzt General-Staatsanwalt, beauftragt. Mit 
diesem Zeitpunkte trat ein Mann auf den Plan, dem die Ent¬ 
wicklung des gesamten Gefängniswesens in Hessen viel zu 
danken hat. Großzügig, weitausschauend und mit zäher 
Energie stellte sich der damalige Staatsprokurator, der nach¬ 
malige Ober- beziehungsweise General-Staatsanwalt Geheimrat 
Schlippe vor die Lösung einer großen Aufgabe. 

Schritt für Schritt folgten Verbesserungen in jeder Be¬ 
ziehung. Im Jahre 1895 wurde für die Gefängnisschule in 
Mainz, woselbst die Jugendlichen untergebracht waren, ein 
besonderer Lehrer angestellt. Fortgesetzt war man sowohl in 
baulicher Beziehung, als auch in Gestaltung der Verpflegung 
darauf bedacht, den Gesundheitszustand der Gefangenen zu 
heben. Daß dies gelungen ist, dürften nachstehende statistische 
Ziffern am besten darlegen: 

Die Sterbefälle betrugen bis zum Jahre 1861 durchschnitt¬ 
lich 4 Prozent, sie sanken bis zum Jahre 1881 auf 2,3 Prozent 
und bis 1891 auf 0,2 Prozent. In dem Jahrzehnt 1890 bis 
1900 betrug sie 0,13 Prozent und in den Jahren 1900 bis 1910 
nur noch 0,09 Prozent. 
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Hatte man in gesundheitlicher Beziehung viel erreicht, so 
galt es jetzt, dem nützlichsten Teil des Strafzweckes, der 
Besserung, immer näher zu kommen. 

Man zog in Erwägung, das Gefängnis Mainz lediglich 
als Landesweiberstrafanstalt einzurichten, denn seine Gebäude¬ 
anlagen ermöglichten ohne weiteres eine scharfe Trennung von 
Gefängnis- und Zuchthaussträflingen. Damals, 1902, waren 
in Mainz 85 weibliche Gefängnisgefangene und im Landes¬ 
zuchthaus Marienschloß 55 weibliche Sträflinge inhaftiert. 

Aber gerade von diesem Zeitpunkte an machte sich ein 
dauernd beträchtliches Sinken der Kriminalität beim weiblichen 
Geschlecht bemerkbar. Am Tage der fertigen Umwandlung 
zur Weiberstrafanstalt, im September 1907, betrug der Stand 
an weiblichen Insassen nur noch 46 Gefängnis- und 17 Zucht¬ 
hausgefangene. Er sank bis zum Juli 1910 auf 35 Gefängnis- 
sowie 12 Zuchthausgefangene und hat von da ab wenig 
Schwankungen erlitten. 

In der Erkenntnis, daß auf lange Zeit hinaus ein Steigen 
des Standes an weiblichen Gefangenen nicht zu erwarten sei 
und bei dem allgemeinen Bestreben, Vereinfachung in der 
Staatsverwaltung zu erzielen, erfolgte Mitte Juli 1910 die Auf¬ 
lösung der Weiberstrafanstalt. Die weiblichen Zuchthaus¬ 
gefangenen verbüßen nun wieder, wie früher, ihre Strafe in 
einem besonderen Bau des Landeszuchthauses Marienschloß, 
während an den weiblichen Gefängnis- und Haftgefangenen, 
Erwachsenen wie Jugendlichen, vom ganzen Großherzogtum, 
bei entsprechender Trennung von weiblichen Untersuchungs¬ 
gefangenen, die Strafen in dem, nach dem Entwürfe von 
Professor Bonatz-Stuttgart erbauten, im Juli 1910 seiner 
Bestimmung übergebenen Provinzial-Arresthaus in Mainz 
vollstreckt werden. 

Diese Frauenabteilung befindet sich in einem besonderen 
Flügel, der vom Keller bis zum Dachgeschoß von den Männer¬ 
abteilungen vollständig getrennt ist. Die Anstalt, neben dem 
neuen Justizgebäude auf dem ehemaligen Schloßplatz erbaut, 
ist mit allen Einrichtungen der Neuzeit, elektrischem Licht, 
Dampfheizung für Heiz-, Koch-, Bade- und Desinfektions¬ 
zwecke, mit Speiseaufzügen, Wäscheabwürfen, mit Klosett¬ 
spülung usw. versehen. 

Bei voller Belegung ist Raum vorhanden für: 

Männer in Einzelhaft 153, in gemeinsamer Haft 72 =• 225 
Weiber „ „ 30, „ „ „ 45 — 75 


Zusammen 300 
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Dazu kommen noch die Räume mit vorübergehender Be¬ 
legung, als Krankenräume, Aufnahmezellen usw., sowie die 
Werkstätten und Wirtschaftsräume. Die für Justizgebäude 
und Arresthaus gemeinsam dienende Kesselanlage der Zentral¬ 
dampfheizung liegt im Gebiete des Arresthauses, wobei Ge¬ 
fangene beschäftigt werden können. 

In der äußeren Form ist die Zweckbestimmung der Ge- 
fangenen-Anstalt nicht erkennbar. Sie mußte mit Rücksicht 
auf den vornehmen Stadtteil in den Straßenfassaden in dem¬ 
selben Stiele wie das monumentale Justizgebäude gehalten 
werden. 

Die Gesamt-Anlagekosten betragen für das Justizgebäudt 
1575 000 Mk., für das Provinzial-Arresthaus 1 105 000 Mk. 

Der erste Verwalter bei den Mainzer Strafanstalten war 
der Erbauer der berüchtigten Tretmühle; er wurde 1742 als 
Kenner der Zuchthausverhältnisse von Dietz a. d. Lahn hier¬ 
her berufen. 

Als der zwölfte Nachfolger amtiert seit 1. Dezember 1890 
der Verfasser. 
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Gewerbe undOekonomie im badischen Gefängnis¬ 
wesen anno 1845. 

Von W. Godelück (Straßburg). 


Im 45. Band unserer Blätter für Gefängniskunde ist unter 
dem Titel „Altes und Neues aus dem Zuchthaus in Bruchsal“ 
ein in historischer, hygienischer und wirtschaftlicher Beziehung 
ungemein wertvoller Ueberblick über die Geschichte des fast 
weltbekannten Strafhauses veröffentlicht worden. 

In engem Rahmen entwirft der leider unbekannt gebliebene 
Verfasser der erwähnten Abhandlung ein anschauliches Bild 
über das Hausregime und namentlich über die Bedeutung der 
Gefangenenkost in ihrer Beziehung zur Sterblichkeit. Und 
man möchte nur wünschen, daß nach diesem Vorbild allmählich 
für ganz Deutschland ein ähnliches Material aus den alten 
Hausarchiven und Staatsbüchereien gesammelt werde, um 
durch die Blätter für Gefängniskunde den Weg in die Oeffent- 
lichkeit zu finden. Denn gerade die klassisch zu nennenden 
Arbeiten der allverehrten Altmeister Dr. Krohne, Ernst 
v. Sichart, v. Streng und des werktätigen Pfarrer Krauß 
u. m. a. zeigen, daß noch viele Brücken gebaut werden müssen, 
welche den Uebergang entschwundener Zeiten mit der Gegen¬ 
wart ermöglichen sollen. 

Im Anschluß an den vorerwähnten Artikel über Bruchsal 
sei es verstattet, einen summarischen Rückblick auf das gesamte 
Gefängniswesen im Großherzogtum Baden in den 40er Jahren 
des letzten Jahrhunderts zu werfen. 

Eine tabellarische Uebersicht wird in aller Schärfe und 
Deutlichkeit das Bild veranschaulichen helfen. 

Wir fanden diese Tabelle im Bezirksarchiv des Bezirkes 
Unterelsaß zu Straßburg in den Akten der ehemaligen fran¬ 
zösischen Präfekturverwaltung. 1 ) 

Baden wurde schon damals als ein „Muschterländle“, und 
in Sachen des Strafvollzuges als das europäisch-kontinentale 
Musterland schlechthin angesehen. Und dies in Anbetracht 
des Status der Gefangenschaft in andern Landen auch mit Fug 
und Recht. 


*) Bezirksarchiv für das Unter-Elsaß y. 
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Der Wunsch des Präfekten des Departement du Bas-Rhin, 
das Poenalwesen im Unter-Elsaß wenigstens einigermaßen 
dem Strafvollzüge im benachbarten Großherzogtum zu nähern, 
gab Anlaß zu einem lebhafteren bezüglichen Schriftwechsel 
und zu Studienreisen. 

Im Dezember 1845 übermittelte das Großherzogliche 
Badische Justizministerium dem Präfekten des Kgl. französi¬ 
schen niederrheinischen Departementes in Straßburg eine All¬ 
gemeinübersicht über den Stand des Strafvollzuges in ökono¬ 
mischer und gewerblicher Beziehung. 

Von ganz besonderem Interesse dabei ist die Mitteilung, 
daß die gesamte Kleidung, das Bettzeug, Waschgerät, Stühle, 
Besen, Bürsten usw. für die Bedürfnisse der Hauswirtschaft 
der einzelnen Strafhäuser von Gefangenen gefertigt wurden. 

Die tägliche Beköstigung und Brotlieferungen wurden an 
Akkordanten vergeben. 

Ersichtlicherweise war die Kost nicht schlecht. Be- 
mängelnswert blieb nur die zu dürftige Abwechselung und die 
Ausreichung der Speisen in Breiform. Allein diese Mängel 
waren ja um jene Zeit überall vorhanden, weil man die Be¬ 
deutung der Kauarbeit bezw. der Konsistenz der Speisen für 
die Verdauung noch nicht voll erkannt hatte. 

Die Zwiebel- und Rahmsuppe bildeten wegen ihrer Be¬ 
kömmlichkeit und wegen des Gaumenreizes sehr willkommene 
Gerichte. 

Dank der steten Kontrolle durch Oberbeamte und Aerzte 
war die Beschaffenheit der gebotenen Speisen gut nach Zu¬ 
sammensetzung wie nach Zubereitung und Quantität. 

Im übrigen verweisen wir auf die Tabelle: . 
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Wie viel Fleisch 
erhält ein Sträfling 
wöchentlich? 

Wie hoch 
kommt im Jahr 
die Wäsche 
eines Sträflings 
zu stehen? 

Wie hoch belaufen 
sich im Jahre die 
Heizungs- und Be¬ 
leuchtungskosten 
der Anstalt 

Wie hoch be¬ 
läuft sich im 
Jahr der Total¬ 
aufwand der An¬ 
stalt auf den 
Kopf u. Tag 

Was und wie viel 
wird für die Lage¬ 
rung eines Sträflings 

verwendet? 

Zweimal wöchent¬ 
lich je y 4 Pfund, 

zusammen also 

V 2 Pfund knochen¬ 
freies Fleisch 

Waschen der 

Kleidungsstücke 
und des Weiß¬ 
zeugs 

3 Frc. 3 c. 

Heizungskosten 

= 1284 Frc. 33 c. 
Beleuchtungskosten 
= 620 Frc. 46 c. 

Brutto 

32 c nach Ab¬ 
zug der Ein¬ 
nahme 14 c 

65-70 Pfund 

Stroh 

Jeden Mittag wird 
auf 8 Köpfe 1 Pfund 
Ochsenfleisch ge¬ 
kocht und im Tur¬ 
nus so verteilt, daß 
ein Gefangener 2mal 
wöchentlich, mithin 
zusammen 7 / 8 Pfund 

erhält 

2 Frc. 19 c. 

Heizungskosten 
1886 Frc. 46 c 
Beleuchtung 

1092 Frc. 45 c 

Brutto 36 4 /s c 

Kopf- und Lager¬ 
säcke sind mit 
Spreu gefüllt; es 
kommen auf 1 Bett 

6 Malter, welche mit 

4 Jahren allmählich 

erneuert werden. 

Von 4 zu 4 Tagen 
l L Pfund knochen¬ 
freies Ochsenfleisch 
in 8 Tagen also 

Vs Pfund 

3 Frc. 

Heizung 

622 Frc. 47 c 

Beleuchtung 

646 Frc. 34 c. 

Brutto 34 y 2 c 

225 Pfd. Stroh, 

womit der Strohsack 
im Jahr 3mal gefüllt 

werden kann. 

Wöchentlich 7„ Pfd. 
Ochsenfleisch 

2 Frc. 47 c. 


Brutto 34 % c 













Einiges zur Frage der Ernährung der Gefangenen, 
speziell zur Verwendung der Soja-Bohne beim 
gesunden und kranken Menschen. 

Von Hofrat Dr. Schilling, 

Hausarzt am Kgl. Zellengefängnis Nürnberg. 


Von jeher spielte die Ernährung der Gefangenen mit 
Hülsenfrüchten eine große Rolle und zwar mit Recht, da die¬ 
selben bei großem Nährwert billig sind. Doch haben sie auch 
gewisse Nachteile, die jedoch gemildert und eliminiert werden 
können. Die Leguminosenkost setzt einen gesunden Magen 
und Darm voraus; ein kranker und schwacher Verdauungs- 
traktus verträgt sie nicht gut; aber auch manche gesunde Ver¬ 
dauungsorgane lehnen sich gegen die schwere Kost auf, be¬ 
sonders dann, wenn Erbsen, Linsen und dicke Bohnen zu oft 
im nie endenden Turnus des Wochenspeisezettels figurieren, 
oder wenn die Zubereitungsweise zu wünschen übrig läßt. 
Daraus resultiert dann das Abgegessensein, gegen das der 
Arzt einen Kostwechsel ordinieren muß. Dem Uebel des Ab¬ 
gegessenseins kann und muß tunlichst vorgebeugt werden da¬ 
durch, daß die Leguminosen auf verschiedene Weise und 
schmackhaft zubereitet werden. Dies geschieht dadurch, daß 
den Erbsen Reis oder Gerste oder Kartoffeln oder im Winter 
Sauerkraut zugesetzt werden. Die in geschältem Zustande ge¬ 
kauften, eingeweichten Erbsen verkochen sich schön und 
brauchen nicht mehr durchgetrieben zu werden. Anders steht 
es mit den Linsen. Diese Frucht wollen begreiflicherweise fast 
alle Konsumenten in ihrer ursprünglichen schönen Form und 
Farbe auf dem Tische sehen. Die meisten Menschen und be¬ 
sonders die Gefangenen, hungrig wie sie sind, schlingen die 
ganzen Linsen ungekaut hinunter, so daß es unschwer gelingt, 
die unverdauten, unveränderten Linsen im Kote nachzuweisen. 
Um es dem Gefangenen nicht anheimzugeben, ob sie ihre 
Linsen mit den Zähnen zermalmen wollen oder nicht, müssen 
die gedörrten Linsen mechanisch mit Hilfe der Schrotmaschine 
zerkleinert werden. Ob das Linsengericht durch diesen Vor¬ 
bereitungsprozeß an Ansehen verliert oder nicht, ist im Straf¬ 
hause gleichgültig. Die Hauptsache ist, daß die so nahrhafte 
Frucht in einem aufgeschlossenen Zustand in den Magendarm- 
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kanal kommt, um von den Verdauungssäften gehörig ver¬ 
arbeitet, ausgenützt und assimiliert zu werden. Denn was 
nützt das nahrhafte Gericht, wenn die Hülsen der Linsen nicht 
„gesprengt“ werden und die Frucht den Körper unverdaut 
wieder verläßt. Zum mindesten müssen die Leguminosen ge¬ 
nügend lange in Wasser eingeweichf werden, damit die Hülsen 
beim Prozeß des Kochens leichter gesprengt werden. Es gibt 
bekanntlich auch gedörrte Erbsen von grüner Farbe, deren 
Kolorit sich beim Kochen nicht verändert. Diese schmecken 
mit gelben Rüben verkocht sehr gut, ähnlich wie „Schoten und 
Karotten“. 

Den Geschmack der Linsen und Bohnen kann man durch 
Zusatz von Essig oder von in Fett gerösteten Zwiebeln ver¬ 
bessern. — An Stelle des Rindfleisches ist einmal wöchentlich 
fettes Schweinefleisch (von den „durchwachsenen“ Bauchdecken 
des Schweines) zum Sauerkraut (Sauerkohl) oder zum grünen 
Gemüse zu geben. An Stelle des letzteren gibt es im Winter 
gelbe Rüben, Dorschen, Julienne, Dörrgemüse usw. Grünen 
Salat und dazwischen einmal Rettiche kann sich der Gefangene 
als Zusatz auf seine Kosten leisten. Man muß eben in die 
Monotonie der Kostordnung, auch wenn sie da und dort schon 
etwas Abwechslung bieten sollte, immer wieder eine gewisse 
Variation bringen. Fast in allen Strafhäusern wird als Früh¬ 
stück traditionell Brennsuppe oder Brotsuppe gereicht. Auch 
diese Kost wird vielen Definierten mit der Zeit zum Ekel. Wir 
sind deshalb in diesseitiger Anstalt liberal in der Verabreichung 
von Kaffee als Frühkost, der fast den gleichen Nährwert hat 
und kaum teurer zu stehen kommt, als die genannte Frühsuppe. 
Bohnenkaffee ist ausgeschlossen. Es werden 11g Malzkaffee, 
11 g Zucker und 125 g Milch pro Portion genommen. In der 
kühleren Jahreszeit wird regelmäßig einmal in der Woche 
warmer Seefisch mit pikanter Tunke und gedünsteten Kartoffeln 
gegeben; oder dazwischen einmal im Turnus marinierter 
Hering, seltener Salzhering. Einmal wöchentlich werden 70 g 
Käse (zu Suppe) abends verabreicht. Beide Nahrungsmittel, 
Hering und Käse, sind sehr fetthaltig (13,4 Prozent, resp. 
30,0 Prozent). Eine innerhalb der gezogenen Grenzen ge¬ 
währte Variation in der Kostordnung vermeidet das Ab¬ 
gegessensein, durch welches der Gefangene nicht selten in 
seinen Emährungsverhältnissen und in seiner allgemeinen 
Körperkraft herunterkommt. Letztere muß pflichtgemäß er¬ 
halten werden, damit der Häftling nach seiner Entlassung aus 
dem Strafhaus den Kampf ums Dasein erfolgreich aufnehmen 
kann. 
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v. Voit verlangt für den mäßig arbeitenden Gefangenen 
als Kostmaß pro die 118 g Eiweiß, 56 g Fett, 500 g Kohle¬ 
hydrate. Bei der Bestimmung der Menge der zu gewährenden 
Nahrungsstoffe muß lediglich die verlangte Arbeitsleistung 
das maßgebende Kriterium sein, so daß schwer arbeitende Ge¬ 
fangene nicht weniger an Nährmaterial bekommen dürfen, als 
freie Arbeiter vom gleichen Körpergewicht, welche die gleiche 
Arbeit leisten müssen. 

Im Zellengefängnis Nürnberg erhält der gesunde Ge¬ 
fangene im Durchschnitt 132,11 g Eiweiß, 49,3 g Fett, 630 g 
Kohlehydrate. Der kranke Gefangene bekommt im Lazarett 
der Anstalt eine Kost, welche täglich im Durchschnitt 161,55 g 
Eiweiß, 73,43 g Fett und 520,46 g Kohlehydrate enthält. 
Wir sehen, daß der gesunde Gefangene bis auf ein kleines 
Manko an Fett eine richtig zusammengesetzte Kost erhält. Die 
Krankenkost enthält mehr Eiweiß und Fett, als v. Voit und 
Rubner für den gesunden Mann verlangen. Da die gesunkenen 
Kräfte der Spitalkranken eine Restaurierung erheischen, muß 
deren Kost auch eine eiweiß- und fettreichere sein. — Rubner 
verlangt, daß von den 56 g Fett der täglichen Nahrung 35 g 
animalischen Ursprungs sein sollen, während Brausnitz und 
andere pflanzliches wie animalisches Eiweiß in ihrer Wirkung 
auf den Organismus für ziemlich gleich halten. Kraft und 
Wärme werden nur durch die organischen Nahrungsstoffe 
(Eiweiß, Fett und Kohlehydrate) im Körper des Warmblüters 
erzeugt. — lg Eiweiß und 1 g Kohlehydrat erzeugen je 4,1 
Kalorien (= Wärme- oder Verbrennungseinheiten), während 
1 g Fett 9,3 Kalorien entwickelt. Es ergibt sich also ein Tages¬ 
bedarf von 3054,6 Kalorien, der durch die Kostordnung im 
Nürnberger Zellengefängnis gedeckt ist. — Rohköstler, die nur 
rohes Obst und rohes Gemüse essen, sowie reine Vegetarianer, 
die von Obst, Gemüse und Getreidenahrung leben unter Aus¬ 
schluß von Eiern, Milch und Milchprodukten, bringen es auf 
die Entwicklung von 1200 bis höchstens 2400 Kalorien. — Das 
Eiweiß ist nächst dem Wasser der Hauptbestandteil der 
Muskeln. Der menschliche Körper besteht zu zirka 22 Prozent 
seiner Trockensubstanz aus Eiweiß. Wird letzteres nicht in 
genügender Menge zugeführt, dann wird das Eiweiß in den 
organischen Zellen und in den Säften (Blut etc.) reduziert und 
die Kraft des Organismus geschädigt: „das Organeiweiß 
schmilzt“. Es muß also genügend Eiweiß mit der Nahrung 
zugeführt werden. Auch die sogenannten Eiweißschützer, wie 
leimartige Nährmittel, Fette und Kohlehydrate vermögen, wenn 
in größerer Menge zugeführt, den Zerfall des Muskeleiweißes 
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etc. teilweise zu verhindern oder auch den Ansatz von Organ¬ 
eiweiß aus dem in den Säften zirkulierenden Eiweiß zu unter¬ 
stützen. — Es gibt Menschen, die überempfindlich sind gegen 
artfremdes Eiweiß; man hat diese Eigenschaft mit dem schönen 
Fremdwort Anaphylaxie bezeichnet; dieselbe ist für den Be¬ 
treffenden bedenklich und manchmal sogar verhängnisvoll. 
So gibt es eine Anaphylaxie gegen Kuhmilch. Die schwersten 
Vergiftungserscheinungen können mit der Kuhmilchernährung, 
besonders bei Kindern, entstehen. Häufiger als die Ueber- 
empfindlichkeit gegen Milch ist die gegen Hühnereiweiß, das 
ja die gewöhnlichen Menschen anstandslos vertragen. Bringt 
man einem solchen Ueberempfindlichen nur eine Spur Eiweiß 
auf die Zunge, so rötet sich dieselbe alsbald und schwillt an; 
der Schlund kann sich entzünden; Erbrechen usw. tritt ein. 
Diese Anaphylaxie gegen Hühnereiweiß ist der Münchener 
Fir/na Dr. Schott, die das „Puro“ als gelöstes Fleischeiweiß 
in den Handel brachte, es aber später teilweise durch 
Hühnereiweiß ergänzte, höchst verhängnisvoll geworden: ein 
Anaphylaktiker bekam auf die Einnahme kleiner Mengen davon 
Vergiftungserscheinungen, so daß mit Sicherheit festgestellt 
werden konnte, daß Hühnereiweiß und nicht nur Rindereiweiß 
in dem „Fleischsaft“ Puro, das jener Mann einnahm, enthalten 
war. Daraufhin wurde ein Prozeß gegen die Firma mit Er¬ 
folg angestrengt. Es mag frappant erscheinen, daß der 
Anaphylaktiker reagierte, während die Reagentien des Chemi¬ 
kers versagten. Ich habe schon wiederholt Leute mit Ab¬ 
gegessensein behandelt, die Idiosynkrasie gegen Milch und 
Eier hatten. — Bei der Anwendung von Heilserum, das ja auch 
ein artfremdes Eiweiß ist, habe ich schon öfters unangenehme 
Folgen gesehen. Von der Idiosynkrasie gegen manche Speisen 
(Käse, Fische, Krebse, Austern, Erdbeeren etc.) und gegen ge¬ 
wisse Medikamente (Chinin, Morphin, Kopaivabalsam usw.) 
will ich nicht sprechen. — 

Die modernen Kostordnungen aller deutschen Straf¬ 
anstalten sorgen für genügend Kohlehydrate; manche An¬ 
stalten reichen ihren Insassen ungenügende Mengen von 
Eiweiß, die meisten zu wenig Fett. Letzteres kann wohl ersteres 
substituieren. Auch die Kohlehydrate können teilweise das 
Eiweiß ersetzen. Wenn aber Eiweiß und Fett dauernd mehr 
oder minder in der Nahrung der Gefangenen mangeln, dann 
kommt es mit mathematischer Sicherheit zu der gefürchteten 
Unterernährung und ihren deletären Konsequenzen. Instinktiv 
wehrt sich der Organismus zunächst gegen den Fettmangel in 
der Ernährung. Die Gefangenen bitten dann stets mit Effekt 
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um Lebertran, sowie um Butter oder Speck oder Milch als Zu¬ 
satzkost auf ihre Kosten, welche nach dreimonatiger Inhaftie¬ 
rung, bei guter Führung und genügendem finanziellem Fonds 
des Büßers, genehmigt wird. Die anderen hausordnungs¬ 
gemäßen Zusätze, wie Eier und Obst, werden seltener begehrt, 
während Brotzusatz häufig erbeten und gratis verabreicht wird. 
— Die Voit-Rubnerschen Grundsätze der Ernährung der Ge¬ 
fangenen sind fest basiert und haben das Bürgerrecht er¬ 
worben, so daß es zunächst nicht zweckmäßig ist, an diesen 
Prinzipien zu rütteln, wenn sich auch immer wieder aus dem 
Lager der Vegetarianer Gegner zum Worte melden, so in 
neuester Zeit Prof. v. Düring (Semmering). Nach ihm sind 
neugewonnene Anschauungen für die Volksgesundheit von 
großer Bedeutung, weil'unsere Ernährungsgrundsätze falsch 
sind, da sie Ursachen vieler Leiden, besonders nervöser Be¬ 
schwerden sind*—, für die Nationalökonomie, weil die Erkennt¬ 
nis von der Ueberschätzung der Fleisch-Eiweißemährung und 
von der Unterschätzung der viel billigeren Kohlehydrat¬ 
nahrung auch den Minderbemittelten erlaubt, gut, ausreichend 
und billiger zu leben, weil dann das Wort von der „Fleisch¬ 
teuerung“ viel von der sozialen Bedeutung verliert, — für die 
Ethik, weil bei größerer Gesundheit eine größere individuelle 
Leistungsfähigkeit, eine größere persönliche Fröhlichkeit und 
Zufriedenheit eintritt und weil die Fleisch-Eiweißfrage mit der 
Alkoholfrage zusammenhängt. „Die einseitige, meist noch ge¬ 
würzte Fleischeiweißkost (inkl. Würste etc.) zwingt zu größerer 
Flüssigkeitsaufnahme und das bessere Glas Bier wird dem Was¬ 
ser vorgezogen.“ — Chittenden in Amerika und Hinhede in 
Kopenhagen (H.s Buch „Eine Reform unserer Ernährung“) 
lehren Aehnliches. Hinhede hat sich, seine Familie und seine 
Anhänger gesund, stark, muskulös, geistig und körperlich 
leistungsfähig und ungeschwächt erhalten bei einer aus 
Gerstengrütze, Grünkohlsuppe, Kartoffeln, Kartoffelsalat, 
Pfannkuchen, Schwarz- und Roggenbrot, Milch, Zucker, Tee 
und Margarine bestehenden Nahrung. Die so durchgeführte 
Ernährung mit allerdings nur 2133 Kalorien pro Tag und 
Kopf (nach v. Voit normal 3000) und 40 g Eiweiß und einer 
Ausgabe von 32 Pfennig! Für deutsche Großstadtverhältnisse 
muß man wohl 60 Pfg. in Ansatz bringen. Die von H. emp¬ 
fohlene Nahrung ist einseitiger als die Kost in den Gefäng¬ 
nissen, und auch teurer. — Ich persönlich, und die meisten 
Menschen auch, leben lieber anders als H. Doch kann man 
aus H.s Erfahrungen, die übrigens nichts Neues bringen, 
lernen, daß Leute, die sich körperlich nicht besonders an- 
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strengen müssen, mit der H.schen Kost auskommen können und 
daß breite Schichten der Bevölkerung sich damit zu ernähren 
imstande sind. Wir freien Menschen befinden uns in der 
Majorität im Zustande der Ueberernährung und diese ist nicht 
selten die Ursache für alle möglichen Beschwerden und späte¬ 
ren Organerkrankungen. Es unterliegt keinem Zweifel, daß 
der wahnwitzige, kontinuierlich fortgesetzte Alkoholmißbrauch 
eine Unmasse von Menschen krank macht und tötet; aber 
ebenso gewiß ist es, daß es viele Organismen gibt, die durch 
„Ueberernährung“ „unterernährt“ sind, wie v. Düring sagt, 
daß deren Körper nicht vermag, die zugeführte Masse von 
Nahrung gehörig auszunutzen; der Organismus, der mensch¬ 
liche Ofen, ist deshalb voller Schlacken: „er zieht nicht mehr 
gut“. Das zugeführte Heizungsmaterial kann nicht richtig 
verwertet werden, so daß trotz anscheinender Ueberernährung 
das Gegenteil eintritt, die Unterernährung, die sich kenn¬ 
zeichnet durch Schwäche, Müdigkeit, Arbeitsunlust, Schlaf¬ 
mangel, nervöse Erscheinungen etc. Solche Menschen werden 
durch die Rückkehr zur einfachsten Kost, wie sie das Strafhaus 
bietet, gründlich kuriert. Restlos verschwinden die krankhaften 
Erscheinungen. Im Zellengefängnis Nürnberg wird, wie wohl 
in allen Strafanstalten, Jahr für Jahr an überernährten, ge¬ 
mästeten meist auch mit Alkohol imprägnierten Gefangenen, 
die mit hohem Körpergewicht bis zu 125 Kilo die Anstalt be¬ 
treten, durch die erzwungene Alkoholkarenz und die einfache 
Hauskost oft eine enorme Reduktion des Körpergewichts (bis 
zu 50 Kilo) allmählich erzielt, ohne Schädigung der Gesund¬ 
heit der Entfetteten, unter ständiger Kontrolle des Arztes. 
Dankbar und mit den besten Vorsätzen (!) verlassen solche 
Menschen, die oft in desolatem Zustand die Anstalt betreten 
hatten, das Strafhaus, das ihnen Genesung brachte infolge 
rationeller Ernährung. — 

Die Kostordnung der deutschen Gefängnisse ist ja tat¬ 
sächlich auf Grund der bahnbrechenden Arbeiten von Voit, 
Rubner etc. jetzt so gestaltet, daß die Gefangenen im großen 
ganzen richtig ernährt werden. Immerhin kommen noch Mankos 
in der Zufuhr von Eiweiß und Fett vor. 

Die Ernährung des Volkes und speziell auch der Ge¬ 
fangenen kann nun in hohem Grade gefördert werden durch 
die Einführung und Verwendung der 

Soja-Bohne. 

Diese Hülsenfrucht ist zu Hause in Japan, China, Indien, 
Südrußland und in der Mongolei. In Ungarn, Tirol, Frank¬ 
reich, Deutschland (Potsdam etc.) wurden Anpflanzungsver- 

Blätter für Gefängniskunde. Band XLVII. 9 



— 454 — 

suche mit Erfolg gemacht. Auch im Garten des Zellengefäng¬ 
nisses Nürnberg wurden derartige Versuche gemacht. Die Auf¬ 
merksamkeit auf diese Leguminose wurde 1873 auf der Wiener 
Weltausstellung durch F. Haberlandt gelenkt, der den hohen 
Wert dieser Frucht erkannte. Auf der Dresdener hygienischen 
Ausstellung 1911 waren besonders von den Franzosen Soja¬ 
präparate in hervorragender Weise ausgestellt (Mehl, Zwie¬ 
back mit und ohne Kasein, Milch, Butter, Sojasauce, Gelee, 
Sojapüree, Sojabrote, Sojakäse, Sojabohnenkaffee, Oel, Brot 
etc.). — Es gibt zwei Hauptarten dieser Bohne: die flach¬ 
fruchtige (soja platycarpa) und die gedunsenfruchtige (soja 
tumida), sowie viele Untervarietäten. Der Anbau der Frucht 
ist fast überall möglich, da sie sich an jede Bodenbeschaffenheit 
anpaßt, sehr anspruchslos ist, keiner besonderen kulturellen 
Pflege bedarf und sehr große Toleranz zeigt in bezug auf 
Klima und Witterung. Die eingequollenen Samen werden Ende 
April bis Mitte Mai (25 Pflanzen auf 1 qm) angelegt. Die 
Blütezeit ist im Juli, August; die Ernte im Oktober. Die 
letztere fällt am besten aus bei Anlagen auf kalkigtonigem, 
humosem Sandboden und Torfboden. Düngung mit Phosphor¬ 
säure und Stickstoff (sowie Kaliumsulfat auf Torfboden) erhöht 
die Ernte beträchtlich. Der Durchschnittsertrag ist 2000 kg 
für 1 ha. Nach Wein schwankt der Eiweißgehalt der Frucht 
zwischen 27,7—43,4 Prozent, ihr Fettgehalt zwischen 15,2 bis 
22,7 Prozent. — Koenig fand bei der rauhhaarigen schwarzen 
Sojabohne 32,18 Prozent Eiweiß und 14,03 Fett; bei der 
gelben Sojabohne 33,74 Prozent Eiweiß und 19,15 Prozent 
Fett. — Nucitin fand in der schwarzen Bohne 44,75 Prozent 
Eiweiß und 20,27 Prozent Fett, ebenso Haberlandt; letzterer 
analysierte auch gelbe und weiße Sojabohnen, welche 38,54 
Prozent Eiweiß und 20,53 Prozent Fett, resp. 40,5 Prozent 
Eiweiß und 14,4 Prozent Fett enthielten. — Le Goff fand bei 
Sojabohnen aus China 41,33 Prozent Eiweiß, 20,75 Prozent 
Fett. Vergleicht man mit diesen Resultaten die stickstoffhaltigen 
Extraktivstoffe und den Fettgehalt anderer Nahrungsmittel, so 
findet man bei 

Roggen . . . . 11,0 Prozent Eiweiß; 1,48 Prozent Fett 

Weizen .... 11,8 „ „ 1,25 

Reis .... 8,13 „ „ 1,29 

Gerste .... 9,5 „ „ 2,3 

Erbsen .... 22,72 „ „ 2,01 

Linsen .... 24,0 „ „ 2,6 

Ochsen (mittelfett) 21,39 „ „ 5,9 „ „ 

Kalb .... 18,88 „ „ 7,41 „ „ 

Schwein (fett) . . 14,54 „ „ 37,34 „ 
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Die Sojabohne ist nach dem Ergebnis aller Analytiker 
sehr eiweißreich, sehr fettreich, aber stärkearm, meist sogar 
stärkefrei. Diese Frucht ist jedoch außerordentlich reich an 
Nährsalzen, welche in der Oekonomie des menschlichen Or¬ 
ganismus eine bedeutende Rolle spielen, da sie für den Aufbau 
und die Erhaltung der menschlichen und tierischen Zellen 
unentbehrlich sind. Schwackhöfer fand in der Asche der Soja¬ 
frucht über 36 Prozent Phosphorsäure, die an Kali und Kalk, 
an Eiweiß und Fett gebunden ist. Eine dieser Verbindungen 
ist das Lecithin, welches für das Wachstum der Knochen, 
für die Nerven, Muskeln, roten Blutkörperchen, für Gehirn und 
Rückenmark etc. von größter Bedeutung ist. Ob das Lecithin 
animalischer oder vegetabilischer Provenienz ist, ist gleich¬ 
gültig. Lecithin ist in der Sojabohne zu 1,64 Prozent enthalten, 
während der Roggen nur 0,47 Prozent, die dicken Bohnen und 
Linsen je 0,81 Prozent, die Erbsen 1,22 Prozent von diesem 
Lecithin enthalten, das eine so mächtige und energische Wir¬ 
kung auf die Zellen aller Organe ausübt. Die Milcheiweiß¬ 
präparate und Fleischextrakte etc. sind Waisenkinder gegen¬ 
über dem Nährwert der einzig dastehenden Sojafrucht. Zudem 
ist diese weit billiger als Sanatogen, Bioson, Visvit und wie 
diese kostspieligen Nährpräparate alle heißen mögen. Soja¬ 
bohnen sind auch billiger wie Erbsen, Linsen, Bohnen, Ge¬ 
treidefrüchte, Fleisch etc., was für die Zwecke der Ernährung 
der Gefangenen und des ganzen Volkes von einschneidender 
Bedeutung ist. Es ist also bewiesen, daß die Soja unsere sämt¬ 
lichen Nahrungsmittel animalischer und pflanzlicher Herkunft 
bezüglich der Nährstoffe (Eiweiß, Fett, Lecithin) sehr be¬ 
trächtlich, meist vielfach übertrifft. Nur die Kohlehydrate sind 
darin wenig oder gar nicht vertreten. Doch ist dieses Manko 
irrelevant, da durch den Genuß der Kartoffeln, der Gemüse, 
des Brotes etc. dem freien und gefangenen Menschen genügend 
Kohlehydrate zugeführt werden. Für gesunde Individuen ist 
daher der Mangel an Stärke in der Sojabohne kein Nachteil, 
für manche Kranke aber ein Vorteil, so für das Gros der 
Zuckerkranken, die keine mehlhaltigen Speisen genießen sollen, 
da aus Mehl im Organismus Zucker bereitet wird. Ich habe 
seit Jahr und Tag einer großen Zahl von Zuckerkranken mit 
bestem Erfolg gegen die Krankheit und für die Ernährung der 
Diabetiker Soja gegeben. Der Zucker nahm meist ab und 
das Körpergewicht derselben nahm regelmäßig zu, so daß 
für diese Kategorie von Kranken, wie auch H. Neumann, 
Le Goff, v. Noorden, Teschemacher etc. betonen, die Soja ge¬ 
radezu als ideales Emährungsmittel betrachtet werden muß. 

9 * 
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Bei Gicht, harnsaurer Diathese, Nierenkrankheiten, Verdauungs¬ 
störungen ist Soja ebenso indiziert, wie bei allen Erschöpfungs¬ 
zuständen, schwächenden Krankheiten jeglicher Art (Krebs, 
Tuberkulose, Blutarmut etc.), fieberhaften Erkrankungen, Ner¬ 
venleiden usw. Stillende Frauen nehmen Soja mit großem Vor¬ 
teil für Mutter und Kind. Vertragen wird die Soja, wenn richtig 
zubereitet, tadellos. Abgelehnt wird die Soja nur von den 
Menschen, die eine unüberwindliche Abneigung auch sonst 
gegen die Leguminosen haben. Die gelbe Bohne, die in ihrer 
Form übrigens mehr der Erbse gleicht, wird in Japan, wo sie 
die hauptsächlichste Volksnahrung bildet (neben Reis und 
Fischen), für den menschlichen Gebrauch zerrieben, gemahlen, 
erweicht, gekocht oder zu verschiedenen Speisen (Käse, Milch, 
Oel, Sauce usw.) verarbeitet, wie ich schon oben dargetan habe. 
Das französische Sojamehl, das ich gesehen habe, läßt sich 
nicht recht gut verarbeiten. Die Industrie hat hier noch ein 
weites Feld, um nach dieser Richtung hin erfolgreich vor¬ 
zugehen. Die deutschen Fabriken von Bresin, Zinnert usw. 
haben schon schöne Resultate erzielt mit der Brotbäckerei. Sie 
haben dem Gebäck bis zu 75 Prozent Soyap zugesetzt und mit 
etwas Salz und Kümmel ein wirkliches und vortreffliches Brot 
hergestellt. Zum Verkosten der Soja und speziell für Kranke, 
die sich rasch und sicher eines vorzüglichen Präparats bedienen 
wollen, kann ich — nach dem Vorgang von Dr. H. Neumann 
— das Soyap-Püree aus der Konservenfabrik W. Zinnert (In¬ 
haber L. Lehmann) in .Potsdam wärmstens empfehlen. Das 
Präparat ist haltbar, tadellos hergestellt, wohlbekömmlich, 
schwach nach Mandeln schmeckend, geruchlos. Nach Leb¬ 
biens Analyse enthält dieses Produkt keine Zuckerstoffe, kein 
Stärkemehl, 4,85 Prozent Asche (Nährsalze etc.), 43,31 Proz. 
Eiweißstoffe in der Trockensubstanz, 15,51 Prozent Fette. Eine 
Büchse mit V« Kilo Soyappüree kostet 45 Pfg, eine Büchse mit 
V 2 Kilo Inhalt kostet 80 Pfg. usw. Ich habe meinen Patienten 
täglich l / 4 Kilo von diesem Brei gegeben. Auf der Blechbüchse 
steht die Gebrauchsanweisung. Man läßt den Inhalt einer 
Büchse 10 Minuten lang mit Fleischbrühe oder mit Milch oder 
mit einer beliebigen Suppe, wie sie eben in der betreffenden 
Familie erhältlich ist (Reis, Gerste etc.), aufkochen. Sehr gut 
schmeckt das Püree mit gerösteten Zwiebeln, mit feingeschnit¬ 
tenem Speck,, mit Julienne, mit allerart Gemüse, mit Kraut 
und Kartoffeln, mit jeglichem Fleisch. — Die Engros-Bezugs- 
quelle ist Henry P. Newmann, Getreidegroßhandlung, Ham¬ 
burg I. Die Firma hat bisher bereitwillig Soja-Muster (5-Kilo- 
Post-Kolli) an Interessenten gratis abgegeben. — Bei Bezug 
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von 100 kg kostet Soja Mk. 30.— in Hamburg; bei Mehrbezug 
ist der Preis niedriger. 

Im Zellengefängnis Nürnberg haben die Gefangenen die 
Soja-Suppe gerne genommen; kein Gefangener hat dieselbe ab¬ 
gelehnt; dieselbe wurde mit Fleischbrühe oder mit gebratenen 
Zwiebeln oder mit Gemüsen gegeben. Von größter ausschlag¬ 
gebender Bedeutung für die Herstellung der Sojasuppe — nur 
diese Art der Darreichung kommt in Gefängnissen zunächst in 
Frage — ist die sorgfältigste Zubereitung. Wie so oft, muß 
auch bei dieser Sache Lehrgeld gezahlt werden. Deshalb muß 
zunächst mit der Herstellung kleiner Portionen der Versuch ge¬ 
macht werden. Gelingt dieser nicht, dann ist nicht richtig vor¬ 
gegangen worden. Der modus procedendi , der ganz genau 
befolgt werden muß, ist folgender: Die Sojabohnen — es wurde 
ausschließlich die gelbe Sorte von Hamburg gesandt — werden 
drei Tage lang in flachen Gefäßen in kaltem Wasser einge¬ 
weicht. Dabei kommen kleine harmlose Triebe an den Bohnen 
zum Vorschein. Durch diesen Mazerationsprozeß quellen die 
Früchte sehr stark auf und lassen sich mit dem Finger leicht 
zerdrücken. Die Hülsen lassen sich bequem entfernen. Die¬ 
selben jedoch sämtlich zu entfernen, ist unnötig und überflüssig. 
Le Goff hat empfohlen, den Sojabohnen doppeltkohlensaures 
Natron oder Soda beim Kochen zuzufügen; andere haben die 
Schrotung der Körner vorgenommen, um die harten Hülsen zu 
sprengen; alle diese Maßnahmen sind jedoch nicht nötig, wenn 
die Sojafrucht drei Tage eingeweicht und dann sechs Stunden 
gekocht wird. Nach dem gründlichen Kochen wird die Suppe 
noch durch ein dünnes Sieb durchgetrieben. Für die Familien¬ 
küche empfiehlt sich die tadellos arbeitende Passiermaschine 
„Omega“ (System Hünersdorff) zu diesem Zweck; für größere 
Betriebe (Massenkonsum) gibt es ähnliche Passiermaschinen, 
die in jeder Handlung mit Haushaltungsgegenständen erhält¬ 
lich sind. — Werden die Früchte nicht gehörig mazeriert und 
gekocht, dann findet eine schlechte Ausnutzung im Darm statt. 
K. Osawa fand für die ganzen gekochten Früchte bei der 
Analyse des Kots 29,7 Prozent von der Trockensubstanz und 
gar 34,7 Prozent der Proteinstoffe (Eiweiß) unausgenutzt. 
Nicht die Nährstoffe der Hülsenfrüchte als solche sind wesent¬ 
lich schwerer ausnutzbar, sondern nur die ganzen, nicht er¬ 
weichten und ungenügend gekochten Früchte bezw. deren nicht 
besonders zubereiteten Mehle oder Speisen, bei denen die Nähr¬ 
stoffe in festen Zellen eingeschlossen bleiben. Da es stets 
gelingt, die Hülsenfrüchte auf die angegebene Weise gehörig 
aufzuschließen und für die Verdauung genügend vorzubereiten, 
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werden sie eine ähnliche Ausnutzungsfähigkeit erlangen, wie 
die Erzeugnisse aus dem Roggen und anderen Zerealien. — 
Es ist deshalb nötig,.daß nur geschälte Erbsen und ge¬ 
schälte Linsen verwendet werden, daß sie länger als bisher 
üblich geweicht und intensiv gekocht werden; dann sind sie 
wie mittelfeines Getreidemehl ausnutzbar. Ebenso steht es mit 
den dicken Bohnen, welche wie die nicht zerkochten und nicht 
mit den Zähnen gründlich zermalmten Linsen wenig ausgenützt 
werden. Wer die Speisen nicht richtig kauen kann, wird mit 
der Zeit nicht selten in den Zustand der Unterernährung 
kommen, da die festeren Nahrungsmittel im Magendarmkanal 
ungenügend assimiliert und resorbiert werden. Auch aus 
diesem Grund ist eine rationelle Zahnpflege der Gefangenen, 
die seit mehr als einem Dezennium in diesseitiger Anstalt mit 
bestem Erfolg betrieben wird, dringend indiziert (siehe meine 
Abhandlung über Zahnpflege der Gefangenen in diesen Blät¬ 
tern Bd. 43 S. 607 ff.). — Als Beweis dafür, von welchem 
Einfluß auf die Aufsaugung im Darm des Menschen die Art 
der Zubereitung ist, kann ein Versuch von A. v. Strümpell 
dienen: Derselbe genoß Leguminosenmehl in Kuchenform; 
darnach fanden sich im Kot 9,2 Prozent unausgenutzter Stick¬ 
stoff. Später nahm er Linsen in ungemahlenem Zustand, die 
in der üblichen ungenügenden Weise in Wasser gequollen und 
dann gekocht wurden, und fand im Kot die ungeheure Menge 
von 40,1 Prozent Stickstoff; die Ausnützung der ganzen Linsen 
war also enorm schlecht. — Was für die Ernährung der Ge¬ 
fangenen gilt, hat natürlich für jedermann seine Geltung. Der 
Arbeiter kann seine Kost leicht und billig zu einer sehr nahr¬ 
haften, eiweißreichen und fetthaltigen mit Soja anreichern, 
ohne in die Gefahr zu kommen, krank zu werden, wie der 
Italiener durch seine Polenta an Pellagra, der Japaner durch 
seinen Reis an Beri-Beri erkranken kann. Daß jemand auch bei 
chronischem Genuß von Soja und deren Produkten krank wer¬ 
den kann, ist ausgeschlossen, da die Bewohner der Länder im 
fernen Osten das Gegenteil beweisen. — Bei dem enormen 
beispiellosen Nährwert der Soja, der überdoppelt so groß ist 
als der des Fleisches und bei dem außerordentlich biligen Preis 
der Frucht, welcher geringer ist, als der von Erbsen und 
Linsen, muß die Soja zur Ernährung der Menschen heran¬ 
gezogen werden. Da Soja auch billiger ist als Roggen und 
Weizen, aber auch um das Vielfache mehr Nährstoffe enthält 
als diese Zerealien, muß diese Frucht auch Verwendung finden 
bei der Brotzubereitung und unser Hausbrot, speziell auch das 
Soldatenbrot, in seinem Nährwert bedeutend steigern. In 
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Spitälern, Volksküchen und dergl. kann eventuell der Etat für 
das teure Fleisch durch die wohlfeile Soja herabgedrückt 
werden. Nach Analogie der Erbswurst, an die wir Kriegs¬ 
teilnehmer von 1870-71 in Ermangelung anderer Kost uns 
nicht selten halten mußten, ließe sich jetzt mit Sojapüree, Speck 
etc. eine außerordentlich nahrhafte „Sojawurst“ für den Feld¬ 
soldaten, die Marine etc. herstellen. Vom militärischen, volks¬ 
wirtschaftlichen, sozialen und ökonomischen Standpunkt aus 
ist die Verwendung der Sojafrucht nicht warm genug zu emp¬ 
fehlen. Zunächst ist Deutschland allerdings noch auf den 
Import derselben' angewiesen, da die Anbauversuche in unserer 
Heimat noch recht schüchtern sind. Da aber, wie gesagt, die 
Bohne anspruchslos auf jedem Boden bei uns gedeiht und der 
Ertrag der Kultur derselben sehr ergiebig ist, so wird der 
Preis, der jetzt schon trotz Fracht, Spesen, Zwischenhandel etc. 
viel niedriger ist als derjenige der Zerealien und Leguminosen, 
bei reger Kultur der Soja im Inland ein außergewöhnlich 
niedriger werden. Die deutsche Landwirtschaft wird sich um 
so eher entschließen, die Soja zu kultivieren, als sie nicht bloß 
für die Menschen, sondern auch für das Vieh eine Nahrung 
erster Güte ist. Haben sich doch auch die weit minderwertigeren 
Kartoffeln mit der Zeit allgemein eingeführt, so daß sie heute 
eine der wichtigsten Feldfrüchte darstellen. — 

Wenn meine Ausführungen die Verwaltungen der Straf¬ 
anstalten dazu veranlassen werden, mit der Sojabohne kulina¬ 
rische und eventuell kulturelle Versuche zu machen, so bin ich 
der festen Ueberzeugung, daß diese Hülsenfrucht, als billiges, 
höchst eiweiß- und fettreiches Nahrungsmittel, einen dauernden 
Platz in den Kostordnungen einnehmen wird. 

Nürnberg, Ende August 1913. 
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Zehn Jahre rationeller Zahnpflege im Kgl. Zellen* 
gefängnis Nürnberg. 

Von Hofrat Dr. Schilling, Hausarzt. 


In Band 43 S. 607 ff. der Blätter für Gefängniskunde habe 
ich versucht, Propaganda zu machen für eine rationelle Zahn¬ 
pflege in den Strafanstalten. In zwei Anstalten wurden Zahn¬ 
kliniken aüf unsere Empfehlung hin errichtet, so in Ludwigs¬ 
burg nach einer brieflichen Mitteilung meines Freundes 
v. Sichart und in Rebdorf. Letztere Anstalt schickte — mit 
Genehmigung der Vorgesetzten Stelle — ihren Oberkranken¬ 
wärter in das Zahnatelier des Zellengefängnisses Nürnberg 
zur Erlernung des konservativen Teils der Zähntechnik (Plom¬ 
bieren etc.); im operativen Teil derselben hatte er schon ge¬ 
nügende Erfahrung (Zahnziehen etc.). Ob sonst noch auf 
meine Anregung hin Zahnkliniken in Strafhäusern entstanden 
siftd, entzieht sich meiner Kognition. Doch fürchte ich sehr, 
daß . in dieser Beziehung alles beim alten geblieben ist, daß 
also lediglich kranke Zähne extrahiert werden und bestenfalls 
einmal in schwierigen Fällen oder bei Zahnersatz ein Zahnarzt 
zugezogen wird. — Die Prophylaxe wird doch bei allen Krank¬ 
heiten geübt. Warum der Zahnfäulnis gegenüber nicht von 
allen Seiten die so nötigen vorbeugenden Maßnahmen getroffen 
werden, ist nicht recht ersichtlich. Von Jahr zu Jahr bricht 
sich die Erkenntnis der Notwendigkeit der Kultivierung dieses 
nötigen Zweigs der Gesundheitspflege immer mehr Bahn. 

Ins Gebiet der sozialen Wohlfahrtseinrichtungen gehört 
auch die Fürsorge für ein gutes Gebiß. Dafür sorgen in aus¬ 
gedehntem Grade die Schulzahnkliniken und Polikliniken. 
Beim Militär wird jetzt auch, wenigstens in größeren Gar¬ 
nisonen, der Zahnpflege der Soldaten durch eigene Zahnkliniken 
Rechnung getragen. Schulzahnärzte und Militärzahnärzte 
sorgen durch ihre segensreiche Tätigkeit für eine Erziehung 
breiter Schichten der Bevölkerung zur geordneten Zahnpflege. 
Krankenkassen und Invalidenversicherung gewähren, wenn 
auch in bescheidenen Grenzen, zahnärztliche Hilfe. Da die 
Gesundheitspflege in den Strafanstalten eine wichtige Aufgabe 
der Strafvollstreckung ist, so haben dieselben die Pflicht, auch 
diesen Teil der Hygiene zu berücksichtigen, zumal ein krankes 
Gebiß den Träger desselben zu schädigen imstande ist. Ich 
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habe im Zellengefängnis Nürnberg Ende Oktober 1903 bei 
einem Bevölkerungsstand von 449 Gefangenen deren Zähne 
untersuchen lassen. Das Ergebnis war, daß nur in fünf Fällen 
ein vollständig tadelloses Gebiß gefunden wurde. In zwei 
Fällen fanden sich sämtliche Zähne zerstört. Bei den übrigen 
440 Gefangenen wurden 2719 erkrankte Zähne vorgefunden, 
von denen 1604 Zähne einer konservativen Behandlung zu¬ 
gängig und 1111 Zähne, weil bereits zu weit zerstört, zu ent¬ 
fernen waren. Somit ließen sich durchschnittlich bei jedem 
Detinierten 3,6 Zähne durch Füllungen erhalten und es waren 
2,5 Zähne bei jedem Insassen damals zu entfernen. Bei den 
Untersuchten fehlten insgesamt 1373 Zähne, somit bei dem 
einzelnen durchschnittlich 3,6 Zähne. Das Zellengefängnis 
Nürnberg nimmt in der Regel nur erstmals bestrafte Männer 
nach vollendetem 18. Lebensjahr auf, mit einer Strafdauer von 
mehr als drei, Monaten. Unter den Zugängen befinden sich 
viele den gebildeten Ständen Angehörige mit verhältnismäßig 
gut gepflegten Kauwerkzeugen. Nachdem in diesseitiger An¬ 
stalt bei einem relativ „besseren“ Menschenmaterial die Unter¬ 
suchung der Zähne der Insassen schon ein so schlechtes Er¬ 
gebnis geliefert hat, wie mag es erst dann mit dem Gebiß der 
alten Zuchthäusler bestellt sein! — Es ist eine bekannte Tat¬ 
sache, daß faule Zähne und kariöse Zahnreste die vorhandenen 
gesunden Zähne anstecken und daß eine Reihe von mehr oder 
minder schweren Krankheiten direkt von kranken Zähnen ihren 
Ausgang nehmen. Ich erinnere nur an die quälenden Gesichts¬ 
nervenschmerzen, die von den Laien so oft, aber fälschlich, als 
rheumatische angesprochen werden, sowie an die Augen- und 
Ohrenaffektionen infolge von Zahnerkrankungen, an die Kiefer¬ 
knochenentzündungen, an die Eiterungen der Oberkieferhöhle, 
an die Lymphdrüsenentzündungen und Zellgewebseiterungen 
am Halse, an die Eitersenkungen in den Brustfellraum, an das 
Eindringen von Eiter in den Schädelraum (= Gehimabszeß, 
Gehirnhautentzündung usw.) oder ins Blut (Blutvergiftung), 
an dem so häufigen Zahnfleischabszeß, an die Mundentzün¬ 
dungen, Affektionen der Schlingwerkzeuge und Mandeln, an 
die so entstellenden Zahnfistelnarben im Gesicht, endlich an 
die aus der Aufhebung oder der Verminderung des Kau¬ 
vermögens resultierenden Magenbeschwerden, die bei den Ge¬ 
fangenen an und für sich aus bekannten Gründen nicht so 
selten sind. Wenn nun bei Zahnschmerzen die Nahrungszufuhr 
ungenügend ist und die festeren Speisen (Brot, Fleisch, ganze 
Linsen etc.) bei schlechtem Gebiß nicht gehörig zermalmt 
werden können, dann entsteht allmählich eine Unterernährung 
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mit ihren Folgen: Körperschwäche, Kopfweh, Schwindel, Blut¬ 
armut, Nervosität, Abmagerung, ungenügender Schlaf usw. 
Die weitere Konsequenz dieser Störungen des Allgemein¬ 
befindens ist eine Verminderung der Arbeitskraft, der Schaffens¬ 
freudigkeit und der geistigen Spannkraft. Durch einen hoch¬ 
gradig zahnkranken Mund kann aber auch den Mikroorganis¬ 
men der Einzug in den menschlichen Körper erleichtert werden. 
Die Krankheitskeime siedeln sich bekanntlich mit Vorliebe in 
den „faulen“ Zähnen an, wo sie einen günstigen Nährboden 
finden. Von diesen Brutstätten aus, aber auch aus den eiternden 
Zahnfleischtaschen, wandern die Krankheitskeime in den 
menschlichen Organismus ein, um dann ihr deletäres Werk zu 
entfalten. Nachgewiesen ist dieser Werdegang nicht nur für 
den Erreger des Eiters, der Diphtherie, der Lungenentzündung, 
der Mund- und Klauenseuche, die bekanntlich auch beim Men¬ 
schen vorkommt; der Strahlenpilzkrankheit und besonders auch 
für den Tuberkelbazillus. Es ist deshalb von der größten vor¬ 
beugenden Wichtigkeit, daß die Eintrittspforten für diese 
Krankheitskeime rechtzeitig entdeckt und beseitigt werden. In 
hiesigem Gefängnis werden bei der Aufnahme der Gefangenen 
deren Kauwerkzeuge einer genauen Inspektion unterzogen und 
dann das weitere veranlaßt. Auch kleinste kariöse (faule) 
Herde müssen plombiert werden. Der kranke Zahn wird so 
erhalten. Die Pilze können sich nicht mehr in dem faulen Zahn 
festsetzen. Die gesunden Zähne können von dem kranken Zahn 
nicht mehr angesteckt werden. — Es muß verlangt werden, daß 
neben der flüssigen und breiigen Kost auch solide Speisen ge¬ 
reicht werden, die gekaut und eingespeichelt werden müssen. 
Das Brot soll nicht neugebacken, sondern 2—3 Tage alt sein, 
bevor es abgegeben wird. So muß es gekaut und mit dem 
Speichel, der zum Verdauen der Mehlspeisen nötig ist, innig 
gemengt werden. Magen und Darm werden dann durch das 
schwere Brot weniger belästigt. — 

Zu Störungen der Hausordnung oder der Beschäftigung 
kam es bei der Durchführung der methodischen Behandlung 
der Zahnkranken nie. Diese wurden vom Besuch der Kirche 
und Schule nie abgehalten. — Jeder Gefangene erhält beim 
Eintritt in die Anstalt eine Zahnbürste gratis, ebenso Zahn¬ 
stocher, sowie auf Wunsch Zahnpulver (gepulverte Schlemm¬ 
kreide). — 

Mit der zahnärztlichen Behandlung wurde auf memen 
Vorschlag für die ersten vier Monate, sowie mit der Unter¬ 
weisung des Oberkrankenwärters L. im Plombieren ein Militär¬ 
arzt, der damalige Vorstand der Station für Zahnpflege am 
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Militärlazarett Nürnberg, Dr. T., betraut. Oberkrankenwärter 
L., ein approbierter Bader, der schon in der Zahnextraktion 
erfahren war, arbeitete sich bald in die konservative Technik 
ein, so daß er mit bestem Erfolg seines Amtes als Zahntechniker 
waltet neben seinem Hauptberuf als Oberkrankenwärter. Gold-, 
Glas-, Porzellan- und Emailfüllungen werden nicht vorgenom¬ 
men, teils wegen des höheren Preises, teils wegen der Umständ¬ 
lichkeit des Verfahrens; ebensowenig werden Brückenbauten 
gemacht. Vorbereitungen zum Zahnersatz werden in der dies¬ 
seitigen Zahnklinik durchgeführt. Der Ersatz selbst wird von 
einem Zahnarzt auf Kosten des Gefangenen betätigt. Doch 
macht auch der Zahntechniker unserer Zahnklinik Schneide¬ 
zähne aus Zement gratis, die an Form, Aussehen und Halt¬ 
barkeit den besten Emailzähnen nicht nachstehen. — Die 
Schneidezähne werden hier mit Zement oder Silberamalgam, 
seltener mit Goldamalgam, die Back- und Mahlzähne mit dem 
haltbaren Kupferamalgam plombiert, welches allerdings den 
Nachteil hat, die Zähne zu schwärzen. Bei den hinteren 
Zähnen fällt dieser Nachteil nicht ins Gewicht, da man diese 
Zähne für gewöhnlich nicht zu sehen bekommt. Manche schon 
tief zerstörte Zähne werden durch Nervtötung und nach¬ 
folgende Guttaperchaeinlage für die weitere Behandlung 
(Plombierung) vorbereitet und erhalten. 

Da am 14. Juni 1913 zehn Jahre verflossen sind, seit der 
Eröffnung der Zahnklinik am Zellengefängnis Nürnberg, hielt 
ich es für angezeigt, die Leistungen der Zahnklinik in diesen 
Blättern zu konstatieren, zu dem Zweck und in der Annahme, 
daß das Beispiel mehr Nachahmung finden möge, wie es bisher 
der Fall zu sein scheint. 

In diesem zehnjährigen Zeitraum wurden bei einem durch¬ 
schnittlichen Stand pro Jahr von 400 Mann 2403 Insassen 
zahnärztlich behandelt: 5005 Zähne wurden gezogen; 6004 
Plomben wurden angefertigt; Nervtötungen mit nachfolgenden 
Plombierungen wurden 1204 bewerkstelligt (Gesamtzahl der 
Füllungen 7208); außerdem wurden noch doppelte Füllungen 
(je an einem Zahn) 693 vorgenommen, dreifache Füllungen 67; 
410 Wurzelhautentzündungen wurden zahnärztlich behandelt. 
Zahnsteinentfemung war in 663 Fällen nötig. Komplette Ge¬ 
bißreinigung erfolgte in 343 Fällen. Vorbereitung für Zahn¬ 
ersatz wurde in 56 Fällen betätigt. — Bei mehreren „Blutern“ 
kam es nach Zahnextraktionen zu stärkeren Nachblutungen, 
die je durch Tamponade des Zahnfachs gestillt wurden. — 

Aus dem Ergebnis der zahnärztlichen Tätigkeit der ver¬ 
flossenen zehn Jahre erhellt die segensreiche Wirkung des In- 



— 464 


stituts. Seit der Eröffnung derselben sind in der Anstalt keine 
Zahngeschwüre, Fisteln, Kieferentzündungen, Lymphdrüsen¬ 
eiterungen und andere Krankheiten, die mit der Zahnfäulnis 
in ursächlichem Zusammenhang stehen, dem Arzt der Anstalt 
zu Gesicht gekommen. Als ökonomischer Vorteil muß die Tat¬ 
sache konstatiert werden, daß seit der methodischen Durch¬ 
führung einer rationellen Zahntherapie hier kein Gefangener 
wegen einer Zahnkrankheit arbeitsunfähig war, außer einigen 
„Blutern“, die sich nach der Blutstillung mehrere Tage schonen 
mußten. — Die Ergebnisse der Zahnbehandlung bei jedein ein¬ 
zelnen Gefangenen werden in ein Buch eingetragen. Jeder 
Zahnpatient hat in diesem sein eigenes Blatt mit je einem 
Schema für den Ober- und Unterkiefer, welches in der Anstalt 
hergestellt wurde. In dieses Schema werden die fehlenden, die 
gezogenen, die plombierten Zähne, sowie das verwendete Ma¬ 
terial (Zement, Silber-, Kupferamalgam etc.) genau ein¬ 
getragen. 

Die Kosten für die Neuanschaffung der Instrumente und 
für die Einrichtung der Zahnklinik (Bohrmaschine mit Fuß¬ 
betrieb), sowie für Erwerbung eines noch wenig benützten 
Operationsstuhls überschritten nicht den von mir erbetenen 
und vom Kgl. Bayer. Staatsministerium der Justiz genehmigten 
Betrag von Mk. 450.—. 

Die laufenden Ausgaben für das Institut beziffern sich pro 
Jahr kaum auf Mk. 30.— (Nachschaffung von Instrumenten, 
besonders von Bohrern und den billigen Füllungsmaterialien). 
— Die Hygiene kostet Geld und so wird es den Verwaltungen 
nicht erspart bleiben, bei der gesundheitlichen Wichtigkeit einer 
geordneten Zahnpflege auch diesem Zweig der Gesundheits¬ 
pflege die notwendige Aufmerksamkeit zu widmen und die 
nötigen Geldmittel zu beschaffen. Das punctum saliens wird 
der ausübende Zahnarzt sein. Daß es sehr wohl möglich, den 
Oberkrankenwärter mit Erfolg als Dentisten ausbilden zu 
lassen, zeigt Nürnberg und Rebdorf. Auch ist es gewiß nicht 
ausgeschlossen, daß Anstaltsärzte sich im Fach der Zahnheil¬ 
kunde z. B. an einer Universitätszahnklinik die notwendige 
Fertigkeit in der konservativen Behandlung der Zahnkrank¬ 
heiten aneignen; ich habe dabei speziell die Aerzte an solchen 
Strafanstalten im Auge, die entfernt von Städten liegen. In 
Städten mit Zahnärzten kann eventuell auch ein Vertrag mit 
einem solchen abgeschlossen werden: der Zahnarzt müßte un¬ 
gefähr alle 14 Tage die Gebisse der Zugänge untersuchen und 
je nach der Größe der Anstalt, bezw. nach der Menge der 
Zahnkranken in gewissen Zeitabschnitten seine Tätigkeit eilt- 



465 


falten. In ganz großen Gefängnissen würde ein eigener Zahn¬ 
arzt, der als pensionsberechtigter Beamter anzustellen wäre, 
genügend Beschäftigung finden. Ein Analogon findet sich 
beim Militär; in größeren Garnisonen sind eigene Militär¬ 
zahnärzte angestellt. Man sieht, daß man auf verschiedenen 
Wegen zum Ziel gelangen kann. „Wo ein Wille vorhanden ist, 
da ist auch ein Weg“, sagt der Engländer. Der Einwand, daß 
die meisten Sträflinge auch in der Freiheit nichts an ihren 
kranken Zahn Werkzeugen richten ließen, ist nicht stichhaltig. 
Denn es ist unsere durch die Hausordnung fixierte Pflicht, die 
Gesundheit der Detinierten tunlichst zu erhalten und zu för¬ 
dern ; dazu gehört auch eine richtige Zahnpflege, deren Außer¬ 
achtlassung, wie ich genügend dargetan zu haben glaube, sich 
nicht selten bitter rächt. Mutatis matandis liegt die Sache 
ähnlich beim Militär; die Soldaten würden sich in der über¬ 
wiegenden Majorität nicht zahnärztlich behandeln lassen, wenn 
sie nicht aus dienstlichen Erwägungen etc. der Militär¬ 
zahnklinik zugeführt würden. Auch das kolossale Material an 
Zahnkranken in den Schulen würde nicht zur Verarbeitung 
kommen, wenn die Eltern der Schüler nicht von der Notwendig¬ 
keit des Eingreifens des Schulzahnarztes überzeugt würden. — 
„Alle Wege führen nach Rom“ — man darf sich nur nicht 
durch die mäßig hohen Reisekosten abschrecken lassen, die 
reichlich Gewinn bringen. 

Ich gebe mich der Hoffnung hin, daß Nürnbergs Beispiel 
zieht und daß auch in anderen Strafanstalten der systemati¬ 
schen Zahnpflege die gebührende Berücksichtigung zuteil 
werden wird. *■ 

Nürnberg, Anfang September 1913. 
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Linkshändigkeit und Kriminalität. 

Von Hofrat Dr. Schilling, 

Hausarzt am Kgl. Zellengefängnis Nürnberg. 


Unter der freien Bevölkerung gibt es nach dem Ergebnis 
der verschiedenen Untersucher 1,2 bis 4,6 Prozent linkshändige 
Menschen. Ich habe 200 freie Leute, wie sie zufällig in meine 
privatärztliche Sprechstunde kamen, daraufhin untersucht und 
darunter 2,5 Prozent Linkser gefunden. Nun hat Cesare 
Lombroso in seinen Untersuchungen über die körperlichen 
und geistigen Eigenschaften der Verbrecher auch die Be¬ 
hauptung aufgestellt, daß die Zahl der Linkshändigen oder 
Gleichhändigen unter den Kriminellen dreimal so groß sei, wie 
bei den nichtbestraften Leuten. Linkshändige und Gleich¬ 
händige hat dieser Forscher mit Recht in einen Topf geworfen, 
da letztere von Haus aus Linkser sind, die erst allmählich und 
besonders in der Schule zum bevorzugten Gebrauch der rechten 
Hand angehalten werden. — Ein amerikanischer Psychiater 
untersuchte 100 Verbrecher und fand bei diesen, daß die Links¬ 
händigkeit neunzehnmal vertreten war. Nach diesem Forscher 
soll diese Eigenschaft bei verschiedenen Arten der Verbrecher 
in verschiedenem Grade auftreten. Diebe weichen in der 
Häufigkeit dieser Eigenschaft kaum von der normalen Be¬ 
völkerung ab. Bei Brandstiftern dagegen wurden fast dreißig 
Linkshänder unter 100 gefunden. Der Amerikaner gibt 
Lombroso nicht ganz unrecht und meint, man müsse den 
Schluß ziehen, daß die Linkshändigkeit eine Eigenschaft wäre, 
die nicht besonderes Vertrauen einflößen dürfte. Andererseits 
hat der amerikanische Forscher festgestellt, daß von allen 
Linkshändigen etwa zwei Drittel nicht Verbrecher sind. Selbst 
mit dem übrigen Drittel stimmt es hoffentlich nicht ganz, denn 
eine Berechnung würde alsdann ergeben, daß es im Deutschen 
Reich unter rund 65 Millionen Einwohnern weit über 1 Million 
linkshändige Verbrecher gäbe, eine Zahl, die doch wohl zu 
hoch gegriffen ist, weil dazu außerdem noch das ansehnliche 
Kontingent von rechtshändigen Verbrechern kommen würde. — 
Interessante Untersuchungen über Entstehung und Bedeutung 
der Linkshändigkeit hat Stabsarzt Dr. Stier in Berlin an¬ 
gestellt. Es kam ihm vor allem darauf an, eine Methode zu 
ihrer raschen und sicheren Erkennung sich zu verschaffen. 
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Als brauchbar hat sich dabei die Untersuchung derjenigen 
Verrichtungen erwiesen, die nicht durch die bewußte Erziehung 
von anderen erlernt, nicht unter Kontrolle anderer ausgeübt 
werden, und bei denen das benutzte Instrument nicht aus¬ 
schließlich zum rechtshändigen Gebrauch konstruiert ist. Es 
gehören vor allem dazu das Peitschenknallen, Kartenmischen, 
Einfädeln, in allererster Linie das Brotschneiden. Die Unter¬ 
suchungen Stiers erstreckten sich auf 300 linkshändige Sol¬ 
daten. Die durch Nachfrage und auf Grund dieser Methoden 
erkannten Linkser haben nur zum größeren Teil, nicht alle, in 
ihrem linken Arm größere Kraft und größeren Umfang, ebenso¬ 
wenig wie alle Rechtshändigen in ihrem rechten Arm. Es hat 
sich ferner gezeigt, daß die Linkser mindestens zur Hälfte aus 
Familien stammen, in denen Linkshändigkeit überhaupt häufig 
vorkommt und daß das männliche Geschlecht etwa doppelt so 
häufig betroffen ist wie das weibliche. Bei seinen Unter¬ 
suchungen glaubt D r. Stier ferner gefunden zu haben, daß, 
was das Bein anlangt, gleichfalls ein Ueberwiegen in der Ge¬ 
schicklichkeit des rechten Beines beim Rechtser und des linken 
beim Linkser zu konstatieren ist. Linkshändigkeit und Stottern 
wird häufig zusammen gefunden. Die Linkser sind weniger 
brauchbare und gute Soldaten als die Rechtser; sie werden 
nach Stier sehr selten Unteroffiziere und Gefreite. Es wer¬ 
den mehr Aron ihnen als von den Rechtsern als dienstunbrauch¬ 
bar entlassen und mehr gerichtlich bestraft. Letzteres ergibt 
sich daraus, daß in einem Festungsgefängnis nicht 4,6 Pro¬ 
zent, wie in der Truppe, sondern 14 Prozent linkshändig waren. 
— Die Rechtshändigkeit ist eine uralte Eigenschaft der Men¬ 
schen, wie aus mythologischen Berichten und bildlichen Dar¬ 
stellungen unzweifelhaft hervorgeht. Lehmann-Nitsche 
hat gefunden, daß an prähistorischen Skeletten von Südbayern 
die Knochen der rechten Extremität schwerer und massiver 
waren, als die der linken. Nach den Beobachtungen von 
Baldwin gebraucht das Kind vom 6. bis 8. Monat beide 
Hände gleichmäßig. Im 8. Monat beginnt jedoch die Bevor¬ 
zugung der rechten Hand und im 13. Monat ist es vollständig 
rechtshändig. 

Die Meinungen darüber, ob die Rechtshändigkeit eine 
ausschließliche Eigenschaft des Menschen ist oder ob er sie 
mit Affen und andern Tieren teilt, sind geteilt. D r. O g 1 e 
kam zu dem Schluß, daß die Affen rechtshändig seien. O s a w a 
fand, daß die Affen entweder rechtshändig oder doppelhändig 
seien und nur wenige linkshändig. Cunningham konnte 
weder bei höheren noch bei niederen Affen eine Bevorzugung 
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des einen oder des anderen Armes beobachten. — Mit der 
Rechtshändigkeit des Menschen ist meist ein Uebergewicht der 
linken Himhälfte verbunden, welche schwerer und mehr ge¬ 
wölbt ist als die rechte, sowie zahlreichere und tiefere Furchen 
zeigen soll. — Li ep mann fand die wichtige Tatsache, daß 
der linken Gehirnhämisphäre ebenso wie für die Sprache, so 
auch für das Handeln, d. h. für die Ausführung von Zweck¬ 
bewegungen das Uebergewicht zukommt. —. Prof. v. Hanse¬ 
mann konstatierte beim nichtatrophischen Gehirn Menzels, 
eines Linksers, daß dessen rechte Himhämisphäre in allen 
ihren Abschnitten weit mehr gegliedert war, als die linke. Man 
sieht, daß berühmte Männer, wie Menzel etc. Linkser sind. 
Die Anschauung des Stabsarztes Stier, daß Linkshändige 
beim Militär es nicht weit bringen, wird durch die Tatsache 
widerlegt, daß es eine Masse Linkser — nach meiner Erfahrung 
— in allen Chargen gibt. — Es ist schon von verschiedenen 
Seiten die Frage aufgeworfen worden, ob die Menschen durch 
die Pflege der Doppelhändigkeit (Ambidextrie) nicht gescheiter 
würden. Eine gelehrte Dame, Varia K i p i a n i, verheißt es uns 
in einer die neuesten psychologischen Forschungen geschickt 
zusammenstellenden Studie. Bekanntlich wird die Arbeit, die 
unsere rechte Körperhälfte, also die rechte Hand leistet, von 
der linken Hälfte unseres Gehirns angeregt und geleitet — 
und umgekehrt. Drillt man sich auf Doppelhändigkeit ein, 
dann wird nach Frau K i p i a n i und andern die rechte Gehirn¬ 
hälfte bei den Rechtsern und die linke bei den Linksern mehr 
als bisher in Anspruch genommen. So würde das Gehirn bei 
den Gleichhändigen in seiner gesamten Substanz gleichmäßig 
erstarken und es müßte daraus eine verdoppelte Intelligenz 
resultieren. Doch die Theorie ist grau. Die Praxis lehrt, daß 
die Doppelhändigen nicht gescheiter sind als die anderen. 
Mein Material aus dem Zellengefängnis und aus meiner 
Privatpraxis spricht entschieden dagegen. Doch ist es aus 
praktischen Gründen zweckmäßig die Zweihändigkeit zu för¬ 
dern : ist die eine Hand z. B. durch eine Verletzung und deren 
Folgen in ihrer Leistungsfähigkeit beeinträchtigt, so kann die 
andere rasch für die beschädigte Hand „einspringen“. Es 
unterliegt auch keinem Zweifel, daß viele Fälle von Schief¬ 
werden durch die Doppelhändigkeit vermieden würden. Jede 
Arbeit müßte, soweit es eben angängig ist, sowohl mit der 
Rechten als mit der Linken verrichtet werden. Die Leistungs¬ 
fähigkeit wird dadurch erhöht und Zeit gespart. 

Zum Schluß komme ich nun auf die Linkser in diesseitiger 
Anstalt zu sprechen. Im Durchschnitt der letztverflossenen 
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8 Jahre (1905 bis mit 1912) kommen acht Linkser auf hundert 
Zugänge. Dieser Prozentsatz übertrifft nun die Linkshändig¬ 
keit unter der freien Bevölkerung um mehr als das Doppelte. 
Die Nichtkriminellen stellen durchschnittlich 2,9 Prozent 
Linkser, die Zugänge im Zellen gef ängnis Nürnberg 8 Prozent 
Linkser. In dieser Anstalt gab es in dem achtjährigen Zeit¬ 
raum 3454 Zugänge; unter diesen waren 277 Linkshändige, 
also 8 Prozent. Im Jahre 1910 betraten 6,0 Prozent Linkser 
unser Strafhaus, im Jahre 1911 waren 9,7 Prozent der Zu¬ 
gänge Linkser. Wenn auch Schwankungen des Prozentsatzes 
in den einzelnen Jahren Vorkommen, so ist letzterer in allen 
Beobachtungsjahren doch weit höher als bei den nicht- 
kriminellen Leuten. Im Jahre 1910 waren die hier eingelieferten 
Linkser relativ und absolut mit 6 Prozent an Zahl am gering¬ 
sten; das Jahr 1911 mit 9,7 Prozent brachte die höchste Ziffer. 
— Lombroso hat recht, wenn er die These aufstellt, daß die 
Linkshändigkeit unter den Verbrechern erheblich mehr vertreten 
ist als bei der freien Bevölkerung. 

Nürnberg, Anfang September 1913. 
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Erkennungsdienst in den Strafanstalten. 

Von Strafanstaltsinspektor v. Baehr-Breslau. 


Polizei und Staatsanwaltschaft wenden sich bei der Suche 
nach Verbrechern auch heute schon an die Strafanstalten und 
Gefängnisse, im allgemeinen aber erst dann, wenn „alle 
Stränge reißen“, wenn die Begleitumstände sowohl wie das 
Anrufen der breiten Öffentlichkeit versagt haben. Die Gründe 
für diese Zurückhaltung lassen sich unschwer in dem oft 
negativen Resultate dieser Nachforschungen finden. Das liegt 
aber vielfach an den nicht ganz zureichenden Einrichtungen,, 
die unbedingt eine Erweiterung erfahren müßten. Den Straf¬ 
vollzugsbeamten gehen im Laufe der Jahre viele Hunderte von 
Rechtsbrechern „durch die Finger“, wozu noch kommt, daß sie 
den Gefangenen, namentlich die „schwereren“ unter ihnen, nur 
in seiner Sträflingskleidung, in den Zuchthäusern, wo die 
Schwerverbrecher zu finden sind, obendrein noch mit kurzem 
Haupthaar und abgenommenem Barte sehen. Daraus erklärt 
sich, daß die Beamten bei Durchsicht des Fahndungsblattes 
oder sonst veröffentlichter Photographien sich eines Gesichtes 
wohl entsinnen können, meist aber nicht wissen, wem es zu¬ 
gehört. 

Das Wiedererkennen eines Verbrechers fällt auch der 
Kriminalpolizei oft schwer, deshalb erleichtert sie sich die 
Rekognoszierung schon seit Jahren dadurch, daß sie den Ver¬ 
brecher photographiert, nach Bertilion mißt und.— neuerdings 
in immer weiterem Umfange — Fingerabdrücke aufnimmt. 
Da die von der Polizei auf diese Weise ausfindig gemachten 
Missetäter gewöhnlich auch bestraft und dann einer Straf¬ 
anstalt oder einem Gefängnis zugewiesen werden, wäre es 
vielleicht angebracht, auch diesen Anstalten Abzüge der auf¬ 
genommenen Bilder zur Verfügung zu stellen und zwar in 
mehreren Exemplaren. Aehnlich wie bei der Kriminalabteilung 
der Polizei wäre eins der erwähnten Bilder einem innerhalb 
der Strafanstalt anzulegenden Verbrecheralbum einzuverleiben, 
während die andere Kopie den Personalakten des Sträflings 
beigeheftet werden müßte. 

Die Bilder allein würden aber noch nicht genügen, viel¬ 
mehr wäre der Sträfling noch in der Anstalt selbst in seiner 
dortigen Tracht und endlich kurz vor der Entlassung in seiner 
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bürgerlichen Kleidung abzunehmen. Letzteres erscheint be¬ 
sonders wichtig, sobald es sich um Verbüßung langjähriger 
Strafen handelt. Die Fälle sind gar nicht so selten, daß ein 
Sträfling sich schon während der Haft eine bestimmte Bart¬ 
tracht stehen läßt, um sie später vor oder nach Begehung eines 
neuen Verbrechens umzuändem oder den Bart ganz abnehmen 
zu lassen. In welcher Weise aber gerade die Barttracht ein 
Gesicht verändern kann, ist bekannt. Die für die Strafanstalten 
erforderlichen Apparate zum Photographieren sind ohne Auf¬ 
wendung großer Mittel anzuschaffen, geeignete Beamte ebenso 
leicht zu finden und auszubilden und Dunkelkammern ohne 
Mühe einzurichten. Die entstehenden Kosten würden durch 
die Ersparnisse, die sich aus einer schnelleren Habhaftwerdung 
des Verbrechers ergeben, vollauf gedeckt sein. 

Auch die Frage wäre vielleicht einer Erörterung wert, ob 
man die Strafanstaltsoberaufseher in kriminalistischer Hin¬ 
sicht nicht doch eingehender vorbilden sollte. Zweifellos 
würde hierdurch diesen Beamten Gelegenheit geboten, auch 
in der gedachten Richtung bessere Dienste zu leisten. 
— Die nach wie vor bewährten alten Hilfsmittel der „be¬ 
sonderen Kennzeichen“ und der Tätowierungen dürfen von 
den Strafanstalten keinesfalls außer acht gelassen werden; 
spielen sie doch oft in den Steckbriefen und den bekannten 
roten Anschlagzetteln eine wichtige Rolle. Darüber ein wohl¬ 
eingerichtetes Buch zu führen, dürfte sich wohl rentieren. 

Nicht zweckmäßig erscheint es, den Gefangenen selbst 
derartige Bekanntmachungen vorzuenthalten. Der Verräter 
schläft nicht und der Judasgroschen hat nach wie vor seine 
Anziehungskraft. Gerade unter den Verbrechern hört gewöhn¬ 
lich die Kameradschaft auf, sobald Neid, Mißgunst, Rache, 
Gewinnsucht und nicht zuletzt das Weib mitspielen. Ist doch 
mancher Schwerverbrecher nicht durch den Scharfsinn eines 
„Greifers“, wie der Kriminalbeamte in der Gaunersprache 
heißt, sondern lediglich dadurch gefaßt worden, daß ein Mit¬ 
wisser „gepfiffen“, also Verrat geübt hat. Irgendwelche mensch¬ 
lichen Motive spielen dabei immer eine Rolle; erst recht dann, 
wenn der betreffende Angeber infolge unkollegialer Machen¬ 
schaften für einige Zeit aus der werktätigen Welt heraus hinter 
Schloß und Riegel gebracht worden ist. „Was dem einen recht 
ist, ist dem anderen billig“, denkt der in Einzelhaft Gesperrte 
philosophisch und — zeigt den Genossen an. Den Angaben 
solcher Inhaftierten muß natürlich von vornherein etwas 
skeptisch gegenübergetreten werden, denn oft sind sie nur Pro¬ 
dukte der Phantasie oder nur gemacht um Abwechselung zu 
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haben oder auf „Transport“ zu kommen. Damit aber muß die 
Polizei auch bei „freien“ Angebern rechnen. Schließlich kommt 
es ja doch nicht darauf an, daß lediglich die Kriminalpolizei 
den Täter erwischt, sondern daß er überhaupt eruiert wird. 
Je weitere Kreise man nun zur Mitarbeit dabei heranzieht, 
desto frühzeitiger wird auch ein Erfolg zu verzeichnen sein. 
Gerade Kriminalpolizei und Strafanstalten stehen in einer ge¬ 
wissen Wechselbeziehung zueinander, so daß von letzterer — 
nach Einführung der notwendigen Einrichtungen — eine nicht 
unerhebliche Unterstützung für die Arbeit der ersteren — zum 
Wohle der allgemeinen Sicherheit zu erwarten sein dürfte. 
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„Big Brothers“. 

Von Georg Stainmer-Berlin. 


Wie verlautet, soll dem Reichstag in seiner nächsten 
Tagung der Entwurf eines deutschen Gesetzes, über das Ver¬ 
fahren gegen Jugendliche zugehen. England hat seinen 
„Children Act “ seit 1908, das belgische Kinderschutzgesetz 
datiert vom 15. Mai 1912 und das französische Gesetz be¬ 
treffend Jugendgerichte und Schutzaufsicht, ist am 22. Juli 
1912 erlassen. 

Mit ungeahnter Geschwindigkeit hat die Jugendgerichts¬ 
bewegung, die vor etwa 15 Jahren von den Vereinigten Staaten 
von Amerika ausging, die Welt erobert. Eine förmliche 
Wandlung im Rechtsempfinden den Jugendlichen gegenüber 
hat seitdem Platz gegriffen, und es ist dankbar zu begrüßen, 
daß auch Deutschland im Begriff steht, dem Erfordernis der 
Zeit sich nicht zu verschließen und Jugendgerichte endgültig 
gesetzmäßig zuzulassen. 

Als vor Jahren die erste Kunde über das Jugendgerichts¬ 
verfahren in Amerika zu uns drang, da wurde schon darauf 
hingewiesen, daß die Jugendgerichtshöfe allein nichts ver¬ 
mögen, wenn sie nicht gestützt werden durch eine organisierte 
Fürsorgeüberwachung. In neuerer Zeit hat kein Geringerer 
als Theodore Roosevelt es wiederholt, daß nächst der 
Persönlichkeit des Richters, die des Fürsorgers der wichtigste 
Faktor im gesamten Jugendgerichtsverfahren sei. Fürsorge¬ 
überwachung ist ja nichts anderes, als die gefundene einfachste 
Form der Zuführung des Kindes zur Besserung, die an Stelle 
der Bestrafung treten soll. Besserung kann aber nur erreicht 
werden, durch innige und anhaltende Berührung mit Gutem, 
mit Rechtschaffenheit und Sittenreinheit. Es ist deshalb wieder¬ 
holt die Frage aufgeworfen worden, ob eine bezahlte und be¬ 
amtete Fürsorgeüberwachung denkbar ist. Man ist sich heute 
einig darüber, daß sie nicht entbehrt werden kann, ebenso fest 
steht aber, daß eine freiwillig helfende Pflegschaft das nor¬ 
malste, natürlichste und aussichtsreichste ist, und daß alle 
Mittel aufgewendet werden müssen, um eine solche zu fördern 
und auszubauen. Wollen wir durch die neu zu schaffende 
Jugendgerichtsorganisation wirklich das Große schaffen, das 
auf dem Gebiet des Kinderschutzes zweifelsfrei noch zu leisten 
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bleibt, so bedürfen wir der tatkräftigen Mitarbeit weiterer 
Kreise im Volke. Es verlohnt dann auch wieder einen Blick 
auf Amerika zu werfen, von wo uns in Fragen der Verbrechens¬ 
verhütung und -bekämpfung schon so viele, noch gar nicht 
genug gewürdigte und bekannte, weittragende Anregungen 
gekommen sind. Als eine der neuesten und modernsten davon 
verdient die „Big Brother“- Bewegung ernste Beachtung. 

„Big Brothers“ sind die „Großen Brüder“, die sich na¬ 
mentlich aus den besseren Gesellschaftskreisen zusammen¬ 
gefunden haben, um sich ihrer in tieferen Schichten stehenden 
kleineren Brüder anzunehmen, sie durch die Klippen und Ge¬ 
fahren ihres jungen Lebens hindurchzusteuem und ihre mo¬ 
ralische und geistige Entwicklung zu fördern. Die Entstehung 
der „Big Brother“ - Vereinigung fällt mit den ersten Ent¬ 
täuschungen über die Ergebnisse der Jugendgerichtshöfe zu¬ 
sammen. Als man durch das Jugendgerichtsverfahren dazu 
kam, der Psyche des Kindes sich soviel intensiver zuzuwenden, 
da wurde es offenbar, welche wichtige Rolle die Schutzaufsicht 
zu spielen berufen war, und welches weite Betätigungsfeld sich 
hier den besten Kräften im Volke erschloß. 

Davon ausgehend, daß viele Männer von ihrem Berufs¬ 
leben nicht voll ausgefüllt werden und das Verlangen haben, 
ihre altruistischen Kräfte weiter anzuspannen, um zu einer 
inneren Befriedigung zu gelangen* die dem Löben erst rechte 
Würze verleiht, fand ein weitblickender, tatenfroher Mann den 
Weg zum Herzen einer Reihe von Herren, die sich als „Big 
Brothers“. zusammentaten, um sich ihrer bedrängten kleinen 
Brüder aus dem Volke anzunehmen. 40 war im Anfang ihre 
Zahl, viele Berufsklassen waren vertreten, einige waren reich, 
alle gut situiert, aber keiner hatte eine richtige Vorstellung von 
der wirklichen Lage, in der sich ihre kleinen Schutzbefohlenen 
in der Tat befanden. 

Die Arbeit begann unter dem Gesichtspunkt, daß man 
nicht einer ganzen Klasse von Kindern helfen und seine Kräfte 
einer größeren Gemeinschaft zuwenden sollte, sondern daß 
jeder „Big Brother“ sich eines einzigen kleinen Bruders anzu¬ 
nehmen und diesem beizustehen hätte. Man fand und hob den 
Schatz, der im Wert der persönlichen Beziehung liegt und 
baute auf dem großen Grundgedanken der Bruderliebe weiter, 
derart, daß man neue Lebensfähigkeiten und Werdemöglich¬ 
keiten zu schaffen suchte und dadurch, daß man ein fern von 
Mitleid und mäßiger Neugier stehendes wirkliches Interesse 
lieh. Unter den warmen Strahlen des persönlichen Bekümmems, 
des sich Einsetzens für einen andern, Armen, Dürftigen, unter 
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der Ueberlegenheit der geistigen Reife und des gesellschaft¬ 
lichen Ansehens und unter der Macht des Einflusses einer von 
der Höhe ihrer Aufgabe getragenen Persönlichkeit, konnte es 
nicht anders sein, als daß eine im Verwelken begriffene Kindes¬ 
seele neu erblühte und gute Früchte ansetzte. 

Unendliches Elend tat sich den „Big Brothers “ bei ihren 
Gängen auf. So viel Roheit und Gemeinheit in der nächsten 
Umgebung der Kinder hatte auch der stärkste Pessimist nicht 
geahnt. Wieviel moralische Wunden wurden durch Unverstand 
geschlagen, wie manche gute Anlage herausgezerrt und in den 
Schmutz getreten. Daß auf diesem giftigen Boden nicht noch 
Schlimmeres emporwächst, darf die Menschlichkeit sich nicht 
als Verdienst anrechnen, daß aber inmitten dieses Sumpfes 
noch ackerbares Terrain gewonnen werden kann, das zeigt der 
Welt das Beispiel der „ Big Brothers “. 

Von den 300 kleinen Brüdern, die von den „Big Brothers “ 
beschützt und gefördert wurden, sind weniger als ein Dutzend 
dem Jugendrichter wieder zugeführt worden. Aus den ersten 
40 „Big Brothers “ ist heute eine Gesellschaft von 600 gewor¬ 
den, und am Schluß des letzten Jahres standen 2200 kleine 
Knaben unter* großem Bruderschutz. Der „Big Brother “- 
Bewegung hat sich in allemeuester Zeit eine „Big Sister“- 
Verbindung zugesellt, und Theodore Roosevelt sagt von 
dieser ganzen Bewegung, die sich anheischig macht, in sta¬ 
tistisch nachgewiesenen 96 Prozent ihrer Fälle vollen Erfolg 
gehabt zu haben, daß es kaum eine andere Form helfender 
Wirksamkeit gibt, die mit so verhältnismäßig geringen Mitteln 
und unter so natürlichen Bedingungen berufen ist, eine unge¬ 
ahnte Wohltat für die Menschen zu werden. 

Um das Wesen und Wollen der „Big Brothers “ recht zu 
verstehen, ist es notwendig, sich ihre hauptsächlichsten Leit¬ 
sätze vor Augen zu führen: „Besuche den Knaben, dem du 
helfen willst, in seinem Hause“, das ist die erste Grund¬ 
bedingung, die der Institution zu eigen ist. Ein wirkliches 
Mitgefühl glaubt man nur voraussetzen zu können, wenn der 
„Große Bruder“ das Leben kennen lernt, das der kleine Bruder 
durchlebt, und wenn er die Luft selbst atmet, die den Kleinen 
umgibt. 

„Mache dich mit seinen Eltern bekannt.“ Der Kampf um 
das Glück des Kindes wird halb gewonnen sein, wenn das Ver¬ 
trauen der Eltern erworben ist, und wenn es gelingt, sie doch 
wenigstens in etwas von ihren Irrtümem abzubringen und 
ihnen vielleicht hier und da ein Mittel an die Hand zu geben, 
sich selbst und dem Kinde zu helfen. „Sieh wie die häuslichen 
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Verhältnisse zu bessern sind.“ Der Mangel feines glücklichen 
Heims und eines ordentlichen Familienlebens ist oft die Ur¬ 
sache des Unglücks der Kinder. Wenn auch von Grund aus 
wohl selten zu bessern sein wird und die Charakteranlagen 
der Erwachsenen zu ändern, auch dem großen Bruder versagt 
bleiben muß, so bleibt dennoch die Tatsache bestehen, daß 
durch Vermittlung einer Arbeitsgelegenheit, durch Aus¬ 
schaltung eines üblen Einflusses und durch manche andere 
zielbewußte Handlung, wie durch verständigen Rat, Unbillen 
abgewendet werden können, die in ihren Rückschlägen den 
Kindern schaden. 

„Gib Geldunterstützung nur in den außergewöhnlichen 
Fällen.“ Die Tätigkeit der „Big Brothers “ soll mit der von 
Armenpflegern nichts gemein haben. Eine materielle Unter¬ 
stützung soll deshalb hintenanstehen, in Fällen bedenklicher 
Not wird sie nicht vermieden werden können. 

„Sprich die Lehrer des Knaben, sie wissen oft gut, was 
dem Kinde fehlt.“ „Wenn der Knabe nicht zur Schule oder 
Arbeit geht, so nimm dich seiner an, beschäftige ihn und weise 
ihm, wenn es erforderlich ist, Arbeit in guter Umgebung nach, 
die seinen Anlagen und Fähigkeiten entspricht.* 

„Suche herauszubekommen, wo der Knabe seine Freiheit 
und die Abende verbringt.“ Die meisten Jugendlichen treiben 
sich auf den Straßen umher, sie von dort fortzuziehen und 
guten Einflüssen auszusetzen, sei es in einem Konzert, in einer 
guten Vorstellung, oder in einem Vortrag, der geeignet ist, ihrer 
Phantasie gesunde Nahrung züzuführen, werden zweifellos 
von guten Folgen begleitet sein und in den Kindern Verständnis 
für Höheres und Besseres erwecken. 

„Laß deinen Arzt den Knaben sich ansehen.“ Manches 
Unverständliche wird sich klären, und man wird es deutlicher 
wie wo anders finden, daß erst der Körper gestärkt und ge¬ 
pflegt werden muß, wenn Geist und Seele geheilt werden sollen. 

„Lade den Knaben in dein Haus und laß ihn empfinden, 
daß er darin willkommen ist.“ Auch der kleine Mensch bedarf 
schon des Ansporns, der Ermutigung als des wertvollsten 
Unterpfandes für Selbstbewußtsein und Selbstachtung. Reicht 
man ihm dies, indem man ihm zeigt, daß man frei von Standes¬ 
vorurteilen mit seiner ganzen Person sich seiner annimmt und 
für ihn einsteht, seine Sorgen und Freuden teilt, und ihn auch 
teilnehmen läßt an allen eigenen Glücksgaben, so wird es nicht 
ausbleiben, daß der Knabe sich gehoben fühlt und Zutrauen 
zu sich selbst faßt, das ihn zu höheren Leistungen über sich 
befähigt. 
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„Nimm teil an des Knaben Interessen, finde seine Neigun¬ 
gen heraus und erwecke in ihm das Gefühl der Verantwortlich¬ 
keit.“ Um das zu können, ist es unumgänglich, ein oder zwei 
Nachmittage oder Abende in der Woche dem kleinen Bruder zu 
schenken, mit ihm spazieren zu gehen oder in der eigenen, oder 
seiner Wohnung mit ihm zu plaudern und ihm Gelegenheit 
zur Aussprache zu geben. Ist man daran verhindert, so soll 
man den kleinen Bruder anhalten, ausführlich zu schreiben, 
man soll ihm pünktlich antworten und in allem durchmerken 
lassen, daß er im Leben des großen Bruders nicht Nebensache 
ist, sondern einen bevorzugten Platz einnimmt. Es kann dann 
nicht ausbleiben, daß sich Bande schließen, die ein Leben über¬ 
dauern, und jenen Halt gewähren, dessen alle Menschen be¬ 
dürfen, wenn sie in besonderen Lagen ihren Kompaß regulieren 
und Ausschau nach dem Vorbilde halten wollen, das ihnen 
Richtschnur sein soll. 

„Halte keine Predigten.“ Du weißt wohl besser, was 
Tugend ist, der kleine Bruder weiß aber mehr davon, was Ver¬ 
suchung ist! 

„Handle sofort.“ Jetzt ist die kritische Zeit, jetzt ist Hilfe 
nötig, und ein „Morgen“ kommt vielleicht schon zu spät. 

Wer überzeugt ist, daß ein Knabe in der Freiheit besser 
aufgehoben ist, als im Gefängnis, der sympathisiert mit den 
„Großen Brüdern“. Und wer durchdrungen davon ist, daß 
ein Knabe ohne brüderliche Hilfe nicht dem Schicksal seiner 
unglücklichen Umgebung entrinnen kann, der erfaßt ihre 
großen Grundsätze. Wenn du einem Kinde helfen und dein 
Volk um einen nützlichen Menschen bereichern willst, dann 
werde ein „Brig Brother “ und nimm dich eines kleinen Bruders 
an. Das von Amerika gewiesene Werk kann auch bei uns ge¬ 
deihen: „Erinnert euch daran, daß eure kleinen Brüder noch 
keine Männer sind. Es ist an euch, sie zu Männern zu machen.“ 
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Korrespondenz. 



Der Lehrkurs über Gefängniswesen im Preußischen 
Justizministerium. 

(Vgl. Bd. 46 S. 539 dieser Blätter.) 

Der Kursus vereinigte in der Zeit vom 26. Mai bis 7. Juni unter 
Leitung des Geheimen Oberjustizrats Plaschke 27 Teilnehmer, ab¬ 
gesehen von drei Gefängnisbeamten und einem Gerichtsassessor, sämt¬ 
lich Richter und Staatsanwälte. Ein einleitender Vortrag des Kursleiters 
über Zweck und Plan des Kursus und die Besichtigung des Kriminal¬ 
museums im Königlichen Polizeipräsidium nahmen den ersten Vormittag 
in Anspruch. Im übrigen waren die Vormittage der Einführung in den 
praktischen Gefängnisdienst, die Nachmittage der theoretischen Unter¬ 
weisung gewidmet. Daneben fanden an einigen Tagen Besichtigungen 
auswärtiger Anstalten statt. Der bedeutsame Zweck des Kursus ist 
nach den Darlegungen seines Leiters nicht nur, bei den Teilnehmern 
Interesse und Verständnis für Strafvollzug und Gefängniswesen zu 
wecken, sondern er soll sie vor allem auch dazu anregen, das Gelernte 
in ihrem eigenen Wirkungskreis zu verwerten und so im ganzen Lande 
als eine Art Sauerteig, sozusagen als Lehrer des Gefängniswesens zu 
wirken und zumal in den kleinen Gefängnissen, den Schmerzenskindern 
des modernen Strafvollzugs, die neuen Errungenschaften der Gefängnis¬ 
kunde zu verbreiten, soweit die Verhältnisse es eben zulassen. — Lehr¬ 
reich auch über die Bedeutung für den Gefängniskursus hinaus waren 
die Sammlungen des Kriminalmuseums und die Vorführung des 
daktyloskopischen Verfahrens sowie der sonstigen Zweige des Er¬ 
kennungsdienstes (Messen und Photographieren). — Die Gruppen¬ 
einteilung erfolgte in derselben bewährten Weise, wie sie Bd. 46 S. 539 
dieser Blätter geschildert ist. Die Fülle des Neuen und Interessanten, 
das die großen Musteranstalten auch für den Gefängnisbeamten bote.i, 
läßt sich nur andeuten. Die Bewältigung des in der kurzen Zeit ge¬ 
botenen reichen Wissensstoffes war nur möglich dank der Liebens¬ 
würdigkeit der Direktoren und der ausgezeichneten pädagogischen 
Technik, die durch die Erfahrungen früherer Kurse gewonnen war und 
es ermöglichte, in wenigen Stunden alles Wichtige so schnell und bequem 
als möglich zu sehen, und dabei noch Raum ließ zu anregenden Er¬ 
örterungen neben den einleitenden Vorträgen der Direktoren. In dem 
vielseitigen Arbeitsbetrieb fiel besonders die mit fast raffinierter Technik 
betriebene Verwertung des militärischen Altmaterials auf. Was hier in 
wenigen Jahren trotz aller Schwierigkeiten geleistet ist, könnte jedem 
kaufmännischen Betrieb Ehre machen. — Der Schulunterricht zeigte die 
hingebende Liebe der Lehrer für ihren schweren Beruf und erfüllte mit 
Bewunderung dafür, was doch bei voller Hingabe der Persönlichkeit 
auch bei so sprödem Material für Erfolge zu erreichen sind. Die 
größere geistige Beweglichkeit der Großstadtbevölkerung wird man 
dabei freilich gebührend berücksichtigen müssen. Von besonderem In- 
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teresse war eine Erörterung, die der Lehrer mit den Gefangenen über 
die Vorzüge der Einzel- und Gemeinschaftshaft anstellte. Sie ergab bei 
den geistig fortgeschritteneren Gefangenen der Fortbildungsklasse eine 
erdrückende Mehrheit in der Ablehnung der vollen Gemeinschaftshaft. 
Für gemeinsame Haft bei Tag und Nacht sprachen sich nur drei von 
74 Gefangenen aus, für strenge Einzelhaft bei Tag und Nacht dagegen 
30. In den anderen Klassen trat der Wunsch nach gemeinsamer Haft 
stärker hervor. Die meisten wünschten aber überall Trennung in der 
Nacht bei gemeinsamer Arbeit. — Einen äußerst günstigen Eindruck 
machten auch die Marschübungen und Turnspiele der jugendlichen Ge¬ 
fangenen während der Freistunde. —Der Unterweisung im praktischen 
Dienst waren auch in erster Linie die Besichtigungen auswärtiger An¬ 
stalten gewidmet. Der erste Besuch galt wie im Vorjahre der Straf¬ 
anstalt m Brandenburg mit der Abteilung für geistig Minderwertige. 
Die einleitende Erörterung betraf die Erfahrungen, die mit der Einrich¬ 
tung gemacht worden waren, und die Aenderungen in der Behandlung 
der Minderwertigen, die sich in der Praxis als notwendig erwiesen 
hatten. Ohne Einwand wurde von allen Anwesenden nur der eine Vor¬ 
zug erkannt, daß die Sonderanstalt es ermögliche, den Strafvollzug der 
anderen Anstalten von der Störung durch hoffnungslos antisoziale, 
widersetzliche oder sonst unbrauchbare Elemente zu befreien. Zu¬ 
gegeben mußte werden, daß eine gesundheitliche, soziale oder moralische 
Besserung der Minderwertigen durch die Unterbringung in der Sondpr- 
anstalt nicht erreicht werde, daß vielmehr eine ungünstige Beeinflussung 
der mehr harmlosen, lediglich schwachen Elemente nicht als unmöglich 
auszuschließen sei. Alles in allem glaube ich kaum, daß der Besuch dem 
Gedanken, die Minderwertigen in Sonderanstalten zu verweisen, beson¬ 
ders viele Freunde erworben haben wird. Während diese Besichtigung 
mehr zum Nachdenken über das Problem anregte und zeigte, wie 
schwierig und ungelöst im Grunde doch noch die Frage der Behandlung 
der Minderwertigen sei, herrschte nach der Besichtigung der Straus¬ 
berger Fürsorgeerziehungsanstalt nur eine Stimme rückhaltlosester An¬ 
erkennung und bei vielen freudigster Ueberraschung. Hier war ein 
voller Erfolg zu sehen, der wohl zum größten Teil der gewinnenden 
Persönlichkeit des für sein schweres Amt begeisterten Anstaltsleiters 
zu verdanken ist. Schulpflichtige und schulentlassene Knaben und 
Mädchen beherbergten die verschiedenen Abteilungen und Häuser der 
Anstalt, die in der Erweiterung begriffen war. Im Unterricht, im fröh¬ 
lichen Tun bei Mahlzeit, Arbeit und Freistunde erinnerte nichts an 
engherziges, duckmäuseriges Wesen, war a'uch nichts strafanstalts¬ 
ähnliches zu finden. Hell und freundlich waren die Räume, frisch und 
fröhlich und doch voll Ernst der Verkehr zwischen Lehrern, Erziehern 
und Zöglingen. Und wer die frohen Kindergesichter der Schulpflichtigen 
bei der Mahlzeit, den gesunden Appetit, die reinlichen und praktischen 
Schlaf- und Waschräume, die prächtigen Erzeugnisse der Handfertigkeit 
in der arbeitsfreien Zeit, sah und daran dachte, wie viele dieser frischen 
Jungen und Mädchen aus Elend, Not und Verkommenheit herausgeholt 
waren, der müßte verstehen, welch’ Wohltat doch die Fürsorgeerziehung 
für die Zöglinge ist, und daß sie Erfolge haben muß, wenigstens wenn . 
sie nicht zu spät einsetzt. Der Eindruck der schulentlassenen Mädchen 
und der Lehrlinge war ebenso günstig. Das für die schlimmsten 
Elemente bestimmte Burschenheim war des Umbaues wegen nicht zu¬ 
gänglich. — Sahen wir hier das erfolgreiche Bemühen, dem Verbrecher¬ 
tum nach Möglichkeit den Nachwuchs zu unterbinden, so zeigte das 
ebenfalls in Strausberg befindliche, von der Erziehungsanstalt weit ent- 
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.femte Arbeits- und Landarmenhaus die Behandlung der meist endgültig 
Gestrandeten, der Bettler und Landstreicher. Die hoch über dem Straus¬ 
see landschaftlich sehr schön gelegene Anstalt hatte den in den großen 
Provinzialanstalten üblichen modernen Arbeitsbetrieb. Die nächtliche 
Unterbringung in den großen Schlafsälen rief aber wieder all die Be¬ 
denken wach, die gegen volle Gemeinschaftshaft bei Tag und Nacht 
bestehen. Außerordentlich lehrreich war schließlich der Besuch der 
„staatlichen Zucht- und Dressuranstalt für Polizeihunde“ in Grünheide. 
Nach all dem überschwänglichen Lob, das in der Presse und sonst in 
der Oeffentlichkeit der Tätigkeit des Polizeihundes bei der Ermittelung 
von Verbrechen gespendet worden ist, waren wohl die meisten Zuhörer 
überrascht von der Mahnung zur Vorsicht, die der Leiter der Anstalt 
auf Grund eingehender Versuche aussprach. Der Hauptwert des 
Polizeihundes liege in seiner Eigenschaft als Begleiter und unter Um¬ 
ständen Beschützer des Beamten. Seine Verwendbarkeit zur Entdeckung 
von Verbrechen sei maßlos übertrieben. Die unbegründeten Vorstellun¬ 
gen von den Fähigkeiten "des Polizeihundes könnten die verhängnis¬ 
vollsten Irrtümer zur Folge haben. Unbedingt sicher sei, daß der Hund 
zwar eine frische menschliche Spur verfolgen könne, daß er aber nicht 
imstande sei, bei sich kreuzenden Spuren zuverlässig die richtige zu 
finden. Welcher er schließlich folge, hänge von allerlei Zufällen ab. 
Der Hund sei auch nicht imstande, an einem Gegenstand Witterung zu 
nehmen und dann den früheren Träger des Gegenstandes mit Sicherheit 
zu entdecken. Das Ergebnis der überzeugenden, durch Versuche unter¬ 
stützten Darlegungen war jedenfalls mindestens, daß die Entdeckung 
eines Täters durch den Polizeihund ein recht zweifelhaftes Beweismittel 
ist und niemals den alleinigen oder hauptsächlichen Schuldbeweis 
bilden darf. 

Von den abendlichen Vorträgen waren die ersten beiden von Licht¬ 
bildern begleitet. Geheimer Oberbaurat Saal sprach über „Gefängnis¬ 
bau und Gefängnissysteme“. Er erörterte die geschichtliche Ent¬ 
wickelung des heutigen Gefängnisbaues, der verschieden sich gestalten 
mußte, je nachdem das Gefängnis für Einzelhaft, gemeinsame Haft 
oder beide Haftarten bestimmt war. Besonders eingehend wurde die 
Geschichte des preußischen Gefängnisbaus besprochen und dargelegt, 
wie es nahe daran war, daß die Durchführung der Einzelhaft an den 
hohen Baukosten scheiterte, wie aber allmählich durch peinlichste Spar¬ 
samkeit, wirksame Raumausnützung, zweckmäßige Materialauswahl 
und dergl. ein Normaltyp des Zellengefängnisses geschaffen und die 
Baukosten, insbesondere durch Verwendung der Arbeitskraft der Ge¬ 
fangenen, so erheblich ermäßigt wurden, daß die fortschreitende Ein¬ 
führung der Einzelhaft finanziell möglich war. Es wurde dann die Ent¬ 
stehung der Normalanstalt für 550—600 Gefangene geschildert, die 
Inneneinrichtung und mancherlei bauliche Vorkehrungen besprochen, 
die früher allgemein üblich waren, später aber aufgegeben wurden, weil 
sie sich auf die Dauer nicht bewährten. Besonders dringend wurde auch 
in der Diskussion die Notwendigkeit betont, die eisernen Schlafkojen 
nach Möglichkeit zu beseitigen und durch gemauerte Schlafzellen zu 
• ersetzen. — Nach Amerika führte der Vortrag des Gerichtsarztes D r. 
Marx „Eine Studienreise durch amerikanische Gefängnisse“. Wir 
sahen im Bilde die schmutzigen alten amerikanischen Anstalten und die 
neuen Mustergefängnisse mit all den Eigenschaften des amerikanischen 
Strafvollzugs. Das nur den Besserungszweck berücksichtigende ameri¬ 
kanische Verfahren mit seinem unbestimmten Strafurteil und der Ent¬ 
lassung auf Probe fand in dem Vortragenden einen begeisterten Ver- 
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leidiger, der auch eine entsprechende Anwendung der Grundgedanken 
des Systems auf unsere Verhältnisse empfahl. Die Erörterung litt im 
Anfang etwas darunter, daß die amerikanischen gesetzlichen Bestim¬ 
mungen nicht allgemein bekannt und auch vom Vortragenden nicht be¬ 
sprochen worden waren. Er mußte daher zunächst mancherlei Mißver¬ 
ständnisse aufklären. Dann aber wurde die Besprechung sehr lebhaft 
und lehrreich, besonders durch die Bezugnahme auf die strafrechtlichen 
Reformarbeiten in Deutschland. Energische Gegnerschaft gegen die 
Uebertragung des amerikanischen Systems machte sich fast bei allen 
Teilnehmern geltend. — „Die Organisation des Gefängnisses in Preu¬ 
ßen“ behandelte Erster Staatsanwalt Klein. Nach einer kurzen 
Darstellung des militärischen Strafvollzugs gab er einen geschichtlichen 
Ueberblick über die Entwickelurig des bürgerlichen Strafvollzugs in 
Preußen, der die Entstehung des vielbeklagten Dualismus verständlich 
erscheinen ließ. Seine Schäden und die verschiedenen Anläufe zu seiner 
Beseitigung wurden besprochen und dann die Verwaltungseinrichtungen 
beider Ressorts vorgetragen. Die erheblichen Verschiedenheiten in Um¬ 
fang und Fassung der „Gefängnisordnung“ für die Justizverwaltung 
und der „Dienstordnung“ der inneren Verwaltung ließen sich zum Teil 
aus der verschiedenen Vorbildung der leitenden Beamten erklären. Die 
Besprechung der Beamtenverhältnisse gab dem Vortragenden Anlaß zu 
teilweise recht harter Kritik. Ihrer Aufgabe gewachsen seien im all¬ 
gemeinen die mittleren Beamten, die aus ihrer militärischen Vergangen¬ 
heit eine gute Vorbildung mitbrächten, deren Ausbildung im allgemeinen 
ausreichend sei und die im Gefängnisdienst in einer fest vorgezeichneten 
Laufbahn ihren Lebensberuf erblickten. Gerade an der einheitlichen 
Laufbahn und der lebenslänglichen Hingabe an den Gefängnisdienst 
fehle es vielfach bei den höheren Beamten, die zum Teil im Nebenamt 
die Gefängnisse leiteten, zum Teil aus den verschiederisten Berufen her¬ 
kämen, so daß von einer einheitlichen Fachausbildung nicht die Rede 
sein könne. Am schlimmsten sei es mit den Unterbeamten bestellt, die 
ohne Vorbildung und ohne systematische Ausbildung nur eben notdürftig 
angelernt würden und dann Dienst tun müßten, so gut es ginge. Von 
den Aufseherschulen sei wohl etwas, aber nicht viel Besserung zu er¬ 
hoffen. Hier liege ein Mangel, dessen Heilung in absehbarer Zeit kaum 
möglich sei. In der Erörterung kam zum Ausdruck, wie stark die 
Schattenseiten des Dualismus vielfach zur Geltung kämen. — Die 
Mängel des Nachwuchses für die Unterbeamtenstellen wurden als eine 
Folge der wirtschaftlichen Entwicklung und als ein in allen Verwal¬ 
tungszweigen mehr oder weniger hervortretender Mißstand unter all¬ 
gemeinere Gesichtspunkte gestellt. Einst hatte die Altersversorgung 
einen ausschließlichen Vorzug des Staatsbeamtentums gebildet, der auch 
tüchtige Elemente gerade der unteren Stände trotz der geringen Besol¬ 
dung anzog. Jetzt genössen durch die Arbeiter- und neuerdings auch 
die Angestelltenversicherung auch andere Berufe bei höherer Entlohnung 
ähnliche Vorteile. Der Staat sei infolgedessen in einer sehr schwierigen 
Lage, da eine erhebliche Besoldungsverbesserung ungeniessene Kosten 
verursache. Es sei aber wohl denkbar, daß die immer mehr sinkende 
Qualität des Anwärtermaterials für die Beamtenstellen den Staat ein¬ 
mal zu großen Opfern zwingen könne. Das untere Gefängnispersonal 
sei im allgemeinen nicht schlechter als das Personal der anderen yer- 
waltungen und es lasse sich bei tüchtiger Leitung befriedigend mit ihm 
arbeiten. Von schulmäßiger Ausbildung solle man sich nicht zu viel 
versprechen, praktische Erziehung zu Diensteifer und Pflichttreue sei 
das wichtigste. — Der Vortrag des Kammergerichtsrats Dr. Metz 



über „Die Haftung des Staates und der Beamten bei Unfällen der Ge¬ 
fangenen“ ist in Nr. 33 der „Bundesnachrichten der Gefängnis-, Straf- 
und Erziehungsanstalts-Aufsichtsbeamten und -Beamtinnen Deutsch¬ 
lands“ S. 559 ff. abgedruckt. Es soll deshalb auf seinen Inhalt nicht 
näher eingegangen werden. In Vortrag und Erörterung wurde beson¬ 
ders betont, daß auch für die Gefängnisbeamten die Uebernahme der 
Haftung durch den Staat (Gesetz vom 1. August 1909) große Vorteile 
bringe, da sie ihn vor den Kosten unbegründeter Klagen schütze und 
bei Ausübung des staatlichen Rückgriffsrechts eine wohlwollende Prü¬ 
fung aller Verhältnisse zu erwarten sei. — „Die Strafvollstreckung 
gegen Jugendliche“ behandelte Oberstaatsanwalt Chrzescinski. 
Mit warmem Herzen trat er dafür ein, daß gerade bei Jugendlichen der 
Besserungszweck der Strafe obenan stehen müsse. Die wichtigsten 
Fragen des Jugendstrafrechts wurden berührt, die Jugendgerichte, der 
dem Reichstag vorliegende Gesetzentwurf, der Ersatz der Strafe durch 
Erziehungsmaßregeln gewürdigt, der Wert der freien Liebestätigkeit in 
der Schutzaufsicht betont. Daß die eingehende Besprechung der gelten¬ 
den Vorschriften über die Strafvollstreckung gegen Jugendliche den 
roten Faden des gedankenreichen und aus der Fülle praktischer Er¬ 
fahrung geschöpften Vortrages bildete, bedarf kaum der Erwähnung. Aus 
der Erörterung, die sich bei der Menge der einschlägigen Fragen sehr 
vielseitig gestaltete und sich eingehend mit dem Zukunftsrecht befaßte, 
verdient besonders hervorgehöben zu werden, daß die noch immer wieder 
auftauchende Behauptung, die Gefängnisse verdürben durch das Zu¬ 
sammenbringen Jugendlicher mit alten Verbrechern die ersteren, Staat 
sie zu bessern, in die Rumpelkammer gehört. Bei einem Tagesdurch¬ 
schnitt von 385,66 Jugendlichen, die sich 1911 in den preußischen 
Justizgefängnissen befanden, waren in 72 Anstalten mit einer Be? 
legungsfähigkeit von 50—100 Gefangenen 25,83 (davon ca. 18 in einer 
Jugendabteilung), in 69 Gefängnissen mit mehr als 100 Köpfen 107,93 
(davon in Jugendabteilungen rund 84), in den 17 besonderen Gefäng¬ 
nissen 233,10, insgesamt 366,86 Köpfe. untergebracht. Alle diese An¬ 
stalten bieten selbstverständlich die Möglichkeit, Jugendliche getrennt 
von Erwachsenen zu verwahren. Von dem Gesamtdurchschnitt von 
385,66 blieben also für die 906 Gefängnisse mit einer Belegungsfähig¬ 
keit von weniger als 50 Köpfen 18,80 Jugendliche als Gesamttagesdurch- 
schnitt. Es kam danach auf 50 Gefängnisse e i n jugendlicher Strafgefan¬ 
gener für den Tag. Es bedarf keiner Erörterung, daß es selbst in dem 
kleinsten Gefängnis möglich sein muß, einen Jugendlichen angemessen 
unterzubringen. Und sollte einmal irgendwo Ungeschicklichkeit oder 
eine Häufung ungünstiger Umstände richtige Unterbringung vereiteln, 
dann liegt eben eine Ausnahme vor, die für die Beurteilung der Wir¬ 
kungen des Strafvollzugs außer Betracht bleiben muß. Bei der inneren 
Verwaltung fehlen die kleinen Anstalten fast ganz und es muß daher 
dort dasselbe gelten. — Ueber „Kirche und Schule im Gefängnis“ 
sprach Pfarrer K o 11 m e i e r-Plötzensee. Die eigenartigen Verhältnisse 
des Gefängnisses, das dortige Menschenmaterial vor allem, stellten an 
Kirche und Schule besonders schwere Aufgaben, deren Lösung man nur 
näher kommen könne, wenn zwischen dem Lehrer und besonders dem 
Geistlichen und den Gefangenen ein Vertrauensverhältnis sich ent¬ 
wickele. Ein solches Verhältnis herzustellen sei sehr schwer, oft un¬ 
möglich. Kleinigkeiten könnten es leicht zerstören. Ohne Vertrauen 
würden aber Kirche und Schule ihre besondere Aufgabe im Strafvollzug, 
die Erzielung der Umkehr des inneren Menschen, nie erfüllen können. 
Die Erörterung, die sich ebenfalls recht lebhaft gestaltete, berührte u. a. 
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die geistliche Versorgung der Untersuchungsgefangenen und die Aus¬ 
tritte der Gefangenen aus der Kirche. — Das wichtigste, wenn ich so 
sagen darf, weltliche Erziehungsmittel des Strafvollzugs behandelte der 
Vortrag des Geheimen Oberjustizrats Plaschke über „Gefängnis¬ 
arbeit“. Der Vortragende besprach die verschiedenen Formen des Ar¬ 
beitsbetriebes — Unternehmerbetrieb, Regiebetrieb — ihre Vorzüge und 
Nachteile, die Bedeutung und die Schwierigkeiten der Außenarbeit, die 
Verteilung und Verwendung des Arbeitsverdienstes und andere ein¬ 
schlägige Fragen. Besonders eingehend behandelte er den neuesten 
Zweig der Gefängnisarbeit, die Verwertung der Altmaterialien für das 
Heer, und die wirtschaftliche Seite, die Konkurrenz der Gefängnisarbeit. 
Die Verwertung der Altmaterialien hat erheblich zugenommen. In den 
preußischen Gefängnissen wird der größte Teil der Altmaterialien des 
deutschen Heeres verarbeitet und verwertet. Die Gefängnisse hätten da¬ 
durch lohnende, vielseitige Arbeit gewonnen, die Heeresverwaltung 
werde, soweit sich bisher übersehen lasse, einen recht erheblichen Mehr¬ 
gewinn erzielen. Was die Konkurrenz der Gefärignisarbeit betreffe, so 
könne sie schon nach der Zahl der beschäftigten Personen gegenüber 
der freien Arbeit nicht so sehr erheblich ins Gewicht fallen. Dazu 
komme, daß die Herstellung von Waren in den Gefängnissen den Unter¬ 
nehmern keineswegs nur durch die geringeren Arbeitslöhne wirtschaft¬ 
liche Vorteile bringe, sondern daß sie auch viele Nachteile im Gefolge 
habe, die den Gewinn wieder schmälerten. Von Konkurrenz könne 
weiter man mit Recht überhaupt nur da sprechen, wo die Arbeits¬ 
produkte auf den Markt kämen und den Preis beeinflußten. Die Arbeiten 
für den Staat machten daher der freien Arbeit keine Konkurrenz, denn 
der Staat verbrauche sie, wenigstens bei der in Preußen üblichen Art 
des Regiebetriebes, in der eignen Wirtschaft. Wohl könne, besonders 
wenn die erlassenen Vorschriften einmal nicht beachtet würden, eine 
Konkurrenz von lediglich lokaler' Bedeutung entstehen, im allgemeinen 
seien aber die Wagen über die Konkurrenz unendlich übertrieben. Das 
ergäben auch die Aeußerungen der neugeschaffenen Beiräte für Ge¬ 
fängnisarbeit. Nach den vorgetragenen Berichten hatten die Vertreter 
der Handwerkerorganisationen überall anerkannt, daß der Arbeitsbetrieb 
der von ihnen besichtigten Anstalten zu Klagen über Konkurrenz keinen 
Anlaß gäbe. Vielfach wurde besonders der Verwertungsbetrieb auch 
von dem Gesichtspunkt der Konkurrenz aus als gerade idealer Arbeits¬ 
betrieb bezeichnet. In der Erörterung wurden u. a. die praktischen 
Schwierigkeiten der Außenarbeit und die Fragen ihrer Organisation 
eingehend besprochen. — Den letzten Vortrag hielt Generalstaatsanwalt 
Supper über „Erfahrungen bei Besichtigungen von Gefängnissen“. 
An dem Beispiel eines gedachten älteren, nicht besonders zweckmäßig 
eingerichteten* Gefängnisses schilderte er die Beanstandungen, die der 
sachkundige Revisor zu machen hatte, und die Maßnahmen zur Ab¬ 
stellung der Mängel. Der Vortrag zeigte, daß auch in kleinen Gefäng¬ 
nissen mit Geschick und gutem Willen sich die geltenden Vorschriften 
meist wenigstens annähernd durchführen ließen. — Im allgemeinen ist 
zu sagen, daß die Fülle des gebotenen Materials fast erdrückend war, 
daß aber durch die sich an die Vorträge anschließenden Erörterungen 
die Aneignung des Gehörten wesentlich erleichtert wurde. Dafür gebührt 
neben den Vortragenden vor allem dem Leiter des Kursus der Dank der 
Teilnehmer. Seiner frischen, humorvollen, anregenden Leitung der Er¬ 
örterungen war es wohl in erster Linie zu verdanken, daß trotz der 
großen Anstrengungen und mancherlei Ungunst der äußeren Verhält¬ 
nisse keine Ermüdung eintrat, daß die Erörterung sich auf das wesent- 
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liehe richtete, und daß sie trotz langer Dauer bis zum letzten Augen¬ 
blick lehrreich und anregend blieb. — Neben dem offiziellen Teil boten 
die abendlichen Zusammenkünfte, die ebenfalls durch die Lebenswürdig¬ 
keit des Kursleiters angeregt und belebt wurden, viel Interessantes in 
persönlicher Aussprache der aus allen Teilen der Monarchie stammen¬ 
den Teilnehmer. Der Kursus war ebenso lehrreich wie anstrengend, 
doch kam auch Frohsinn und Gemütlichkeit zur Geltung und die Aus¬ 
flüge gaben neben der dienstlichen Tätigkeit Gelegenheit, die wunder¬ 
schöne Natur auf den Seen der Havel und Oberspree kennen zu lernen. 
Frau Sonne war auch diesmal dem Kursus recht hold. Wenn auch 
manchem Teilnehmer, den die Gattin nach Berlin begleitet hatte, die 
Fülle der offiziellen Veranstaltungen heimliche Seufzer erpreßt haben 
mag, so überwog doch die dankbare Anerkennung für die vielfache Be¬ 
lehrung, so daß in der Schlußfeier der Kursus in allgemeiner Fröhlich¬ 
keit harmonisch ausklang. 

Gefängnisdirektor, Staatsanwalt a. D. Göbel. 


Großherzogliches Justiz-Ministerium. 

G. Nr. 2 J 2724. Schwerin, den 28. März 1913. 

Rundschreiben, betreffend die bedingte Begnadigung. 

Um den auf kriminellem Gebiete sich in hohem Maße bemerkbar 
machenden Alkoholmißbrauch wirksam bekämpfen zu können, ist es not¬ 
wendig, auch bei der Handhabung des bedingten Strafaufschubs diesem 
Punkte eine erhöhte Aufmerksamkeit zuzuwenden. Denn man darf 
hoffen, daß mancher, den seine Neigung zum übermäßigen Alkohol¬ 
genuß mit dem Strafgesetz in Berührung gebracht hat, auf den Weg 
wirklicher Besserung gebracht werden kann, wenn ihm, sofern er im 
übrigen die Voraussetzungen einer bedingten Begnadigung erfüllt, 
Strafaufschub unter der Bedingung erteilt werden, daß er seinem Hange 
zum Trünke widersteht. 

In Ergänzung des Rundschreibens vom 14. November 1912 be¬ 
stimmt deshalb das Unterzeichnete Ministerium folgendes: 

Zu I, 2 a des Rundschreibens. Auch für solche Verurteilte kann die 
Bewilligung einer Bewährungsfrist angeregt werden, welche die 
strafbare Handlung in der Trunkenheit begangen haben und 
welche bereit sind, daß sie sich während der Bewährungsfrist 
geistiger Getränke enthalten werden und sich unter die Schutz¬ 
aufsicht eines Trinkerfürsorgevereins zu stellen. 

Zu I, 2 d. Soll einem Verurteilten, welcher die strafbare Handlung in 
der Trunkenheit begangen hat, Strafaufschub gewährt werden, 
so ist derjenige Trinkerfürsorgeverein, unter dessen Aufsicht der 
Verurteilte sich stellen will, insbesondere auch darüber, ob er be¬ 
reit ist, die Fürsorge zu übernehmen und die Strafvollstreckungs¬ 
behörde demnächst über die Führung des Verurteilten Auskunft 
zu geben. 

Zu I, 3. Bei Personen, welche die strafbare Handlung in der Trunken¬ 
heit begangen haben, ist festzustellen, ob auch die früheren Straf¬ 
taten in der Trunkenheit begangen sind. 

Zu II, 2. Der Bericht der Strafvollstreckungsbehörde hat sich in den 
Fällen der vorliegenden Art auch darüber zu äußern, ob der 
Wille des Verurteilten, der sich geistigen Getränken zu enthalten, 
ein ernstlicher ist und ob der Trinkerfürsorgeverein geeignet er¬ 
scheint, die Schutzaufsicht in zweckdienlicher Weise auszuüben, 
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sowie auf welche Weise in denjenigen Fällen, in welchen ein sol¬ 
cher Verein am Wohnort des Verurteilten oder in dessen Nähe 
nicht vorhanden ist oder die Aufsicht nicht übernehmen kann, 
bezw. will, eine Kontrolle über den Verurteilten ausgeübt wer¬ 
den kann. 

Zu III, 2. Ist einer Person, welche die strafbare Handlung in der 
Trunkenheit begangen hat, Strafaufschub bewilligt, so hat sie 
außerdem zu Protokoll der Strafvollstreckungsbehörde das Ver¬ 
sprechen abzugeben, daß sie sich des Genusses geistiger Getränke 
während der Bewährungsfrist enthalten und sich während dieser 
Zeit der Schutzaufsicht eines von der Behörde bezeichneten 
Trinkerfürsorgevereins unterstellen wolle. 

Dem Trinkerfürsorgeverein, der die Schutzaufsicht über¬ 
nommen hat, ist die Mitteilung von dem Strafaufschub und den 
Bedingungen, unter denen er gewährt ist, zu machen. 

Zu III, 3. Die Schutzaufsicht über den wegen Rauschdelikte Verurteil¬ 
ten wird durch diese Vorschrift nicht berührt, auch sind 
Zu III, 5. die Ermittlung über seine Führung insbesondere darauf zu 
erstrecken, ob er dem Versprechen, sich der geistigen Getränke 
zu enthalten, zuwidergehandelt hat. Die mit der Schutzaufsicht 
betrauten Behörden oder Personen sind hierüber zu befragen. 

Ein Verzeichnis der zurzeit im Großherzogtum bestehenden 
Trinker für sorgevereine ist angeschiossen. 

Großherzoglich Mecklenburgisches Justiz-Ministerium. 

Langefeld. 

An die Land- und Amtsgerichte, den 
Oberstaatsanwalt, die Ersten Staats¬ 
anwälte, die Amtsanwälte und die 
Direktionen der Strafanstalten zu 
Bützow und Dreibergen. 


Neue Kurse in der Kinderfürsorge. 

Das Archiv deutscher Berufsvormünder in Frankfurt a. M. plant 
in Gemeinschaft mit dänischen und schwedischen Organisationen einen 
Informationskursus in der Kinderfürsorge, der außer in Deutschland 
auch einige Tage in Dänemark und Schweden stattfinden soll. Die 
Teilnahme von Ausländern an den Kursen, die bisher das Archiv deut¬ 
scher Berufsvormünder veranstaltet hat, ebenso wie die zahlreichen und 
ständigen Beziehungen des Archivs im Ausland legten es nahe, die 
Fragen der internationalen Verständigung in der 
Kinderfürsorge näher zu prüfen. Diese Erwägungen geben das 
Bedürfnis nach Formen der gegenseitigen Fühlungnahme, die über die 
bisherige ungenügende Einrichtung großer Kongresse hinausgingen und 
zugleich die praktische Tätigkeit einer ständigen internationalen Aus- 
kunfts- und Vermittlungsstelle in Kinderfürsorge und Jugendschutz er¬ 
gänzten, wie sie das Archiv seit Jahren betreibt. Verhandlungen des 
Archivs mit dem Vorsitzenden des dänischen Oberpflegschaftsrates und 
weiter mit dem Verband der dänischen Erziehungsvereine, sowie mit 
dem schwedischen Armenpflegeverbande, führten zu dem Plan eines ge¬ 
meinsamen Kurses von etwa 10 Tagen, der im Deutschen Reiche (Ham¬ 
burg, Hannover, Göttingen), in Dänemarck (Kopenhagen) und in 
Schweden (Malmö) stattfinden wird. In Dänemark Hat sich bereits eine 
vorläufige Kommission gebildet, bestehend aus den Herren Overrets- 
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assessor Brun, Graf Ahlefeld Laurvig zu Lundgaard und 
Schuldirektor Professor Bauditz. Verhandlungen dieser Herren in 
Norwegen mit dem Chef für das Justiz- und Kultusdepartement und mit 
dem Chef des Gefängniswesens in Christiania haben gezeigt, daß auch 
dort Interesse für die Veranstaltung besteht und daß man beabsichtigt, 
sich daran zu beteiligen. Die Teilnehmerzahl soll 20 nicht übersteigen. 
Erwünscht ist Beherrschung von zwei Sprachen (deutsch und dänisch 
oder deutsch und schwedisch), doch kann von diesem Erfordernis ab¬ 
gesehen werden. Die Teilnehmergebühr wird etwa Alk. 25.— betragen. 
Der Kursus soll, wenn möglich Ende August, Anfang September ds. Js. 
stattfinden und wird besonders die Fragen der Behandlung gefährdeter 
und schwer erziehbarer Kinder und Jugendlicher erörtern. Vorträge 
und Besichtigungen wechesln miteinander und werden durch persönlichen 
Meinungsaustausch unter den Teilnehmern ergänzt. Teilnehmer aller 
Länder sind willkommen. Vorläufige Anmeldungen sind an das Archiv 
deutscher Berufsvormünder, Frankfurt a. M., Stiftstraße 30, zu richten. 


Sehr zu empfehlen: Flugblatt des Deutschen Alkoholgegnerbundes: 
Entlassenenfürsorge und die Enthaltsamkeitsbewegung von Leo von 
Egloffstein, zu beziehen vom Verlag des Deutschen Alkoholgegnerbundes 
(E. V.), Berlin N. 28, Stralsunderstraße 62, III. Preis: 10 Stück 15 Pfg., 
100 Stück 1 Mk., 500 Stück 4.50 Mk., 1000 Stück 8 Mk. franko. 

Schwandner. 


Aus Strafanstalten. 

Die Statistik über die Gefängnisse der Justizverwaltung 
in Preußen für das Rechnungsjahr 1911. 

Von T o u r m a n , Landgerichtsrat. 

Mitglied des Hauses der Abgeordneten. 

Kürzlich ist eine Statistik über die Gefängnisse der Justizverwal¬ 
tung in Preußen für das Rechnungsjahr 1911 (1. April 1911 bis 

31. März 1912) erschienen. Die Justizverwaltung pflegte früher nicht 
alljährlich eine solche Statistik herauszugeben. Erfreulicherweise läßt 
sie aber seit einigen Jahren, wie das Ministerium des Innern dies schon 
längere Zeit handhabte, alljährlich einen statistischen Bericht erscheinen. 

Bekanntlich ist die Verwaltung der Strafanstalten und Gefängnisse 
in Preußen geteilt. Die Zuchthäuser und eine Reihe, besonders größerer 
Gefängnisse unterstehen dem Ministerium des Innern, ein Teil dem 
Justizministerium. Diese Teilung der Verwaltung ist Ursache mancher 
Unzuträglichkeiten, die im Landtage wiederholt hervorgehoben sind und 
den Wunsch nach Einheitlichkeit der Verwaltung hervorgerufen haben. 
Andererseits ist nicht zu verkennen, daß auch die Teilung ihre Vorteile 
bietet, insbesondere in der Richtung, daß sie zu Vergleichen und zur 
Besserung bei der einen oder anderen Verwaltung vorhandener Mängel 
Veranlassung gibt. 

Im einzelnen unterstehen dem Ministerium des Innern die sämt¬ 
lichen zur Vollstreckung von Zuchthausstrafen bestimmten 30 Straf¬ 
anstalten, 23 größere Gefängnisse (900—100 Gefangene) und 45 in 
einem Teile der Rheinprovinz belegene sogenannte Kantongefängnisse, 
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m denen Untersuchungs-, Haft- und Gefängnis-Gefangene, letztere je¬ 
doch nur bei einer Strafverbüßung bis zu zwei Wochen, Aufnahme 
finden. Der Gesamtbestand im Jahre 1911 betrug 

an Zuchthausgefangenen 11 115 Köpfe 

an anderen Gefangenen 10 268 „ 

Zusammen 21 383 Köpfe 


Alle übrigen Gefängnisse, zusammen 1064, unterstehen dem 
Justizministerium mit einem Gesamtbestand von rund 30166 Köpfen, 
darunter 7913 Untersuchungsgefangenen. Von den beiden Verwaltungen 
sind die einzelnen Anstalten für bestimmte Belegungsziffern eingerichtet, 
wie sie die nachfolgende Aufstellung ergibt: 

Belegungsziffer Ministerium des Innern Justizministerium 

1000 und mehr Gefangene — 3 

900—1000 _ 1 

800— 900 2 3 

700— 800 2 1 

600— 700 11 1 

500— 600 10 3 

400— 500 9 5 

300— 400 4 4 

200— 300 4 20 

100— 200 4 45 

50— 100 1 72 

weniger als 50 


45 


906 


Zusammen 98 


Zusammen 1064 


Die Gefängnisse und Strafanstalten des Ministeriums des Innern 
haben hiernach eine Belegungsfähigkeit bis höchstens 900 Insassen, die 
Gefängnisse des Justizministeriums gehen bedeutend über diese Be¬ 
legungsziffer hinaus. Dies zeigt sich noch mehr, wenn man die Be¬ 
legungsziffer der einzelnen Gefängnisse mit einer Belegungsfähigkeit 
über 900 Köpfe ins Auge faßt. So haben 

das Strafgefängnis in Tegel eine Belegungsfähigkeit von 1628 Köpfen 
das Untersuchungsgefängnis in Moabit „ „ 1460 „ 

das Strafgefängnis in Plötzensee „ „ 1383 „ 

das Zentralgefängnis in Bochum „ „ 970 „ 

(einschließlich der Arbeitsstellen im Kreise Wiedenbrück) 

Wenn man diese hohen Belegungsziffern ansieht und weiter er¬ 
wägt, daß im ganzen 17 Gefängnisse des Justizministeriums und 34 
Anstalten des Ministeriums des Innern, zusammen 51 Anstalten eine 
Belegungsfähigkeit von je über 400 Köpfen haben und rund 13 900 + 
21 600 = 35 500 Gefangene aufnehmen können, die sämtlichen übrigen 
Gefängnisse — bei denen mit weniger als 50 Gefangenen ist als Durch¬ 
schnittsziffer 25 zugrunde gelegt — aber nur rund 14 800 Köpfe zu 
beherbergen vermögen, so kann man einen Zweifel nicht unterdrücken, 
ob bei der Mehrzahl der heutigen Gefangenen der Strafzweck, die Ge¬ 
fangenen wieder zu ordentlichen Menschen und brauchbaren Mitgliedern 
der bürgerlichen Gesellschaft zu erziehen, in ausreichendem Maße er¬ 
reicht werden kann. In den großen Gefängnissen, deren Erhaltung im 
Verwaltungsinteresse liegen mag, dürfte der Gefangene mehr als Num¬ 
mer behandelt werden müssen und auf die zur Erreichung des Straf¬ 
zwecks erforderliche Berücksichtigung der Individualität des einzelnen 
Gefangenen nicht in ausreichendem Maße Rücksicht genommen werden 
können. 


11* 
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Wenn seit 1907 die Gefängnisse des Justizministeriums mit einer 
Belegungsziffer über 1000 Personen um eines und von 500—600 Per¬ 
sonen um zwei zurückgegangen sind, so kann darin noch keine Besserung 
gefunden werden, denn die Gefängnisse mit einer Belegungsziffer von 
800—900, von 700—800 und von 600—700 sind um je eines gewachsen 
bezw. eingerichtet. 

Von 1900 bis 1911 sind folgende größere Gefängnisse für die da¬ 
neben aufgeführte Anzahl von Gefangenen gebaut und bezogen worden: 

Stadtvogtei Berlin .820 

Myslowitz ........ 252 

Frankfurt a. M. . . . . . . . 338 

Dortmund ..353 

Werl (Zentralgefängnis) . . . 620 

Essen . . 422 

Neumünster (Zentralgefängnis) . 504 
Magdeburg-S. ..411 

In vielen Fällen überschreitet die höchste Tagesbelegung 
die Belegungsfähigkeit. Dies wird besonders in kleineren Gefängnissen 
bei starkem gleichzeitigem Andrang oft nicht zu vermeiden sein. Bei 
größeren Gefängnissen dürften aber Vorkehrungsmaßregeln gegen die 
Ueberfüllung im gesundheitlichen Interesse der Gefangenen in höherem 
Maße getroffen werden können. 

Der Gefangenenstand — die Gesamtzahl der untergebrach¬ 
ten Gefangenen — der Gefängnisse des Justizministeriums zeigt von 


92 Männern und 
ahre 1894/95 eine 


1890/91 ab mit seinem Gefangenenstande von 351 
104619 Weibern zusammen 455 811 Köpfen bis zum 
Steigerung bis zu 410 694 Männern und 109 893 Frauen zusammen 
520 587 Köpfen. Er geht dann zurück bis zu 349 301 Männern und 
86 302 Frauen zusammen 435 603 Köpfen im Jahre 1898/99, steigt dann 
aber wieder mit zwischendurch etwas fällenden Zahlen bis zum Jahre 

1908 mit dem Höchstbestande von 412 810 Männern und 63 857 Frauen 
zusammen 476 667 Köpfen. Von da ab sinkt die Ziffer wieder. 

1909 beträgt die Gesamtzahl 395 400 M. 64 029 Fr. zus. 459 429 Köpfe 

1910 „ „ „ 374281 „ 63 815 „ „ 438 069 „ 

1911 „ „ „ 364227 „ 63 346 „ „ 427 573 ,. 

Wesentlicher noch sind die Zahlen über den jährlichen Zu¬ 
gang der Gefangenen, die sich in ihrem Verhältnis zu den vorbenannten 
etwas anders stellen. Der jährliche Zugang betrug in den oben ange- 
.zogenen Jahren wie folgt: 

100 537 Frauen, 

105 646 „ 

95 421 
89 765 
61 516 
61 911 
61 294 „ 

60 807 „ 

Während die übrigen Zahlen des Zugangs den Verhältniszahlen 
der Gesamtzahl entsprechen, ist bei dem Zugang ein Tiefstand schon 
im Jahre 1897/98 eingetreten, der bei der Gesamtzahl erst im Jahre 
1898/99 in die Erscheinung trat. 

Das Schwanken der Ziffern dürfte mit Angebot und Nachfrage 
nach Arbeit in Beziehung stehen. Es dürfte somit bei einem wirtschaft¬ 
lichen Aufschwünge und bei steigender Konjunktur der Industrie ein 
Sinken, bei wirtschaftlichem Niedergang und bei fallender Konjunktur 


1890/91 

1894/95 

1897/98 

1898/99 

1908 

1909 

1910 

1911 


328 835 Männer 
383 539 
322 998 
331 727 „ 

387 499 
370 310 
347 169 
340 852 


zus. 429 372 Köpfe 
„ 489185 „ 

„ 418 419 „ 

„ 421 492 „ 

„ 449 015 „ 

„ 432221 „ 

„ 408 463 „ 

„ 401 659 „ 
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ein Seigen der Gesamtzahl und des jährlichen Zuganges der Ge¬ 
fangenen zu beobachten sein. Auf jeden Fall zeigt die Gesamtzahl und 
der jährliche Zugang ein erhebliches Abnehmen von 1890/91 
bis 1911 umetwaö^ Prozent. Berücksichtigt man, daß nach dem 
statistischen Jahrbuch für den preußischen Staat für 1911 die Gesamt¬ 
bevölkerung des preußischen Staates im Jahre 1891: 30 336 918 und im 
Jahre 1910: 40165219 Köpfe betragen, also durchschnittlich um l l la 
Prozent jährlich gestiegen ist, so ist das Ergebnis ein nicht unerfreu¬ 
liches. Wie die vermehrte Arbeitsgelegenheit, hervorgerufen durch die 
günstigen wirtschaftlichen Verhältnisse der letzten Jahre, so hat auch 
die mildere Handhabung des Strafgesetzes, in erster Linie aber wohl 
die Hebung der geistigen Bildung und damit des Rechtsgefühls des 
Volkes, hierzu beigetragen. 

Die gleiche Erscheinung zeigt sich laut Statistik bei den Anstalten 
und Gefängnissen des Ministeriums des Innern. Die Anzahl der dort 
Inhaftierten ist von 278 448 im Jahre 1902 auf 263 452 im Jahre 1909 
Verurteilten zurückgegangen. 

Ein genaueres Bild würde sich aus der Kriminalitätsziffer 
ergeben, wie sie die Statistik der Gefängnisse des Ministerium des In¬ 
nern aufstellt, sich aber in der Statistik über die dem Justizministerium 
unterstellten Gefängnisse nicht findet. Eine größere Gleichmäßigkeit der 
beiden Statistiken würde für den Kriminalisten jedenfalls sehr wertvoll 
sein. Es sei kurz bemerkt, daß nach der letzterschienenen Statistik der 
dem Ministerium des Innern unterstellten Strafanstalten und Gefäng¬ 
nisse für das Rechnungsjahr 1910 die Kriminalitätsziffer, — d. h. die 
Zahl der zu Freiheitsstrafen Verurteilten auf 100 000 Personen der 
straf mündigen über 12 Jahre alten Zivilbevölkerung — betrug im Jahre: 

1882 759,8 

1890 717,3 — 5,6 % 

1894 748,6 — 1,5 „ 

1897 719,0 — 5,4 „ gegen die Kriminalitätsziffer 

1898 725,3 — 4,5 „ von 1882 

1899 703,6 — 7,4 „ 

1908 602,2 —20,7 „ 

1909 585,0 —23,0 „ 

Besonders auffallend erscheint der Rückgang der Gesamtzahl 
und des Zuganges der weiblichen Strafgefangenen von 
1890/91 mit 104 619 bezw. 100 537 Köpfen bis 1911 mit 63 346 bezw. 
60 807 Köpfen. 

Die tägliche Durchschnittszahl der Gefangenen betrug 
in den Gefängnissen des Justizministeriums im Jahre: 

1901 34 546,31 (Höchststand seit 1895/96) 

1907 29 999,23 (Niedrigststand seit 1895/96) 

1908 32110,91 

1909 31 382,23 

1910 31 094,82 

1911 30165,87 

In den Strafanstalten und Gefängnissen des Ministeriums des 
Innern war diese tägliche Durchschnittszahl: 

1909 . . . 20 692 

1910 .... 21153 

Ueber den Durchschnittsbestand anderer Jahre gibt die Statistik 
des Ministeriums des Innern keine Auskunft. 

Auf den Durchschnittsbestand der Gefangenen ist jedenfalls die 
bedeutende Zunahme der Strafaussetzungen, besonders jugend- 


1 _ 
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licher Verurteilter von nicht unerheblichem Einfluß gewesen. Die 
Durchschnittszahl der jugendlichen Strafgefangenen der 
Gefängnisse des Justizministeriums betrug im Jahre 


Der Rückgang 


Solche wurden 
1899 
1904 

1908 

1909 

1910 

1911 


1899 
1904 

1908 

1909 

1910 

1911 
steht im 


1562,42 
976,83 
581,29 
469,50 
419,79 
385,66 
Verhältnis zu den 


bewilligt im Jahre: 

4168 Personen und zwar 
8 941 „ „ „ 

14 533 „ „ „ 

16 051 „ „ „ 

17 013 „ „ „ 

18 668 


Strafaussetzungen. 


Jugendlichen 3 374 
„ 7 630 

„ 10 359 

„ 11 119 

„ 12 029 

12 931 


Hiernach ist seit 1899 die Zahl der Strafaussetzungen bei Jugend¬ 
lichen von 3374 auf 12 931, also um 9557, bei anderen Verurteilten von 
794 auf 5737, also um 4943, gestiegen. 

Das Justizministerium ist zwar der ihm gegebenen Anregung, 
auch die Zahl der Verurteilungen Jugendlicher bekannt zu geben, nicht 
nachgekommen. Dennoch ergibt die Zahl der Strafaussetzungen bei 
Jugendlichen in Verbindung mit der Durchschnittszahl der jugendlichen 
Strafgefangenen ein rapides Anwachsen der Kriminalität 
Jugendlicher, die in durchaus keinem Verhältnis steht zu der Ver¬ 
mehrung der Bevölkerung des preußischen Staates. Diese Verwilderung 
der Jugend gibt zu den ernstesten Besorgnissen Anlaß für die Zukunft 
des Staates. Die Gefängnisstatistiken der künftigen Zeit werden 
zweifellos ein Steigen der Gefängnisinsassen aufweisen. Die Fürsorge¬ 
erziehung hat zwar unter der Leitung des überaus verdienten und auf 
dem Erziehungsgebiet der Gefallenen hervorragenden Geheimrats Dr. 
Kr oh ne Vorzügliches geleistet und wird an der Hand gesammelter 
Erfahrungen noch eine bedeutende Zukunft haben. Hier heißt es aber, 
sich fragen, durch welche Umstände sind die Jugendlichen zu Falle 
gekommen, und dementsprechend die besesmde Hand anzulegen. Wer 
sich hierüber des Näheren belehren will, dem möge das vorzügliche 
Werk des Strafanstaltsgeistlichen a. D. F. A. Karl Krauß »Der 
Kampf gegen die Verbrechensursachen“, Verlag von Schweningh, Pader¬ 
born, 1905, Auskunft geben. Er empfiehlt in erster Linie die Reli¬ 
gionspflege, speziell die Sonntagsheiligung, ferner die 
prophylaktische Kinder-, Jugend- und Volks¬ 
erziehung nebst der Wohlfahrtspflege, endlich den Kampf 
gegen die Trunksucht, Unzucht und Vagabondage, 
sowie die soziale Schutzfürsorge für Bestrafte. Manche 
seiner Vorschläge haben sich schon in der Allgemeinheit Bahn gebrochen, 
einige sind inzwischen schon bei der Gesetzgebung berücksichtigt wor¬ 
den. Der wundeste Punkt ist aber die Religionspflege und die religiös¬ 
sittliche Erziehung der Kinder, denen bei der heute immer mehr uber¬ 
handnehmenden Freiheit der religiösen Anschauung vielfach weder im 
Elternhause, noch in der Schule, einschließlich Fortbildungsschule, und 
in den Arbeitsstätten die genügende Beachtung geschenkt werden dürfte. 


Die Statistik der Gefängnisse dürfte heute nicht nur über die Ver¬ 
waltung der Gefängnisse Auskunft zu geben haben, sondern auch 
Unterlagen für soziale Politik gewähren müssen. Es ist 
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deshalb zu begrüßen, daß das Ministerium des Innern in neuerer Zeit 
eine Personalstatistik der Gefangenen bringt, und diese neuer¬ 
dings bis ins einzelne auszugestalten beabsichtigt. Mit letzterer Aus- 
gestaltung hat es bei der Rheinprovinz begonnen und wird sie auch auf 
die übrigen Provinzen ausdehnen. An der Hand einer solchen Statistik 
wird dann der Sozialpolitiker wie der Kriminalist die zu treffenden 
Maßnahmen zur Einschränkung der Verbrechen erwägen können. Es 
durfte sich sehr empfehlen, wenn auch das Justizministerium sich dieser 
mühevollen, aber dankenswerten Aufgabe unterziehen würde. Ins¬ 
besondere dürfte es erwünscht sein, eine genaue Statistik darüber zu 
geben, wie viele der Gefängnisinsassen vorbestraft und wie viele rück¬ 
fällig sind; denn nur aus der Statistik hierüber in Verbindung mit der 
allgemeinen Statistik kann man nach einer Reihe von Jahren den Schluß 
ziehen, ob die Gefängnisse ihrem Zweck, die Besserung der Gefangenen 
zu bewirken, genügen. 

Nach dem statistischen Jahrbuche für den preußischen Staat für 
1911 befanden sich im Jahre 1899 unter 290204 rechtskräftig verurteil¬ 
ten Personen 155946 Vorbestrafte. 

Ueber die Art und Höhe der erkannten und voll¬ 
streckten Freiheitsstrafen gibt die Statistik des Justiz¬ 
ministeriums ebenfalls keine Auskunft. Auch dies dürfte für den 
Kriminalisten nicht unwesentlich sein. Eine Zusammenstellung, welche 
darüber Auskunft gibt, wie die früher erkannten schwereren und die der 
heutigen Strafrechtspraxis entsprechenden milderen Strafen erziehlich 
gewirkt und weitere Bestrafungen, bezw. den Rückfall verhütet haben, 
dürfte von hohem Werte sein. Der bewährte Leiter der dem Ministerium 
des Innern unterstellten Anstalten und Gefängnisse, Geheimrat Dr. 
Kr oh ne, huldigt der sich auf langjährige Erfahrung stützenden 
Ansicht, daß in den meisten Fällen der Strafrichter das Gesetz zu milde 
anwende und daß bei einigermaßen schweren Vergehen, bei denen eine 
geistige Anlage zur Straftat anzunehmen sei, eine Gefängnisstrafe unter 
sechs Monaten nicht genüge, um eine dauernde sittliche Besserung des 
Gefangenen herbeizuführen. 

Als hervorragendes Mittel zur Besserung des Strafgefangenen gilt 
bei allen Strafvollzugsbeamten das System der Einzelhaft, wel¬ 
ches den Gefangenen unter dem Zuspruch der Gefängnisgeistlichen und 
der Beamten, sowie bei angestrengter Arbeit und Benutzung guter 
Bücher zur inneren Einkehr bringen, ihm das Gewissen erwecken und 
das Verwerfliche seiner Handlungsweise vor Augen führen soll. Es 
heißt daher auch in § 11 der vom Bundesrat durch Beschluß vom 
28. Oktober 1897 genehmigten Grundsätze, welche bei dem Vollzüge 
gerichtlich erkannter Freiheitsstrafen zur Anwendung kommen sollten: 

„Bei der Vollstreckung von Zuchthaus- und Gefängnisstrafen wird 
die Einzelhaft (§ 22 des Strafgesetzbuchs) vorzugsweise ange¬ 
wendet, wenn 

1. die Strafe die Dauer von drei Monaten nicht übersteigt, 

2. der Gefangene das fünfundzwanzigste Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat, oder 

3. der Gefangene Zuchthaus-, Gefängnis- oder geschärfte Haft¬ 
strafe noch nicht verbüßt hat.“ 

Die §§ 12—14 der Bundesratsbeschlüsse geben dann nähere An¬ 
weisungen über die Ausführung dieser Bestimmung. Man ersieht hier¬ 
aus, daß gerade die Elemente unter den Gefangenen, von welchen noch 
eine Besserung zu erwarten ist, der Einzelhaft zugeführt werden sollen. 
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Dementsprechend muß es auch das Bestreben der Gefängnisverwaltungen 
sein, für eine genügende Anzahl von Einzelzellen Sorge zu tragen. 

Die Einzelzellen für Tag und Nacht betrugen in den Ge¬ 
fängnissen des Justizministeriums im Jahre 1895/96: 11 813. Sie sind 
von Jahr zu Jahr allmählich gestiegen. Sie betrugen am Schlüsse des 
Rechnungsjahres 1907 schon 19 071 und des Jahres 1911: 20 459. Die 
im Interesse der Sittlichkeit notwendigen gemauerten Isolierschlafzellen 
betrugen 1895/96: 1439 und 1911: 3332. Es treten hinzu gemeinschaft¬ 
liche Schlaf räume mit getrennten Schlafkojen, die im gleichen Zeiträume 
von 264 auf 300 gestiegen sind. Gemeinschaftliche Schlafräume ohne 
Kojen waren im Jahre 1895/96: 3192 und 1911: 3784 vorhanden. 

Von dem täglichen Druchschnittsbestand der Gefangenen konnten 
untergebracht werden im Jahre: 

1895/96 in Einzelzellen für Tag und Nacht 36,06 Prozent, in ge¬ 
mauerten Isolierzellen —, in Schlafkojen zur nächtlichen 
Trennung der Gefangenen in gemeinschaftlichen Schlafräumen 
—, zusammen 36,06 Prozent, 

1900 in Einzelzellen für Tag und Nacht 46,73 Prozent, in gemauer¬ 
ten Isolierzellen 4,44 Prozent, in Schlafkojen zur nächtlichen 
Trennung der Gefangenen in gemeinschaftlichen Schlaf räumen 
9,85 Prozent, zusammen 61,02 Prozent, 

1911 in Einzelzellen für Tag und Nacht 67,82 Prozent, in ge¬ 
mauerten Isolierzellen 11,05 Prozent, in Schlafkojen zur nächt¬ 
lichen Trennung der Gefangenen in gemeinschaftlichen Schaf¬ 
räumen 12,54 Prozent, zusammen 91,41 Prozent. 

Man kann der Justiz-Gefängnisverwaltung die Anerkennung für 
diese bedeutenden Leistungen nicht versagen. 

In verschiedenen Gefängnissen befinden sich entsprechend den 
§§ 3, 4 der Grundsätze des Bundesrats vom 28. Oktober 1897 besondere 
Abteilungen für jugendliche und für weibliche Gefangene. 

Als eines der wertvollsten erziehlichen Besserungsmittel ist die 
Gefängnisarbeit anzusehen. Der Prozentsatz der beschäftigten 
Gefangenen in den 17 größeren, sogenannten besonderen Gefängnissen 
zeigt eine dauernde Steigerung. Sie waren im Tagesdurchschnitt belegt 
mit 11981 Köpfen. Davon waren durchschnittlich beschäftigt 10 689 
Köpfe oder 89,22 Prozent. läßt man bei dieser Berechnung das im 
wesentlichen zur Aufnahme von nicht arbeitspflichtigen Untersuchungs¬ 
gefangenen dienende Untersuchungsgefängnis Berlin-Moabit fort, so 
waren bei einer Belegung der übrigen 16 besonderen Gefängnisse mit 
10 595 Köpfen beschäftigt 9765 Köpfe oder 92,17 Prozent. 

Die Beschäftigung der Gefangenen in den dem Justizministerium 
unterstellten Gefängnissen wird dadurch erschwert, daß sie eine große 
Menge von nicht zur Arbeit verpflichteten Gefangenen, von Unter- 
suchungsgefangenen und von zu einfacher Haft verurteilten Straf¬ 
gefangenen beherbergen. Bei einer durchschnittlichen Belegung von 
30166 Köpfen waren 7913 Untersuchungsgefangene, also 26,23 Prozent. 
Einen weiteren Hinderungsgrund bildet, daß die meisten Gefängnisse 
(906) für eine geringe Anzahl von Gefangenen eingerichtet sind, daß 
in diesen meist kleinere Srafen vollstreckt werden und der Gefangenen¬ 
bestand daher stark wechselt. Die dem Ministerium des Innern unter¬ 
stellten Gefängnisse leiden unter solchen Beeinträchtigungen nur in 
geringem Maße. Bei einem Durchschnittsbestände von 21 383 Köpfen 
in den größeren Anstalten desselben waren nur 1346 Untersuchungs¬ 
gefangene = 6,30 Prozent. Haftstrafen werden nur in den kleineren 
sogenannten Kantonalgefängnissen der Rheinprovinz (45), die dem 
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Ministerium des Innern unterstellt sind, vollstreckt. Sonst unterstehen 
diesem Ministerium nur größere Anstalten, in denen hauptsächlich 
längere Strafen zu vollstrecken sind und ein starker Gefangenenwechsel 
nicht stattfindet. Ein Vergleich zwischen den den beiden Ministerien 
unterstellten Anstalten darf daher nicht gezogen werden, er müßte stets 
zuungunsten der dem Justizministerium unterstellten Anstalten aus- 
fallen, ohne daß dieses dafür ein Verschulden trifft. 

Nach der Aufstellung hatte im Rechnungsjahr 

1900 die Tagesdurchschnittszahl der Gefangenen von 32 414,48 
Köpfen 8 544 857 Arbeitstage. Das ergibt pro Kopf 263,61 
Arbeitstage. 

1903 die Tagesdurchschnittszahl der Gefangenen von 33 360,69 
Köpfen 8 682 381 Arbeitstage. Das ergibt pro Kopf 260,03 
Arbeitstage. 

1906 die Tagesdurchschnittszahl der Gefangenen von 30 057,58 
Köpfen 7 803 087 Arbeitstage. Das ergibt pro Kopf 250,96 
Arbeitstage. 

1909 die Tagesdurchschnittszahl der Gefangenen von 31 382,23 
Köpfen 7 936 499 Arbeitstage. Das ergibt pro Kopf 256,08 
Arbeitstage. 

1911 die Tagesdurchschnittszahl der Gefangenen von 30165,86 
Köpfen 7 588 676 Arbeitstage. Das ergibt pro Kopf 251,53 
Arbeitstage. 

Die Beschäftigung der Gefangenen hat hiernach seit 
1900 ganz erheblich nachgelassen. Die Justizverwaltung dürfte 
Wert darauf legen müssen, den Ursachen hierfür nachzugehen und vor¬ 
handene Mängel abzustellen; denn es handelt sich nicht nur um finan¬ 
zielle Verluste für den Staat und die Gefangenen selbst — um 361 990 
Arbeitstage, die weniger geleistet sind, als (verhältnismäßig) im Jahre 
1900 —, sondern vor allem um das ethische Moment der Erziehung der 
Gefangenen zu andauernder Arbeit und Arbeitslust. 

Es mag sein, daß die ständigen Klagen der freien Industrie, des 
Handwerkes und Kleingewerbes über ihre Schädigung durch die Ge¬ 
fängnisarbeit auf die Verminderung der Beschäftigung der Gefangenen 
nicht ohne Einfluß geblieben sind. M. E. hätten solche Klagen aber nur 
auf die Art der Beschäftigung der Gefangenen bei der Gefängnisverwal¬ 
tung der Justiz einwirken dürfen, nicht aber zu einer Verminderung der 
Beschäftigung der Gefangenen selbst führen dürfen. 

Was diese Klagen anlangt, so werden sie seit langen Jahren in 
Petitionen dem Landtag vorgeführt und beschäftigen diesen stets, sobald 
bei der Etatberatung die Gefängnisse der Justizverwaltung und des 
Ministeriums des Innern auf der Tagesordnung stehen. Sie werden 
auch nie ganz verschwinden, bis dereinst vielleicht einmal eine Aen- 
derung des gesamten Strafvollzugssystems eintritt. 

In ihrer Allgemeinheit dürften die Klagen insoweit nicht begründet 
sein, als behauptet wird, die Gefängnisarbeit sei geeignet, die Industrie, 
das Handwerk und das Gewerbe erheblich zu schädigen. Dazu sind die 
aus der Beschäftigung der Gefangenen sich ergebenden Arbeitswerte zu 
geringe. 

Nach der statistischen Korrespondenz des Königlichen Statistischen 
Landesamts zu Berlin vom Jahre 1908 liefern die freien Arbeiter 
für 6% Milliarden Mark Arbeit, dagegen die Gefangenen 
nur Arbeiten im Werte von 9 Millionen Mark. Die Gefangenen- 
arbeit liefert an Werten also nur rund ein Neuntel vom Hun¬ 
dert der freien Arbeit. 
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Immerhin schließt das nicht aus, daß die Qefangenenarbeit für die 
Orte und Industrien, Handwerke und Gewerbe, welche gerade durch sie 
betroffen werden, in recht empfindlicher Weise nachteilig wirken kann. 
Soweit es daher möglich ist, muß den freien Gewerben entgegengekom¬ 
men werden. Zweifellos sind die Verwaltungen der Gefängnisse beider 
Ministerien auch bemüht, dies zu tun. So sind, wie die Statistiken der 
letzten Jahre ergeben, immer mehr sogenannte Regiearbeiten, d. h. Ar¬ 
beiten für die staatlichen Verwaltungen, insbesondere für die Gefängnis¬ 
verwaltung selbst, eingeführt worden. Aber auch hierdurch fühlen sich 
die freien Arbeiter, denen früher diese Arbeiten übertragen wurden, 
geschädigt, andererseits muß aber auch je nach der Individualität der 
einzelnen Gefangenen die für sie geeignete Arbeit ausgesucht werden, 
und es werden daher Schädigungen der freien Gewerbe nie ganz zu 
vermeiden sein. Mit Recht wird nach den Ausführungen der Statistik 
bei der Zuweisung von Arbeit an die Gefangenen auf ihren Gesundheits¬ 
zustand, ihre Fähigkeiten, ihren Bildungsgrad, ihre Berufsverhältnisse 
sowie ihr Fortkommen Rücksicht genommen und bei der Arbeits- 
.zuweisung an jugendliche Gefangene ein besonderes Gewicht auch auf 
die erziehliche Bedeutung der Arbeit gelegt. 

Wie bei den Regie-Arbeiten die betreffende Reichs- oder Staats¬ 
behörde, so tritt bei der Herstellung von Bedarfsgegenständen für die 
Gefängnisse — Kleidungs-, Lagerungs- und Einrichtungsgegenstände 
— bei den Webereien, Tischlerei- und Schlossereibetrieben zu diesen 
Zwecken, bei den Brotbäckereien für Gefangene, bei den Um- und Neu¬ 
bauten der Gefängnisse, bei denen die Gefangenen laut Statistik be¬ 
schäftigt werden, die Gefängnisverwaltung selbst als Unternehmer auf. 
Da die zu diesen Zwecken verwendeten Leitungsbeamten somit schon 
die entsprechende Vorbildung, Erfahrung und Sachkunde besitzen, so 
dürfte es nicht allzu schwer sein, wenn allmählich die Unternehmer der 
freien Industrie, für welche laut der statistischen Tabelle von den durch¬ 
schnittlich 30165,86 Gefangenen des Jahres 1911 noch 10697,71 — also 
über ein Drittel — gegen Lohn beschäftigt wurden, allmählich aus¬ 
geschaltet würden und cue Gefängnisverwaltungen selbst die bisher von 
den Unternehmern geleiteten Gefängnisbetriebe übernehmen würden. 
Die Anregung hierzu ist der Justizverwaltung der Gefängnisse schon 
vor einigen Jahren gegeben worden. Zwar bedeutet ein solches Ver¬ 
fahren in etwa Staatssozialismus. Die Vorteile des Vorschlages über¬ 
wiegen aber die Nachteile in solchem Maße, daß er nicht völlig unbe¬ 
achtet bleiben sollte. 

Die Unternehmer, mit denen die Justizverwaltung über die Ge¬ 
fängnisarbeiten Verträge schließt, können, weil sich für sie die Ge¬ 
fängnisarbeit viel billiger stellt, als die freie Arbeit, die durch Ge¬ 
fängnisarbeit fertiggestellten Waren viel billiger liefern, als diejenigen 
Unternehmer, welche lediglich auf die viel teurere freie Arbeit ange¬ 
wiesen sind. Sie bringen dementsprechend des eigenen Vorteils halber 
die Waren viel biliger auf den Markt, als jene, drücken dadurch auf den 
Marktpreis, so daß diese bisweilen unter die Höhe der Herstellungs¬ 
kosten der freien Arbeiter sinkt. Sie machen dadurch der freien In¬ 
dustrie, dem Handwerk und dem Gewerbe eine erdrückende Konkurrenz, 
der diese unbedingt erliegen müssen. Darauf entstehen denn auch die 
meisten Klagen. 

Nimmt die Justizverwaltung die bisher von Unternehmern ge¬ 
leiteten Betriebe der Gefängnisarbeit selbst in die Hand, so wird zu¬ 
nächst der Verdienst für den Fiskus ein viel höherer durch Ausnutzung 
günstiger Konjunkturen bei der Beschaffung des Rohmaterials und beim 
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Absätze, aber vor allem dadurch, daß er trotz billiger Arbeit die 
Waren zu demselben hohen Marktpreise liefern kann, wie die Unter¬ 
nehmer, welche freie Arbeit beziehen. Die Justizverwaltung darf aber 
andrerseits im Interesse der freien Industrie, Handwerke und Gewerbe 
nicht unter dem Marktpreis liefern, wie er von diesen festgesetzt wird, 
oder doch wenigstens nicht unter einem Preise, der die Herstellungs¬ 
kosten der freien Unternehmer deckt und ihnen einen angemessenen 
Gewinn abwirft. Hierbei kann sie im Interesse der Konsumenten 
wiederum gegen die überhohe Preissetzung etwaiger Ringbildungen 
mildernd einw'irken. Die. Gefängnisverwaltung wird dann, abgesehen 
davon, daß eine größere Anfuhr von Waren auf den Markt etwas preis¬ 
ermäßigend wirkt, den freien Unternehmern keine weitere Konkurrenz 
machen. Insbesondere werden die Minderangebote der Unternehmer, 
welche heute Gefängnisarbeit benutzen, vollständigt beseitigt. Die Ge¬ 
fängnisverwaltung braucht dann nicht mehr die Rüchsichten auf die 
freie Industrie zu nehmen, die ihr heute die Gefängnisarbeit so sehr 
erschweren. Sie kann vielmehr durch Heraufsetzung der Löhne der 
Gefangenen diesen einen neuen Ansporn zur Arbeit geben, das Sinken 
der Gefängnisarbeit, das vorstehend nachgewiesen ist, in ein Steigen 
verwandeln und somit eines der besten Erziehungsmittel für die Ge¬ 
fangenen fast vollständig ausnutzen. 

Solche Unternehmer für Gefängnisarbeit, welche durch sie Waren 
herstellen lassen, die bei freier Arbeit infolge der Höhe der Herstellungs¬ 
kosten und des geringen Wertes der fertigen Ware überhaupt nicht an¬ 
gefertigt werden können, dürften nach wie vor zugelassen werden 
können. 

Der Kampf um die Gefängnisarbeit hat vorzüglich seit Anfang 
des Jahrhunderts eingesetzt. Es sei daher gestattet, die hier in Be¬ 
tracht kommenden Zahlen aus den Statistiken der Gefängnisse der 
Justizverwaltung von verschiedenen Jahren zusammenzustellen. Es 
arbeiteten im Tagesdurchschnitt Gefangene 


Jahr 


j n für die eigene 

Haus- Anstalt und an¬ 
arbeit dere Gefängnisse 


für andere Staatsverwal¬ 
tungen u Staatsbetriebe, 
sowie für die Reichsver- 
waltu g 


mit sonstiger für Unter- 
Beschäftigung nehmer 


1902 2644 2201 

1903 2625 2089 

1904 2362 2135 

1905 2374 1895 

1907 2292,19 1695,08 

1909 2370,69 1814,64 

1910 2407 1797.10 

1911 2323,22 1739,28 

Die Beschäftigung für 

für Beamte (1911: 206,18) 
kommt. Auf Landeskultur 


991 

1280 

1422 

1760 

2195.58 

2580,25 

2663,82 

2945,32 


3677 

3090,74 

3377,00 

3675,70 

3016,02 


19 620 
18 890 
18 525 
11 924 
11 700,64 
11 377,98 
11 636,53 
10 697,71 


nicht staatliche Behörden (1911: 52,74) und 
ist so gering, daß sie nicht in Betracht 
und landwirtschaftliche Arbeiten (1911: 


1397,62) soll später noch eingegangen werden. 

Die Aufstellung ergibt, daß die Unternehmerzahlen stetig all¬ 
mählich gesunken sind und das muß mau der Justizverwaltung zu 
hohem Verdienste anrechnen. Um einen Irrtum zu vermeiden, sei jedoch 
bemerkt, daß die auffallende Abnahme der Unternehmerzahl von 1904 
bis 1905 im wesentlichen auf eine anderweite statistische Aufstellung 
zurückzuführen ist. In den Jahren vor 1905 sind die von da ab be¬ 
sonders aufgeführten statistischen Zahlen der Arbeiten für nicht staat¬ 
liche Behörden, für Beamte, für Landeskulturarbeiten und andere land¬ 
wirtschaftliche Arbeiten sowie die sonstige Beschäftigung der Ge- 
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fangenen nicht besonders aufgeführt. Rechnet man diese der Zahl der 
im Jahre 1905 für Unternehmer beschäftigten Gefangenen von 11 924 
zu (42 + 159 4- 1059 + 3677 = 4937), so ergibt sich eine Zahl von 
16 801. Immerhin hat in jenem Jahr die Zahl der für Unternehmer 
beschäftigten Gefangenen um 1724 abgenommen. Es zeigt jedoch das 
langsame Sinken dieser Zahlen seit 1905, das Sinken der in Hausarbeit 
und für die Anstalten beschäftigten Gefangenen und das im Verhältnis 
zu dem Sinken der Arbeiter für Unternehmer nur geringe Ansteigen 
der für Regiearbeiten beschäftigten Gefangenen — die übrigen mit 
Arbeiten beschäftigten Gefangenen kommen nicht in Betracht —, daß 
auf dem bisherigen Wege eine genügende Abhilfe gegen die Klagen der 
freien Industrien, Handwerke und Gewerbe durchaus nicht geschaffen 
werden kann, besonders wenn man noch berücksichtigt, daß die Regie¬ 
arbeiten auch einmal ihre Grenzen finden werden. Es bleibt daher m. E. 
als einziges Auskunftsmittel nur die Uebemahme der bestehenden 
Unternehmerbetriebe mit Gefängnisarbeit durch die Gefängnisverwal¬ 
tung selbst. 

Es ist schon oft die Anregung gegeben worden, daß man die Ge¬ 
fangenen, soweit dies nach Lage der Verhältnisse irgend möglich sei, 
mit Außenarbeiten beschäftigen möge, mit Nutzbarmachung von 
Torf und seinen Bestandteilen, mit gärtnerischen und landwirtschaft¬ 
lichen Arbeiten, mit Urbarmachung und Anforstung von Oedländereien, 
mit Anlage von Moorkulturen, bei Dränagen und anderen Meliorations¬ 
arbeiten, bei Kanal- und Eisenbahnbauten. Die Gefangenen werden da¬ 
mit der Landeskultur und der Allgemeinheit nutzbar gemacht. Gerade 
die Außenarbeiten sind aber vor allem geeignet, den Geist und Körper 
der Gefangenen zu stählen und vorteilhaft auf den Charakter einzu¬ 
wirken. Sie dürften das beste erziehliche Mittel darstellen, wenn vorher 
die Einzelhaft den Gefangenen zur Erkenntnis der Schwere seiner Straf¬ 
tat, zur Einkehr und Reue geführt hat. Andrerseits darf die bis dahin 
in der Einzelhaft erzielte Besserung des Gefangenen nicht in Gefahr 
geraten, durch den Verkehr mit anderen vielleicht weniger der Besserung 
zugänglich gewordenen Gefangenen illusorisch gemacht zu werden. Bei 
den Außenarbeiten kann der Verkehr der Gefangenen untereinander 
nicht überall in solch eingehender Weise beaufsichtigt werden, als int 
Gefängnis selbst. Es ist daher eine peinliche Auswahl der Gefangenen 
auf ihren Charakter hin für die Außenarbeit erforderlich. Für gemeinr 
gefährliche Verbrecher ist sie überhaupt ausgeschlossen. Ferner 
sprechen bei der Auswahl der Gefangenen für Außenarbeiten eine Reihe 
anderer äußerer Momente mit, der Beruf, Stand und die körperliche 
Beschaffenheit des Gefangenen. Auch können die Gefangenen nur dort 
beschäftigt werden, wo sie von freien Arbeitern gänzlich getrennt werr 
den können und für ihre Unterkunft gesorgt werden kann. Man ersieht 
hieraus, daß für die Außenarbeiten nur ein kleiner Teil der Gefangenen 
in Frage kommen kann. Bei den Gefängnissen der Justizverwaltung 
wird dieser noch mehr dadurch beschränkt, daß eine bedeutende Anzahl 
der Gefangenen Untersuchungsgefangene sind, und daß der bei weitem 
größere Teil der Gefangenen in den vielen kleinen Gefängnissen nur 
geringe Strafen — zum großen Teil Haftstrafen — verbüßt, daß somit 
diese überhaupt für die Außenarbeit nicht in Frage kommen können. 
Um so mehr ist anzuerkennen, daß die Justizverwaltung seit einer Reihe 
von Jahren bestrebt ist, den wenn auch geringen Teil der mit Landes¬ 
kulturarbeiten und anderen landwirtschaftlichen Arbeiten beschäftigten 
Gefangenen allmählich zu vermehren. Laut Statistik wurden mit solchen 
Arbeiten beschäftigt im Jahre 
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1902 : 929, 1903 : 943, 1904 : 642, 1905 (am 1. Dez 19051 1059 
1468;50? m i911: U 1397,0 0 2 5) 13 ° 5, 19 ° 7: 1373 ’ 39 ’ »909: 1405,16, 1910: 

ist auTd«Sta«s^M 1 SfSh ini letZte " Jahre 2urM,zuf “ hre “ ist - 
_ Die Statistik ergibt, daß die mit Außenarbeit beschäftigten Ge¬ 
fangenen im Kreise Wiedenbrück, im Landkreise Hagen, auf der 
Kunschen Nehrung, bei der Regulierung der Bode, bei Fluß- und 
Grabenreguherungen, sowie bei Heide- und Moormeliorationen in 
Schleswig-Holstein ganz erhebliche Kulturarbeiten geleistet haben. Möge 
es der Justizverwaltung gelingen, manche der dieser Arbeitsart ent¬ 
gegenstehenden Hindernisse weiter zu beseitigen und dadurch die mit 
Außenarbeit beschäftigte Zahl der Gefangenen weiter zu vermehren, in 
deren eigenem Interesse und im Interesse der Allgemeinheit. 

Die Verwaltung der Arbeitskassen bei den Gefängnissen 
der Justizverwaltung ist durch eine unter dem 3. März 1904 erlassene 
Kassenordnung einheitlich geregelt. Ferner sind unter dem 31. März 
1904 allgemeine Anordnungen über die Berechnung und Verteilung des 
aufkommenden Arbeitsverdienstes der Gefangenen getroffen, 
durch welche namentlich die Höhe der zu erhebenden Arbeitslöhne und 
die Bemessung der Arbeitsbelohnungen der Gefangenen einheitlich ge¬ 
regelt wird. Die Arbeitslöhne der Gefangenen, welche im Jahre 1900 
zusammen 3 668 335.48 Mk. ausmachten, sind im Jahre 1910 bis auf 
4 095 979.95 Mk. gestiegen und betrugen 1911: 3 980 082.27 Mk. Von 
dem reinen Arbeitsverdienst entfielen auf jeden gegen Lohn beschäftig¬ 
ten Gefangenen im Jahre 1900: 133.45 Mk. und unter fast ständiger 
alljährlicher Steigung im Jahre 1911: 162.03 Mk. 

Die für die Gefangenen angesammelten Arbeitsbelohnungen werden 
ihnen bei der Entlassung nur bis zu einer bestimmten Höhe ausgehän¬ 
digt. Der Rest wird der Polizeibehörde des Heimatsortes oder einem 
dort bestehenden Vereine zur Fürsorge für entlassene Gefangene zur so¬ 
fortigen oder allmählichen Aushändigung übersandt. An derartigen 
segensreich wirkenden Vereinen waren im Rechnungsjahr 1910 neben 
11 Zentralstellen 458 vorhanden. Bei 321 dieser Vereine waren Beamte 
der Justizverwaltung Vorsitzende. Die Vereine gewähren auch den 
entlassenen Gefangenen, die über keine oder nicht über eine ausreichende 
Arbeitsbelohnung verfügen, insbesondere den entlassenen jugendlichen 
Gefangenen die erforderlichen Mittel und sorgen nach Möglichkeit für 
ihre ferneres Fortkommen. Zu diesem Zwecke können den betreffenden 
Vereinen Zuschüsse aus staatlichen Mitteln gewährt werden. 

So wirkt heute die erziehliche Arbeit der Gefangenen auch für die 
Zeit nach der Entlassung weiter und schafft unter Mitwirkung der 
Vereine den entlassenen Gefangenen die Möglichkeit, wieder ein ge¬ 
ordnetes Leben zu führen. Welch ein Unterschied gegen früher, wo 
sie dem Abscheu der Menschheit ausgesetzt, meistens in Not und Elend 

f erieten und dadurch von neuem zu Verbrechen getrieben wurden. Der 
ustizverwaltung wie der Verwaltung der Gefängnisse des Ministeriums 
des Innern, die nach dieser Richtung gleiche Grundsätze befolgen und 
Hand in Hand miteinander gehen, ist ihr Verdienst um diese Ausgestal¬ 
tung der Verhältnisse hoch anzurechnen, die dahin führen soll, daß die 
verbüßte Strafe nicht auch über die Zeit derselben hinaus wirken und 
.lähmend- das fernere Leben des entlassenen Gefangenen beeinflussen 
möge. 


Die Beköstigunj 
besonderen Verhältnissen ! 


r der Gefangenen erfolgt, soweit nicht unter 
Selbstbeköstigung derselben auf eigene Kosten 
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geschieht, durch, die Gefängnisverwaltung auf Staatskosten, bei kleineren 
Gefängnissen durch den Gefängnisaufseher. Eine wissenschaftlich 
empfohlene Kostordnung vom 31. März 1908 regelt sie. Bei anstrengen¬ 
der Arbeit erhalten die Gefangenen Kostverstärkung, Verpflegungs¬ 
zulage und Zusatznahrungsmittel aus ihrem Arbeitsverdienst. 

Bei den 17 besonderen Gefängnissen, mit Ausnahme des Gerichts¬ 
gefängnisses zu Danzig, waren 23 Anstaltsgeistliche, 17 evangelische 
und 6 katholische, zur Abhaltung der Gottesdienste und zur Ausübung 
der Seelsorge angestellt. Bei der Belegungsziffer dieser 16 Ge¬ 
fängnisse mit 7660,64 evangelischen und 3705,78 katholischen Gefan¬ 
genen dürfte die Zahl der katholischen Geistlichen, insbesondere wenn 
man berücksichtigt, daß an sie durch die Einrichtungen der katholischen 
Kirche begründete umfangreiche Pflichten herantreten, nicht ent¬ 
sprechen. Hier dürfte daher im Interesse der seelsorgerischen Ein¬ 
wirkung der katholischen Geistlichen auf die katholischen Gefängenen 
eine Besesrung anzustreben sein. 

Bei den übrigen Gefängnissen sind Geistliche im Nebenamt an¬ 
gestellt. 

Die Abhaltung des gemeinschaftlichen Gottesdienstes soll bei Ge¬ 
fängnissen mit einer Belegung bis zu 50 Gefangenen desselben christ¬ 
lichen Bekenntnisses alle 4 Wochen, in Gefängnissen mit stärkerer Be¬ 
legung alle 14 Tage, in Gefängnissen, bei welchen eigene Geistliche an¬ 
gestellt sind, wöchentlich einmal stattfinden. Durch Anstellung von 
Geistlichen im Hauptamt aber auch im Nebenamt dürfte auf eine Ver¬ 
mehrung des Gottesdienstes hinzuwirken sein. Es darf darauf hinge¬ 
wiesen werden, daß die Verwaltung der Gefängnisse und Strafanstalten 
des Ministeriums des Innern bei einem um rund 1 h niedrigeren Ge- 
fangenenbestande 58 Geistliche im Hauptamte und sodann noch 39 
Geistliche im Nebenamte als Gefängnisgeistliche angestellt hat. In 28 
Gefängnissen mit einer Durchschnittsbelegung von 13 029,95 Gefangenen 
wird an 1378,31 jugendliche Gefangene in 96 Klassen von 443 Lehrern 
und 35 Geistlichen Schulunterricht erteilt. Die Lehrer und 
Lehrerinnen sind teils etatmäßig, teils im Nebenamt angestellt. 

In 158 Gefängnissen über 50 Insassen, insgesamt mit einer Durch¬ 
schnittsbelegung von 25 317,35 Gefangenen sind an religiösen Büchern 

8 ' der Konfession 70 757, an Büchern zum Schulgebrauch 9546, an 
nterhaltungs- und belehrenden Büchern 63 564, zusammen 143 867 
Bücher vorhanden. In jeder Gefängniszelle ist eine Bibel, ein Neues 
Testament oder ein geeignetes Erbauungsbuch vorhanden. Auch wird 
bei bestimmten Voraussetzungen den Gefangenen die Beschaffung sonsti¬ 
ger Bücher und Zeitungen gestattet. Es dürfte hiernach wenigstens in 
den größeren Gefängnissen für die geistige Nahrung der Gefangenen 
genügend gesorgt sein. 

Für die ärztliche Behandlung der Gefangenen ist durch 
Annahme von Gefängnisärzten gesorgt. Bei einer täglichen Durch¬ 
schnittszahl von 25 317,35, insgesamt 306 581, Gefangenen kommen 
durchschnittlich täglich 221,72, = 0,88 Prozent, insgesamt 77153 = 
25,17 Prozent Erkrankungen vor. Unter den Krankheitsfällen 
befinden sich: Tuberkulose 782, akute Infektionskrankheiten 2877, Ge¬ 
schlechtskrankheiten 2589, äußere Verletzungen 4140, Geistesstörungen 
751. Die Prozentverhältnisse der Krankheitsfälle zu der Gesamtzahl 
der Gefangenen stellen sich am ungünstigsten bei dem Strafgefängnis 
Plötzensee 87,32 Prozent, dem Untersuchungsgefängnis Berlin-Moabit 
98,79 Prozent und dem Strafgefängnis Berlin-Tegel 112,11 Prozent. 
Es dürfte dies auf dem gesundheitlich schlechten Material beruhen, 
welches der Auswurf der Großstadt diesen Gefängnissen zuführt. 



— 499 — 



Die Todesfälle haben betragen im Jahre 1911 überhaupt 136. 
Es sind gestorben an Tuberkulose 19, an akuten Infenktionskrankheiten 
11 und an Selbstmord 54. Die Prozentverhältnisse der Todesfälle zu 
der Gesamtzahl der Gefangenen sind 0,04 und zu der Durchschnitts¬ 
zahl der Gefangenen 0,54. Nach der amtlichen Statistik von 1911 für 
den preußischen Staat stellt sich die Sterbeziffer pro 1000 auf 16,9. 
Hiernach darf man die zum großen Teil auf die sanitären Maßnahmen 
zurückzuführenden Gesundheitsverhältnisse und die Prozentverhältnisse 


der Todesfälle als günstig bezeichnen. Dagegen ist die Selbstmord¬ 
ziffer mit 39,71 Prozent der Todesfälle eine bedeutende. 

Eine Zusammenstellung über die zur Entscheidung des Justiz¬ 
ministers gebrachten Anträge auf vorläufige Entlassung 
gibt über diese näheren Aufschluß. Es sind solche Anträge 


im Jahre 

gestellt 

bewilligt 

abgelehnt 

1902 

. . 385 

206 

53,51 % 

179 

46,49 % 

1903 . 

. . 409 

243 

59,41 „ 

166 

40,59 „ 

1904 . 

. . 417 

262 

62,83 „ 

155 

37,17 „ 

1905 . 

. . 460 

292 

63,48 „ 

168 

36,52 „ 

1906 . 

. . 496 

345 

69,56 „ 

151 

30,44 „ 

1907 . 

. . 523 

403 

77,06 „ 

120 

22,94 „ 

1908 . 

. . 497 

387 

77,87 „ 

110 

22,13 „ 

1909 . 

. . 478 

375 

78,45 „ 

103 

21,55 „ 

1910 . 

. . 429 

394 

74,48 „ 

135 

25,52 „ 

1911 . 

. . 517 

411 

79,50 „ 

106 

20,50 „ 


WAV V 1V.IV. VA1VOVA ruiuugv, iiUlVUUMUgvu U“« P. . -- 

Gefängnisse des Justizministeriums und auf diejenigen des Ministeriums 
des Innern entfallen, interessiert nicht und es wird von der Wiedergabe 
abgesehen. 

Man sieht aus der Zusammenstellung, daß die Anträge nicht un¬ 
erheblich, vor allem aber die Bewilligungen der Anträge auf vorläufige 
Entlassung in ganz erheblichem Maße (von 53,51 Prozent bis 79,50 
Prozent) zugenommen haben. Daß damit kein Mißgriff geschehen ist, 
ergibt die Tabelle über den Wiederruf der Bewilligungen. — Ein solcher 
ist erfolgt: 

und zwar wegen 

anderer Veranlassung 

4 

3 
6 

4 

7 
4 
3 


Das Ergebnis ist ein überaus günstiges und gibt ein ueweismiuei 
dafür — der volle Beweis dürfte nur durch Aufstellung von Tabellen 
der Wiederbestraften und Rückfälligen zu führen sein —, daß unsere 
Gefängnisverwaltungen trotz einiger vorhandener Mängel auf dem rich¬ 
tigen Wege bei Anwendung der Mittel sind, um eine dauernde Besserung 
der Strafgefangenen zu erzielen und sie wieder zu tauglichen Mit¬ 
gliedern der menschlichen Gesellschaft zu gestalten. 


im Jahre 

in Fällen 

desgleichen eines anderen 
Verbrechens oder Vergehens 

1902 

7 

1 

2 

1903 

3 

— 

— 

1904 

10 

3 

1 

1905 

8 

3 

1 

1906 

6 

3 

3 

1907 

12 

1 

4 

1908 

11 

5 

2 

1909 

9 

3 

3 

1910 

10 

5 

5 

1911 

8 

5 

2 


A _ 
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Württembergische Gefängnis - Statistik 1912/13. Fünf Zentral- 
Strafanstalten: 

Zuchthaus Ludwigsburg mit Filiale Hohenasperg, mit Irren-, In¬ 
validen-, Epileptiker- und Tuberkulosen-Abteilung. 
Landesgefängnis Hall (für rückfällige und solche Gefängnis¬ 
gefangene, die nicht im Besitz der bürgerlichen Ehren¬ 
rechte sind. 

Landesgefängnis Rottenburg mit Abteilung für männliche jugend¬ 
liche Gefangene. 

Zellengefängnis Heilbronn für nicht rückfällige männliche Ge¬ 
fängnisgefangene bis zum Alter von 30 Jahren. 

Strafanstalt für weibliche Gefangene in Gotteszell (Zuchthaus-, 
Gefängnis-, Arbeitshaus- und Jugend-Abteilung). 

In diesen Anstalten befanden sich am 1. April 1912: 1521 Ge¬ 
fangene. 

Zugang bis 31. März 1913 5598 Gefangene; 

Abgang „ „ 3966 „ 

bleiben am 31. März 1913 1632 Gefangene; darunter 146 weibliche. 

Höchster Gefangenenstand 1757 

niederster Gefangenenstand 1327 

Täglicher Durchschnittsstand 1526 

Auf die ortsanwesende Bevölkerung Württembergs mit 2 437 574 
Einwohnern entfallen 0,062 Gefangene. 

Unter den am 31. März 1913 in den Strafanstalten befindlichen 
Gefangenen waren 

erstmals bestraft 569 

„ rückfällig 245 

• wiederholt rückfällig 818 


zusammen 1632 

Unter den im Berichtsjahre neu eingelieferten 3275 Gefangenen 
waren 

erstmals bestraft 1422 

„ rückfällig 543 

wiederholt rückfällig 1310 

Unter der Gesamtzahl der Neueingelieferten betrug somit die Zahl 
der Rückfälligen 56,58 Prozent (gegen 55,38 im Vorjahre). 

Der Gesamtaufwand auf die Strafanstalten betrug im 
Jahre 1912 1 883 364 Mk. 

hiervon gedeckt durch eigene Einnahmen 1 211 476 Mk. 

wonach eine Mehrausgabe von 671 888 Mk. von der 

Staatskasse zuzuschießen war. 

Für die einzelnen Strafanstalten betrug der Durchschnittsaufwand 
des Staats auf einen Gefangenen: 

Ludwigsburg (mit Sonderabteilungen) 543 Mk. 

Heilbronn . 473 „ 

Hall . 278 „ 

Rottenburg . 279 „ 

Gotteszell .641 „ 

Durchschnittsaufwand für 1 Gefangenen 426 „ 

Der durchschnittliche Betrag der Verpflegungskosten 
(Nahrung. Kleidung, Lagerstätte, körperliche Reinlichkeit, Kranken¬ 
pflege etc.) berechnete sich äuf 253 Mk. 84 Pfg. (im Vorjahre: 247 Mk. 
47 Pfg.); bei den einzelnen Strafanstalten: 
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286.19 Mk. 
206.99 
234.87 
266.83 ;; 
206.60 „ 

Gefangenen waren 


durchschnittlich 


Ludwigsburg 
Heilbrönn 
Hall 

Rottenburg 
Gotteszell 

Von durchschnittlich 1526 
täglich beschäftigt: 1080. 

WegM Krankheit, Alter und Gebrechlichkeit, wegen Dunkelarrest 
einsamer Haft mit Versagung der Arbeit etc. blieben durchschnittlich 
191 und wegen der Einstellung der Arbeit an Sonn- und Feiertagen 
durchschnittlich 254 Gefangene unbeschäftigt. s 

Re il? e / t der . Gefängnisarbeit (unter Berücksichtigung des 
Wertes der Vorräte an Materialien, Fabrikaten und Produkten am 
Beginn und Schluß des Jahres und des Arbeitsinventars [Maschi¬ 
nen, Werkzeuge und Geräte: 10 Prozent Abnützungl): 
aus Lohnarbeit: 

a) für ausw. Bestellungen bei 39 757 Arbeitstagen 59 233.75 Mk. 

rpno v»cri* 64157 „ 29 743.71 „ 


I 


415151.59 


b) für die eigene Regie 
II. im Gewerbebetrieb: 
bei 294 030 Arbeitstagen 

zusammen bei 397 945 Arbeitstagen 504129.05 „ 

Sonach fällt auf einen beschäftigten Gefangenen ein Arbeits¬ 
ertrag von 380 Mk. 10 Pfg. für das Jahr und von 1 Mk. 26,7 Pfg. pro 
Tag. Der bei Berechnung dieses Reinertrags bereits in Abzug gebrachte 
Nebenverdienst der Gefangenen betrug im ganzen 59 611 Mk. 93 Pfg.; 
im Durchschnitt für einen Gefangenen 39 Mk. 04 Pfg. 

Für erlaubte Kostzulagen wurden von den Gefangenen im 
ganzen verwendet 20161 Mk. 03 Pfg.; im Durchschnitt von einem Ge¬ 
fangenen 13 Mk. 20 Pfg. 

Die sämtlichen Privatgelder der Gefangenen haben am 
Schlüsse des Rechnungsjahres betragen 40 483 Mk. 25 Pfg., wovon 
31 250 Mk. 06 Pfg. verzinslich angelegt waren. 

Die Zahl der erkannten Disziplinarstrafen betrug: 908. 
Es entfielen auf 100 Gefangene 59,4 Prozent Disziplinarstrafen, und 
zwar: Verweis und Entziehung hausordnungsmäßiger 
Vergünstigungen 68 

Dunkelarrest 361 

einsame Einsperrung 260 


schmale Kost 


219 


Todesfälle: 9 = 0,17 Prozent. Das Berichtsjahr macht keine 
Ausnahme gegenüber einer langen Reihe von Jahren, in denen die 
Sterblichkeit dauernd so nieder ist, als überhaupt erreicht werden kann. 
Die Todesursache war zweimal Lungentuberkulose und je einmal Alters¬ 
schwäche, Leukämie, Hirnschlag, Bauchfellkrebs, Magenkrebs, akute 
Bronchitis und akute Miliartuberkulose. 


An Krankheiten wurden von 5166 Gefangenen in den Kranken¬ 
abteilungen 1089 und ambulant 1443 behandelt, während 2634 keiner 
eigentlichen Hilfe bedurften. Die Tuberkulose ist entsprechend ihrem 
stetigen Rückgang unter der freien Bevölkerung abermals erheblich 
zurückgegangen: 158 Fälle gegen 222 im Vorjahre, 400 i. J. 1910 und 
500 i. J. 1909. Epileptiker sind 74 verzeichnet; Geisteskranke 73, davon 
sind 47 der Irrenäbteilung auf Hohenasperg .zugeführt worden. Von den 
während des Jahres aus der Irrenabteilung entlassenen 25 Geistes¬ 
kranken waren 
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a) nach erfolgter Beobachtung als nicht geisteskrank erkannt 4 

b) gebessert .6 

c) geheilt . ..6 

d) ungeheilt nach Ablauf der Strafzeit entlassen ...3 

e) ungeheilt an eine Irrenanstalt abgegeben.6 

22 Gefangene verblieben am Ende des Berichtsjahres in der Ab¬ 
teilung. Der Betrieb verlief ohne Störungen. 

Vorläufige Entlassungen 96 

Begnadigungen 131 

Aufsichtspersonal: 

4 Hausmeister 
16 Oberaufseher 
175 Aufseher 
6 Irren Wärter 
1 erste Aufseherin 
23 Aufseherinnen 


225 Personen 

In den amtsgerichtlichen Gefängnissen und dem Untersuchungs¬ 
gefängnis Heilbronn wurden eingeliefert: 

Untersuchungsgefangene 12 526 
Strafgefangene _ 9 331 

Zusammen 21 857 

Darunter befanden sich 3076 Transportgefangene. 

Der Reinertrag der Gefangenenbeschäftigung in den amtsgericht¬ 
lichen Gefängnissen belief sich auf 11 974 Mk. 80 Pfg. 

Schwandner. 


Der Jahresbericht der Strafanstalt Lenzburg (Kanton Aargäu) für 
1912 (zu vergl. Bd. 46, S. 546) enthält an erster Stelle die Nachricht vom 
40jährigen Amts-Jubiläum des verdienten Kollegen Hürbin, dem wir 
zu diesem Feste herzlich Glück wünschen! — 

Durchschnittlicher Tagesstand der männlichen Sträflinge: 184,7, 
der weiblichen: 16,14. Alle Strafkategorien (Kriminelle, Korrektionelle, 
Zwangsarbeiter) weisen gegenüber dem Vorjahre eine Vermehrung auf, 
die größte diejenige der kriminellen Männer. Zahl der Verpflegungs¬ 
tage: 73 538. 

Bedingte Freilassungen: 20. Im ganzen standen 35 bedingt Frei¬ 
gelassene unter Schutzaufsicht; 2 mußten wegen Rückfälligkeit wieder 
eingebracht werden. 

14,44 Prozent der Gefangenen mußten diszipliniert werden. In 
Einzelhaft befanden sich 38,86 Prozent der Gefangenen. 

Der Verpflegungstag kostete 53,70 Rp. Der Erkrankungs-Prozent 
betrug nach den Verpflegungstagen berechnet 4,36 und nach der Zahl 
der vom Arzt behandelten Gefangenen 11,68. 3 Todesfälle. 

Reinertrag des Arbeitsbetriebes: 1,57 Fr. pro Tag. 51,43 Prozent 
erstmals Bestrafte; 48,57 Prozent Rückfällige. 

Unter der Ueberschrift „Besuch“ ist berichtet, daß 289 Personen, 
die sich aus Neugierde zum Besuch gemeldet hatten, zugelassen worden 
sind; „darunter Leute aus allen Ständen: Landleute, Beamte, Pro¬ 
fessoren, Studenten, Pfarrer, Lehrer, Bautechniker, Hochzeits- 
1 e u t e usw. Aber auch frühere Gefangene kehren bisweilen ein und 
bitten um ein Viatikum. Die Hungrigen werden gespeist und können 
sich wieder einmal satt essen, wofür sie dankbar sind.“ Schwandner. 
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Aus Vereinen und Versammlungen. 


Deutsche Hilfsverein für entlassene Gefangene (E. V. mit dem 
bitz in Hamburg) versendet seinen 9. Jahresbericht für das Jahr 1912. 

,”~. er ^ wec ^ und Wege des Vereins hat sein rühriger Ge- 
schaftsieder, Pastor Dr. S e y f a r t h - Hamburg-Fuhlsbüttel in diesen 
Blattern (Bd. 46, S. 505 ff.) ausführlich berichtet. 

Das Jähr 1912 bedeutete für alle Arbeitsgebiete des Vereins einen 
wesentlichen Fortschritt. In der Abteilung A, Erwachsene, wurden 513 
Fursorgefälle, in der Abteilung B, Jugendliche, 348, im ganzen 861 
(gegen 710 im Vorjahre) behandelt, 22 Schützlinge wurden im Ausland 
rehabilitiert (8 in Brasilien, 3 in Chile, 3 in Argentinien, 2 in Nord- 
a "!fo’,J e ^ \ in Afrika Australien, 2 in Frankreich, je 1 in England 
und Holland). Unter diesen Untergebrachten waren 6 Kaufleute, 
3 . Lehrer 1 Land- und 1 Marine-Offizier, 1 Arzt, 2 cand. med., 1 Mu- 
siker, 1 Uhrmacher, 2 Techniker, 1 Ehefrau und 2 jugendliche Personen 
(Angehörige eines schon früher im Ausland untergebrachten Lehrers). 

In der Abteilung C, Schreibstube, wurden 127 (gegen 75 i. V.) be¬ 
schäftigt; für geleistete Schreibarbeit wurden 26 590 Mk. gegen das 
y®U®I*r mehr; 9800 Mk.) vereinnahmt; an Schreiblöhnen wurden 
13167 Mk. ausbezahlt. 


Pie Uebergangsstation in Hamburg und die Zweigstation in Bra¬ 
silien haben sich sehr gut bewährt; die Zweigstationen für Chile und 
Argentinien können demnächst eröffnet werden. 

Im seemännischen Beruf wurden 26 Schützlinge untergebracht, 
von denen nur 6 Seeleute von Beruf waren. Durch die Uebergangs¬ 
station gingen insgesamt 324 Personen mit 3291 Verpflegungstagen 
(gegen 2553 i. V.). f s s s 

Die Rechnung schließt mit einer Einnahme von 208 530 Mk. und 
einer Gesamtausgabe von 180 969 Mk. ab. Das Vereinsvermögen, ein¬ 
schließlich der Ausstände, beträgt: 60 307 Mk. 

Am 11. Juni d. J. konnte der Verein seine X. Hauptversamm¬ 
lungin Hamburg unter zahlreicher Beteiligung aus ganz Deutsch¬ 
land begehen. Eine warme Begrüßung durch den Vereinsvorsitzenden, 
Landgerichtspräsident D r. Engel, eine geistreiche Ansprache von 
Geh. Rat Professor D. D r. Kahl- Berlin und ein trefflicher Vortrag 
über das progressive Strafsystem von Professor Dr. Kriegsmann- 
Königsberg, an den sich eine lebhafte Aussprache anschloß, bildeten die 
reiche Tagesordnung der Feier. 

Von besonderem Wert war uns Auswärtigen die Besichtigung der 
Uebergangsstation, die mit ihren einfachen, aber gediegenen Einrich- 
tungen den besten Eindruck machte. Die Schützlinge sind dort unter 
trefflicher, liebevoller Leitung in der Tat nach Leib und Seele wohl 
versorgt. 

Bei der großen Schwierigkeit, Entlassene aus besseren Ständen im 
Inlande passend unterzubringen, kann die segensreiche Tätigkeit des 
Hamburger Hilfsvereins nicht hoch genug eingeschätzt werden. Wir 
wünschen dem Verein allseitige tatkräftige Unterstützung und ein wei¬ 
teres Blühen und Gedeihen! Schwandner. 


Das Zustandekommen des J ugendgerichts- 
gesetzes beherrschte — wie aus dem soeben ausgegebenen Jahres¬ 
bericht hervorgeht — die Arbeit der Deutschen Zentrale für Jugend¬ 
fürsorge E. V. Berlin im Jahre 1912 in hohem Maße. Infolge des 
Scheiterns des Strafprozeßentwurfs mit seinen das Verfahren gegen 

12* 



— 504 — 


Jugendliche regelnden Bestimmungen wurde die Veranstaltung des III. 
Deutschen Jugendgerichtstages für Oktober 1912 in 
Frankfurt a. M. in Aussicht genommen, der sich dann in eingehender 
Weise mit dem wenige Tage vor seinem Zusammentritt von der Reichs¬ 
regierung veröffentlichten Entwurf eines Gesetzes über das Verfahren 
gegen Jugendliche befaßte. Seine Verhandlungen sind von wesentlichem 
Einfluß auf die Arbeit der zur Beratung jenes Gesetzentwurfs eingesetz¬ 
ten Reichstagskommission gewesen, ebenso wie die durch die Deutsche 
Zentrale mit Unterstützung des Preußischen Justizministeriums und 
der Justizministerien der Bundesstaaten veranstaltete Statistik 
über Organisation und Praxis der deutschen Jugend¬ 
gerichte, die als Drucksache des Reichstages veröffentlicht ist. — 
Auch an den Problemen der Jugendpflege nimmt die Deutsche 
Zentrale regen Anteil. Das beweist der im März 1912 veranstaltete 
Erörterungsabend mit dem Thema: „Der Kampf der Parteien 
um die Jugend“, ferner die in Verbindung mit dem Verlag von 
Hermann Beyer & Söhne (Beyer & Mann) Langensalza unternommene 
Herausgabe des „Handbuchs für J ugendpf lege“, mit dessen 
Schriftleitung Dr. jur.. Frieda Duensing betraut ist. — Auf durch die 
Deutsche Zentrale für Jugendfürsorge geleistete Vor¬ 
arbeiten ist die im November 1912 erfolgte Gründung des „Deut¬ 
schen Kinderhortverbandes“ zurückzuführen, der ohne 
Zweifel imstande sein wird, der Entwicklung des Kinderhortwesens 
neue Wege und Ziele zu weisen. — Dem Gesamtbericht schließen sich 
die Darstellungen der einzelnen Abteilungen an, die viel inter¬ 
essantes Material enthalten und von dem unausgesetzten Wachstum der 
Tätigkeit der Deutschen Zentrale Zeugnis ablegen. Die Gesamtzahl 
der bearbeiteten Fälle betrug im Jahre 1912 7 89 4 gegenüber 6066 
im Jahre 1911. Davon entfielen 

1945 auf die Abteilung Praktische Einzelfälle 
195 auf die Abteilung für Adoption 
1911 auf die Abteilung Berliner Jugendgerichtshilfe 
1113 auf die Abteilung Fürsorgestelle bei dem Kgl. Polizeipräsi¬ 
dium Berlin zwecks Ergreifung praktischer Maßnahmen 
und 2730 zur Beratung und Auskunftserteilung. 

Welche Fülle von Not und Elend diese wenigen Zahlen enthalten, 
welche Fülle aber auch von Mitteln und Wegen, auf denen Abhilfe zu 
schaffen gesucht wird, das möge man in dem Bericht selbst lesen. — In 
ständiger Verbindung mit den genannten Abteilungen steht die Äus- 
kunftstelle und Materialsammlung, die auch außerhalb der 
Deutschen Zentrale jede Auskunft über Jugendfürsorge-Fragen gern er¬ 
teilt. Einige Beispiele über die Art der erbetenen Auskünfte zeigen die 
Vielseitigkeit ihrer Inanspruchnahme. — Besonderen Wert erhält der 
Jahresbericht durch Beiträge von Dr. jur. Frieda Duensing: 
„Schutz der Familie gegen den trunksüchtigen Familienvater“ (ver¬ 
anlaßt durch den wohl noch in aller Erinnerung lebenden traurigen 
Steglitzer Fall), Dr. Käthe Mende: „Einiges über Wohnungs- 
vernältnisse in Groß-Berlin“ (aus den Akten der Abteilung für Einzel¬ 
fälle), Hedwig Kantorowicz: „Die Entwicklung des Kinder¬ 
hortwesens in Deutschland“. 

Der Bericht ist gegen Einsendung von 60 Pfg. in Marken (inkl. 
Porto) durch die Geschäftsstelle der Deutschen Zentrale für 
Jugendfürsorge E. V., Berlin C. 19, Wallstraße 89 II zu beziehen. 
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Freud, Leid und Arbeit in der Jugendfürsorge. (Zu vergl. Bd. 46, 
251.) Der 5. Jahresbericht des Vereins „Stuttgarter Fürsorgeheim“ für 
1912 widmet an erster Stelle dem f Vorstand: Staatsrat v. Schwab, 
Worte dankbarer Erinnerung. 

Zum Vorstand wurde Staatsrat v. Kern-Stuttgart gewählt. 

Das Heim hatte im abgelaufenen Jahr den stärksten Verkehr seit 
seinem Bestehen: 282 Personen. In der Regel werden nur Leute unter 
dem 20. Lebensjahr aufgenommen; doch kann diese Grenze nicht scharf 
eingehalten werden. Von den Aufgenommenen kamen: 26 von Straf¬ 
anstalten, 78 von der Polizei, 178 aus Herbergen, von Privatleuten zu¬ 
gesandt oder von selbst. Dem großen Dienst, den das Heim der Justiz¬ 
verwaltung, der Polizei, dem Armenamt bietet, entspreche nicht der Be¬ 
trag der Beiträge, die zum Werk aus öffentlichen Kassen geleistet werden. 

Vom Erfolg der Arbeit sprechen folgende Angaben: mit der 
Heimat ausgesöhnt und zurückgesandt: 46; in Arbeit gebracht: 134, 
sonstwie gefördert durch vorübergehende Arbeit, Bekleidung und Unter¬ 
stützung 84; ohne Erfolg war die Arbeit bei 18; guter Erfolg bei 64 %! 

Die Brocken Sammlung ergab eine Einnahme von 8000 Mk. Dennoch 
schließt das Betriebsjahr mit einem Abmangel von 1500 Mk. Die Ge¬ 
samtschuld des Vereins beträgt 121 625 Mk. 

Dem Bericht sind wieder packende Bilder aus der Vereinsarbeit 
angeschlossen. Schwandner. 


Die Rheinisch-Westfälische Gefängnis-Gesellschaft hat ihren 85. 
Jahresbericht 1912/13 herausgegeben. (Düsseldorf, im Selbstverlag der 
Gesellschaft. 193 Seiten: 1 Mk. 20 Pfg.) (Zu vergl.: Bd. 46, S. 552.) 

Wie alle diese Jahresberichte gewährt auch dieser einen interessan¬ 
ten Einblick in die rege Tätigkeit dieser angesehenen Gesellschaft und 
reiht sich durch seine inhaltsreichen Referate würdig seinen Vorgängern 
als wertvolle Bereicherung der Strafvollzugs-Literatur an. 

Die Gesamtzahl der Mitglieder der angeschlossenen Hilfsvereine 
ist auf 25 290 gestiegen; die Gesamteinnahme beträgt 119 982 Mk. und 
die Gesamtausgabe 118 453 Mk. Aber auch die Zahl der Fürsorgefälle 
ist gestiegen von 9730 auf 10 289; hierzu kommen noch 64 Fälle, welche 
durch die Zentralstelle direkt erledigt worden sind. In der im vorigen 
Jahr gegründeten Ausgewiesenen-Fürsorgestelle in Herbesthal wurden 
außerdem noch 1167 Personen versorgt. Speziell in der Rhein¬ 
provinz beträgt die Zahl der Hilfsvereine 90; die im vorjährigen 
Bericht erwähnten Bemühungen, die bei Cleve und Wesel noch bestehen¬ 
den Lücken zu schließen, dürften demnächst zum Ziele führen. Zahl 
der Mitglieder 20 539; Einnahmen 99 504 Mk.; 'Ausgaben 98 841 Mk.; 
Fürsorgefälle: 7882. 

In Westfalen ist die Zahl der Hilfsvereine um zwei gestiegen 
und beträgt jetzt 30. In Bildung begriffen sind drei weitere Hilfsvereine. 
Zahl der Mitglieder 4751. Einnahmen 20 478 Mk.; Ausgaben 19 612 Mk.; 
doch konnten neue Schreibstuben, Arbeitsstellen und Asyle aus Mangel 
an Mitteln nicht begründet werden. 

Im Anschluß an den vorjährigen Vortrag des Herrn Geh. Reg.-Rat 
Schmidt „Zehn Jahre Fürsorge-Arbeit“ beschäftigte sich der Aus¬ 
schuß mit der Frage, ob nicht eine Abänderung des Gesetzes bezüglich 
der objektiv verwahrlosten Kinder zu befürworten sei. Auf einstimmigen 
Beschluß wurde eine Denkschrift an das Ministerium des Innern und 
an das Abgeordnetenhaus mit dem Antrag auf Abänderung des Ge¬ 
setzes gerichtet. 



— 506 — 


Die Berichte der Hilfsvereine und der Gefängnisgeistlichen in 
Dortmund und Hagen bieten eine Fülle von interessanten Einzelheiten. 

In den Verhandlungen am 15. und 16. Oktober 1912 wurden fol¬ 
gende Vorträge gehalten: 

Pfarrer Just- Düsseldorf, der rührige Geschäftsführer des Ver¬ 
eins, besprach das Thema: „Inwieweit ist der Not der Ent¬ 
lassenen durch Gefängnishilfsvereine abzuhelfen?“ 

Seine Leitsätze, die allgemeine Zustimmung fanden, lauteten: 

1. Nicht alle Gefangenen befinden sich bei der Entlassung in einer 
äußeren Notlage. 

2. Nicht allen in Not befindlichen Entlassenen vermögen die Ge¬ 
fängnishilf svereine wirksam zu helfen. Die Bemühungen der Fürsorge 
Werden scheitern bei dem bewußt antisozialen, willensstarken gewerbs¬ 
mäßigen Verbrecher und bei dem sozial untauglichen, Willensschwächen 
Gewohnheitsverbrecher. Neue gesetzliche Maßnahmen in bezug auf 
Art und Dauer einer langzeitigen Verwahrung dieser beiden Gruppen 
sind auch vom Standpunkte der Fürsorge dringend zu wünschen. Zum 
Ausgleich dürfte dann eine reichlichere Anwendung der vorläufigen 
Entlassung unter die Schutzaufsicht der Vereine zu empfehlen sein; 
d°ch sind dem Fürsorger die gesetzlichen Hechte eines Pflegers (analog 
§ 1910 Abs. 2 B. G.) zu geben. 

. 'Die Erfolge der Gefängnishilf svereine sind bereits jetzt größer, 
als in die Erscheinung tritt, aber sie begrenzen sich zurzeit auf die 
reuigen, arbeitswilligen sowie körperlich und geistig normalen Straf¬ 
entlassenen; nur ausnahmsweise vermag die von Vereinen geübte Für- 
f? r F e ^ a - uc ^ physich und psychisch minderwertigen Personen durch 
Unterbringung in geeignete Asyle dauernd zu helfen. 

4. pfe Gefängnishilfsvereine haben zwar auf die wirtschaftlichen 
Verhältnisse, insbesondere auf das Schwanken und die Aufnahmefähig¬ 
keit des Arbeitsmarktes, von der die Unterbringung der Entlassenen 
mit abhängt, keinen Einfluß, aber sie können durch die Einrichtung von 
Arbeitsasylen, Arbeitsstellen für Arbeitslose, Schreibstuben für Stellen¬ 
lose und Zufluchtshäusern arbeitsfähigen und arbeitswilligen Strafent¬ 
lassenen vorläufige Zufluchtsstätten schaffen. Zwecks Vermittlung 
dauernder Arbeit ist auf die Errichtung von Arbeitsnachweisstellen hin¬ 
zuwirken. 

?• dem bekannten Zug der kriminellen Elemente nach der un- 
ubersichthchen Großstadt haben die dortigen, in der Regel größeren 
Gefängnishilfsvereine im Interesse einer wirksamen Ausübung der Für¬ 
sorge Berufspfleger anzustellen, welche sich ausschließlich den Ent¬ 
lassenen widmen. 

6. Die kleineren Gefängnishilfsvereine können zwar aus Mangel 
an Gelegenheit zur unmittelbaren Abhilfe der Not der Entlassenen 
wenig tun, aber sie sind unentbehrlich, und ihre Tätigkeit wird sich 
segensreich gestalten, wenn diese eine mehr vorbeugende ist, indem 
jeder Verein in seinem übersichtlichen (Amtsgerichts-) Bezirk die all¬ 
gemeinen Verbrechensursachen (Wanderbettelei, Trunksucht, schlechte 
Kolportage, Verwahrlosung der Jugend usw.) bekämpft. 

Im Referat sowohl, wie in der Diskussion wurde wiederholt Stellung 
genommen gegen den ungesunden Pessimismus von Philippi in 
^ner Schrift „Strafvollzug und Verbrecher“ (zu vergl. Bd. 46 dieser 
Blatter S. 283). 

Ferner sprach Direktor v. Jarotzky -Brauweiler über: 
„Die Arbeitsanstalt und die Reform des Strafrechtes“. 
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Seine 

Leitsätze 

lauteten: 

1. Die jetzige Bevölkerung der Arbeitsanstalten besteht zum 
größten Teil aus vermindert arbeitsfähigen und aus willensschwachen 
Menschen, die nicht imstande sind, aus eigener Kraft sich die Mittel zu 
einem geordneten Leben zu verschaffen. Ihnen gegenüber muß der 
Aufenthalt in der Arbeitsanstalt als eine Einrichtung sozialer Fürsorge 
und nicht als Strafe für schuldhaftes Verhalten gelten. 

2. Entsprechend der Eigenart ihrer Bevmkerung hat sich eine 
besondere Eigenart der Arbeitsanstalten entwickelt, welche sich unter 
Außerachtlassung verschärfter Sicherungsvorkehrungen durch weit¬ 
gehende Rücksichtnahme auf die körperliche und geistige Minderwertig? 
keit der Insassen kennzeichnet und die Arbeitsanstalten von den Ge¬ 
fängnissen und Strafanstalten unterscheidet. 

3. Die durch die Begründung des Vorentwurfs zu einem deutschen 
Strafgesetzbuch vertretene Auffassung, 

daß die Arbeitsanstalt zur wirksamen Bekämpfung eines sozial ge¬ 
fahrdrohenden, auf Liederlichkeit und Arbeitsscheu beruhenden Zu¬ 
standes der Verwahrlosung besonders geeignet sei und daß der 
Arbeitszwang im Arbeitshaus strenger und wirksamer, daher auch 
eindrucksvoller und erziehlicher sei als im Gefängnis, 
kann nach den bisherigen Erfahrungen nicht als zutreffend bezeichnet 
werden. 

4. Die Umgestaltung der Arbeitsanstalten in dem Sinne, daß sie 
die unter 3 vorausgesetzte Wirkung auch gegenüber denjenigen Per¬ 
sonen, die nach § 43 des Vorentwurfs den Arbeitsanstalten überwiesen 
werden sollen, ausüben können, ist ohne Zerstörung ihres jetzigen 
Charakters nicht ausführbar. 

5. Aus diesem Grunde empfiehlt es sich nicht, wie durch § 42 
geplant ist, das Anwendungsgebiet der Arbeitsanstalt auf eine große 
Zahl gemeingefährlicher Eigentums- und Sittlichkeitsverbrecher aus¬ 
zudehnen. 

6. Gegen den § 42 sprechen ferner folgende Bedenken: 

ä) Der Umstand, daß § 42 an die Ueberweisung an die Arbeits¬ 
anstalten verschiedene Bedingungen knüpft, deren Vorhandensein 
nicht objektiv festgestellt werden kann, und daß diese Maßregel 
nur fakultativ angewandt werden soll, wird zu einer sehr ver¬ 
schiedenartigen Behandlung der in Betracht kommenden Fälle und 
damit zu einer bedenklichen Ungleichheit und Unsicherheit in der 
Rechtsprechung führen. 

b) Infolge der verschiedenartigen Entwicklung, welche in Preußen 
die Arbeitsanstalten als selbständige Einrichtungen der Prov.- 
und Kömmunalverbände genommen haben, bestehen in den Ein¬ 
richtungen und dem Betrieb der Arbeitsanstalten erhebliche Ver¬ 
schiedenheiten, so daß der Strafvollzug der Einheitlichkeit er¬ 
mangelt ünd die durch § 42 geplante Maßregel von sehr ungleicher 
Wirkung sein wird. 

c) Im Interesse der Stärkung des Staatsgedankens muß es nicht un¬ 

bedenklich erscheinen, daß der Staat eines der wichtigsten Gebiete 
der Strafjustiz äus der Hand gibt und an die Kommunalverbände 
überträgt. . 

d) Durch die infolge der vermehrten Ueberweisungen an die Arbeits¬ 
anstalten notwendig werdenden Aufwendungen für die Erweiterung 
der Baulichkeiten, Vermehrung des Aufsichts- und Verwaltungs- 
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Personals und die Beschaffung von Arbeitsgelegenheit werden den 
kommunalen Verwaltungen, denen der Unterhalt der Arbeits¬ 
anstalten obliegt, ganz außerordentlich hohe einmalige und laufende 
finanzielle Opfer auferlegt, die voraussichtlich mindestens 100 
Prozent der jetzigen Aufwendungen betragen werden, 
e) Die Arbeitsanstalten werden ihren jetzigen Charakter einbüßen 
und sich in Einrichtung und Betrieb den Gefängnissen nähern. 
Damit werden sie auf hören, das zu sein, was sie bisher gewesen 
sind, nämlich Fürsorgeanstalten für hilfsbedürftige Personen, für 
welche eine andere Art der Fürsorge weder besteht noch geschaffen 
werden kann. 

In den Konferenzen der katholischen und der evangelischen Straf¬ 
anstaltsgeistlichen besprachen Pfarrer R a t h - Siegburg und Pfarrer 
Olimart-Bochum das Thema: 

„Behandlung von Weltanschauungsfragen im Religions-Unterricht“, 
während in der Lehrerkonferenz Lehrer G e u e n - Düsseldorf das Thema 
besprach: 

„Wie sind die Erfahrungen der Hilfsschule für den Strafvollzug 
nutzbar zu machen?“ 

Frau Oberforstmeister Roth- Düsseldorf macht in warmherziger 
und ansprechender Weise auf Grund ihrer Erfahrungen als staatlich 
zugelassene Gefängnisfürsorgerin in Derendorf, als städtische Waisen¬ 
pflegerin und als Vorsitzende des Evang. Frauen-Asyl-Vereins Mit¬ 
teilungen über „Die Arbeit an den verlorenen Töchtern unseres Volkes“. 

Den Hauptgegenstand der Versammlung bildete der Vortrag von 
Professor Dr. Max Ernst Mayer -Straßburg über: 

„Was müssen wir von einem Reichsstrafvollzugsgesetz in bezug 
auf die jüngeren Gefangenen fordern?“ 

Redner führte in geistreicher Weise ungefähr folgendes aus: 

Ein Reichsstrafvollzugsgesetz ist nötig, weil .die Nation die 
Rechtseinheit auf dem Gebiet des Strafrechtes endlich durchgeführt 
hat und der Richter bei der Strafzumessung vom instinktiven Wählen 
zur bewußten Entscheidung vordringt; der Vollzugsbeamte sein 
Wirken legalisiert und der Gefangene seine Leiden rationalisiert 
sehen will. Wie müssen nun in diesem Vollzugsgesetz die Bestimmungen 
über die jüngeren Gefangenen gestaltet werden? Redner orientiert die 
Beantwortung dieser Frage am § 3 des Entwurfs über das Verfahren 
gegen Jugendliche, der den wertvollsten Teil der im Herbst 1911 ge¬ 
scheiterten Strafprozeßreform retten soll. Durch diesen § 3 werden 
Straf- und Erziehungsmaßregeln in schroffsten Gegensatz gestellt und 
zugleich der Strafe eine subsidiäre Stellung angewiesen: gestraft soll 
nur werden, wenn Erziehungsmaßregeln nicht am Platze sind. Unter 
den einzelnen Erziehungsmaßregeln wählt die Vormundschaftsbehörde 
die geeigneten aus. So bleibt nach dem Entwurf kein Raum mehr für 
eine Strafanstalt, die von der Erziehungs-Idee beherrscht wird. 

Also: Strafe nur in Ausnahmefällen. Diese sind aber unter 
sich wieder verschieden: 

1. nicht erziehungsbedürftige Jugendliche, weil die Straftat 
nicht in mangelhafter Erziehung wurzelt. Hier: kurze, geschärfte 
Strafen; 

2. nicht erziehungs f ä h i g e Jugendliche, 

a) weil die Erziehung an den verfügbaren Mitteln oder am vor¬ 
geschrittenen Alter scheitert (junge Leute mit besserer Schul¬ 
bildung gehören nicht in die Besserungsanstalt). Hier: eben¬ 
falls kurze, geschärfte Strafen; 
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b) weil die Erziehungsfähigkeit durch eine krankhafte Entwick¬ 
lungshemmung oder Entartung ausgeschlossen oder gemindert 
ist; sie kommen für die Strafvollstreckung überhaupt nicht in Betracht. 

So bleibt für die Strafanstalt nur Raum bei den sog. „unverbesser¬ 
lichen“ Jugendlichen, d. h. solchen, bei denen Besserungsmaßregeln schon 
erfolglos angewendet worden sind. 

In einer solchen Strafanstalt kann auf Erziehung kein Wert 
gelegt werden; der „Unverbesserliche“ darf allerdings auch nicht 
schlechter gemacht werden; daher: strenge Absonderung; Rüchsicht auf 
Gesundheit; Erlernung verwertbarer Fertigkeiten; Vergünstigungen bei 
guter Führung, aber strenge disziplinäre Strafen (körperliche Züch¬ 
tigung); hohes Strafminimum (1 Jahr!). Die prinzipielle Aufgabe ist 
erfüllt, wenn der Sträfling bei der Entlassung so dressiert ist, daß er 
fiemde Rechtsgüter respektiert. Dagegen wird ein über die legale Auf¬ 
gabe hinausragendes hehres Ziel erreicht sein, wenn jemand, der un¬ 
verbesserlich schien, als ein-neuer Mensch das Gefängnis verläßt! 

Diesem düsteren Strafvollzug stellt der Redner gegenüber das 
Ideal einer Besscrungs- und Erziehungsanstalt, die frei ist von allem, 
was an die Strafanstalt erinnert; bei der die Berücksichtigung von Schuld 
und Sühne, die in jeder Strafanstalt dem Erziehungs-Prinzip Abbruch 
tun muß, ausgeschaltet ist' in der pädagogische Weisheit und Menschen¬ 
liebe regieren! 

In dieser Scheidung spiegelt sich die große Idee, die die straf¬ 
rechtliche Entwickelung der Gegenwart beherrscht: Zu rück- 
drängung der Strafe! Durch die sichernden Maßnahmen ent¬ 
ledigt sich die Strafanstalt immer mehr der Aufgabe, die sie gar nicht 
oder weniger gut als andere Anstalten erfüllen kann und dadurch tritt 
die Strafe immer mehr in ihrer reinen Gestalt hervor, einer Sühnegöttin, 
die den einen zerschmettert, um allen zu dienen! — 

Bei der lebhaften Diskussion fand der Gedanke der geschärften 
Arreststrafe bei Jugendlichen vielfach Anklang; um so schärferem 
Widerspruch begegnete die schroffe Scheidung von Strafe und Er¬ 
ziehung; im Strafvollzug könne auf den erziehlichen Gedanken nie ganz 
verzichtet werden. 

In seinem Schlußwort räumte denn auch der Referent ein, daß 
durch die konsequente Durchführung seiner Vorschläge im Jugend¬ 
gefängnis keineswegs auf jede Erziehung verzichtet werde, aber die 
Erziehung könne und solle nicht so durchgeführt werden, daß man die 
Anstalt noch Erziehungsanstalt nennen dürfte. Als Ideal schwebe ihm 
vor die völlige Abschaffung der Strafe für alle Personen unter 18 Jah¬ 
ren ; weil diese Forderung aber nicht durchführbar sei, dränge er die 
Strafe möglichst zurück und um mit der Erziehungsanstalt Ernst zu 
machen, betone er ihren Gegensatz zur Strafanstalt! — 

Schwandner. 


Der Schweizerische Verein für Straf-, Gefängniswesen und 
Schutzaufsicht hat an die tit. Pfarrämter folgenden Aufruf erlassen: 

Hochgeehrter Herr Pfarrer! 

In der Delegiertenversammlung des obengenannten Vereins, welche 
am 26. und 27. Mai 1913 in Zürich und Regensdorf stattgefunden hat, 
wurde nach Anhörung zweier Vorträge der Herren A. Laub, Pfarrer 
der Zwangsarbeitsanstalt Sedel, Luzern, und R. Ostermann, Pfarrer 
in Genf über „Die Stellung der Kirche zur Entlassenen- 
für sorge“ der Beschluß gefaßt, an alle Pfarrämter der Schweiz 
ohne Unterschied der Konfession das höfliche Gesuch zu richten, es 
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möchten die Herren Geistlichen und Kirchgemeinderäte dem Sozialwerk 
der Entlassenenfürsorge ihre geschätzte, moralische und tatkräftige 
Unterstützung gewähren, damit dasselbe allenthalben in den Gemeinden 
immer mehr Wurzel zu fassen vermag. 

„Es gehört zum Wesen der christlichen Kirche, sich der Ge¬ 
fallenen liebevoll auzunehmen.“ (Pfr. Laub.) 

Taute Eglise chretienne se doit ä eile-me me de s’interesser active- 
ment aux prisonnicrs, en vertu de sa mission dans le monde. Le patro- 
nage des Liberes rentre au premier chef dans les oeuvres de reihement 
moral et social, auxquelles l’Eglise doit prendre part. u 

(Pfr. Ostermann.) 

Diesen Thesen werden Sie gewiß Ihre Zustimmung gerne geben, 
und Sie werden, sofern Sie es nicht schon getan haben, den Beitritt zu 
dem obengenannten Verein, um den wir Sie hiermit bitten möchten, um 
so lieber vollziehen, wenn Sie vernehmen, daß derselbe eine seiner vor¬ 
nehmsten Aufgaben darin erblickt, die Schutzaufsichtsvereine und 
-Kommissionen der einzelnen Kantone lebhaft zu unterstützen in ihrem 
von echt christlichem Geiste getragenen Streben, den entlassenen Sträf¬ 
lingen nicht nur ein ehrliches Fortkommen zu ermöglichen, sondern auch 
ihre geistigen und sittlichen Notstände nach besten Kräften zu heben, 
mit einem Wort, ihnen zu einem menschenwürdigen Dasein zu verhelfen. 

Wer sollte berufener und gewillter sein, an diesem edlen Werk 
christlicher Liebestätigkeit mitzuarbeiten, als die HH. Geistlichen, die 
sich in den Dienst des großen Seelenhirten stellen, der die Verlornen 
suchte, gut war mit denen, die es nicht gut hatten in der Welt, der denen 
vertraute, welchen alle Welt nur Schlechtes zutraute und die eben darum 
oft gerade schlecht blieben, der den Verstoßenen und Verachteten, die 
ihren Gott und sich selbst verloren hatten, sein volles Herz mitteilte 
und dadurch in ihnen die Sehnsucht nach einem neuen bessern Leben 
zu erwecken vermochte! 

In einer Beziehung besonders möchten wir uns aber Ihre Mitarbeit 
und Unterstützung erbitten. Unsere Strafanstaltsgeistlichen und -Lehrer 
arbeiten mit ganzer Hingebung an der geistigen, sittlichen und religiösen 
Wiedergeburt der Strafgefangenen. Auch fehlt es uns gottlob nicht an 
Männern und Frauen, die Seite an Seite mit unsem Schutzaufsichts¬ 
agenten die werktätige Fürsorge für ein ehrliches Fortkommen dieser 
Unglücklichen mit Herz und Geist betreiben. Aber alle diejenigen, 
denen die Entlassenenfürsorge ein heiliges Anliegen ist, stimmen darin 
überein, daß in unserer Bevölkerung derselben noch recht wenig Ver¬ 
ständnis entgegengebracht wird. Verachtung! so heißt immer noch der 
tiefe, unüberbrückbare Graben, den man hartherzig aufrichtet zwischen 
sich und den Unglücklichen, Verachtung, die in blödem Tugendstolz 
ihre keimenden Hoffnungen verwüstet. 

Und darum möchten wir Sie vor allem bitten, uns dieses schwere 
Hindernis einer fruchtbringenden Entlassenenfürsorge nach besten 
Kräften beseitigen zu helfen, indem Sie in Predigt, Jugendunterricht 
und im persönlichen Verkehr mit ihren Gemeindegliedern, überall wo 
sich Ihnen Gelegenheit dazu bietet, die Herzen zu gewinnen suchen für 
eine Liebe, die, obwohl sie fern von jeglicher Gefühlsduselei immerdar 
Sünde, Sünde zu nennen wagt, doch niemals Halt macht vor dem Sünder, 
im Vertrauen darauf, daß in jedem Menschenherzen noch etwas Gött¬ 
liches vorhanden ist, ein Strahl höheren Lichts, ob auch von Schutt be¬ 
deckt. Insbesondere wären wir Ihnen äußerst dankbar, wenn Sie sich 
entschließen könnten, gelegentlich die Kirchgänger mit den Be¬ 
strebungen, Schwierigkeiten und Hoffnungen der Entlassenenfürsorge 
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schon"seif 1 lu”/ erei ? igten Staaten von Nordamerika ist 

geführt ) J h die Instltutl0n eines sog. „Gefängnissonntags“ ein- 

Sehr' geehrter Herr! Alle Ihre schätzenswerten Bemühungen im 
Interesse der Entlassenenfürsorge verdanken wir zum voraus aufs herz¬ 
lichste. Je sicherer wir auf Ihre Mitarbeit in der oben angedeuteten 
dü lH’ mt , uin so ruhl gerem Gewissen dürfen^dann mit 
den l J n ^ r ® | . Strafanstaltsvorste her und -Geistlichen den Austretenden 

MaueTn vie^ Ä.H .*\ reiheit mitgeben, daß außerhalb der 

Mauern viele sind, die für einen jeden von ihnen, der wirklich vorwärts- 

““l? u fY n a v tsk .?” in, ® n . Wll !> immerdar das bereit halten, was er dazu in 
i r S !f r j Linie n °. tlg hat > nam hch Erbarmen, Vertrauen, Hilfsbereitschaft 
Und dann werden wir es auch öfter als bisher erleben dürfen daß nach 

erstehtf CUe tapferer Um kehr aus den Trümmern das Leben wieder 

Im August 1913. Hochachtungsvoll! 

Der Zentralvorstand, des Schweiz. Vereins 
Jur Straf-, Gefängniswesen und Schutzaufsicht. 


Verhandlungen des Schweizerischen Vereins für Straf-, Gefängnis¬ 
wesen und Schutzaufsicht. Heft I gibt die Referate, Heft II das Ver¬ 
handlungs-Protokoll nebst Beilagen zur XXVII. Versammlung in 
Hensäü im September 1912, über die schon in Band 46, S. 558 dieser 
Blatter von einem Teilnehmer berichtet worden ist. 

, °ie Versammlung war schon deshalb von besonderer Bedeutung, 
weil auf ihr die neuen Vereinsstatuten zustande kamen. § 1 derselben 
uf*5 lc J? net als ,Vereinszweck: Zeitgemäße Verbesserungen auf dem Ge- 
biete des Straf-und Gefängniswesens und die Förderung der Fürsorge 
lur entlassene Sträflinge. Er sucht diesen Zweck zu erreichen: * 

1. Durch Anregung und Förderung von Arbeiten auf dem Gebiete 

* • Strafgesetzgebung, des Gefängniswesens und der Schutz¬ 
aufsicht. 

2. Durch Ausbau des Progressivsystems im Strafvollzug; ferner 
durch Heranziehung und berufliche Ausbildung von Anstalts¬ 
personal. 

3. Durch Vereinigung aller kantonalen Schutzaufsichtsorgane zu 
einem Zentralverband und Gründung neuer Sektionen des Vereins 

4. Durch Anstellung von Berufsagenten für die Schutzaufsichtsarbeit, 
wo es erforderlich erscheint. 

5. Durch Unterstützung, Placierung und Beaufsichtigung von Ent¬ 
lassenen aus Strafanstalten, Gefängnissen, Zwangsarbeits- und 
Zwangserziehungsanstalten. 

6. Durch Unterstützung der Familien von Gefangenen in besonderen 
Notfällen. 


7. Durch Patronierung der bedingt Verurteilten, wo es von den Be¬ 
hörden verlangt wird. 

8. Durch Unterstützung oder Gründung von Einrichtungen für vor¬ 
übergehende Unterbringung entlassener Gefangenen (Arbeiter¬ 
kolonien, Asyle, Schreibstuben etc.). 

9. Durch Propaganda, Belehrung und öffentliche Berichterstattung 
über die Tätigkeit des Vereins. 

Die Organe des Vereins sind: 

1. die alle zwei Jahre zusammentretende Vereinsversammlung, • 

2. die alljährlich stattfindende, aus den Vertretern der Sektionen und 
der Einzelmitglieder bestehende Delegierten-VerSammlung, 
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3. der aus einem Präsidenten, zwei Vizepräsidenten, zwei Sekretären, 
einem Kassier und einem Archivar bestehende Zentralvorstand, 
der von den Delegierten auf zwei Jahre gewählt wird, 

4. die Rechnungs-Revisoren. 

Die Aufstellung von besonderen Berufsagenten für die Fürsorge 
zeigt, wie ernst es der Verein mit der Erfüllung seiner Pflichten nimmt. 
Eine Beilage bildet der interessante Jahresbericht des Agenten für Basel- 
Stadt und ^-Land, Luzern, Solothurn und Zug: Pfarrer Laub der Ar- 
beitsanstali Sedel bei Luzern. Der Züricher Agent, Inspektor H e i m- 
gartner, erstattete in der Hauptversammlung ein treffliches, von 
warmherziger Berufsauffassung zeugendes Referat: „Wie gestaltet sich 
die Schutzaufsicht unter den neuen Statuten des Vereins?“ Wenn er 
dabei „im Eifer für sein Haus“ und in der Begeisterung für seinen 
Beruf in seinen Leitsätzen von einem „Recht des Entlassenen auf Hilfe“ 
sprach und die Fürsorge als einen „Ersatz für das, was der Leidende 
bis dahin entbehrt hat“ bezeichnete, so wurde er in dieser .Richtung in 
der Debatte von Direktor D r. C u r t i - Regensdorf und Pfarrer 
Stückelberger-Basel etwas ernüchtert, während sein Verlangen 
nach Gründung von Asylen für vielfach Rückfällige als Bewahrungs¬ 
stationen und nach Schaffung einer Zentral-Auskunftstelle allseitige 
Zustimmung fand. 

Die von der Versammlung angenommenen Thesen des Zentral¬ 
vorstandes lauteten: 

Die Versammlung des Schweizer. Vereins für Straf-, Gefängnis¬ 
wesen und Schutzaufsicht vom 11. September 1912 in Herisau erblickt 
in der Schutzaufsicht das beste Mittel, die entlassenen Gefangenen zu 
retten, und beschließt: 

1. Die weitere Ausgestaltung der Entlassenen-Fürsorge im Sinne von 
§ 1, lit. 3 bis 9 der neuen Statuten soll energisch an die Hand 
genommen werden. 

2. Der Verein wird kräftig dafür eintreten, daß die Schutzaufsicht 
organisch mit dem Strafsystem verbunden und vom Staate finan¬ 
ziell unterstützt werde. 

In erster Linie aber beschäftigte die Versammlung die Frage nach 
der „Anpassung der kantonalen Strafanstalten an die Forderungen des 
eidgenössischen Strafrechts“. 

Staatsanwalt Dr. Züricher -Zürich berichtete hierüber in ge¬ 
diegener Weise. Er trat dabei hauptsächlich der Befürchtung entgegen, 
als ob die Neuregelung des Strafvollzugs mit unerschwinglichen Opfern 
für die Kantone verbunden sein werde und stellte fest, daß die bestehen¬ 
den Anstalten für Zuchthaus und Gefängnis zum größeren Teil werden 
beibehalten werden können. Eine Expertenkommission solle feststellen, 
in welchem Umfang das der Fall sei. 

Der Korreferent, Direktor Favre- Lausanne, trat namentlich für 
Einrichtung von Anstalten für kriminelle Geisteskranke ein. 

An der regen Debatte über diese Frage beteiligte sich noch der 
bekannte Direktor Kellerhals -Witzwil, der gegenüber dem „starren 
System“ der Trennung von Zuchthaus, Gefängnis und Verwahrungs¬ 
anstalt dem progressiven Strafvollzug in einer Arbeitsanstalt das Wort 
redete und namentlich die Verwahrungsanstalt für mehrfach Rückfällige 
nicht für so dringend notwendig hielt. 

• Auch Dr. med. Müller- Zürich sprach sich für die „Möglichkeit 
der Kombination mehrerer Anstalten“ aus und verlangte zugleich die 
Einrichtung eines Inspektorats über den Vollzug der sichernden Maß- 
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anzugüedern vlfäre^^ 3 ^ 11 ’ ^ aS ^ em eidgenössischen Justiz-Departement 

Bundesrat Müller vertrat in sehr bemerkenswerten Aus¬ 
führungen den Standpunkt der grundsätzlichen räumlichen Ausscheidung 1 
der einzelnen Strafkategorien und hielt besondere, streng getrennte 
Verwahrungsanstalten für notwendig und zweckmäßig. Bei plan¬ 
mäßigem, allmählichem Vorgehen werden Bund und Kantone das Werk 
der Strafvollzugs-Reform wohl durchführen können. Strafrechtseinheit 
Vollzug der Strafe und Schutzaufsicht hängen so eng miteinahder zu¬ 
sammen, daß eines ohne das andere nicht leben könne. 

, /! ür das ” st . arre System“, namentlich für die Verwahrungsanstalten, 
und tur Separation und Individualisierung trat Direktor Dr Curti 
energisch ein. 

Die von der Versammlung einstimmig angenommenen Thesen des 
Zentralvorstandes lauten: 


1. Die Versammlung des Schweizer. Vereins für Straf-, Gefängnis¬ 
wesen und Schutzaufsicht ist der Ansicht, daß die Kosten des zu¬ 
künftigen Vollzuges der Strafen und sichernden Maßnahmen nicht 
über die verfügbaren Kräfte von Bund und Kantonen hinausgehen 
werden, weil zum großen Teil eine bloße Umwandlung der be¬ 
stehenden Anstalten möglich ist. . 

2. Der Bundesrat wird ersucht, das Justiz- und Polizeidepartement 
zu beauftragen, schon jetzt durch besondere Experten einen Bericht 
über die in der Schweiz bestehenden Anstalten (Straf-, Korrektions-, 
Heilanstalten etc.) und ihre Anpassung an das eidg. Strafgesetz¬ 
buch ausarbeiten zu lassen. 

3. Der Verein spricht den Wunsch aus, daß die seinerzeit nötigen 
Vereinbarungen zwischen den Kantonen über das Anstaltswesen 
durch die Vermittlung des Bundesrates angeregt und abgeschlossen 
werden. 

Die Frage der Unterbringung krimineller Irren soll auf einer der 
nächsten Vereinsversammlungen zur Behandlung kommen. — 

Von ganz besonderem Interesse war der klare und anregende Vor¬ 
frag von Prof. Dr. Hafter -Zürich „über den Stand der eid¬ 
genössischen Strafrechtsvereinheitlichung“, der auch dem Nichtschweizer 
einen Ein- und Ueberblick über das große Werk der dortigen Strafrechts- 
Reform gewährt. 

Mit Genugtuung konnte Hafter von dem großen und raschen 
Fortschritt des Gesetzgebungswerkes in den letzten zwei Jahren be¬ 
richten: der Entwurf wurde ins Italienische übersetzt, Professor 
Züricher hat mit der Ausarbeitung der Erläuterungen begonnen. 
Das Wichtigste aber war die Einsetzung einer größeren Experten¬ 
kommission, die in glücklicher Weise die strafrechtliche Praxis und die 
akademische Strafrechtswissenschaft in sich vereinigt. Sie hat im 
April 1912 in dreiwöchentlicher Arbeit in Luzern eine neue Fassung 
des allgemeinen Teils ausgearbeitet und sich insbesondere auch bemüht, 
den Fragen des Gefängnis- und Anstaltswesens und der Schutzaufsicht 
ihre intensive Aufmerksamkeit unter Mitwirkung des als Spezialexperten 
einberufenen Strafanstaltsdirektors Hartmann-St. Gallen zuzu¬ 
wenden. Die Kommission beschäftigte sich besonders mit dem Abschnitt: 
„Strafen und andere Maßnahmen“ und versuchte, den Unterschied 
zwischen der Strafe und der sichernden Maßnahme noch deutlicher her¬ 
vortreten zu lassen und zu betonen, daß der moderne Gesetzgeber neben 
das herkömmliche Strafrecht ein vorwiegend prophylaktisch wirkendes 
Verbrecher-Bekämpfungsrecht setzen muß. Von der Lösung des Pro- 






514 


blems der Todesstrafe: Nichtaufnahme in das Strafen-System des Straf¬ 
gesetzbuchs, aber Anheimgabe an die Kantone, die Todesstrafe für 
solche Verbrechen vorzusehen, die das Strafgesetzbuch mit lebensläng¬ 
lichem Zuchthaus bedroht, sagt Referent mit Recht, daß sie wohl kaum 
das letzte Wort in dieser Angelegenheit sein werde, da sie einen nicht 
leicht zu nehmenden Einbruch in die Rechtseinheit bilde. 

Die in Art. 30 E. aufgestellten Grundsätze über den Vollzug der 
Zuchthaus- und Gefängnisstrafe sind sachlich kaum verändert worden. 
Neu ist, daß den lebenslänglich Verurteilten schon nach 15 Jahren (im 
E. 20 Jahre) die bedingte Entlassung in Aussicht gestellt wird. 

Bezüglich der Trinkerheilanstalt betonte die Kommission den Ver¬ 
geltungs-Standpunkt insofern, als immer zunächst die Freiheitsstrafe 
verbüßt werden muß und erst nach dem Strafvollzug die Einweisung 
in die Heilanstalt erfolgen darf, während nach dem Entwurf der ver¬ 
urteilte Gewohnheitstrinker zuerst in die Heilanstalt hätte verbracht 
werden sollen, nach deren Erledigung der Richter hätte bestimmen 
sollen, ob und inwieweit die Gefängnisstrafe vollzogen werden solle. 
Sehr zweckmäßig erscheint der Vorschlag der Kommission, dem Richter 
das Recht zu geben, die Einweisung in die Heilanstalt auf eine Probezeit 
um höchstens ein Jahr aufzuschieben. 

Ferner hat die Kommission den gemeinsamen Bestimmungen für 
alle Freiheitsentziehungen den neuen — sehr nachahmenswerten — Satz 
hinzugefügt, daß in allen Anstalten den Verurteilten und Eingewiesenen 
keine geistigen Getränke verabreicht werden dürfen. 

Bezüglich der „Schadensdeckung“ hat es die Kommission, ent¬ 
gegen den früheren Vorentwürfen, abgelehnt, auch den Verdienstanteil 
des Sträflings (neben der Buße, dem Erlös konfiszierter Gegenstände, 
dem Betrag der Friedensbürgschaft etc.) diesem Zweck dienstbar zu 
machen. Das Peculium soll seinen Hauptzwecken — Unterstützung des 
Sträflings selbst und seiner Familie — nicht entzogen werden. 

Die „bedingte Strafaussetzung“ heißt jetzt: „bedingte Verurtei¬ 
lung“. Neu ist: 

1. „Bewährt sich der bedingt Verurteilte während der Probezeit, so 

B 'lt die Verurteilung als nicht geschehen.“ 
ie zunächst äufgeschobene Strafe soll auch dann vollzogen wer¬ 
den, wenn der bedingt Verurteilte sich während seiner Probezeit 
beharrlich der Schutzaufsicht entzieht. 

3. Daß man die ganze Bestimmung aus ihrem bisherigen Zusammen¬ 
hang aus dem Abschnitt über den „Wegfall der Strafe“ herauslöste 
und sie dem Abschnitt: „Strafen und Maßnahmen“ einfügte. 

Die Kommission beschloß weiterhin, sämtliche Bestimmungen über 
rechtsbrecherische Kinder und Jugendliche in einem besonderen Ab¬ 
schnitt unter dem Titel: „Behandlung der Kinder, der Jugendlichen und 
der Unmündigen“ zusammen zu fassen, um noch deutlicher zum Aus¬ 
druck zu bringen, daß die gegen jugendliche Rechtsbrecher geübte 
Reaktion sich nicht in den Rahmen des ordentlichen Strafrechts ein¬ 
spannen lasse. Die Behandlung, Erziehung, Versorgung steht hier im 
Vordergrund und wo Strafe eintritt, ist sie nach Art und Maß zunächst 
anders gestaltet, als die Strafe, .die den erwachsenen Verbrecher trifft. 
Nur bei sehr schweren und gemeingefährlichen Verbrechen Vierzehn- 
bis Achtzehnjähriger soll die ordentliche Bestrafung eintreten, immerhin 
in der Art, daß die Strafe nach bestimmten Sätzen gemildert wird. 

Referent glaubt, daß das Reformwerk aller Voraussicht nach rasch 
fortschreiten werde. Die Experten-Kommission gehe jetzt an das Ein¬ 
führungs-Gesetz, in dem besondere Abschnitte: „Anstalten und Schutz- 
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aufsicht“ und „Urteilsvollstreckung“ vorgesehen sind. Eine Diskussion 
schloß sich an diesen bedeutsamen Vortrag nicht an. 

Aus dem „Tätigkeitsbericht des Zentralvorstandes“ ist noch anzu¬ 
führen, daß die Mitgliederzahl des Zentralvereins 2309 beträgt. In der 
nächsten Delegierten-Versammlung soll „Die Stellung der Kirche zur 
Entlassenenfürsorge“ von einem katholischen und einem evangelischen 
Geistlichen behandelt werden. 

Mit Rüchsicht auf die erhöhte Bedeutung der Schutzfürsorge im 
künftigen Strafrecht soll eine umfassende Propaganda für den Verein, 
zunächst durch Zirkulare und Einladungen an die Gerichte, Staats¬ 
anwälte, Polizei- und Justizdepartemente, eingeleitet werden. 

So zeigt der — bei H. R.’ Sauerländer & Co. in Arau erschienen - - 
Bericht, wie der Verein, der nunmehr auf neue, breitere Grundlage ge¬ 
stellt ist, unter der Leitung seines verdienten Präsidenten, Strafanstalts¬ 
direktor Widmer-Basel, sich aufs kräftigste zu einem wichtigen 
Glied in der Kette der Verbrechens-Prophylaxe entwickelt, wozu wir 
ihm freundnachbarlich von. Herzen Glück wünschen! 

Schwandner. 


Der Lokalverein zur Fürsorge für entlassene Strafgefangene zu 
Rawitsch versendet seinen 32. Jahresbericht für 1912. (Vorsitzender: 
Strafanstaltsdirektor Steinbiß.) 108 Mitglieder. Einnahmen 1001 
Mark 95 Pfg.; Ausgaben 648 Mk. 99 Pfg.; darunter an Unterstützungen 
561 Mk. 10 Pfg. 

Zahl der eingegangenen Stellenvermittlungs-Gesuche: 29; unter¬ 
gebracht wurden 14 Schützlinge; erfolglos blieben die Bemühungen in 
8 Fällen; 4 Fälle wurden anderweitig erledigt; unerledigt blieben am 
Schlüsse des Jahres 3 Stellengesuche. Schwandner. 
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Literatur. 


Carl Krohne. 

Seine Schriften und Reden auf dem Gebiete des Strafrechts 

und der Jugendfürsorge, 

zusammeugestellt von Staatsanwalt Dr. Rosenfeld. 

Carl Krohne, geboren am 10. Dezember 1836 in Dankelshausen 
(Hannover), — gestorben am 19. Februar 1913 in Berlin, Nürn¬ 
berger Straße 25/26. 

Sein Wahlspruch: „Regia, crede mihi, res est, succurrere lapsis “. 
Ovid., ex Ponto. lib. 2, 9, 1. 

(S. Actes du Congres Penitentiaire International de Rome 1885, 
vol. III premiere partie p. 680.) 

Sein Bildnis und Lebenslauf: Blätter f. Gefängniskunde 
Band 46 S. 1 bis 13. 

A. Strafrecht. 

1. Ein wohl lückenloses Bild in großen Zügen von dem von Krohne 
im Strafvollzüge Erreichten, in der Krimmalpolitik Erstrebten, geben 
seine seit 1894/95 erscheinenden Vorbemerkungen in der all¬ 
jährlich erscheinenden „Statistik der zum Ressort des Kgl. Preuß. 
Ministeriums des Innern gehörenden Strafanstalten und Ge¬ 
fängnisse“, auf deren Redigierung er seine ganze Liebe und Sorg¬ 
falt verwandte. 

In seiner letzten, kurz vor seinem Tode vollendeten, Vor¬ 
bemerkung zur Statistik für 1911 legt er nach Erwähnung der Pro¬ 
bleme einer geeigneten Behandlung der Rückfälligen, der geistig 
Minderwertigen und Alkoholiker mit folgenden. Worten das Schluß¬ 
siegel unter sein Lebenswerk: 

„Im Strafvollzüge ist neben dem vollen Ernst der Beugung 
unter die Rechtsordnung, der Rest von Gefühl für Sittlichkeit und 
Ehre, der auch in dem schlechtesten Verbrecher noch steckt, sorg¬ 
fältig gehütet und weiter gebildet worden. Anstrengende aber nicht 
geisttötende Arbeit soll die Körper- und Geisteskräfte stärken; die 
Hoffnung, eine Abkürzung der Strafe sich verdienen zu können, soll 
die soziale Lebensenergie, die im verbrecherischen Treiben fast ver¬ 
loren gegangen ist, stärken; durch vorläufige Entlassung unter für¬ 
sorglicher Leitung soll die Wiedereinreihung in das geordnete soziale 
Leben erleichtert werden; vor allem aber soll die Gesellschaft den 
Rechtsbrecher, der den redlichen Willen hat, sich aus seinem tiefen 
Fall wieder aufzurichten, nicht zurückstoßen; sie soll nicht nur 
vergeben, sondern auch vergessen können.“ *) 

2. Welches Strafmittelsystem empfiehl! sich für 
das künftige Strafgesetzbuch? Gutachten 1908. Ver¬ 
handlungen des 29. Deutschen Juristentages. Berlin (J. Guttentag) 
1908, Bd. 4 S. 199—245. 

Krohne nimmt hier u. a. Stellung zu folgenden Fragen: 
Todesstrafe, Prügelstrafe, Wirtshausverbot, Bedingte Verurteilung, 


j 




k ) Auch im Original fett gedruckt. 
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Vorläufige Entlassung, Deportation, Geldstrafe, Schadenersatz, 
Polizeiaufsicht; Behandlung der Rückfälligen, Landstreicher, 
Trunkenbolde. 

3. Das Strafensystem. Referat 1897. Mitteilungen der I. K. V. 
Band 6 S. 547, 562, 589, 599. 

4. Kriminalstatistische Tabellen zu den Vorträgen 
über Verbrechen, Strafe und Strafvollzug auf Grund 
der Reichs-Kriminalstatistik 1907. Als Manuskript gedruckt. (S. 
auch die kriminalstatistischen Tabellen in der alljährlichen Vor¬ 
bemerkung zur „Statistik der Strafanstalten“.) 

5. Kriminalstatistische Tabellen auf Grund der Reichs¬ 
kriminalstatistik 1909. Beilage zur Statistik der Strafanstalten für 
das Rechnungsjahr 1910. Berlin 1912. 

h. Die Vorläufige Entlassung. Referat 1879. Fünftes 
Vereinsheft S. 47 bis 59 und Siebentes Vereinsheft S. 5 bis 16 des 
Nordwestdeutschen Vereins für Gefängniswesen. Hamburg (Hoff- 
mann 8t Campe). 

Zu diesem Thema s. oben 2 und K r o h n e s Ausführungen 
als Regierungskommissar im Abgeordnetenhause, z. B. am 4. März 
1909 (Protokolle des Abgeordnetenhauses Spalte 3360). 

7. Die Unterbringung geisteskranker Verurteilter. 
Referat Hildesheim 1885. 15. Vereinsheft S. 9 bis 25, 54 des Nord¬ 
westdeutschen Vereins für Gefängniswesen. 

8. Die Bedingte Verurteilung. Referat Hamburg 1890. 
20. Vereinsheft des Nordwestdeutschen Vereins für Gefängniswesen 
S. 43 bis 64 und Literaturzusammenstellung über dieses Thema, 
ebenda S. 97 bis 113. 

S. hierzu oben 2 und 3. , 

9. betr. die bedingte Verurteilung. Internationaler Ge¬ 
fängnis-Kongreß St. Petersburg 1890. Actes da Congris vol I p. 
194-198. 

B. Strafvollzug. 

10. Die gesetzliche Regelungdes Strafvollzugs im Deutschen 
Reich. Oldenburg (Schultze) 1875. 40 Seiten. 

11. Thesen über die gesetzliche Regelung. 1876. Erstes 
Vereinsheft des Nordwestdeutschen Vereins für Gefängniswesen S. 9. 

12. Die gesetzliche Regelung des Strafvollzugs. Dis¬ 
kussionsrede Köln 1908. Blätter für Gefängniskunde. Heidelberg 
(C. Winter), Band 43 S. 196. 

13. Dualismus. Die Organisation des Gefängniswesens mit beson¬ 
derer Beziehung auf die kleineren Gefängnisse. Oldenburg (Schultze) 

1868. 31. Seiten. 

14. Dualismus. Soll das gesamte Gefängniswesen eines Landes 
unter eine einheitliche Leitung gestellt werden und unter welche? 
Gutachten 1870. Blätter für Gefängniskunde Band 4 S. 645 bis 658 
(s. auch S. 187 ff). 

15. Dualismus. Erklärung contra Wirth. 1885. Blätter für 
Gefängniskunde Band 19 Anhang. 

16. Dualismus, (geheim.) Denkschrift über die einheitliche Or¬ 
ganisation des Gefängniswesens in Preußen zu dem Votum des 
Herrn Ministers des Innern vom 14. April 1896. Berlin. Druckerei 
der StrafanstaltsVerwaltung 1896. 

S. zu diesem Thema auch Krohnes Lehrbuch (unten 32) weite 
152—156. 

Blätter für Gefängniskunde. Band XLVI1 13 
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17. Vereinfachung des Systems der Freiheitsstrafen. 
Diskussionsreden 1886 und 1889. 16. Vereinsheft S. 53 bis 57, 62; 
19. • Vereinsheft S. 37—42, 59 des Nordwestdeutschen Vereins für 
Gefängniswesen. 

18. Stellung und Aufgabe des Strafvollzuges in der 
Strafrechtspflege der Neuzeit. Vortrag 1897. Jahrbuch der Inter¬ 
nationalen Vereinigung für vergleichende Rechtswissenschaft. Berlin 
(K, Hoffmann) 1899, S. 69—85. 

19. Der Vollzug der Freiheitsstrafen in England. 
1880. Wochenschrift „Nordwest“, herausgegeben von A. Lammers. 
Jahrgang 3, S. 303 und 311. 

20. Freiheitsstrafen und Strafvollzug nach dem Vor¬ 
entwurf. Referat 1911. Mitteilungen der Internationalen Kri¬ 
minalistischen Vereinigung. Berlin (J. Guttentag), Band 18 S. 245 
bis 261 und 328 bis 334. 

21. Die Freiheitsstrafen und sichernden Maßnahmen 
im Vorentwurf. Diskussionsrede Mannheim 1911. Blätter für 
Gefängniskunde Band 45 S. 431, 481. 

22. Einzelhaft. Referat 1876. Erstes Vereinsheft des Nordwest¬ 
deutschen Vereins für Gefängniswesen S. 60—75, 78 und 15. Ver¬ 
einsheft (1886) S. 5. Blätter für Gefängniskunde Band 23 S. 195. 

23. Deportation. Die Deportationsfrage auf dem Stockholmer 
Kongreß, Referat 1879. Viertes Vereinsheft S. 84—94 des Nord¬ 
westdeutschen Vereins für Gefäiigniswesen. 

24. Deportation. Die Frage der Strafkolonien für Deutschland. 
1879. „Die Grenzboten“ Jahrgang 38 S. 494—511. 

25. Die Deportation. Vortrag, gehalten am 17. April 1906 im 
, Verein zur Besserung der Strafgefangenen zu Berlin. 

S. zu diesem Thema auch oben 19 und K r o h n e s Lehrbuch S.267 ff. 

26. Strafvollzug' an geistig Minderwertigen. Referat 
Stuttgart 1904. Mitteilungen der I. K. V. Band 12 S. 267 bis 272, 
274, 281, 284. 

27. Geistig Minderwertige im Strafvollzüge. Diskus¬ 
sionsrede Köln 1908. Blätter für Gefängniskunde Band 43 S. 109. 

28. Geistig Minderwertige und Strafvollzug. Diskus¬ 
sionsrede Köln 1911. Bericht über den VII. Internationalen Kongreß 
für Kriminal-Anthropologie. Heidelberg (Carl Winter) 1912, S. 428. 
Ueber die bestehenden besonderen Gefängnisabteilungen 
für Minderwertige s. oben 1. 

29. Vagabunden , Arbeitshaus, Arbeiter, kolonien. 
Ausführliche Diskussionsrede 1884. 13. Vereinsheft S. 34—45, 51, 
54 des Nordwestdeutschen Vereins für Gefängniswesen. 

30. Die Vereine gegen Bettelei in Schleswig-Hol¬ 
st ein. Referat 1880. Sechstes Vereinsheft S. 95—101 des Nord¬ 
westdeutschen Vereins für Gefängniswesen. 

31. Das Arbeitshaus und seine Verwendung im künf¬ 
tigen Strafgesetzbuch. Ausführliche Diskussionsrede 
München 1912. Mitteilungen der I. K. V. Band 19 S. 546—556. 
S. hierzu auch unten 67, 68. 

Gef ängniswesen. 

32. Lehrbuch der Gefängnis künde unter Berücksichtigung 
der Kriminalstatistik und Kriminalpolitik. Stuttgart (F. Enke) 1889. 

33. Der gegenwärtige Stand der Gefängniswissen¬ 
schaft. Aufsatz 1881. Zeitschrift für die gesamte Strafrechts¬ 
wissenschaft. Berlin (J. Guttentag), Band 1 S. 53—92. 
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34. I d e a 1 e v,u n d I r r t ü m e r. Rückblicke und Ausblicke auf die 

Entwicklung des Oefängniswesens in den letzten 
50 Jahren. Vortrag 1908. 81. Jahresbericht der Rheinisch- 

Westfälischen Gefängnis-Gesellschaft, Düsseldorf, S. 120 bis 135. 

35. Einleitender Brief zu einem Aufsatz über das griechische 
Gefängniswesen von Castorkis, 1906. Blätter für Gefängniskunde 
Band 40 S. 258—261. 

36. Beseitigung der kleinen Gefängnisse. Diskussions¬ 
reden 1882 und 1891. Neuntes Vereinsheft S. 37 und 21. Vereinsheft 
S. 86—89, 95 des Nordwestdeutschen Vereins für Gefängniswesen. 

37. Verordnungsblatt für die Strafanstaltsverwai- 
tung im Ressort des Ministeriums des Innern. Berlin, Druckerei 
der Strafanstaltsverwaltung, Lehrter Straße 3 (dort auch von jeder¬ 
mann käuflich beziehbar). Erscheint seit 1894. 'Dazu zwei Haupt¬ 
register von: a) Rosenfeld bis 1904 (Berlin, Carl Heymann Ver¬ 
lag), b) Klut bis 1910 (gedruckt in der Strafanstalt Celle). 

38. Statistik der zum Ressort des Königl. Preuß. Ministeriums des 
Innern gehörenden Straf- und Gefangenanstalten. Von Kr ohne 
herausgegeben für die Rechnungsjahre 1891/92 bis 1911 (käuflich 
wie 37). 

39. Dienstordnung für die dem Ministerium des Innern unter¬ 
stellten Strafanstalten und größeren Gefängnisse, vom 14. Novem¬ 
ber 1902. Berlin (Druckerei der Strafanstaltsverwaltung). Erste 
Auflage 1902. Zweite Auflage 1906 (käuflich wie 37). 

40. Geschäftsanweisung für die Kassen bei den dem 
' Ministerium des Innern unterstellten Strafanstalten und größeren 

Gefängnissen, vom 3. Oktober 1908. 

41. Geschäftsanweisung für die Hauswirtschaft bei 

den dem_(wie vorst.). 

42. Geschäftsanweisung für außerordentliche Re¬ 

visionen der Kassen, der Hauswirtschaft und des Arbeitsbetriebes 
der_ (wie vorst.). 

43. Geschäftsanweisung für die Vorsteher in ihrer 
Eigenschaft als Kurator der Anstaltskasse, vom 
3. Oktober 1908. 

Zu 40 bis 43 und 62 besteht ein alphabetisches Sachregister von 
Rechnungsrat K r i c h 1 e r f. Berlin 1909 (im Verlage des Ver¬ 
fassers). 39 Seiten. 

44. Kosten des Gefängniswesens (Haftkosten, Kosten der 
Haftsysteme, Reinertrag der Gefängnisarbeit). Handbuch des Ge¬ 
fängniswesens, herausgegeben von v. Holtzendorff und v. Jagemann. 
Hamburg (Richter) 1888, Band 2 S. 417—437. 

45. Musterformulare für Einlieferungsbogen. Gut¬ 
achten 1889. Blätter für Gefängniskunde Band 23 S. 292 bis 303. 

46., K r o h n e s jährliche Ausführungen als Regierungskommissar im 
Abgeordnetenhause bei Beratung des Etats der Gefängnisverwaltung 
des Ministeriums des Innern (Protokolle des Abgeordnetenhauses, 
käuflich beim Hofbuchdrucker Greve, Ritterstraße 50). 

Beamte. 

47. Programme der Lehrkurse für Gefängniswesen. 1896, 

1898, 1905. „ 

48. Leitfaden zur Ausbildung von Aufsehern. 1913. 
Statistik der Strafanstaltsverwaltung für das Rechnungsjahr 1911. 
S. XIV—XVII. 

13 * 
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49. Vorbildung und Fortbildung der Aufseher. Thesen 
1889. Blätter für Gefängniskunde Baud 25 S. 227. 

50. Dienstanweisung für Oberaufseher und Haus¬ 
vater, vom 19. Dezember 1902. Berlin, Druckerei der Straf¬ 
anstaltsverwaltung. 

51. Dienstanweisung für Aufseher, .... (wie 50). 

Bau. 

52. Der Gefängnisbau in der Verwaltung des Kgl. 
Preußischen Ministeriums des Innern. (Historischer 
Aufsatz.) Einleitung zu dem großen Werke: Die Strafanstal¬ 
ten und Gefängnisse in Preußen von Krohne und 
Uber. - Berlin (Carl Heymann) 1901. Mit einem Atlas. Dazu 
Nachtrag, Text mit Atlas, 1909. 

53. Nach welchen Normalien sollen Zellengefäng¬ 
nisse gebaut werden? Referat Wien 1883. Blätter für Ge¬ 
fängniskunde Band 17 S. 297—314 und Tabelle hinter S. 362; 
Band 19 S. 44. 

54. Grundsätze für den'Bau und die Einrichtung von 
Zellengefängnissen. Mit 26 Tafeln. Freiburg (Fr. Wag¬ 
ner) 1885. Beigabe zu den Blättern für Gefängniskunde. 

55. Herabminderung der Kosten. Aufsatz 1882. Zehntes 
Vereinsheft S. 12—32, elftes Vereinsheft S. 39 des Nordwestdeutschen 
Vereins für Gefängniswesen. 

56. Aufseherwohnungen. Aufsatz 1881. Blätter für Ge¬ 
fängniskunde Band 14 S. 84—106. 

57. Gefängnisbaukunst. Handbuch des Gefängniswesens, her¬ 
ausgegeben von v. Holtzendorff und v. Jagemann 1888, Band 1 
S. 467—511. 

58. Nachweisung über die seit 1 871 neuerbauten All¬ 
st a 11 e n, s. Vorbemerkung zur jährlichen Strafanstaltsstatistik. 

Beschäftigung der Gefangenen. 

59. Organisation der Gefängnisarbeit. Referat 1878. 
Drittes Vereinsheft S. 12, 26, 30 des Norddeutschen Vereins für 
Gefängniswesen. 

60. Der Arbeitsbetrieb in den Strafanstalten. Referat 
1880. Blätter für Gefängniskunde Band 14 S. 27, Band 15 S. 5—14, 
17, 38, 42. 

61. Gefängnisarbeit. Artikel im Handwörterbuch der Staats¬ 
wissenschaften, herausgegeben von Conrad, Lexis, Elster, Loening. 
Dritte Auflage 1909. Band 4 S. 531—547. 

62. Geschäftsanweisung für den Arbeitsbetrieb, vom 
3. Oktober 1908 (s. 40 bis 43). 

Außenarbeit (M o.o r k u 11 u r). 

63. Allgemeine Uebersicht über die Verwendung von Straf¬ 
gefangenen im Dienste der Landeskultur in den 
Jahren 1897 bis 190 3. Berlin (Druckerei der Strafanstajts- 
verwaltung) 1904. 11 Seiten. 

64. Die Verwendung der Gefangenen zur Kultivie¬ 
rung von Moor- und Heideland. Beilage zur Straf¬ 
anstalts-Statistik für das Rechnungsjahr 1906. Berlin 1908. Reich 
illustriert. 

65. Die Verwendung von Strafgefangenen zur Moor¬ 
kultur und Moorbesiedelung. Festschrift zum 25jähri¬ 
gen Bestehen des Vereins zur Förderung der Moorkultur. Berlin 
(Paul Parey) 1908, S. 117—132. 



— 521 


66. Ueber die Verwendung von Strafgefangenen für 
Kulturarbeiten auf Mooren. Mitteilungen des Vereins zur 
Förderung der Moorkultur im Deutschen Reiche. Jahrgang 1909 
S. 96—104, Jahrgang 1911 S. 207—211. 

67. Die Vagabundenfrage und die Kltivierung von 
Oedländereien. Verhandlungen des Kgl. Landes-Oekonomie- 
Kollegiums 1909, S. 151—156. Berlin (Gebr. Unger, Bernburger 
Straße 30). 

68. Die Verwendung der unsozialen Elemente zu land¬ 
wirtschaftlichen Kulturarbeiten und ihre Rege¬ 
lung im neuen Strafgesetzbuch und Strafvoll¬ 
ziehung sgesetz. Verhandlungen des Kgl. Landes-Oekonomie- 
Kollegiums ... (wie vorst.), 1911, S. 79 bis 109. 

Beköstigung. 

69. Entwurf zu einem Verpllegungsetat für Straf¬ 
anstalten. 1884. Blätter für Gefängniskunde Band 18 S. 231 
bis 268. 

70. Neue Versuche über Gefangenenernährung. 1890. 
(Berliner klinische Wochenschrift.) 11 Seiten. 

C. Entlassenenfürsorge und Schutzaufsicht. 

71. Die Pflicht der Kirche zur Entlassenenfürsorge. 
Artikel 30 der Oldenburg. Synodalverfassung. (Kirchl. Beiträge. 
Oldenburg, den 15. und 22. Dezember 1865, S. 198 und 201.) 

72. Die gesetzliche Einführung und Regelung der 
Schutzaufsicht. 1912. Mitteilungen der I. K. V. Band 19 
S. 430—435. 


74. 


für 

vom 


entlassene 
13. Juni 1895 


73. Bestimmungen über die Fürsorge 
Gefangene. Anlage zum Ministerialerlaß 
(s. 37, Verordnungsblatt S-. 37). 

Schutzaufsicht statt Polizeiaufsicht. Erlaß vom 
30. Juni 1900 (Ministerialblatt für die innere Verwaltung S. 212). 

75. Schutzaufsicht statt Ausweisung Neuanziehen¬ 
der. Erlaß vom 21. März 1907 nebst Ergänzungen. Monatsschrift 
für Kriminalpsychologie und Strafrechtsreform. Heidelberg (Carl 
Winter), Jahrgang 4 S. 445. 

76. Nachweisung der in Preußen bestehenden 
Zentralstellen und Vereine zur Fürsorge für ent¬ 
lassene Gefangene. Anlage II zur alljährlichen Straf¬ 
anstaltsstatistik. 

D. Behandlung von Jugendlichen und Kindern. 

77. Die Einrichtung von Zwangserziehungsanstal¬ 
ten. Diskussionsreden 1878 und 1879. Drittes Vereinsheft S. 79 
und fünftes Vereinsheft S. 30 des Nordwestdeutschen Vereins für 
Gefängniswesen. 

Abänderung des § 55 Absatz 1 des Strafgesetz¬ 
buchs. Diskussionsrede 1886. Sechzehntes Vereinsheft S. 38, 44 
des Nordwestdeutschen Vereins für Gefängniswesen. 
Zwangserziehungsanstalteh nach § 56 des Straf¬ 
gesetzbuchs. Aufsatz und Referat 1886. Blätter für Ge- 
fängniskunde Band 20 S. 257—290 und Band 22 S. 47 53. 

Die Behandlung jugendlicher Verbrecher .und 
verwahrloster Kinder. Bericht der aus Apjne/nus, 
Kr ohne und v. Liszt bestehenden im Aufträge de» LfJgHqem- 

‘ ' Guttentag) 1892. P1234«Sditen. 

and 3 S. 327. 


78. 


79. 


80 . 


gesetzten Kommission. Berlin 
S. auch Mitteilungen der I. K. V, 


( k 
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81. Erziehungsanstalten für die verlassene., gefähr¬ 
dete und verwahrloste Jugend in Preußen. Mit 
historischer Einleitung: Die Entwicklung der staat¬ 
lichen Fürsorge für die verwahrloste Jugend. 40S. . 
Berlin (C. Heymanns Verlag) 1901. 272 Seiten. 

82. Die strafrechtliche Behandlung der Jugend¬ 
lichen. Referat 1904. Verhandlungen des 27. Deutschen Juristen¬ 
tages. Berlin (J. Guttentag), Band 4 S. 329—341. 

83. Die Behandlung derjugendlichen im Vorentwurf. 
Diskussionsrede 1911. Blätter für Gefängniskunde Band 45 S. 534. 

84. Gesetz über die Fürsorgeerziehung Minder¬ 
jähriger, vom 2. Juli 1900 nebst Ausführungs¬ 
bestimmungen vom 18. Dezember 1900. Berlin (Druckerei 
der Str'afanstaltsverwaltung) 1900. 

85. Statistik über die Fürsorgeerziehung Minder¬ 
jähriger und über die Zwangserziehung Jugend¬ 
licher (§ 56 StGB.) für die Etatsjahre 1901 bis 1905. Berlin, 
Druckerei der Strafanstaltsverwaltung. 

86. Zum Fürsorgeerziehungsgesetz. Diskussionsrede 1900. 
73. Jahresbericht der Rheinisch-westfälischen Gefängnisgesellschaft, 
Düsseldorf, S. 49—53. 

87. Gestaltung der Statistik über die Fürsorge¬ 
erziehung. Referat 1908. Blätter für Gefängniskunde Band 43 
S. 214—226. 

88. Krohnes Ausführungen als Regierungskommissar im Abge¬ 
ordnetenhause bei Besprechung des Kapitels: Fürsorge¬ 
erziehung. Protokolle des Abgeordnetenhauses. Berlin, Hofbuch¬ 
druckerei Greve, Ritterstraße 50. 

89. Fünfundzwanzig Jahre im Dienste der Krippe. 
Festschrift 1902 des Berliner Krippen-Vereins. Berlin (Druck von 
Günther & Sohn, Lützowstraße 6). 

90. Festrede zur Eröffnung der Auguste Victoria- 
Krippe am 18. November 1908. Jahresbericht des Berliner 
Krippen-Vereins für 1908. 

91. Eröffnungsrede der Ersten Preußischen Landes¬ 
konferenz für Säuglingsfürsorge am 9. Februar 1911 
(Zeitschrift für Säuglingsschutz S. 71—73). 

Nekrologe. 

1. Carl Krohne, Ein Erinnerungsblatt von Dr. K. Finkeln¬ 
burg. „Der Zeitgeist“, Beiblatt zum „Berliner Tageblatt“ vom 
10. März 1913. 

2. Carl Krohne, Nekrolog von Reg.-Rat Dr. Lindenau. 
Preußisches Verwaltungs-Blatt, Jahrgang 34. Berlin, den 1. März 
1913, S. 373. 

3. Carl Krohne f. Nekrolog vom Ersten Staatsanwalt Klein. 
Deutsche Juristen-Zeitung (Otto Liebmann) vom 1. März 1913, 
S. 328. 

4. Zur Erinnerung an Carl Krohne. Nekrolog von Straf-. 
anstaltsdirektor Dr. Pollitz. Monatsschrift f. Kriminalpsychologie 
(Heidelberg, Carl Winter) Jahrgang 10 S. 23. 

5. Karsch und Krohne. Persönliches aus den Beziehungen 
zwischen der freien Liebestätigkeit und der staatlichen Wohlfahrts¬ 
pflege. Von Pastor D r. v. Rohden. Die Innere Mission, April¬ 
heft 1913 (Hamburg, Agentur des Rauhen Hauses) S. 121—129. 
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M. Stengleins Kommentar zu den strafrechtlichen Nebengesetzen 
<des Deutschen Reichs. Vierte Auflage, völlig neu bearbeitet in 
Gemeinschaft mit Geh. Ob.-Regierungsrat Dr. A. Hoffmann, Geh. 
Regierungsrat Dr. E. Trautve11er, Vortragenden Räten im Reichs¬ 
schatzamt, Geh. Finanzrat Dr. R. Kloß, Vortragendem Rat im Kgl. 
sächsischen Finanzministerium, und Dr. W. Cuno, Regierungsrat im 
Reichsschatzamt, von RGR. Ludwig Ebermayer, RGR. a. D. 
Franz G a 11 i und Senatspräsidenten bei dem Kammergericht, Geh. 
Oberjustizrat Dr. Georg Lindenberg. Bd. I: XVIII und 1113 S. 
Bd. II: XII und 941 S. Bd. III (1913): VIII und 809 S. Preis des 
ganzen Werkes 77 Mk., geb. 85 Mk. Berlin, Liebmann. 

Wir haben die neue Auflage des großen Werkes, als die ersten 
beiden Bände Vorlagen, zur Genüge gekennzeichnet (Bl. f. Gfkde. Bd. 47 
S.. 298) und es bleibt nur hinzuzufügen, daß der dritte Band außer 
einigen kleinen Gesetzen die Erläuterungen zur Gewerbeordnung von 
Lindenberg und zur neuen Reichsversicherungsordnung mit An¬ 
gestelltengesetz von Ebermayer bringt. Beide Arbeiten — je etwas 
über 300 S. — sind selbständige, sehr ausreichende Kommentare der 
betr. Gesetze, so daß in der Tat die Bemerkung im Vorwort des III. 
.Bandes, das Werk biete mehr als der Titel besage, es sei ein Kommentar 
von „Reichsgesetzen mit Straf Vorschriften“, berechtigt erscheint. Sind 
doch nicht weniger wie 121 Gesetze auf diesen 2863 Seiten erläutert und 
es ist nur zu wünschen, daß „gesetzgeberische Ueberraschungen“ aus- 
bleiben, damit das teure Werk nicht allzu schnell veralte. Das Sach¬ 
register, das 309 Spalten, also wohl etwa 4500 Schlagworte, umfaßt, 
scheint sehr gut bearbeitet, so daß auch diese vierte Auflage ihren 
Zweck erfüllen wird. Wie sehr sie sich erweitert hat gegen die erste 
1893 erschienene, kann man aus der Notiz im Zentralblatt für Rechts¬ 
wissenschaft XII S. 189 entnehmen. v. K- 


Allfeld, Ph., ord. Professor in Erlangen: Die Strafgesetz- 
gebung des Deutschen Reichs. 2. Auflage, XII und 1315 S. 
München und Berlin, Schweitzer. Geb. 13 Mk. 

Fast gleichzeitig mit dem großen Stengleinschen Werke (s. oben) 
ist die 2. Auflage von A11 f e 1 d erschienen. Das Werk ist von jenem 
durchaus verschieden, da es gar keine Erläuterungen bringt. Es enthält 
für Praxis und akademischen Gebrauch eine bequeme Sammlung aller 
Reichsgesetze strafrechtlichen und strafprozessualen Inhalts, auch Straf¬ 
gesetzbuch, Strafprozeßordnung, Militärstrafgesetzbuch und Militär¬ 
strafprozeßordnung, im ganzen 146 Nummern, wovon 27 nur die ein¬ 
schlägigen Bestimmungen geben. Man hat somit in diesem einzigen 
Bande den Text aller Strafgesetze zur Hand. v. K. 


Seyfarth, Aus der Welt der Gefangenen. Leipzig 1913. Verlag 
Schlößmann (Gustav Fick). 

Wie der als Schriftsteller auch auf anderen als dem Gebiete der 
Gefängniskunde und als Geschäftsleiter des von ihm begründeten Deut¬ 
schen Hilfsvereines für entlassene Gefangene bekannte, regsame und 
rührige und in langjähriger Gefängnisseelsorge wohlbewanderte und 
wohlbewährte Verfasser in der Einleitung dieses seines Buches bemerkt, 
ist es nicht sowohl für den engen Kreis der Fachleute als für breite des 
Publikums bestimmt, um sie über den Staat im Staate, der sich Ge¬ 
fängnis nennt, aufzuklären und für dessen soziale Aufgabe zu mter- 
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essieren und zu gewinnen. Jeder Praktiker des Strafvollzuges wird dem 
ebenso zeitgemäßen als löblichen Beginnen aufrichtig Erfolg wünschen, 
ohne sich freilich einer Täuschung darüber hingeben zu dürfen, daß es 
wesentlich anders werden wird. Und das weniger, weil es an Interesse 
für das Gefängniswesen mangelt, mag es auch meist in nicht mehr als 
einigen nichts besagenden Worten bestehen, als weil sehr viele ein Urteil 
über diese Dinge zu besitzen glauben, von dem man freilich in der Regel 
nicht erfährt, worauf es sich gründet, und das um so sicherer auf¬ 
zutreten pflegt, je weniger es durch Sachkenntnis getrübt ist. Ich bin 
oft sprachlos gewesen, wie schnell und bestimmt von Laien Fragen ent¬ 
schieden worden sind, die uns Sachkundigen die größten Schwierigkeiten 
bereiten. Während man sich auf anderen wissenschaftlichen Gebieten, 
die man nicht beherrscht, beim Sachverstände zu bescheiden pflegt, ist 
es in Angelegenheiten des Strafvollzugs nahezu umgekehrt. Man wähnt 
uns befangen und voreingenommen. Aber von selbst nur zwei ihrer 
Meinung nach Klügeren ist gewöhnlich der eine entgegengesetzter An¬ 
sicht als der andere. 

In der Vorrede zu meiner Schrift über das Gefängniswesen Ham¬ 
burgs habe ich dieser eine ähnliche Aufgabe gestellt und denselben 
Wunsch mitgegeben wie Seyfarth seinem Buche, insbesondere für die 
Fürsorgebestrebungen geworben, vom Erfolge auf das Publikum aber 
blitzwenig verspürt. 

Die Hoffnung des Verfassers, daß er auch uns Männern vom 
Handwerke manches biete, wird dagegen in Erfüllung gehen. Er selbst 
sagt, daß er nicht viel Neues bringe, aber was er bringt und wie er es 
bringt, frischt dies und das auf, regt nicht selten zu ernstem Nachdenken 
und zum Nachprüfen der eigenen Ueberzeugung an und liest sich glatt 
und angenehm. 

Natürlich und mit Recht verleugnet Seyfarth den Theologen 
nicht. Aber sein Standpunkt ist durchaus maßvoll und ebenso fern von 
donnerndem Eifer als von säuselnder Nachsicht. Er hat so viele und so 
tiefe Blicke in das Leben und in die Menschen seiner dienstlichen Umwelt 
getan, um beide zu verstehen und um zu wissen, wie jenes und diese 
sind, und um sich zu sagen, davon sei auszugehen. Deshalb ist er, 
wie ich andeutungsweise vorausnehmen will, Anhänger der Todesstrafe, 
mag er es auch nicht geradehin aussprechen und nicht näher begründen, 
sondern mehr zwischen den Zeilen lesen lassen, deshalb verficht er. mit 
Lebhaftigkeit die Prügel- als Kriminalstrafe auch gegen Erwachsene, 
deshalb schreckt er vor dem Ausspruche nicht zurück, es gebe krimi¬ 
nell Unverbesserliche. 

Indem Seyfarth hauptsächlich seine langjährigen Erfahrungen im 
Dienste an Gefängnissen und Gefangenen zugrunde legt und sie ins¬ 
besondere durch Beibringung vielfacher Beispiele verwertet, teilt er das 
Buch in die Abschnitte Schuld, Sühne, Fürsorge. 

Nach kurzen Bemerkungen über die Gefängnisse früher und jetzt 
und die derzeitige Lebensweise der Insassen setzt er sich mit den 
Schulen Lombrosos und v. L i s z t s auseinander, erkennt an, daß 
namentlich die letztere viel Wahres darbiete, hält aber, ohne zur Frage 
der Willensfreiheit grundsätzlich Stellung zu nehmen, weil für ihn fest¬ 
steht, daß der Strafrichter und der Strafvollzugsbeamte unbedingt von 
der Willensfreiheit des geistig Gesunden auszugehen habe, daran fest, 
daß jeder seines Glückes Schmied sei und in der Brust seines Schicksals 
Sterne trage. Er bespricht alsdann die individuellen und die sozialen 
Ursachen der Verbrechen. Ueber die Einordnung einzelner Ursachen 
in die eine oder andere Gruppe läßt sich streiten. Den Alkoholmißbrauch 
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rechne ich nicht zu den sozialen Ursachen und auch die Not des ein¬ 
zelnen im Gegensätze zu einer allgemeinen wirtschaftlichen 
Notlage scheint mir nicht dahin zu gehören. Not ist für Seyfarth 
weit seltener die Ursache als allgemein angenommen werde. Hierin 
stimme ich nicht ganz mit ihm überein. Der Zusammenhang zwischen 
Alkohol und Verbrechen ist natürlich sonnenklar. Es wird aber, wie es 
von meiner Seite wiederholt geschehen ist, hervorgehoben, daß eine -zu¬ 
verlässige Statistik nicht zu gewinnen sei, da man nur die Angaben der 
Gefangenen habe, die oft ohne Grund sich mit Rausch entschuldigen, 
aber auch, solange sie noch etwas Schamgefühl besitzen, leugnen, Ge¬ 
wohnheitssäufer zu sein. Wenn auf S. 42 die Ausgabe für alkoholische 
Getränke in Deutschland mit jährlich 2000 Millionen, auf S. 43 in den 
Großstädten mit nur 50 Millionen beziffert wird, so kann das nicht 
richtig, es müssen vielmehr mindestens 500 Millionen sein. Denn nach 
der letzten Volkszählung am 1. Dezember 1910 hatte z. B. Preußen 
40165 269 Einwohner, von denen 8 478 033 in den als Großstädte gel¬ 
tenden 33 Orten mit mehr als 100 000 Bewohnern lebten. Das ergibt 
rund 22,5 Prozent der Bevölkerung. Hinzu kommt, daß der Alkohol¬ 
verbrauch um so stärker steigt, je bewohnter eine Ortschaft ist. Die 
von Seyfarth wiederholt (S. 40, 188) als Verbrechensürsache be- 
zeichnete Uebervölkerung Deutschlands glaube ich bestreiten zu sollen. 
Von ihr läßt sich nur in Ansehung der Großstädte reden und auch sie 
zeigen stellenweise, wie das langsame Wachsen Berlins in den letzten 
Jahren beweist, schon eine Uebersättigung. Mit der Zunahme und 
dem Anwachsen der Großstädte, deren rasche Vergrößerung übrigens 
in nicht wenigen Fällen eine Folge wiederholter oder umfangreicher 
Eingemeindungen selbst entfernter liegender Orte ist, geht spärliches 
Steigen, wenn nicht gar Stillstand und selbst Rückgang der Land- 
, bevölkerung Hand in Hand. Außerdem gibt es in Deutschland weite 
Striche mit geringer Abwanderung nach der Großstadt und doch dünner 
Bevölkerung. Ferner geht die — freilich nicht bloß durch Ueber¬ 
völkerung bedingte — Auswanderung ständig zurück und endlich lassen 
sich durch Urbarmachung von Mooren, Oedländereien, Wildnissen und 
Wüsteneien und Trockenlegung von Morästen, Sümpfen und versickern¬ 
den Gewässern viele Hunderttausende Hektar ertragreichen Bodens 
gewinnen. 

Seyfarth schildert alsdann eine Reihe von Charakteren Ge¬ 
fangener, bei welcher Gelegenheit er die Zuchthauspoesie berührt. Das' 
Ding ist ja keineswegs neu, aber davon zu sprechen seit den Büchern 
Lombrosos (Kerkerpalimpseste) und Jägers (Poesie im Zucht¬ 
hause) in Schwang gekommen. Ich gestehe, daß ich ihm nicht nur be¬ 
scheidenen Wert beimesse, sondern auch mit gemischten Gefühlen gegen¬ 
überstehe. Bei der Unmasse der fast allein in Betracht kommenden, 
nicht bloß verzapften, sondern auch — namentlich in den zahlreichen, 
von den Gefangenen so gern gelesenen Zeitschriften — gedruckten Lyrik 
nur bei der den Gefangenen eigenen Fähigkeit und Neigung des Nach- 
und Anempfindens und Sichaneignens läßt sich nicht genügend fest- 
steilen, was und wieviel von ihren literarischen Erzeugnissen ihr geisti¬ 
ges Eigentum ist. Ich habe oft das Gefühl gehabt, Gleiches oder Aehn- 
liches schon gelesen zu haben, und habe es auch bei dem auf S. 67 und 
dem ersten der auf S. 68 wiedergegebenen Gedichte. Verschiedene der 
von Jäger veröffentlichten sollen als abgeschrieben erkannt sein. 

Im Abschnitte „Sühne“ bespricht Seyfarth zunächst die Straf¬ 
zwecke. Die Strafe ist ihm in bezug auf das Verbrechen Sühne, im 
Verhältnisse zur menschlichen Gesellschaft Schutz und Sicherheit, im 

f 
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Hinblicke auf den Verbrecher Besserung und Abschreckung (S. 121). 
Bei dem einen könne lediglich die Abschreckung, bei dem andern allein 
die Besserung angezeigt sein. Im Mittelpunkte aber stehe die Besserung, 
die zu erreichen der Strafvollzug Erziehung sein müsse. Ich habe schon 
bemerkt, daß Seyfarth kriminelle Unverbesserlichkeit anerkennt. Er 
findet sie mit mir nicht in der Rückfälligkeit, sondern in der ver¬ 
brecherischen Gesinnung, so daß sie auch bei erstmaliger Bestrafung 
gegeben sein könne. Haltlose Unverbesserliche sollen in landwirtschaft¬ 
lichen Kolonien, über die man allerdings Näheres nicht erfährt, unter¬ 
gebracht (S. 112), weil wegen ihrer Gesinnungsroheit zu allem fähig, 
eine dauernde Gefahr bildende Unverbesserliche der Freiheit nicht 
wiedergegeben werden (S. 116). In jene Kolonien gehören sie offenbar 
nicht und die lebenslänglichen Strafen bekämpft Seyfarth grund¬ 
sätzlich und mit Entschiedenheit (S. 137 bis 139). Wohin also mit die¬ 
sen Leuten? An die Stellen lebenslänglicher sollen Strafen von 25 bis 
30 Jahren Dauer treten (S. 144), obwohl schon nach 10 bis 12 Jahren 
geistige Degeneration eintrete (S. 139). Beides verträgt sich nicht ganz, 
und ich kenne genug Gefangene, die nach 12 Jahren geistig nicht de¬ 
generiert waren. Zu ihnen gehört der jetzt 22 — genauer 25 — Jahre 
eingesperrte Züchtling (S. 144). Die Abschaffung mindestens des 
lebenslänglichen-Zuchthauses führt naturgemäß und notgedrungen zur 
Ausdehnung der Todesstrafe. Seyfarth hält mit mir dafür, daß die 
gnaden weise Umwandlung des Todes- in lebenslängliche Zuchthausstrafe 
im Grunde genommen so lange eine Gnade nicht sei, als nicht die 
Hoffnung auf Freilassung bestehe. Er verlangt deshalb und weil auf die 
Beseitigung der nach dem Gesetze lebenslänglichen Strafen nicht zu 
rechnen sei, ebenfalls in Uebereinstimmung mit mir, auch bei diesen die 
vorläufige Entlassung. Von ihr ausgeschlossen bleiben diejenigen, die 
die Bedingungen nicht erfüllen, und den übrigen möchte ich zwar die, 
Möglichkeit, nicht aber die Aussicht oder gar eine Gewißkeit (S. 145) 
eröffnen. Will ja doch, wie erwähnt, selbst Seyfarth die gefährlichen 
Unverbesserlichen nicht der Freiheit zurückgeben und würde die Ge¬ 
wißheit der vorläufigen Entlassung nichts anderes als eine verschleierte 
Aufhebung der Lebenslänglichkeit der Strafen bedeuten. Daß Seyfarth 
die Hoffnung als das höchste irdische Gut bezeichnet (S. 144), reizt zum 
Widerspruche. Denn ein Gut ist sie kaum, andere werden mit Grund 
anderem, wie z. B. Schiller der Ehre, den Vorrang einräumen und nach 
.dem Apostelworte ist größer als die Hoffnung und damit das Größte 
die Liebe. Die Hoffnung von vornherein zu nehmen, kann sehr hart, 
aber gerecht sein und dergleichen begegnet in der einen oder anderen 
Art selbst Braven und Strebsamen, vielleicht sogar unverschuldet, zudem 
wurde die Härte beispielshalber von denen schwerlich oder kaum emp¬ 
funden werden, die, wie Seyfarth erzählt und zu bestätigen ist, sich 
im Zuchthause durchaus wohl fühlen, nach ihm Verlangen tragen, froh 
sind, wieder in diesem Hafen gelandet zu sein, und sich bekümmern, 
wenn sie hinaussteuern müssen. Ueberdies wird kein Lebenslänglicher, 
auch wenn er sich scheinbar mit seinem Lose abgefunden hat — vgl. 
S. 131 dieses Bandes — die Hoffnung mit Stumpf und Stiel ausrotten, 
sondern sie im geheimsten Winkel des Herzens pflegen. 

Bei Erörterung der Strafvollzugssysteme setzt Seyfarth an 
dem Auburnschen aus, daß das Schweigegebot der menschlichen Natur 
zuwider und der Trieb zur Geselligkeit einer der stärksten aller Men¬ 
schen sei (S. 131). Das ist in bezug auf die Gesamtheit der Menschen 
zuviel gesagt. Ich erinnere an Anachoreten, Styliten, indische Büßer und 
sonstige freiwillige Einsiedler, nicht minder an die Trappisten. Wenn 
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aber diesem Triebe entscheidende Rechnung zu tragen wäre, dann ver- 
böte sich die Einzelhaft, die Seyfarth mit Nachdruck befürwortet 
und gleich mir auf fünf Jahre ausgedehnt sehen will (S. 135). Denn 
Kirchgang, Unterricht und Zellenbesuche sind keine Geselligkeit und 
j S pi n *5" ht . ® rse f z ® n * Auch hebt Seyfarth mit Recht hervor, 
daß der Strafe durch die Gemeinschaft ein gut Teil Härte' genommen 
werde. Warum soll denn nun nicht die Gemeinschaft durch das 
Schweigegebot teilweise aufgehoben werden, wenn mittelst der Zelle 
völlige — nicht Vereinsamung, aber — Vereinzelung bewirkt wird und 
jeder Versuch ihrer Durchbrechung, also auch das Gespräch mit 
anderen Gefangenen, strafbar ist? Will man daher von Naturwidrigkeit 
reden, so ist die Frage die: auf welcher Seite ist sie größer? Daß in 
den Anstalten mit Gemeinschaftshaft jede Individualisierung aufhöre 
(S. 133), ist eine erheblich zu weitgehende Behauptung. Wesentlich 
schwieriger und unvollkommener ist die Individualisierung allerdings. 
In den Verdacht, als würfe ich mich damit zum Verteidiger der Gemein¬ 
schaftshaft auf, werde ich meiner Vergangenheit nach wohl nicht 
kommen. Für Aufrechterhaltung des Schweigegebotes hat sich mit 
gleicher Entschiedenheit, wie ich es bisher getan habe, an dieser Stelle 
wiederum tue und nötigenfalls stets tun werde, neuestens Reich auf 
S. 19, 40 dieses Bandes ausgesprochen. Ferner halten manche bei Er- 
wachsenen, um die es sich hier ganz überwiegend handelt, den Drang 
nach Begattung, der in der veredelten Form' gewollter, insonderheit 
durch die Ehe geweihter Fortpflanzung, wenngleich nicht ausschließlich, 
so doch zugleich und nicht zuletzt dem Geselligkeitsbedürfnisse ent- 
springt, für geradezu den stärksten der menschlichen Triebe. Und doch 
wird er durch jede Art und Form der Gefangenschaft unterdrückt. 
Wenn Seyfarth das Progressivsystem herbeiwünscht, so begegnen 
wir uns darin. Freilich wehre ich mich gegen die unbesehene Nach¬ 
bildung des englisch-irischen Musters. 

Daß ich unter den Reformvorschlägen die Empfehlung der Prügel¬ 
strafe warm begrüße, entspricht dem, was ich zuletzt auf S. 308 dieses 
Bandes geschrieben habe. Auch die ablehnende Haltung gegenüber der 
unbestimmten Verurteilung führt den Verfasser mit mir zusammen. 
Meine auf der Vereinsversammlung zu Köln (Bd. 42 S. 135 dieser Zeit¬ 
schrift) ausgesprochenen, von verschiedenen Seiten (S. 141 bis 142, 148 
bis 149) bekämpften Bedenken, haben früher Leonhard, jetzt 
Seyfarth bestätigt. Letzterer ist ein eifriger Verehrer der De¬ 
portation. Der Darstellung ihrer Vorzüge gewährt er einen zum 
sonstigen Umfange des Buches nicht im Verhältnisse stehenden Raum. 
Er stützt sich, namentlich bezüglich der Einzelheiten, zum nicht geringen 
Teile auf Bruck und will unter allen Umständen einen Versuch mit 
500 rüstigen, sich freiwillig meldenden Leuten gemacht sehen. Um 
zur Klarheit zu kommen, wäre auch ich dafür, wenn es dazu nicht eines 
Gesetzes bedürfte (S. 309 dieses Bandes). Auf S. 174 läuft ein arger 
Rechenfehler unter. Wenn die Baukosten von zehn deutschen Straf¬ 
anstalten für 5564 Gefangene 21 283 316 Mark betragen haben, so ent¬ 
fallen auf den einzelnen 3825, in Plötzensee (1390 : 6287 000) 4523 
Mark. Seyfarth tut nun nicht nur den politischen Verhältnissen 
Gewalt an, wenn er Nürnberg, Bruchsal und Freiburg i. Br. in die 
preußischen Anstalten einreiht, sondern er irrt auch darin stark, daß er 
die Kosten für Hamburg höher berechnet. 3773 Gefangene auf eine 
Ausgabe von 8 697 636 Mark verteilt, ergibt für jeden 2305 Mark, folg¬ 
lich ein reichliches Drittel, gegenüber Plötzensee die Hälfte weniger. 
Daß die Kosten sich für Hamburg um so viel niedriger stellen, ist 
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darauf zurückzuführen, daß keine Grunderwerbskosten zu zahlen waren, 
da das Bauland der vier Gefängnisse bereits Staatseigentum war, daß 
manche — auch umfangreichere — Bauten durch Gefangene hergestellt 
worden sind und daß die Korrektionsanstalt nur einen Mauerstein starke 
Wände und ganz wenige Zellen besitzt, ebenerdig, ohne Stockwerke und 
ohne Unterkellerungen erbaut, mit Dachpappe eingedeckt und von einer 
niedrigen Mauer eingefriedigt ist. Die Baukosten betragen daher für 
den Kopf nicht mehr als 987 Mark (794 : 783 580), unter Fortlassung 
der Korrektionsanstalt bei den übrigen Gefängnissen 2656 Mark. 

Der Vorschlag von R.euß, aus den vom Heeresdienst Aus¬ 
geschlossenen und anderen Deklassierten nach dem Vorbilde der fran¬ 
zösischen Fremdenlegion eine Kolonialtruppe zu bilden (S. 183 bis 188), 
ist mir neu. Die Beweisführung besticht nach vielen Seiten. Es wird 
aber darauf ankommen, was Kolonialamt und Heeresverwaltung dazu 
sagen. Daß nach der Krüppelhaftigkeit nicht gefragt werden soll 
(S. 187), halte ich freilich für undenkbar, wenn wir nicht schließlich bei 
einem Kolonialheere von verzweifelter Aehnlichkeit mit Falstaffs Re¬ 
kruten anlangen wollen. Vollkommene, mindestens körperliche Tauglich¬ 
keit betrachte ich als selbstverständliches Erfordernis. 

Auf dem Gebiete der Fürsorge verlangt Seyfarth im Gegen¬ 
sätze zu Krohne, Fuchs und Kahl staatliches Eingreifen zugunsten 
erstmalig Bestrafter, insbesondere durch Rehabilitation und Anstellung 
oder Wiederanstellung in staatlichen Betrieben. Die Möglichkeit 
letzterer ist in Preußen und Hamburg und vermutlich in noch anderen 
Staaten gegeben und die Rehabilitation werden wir bekommen. Nichts 
erschüttert aber meine Ueberzeugung, daß keine Macht der Erde im¬ 
stande ist, den de iure für unbescholten Erklärten zu einem Un¬ 
bescholtenen de facto zu machen, und darum wird die Maßregel vielfach 
versagen. Die von den Entlassenen zu überwindenden Schwierigkeiten 
sind gewiß groß, aber auch der Unbestrafte, namentlich in vorgerückten 
Jahren, hat recht oft seine liebe Not, sein Brot zu finden. Deshalb haben 
sich ja sogar Arbeitsnachweise für zur Entlassung gelangende und ge¬ 
langte Reservisten gebildet. Außerdem scheint mir trotz mehrerer 
packender Beispiele das Bild etwas reichlich grau in grau gemalt. Nicht 
selten haben mir nämlich Wiedereingelieferte erzählt, es sei ihnen nicht 
schwer gefallen, alsbald nach der letzten Strafverlassung Beschäftigung 
zu finden. Allerdings waren es Habitues des Zuchthauses, die „den 
Rummel verstanden“. Indes gleichviel, auf dem Lande z. B. ist die 
Leutenot, besonders im Früjahre und im Herbste, derart, daß es vorerst 
nur auf den Besitz von einem Paare Fäuste ankommt und die homerische 
Frage n'g nöösv «c dfboötr; kaum gestellt wird. Die Stadt, vor¬ 
nehmlich die Großstadt, wollen aber die wenigsten, selbst wenn sie vom 
Lande stammen, verlassen. Die ungeheuren Vorurteile der Gesellschaft 
(S. 192) sind, wenn so groß, durch das Verhalten mancher Entlassenen 
mitverschuldet (S. 194). Dem zum ersten Male Bestraften wird es be¬ 
sonders sauer werden, weil er, befangen und bedrückt, befürchtet, so¬ 
gleich als Entlassener erkannt zu werden, wo er anklopft. Meine Be¬ 
merkungen bezwecken übrigens nichts weniger, als zu Se y f a r t h s 
tiefernsten, im Kernpunkte zutreffenden Worten in Gegensatz zu treten. 
Der Deutsche Hilfsverein heimst den Löwenanteil der Darstellung der 
Fürsorgebestrebungen ein. 

Wenn ich noch erwähne, daß die Klagen über den Wettbewerb der 
Gefängnisarbeit für unberechtigt erklärt werden, auf S. 228 aber — 
wohl infolge Fingerfehlers — Seetakelung statt Segeltakelung steht, 
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glaube ich gesagt zu haben, was ich dem Buche schuldig bin. Ich gebe 
ihm weil es das verdient, den Wunsch mit, es möge seinen Weg finden 
und das wirken, um dessentwillen es geschrieben worden ist. 

Dr. Gennat. 


Der Minderwertige im Strafvollzug. Ein Leitfaden für die Ge- 
fangmspraxis Von Geh. Med.-Rat Dr. A. Leppmann, Berlin 1912. 
Verlag von Richard Schötz. 

Der bekannte Arzt am Zellengefängnis Moabit hat in dem Leit¬ 
faden in übersichtlicher klarer Weise seine Erfahrungen und Anschau¬ 
ungen hinsichtlich der Erkennung, Unterbringung und Behandlung der 
geistig Minderwertigen im Strafvollzug dargestellt. Den Schluß des 
Büchleins bilden die in Moabit gebräuchlichen Formulare für ärztliche 
Atteste und Fragebogen. Man kann in allen wesentlichen Punkten mit 
dem Verfasser übereinstimmen; nicht einverstanden sind wir, wenn er 
im Hinblick auf den Vorentwurf zum neuen Strafgesetzbuch für die ge- 
meingefährlichen Minderwertigen besondere Anstalten fordert, die ein 
„Mittelding zwischen Irren- und Arbeitsanstalt“ sein sollen. 

Hohenasperg. ZV. Staiger. 


Ueber das strafprozessuale Verfahren in Schweden bei wegen Ver¬ 
brechen angeklagten Personen zweifelhaften Geisteszustandes nebst 
Reformvorschlägen. Von Dr. med. Olaf Kinberg, Privatdozent für 
Psychiatrie und gerichtliche Psychiatrie, Direktor der städtischen Irren¬ 
anstalt in Stockholm. Juristisch-psychiatrische Grenzfragen. IX. Band 
Heft 2/4. Verlag von C. Marhold, Halle a. S. 

Kinberg geht davon aus, daß die Zahl der geisteskranken Straf¬ 
gefangenen in Schweden erheblich größer ist, als die offizielle Statistik 
dies angibt und daß eine sehr große Zahl von Geisteskranken zur Ver¬ 
urteilung kommt. Um diesem Uebelstande abzuhelfen, würde K. am 
liebsten die psychiatrische Untersuchung sämtlicher Angeklagten ver¬ 
langen. Da dies aus äußeren Gründen nicht möglich ist, sollen folgende 
Voraussetzungen Anlaß zur psychiatrischen Beobachtung geben. 

1. Die als pathologisch verdächtige Natur des Verbrechens; dies trifft 
zu bei Meineid, Mord und Totschlag, sowie Versuchs dazu, Kindes¬ 
mord und psychologisch gleichartigen Verbrechen, Notzucht, 
falsche Anschuldigung, andere Beleidigung, Sittlichkeitsverbrechen, 
Brandstiftung und Sachbeschädigung, Raub. 

2. Rückfall in Verbrechen. 

3. Das Alter des Angeklagten. (Alle Verbrecher zwischen 15. und 
18., und jenseits des 60. Jahres.) 

4. Soziale Inkapazität (alle wegen Vagabundierens Verhaftete). 

5. Der Charakter der kriminellen Handlung als Ausdruck einer Per¬ 
sönlichkeitsveränderung des Angeklagten. 

6. Auffallende eigentümliche (als pathologisch verdächtige) Motivie¬ 
rung der krinunellen Handlung. 

Die Untersuchung müßte nach dem Vorschlag Kinbergs von den 
Gerichtsärzten geschehen, die gründliche Ausbildung in Psychiatrie und 
Kriminalpsychologie nachzuweisen hätten. 

Eine noch nach den oben angeführten Grundsätzen aiigestellte 
Untersuchung würde fürs Jahr 1905 berechnet in Schweden 2487 Per¬ 
sonen treffen. 

Man kann vom psychiatrischen Standpunkt aus mit manchen Vor¬ 
schlägen Kinbergs sympathisieren; andererseits darf man sich bei so 
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weitgehenden Forderungen nicht wundern, wenn von juristischer Seite 
noch mehr als bisher den Irrenärzten vorgeworfen wird, ihre Be¬ 
strebungen zielen auf eine „Psychiatrisierung der Strafrechtspflege“ hin. 
Hohenasperg. Dr. Staiger. 


Was der Aufsichtsbeamte im Gefängrfis, in der Straf- und Er¬ 
ziehungsanstalt über- den Schriftverkehr wissen muß. Für den Unter¬ 
richt der Aufseher und zum Selbstunterricht. Bearbeitet von Thun, 
Gefängnis-Oberinspektor am Gerichtsgefängnis Hannover. Preis 
30 Pfg. Der Reingewinn kommt zur Hälfte den Witwen und Waisen 
des Bundes der preuß. Gefängnis- und Strafanstaltsbeamten zugute. 

Eine kurze Anleitung zur Abfassung dienstlicher Schreiben für 
Aufsichtsbeamte. Die eingefügten Beispiele sind als Muster für die 

f ebräuchlichsten und am meisten im Aufsichtsdienst vorkommenden 
chriftstücke gedacht, sie sollen einen Anhalt bei der Abfassung von 
Schriftstücken bieten, das Auge an die richtige Form gewöhnen und den 
Sinn für knappe aber richtige Ausdrucksweise fördern. 

Dem praktischen Heftchen ist weiteste Verbreitung zu wünschen. 

Schwandner. 


Bericht über den 7. Internationalen Kongreß für Kriminal¬ 
anthropologie. Köln am Rhein. 9.—13. Oktober 1911. Herausgegeben 
von Professor G. Aschaffenburg und Stabsarzt Dr. Part hen- 
heimer. Köln a. Rh., Heidelberg, Carl Winters Universitätsbuch¬ 
handlung. 

Est ist nicht möglich, in einem kurzen Referat allen auf dem Kon¬ 
greß behandelten Fragen gerecht zu werden. 

Hervorgehoben sei der Vortrag von K u r e 11 a: Cesare Lombroso. 
Erwähnung verdient ferner der Vortrag von Maier- Burghölzli: Er¬ 
fahrungen über die Sterilisation Krimineller in der Schweiz und Nord¬ 
amerika als Mittel der sozialen Hygiene. Dieses „modernste“ Mittel 
im Kampf gegen das Verbrechen farfd bemerkenswerterweise wenig 
Beifall. 

Den Höhepunkt des Kongresses bildeten ohne Zweifel die beiden 
Referate „Die unbestimmte Verurteilung“ (Graf G 1 e i s p a c h und 
Prof. Thyren) und „Die Behandlung der sogenannten vermindert 
Zurechnungsfähigen“. Die Thesen des Grafen Gleispach (I. Viel¬ 
fach rückfälligen und gewerbsmäßigen schwer gemeingefährlichen Ver¬ 
brechern ist die Freiheit für solange zu entziehen, als ihre Gemein- 

f efährlichkeit dauert. Die Entlassung ist in der Regel eine bedingte. 

I. Bei Verbrechern, deren Verbrechen auf Mangel an sozialer An¬ 
passungsfähigkeit beruhen, ist die absolut bestimmte Strafe durch eine 
unbestimmte zu ersetzen, die nach dem Progressionsystem zu vollziehen 
ist.) wurden vom Kongreß angenommen. Wenn man auch die Hoffnung 
von Professor Aschaffenburg, daß die unbestimmte Verurteilung 
noch zu unseren Lebzeiten Gesetz wird, nicht zu teilen vermag, so ist 
es doch immerhin bedeutungsvoll, daß nach dem internationalen Ge¬ 
fängniskongreß in Washington nun auch der Kölner Kongreß sich für 
die unbestimmte Verurteilung ausgesprochen hat. Während so die 
grundsätzlich einschneidende Frage der unbestimmten Verurteilung an¬ 
genommen wurde, fand auffallenderweise die Frage der verminderten 
Zurechnungsfähigkeit, trotz ihrer vorzüglichen Vertretung durch Kahl 
heftige Gegner auch von ärztlicher Seite (L o n g a rd - Sigmaringen). 
Zu einer Abstimmung über diese These kam es nicht. 



Allen denen, die sich für die wichtigen und in stürmischer Weise 
um Anerkennung rmgenden Fragen der modernen Kriminalanthropologie 
und der Strafrechtsreform interessieren, sei der Bericht über den Kölner 
Kongreß aufs angelegentlichste empfohlen. 

Hohenasperg. ‘ Z)r. Staiger. 


Lebensschicksale geisteskranker Strafgefangener. Katamnestische 
Untersuchungen nach den Berichten L. K i r n s über ehemalige Insassen 
der Zentralstrafanstalt Freiburg i. B. Abhandlungen aus dem Gesamt¬ 
gebiet der Kriminalpsychologie (Heidelberger Abhandlungen Heft 2) 
von A u g u st Homburger - Heidelberg. Mit 6 Figuren und 12 
farbigen Tafeln. Berlin 1912. .Preis Mk. 14.—. 207 Seiten. 

H. s Studie ist zwar in erster Linie eine rein irrenärztliche Arbeit, 
enthält aber zahlreiche kriminalpsychologische Gesichtspunkte, die ihr 
Studium auch weiteren kriminalistischen Kreisen wertvoll macht. Zum 
ersten Male ist hier trotz großer Schwierigkeiten versucht worden, den 
Lebensschicksalen der im Strafvollzüge erkrankten Verbrecher nach 
etwa einem Menschenalter nachzugehen. Für diejenigen, die die Be¬ 
urteilung des Geisteszustandes eines Gefangenen ausschließlich unter 
dem Gesichtswinkel der Simulation zu betrachten geneigt sind, mag auf 
die ernste Tatsache verwiesen werden, daß fast ein Drittel dieser im 
Strafvollzüge erkrankten Gefangenen, im Anschluß an ihre Erkrankung 
innerhalb des Strafvollzuges, mehr oder weniger schwer verblödeten 
und dauernd der öffentlichen Irrenpflege zur Last fielen, während von 
den übrigen noch ein erheblicher Teil während des ganzen Lebens 
geistig defekt blieb. In dieser wichtigen Feststellung, die dem Irrenarzt 
an sich nichts Neues bietet, liegt für den Strafvollzugsbeamten eine 
sehr ernste Mahnung. 

Die Untersuchungen des Verfassers erstrecken sich auf über 100 
Fälle von Geistesstörungen bei Strafgefangenen, die in den Jahren 1879 
bis 1886 zuerst von Prof. Kirn beobachtet worden sind! Verfasser 
teilt seine Untersuchungen auf Grund der neueren psychiatrischen Auf¬ 
fassung in drei Hauptgruppen: 

I. Fälle von Dementia praecox, die stets in geistige Schwäche aus- 
laufen, 

2. eigentliche Haftpsychosen, die im allgemeinen auf dem Boden 
der Degeneration bei antisozial veranlagten Persönlichkeiten auftreten, 

3. eine kleine Gruppe von Störungen, bei welchen Perioden der 
Erregung und Depression wechseln (manisch-depressives Irresein). 

Eine vierte Gruppe umfaßt eine Anzahl seltener aüftretender 
Einzelfälle. 

Wichtig erscheint die Bemerkung (pag. 65), daß beim Ausbruch 
von Störungen der ersten Gruppe (der sog. Verblödungspsychosen) 
neuerdings der Einzelhaft eine größere Bedeutung beigelegt wird. Die 
Krankheit stellt sich bereits oft vor dem 15., am häufigsten aber zwischen 
dem 20. bis 27. Lebensjahr ein. Ein nicht geringer Prozentsatz dieser 
Kranken scheint für Delikte bestraft zu sein, die bereits in krankem Zu¬ 
stande begangen worden waren. Häufig tritt mit der allmählichen Ver¬ 
blödung ein Abflauen der kriminellen Energie ein, so daß der Kranke in 
die Vagabondage gerät, diese und Bettel spielen daher eine große Rolle 
in den Straflisten der Kranken. Ein erheblicher Teil dieser Elemente 
zeigt ethische und intellektuelle Defekte und erweist sich als degeneriert. 
Aus diesem Grunde muß man die scharfe Abgrenzung gegen die ,,de- 
generative“ Haftpsychose ablehnen. In der Behandlung dieser Frage 
scheint mir daher die Schwäche der ganzen Deduktionen H.s zu liegen. 
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H. bringt diese zweite Gruppe von Psychosen in einen engeren Konnex 
zur ganzen kriminellen Persönlichkeit des Kranken. Diese ist entweder 
(pag. 79) primär antisozial, d. h. früh kriminell, oder sekundär anti¬ 
sozial oder spätkriminell. Diese letzteren sind zum Teil dauernde, zum 
Teil gelegentliche Antisoziale. Seine These, „daß im Rahmen der ge¬ 
samten Kriminalität des einzelnen und seines Lebenslaufes die Haft- 
psychose die Rolle einer Episode bilde, die auf die späteren Geschicke 
des Menschen ohne jede Wirkung bleibt“, halte ich in dieser Allgemein¬ 
heit für eine bedenkliche Konstruktion. Sie entspricht nicht den Tat¬ 
sachen und nicht einmal vollkommen dem von H. beigebrachten Ma¬ 
teriale (z. B. Fälle 3 pag. 129 und 8 pag 131). Vielfach treten bei diesen 
Gefangenen Rezidive ein und ein erheblicher Teil derselben bleibt 
psychisch abnorm, gereizt und nur vermindert sozial und strafvollzugs¬ 
fähig. Daß daneben Fälle vom Typus der reinen Halluzinose von 
schnellem Verlauf und vollkommen günstiger Prognose Vorkommen, soll 
nicht bestritten werden. Auf die übrigen durch wenig Beobachtungen 
repräsentierten Störungen ist nicht weiter einzugehen; auffallend er¬ 
scheint die geringe Zahl von epileptischen Erkrankungen. 

Neben einer Reihe Kurven und schematischen Darstellungen im 
Text hat H. seinem Werke eine Anzahl instruktiver Farbenbilder ge¬ 
geben, die den Lebensgang antisozialer Elemente darstellen. H.s Ab¬ 
handlung dürfte nicht nur Anstaltsärzten, sondern auch den verantwort¬ 
lichen Beamten des Strafvollzuges trotz ihres vorwiegend wissen¬ 
schaftlich-psychiatrischen Inhaltes mancherlei wertvolle und lehrreiche 
Anregungen geben. , . 

Strafanstaltsdirektor Dr. Pollitz, Düsseldorf. 


Der gute Freund. Kalender für das Jahr 1914. 14. Jahrgang. 

Herausgegeben vom Kgl. Oberjustizrat a. D. E. Eggert. Verlag von 
W. Kohlhammer, Stuttgart, Urbanstraße 14. Illustr. ungebunden 30 Pfg. 

Zum vierzehnten Male kehrt nunmehr der gute Freund in unsere 
Anstalten ein, in den meisten wohl ein gern gesehener Gast, in manchen 
vielleicht aber nur wenig oder noch gar nicht bekannt. Sein Verfasser, 
dem die sittlichen Nöte der Gefangenen aus seiner jahrelangen Tätigkeit 
als Anstaltsleiter bekannt sind, hat uns damit ein außerordentlich 
brauchbares Büchlein geschenkt, das uns zwar im schlichten Gewände 
des Kalenders entgegentritt, in Wirklichkeit aber viel mehr ist als ein 
Kalender im landläufigen Sinne. Der gute Freund bietet auf dem engen 
Raume von 64 Seiten außer dem Kalendarium eine vielseitige Fülle der 
Belehrung und Unterhaltung, die auf die Bedürfnisse unserer Leser in 
Uebereinstimmung mit den höheren Absichten des heutigen Strafvollzugs 
in verständnisvoller Weise Bedacht nimmt. Dieses Bestreben zeigt sich 
in der Auswahl der Stoffe wie in der schlichten volkstümlichen Art ihrer 
Darstellung, die von einem reichen Schmuck von Bildern aus Kunst und 
Leben begleitet und unterstützt wird. So erscheinen in der Einleitung 
die jedesmaligen geschäftlichen Hinweise und Rückblicke auf Ver¬ 
gangenheit und Gegenwart besonders geeignet und wertvoll, den Ge¬ 
fangenen den Zusammenhang mit den wichtigsten nationalen und kul¬ 
turellen Ereignissen und Fortschritten und den nötigsten Kontakt mit 
der Außenwelt in glücklicher und ersprießlicher Weise zu vermitteln; 
ja es wäre für diesen Teil künftig noch eine weitere ausbauende Berück¬ 
sichtigung zu wünschen. Die kleinen Erzählungen bezwecken mehr als 
kurzweiligen, gedankenlosen Zeitvertreib, sie regen vielmehr Gedanken 
an, gute und heilsame Gedanken, Einkehr und Selbstprüfung, aus denen 
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sittliche Taten hervorkehren können. Und ebenso beweist die Auswahl 
der belehrenden Aufsätze, Lebensbilder und Gedichte die olle Tendenz 
wahrer Aufklärung und Bildung im Sinne vaterländischen Geistes und 
christlicher Weltanschauung. Daher ist auch der Inhalt des guten 
Freundes von dauerndem Werte. In der Anstalt Bautzen wird er all¬ 
jährlich in einer größeren Anzahl angeschafft und an alle Abteilungen zu 
ausgiebiger Benutzung durch die Gefangenen ausgegeben. Die noch 
gut erhaltenen Exemplare werden am Jahresschlüsse mit früheren Jahr¬ 
gängen zusammengebunden und in die Gefangenenbibliotheken ein¬ 
gereiht, für die sie eine wertvolle Bereicherung bilden. Erfahrungs¬ 
gemäß werden sie von den Gefangenen gern gelesen und oft begehrt. 
Als nachahmenswert kann auch die Praxis in Württemberg empfohlen 
werden, nämlich den Gefangenen selber die Anschaffung des Kalenders 
als eines täglichen Vademekums auf ihre Kosten zu gestatten, wenn er 
nicht von Amts wegen als ein Inventarstück jeder Zelle sollte einverleibt 
werden können. Dem Schreiber dieser Zeilen hat der gute Freund auch 
für seinen Unterricht bei der Auswahl und Behandlung ethisch an¬ 
regender Themen immer gute Dienste geleistet. 

Alles in allem stellt sich der gute Freund dar als eine Gabe, für 
die wir dem Herausgeber und dem Verleger, der, wie dem Schreiber 
bekannt ist, für das Unternehmen noch immer finanzielle Opfer bringt, 
zu Dank verpflichtet sind. Den Gefangenen ist er im schönsten Sinne 
das, was sein Name besagt; uns aber, die wir an ihrer sittlichen 
Weckung und Förderung arbeiten, ist er ein willkommener Gehilfe. 

Birkigt-Bautzen. 


Von den zahlreichen, in den letzten Jahren zustande gekommenen 
Reichsgesetzen beanspruchen die Re i ch sve rs i ch e ru n g s o rd n u n g 
und das Versicherungsgesetz für Angestellte besondere 
Bedeutung. Um so mehr ist es zu begrüßen, daß beide Gesetze in einer 
gemeinsamen, wohlfeilen Ausgabe erschienen sind. Im Verlage von 
Otto Liebmann, Berlin W57, ist soeben als III. Band der beliebten 
und bekannten Liliputausgabe Deutscher Reichsgesetze ein genauer Ab¬ 
druck beider Gesetze nebst einem sehr eingenenden Sachregister in 
einem dauerhaften Leinenbande zum Preise von Mk. 1.50 ausgegeben 
worden. Auch diese Ausgabe teilt mit den früheren Bänden dieser 
Sammlung (Bd. I: Bürgerliches Gesetzbuch, Bd. II: Handelsgesetzbuch, 
Zivilprozeß- und Konkursordnung) deren Vorzüge: Große Handlichkeit 
(Format einer Taschenausgabe in des Wortes buchstäblicher Bedeutung, 
7 :11 cm), genauester Abdruck und gediegene Ausstattung. Angesichts 
des allgemeinen Interesses dieser Reichsversicherungsgesetze für jeder¬ 
mann (Juristen wie Verwaltungsbeamte, Beisitzer der Spruchbehörden, 
Arbeitgeber oder Arbeitnehmer, Krankenkassen, Berufsgenossenschaften 
und ihre Beamten, Männer wie Frauen, besonders für den großen Kreis 
der Versicherungspflichtigen) ist dieser neue Band der Miniaturausgaben, 
von denen der erste bereits in 74 000 Exemplaren aufgelegt worden ist, 
warm zu empfehlen. Es wird allen denen, welchen eine größere Aus¬ 
gabe zu umfangreich, beschwerlich oder kostspielig ist, ein täglicher Be¬ 
gleiter sein und auf dem Schreibtisch wie im Bureau seinen Platz finden, 
in Sitzungen, zu Vorträgen und auf Reisen gern mitgeführt werden. 


Belgische Literatur. 

Das treffliche Buch von Fliegenschmidt, der Beruf des Aufsehers in den 
Strafanstalten und Gefängnissen, Leipzig 1902, ist von E. Bertrand, 
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Directeur de Ja Prison de Forest (Bruxelles); ins Französische über¬ 
setzt worden: La Mission du Surveillant dans les Etablissements 
Penitentiaires. 

Die Vorrede des Uebersetzers zeigt, daß derselbe mit unserer 
deutschen Fach-Literatur und der Entwicklung des deutschen Gefängnis- 
und Schutzvereinswesens auf dem laufenden ist. Bei aller Anerkennung 
des trefflichen Standes des belgischen Strafvollzugs empfiehlt er seinen 
Landsleuten aufs wärmste, auch von anderen Staaten, namentlich 
Preußen, zu lernen, und nicht auf den eigenen Lorbeeren auszuruhen. 

Sehr erfreulich ist, daß das belgische Justizministerium das Buch 
empfehlend an alle Strafanstalten des Landes zur Verbreitung unter dem 
Äufsichtspersonal hinausgegeben hat. Scnwandner. 


Aus der englischen Literatur. 

Der englische Verbrecher. Für die Bekämpfung des 
Verbrechens ist die Kenntnis des Verbrechers unentbehrlich. Nach dem 
physischen und psychischen Zustand des Verbrechers hat die Abmessung 
der Strafe und die Behandlung des, ersteren während der Strafzeit zu 
erfolgen. Die englische Kriminalgesetzgebung und die Praxis der eng¬ 
lischen Rechtsprechung hat diesem Ideal immer nach. Möglichkeit ent¬ 
sprochen. Jeder einzelne Kriminalfall wurde nach seinen besonderen 
Umständen abgeurteilt. Das diskretionäre Ermessen, das dem englischen 
Richter eingeräumt ist, geht dabei äußerst weit. Es setzt aber auch eine 
weitgehende psychologische Kenntnis seitens der Richter voraus, die 
man in anderen Ländern nicht immer zu finden gewöhnt ist. In der 
praktischen Kriminalistik war England, von Einzelfragen abgesehen, 
immer den kontinentalen Nationen voran. 

Wir sind heute in der Lage, auch einer wissenschaftlichen Leistung 
Englands von weitgehendster Bedeutung für das kriminalistische Pro¬ 
blem Erwähnung zu tun. Dr. Charles Goring, Gefängnisarzt in 
Parkhurst Prison, hat eine statistische Studie über den englischen Ver¬ 
brecher veröffentlicht, die als Blaubuch erschienen ist und daher einen 
amtlichen Charakter trägt. Wie aus dem Titel „The English Convict“ 
hervorgeht, handelt es sich um Strafgefangene Verbrecher. Wertvolle 
Hilfe Bei der Arbeit hat Professor Karl Pearson geleistet, ohne 
dessen Anregungen, Interesse und Rat, wie Dr. Goring erklärt, die 
Arbfeit in der vorliegenden Form niemals hätte durchgeführt werden 
können. 

Die Arbeit ist unternommen worden, um durch genaueste Beob¬ 
achtungen Material für die Begründung oder Ablehnung kriminalwissen¬ 
schaftlicher Hypothesen, besonders der auf Lombroso gestützten 
italienischen Schule, zu erhalten. Die Schlußfolgerungen aus den Unter¬ 
suchungen führen dahin, daß es einen physischen Verbrechertypus, wie 
ihn Lombroso dargestellt hat, nicht gibt oder vielmehr, daß sich 
unter den englischen Sträflingen ein solcher nicht findet. Das erhaltene 
Material zeigt, daß physische Differenzen genau so vorhanden sind, wie 
bei dem nichtkriminellen Teile der Bevölkerung. Selbst zugegeben, daß 
die Schädel- und Gesichtsbildung den Lombroso sehen Angaben ent¬ 
spricht, daß der Verbrecher die ihm zugeschriebenen Eigenschaften des 
Charakters und Temperaments besitzt, daß diese Eigenschaften extreme 
Abweichungen vom normalen Durchschnitt darstellen, so ist er doch 
kein anormaler Mensch, sondern ist in seinen Handlungen von den 
gleichen Affektauellen geleitet, wie der normale Mensch. Wenn man 
versucht, diese Differenzen auf einen gemeinsamen Standard für Alter, 
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Statur, Intelligenz, Klasse usw. zurückzuführen, scheinen sie jedoch 
völlig zu verschwinden, ln keinem Punkte bestätigen oder rechtfertigen 
die Ergebnisse der Untersuchung die Theorien der Kriminal-Anthro¬ 
pologen. 

Diese Schlußfolgerungen wurden erreicht, durch detaillierte Auf¬ 
nahme aller Besonderheiten des Schädels, der Gesichtsbildung usw., die 
nach den Lombrososchen Lehren den kriminellen Typus darstellen. 
Dann wurden Vergleiche zwischen diesen Ziffern und ähnlichen, von der 
nichtkriminellen Bevölkerung entnommen, gemacht. Bei den Schädel¬ 
messungen ergab sich, daß in der Breite die Cambridge-Studenten die 
von Oxford ebenso weit über treffen, wie die Oxf Order die Sträflinge; die 
letzteren beiden Gruppen sind dagegen in gleichem Verhältnis lang- 
schädeliger, als die Cambridge-Leute. Was die Schädelverhältnisse an¬ 
geht, schreibt der Verfasser, so sind die Sträflinge durchaus nicht so 
grundverschieden von den wohlgenährten und gut entwickelten Uni¬ 
versitätsstudenten der englischen Mittelklasse. In Erziehung, Intelligenz 
und Körpermaßen sind die Universitätsleute jedoch weiter entfernt von 
den Studenten, als von einer anderen Klasse. In der mittleren Kopfläjige 

f ibt es keinen Unterschied zwischen den Cambridge-Studenten und den 
träflingen, bei der mittleren Kopfbreite ist nur ein Unterschied von 
1 mm vorhanden. In der Kopfhöhe haben die Sträflinge gleiche Maße 
mit den Lehrern der Londoner University College. Die letzteren und 
die Oxdorfer haben fast die gleichen Schädelmaße wie die kriminelle 
Gruppe. Der mittlere Schädelumfang ist wieder bei den Sträflingen 
und den schottischen Studenten gleich. Tatsächlich läßt sich bei dem 
Studenten eher feststellen, ob er an einer englischen oder einer schot¬ 
tischen Universität studiert, als ob er Universitätsprofessor werden 
oder einer kriminellen Tätigkeit sich zuwenden wird. 

Nur zwei Schlüsse lassen sich nach Dr. Gorings Bericht mit 
Sicherheit ziehen: Die englischen Verbrecher, mit Ausnahme der wegen 
Betrug verurteilten, unterscheiden sich von der allgemeinen Bevölkerung 
in der Körperstatur und im Gewicht. Außerdem haben Personen, die 
wegen Körperverletzung und ähnlicher Verbrechen bestraft sind, ge¬ 
wöhnlich einen höheren Grad von Körperstärke und physischer Gesund¬ 
heit, als die übrigen Gruppen von Sträflingen und die nichtkriminelle 
Bevölkerung. Schließlich sind Diebe und Einbrecher, die 90 Prozent 
aller Sträflinge darstellen, sowie Brandstifter von kleinerer Statur und 
geringerem Körpergewicht als andere Verbrecher und die allgemeine 
Bevölkerung. Ausführliche Statistiken finden sich über die körperliche 
und geistige Beschaffenheit der Sträflinge und die Schlußfolgerung ist, 
daß englische Verbrecher gewöhnlich eine minderwertige Körper¬ 
beschaffenheit unfl eine — davon unabhängige — minderwertige Intelli¬ 
genz besitzen. 

Statistische Tabellen über die berufliche Zugehörigkeit der Straf¬ 
gefangenen zeigen, daß Personen, die wegen Brandstiftung, Sach¬ 
beschädigung und Sexualverbrechen bestraft wurden, in unverhältnis¬ 
mäßig hohem Maße aus den Kreisen der Landarbeiter, Seeleute und 
Bergleute stammen. Soldaten und Seeleute stellen einen relativ hohen 
Teil der wegen Körperverletzung und Notzucht Verurteilten. Die ge¬ 
nannten Verbrechen finden sich verhältnismäßig selten unter Kauf¬ 
leuten und Handwerkern, welche beiden Gruppen häufiger mit Eigen¬ 
tumsverbrechen zu tun haben, von denen Seeleute, Arbeiter und Berg¬ 
leute freier sind. „Es ist vollkommen klar“, so heißt es im Bericht, 
„daß diese Unterscheidungen daher kommen, daß die Beschäftigung 
an sich einen Einfluß auf die Kriminalität ausübt, daß aber verschieden- 

14 * 
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artige Beschäftigung eine verschiedenartige Gelegenheit zur Ausübung 
besonderer Verbrechensformen gibt. Nicht die Neigung zu verbrecheri¬ 
schem Handeln, sondern das Vorkommen von Gelegenheit zum Ver¬ 
brechen drückt sich in den betreffenden Ziffern aus. Es ist charak¬ 
teristisch, daß sich Eigentumsverbrecher fast gleichmäßig durch alle 
Klassen und alle Berufe verteilt finden, sogar die höheren Berufe sind 
fast mit ihrem vollen Anteil vertreten. Sie bilden 4 Prozent der Be¬ 
völkerung des Landes und stellen 3 Prozent zu den wegen Diebstahls 
usw. Verurteilten. Daraus ist ersichtlich, wie wenig ein absolutes Maß 
von Armut und Not mit der Entstehung der Verbrechen zu tun hat. 

Beobachtungen sind schließlich auch ausgeführt worden über die 
Fortpflanzung von Verbrechern und den Einfluß der Erblichkeit auf 
Entstehung von Verbrechen. Von 250 000 männlichen Personen der all¬ 
gemeinen Bevölkerung heiraten 621 per Tausend (oder 155220) und 
naben im Durchschnitt 5,66 Kinder (877 852 Knaben und Mädchen). 
Von 250000 Sträflingen heiraten 629 per 1000 (157243), haben jedoch 
im Durchschnitt nur 3,5 Kinder (zusammen 550 653). Bezüglich der 
Erblichkeit der Anlage zum Verbrechen, gemessen an Verurteilungen, 
wird gesagt, daß diese sich in ungefähr demselben Maße fortpflanze, 
wie andere körperliche und geistige Qualitäten und pathologische Zu¬ 
stände im Menschen. Im Verhältnis zu. diesem Faktor und dem der 
Geistesschwäche scheint der Einfluß der Üebertragung von Krankheiten 
auf die Kinder, obgleich unter Verschiedenheit der Lebensverhältnisse 
modifiziert, von nur geringem Einfluß zu sein. 

D r. G o r i n g spricht die Ueberzeugung aus, daß der hohe Anteil, 
den die Schwachsinnigkeit zu den Eigenschaften der Sträflinge stellt, 
auf die Tatsache hinweist, daß nicht eine inhärente Anlage zum Ver¬ 
brechen, sondern eine natürliche Stupidität, die meisten antisozialen 
Handlungen herVorruft. Beim Studium des Strafrekords der Gewohn¬ 
heitsverbrecher fällt das eine Charakteristikum auf, daß die strafbare 
Handlung bei 90 Prozent der jährlich verurteilten 150 000 Personen 
eine unglaublich stupide ist. 

Der Einfluß des Gefängnislebens auf die Sträflinge ist ebenfalls 
studiert worden. Ein Einfluß auf die Körperkonstitution, gemessen 
durch Körpergewicht, findet danach anscheinend nicht statt, ebenso¬ 
wenig ein Einfluß auf die geistigen Fähigkeiten. Die Sterblichkeitsrate 
für Fälle von körperlicher Schwäche ist herabgemindert, ebenso die für 
Fälle von ansteckenden Krankheiten. Dagegen findet sich eine Steige¬ 
rung der Selbstmordfälle weit über das normale Verhältnis hinaus. 

Obgleich die erreichten Resultate der Untersuchung zweifellos 
einen gewissen Wert für die wissenschaftliche Erforschung des Kriminal- 
problems haben, sind sie doch in manchen Einzelheitelf u. E. recht vor¬ 
sichtig aufzunehnien. Es handelt sich hier nur um Feststellung gewisser 
Erscheinungen und eine kausale Zusammenfügung derselben erfordert 
gründlicheres Studium der Einzelheiten. Das untersuchte Material 
(3000 Sträflinge) ist zwar zahlreich, stellt aber nur 2 Prozent der 
jährlich Bestraften dar. Und es ist bekannt, daß ein großer Teil der 
Verbrecher in England, infolge lückenhafter Organisation des Polizei¬ 
wesens, nicht vor den Richter gelangt. Gerade die intelligentesten 
Elemente können sich leicht der Strafverfolgung entziehen. 

D r. G o r i n g schlägt einen dreifachen Weg zur Bekämpfung des 
Verbrechens vor. Ererbte Tendenzen sollen durch erzieherische Maß¬ 
nahmen zu beseitigen versucht werden. Andernfalls sind die Geleg m- 
heiten zur Ausführung von Verbrechen durch Abschließung und Be¬ 
aufsichtigung der sozial Untauglichen einzuschränken. Das Uebel kann 
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aber bei der Wurzel angegriffen werden, wenn die Fortpflanzung De¬ 
generierter, Schwachsinniger, Epileptiker, Trunksüchtiger und Personen 
mit mangelhaften sozialen Instinkten beaufsichtigt wird. 

Diese Vorschläge mögen vorzüglich geeignet sein, eine gewisse 
Kategorie von Verbrechern zu vermindern. Aber es bleibt doch das 
unbefriedigende Gefühl zurück, daß D r. G o r i n g wesentliche Elemente 
übersehen hat. Es mag sein, daß der Typus des englischen Sträflings 
durch die vorliegende Arbeit restlos erklärt ist, aber der intelligentere 
Teil der englischen Verbrecherwelt bleibt unberücksichtigt. 

H. A. Walter. 


In Heft Nr. 10 der Penal Reform League, London, 1913, bringt 
T. C. H o r s f a 11 M. A. J. P. einen bemerkenswerten Aufsatz über das 
„Handwerk“ und die Beziehungen, die zwischen Handwerk, Charakter, 
Wohlbefinden und Leistungsfähigkeit bestehen. Den interessanten Aus¬ 
führungen ist nachstehendes zu entnehmen: 

Das wertvollste Ergebnis einer guten Erziehung ist ein edler 
Charakter. Geistige Fähigkeiten, ein reiches Wissen, Gesundheit und 
Kraft, die eines vornehmen Charakters entraten, bringen der Allgemein-* 
heit wenig Gutes. Nur als Beigabe zu wirklich vornehmer Gesinnungs¬ 
art können sie sich entfalten, und dann allerdings Früchte bringen, die 
für die Allgemeinheit von bleibendem Wert sein werden. Die Erwerbung 
eines edlen Charakters muß oberster Erziehungszweck sein. Förderung 
des Wissens, der Gesundheit, Handfertigkeit und Kraft ist dann Bei¬ 
werk, das leicht bewältigt werden kann. Wie nun aber läßt sich dieser 
höchste und wichtigste Erziehungszweck erreichen? Was lehrt uns die 
Erfahrung, wie wir edle Charaktere erhalten und festigen können? 

Wer in frühester Jugend Liebe und wahre Achtung vor mindestens 
einer Person, die solcher Liebe und Achtung wirklich wert war, wahr¬ 
haft empfunden hat, der ist dadurch befähigt, einen edlen Charakter 
zu gewinnen. Wem es aber nicht erspart geblieben ist, gehegte Liebe 
und Achtung aufhören lassen zu müssen, weil beide ihm ertötet worden 
sind, der hat einen Schlag erfahren, der leicht die gute Entfaltung seines 
Charakters hindert und edle Anlagen verkümmern läßt. Liebe und 
Achtung für eine einzige Person genügen, um ein Kind zu befähigen, 
einen edlen Charakter zu gewinnen, sie sind aber auch so notwendig, 
daß ohne sie ein edler Charakter nicht gedeihen kann. Wer aber fähig 
ist, e i n e r e i n z i g e n Person Liebe und Achtung entgegen zu bringen, 
der hat auch die Kraft, schier unendlich viele Personen achten und 
lieben zu können. 

In den meisten Fällen wird die Liebe zu guten Eltern der Aus¬ 
gangspunkt für die Bildung eines edlen Charakters sein. Aber viele 
Kinder haben keine Eltern, die sie lieben und achten können. Hier ist 
die Schule die berufenste Einrichtung dazu, den Mangel, des Eltern¬ 
hauses zu ersetzen, wie sie aber auch ebenso dazu berufen ist, die Lieoe 
des Elternhauses zu ^ ergänzen. In jedem Falle kann aber die Schule 
nur wirksam helfen, wenn die Lehrer der Liebe würdig sind, die ihnen 
entgegengebracht werden soll, und wenn sie den Schülern das zu geben 
vermögen, was diese sowohl brauchen, wie wünschen, nämlich Dinge, 
die Geist, Herz und Hand ersehnen, die Gesicht, Gehör und Gefühl 
wecken und die dem Verlangen nach Form, Farbe und Ton entsprechen. 
Handwerkserziehung und Geisteserziehung werden nebeneinander her¬ 
gehen müssen; sie werden am besten gelingen, wenn der Arbeitsgeist, 
der beiden innewohnt, aus dem Spielgeist entwickelt worden ist, der vor¬ 
züglich dazu dient, Wunsch und Kraft zu geben, ein nützliches Lehen 
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zu führen. Zwischen Handwerkserziehung, Charakter, Wohlbefinden 
und Lebenstüchtigkeit besteht ein ungeheuer enger Zusammenhang. Je 
tiefer das Interesse für die Arbeit ist, desto vollkommener ist das 
Glücksgefühl, das aus der Arbeit kommt. Je stärker das Glücksgefühl 
ausgeprägt ist, desto wirksamer wird die Arbeit. Mit dem Nutzen aus 
der Arbeit wächst aber die Leistungsfähigkeit und mit dieser wieder die 
allgemeine Tüchtigkeit. Wer die Freude an solider, praktischer Arbeit 
einmal gekostet hat, der hat die Scheu vor der Arbeit für immer über¬ 
wunden. 

Man spricht davon, daß das Hauptbedürfnis für jedes Volk eine 
edle Erholung sei. Niemand, der die statistischen Zahlen kennt, die 
Über .Sistierungen wegen Unfug, Trunkenheit und dergl. Auskunft geben, 
wird daran zweifeln, daß das gewißlich wahr ist. Da ist es nun ein 
freundlicher Trost, zu wissen, daß der Arbeitsgeist, welcher guter 
Handwerks- und Geisteserziehung innewohnt, von Natur aus dazu be¬ 
fähigt, viele Arten heilsamer Erholung zu verstehen und zu genießen, 
schon deshalb, weil er eine reifere Einsicht und eine bessere Erkenntnis 
geschaffen hat. 

. Edle Charaktere werden durch Liebe gebildet; durch Wohlbefinden 
und Leistungsfähigkeit, die einem aus Handwerks- und Sinnenerziehung 
erwachsenen Arbeitsgeist entsprungen sind, aber allein erhalten. v 

Georg Stammer. 


Amerikanische Literatur. 

Journal of the American Institute of Criminal Law and Crimino- 
logie. Herausgeber: James W. Garner, Professor des Staatsrechts 
an der Universität von Illinois in Urbana. 

Band 1, Heft Nr. 5. Januarl911 

O. F. Lewis behandelt die Frage der Tuberkulose in den Ge¬ 
fängnissen und weist darauf hin, daß sich die im Staate Neuyork er¬ 
probte Methode, nach welcher an Tuberkulose leidende Gefangene der 
großen Staatsgefängnisse von Auburn und Sing Sing nach Clinton 
Prison überführt werden, vorzüglich bewährt hat. In Clinton Prison, 
das durch seine klimatische Lage für erfolgreiche Behandlung von 
Tuberkulose besonders geeignet ist, werden die Gefangenen in Baracken 
untergebracht und einem Strafvollzüge unterzogen, der auf ihr Leiden 
Rücksicht nimmt. Die Todesziffer ist dadurch bedeutend zurückgegangen. 

C. R. H e n d e r s o n, der Präsident des internationalen Gefängnis¬ 
kongresses, der im Jahre 1910 in Washington stattfand, kommt auf den 
Kongreß und die ihm voraufgegangene Studienreise zu sprechen. Er 
hebt hervor, daß der Kongreß von mehr Nationen beschickt gewesen ist, 
als irgend ein Gefängniskongreß vor ihm. Sogar Südamerika und China 
waren vertreten. Der Kongreß bewies das einmütige Zusammengehen 
aller Völker der Erde auf dem wichtigen Gebiet des Gefängniswesens. 

Aus der Zahl der zum Teil sehr philosophisch gehaltenen Aufsätze 
sei erwähnt eine Arbeit von: 

M. C. S1 o ß, Richter am obersten Gerichtshof von California, 
über die Reform des Strafverfahrens. S1 o ß hebt besonders die Um¬ 
ständlichkeit und Langsamkeit des Strafverfahrens hervor und weist 
darauf hin, daß eine Strafe um so wirksamer ist, je schneller sie ein¬ 
setzt. Er plädiert für einen größeren Liberalismus im Strafverfahren, 
für eine einfachere Methode und eine schnellere Justiz. 
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George W. Kirchwey, Professor an der Columbia Universi¬ 
tät, schreibt über „Verbrechen und Strafe“. Er führt aus, daß das 
Strafgesetz den Willen des Volkes äusdrücke. Dieser Wille sei aber 
änderbar und könne durch nichts mehr beeinflußt werden, als durch 
Tatsachen, die den Niederschlag der Erfahrungen des Strafvollzuges 
darstellen. Kirchwey kommt schließlich zu dem Schluß, daß der 
Verbrecher nicht verurteilt werden soll, um Strafe zu erleiden, sondern 
daß er durch die Verurteilung das Mittel erlangen soll, aus seiner 
Schwachheit und Verderbnis errettet zu werden. 

Maurice Parmelee, Professor der Soziologie an der Uni¬ 
versität von Missouri, wendet sich in seinem Aufsatz über „öffentliche 
Verteidigung im »Strafverfahren“ gegen die schreiende Ungerechtigkeit, 
der die Unbemittelten den Wohlhabenden gegenüber dadurch ausgesetzt 
sind, daß die letzteren sich einen Verteidiger bestellen können nach Maß¬ 
gabe ihrer Mittel, während die ärmeren Schichten ohne Verteidigung 
auskommen oder vorliebnehmen müssen mit einer Verteidigung, die ihnen 
von Gerichts wegen gestellt wird. Parmelee verlangt, daß ebenso 
wie die Anklage öffentlich ist, auch die Verteidigung eine öffentliche 
sein müßte. Mit der Privatverteidigung müßte gebrochen werden. Die 
Mehrkosten, die dadurch der Staatskasse zur Last fallen würden, seien 
gerechtfertigt, denn sie gingen Hand in Hand mit einer Gleichstellung 
von Arm und Reich vor dem Gesetz. 

Zu dem aktuellen Thema von der „Entmannung von Verbrechern“ 
ist eine Besprechung eines Aufsatzes von Fr. Robertson in der 
„American Medicine“ erwähnenswert. Daraus ist zu entnehmen, daß 
Dr. Robertson unter ca. 2000 Gefangenen des Reformatory zu 
Elmira 65 Prozent Alkoholiker, 24 Prozent Geschlechtskranke, 22 Pro¬ 
zent physich Entartete, 28 Prozent geistig Minderwertige, 5 Prozent 
Epileptiker, 2 Prozent Schwachsinnige angetroffen hat. Ein großer 
Teil dieser Leute sind zur Fortpflanzung völlig ungeeignet; ja eine 
Fortpflanzung bedeutet sogar eine erhebliche Gefahr für das Allgemein¬ 
wohl. Durch die Entmannung dagegen wird nicht nur das Leben dieser 
Individuen selbst verlängert, wie auch ihr Wohlbefinden gefördert, son¬ 
dern der-Staat wird vor allem vor Zunahme untauglicher Elemente be¬ 
wahrt. Die Entmannung ist daher als Heilmittel und als Förderungs¬ 
mittel der Wahlfahrt eines Staates nach Ansicht Robertsons durch¬ 
aus zu begrüßen. 

Band 1, Heft Nr. 6. März 1911. 
enthält unter anderen einen Aufsatz von Herbert Spencer über 
„Ethik der Strafe“. Die philosophische Abhandlung weist unter anderem 
auch darauf hin, daß notgedrungen die Bestrafungen ungleich sind und 
zwar schon deshalb, weil — die Qualität der Zeugen so sehr variiert. 
Der Verfasser tritt für einen Ausbau der Bürgschaft und vorzeitige 
Entlassung ein. 

Ueber „Notwendige Reformen“ schreibt William P. Lawlor. 
Einer Reihe von Vorschlägen, die ein rein juristisches Interesse bieten, 
folgt die Forderung eines erhöhten gesetzlichen Schutzes dafür, daß die 
Zeitungen gehindert werden, durch ihre Auslassungen über schwebende 
Strafverfahren die öffentliche Meinung zu beeinflussen. 

Auf die Ungleichheit von Arm Und Reich und von Schwarzen und 
Weißen vor Gericht und Gesetz weist Gerard C. Brandon hin. 

Ueber „Staatliche Beaufsichtigung von Verbrechern“ läßt sich 
Stephan H. Allen aus. Der Verfasser betont, daß es erste 
Pflicht des Staates sei, die Gesellschaft vor den Verbrechern und ihren 
Untaten zu schützen. Bei der Beurteilung der Straftat soll der Charakter 
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der straffälligen Person mehr noch als die strafbare Handlung beachtet 
werden. Am letzten Ende könne aber die Wohlfahrt der Gesellschaft 
am besten durch rechtzeitige Heilung verbrecherischer Tendenzen und 
durch Aufrichtung einer dauernden Barriere zwischen Publikum und 
Unverbesserlichen geschützt werden, also durch Vorbeugung und Un¬ 
schädlichmachung'. (So auch D r. K r o h n e.) 

In einem Aufsatz über die „Notwendigkeit einer neuen straf¬ 
wissenschaftlichen Klassifizierung“ weist A. B u 11 a r d das Bedürfnis 
nach einer sorgfältigen Statistik nach. Er schlägt vor, daß an zwei 
oder drei Plätzen Nachrichten über Verbrecher und Verbrechenstaten 
gesammelt werden müßten. Wenn die so erlangten Daten gründlich 
verarbeitet werden würden, würde man zur besseren Einsicht kommen, 
wie Verbrecher und Verbrechen bekämpft werden können. 

Band 2, Heft Nr. 1. Mai 1911. 

Ch. R. Henderson, Professor der Soziologie in Chicago, 
schreibt über „Die Zelle als Problem der Gefängniswiss^nschaft“. Er 
sieht in der Arbeitsscheu und in dem ungehinderten Umgang mit anderen 
Verbrechern die stärkste Ursache des Rechtsbruchs und begrüßt die 
Einrichtung der Zellenhaft überall da, wo für reichliche Beschäftigung 
Und gute Beaufsichtigung nicht genügend gesorgt sein kann. Danach 
empfiehlt er die Einzelhaft in Zellen namentlich für die jäils und Unter¬ 
suchungsgefängnisse auch größeren Stils, wo es zum mindesten immer 
an guter Arbeitsversorgung fehlen wird. Für die Besserungsgefängnisse 
hingegen, in denen alles’ auf nützliche und reichliche Beschäftigung zu¬ 
geschnitten ist und in denen ein zahlreiches Aufsichtspersonal, wie es 
dem Erziehungs- und Besserungszweck entspricht, zur Verfügung steht, 
tritt er mit Recht warm dafür ein, daß die Unterbringung in Zellen nur 
über Nacht und während der Freizeit erfolgen möge, daß aber, wie 
während der Kirche und Schule und des Spaziergangs, so auch während 
der Arbeit die Gefangenen in gemeinsamer Haft gehalten werden mögen. 
Henderson erwähnt, daß auch Dr. Krohne nicht für völlige 
Isolierung gewesen sei. Krohne hätte die strikte Zellenhaft durch¬ 
brochen durch gemeinsame Spaziergänge, Aufhebung der schweren 
Stalls während der Kirche und Schule, gemeinsames Antreten zum 
Singen und Baden u. a. m. Der Unterschied zwischen K r o h n e s und 
seiner Ansicht sei lediglich der, daß Krohne auch in Einzelzellen 
arbeiten ließe, was Henderson für unzweckmäßig hält. Der gemein¬ 
same Arbeitsbetrieb in den amerikanischen Besserungsgefängnissen in 
großen, luftigen und lichten Sälen unter Wahrung ausreichender Tren¬ 
nung und guter Aufsicht hätte sich hervorragend bewährt und bleibe 
zweifelsohne nachahmenswerter als das deutsche System. Kinder unter 
14 Jahren und Leute über 60 Jahren hält Henderson für die Einzel¬ 
haft ungegeignet. Zum Studium der einzelnen Charaktere scheint die 
Einzelhaft von einer gewissen Dauer zweckmäßig. Gegen die Einzelhaft 

E räche aber auch die Ueberlegung, daß Menschen, die lange in der 
:lle isoliert gesessen haben, fürs Leben noch unbrauchbarer sind, als 
sie es vorher waren. Wer Einzelhaft wünscht, möge sie haben, dann 
müßten aber die Zellen genügend groß, luftig und sonnig sein, sonst 
würden sie ein Herd für Krankheitskeime werden. Die in Anrath, 
Wittlich und Groß-Strehlitz gesehenen Zellen scheinen Henderson 
befriedigt zu haben. 

Band 2, Heft Nr. 2. Juli 1911. 

Unter der Ueberschrift „Einige europäische Glossen über das 
amerikanische Gefängnissystem“ bringt das Heft Uebersetzungen der 
Berichte des italienischen und belgischen Delegierten zum VIII. Inter- 
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nationalen Gefängniskongreß, die diese Gelehrten an ihre Regierungen 
als Niederschlag ihrer Eindrücke gerichtet hatten. Der italienische 
Schreiber ist Professor Ugo Conti aus Rom und der belgische 
Verfasser Professor Adolphe Prins, Generaldirektor der Ge¬ 
fängnisse in Brüssel. 

Conti erwähnt zunächst das Reformatory zu Elmira und hebt 
die herrlichen Gebäude, die prachtvolle Turnhalle, die Schule, Kirche 
und Bäder hervor. Er hält mit seiner Bewunderung nicht zurück und 
lobt den Segen der unbestimmten Verurteilung. Im Reformatory zu 
Mansfield (Ohio) fiel ihm eine geschickte Leitung der Anstalt auf. Aber 
die Nachtzellen für zwei Personen scheinen weniger seinen Beifall ge¬ 
funden zu haben. Der Besuch des County jail zu Mansfield hat ihn sehr 
enttäuscht und bedrückt. Die Unterbringung und Haltung der Ge¬ 
fangenen wirkte hier abstoßend. Anerkennend erwähnt er den Jugend¬ 
gerichtshof in Indianopolis und die äußerst wirksame Tätigkeit des 
dortigen Jugendrichters. Auch in Louisville (Ky) hat ihm das Jugend¬ 
gericht gefallen. In Jeffersonville (Ind.) hat er das Reformatory besucht, 
in dem nach dem Willen des Gesetzes der Strafvollzug ge- 
handhabt wird auf der Basis der Besserungsbestrebung und nicht der 
einer vergeltenden Gerechtigkeit. Einen Vergleich mit Elmira und 
Mansfield vermag diese Anstalt nicht auszuhalten. Conti erwähnt, 
daß hier die Prozedur einer Kastration — oder richtiger gesagt — 
Sterilisation — vorgenommen worden ist, der einige Delegierte bei¬ 
gewohnt hätten. Die Operationen pflegen schnell und ziemlich schmerz¬ 
los vor sich zu gehen und nach Aussage des Operateurs, Dr. Sharp, 
für die Gefangenen selbst segensvoll zu sein. Dr. Sharp hat seit 
Oktober 1899 an 236 Gefangenen diese Prozedur vorgenommen und ist 
ein eifriger Verfechter ihrer Zweckmäßigkeit. Q o n 1 1 hält den Eingriff 
gegen die Zeugungsfähigkeit einer Person für außerhalb des Rechtes 
des Staates liegend und verurteilt ihn auch aus sittlichen und moralischen 
Gründen. 

Das in Amerika Gesehene hält Conti für teilweise höchst aner¬ 
kennenswert. Eine Fülle von anregenden Gedanken entströmen dem 
Strafvollzug, wie er drüben gehandhabt wird, und drängen dazu, sich 
das zu eigen zu machen, was für unsere Verhältnisse verwendbar sei. 

In ähnlicher Weise spricht Prins sich aus. Er hält Amerika für 
den klassischen Boden für Gefängnisstudien und lobt die vorzüglichen 
Eindrücke, die er in Auburn, Elmira und Industry empfangen hat. 
Prins hebt hervor, daß ein begeisterter, fast abergläubischer Glaube 
an das Werk der Erziehung an die Stelle unseres Systems der Strafe 
tritt. Die Ueberzeugung, daß man die seelische und sittliche Natur des 
Schuldigen umwandeln und Keime eines neuen Lebens in ihm erwecken 
könne, beherrsche den Strafgedanken vollkommen. Für Erwachsene 
hält Prins diesen Gedankengang für übertrieben, für Kinder und 
jugendliche Verbrecher dagegen segensreich. Hier sind die er¬ 
zieherischen Bemühungen der Amerikaner bewunderungswürdig und 
wirksam. 

Ueber Elmira äußert sich Prins, daß man die Haltung der Ge¬ 
fangenen als Symbol eines moralischen Erwachens betrachten könne. 
Mannigfache Faktoren wirken bei der Besserung mit, kein Augenblick 
wird verloren. Das unbestimmte Urteil hält alles in Atem und erweist 
sich als ein moralisches Triebmittel allerbester Art, das wie ein Uhrwerk 
die Anstalt im Gange hält. Die professionelle Handwerksausbildung, 
Schulunterricht und Körperkultur drängen zur Nachahmung. 
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Was vor allem in Amerika ins Auge fällt, ist der soziale Gedanke, 
der allen mit dem Strafvollzug und dem Besserungsgedanken in Ver¬ 
bindung stehenden Einrichtungen gemeinsam ist. Von dieser Ge¬ 
schmeidigkeit, Lebenskraft und Fülle ist, wie Prins richtig sagt, die 
Unbeweglichkeit unseres starren Rahmens noch weit entfernt. Der 
Wert des moralischen Gärungsstoffes, der in allen modernen amerikani¬ 
schen Gefangenen- und Erziehungsanstalten dank der durchgreifenden 
Maßregeln arbeitet, ist nicht hoch genug zu veranschlagen. Prins’ 
Eindrücke gipfeln schließlich in der Ueberzeugung, daß die amerika¬ 
nische Art der Besserungsbestrebungen von Europa naehgeahmt werden 
müßte, wenn es große Resultate erzielen will. 

Aus demselben Heft ist noch zu erwähnen ein Aufsatz von 
George A. Auden über „Geistige Minderwertigkeit und jugendliche 
Verbrechertum“ und ein Aufsatz von William E. Higgins über 
„Kriminaljustiz in Kansas“. 

Band 2, Heft Nf. 3. Septemberl911 
enthält u. a. eine Arbeit von Dr, Hartmann, Berlin, über 
„Strafgesetzreform in Deutschland“ und von Sir 
Evelyn Ruggles-Brise, Präsident der englischen Gefängnis¬ 
kommission, über „Eine englische Ansicht über das amerikanische Straf¬ 
system“. Sir Ruggles-Brise kommt zu dem treffenden Schluß, 
daß der erste Besuch des offiziellen Europa zuni Zwecke des amerikani¬ 
schen Gefängnisstudiums ein historisches Interesse hat. Kein Dele¬ 
gierter wird in die Heimat zurückgekehrt sein, ohne zu empfinden, daß 
eine Fülle von Material ihm reichen Stoff zu neuen Ueberlegungen ge¬ 
geben hat. Der Zweck von internationalen Bewegungen gipfelt in dein 
Bestreben, Ausgleiche zu schaffen. Der amerikanische Gefängnis¬ 
kongreß hat diesen Zweck voll erfüllt und, wie zu hoffen ist, mit reichem 
Nutzen für das ganze Gebiet, das er umfaßt. 

Guilio Bettaglini, schreibt über „Die Funktion der privaten 
Verteidigung in der Herabsetzung von Verbrechenstaten“ und Arthur 
W. T o w n e über „Mayor Gaynors Polizeiüberwachung und die Ver¬ 
brechensflut in New York City“. W. W. Smithers berichtet über die 
„Versammlung der Internationalen Kriminalistischen Vereinigung 1910 
in Brüssel“ und G. Frank Lydstone liefert einen Beitrag über 
„Simulation unter Verbrechern“. Er erzählt, daß alle Versuche, den 
Simulanten beizukommen, gescheitert seien, bis er auf die Idee kam, die 
Gefangenen, die sich krank gemeldet hatten, in der Mittagsstunde, kurz 
vor der Mahlzeit, zu sich zu bestellen. Von 180, die am Tage vorher 
angetreten waren, erschienen nur noch 12. Alle anderen waren plötzlich 
gesund geworden. Er empfiehlt das Mittel zur Nachahmung. 

Georg Stammer, Berlin. 


Die amerikanische Gefängnisgesellschaft und die Rüssel Sage 
Foundation haben ein fünfbändiges Werk erscheinen lassen und den 
Delegierten zum VIII. Internationalen Gefängniskongreß zum Geschenk 
gemacht. Dies Werk ist dankenswerterweise auch dem Verein der 
deutschen Strafanstaltsbeamten zugegangen. 

Vier Bände sind unter dem Titel „Correction and Preven¬ 
tion“ (Besserung und Vorbeugung) von Professor Dr. C. R. Hen- 
derson-Chicago herausgegeben worden mit folgendem Inhalt: 

Band 1. „Gefängnisreform“ von Henderson, Sanborn, F. H. 

W i n e s und anderen zusammen mit „Das Strafgesetz der 
Vereinigten Staaten“ von Eugen Smith. 

Band 2. Straf- und Besserungs-Einrichtungen von 16 Verfassern. 
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Band 3. Vorbeugungsmaßnahmen von Henderson. 

Band 4. Die Fürsorge für Kinder und Behandlung derselben, von Dr. 

H. H. Hart, mit Sonderaufsätzen verschiedener Mitarbeiter. 
Der 5. Band, betitelt „Gesammelte Jugendgerichtsgesetze in den Ver¬ 
einigten Staaten“ hat Dr. H. H. Hart zum Herausgeber. 

Das monumentale Werk enthält eine Fülle des wichtigsten Stoffes, 
der mit Strafe, Strafvollzug und allen verwandten Fragen, mit Vor¬ 
beugung und Erziehung in engster Verbindung steht. Eine Reihe be¬ 
rufenster Mitarbeiter haben ihr Bestes gegeben, um aus dem reichen 
Schatze ihrer Erfahrungen dazu beizutragen, den internationalen Aus¬ 
gleich zu fördern und dadurch die Möglichkeit zu bieten, in gemein¬ 
samer Arbeit aller Kulturnationen das Verbrechen erfolgreicher be¬ 
kämpfen zu lernen. 

Auf dem Gebiet des Gefängniswesens bedeutet das Erscheinen 
dieses Werkes ein Ereignis. Allen, die ihm durch ihre aufopfernde 
Arbeit Leben verliehen haben, sei an dieser Stelle Dank gesagt. Den 
Inhalt des Werkes verbreiten zu helfen, wird Ehrenpflicht der „Blätter 
für Gefängniskunde ,f sein. 

Mit der Besprechung des Werkes wird im nächsten Heft begonnen 
werden. Georg Stammer, Berlin. 
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Personalnachrichten. 


Vereinsmitglieder: 


Baden. 

Reichardt, Dr., Geheimer Oberregierungsrat in Heidelberg, ge¬ 
storben. 

Hamburg. 

Seyfarth, Dr., Pastor am Gefängnis I Hamburg-Fuhlsbüttel, erhielt 
das Ritterkreuz I. Kl. des Bad. Zähringer-Löwen-Ordens, sowie 
das Ritterkreuz I. Kl. des Herzoglich Braunschweigischen Ordens 
Heinrichs des Löwen. 

Preußen. 


v. Briesen, Direktor der Arbeits- und Landarmenanstalt Groß-Salza, 
gestorben. 

Dürr, Leutnant a. D., Strafanstaltsinspektor in Groß-Strelitz, als Ge¬ 
fängnisvorsteher nach Koblenz versetzt. 

Ellger, Pfarrer, evang. Strafanstaltsgeistlicher in Lüttringhausen, 
zum Strafanstaltsdirektor in Wittlich ernannt. 

E r f u r t h, Lehrer am Strafgefängnis Plötzensee, erhielt das Fürstl. 
Hohenzollernsche goldene Verdienstkreuz. 

Finkelnburg, Dr., Strafanstaltsdirektor in Berlin - Moabit, zum 
Geheimen Regierungsrat und Vortragenden Rat im Kgl. Preuß. 
Ministerium des Innern ernannt. 

G r u n a u , Strafanstaltsdirektor in Ratibor, an das Zellengefängnis in 
Siegburg-Brückberg versetzt. 

Klein, I. Staatsanwalt in Berlin, erhielt den Preuß. Kronenorden 
III. Klasse. 

Krinke, Strafanstaltsinspektor, nach Lichtenburg versetzt. 

S c h i m i n g, Gefängnisvorsteher in Trier, zum Strafanstaltsdirektor 
in Rendsburg ernannt. 

Schwartz, Strafanstaltsinspektor, jetzt in Cleve. 

Trautmann, Gefängnisvorsteher in Koblenz, zum Strafanstalts¬ 
direktor in Ratibor ernannt. • 


Sachsen. 

Arnold, Dr. jur., Regier.-Assessor, Anstaltsinspektor in Bautzen, an 
die Strafanstalt in Waldheim versetzt. 

Birkigt, Oberlehrer in Bautzen, zum Anstaltsinspektor daselbst 
ernannt. 

Dietze, Hauptmann d. L., Strafanstaltsinspektor am Zuchthaus 
Hoheneck mit der Stellvertretung des Strafanstaltsdirektors 
betraut. 

Freund, zum Direktor der Landesstrafanstalt Zwickau ernannt unter 
Verleihung des Titels und Rangs als Regierungsrat. 

Müller, Strafanstaltslehrer, nach Groß-Schweidnitz versetzt 

Reich, Oberregierungsrat, zum Geheimen Regierungsrat ernannt. 

Winkler, StrafanstaTtsinspektor in Bautzen, nach Hoheneck versetzt. 
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v. Zeschwitz, Strafanstaltsoberinspektor, Oberleutnant a. D., der 
Charakter als Hauptmann verlienen. 

Württemberg. 

Rocker, Mmisterialrat in Stuttgart, erhielt das Ehrenkreuz des 
Wurttembergischen Kronordens. 

... Oesterreich. 

** e 1 ^ ^t e r > Oberleutnant, jetzt Qefangenenhausverwalter in 

Wien. 


Eingetreten: 

Baden. 

®öhringer, Direktor des Großh. Landesgefängnisses und der 
Weiberstrafanstalt in Bruchsal. 

Wangner, Dr., Gerichtsassessor bei der Großh. Direktion des 
Landesgefängnisses und der Weiberstrafanstalt in Bruchsal. 

Preußen. 

Berlin-Lichtenberg, Arbeitshausverwaltung. 

Freiendiez, Zentralgefängnis — neu eröffnet —. 

Krönig, Dr., Pastor, Gefängnisgeistlicher in Lüttringhausen. 
Ritzler-Oppeln, Regierungs-Assessor in Groß-Strehlitz. 

Sachsen. 

Hauske, Dr. W., Regierungs-Assessor an der Strafanstalt Zwickau. 

Ausgetreten: 

Baden. 

Sch er r, Pfarrer in Weinheim. 

Wibel, Dr., Oberamtsrichter in Bühl. 

Zahn, Großh. Obersekretär am Arbeitshaus Kislau. 

Elsaß-Lothringen. 

Weiß, Dr., Geheimer Sanitätsrat, Anstaltsarzt in Metz. 

Preußen. 

A n t e ß , Amtsgerichtsrat in Tarnowitz. 

Döricht, Strafanstaltsdirektor in Jauer. 

Eberbach, Strafgefängnis — aufgelöst —. 

L i e d i g, Dr. med., Kreisarzt in Paderborn. 

Stöving, Strafanstaltsdirektor in Insterburg. 

Sachsen. 

Grünhain, Korrektionsanstalt — seit 1. Aug. 1912 der Strafanstalt 
Voigtsberg angegliedert. 

Sachsen-Meiningen. 

Breitung, Strafanstalts-Assistent am Zuchthaus Untermaßfeld. 

Oesterreich. 

Lachmayer, Strafanstaltsdirektor in Göllersdorf. 
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I. Anstalten und Anstaltsverwendung. 

A. Bestimmungen in Bezug auf Strafanstalten. 

§ 1 . 

1. Die Freiheitsstrafen sind in besonderen, für jede Art laXden 
ausschließlich bestimmten Anstalten oder Abteilungen zu voll- strafarten, 
ziehen. Bei Neubauten dürfen Zuchthaus-, Gefängnis- oder 
Einschließungsabteilungen, auch Zuchthaus- und Haft¬ 
abteilungen, nicht mehr in einer Anstalt vereinigt werden. 

2. In den Anstalten mit verschiedenen Abteilungen müssen 
die Einrichtungen für den Gottesdienst, den Unterricht und 
den Aufenthalt im Freien von den getrennt zu verwahrenden 
Arten von Gefangenen auch getrennt benützt werden. 

3. Bei den erkrankten Gefangenen darf von der Trennung 
abgesehen werden. 


§ 2 ‘ 

1. Die weiblichen Gefangenen sollen in für sie ausschließ- unterbrin- 
lich bestimmten Anstalten oder Abteilungen untergebracht ^"^ 0 !’ 
werden. Wo Gefangene der beiden Geschlechter in derselben fan g ener - 
Anstalt verwahrt werden, ist schon durch die Einrichtungen 

selbst jeder Verkehr zwischen den männlichen und den weib¬ 
lichen Gefangenen zu verhindern. 

2. In den größeren Anstalten oder Abteilungen werden 
tunlichst nur weibliche Beamten verwendet. In den kleineren 
Gefängnissen hat der Dienst an den weiblichen Gefangenen 
mindestens durch weibliche Hilfskräfte zu geschehen. 

3. Die körperliche Durchsuchung und das Baden darf nur 
weiblichen Personen übertragen werden. 


. §3. 

Aussonde- 

Die Gefangenen, die nicht im Besitz der bürgerlichen jung der^ 
Ehrenrechte sind, sollen Von den anderen Gefangenen getrenntohn^WesItz 

Werden. äerbürger- 


§4. 


liehen 

Ehren¬ 

rechte. 


1. An den Jugendlichen sind die Freiheitsstrafen von min- unterbnn- 
destens einem Monat in besonderen, ausschließlich dazu be- jfgeifd- 
stimmten Anstalten oder vollständig getrennten Abteilungen hcher - 
zu vollziehen; auch können die Jugendlichen darin bis zur 
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Volljährigkeit belassen werden. Die erstmalig Bestraften sind 
von den erheblich Vorbestraften zu trennen. Die vermindert 
Zurechnungsfähigen können von den voll Zurechnungsfähigen 
getrennt werden. 

Achtzehn- 2. An den Gefangepen, die zur Zeit des Strafantritts das 
b zwnäi•!z'ig^ achtzehnte, aber nicht das einundzwanzigste Lebensjahr voll¬ 
jährige. endet haben, können die Freiheitsstrafen von mindestens einem 
Jahr in besonderen ausschließlich dazu bestimmten Anstalten 
oder Abteilungen nach den für die Jugendlichen geltenden 
Vorschriften vollzogen werden, solange die Gefangenen sich 
als geeignet für einen solchen Vollzug erweisen. Sie werden 
dabei von den Jugendlichen und soweit sie einesteils Gefängnis-, 
andemteils Zuchthausstrafe zu verbüßen haben, auch von¬ 
einander getrennt. 

§ 5. 

r ung geistig An den nach §. RStGB. Verurteilten sind, soweit 

Min tf g e e r r wer 'deren Geisteszustand es erfordert, die Freiheitsstrafen in be¬ 
sonderen ausschließlich dazu bestimmten Anstalten oder Ab¬ 
teilungen zu vollziehen. Ein gleicher Vollzug kann an den 
körperlich Gebrechlichen erfolgen und zwar auch in Ver¬ 
bindung mit dem' Vollzug an geistig Minderwertigen. In diesen 
besonderen Anstalten oder Abteilungen sind die Zuchthaus¬ 
gefangenen von den anderen Gefangenen tunlichst zu trennen. 

B. Bestimmungen in Bezug auf Anstalten für sichernde 

Maßnahmen. 

§ 6 . 

häusen* Die Unterbringung in einem Arbeitshaus hat in staatlichen 
und tunlichst ausschließlich dazu bestimmten Anstalten zu er¬ 
folgen. Bei Verbindung mit andern Anstalten bildet das Ar¬ 
beitshaus eine baulich abgesonderte Anlage. Die männlichen 
Insassen werden von den weiblichen getrennt. Die wegen 
Diebstahls, Hehlerei oder Betrugs Verurteilten sind von den 
Zuhältern und diese wie jene von den übrigen Insassen ge¬ 
trennt zu halten. 


§ 7 ‘ 

Anstalten Die Verwahrung in Sicherungshaft (§. RStGB.) hat 

rmi shaft * n staa tÜ c h en und tunlichst ausschließlich dazu bestimmten 
g ' Anstalten zu geschehen. Erfolgt sie in einer auch zu andern 
Zwecken bestimmten Anstalt, so ist eine baulich abgesonderte 
Anlage dafür vorzusehen. Die männlichen Insassen werden 
von den weiblichen getrennt. 
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§ 8 - 

Die Verwahrung geistig Minderwertiger als sichernde «äfiJhti 

Maßnahme (§. RStGB.) darf weder in Strafanstalten« inderwer- 

oder Abteilungen für irre Gefangene, noch in Arbeitshäusern * ,ger 
erfolgen. 

• §9. 

Die Verwahrung von Trinkern als sichernde Maßnahme ^üng b vö» 
darf nicht in Strafanstalten oder Arbeitshäusern stattfinden. Trin *< eri '- 
Soweit Anstalten nicht staatlicher Art nicht zur Verfügung 
stehen, sind von Staats wegen Anstalten zu errichten. 

C. Gemeinsame Bestimmungen. 

§ 10 . 

1. Für die Zellen ist ein Luftraum von zweiundzwanzig Luft- und 
Kubikmetern und für die Fenster eine Lichtfläche von einem h Jr t ic ! ,tve j;- 
Quadratmeter das Mindestmaß. Für die Zellen, die zum Auf- ver- er 
enthalte nur bei Nacht und in der arbeitsfreien Zeit oder zur w ?ä£me gs 
Aufnahme nicht arbeitender Gefangener mit einer Strafzeit 

von höchstens zwei Wochen bestimmt sind, beträgt das 
Mindestmaß der Lichtfläche einen halben Quadratmeter. Jedes 
Zellenfenster wird so eingerichtet, daß es mindestens zur Hälfte 
geöffnet werden kann. 

2. Die Räume, die zum gemeinschaftlichen Aufenthalt bei 
Tag und Nacht dienen, werden nicht stärker belegt, als daß 
auf jeden Gefangenen ein Luftraum von sechzehn Kubikmetern 
entfällt. In den gemeinschaftlichen Schlafräumen beträgt der 
auf jeden Gefangenen entfallende Luftraum nicht weniger als 
zehn, in den gemeinschaftlichen Arbeitsräumen nicht weniger 
als acht Kubikmeter. 

3. Die Räume für die Einschließungsgefangenen müssen 
mindestens den doppelten Luftraum haben und sind besser 
auszustatten. 

4. Die Einzelkrankenräume erhalten einen Luftraum von 
mindestens vierzig Kubikmetern, die Gemeinschaftskranken¬ 
räume für jedes Bett einen solchen von mindestens dreißig 
Kubikmetern. 

5. Bei Landeskulturarbeiten ist die Unterbringung der 
Gefangenen in Baracken gestattet. 

§ 1L 

Für jede Anstalt wird eine Hausordnung erlassen, die ”? u n s ° e r ^- 
alle die Behandlung der Gefangenen, ihre Rechte und Pflichten nungen ' 
regelnden reichs- und landesrechtlichen Vorschriften enthält. 
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II. Aufnahme. 

§ 12 . 

Abnahme- Die Aufnahme erfolgt auf Grund einer schriftlichen Ver- 
'erfügung der Strafvollstreckungsbehörde. In der Aufnahme¬ 
verfügung wird das Urteil, der amtsrichterliche Strafbefehl 
oder die polizeiliche Strafverfügung, sowie die Straftat, die 
Strafe und der Zeitpunkt bezeichnet, von dem ab die Strafzeit 
zu berechnen ist. Ist die Strafe schon zum Teil verbüßt oder 
ist Untersuchungshaft angerechnet, so ist dies in der Auf¬ 
nahmeverfügung zu vermerken. Gleichzeitig teilt die Straf¬ 
vollstreckungsbehörde, falls sie nicht selbst mit der Leitung 
der Anstalt betraut ist, mit, was über frühere Bestrafungen 
bekannt ist. 


§ 13. 

Verzeichnis!' 1* Ueber die Aufnahme und die Entlassung ist ein Ver¬ 
zeichnis zu führen. 

2. In das Verzeichnis wird eingetragen: der Tag und die 
Stunde der Aufnahme, der Name, die Geburtszeit und der 
Geburtsort, der Stand, das Religionsbekenntnis, der Familien¬ 
stand. und der Wohnort des Aufgenommenen, der Tag der Auf¬ 
nahmeverfügung und des Urteils, des amtsrichterlichen Straf¬ 
befehls oder der polizeilichen Strafverfügung, sowie die Strafe 
und ihre Dauer, der Tag, die Stunde und der Grund der Ent¬ 
lassung. 


§ 14. 

ve'rurteihem 1- Kinder dürfen von den Verurteilten nicht mitgebracht 
‘werden. Eine Ausnahme ist nur zulässig, wenn Säuglinge 
von der Mutter nicht getrennt werden können. 

2. Kinder, die außer diesem Fall mitgebracht werden, sind 
nur solange in der Anstalt zu belassen bis die Polizei- oder 
die Armenbehörde für die Unterbringung gesorgt hat. 

§ 15. 

Kranke. Anscheinend kranke Personen müssen sobald als möglich 
dem Arzte vorgestellt werden, der über die Aufnahmefähigkeit 
entscheidet. Verneint er sie, so ist die Entschließung der Voll¬ 
streckungsbehörde unverzüglich einzuholen. 


Durch¬ 

suchung. 


§ 16. 

1. In der Regel sind die Gefangenen und ihre Sachen zu 
durchsuchen. 
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2. Bei der körperlichen Durchsuchung ist das Scham- und 
Ehrgefühl zu schonen. 

3. Die den Gefangenen während der Strafverbüßung ent- v J n bn Q a e h ^_ 
behrlichen Gegenstände werden in der Regel abgenommen J ständen. 
Geld, Kostbarkeiten und Gegenstände, die eine mißbräuchliche 
Verwendung befürchten lassen, sind abzunehmen^ 

4. Für die Zwecke des Erkennungsdienstes dürfen Mes-Erkenmmgs- 
sungen, Abbildungen und sonst erforderliche Feststellungen dienst 
vorgenommen werden. 

§ 17. 

1. Jeder Gefangene ist bei der Aufnahme zur Befolgung™™^* 
der Hausordnung zu ermahnen und darauf hinzuweisen, daß Ordnung, 
er einen Abdruck der für ihn maßgebenden Vorschriften in 
seinem Haftraum vorfindet. 

2. Den Gefangenen wird bei der Aufnahme von der Be- MWdiung 

rechnung der Strafzeit Kenntnis gegeben. berechnung. 

III. Form der Verwahrung. 

§ 18. 

Bei der Anordnung der Haftform (Einzel- oder Gemein- Haftform - 
schaftshaft) ist auf die Persönlichkeit, die Tat und das Vor¬ 
leben, des Gefangenen Rücksicht zu nehmen. Die Anordnung 
ist widerruflich. 


§ 19. 

Bei der Einzelhaft wird der Gefangene allein in einer Zelle Einzelhaft, 
verwahrt und auch für die Arbeit, den Aufenthalt im Freien, 

(§21, Absatz 2), den Gottesdienst und den Schulunterricht 
von den anderen Gefangenen getrennt. Für den Aufenthalt 
im Freien, den Gottesdienst und den Schulunterricht kann 
von der Trennung abgesehen werden. 

§ 20 . 

1. Regelmäßig beginnt der Vollzug mit Einzelhaft. Strafen 
bis zur Dauer von drei Monaten werden, wenn angängig, ganz 
in Einzelhaft vollzogen. Die Einzelhaft kann fortdauern, so¬ 
lange sie erforderlich erscheint, ohne Zustimmung des Ge¬ 
fangenen jedoch nicht über drei Jahre. Sie hat über diese 
Grenze hinaus fortzudauern, wenn von dem Gefangenen ein 
schädlicher Einfluß auf die Mitgefangenen zu besorgen oder 
die Sicherheit gefährdet ist. Die Einzelhaft bleibt aus- 
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geschlossen, wenn anzunehmen ist, daß sie mit Gefahr für den 
körperlichen oder geistigen Zustand des Gefangenen ver¬ 
bunden sein würde. 

2. Den Anträgen von Gefangenen, in Einzelhaft gehalten 
zu werden, ist stattzugeben. 

§ 21 . 

schaftshaft. 1- Bei der Gemeinschaftshaft ist eine Trennung der Ge¬ 
fangenen während des Aufenthalts im Freien, im Gottesdienst 
und im Schulunterricht nicht ausgeschlossen. 

2. Durch die Hausordnung wird bestimmt, wieweit ein 
Verkehr zwischen den Gefangenen stattfinden darf. 

3. Für die Nacht werden die Gefangenen voneinander ge¬ 
trennt, soweit nicht der körperliche oder geistige Zustand ein¬ 
zelner die gemeinsame Verwahrung nötig macht. 


IV. Behandlung. 

A. Allgemeines. 

§ 22. . 

es g voH- 1- Jede in den Gesetzen oder Ausführungsvorschriften 
zugs. nicht zugelassene Schärfung oder. Milderung der Strafe ist 
verboten. 

2. Mit der Zufügung des Straf Übels und der Aufrecht¬ 
erhaltung von Zucht und Ordnung sind geistige und sittliche 
Hebung, Erhaltung der Gesundheit und Arbeitskraft, gleich¬ 
mäßig in der Einzel- und Gemeinschaftshaft, anzustreben. 

3. Diese Ziele sind mit Strenge, Gerechtigkeit und Mensch¬ 
lichkeit sowie unter Beachtung der Persönlichkeit, der Tat und 
des Vorlebens der Gefangenen zu verfolgen; namentlich muß 
das weibliche Geschlecht, Gebrechlichkeit oder vorgerücktes 
Lebensalter berücksichtigt werden. 


§ 23. 


Milderung 
des Straf¬ 
zwanges in 
Vollzugs¬ 
stufen. 


1. Bei dem Vollzug von Zuchthausstrafen, sobald deren 
Dauer ein Jahr überschritten hat, und von Gefängnisstrafen 
nach Ablauf von sechs Monaten kann eine allmähliche Mil¬ 
derung des regelmäßigen Strafzwanges eintreten hinsichtlich 
der Auswahl der Arbeit, der Höhe der Arbeitsbelohnung, des 
Ausmaßes von Besuchen und brieflichen Verkehrs, des Lese¬ 
stoffes, sowie der Gewährung sonstiger Vergünstigungen. 
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2. Auch vorher schon können zur Aufmunterung für be¬ 
sonders fleißige und sich gut führende Gefangene einzelne Ver¬ 
günstigungen (§§ 27, 33 Absatz 3 Satz 2, 34, 42, 43, 44) 
gewährt werden. 


§ 24. 

1. Ueber alle Maßnahmen des Strafvollzugs, insbesondere Bes ^werde- 
der Behandlung und der Disziplin, steht den Gefangenen die rec 
Beschwerde zu. Eine Beschwerde, die erst nach Ablauf einer 
Woche seit dem als beschwerend bezeichneten Vorgang er¬ 
hoben wird, hat auf Berücksichtigung keinen Anspruch. 

2. Die gemeinsame Beschwerde mehrerer Gefangener ist 
unzulässig. 

3. Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung. 

4. Ueber die Beschwerde wird, soweit nicht die StPO. 

Platz greift, von der Aufsichtsbehörde entschieden. Wird die 
Aufsicht unmittelbar von der Oberaufsichtsbehörde geführt, 
so ist die Entscheidung endgültig. Andernfalls steht der Ober¬ 
aufsichtsbehörde die Entscheidung über die weitere Be¬ 
schwerde zu. 


B. Seelsorge. 

§ 25. 

1. Keinem Gefangenen darf der Zuspruch eines Geist- Einzeiseei- 

lichen seines Bekenntnisses versagt werden. s °oo e ttes nd 

dienst. 

2. Für die Angehörigen der christlichen Kirchen und des 
jüdischen Bekenntnisses ist geordnete Seelsorge zu sichern. 

Soweit es erforderlich ist, sind regelmäßige Gottesdienste oder 
Andachten einzurichten. 

3. Zur Teilnahme an den Gottesdiensten oder Andachten 
ihres Bekenntnisses sind alle Gefangenen verpflichtet; aus be¬ 
sonderen Gründen kann nach Anhörung des Geistlichen davon 
entbunden werden. Ein Zwang zur Teilnahme an dem 
Empfang der Sakramente findet nicht statt. 

§ 26. 

In den Anstalten oder Abteilungen für Jugendliche findet ReHgious- 
Religionsunterricht statt. Auch Erwachsenen kann solcher un e r,c 1 
erteilt werden. 
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C. Arbeit. 

§ 27. 

pnkht s ’ 1 Die Zuchthausgefangenen sind in der Anstalt zu den 
Seibstbe- eingeführten Arbeiten anzuhalten. Auch zu Arbeiten außer- 
chaftlgun 2 halb der Anstalt dürfen sie angehalten werden, dabei müssen 
sie von freien Arbeitern und Gefangenen anderer Art getrennt 
werden. 

2. Die Gefängnisgefangenen sind, soweit es die Einrich¬ 
tungen der Anstalt zulassen, zu Arbeiten anzuhalten, die 
ihren Lebensverhältnissen tunlichst entsprechen. Außerhalb 
der Anstalt dürfen sie ohne ihre Zustimmung nicht beschäftigt 
werden. Dabei müssen sie von freien Arbeitern und Gefangenen 
anderer Art getrennt werden. Ausnahmsweise kann ihnen 
widerruflich gestattet werden, sich selbst Arbeiten zu be¬ 
schaffen, die mit der Ordnung in der Anstalt verträglich sind. 

3. Die Haftgefangenen dürfen sich mit Arbeiten, die mit 
der Ordnung in der Anstalt verträglich sind, selbst beschäf¬ 
tigen, erhalten jedoch, soweit dies nicht geschieht, Arbeiten, 
die ihren Lebensverhältnissen tunlichst entsprechen, zuge¬ 
wiesen und sind zur Leistung dieser Arbeiten verpflichtet. 

4. Die Einschließungsgefangenen sind verpflichtet, sich 
mit Arbeiten, die mit der Ordnung in der Anstalt verträglich 
sind, selbst zu beschäftigen und werden, soweit dies nicht ge¬ 
schieht, zu solchen Arbeiten angehalten. 

5. In den Fällen des Absatz 2 und 3 kann die Selbst¬ 
beschäftigung von der Zahlung einer Entschädigung abhängig 
gemacht werden. 

§ 28. 

^Arbeite- 1- Die Sonntage und diejenigen Tage, welche am Orte des 
flauer. Strafvollzugs rechtlich als Feiertage gelten, sind, abgesehen 
von Haus- und Notarbeit, arbeitsfrei. 

2. Die Arbeitsdauer ist für die Zuchthausgefangenen 
länger als für die Gefängnisgefangenen und für diese länger 
als für die Haft- und die Einschließungsgefangenen zu be¬ 
messen. 

3. In der Regel dürfen die Zuchthausgefangenen nicht 
mehr als zwölf, die Gefängnisgefangenen nicht mehr als elf 
und die Haft- und Einschließungsgefangenen nicht mehr als 
acht Stunden zur Arbeit angehalten werden. 

4. Die Arbeit wird durch angemessene Essens- und Er¬ 
holungspausen unterbrochen; diese sind für die Gefängnis¬ 
gefangenen länger zu bemessen wie für die Zuchthausgefange¬ 
nen und für die Haft- und die Einschließungsgefangenen 
länger wie für die Gefängnisgefangenen. 


J 
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§ 29. 

1. Gesundheitsgefährliche Arbeiten dürfen nicht zu- Arb< * sart 

gelassen werden. Arbeitsmaß. 

2. Die Beschäftigung von Gefangenen für den Privat¬ 
bedarf der Anstaltsbeamten ist ausgeschlossen mit Ausnahme 
von Feld- und Gartenarbeit. 

3. Wo die Art der Arbeit es zuläßt, wird ein tägliches 
Arbeitsmaß festgesetzt und dessen Leistung Übemacht. Die 
Leistung des Arbeitsmaßes befreit nicht von dem Weiterarbeiten 
innerhalb der vorgeschriebenen Arbeitszeit. 

§ 30. 

1. Der Ertrag der den Gefangenen zugewiesenen Arbeit Arb r |g* cr ‘ 

fließt in die Staatskasse; der Ertrag der Selbstbeschäftiguug Arbeiis- 
verbleibt den Gefangenen (§ 27, Absatz 2—5). beiohnung. 

2. Den Gefangenen kann aus dem Ertrag der zugewiesenen 
Arbeit eine Arbeitsbelohnung gutgeschrieben werden, die für 
die verschiedenen Strafarten verschieden zu bemessen ist. Ein 
Recht auf die Gutschrift und die Auszahlung der gutgeschrie¬ 
benen Beträge steht den Gefangenen nicht zu. 

3. Im Wege der Zwangsvollstreckung ist die Beschlag¬ 
nahme der gutgeschriebenen, aber noch im Gewahrsam einer 
Behörde oder einer Fürsorgestelle befindlichen Arbeitsbeloh¬ 
nung nicht zulässig. Die den Gefangenen’ bereits ausgehän¬ 
digte Arbeitsbelohnung darf auch nicht zum Gegenstand der 
Zwangsvollstreckung wegen Gerichts- oder Strafvollzugskosten, 

Steuern, Gebühren, Kosten der Armenpflege und ähnlicher 
Verpflichtungen gemacht werden. 

4. Wenn ein Gefangener Staatseigentum vorsätzlich oder 
grobfahrlässig beschädigt oder wenn er entweicht, kann die 
gutgeschriebene Arbeitsbelohnung zum Ersatz des Schadens 
und der bei der Entweichung abhanden gekommenen oder be¬ 
schädigten Gegenstände, sowie der Kosten der Verfolgung und 
Zurückführung in Anspruch genommen werden. 

§ 31. 

1. Bei der Verwertung der Arbeitskraft der Gefangenen yeriiäu.iis 
ist das Interesse des Privatgewerbes und der freien Arbeit 2 Arbeit." 
überhaupt im weitesten Maße zu schonen. Die Verdingung 

der Arbeitskraft der Gefangenen an private Arbeitgeber ist ein¬ 
zuschränken und im übrigen der Arbeitsbetrieb auf tunlichst 
zahlreiche Geschäftszweige zu verteilen. 

2. In erster Linie sind soweit als möglich alle für die An¬ 
stalten erforderlichen Kleidungs-, Lagerungs- und Einrich- 
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tungsgegenstände, sowie die dazu nötigen Stoffe durch Ge¬ 
fangene anzufertigen. Die Hausarbeiten müssen durch Ge¬ 
fangene verrichtet werden. 

3. Außerdem ist die Beschäftigung der Gefangenen mit 
staatlichen oder gemeinnützigen oder von einer Staatsbehörde 
beaufsichtigten Arbeiten anzustreben. 

D. Beköstigung, Bekleidung und Lagerung. 

§ 32. 

meines. 1. Die Beköstigung, Bekleidung und Lagerung sind unter 
dem Gesichtspunkt der Erhaltung der Gesundheit und Arbeits¬ 
kraft einzurichten und die näheren Bestimmungen unter Be¬ 
rücksichtigung auch der konfessionellen oder rituellen, klima¬ 
tischen und sonstigen örtlichen Verhältnisse zu treffen. Ins¬ 
besondere ist die Hinlänglichkeit der Ernährung bei längeren 
Strafen durch Wägungen der Gefangenen bei der Aufnahme 
und Entlassung, sowie in der Zwischenzeit zu überwachen. 

2. Die Haar- und Barttracht wird nur aus Gründen der 
Reinlichkeit und Schicklichkeit verändert. 

§ 33. 

Bestimmen- l. Die Zuchthaus- und die Gefängnisgefangenen erhalten 
^einzelnen Beköstigung, Kleidung und Lagerung von der Anstalt. Den 
Gefangenen.^3 e ^ n g n isS e ^ an S enen > die sich im Besitz der bürgerlichen 
Ehrenrechte befinden, ist der Gebrauch eigener Kleidung, 
Wäsche und Bettstücke zu gestatten, wenn diese angemessen 
und ausreichend sind. 

2. Den Gefängnisgefangenen kann aus Gründen der Ge¬ 
sundheit Selbstbeköstigung bewilligt werden, sofern sich eine 
genügende andere Kost nach den Einrichtungen der Anstalt 
nicht beschaffen läßt. 

3. Die Einschließungsgefangenen dürfen sich selbst be¬ 
köstigen und selbst angemessen kleiden, auch eigene Wäsche 
und Bettstücke benützen (Absatz 1); ein gleiches kann den 
Haftgefangenen gestattet werden. 

4. Die Selbstbeköstigung darf die Grenzen eines mäßigen 
Genusses nicht überschreiten. Branntwein ist ausgeschlossen. 

5. Für Transporte, Termine, Vorführungen und ähnliche 
Anlässe kann den Zuchthaus- und den Gefängnisgefangenen, 
auch wenn sie nicht im Besitz der bürgerlichen Ehrenrechte 
sind, das Tragen eigener Kleidung gestattet werden. 
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§ 34. 

1. Den Zuchthausgefangenen kann nach Ablauf von sechs, ®| s h ° r "^ er s ! 
den Gefängnisgefangenen nach Ablauf von drei Monaten, denund oenua- 
Haft- und den Einschließungsgefangenen vom Beginn der m,ttel ' 
Strafzeit an die Beschaffung von besonderen Nahrungs- und 
Genußmitteln mit Ausnahme von alkoholischen Getränken aus 

der Arbeitsbelohnung als Vergünstigung (§ 23) gestattet 
werden. 

2. Die Haft- und die Einschließungsgefangenen dürfen 
neben ihrer Arbeitsbelohnung auch eigenes Geld für solche 
Nahrungs- und Genußmittel verwenden, jedoch nur in den 
Grenzen eines mäßigen Genusses. 

3. Von den Genußmitteln können Rauch-, Schnupf- und 
Kautabak den Jugendlichen und den Zuchthausgefangenen, 
soweit diese nicht mit schwerer Außenarbeit beschäftigt werden, 
nicht gestattet werden. 

E. Gesundheitsfürsorge, Krankheits- und Todesfälle. 


1. Die nicht im Freien beschäftigten Gefangenen haben Aufenthalt 
sich täglich mindestens eine Stunde im Freien aufzuhalten. 

2. Für die Haft- und die Einschließungsgefangenen ist die 
Zeit unter Berücksichtigung der Strafdauer höher, jedoch für 
die Haftgefangenen auf nicht mehr als zwei und für die Ein¬ 
schließungsgefangenen auf nicht mehr als fünf Stunden täglich 
zu bemessen. 

3. Für die Jugendlichen muß die Dauer mindestens zwei 
Stunden betragen, während der sie auch zu körperlichen 
Uebungen angehalten werden sollen. 

4. Die in Arrest befindlichen Gefangenen sind während 
des Aufenthalts im Freien von den anderen Gefangenen ge¬ 
trennt zu halten. 

§ 36. 

Wenn nicht aus zwingenden Gründen eine Entbindungschwangere, 
innerhalb der Strafanstalt erfolgen muß, ist die Ueberführung 
der Schwangeren in eine Entbindungsanstalt zu veranlassen, 
sofern sich nicht die Beurlaubung mehr empfiehlt. 

§ 37. 

1. Bei Erkrankungen ist der Anstaltsarzt und wenn dieser Erkran- 
nicht erreichbar ist, ein anderer Arzt herbeizurufen. Auf An-Hy^en und 
trag des Anstaltsarztes kann die Zuziehung eines zweiten 
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Arztes, insbesondere eines Spezialarztes, erfolgen. Es kann 
auch den Gefangenen gestattet werden, auf ihre Kosten die 
Hilfe eines andern Arztes beizuziehen. 

2. Die ärztliche Behandlung der Erkrankten findet in der 
Regel in der Strafanstalt selbst oder in einer nur für erkrankte 
Gefangene bestimmten Anstalt statt. Nur wenn der Zustand 
des Erkrankten es erfordert, erfolgt die Versetzung in eine 
andere Heilanstalt, sofern sich nicht die Beurlaubung mehr 
empfiehlt. 

3. Die lebensgefährliche Erkrankung oder der Tod eines 
Gefangenen ist den bekannten nächsten Angehörigen, auf Ver¬ 
langen auch anderen Personen, unverzüglich mitzuteilen. 

§ 38. 

°kranfung r ' b Die einer Geisteskrankheit verdächtigen Gefangenen 
. ins : sind durch irrenärztlich vorgebildete Sachverständige zu be- 

besondere. * « , ö o . 

handeln. 

2. Wenn Gefangene in Geisteskrankheit verfallen, so sind 
sie entweder in einer Kriminalirren-Anstalt oder -Abteilung zu 
behandeln oder in eine auswärtige öffentliche Heil- oder Pflege¬ 
anstalt zu versetzen, sofern sich nicht die Beurlaubung mehr 
empfiehlt. 


§ 39. 

heitspollzei. 1- Die Anstalten unterstehen den allgemeinen Vorschriften 
über gesundheitspolizeiliche Ueberwachung. 

amtiidfe 2. Bei den standesamtlichen Anzeigen von Geburten und 
Anzeigen. Todesfällen (Gesetz vom 6. Februar 1875, R.-G.-Blatt für 
1899, S. 225) ist jede Bezugnahme auf die Anstalt als Ge- 
burts- oder Todesstätte zu vermeiden. 


§ 40. 


Behandlung 
der Leichen. 


1. Die Leichen der Zuchthaus- und Gefängnisgefangenen, 
sowie der Insassen der Arbeitshäuser und der in Sicherungs¬ 
haft Verwahrten können öffentlichen Anstalten zu wissen¬ 
schaftlichen Zwecken überwiesen werden, falls nicht binnen 
achtundvierzig Stunden seit der Kenntnis von dem Todesfälle 
nahestehende Personen die Beerdigung verlangen und deren 
Kosten gedeckt sind. 


2. Die Obduktion jener Leichen ist jedenfalls zulässig. 
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F. Bildungsfürsorge. 

§ 41. 

Die Gefangenen in den Anstalten oder Abteilungen für 
Jugendliche erhalten angemessenen Schulunterricht. Auch für 
Erwachsene kann solcher eingerichtet werden. 

§ 42. 

1. Zur Benützung während der arbeitsfreien Zeit ist eine 
ausreichende Zahl von religiösen, belehrenden und unterhalten¬ 
den Büchern und Schriften bereit zu halten. 

2. Die Zuchthaus- und die Gefängnisgefangenen dürfen 
Bücher und Schriften der Regel nach nur aus der Sammlung 
der Anstalt entnehmen. Ausnahmsweise können für die Ge¬ 
fangenen in Einzelhaft auch Zeitungen und Fachschriften zu¬ 
gelassen werden. 

3. Die Haft- und die Einschließungsgefangenen dürfen 
sich Bücher, Schriften und Zeitungen auch selbst verschaffen, 
soweit es mit der Ordnung in der Anstalt verträglich ist. 

G. Verkehr. 

§ 43. 

1. In der Regel ist den Zuchthausgefangenen alle drei 
Monate, den Gefängnisgefangenen jeden Monat, den Haft- und 
den jugendlichen Gefangenen alle zwei Wochen ein Besuch 
von Angehörigen in Gegenwart eines Beamten zu gestatten. 
Die Zulassung anderer oder weiterer Besuche kann gestattet 
werden. 

2. Den Einschließungsgefangenen wird der Empfang von 
Besuchen gestattet, insoweit kein Mißbrauch zu besorgen ist. 

3. Bei Mißbrauch kann die Erlaubnis zum Empfang von 
Besuchen beschränkt oder auf bestimmte Zeit entzogen werden. 

§ 44. 

1. Der schriftliche Verkehr der Gefangenen unterliegt der« 
Aufsicht des Vorstandes. Von dem Inhalt der ein- und aus¬ 
gehenden Briefe darf der Geistliche, nötigenfalls auch der Arzt, 
sowie bei den Jugendlichen der Lehrer Kenntnis nehmen. Den 
erwachsenen Haftgefangenen kann der unbeaufsichtigte Brief¬ 
verkehr widerruflich gestattet werden. 

2. Die Zuchthausgefangenen dürfen in der Regel alle drei 
Monate, die Gefängnisgefangenen jeden Monat, die Haft- und 


Schulunter¬ 

richt. 


Lesestoff. 


Besuche. 


ichriftlicher 
Verkehr 
im Allge¬ 
meinen. 
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die jugendlichen Gefangenen alle zwei Wochen einen Brief ab¬ 
gehen lassen. 

3. Die Einschließungsgefangenen werden im schriftlichen 
Verkehr nur insoweit eingeschränkt, als Mißbräuche zu be¬ 
fürchten sind. 

4. Bei Mißbrauch kann der briefliche Verkehr beschränkt 
oder auf bestimmte Zeit entzogen werden. 

5. Wird ein Brief seines Inhalts wegen nicht ausgehändigt 
oder eine Eingabe oder ein Brief nicht abgesandt, so ist dem 
Gefangenen unter Mitteilung des Grundes davon Kenntnis zu 
geben. Der einwandfreie Teil eines eingegangenen Briefes ist 
mitzuteilen. 

6. Die Schriften Geisteskranker, insbesondere der als solche 
zu erachtenden Querulanten sind im Einverständnis mit dem 
Arzt ohne weiteres zu den Akten zu nehmen (§ 72, Absatz 2, e). 


Rechts- und 
Geschäfts 


§ 45. 

1. Der Besuchs- und Briefverkehr in Rechts- und Ge- 
an gdege n - schäftsangelegenheiten und für das Fortkommen in der Freiheit 

ist soweit angemessen zu erleichtern. 

2. Die Eingaben an die Gerichte, die Staatsanwaltschaften 
und die Aufsichtsbehörden werden nicht zurückgehalten, Ein¬ 
gaben an andere Behörden nur danp, wenn sie beleidigenden 
oder sonst strafbaren Inhalts sind; § 44, Absatz 6, ist an¬ 
wendbar. 


H. Besondere Bestimmungen für die Jugendlichen. 

§ 46. 

A "^es ben * dem Vollzug an den Jugendlichen sind Erziehung 

Vollzugs. und Fortbildung besonders zu berücksichtigen. Namentlich ist 
der Gesangs-, Turn- und Handfertigkeitsunterricht zu pflegen. 

2. Wenn die Länge der Strafzeit die Beschäftigung mit 
anderen als rein mechanischen Arbeiten zuläßt, ist die Er¬ 
lernung eines Handwerks oder einer technischen Fertigkeit an¬ 
zustreben. Den bereits einem Beruf angehörigen Jugendlichen 
oder solchen, die sich einem bestimmten Beruf widmen wollen, 
ist theoretische und praktische Ausbildung zu vermitteln. 

§ 47 . 

Arbeit. 1. Die jugendlichen Haftgefangenen haben keinen An¬ 
spruch auf Selbstbeschäftigung; solche kann aber gestattet 
werden. 
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2. Für die Jugendlichen und die Gefangenen bis zum ein¬ 
undzwanzigsten Lebensjahr ist bei der Bemessung der Arbeits¬ 
dauer auf die geistige und körperliche Entwicklung Rücksicht 
zu nehmen. 

3. Die Erholungspausen bei der Arbeit der jugendlichen 
Gefängnisgefangenen sind nach dem in § 28, Absatz 4, für 
die Haft- und die Einschließungsgefangenen gegebenen Grund¬ 
satz zu bestimmen. 

§ 48. 

Die Oberkleidung der Jugendlichen ist von derjenigen der Kleidung - 
Erwachsenen in Schnitt und Farbe verschieden zu gestalten 
(§ 71, Absatz 1 b). 

§ 49. 

In den Hausordnungen der Anstalten oder Abteilungen s S$erbe- 
für die Jugendlichen können von den §§ 32, 33 und 42 ab-Stimmungen 
weichende Bestimmungen getroffen werden. 

V. Disziplin und Ordnungsstrafen. 

§ 50. 

Den Gefangenen ist bei Vermeidung der Bestrafung alles Disziplin, 
untersagt, was gegen die allgemeinen gesetzlichen Vorschriften, 
die Hausordnung (§ 11, 17), die sonstigen Anordnungen und 
gegen Sitte und Anstand verstößt. Den Befehlen der Anstalts¬ 
beamten haben sie Gehorsam zu leisten und sind verpflichtet, 
alle dienstlichen Fragen wahrheitsgemäß zu beantworten. 

§ 51. 

1. Als Ordnungsstrafen sind zulässig: °sSf" 

a) Verweis; 

b) Entziehung von Vergünstigungen (§§ 27, 30 Ab¬ 
satz 2, 33, 34, 42 Absatz 2 und 3, 43, 44; 

c) Entziehungen der Bücher und Schriften bis zur 
Dauer von vier Wochen ; 

d) Entziehung der Arbeit bis zur Dauer eine Woche bei 
Einzelhaft; 

e) Entziehung des Bettlagers bis zur Dauer einer 
Woche; 

f) Schmälerung der Kost bis zur Dauer einer Woche; 

g) Arrest bis zur Dauer von sechs Wochen, womit für 
diese Zeit Entziehung der besonderen Genußmittel 
und Vergünstigungen, der Bücher und Zeitschriften 
sowie der Schreib- und Besuchserlaubnis ver¬ 
bunden ist; 
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Verfahren. 


h) Fesselung bis zur Dauer von zwei Wochen gegen 
männliche Zuchthausgefangene; 

i) Schulstraien des am Strafort geltenden Rechts gegen 
noch schulpflichtige Jugendliche. ' 

2. Die unter a—f bezeichneten Ordnungsstrafen werden 
einzeln oder in Verbindung miteinander zur Anwendung ge¬ 
bracht. 

Der Arrest kann verschärft werden durch : 

a) Entziehung der Arbeit; 

b) Entziehung des Bettlagers, 

c) Schmälerung der Kost, 

d) Verdunkelung der Zelle. 

3. Die Schärfungen werden einzeln oder in Verbindung 
miteinander für die ganze Dauer oder für einen Teil der be¬ 
stimmten Zeit, die Schärfung durch Verdunkelung der Zelle 
jedoch nicht für mehr als vier Wochen verhängt. Dauert der 
Arrest länger als eine Woche, so kommen die damit ver¬ 
bundenen, in Absatz 2, b, c, d bezeichneten Schärfungen am 
vierten, achten und demnächst an jedem dritten Tage in Weg¬ 
fall. Die Schmälerung der Kost darf nicht über zwei Wochen 
erstreckt werden. 

4. Gegen die Jugendlichen ist die Schärfung des Arrestes 
durch Verdunkelung der Zelle ausgeschlossen. 

5. Gegen die Einschließungsgefangenen sind nur die in 
Absatz 1, a—c, bezeichneten Ordnungsstrafen zulässig. 

§ 52. 

1. Die Strafen werden von dem Vorstand oder von einer 
Aufsichtsbehörde nach Anhörung der Gefangenen verhängt und 
in der Regel sofort vollstreckt (§ 24); sie können auf Wohl¬ 
verhalten ausgesetzt, auch nachträglich ermäßigt oder erlassen 
werden. 

2. Die Zuständigkeit zur Verhängung bestimmt sich nach 
der Zeit und dem Ort der Verfehlung. 

3. Durch die Einleitung eines gerichtlichen Strafverfahrens 
wird eine Ordnungsstrafe nicht ausgeschlossen. 

4. Soweit es sich nicht um eine der in § 51, Absatz 1, a—c 
bezeichneten Strafen handelt, wird dem Arzte rechtzeitig Mit¬ 
teilung gemacht, damit er Bedenken gegen die Vollstreckung 
geltend machen kann. 

5. Bei schweren Verfehlungen am Schlüsse der Strafzeit 
kann noch über deren Ende die Ordnungsstrafe fortdauern, 
jedoch nicht länger als eine Woche. 

6. Jede Ordnungsstrafe ist in ein Strafbuch einzutragen. 




21 


§ 53. 

Zur Bewältigung tätlichen Widerstandes sowie zur Siche- Sic ^™^ s - 
rung wird, sofern gelindere Mittel nicht ausreichen, die "" e 
Zwangsjacke oder die Fesselung angewendet. 

VI. Entlassung. 

§ 54. 

1. An dem letzten Straftage können die Gefangenen in Entlassung. 
Rücksicht auf die Verkehrsverbindungen eine mäßige Zeit vor 

dem Straf ablaufe entlassen werden. 

2. Fällt das Strafende in die Zeit von 6 Uhr abends bis 
7 Uhr morgens, so sind die Gefangenen schon am Abend um 
6 Uhr zu entlassen. Auf Antrag ist ihnen das Verbleiben in 
der Anstalt bis zum nächsten Morgen zu gestatten. 

3. Die Gefangenen müssen bei der Entlassung so gekleidet Re’isl^und’ 
sein, wie es die Jahreszeit, Gesundheit und Sitte erfordert und zehrgew. 
nötigenfalls mit Reise- und Zehrgeld versehen werden. 

4. Auf Verlangen ist eine Bescheinigung über die Straf- büß ^ n er ‘ be . 

verbüßung zu erteilen. scheinigung. 

§ 55. 

Die zu einer längeren Freiheitsstrafe Verurteilten können, vorläufige 
wenn sie bei Zuchthaus drei Vierteile und mindestens ein Jahr, Entlassung ' 
bei Gefängnis zwei Dritteile und mindestens sechs Monate, 
bei Haft und Einschließung die Hälfte und mindestens sechs 
Monate der Strafe verbüßt haben, vorläufig entlassen werden. 

Ist Untersuchungshaft angerechnet, so gilt als Strafe der noch 
zu verbüßende Teil. 

§ 56. 

Die vorläufige Entlassung ist nur zulässig, wenn der Ge- 
fangene sich während der Strafverbüßung gut geführt hat und nisse 
nach seiner Vergangenheit und seinen sonstigen Verhältnissen 
die Erwartung künftigen Wohlverhaltens rechtfertigt, sowie 
wenn eine zu seinem Unterhalt ausreichende Arbeitsgelegen¬ 
heit gesichert oder dargetan ist, daß in anderer Weise für sein 
Unterkommen und seinen Unterhalt gesorgt wird. 

§ 57. 

1. Die vorläufige Entlassung kann widerrufen werden, widerruf, 
wenn der Entlassene sich schlecht führt oder den ihm bei und 
nach der Entlassung auferlegten Verpflichtungen zuwider¬ 
handelt. 
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2. Im Falle des Widerrufs wird die seit der vorläufigen 
Entlassung bis zur Wiedereinlieferung verflossene Zeit auf die 
Strafe nicht angerechnet. 

3. Sind seit der vorläufigen Entlassung zwei Jahre oder, 
wenn der noch zu verbüßende Strafrest mehr beträgt, ein Zeit¬ 
raum von dessen Dauer verstrichen, ohne daß ein Widerruf 
erfolgt ist, so gilt die Strafe als verbüßt. 

4. Wenn ein innerhalb der Bewährungsfrist entstandener 
Widerrufsgrund erst nach dem Ablauf der Frist bekannt wird, 
so kann die vorläufige Entlassung noch nachträglich wider¬ 
rufen werden. Mit dem Ablauf von drei Monaten seit Be¬ 
endigung der Bewährungsfrist ist der Widerruf ausgeschlossen. 

5. Wenn bei Ablauf der Bewährungsfrist ein Straf¬ 
verfahren gegen den Entlassenen anhängig ist, kann die vor¬ 
läufige Entlassung noch innerhalb sechs Wochen nach dem 
rechtskräftigen Abschluß jenes Verfahrens widerrufen werden. 

§ 58. 

verfahren. l. Ueber die vorläufige Entlassung und über den Widerruf 
entscheidet die oberste Justizaufsichtsbehörde, in dem ersten 
Fall nach Anhörung des Vorstandes der Strafanstalt. 

E Festnatoe e 2. Wenn sich der Verdacht eines Widerrufsgrundes ergibt 
und die Flucht des Entlassenen zu befürchten ist, kann die 
Polizeibehörde des Aufenthaltortes die einstweilige Festnahme 
anordnen. Die Entscheidung über den Widerruf ist sofort ein¬ 
zuholen; dieser gilt als an dem Tage der Festnahme erfolgt. 


VII. Besondere Bestimmungen für den Vollzug 
sichernder Maßnahmen. 

A. Arbeitshaus. 

§ 59. 

Auf le S ben Das Arbeitshaus soll die Insassen geistig und sittlich 

Vollzugs. heben und wieder an ein arbeitsames und gesetzmäßiges Leben 
gewöhnen. 

§ 60. 

Haftform. 1. Die Insassen sind in Gemeinschaftshaft zu halten. 

Einzelhaft ist, soweit sie mit dem körperlichen oder geistigen 
Zustand eines Verurteilten verträglich ist (§ 20, Absatz 1), zu¬ 
lässig, wenn sie in seinem Interesse oder zur Aufrechterhaltung 
der Ordnung und Sicherheit angemessen erscheint. 
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2. Die Insassen sind zu Innen- und Außenarbeit ver- Arbtlt 
pflichtet. Bei der Zuteilung der Arbeit soll auf das spätere 
Fortkommen Bedacht genommen werden. Selbstbeschäftigung 

ist ausgeschlossen. 

3. Arbeitsunfähige sind nicht aufzunehmen. Erweist sich u A f rb h e j it *- 
ein Insasse als arbeitsunfähig, so wird die Gefängnisstrafe, an u " a ge 
deren Stelle auf die Unterbringung erkannt war, vollstreckt. 

War neben der Gefängnisstrafe auf Unterbringung erkannt, 
so ist deren Umwandlung in Gefängnisstrafe herbeizuführen. 

Die im Arbeitshaus zugebrachte Zeit ist anzurechnen. 

§ 61. 

1. Im übrigen finden die Bestimmungen für die Straf-gSonstige 

anstalten entsprechende Anwendung. E ' 

2. Soweit für die Zuchthaus- und die Gefängnisgefangenen 
Verschiedenheiten bestehen, kommen für diejenigen Insassen 
des Arbeitshauses, welche nicht im Besitz der bürgerlichen 
Ehrenrechte sind, die Vorschriften für die Zuchthausgefangenen, 
für die übrigen die Vorschriften für die Gefängnisgefangenen 
zur Anwendung. Selbstbeköstigung und eigene Kleidung sind 
jedoch ausgeschlossen. 

§ 62. 

1. Wenn ein Insasse die Hälfte der bestimmten Zeit in Vorläufige 
einem Arbeitshaus zugebracht und sich gut geführt hat, kann En “ assu " kr ' 
er durch die Landespolizeibehörde vorläufig entlassen werden; 

die §§ 55—58 finden entsprechende Anwendung. 

2. Wird der Entlassene zu einer Zuchthaus- oder Gefäng¬ 
nisstrafe verurteilt, so tritt an die Stelle des noch in dem Ar¬ 
beitshaus zu verbringenden Zeitraumes Zuchthaus- oder Ge¬ 
fängnisstrafe von gleicher Dauer. 


B. Sicherungshaft. 

§ 63. 

1. Die Sicherungshaft hat in erster Reihe den vorzeitigen A “ f r ^ be r n 
Wiedereintritt des Verwahrten in die Freiheit zu verhüten; da- Wahrung, 
mit ist die in § 59 bezeichnete Aufgabe tunlichst zu verbinden, 

2. § 60, Absatz 1, findet Anwendung. 

3. Die Verwahrten dürfen keiner strengeren Behandlung 
unterworfen werden als zur Aufrechterhaltung der Ordnung 
und Sicherheit nötig ist. 
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§ 64. 

1. Vor der Unterbringung ist die Zuchthausverwaitung 
über die Erfahrungen während des Strafvollzugs zu hören. 

2. Nicht mehr als gemeingefährlich anzusehende Personen 
sind nicht weiter zu verwahren. 


§ 65. 


^köstigung" 1- Ueber die Arbeit gilt § 27, Absatz 1, jedoch ist die Ar- 
und Be* beitsdauer wie bei den Oefängnisgefangenen und die Arbeits- 
k 61 ung ' belohnung wie bei den Haftgefangenen zu bemessen. 


2. Selbstbeköstigung und eigene Kleidung sind aus¬ 
geschlossen. 

3. Die Anschaffung von besonderen Nahrungs- und Ge¬ 
nußmitteln ist den Verwahrten wie den Haftgefangenen ge¬ 
stattet. Eine während der vorangegangenen Zuchthausstrafe 
gutgeschriebene Arbeitsbelohnung ist jedoch verzinslich an¬ 
zulegen. 


§ 66 . 

Behandiun hn übrigen finden die Bestimmungen für die Strafanstalten 
“"^entsprechende Anwendung und zwar soweit hier nichts anderes 
bestimmt ist, diejenigen für die Haftgefangenen. 


§ 67. 

Hat sich ein Verwahrter längere Zeit in der Anstalt gut 
geführt und ist nach seinen persönlichen Verhältnissen die Er¬ 
wartung künftigen Wohlverhaltens gerechtfertigt, auch eine 
zu seinem Unterhalt ausreichende Arbeitsgelegenheit gesichert, 
oder dargetan, daß in anderer Weise für sein Unterkommen und 
seinen Unterhalt gesorgt wird, so kann er vorläufig entlassen 
werden. Die Entlassung wird endgültig, wenn sie innerhalb 
fünf Jahren nicht widerrufen ist. 


§ 68 . 

lummes Soll die Verwahrung über drei Jahre ausgedehnt werden, 
Gerichts. SO ist die Entscheidung des Gerichts von Amts wegen herbei¬ 
zuführen. Ordnet das Gericht die Fortdauer der Verwahrung 
an, so hat es zugleich zu bestimmen, in welcher Frist die Ent¬ 
scheidung von neuem einzuholen ist. 
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VIII. Schutzfürsorge und Schutzaufsicht. / 

§ 69. 

1. Den zu entlassenden Gefangenen, die einer Schutz- f ? chutz - 

o 7 fursorge 

fürsorge würdig und bedürftig sind, ist solche rechtzeitig zu 
vermitteln. 

2. Die vorläufig Entlassenen können unter Schutzaufsicht 
gestellt werden. Die aus sichernden Maßnahmen zu Ent- ausic 
lassenden sind unter Schutzaufsicht zu stellen. 

3. Zur Einleitung der Schutzfürsorge und Schutzaufsicht Besuche, 
kann den Fürsorgern, insbesondere den Mitgliedern der 
Schutzvereine, der Zutritt zu den Gefangenen auch ohne Auf¬ 
sicht gestattet werden. 

4. Für jeden in Schutzfürsorge oder Schutzaufsicht ge- staats- 
nommenen Gefangenen ist dem Fürsorger oder Schutzverein eurag ' 
ein Staatsbeitrag zu leisten. 


IX. Zuständigkeits- und Schlußbestimmungen. 

§ 70. 

1. Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Strafgesetzbuch ,nkraft - 

• i r a . ireien ucs 

in Kraft. Gesetzes. 

2. Zur Beschaffung der fehlenden Anstalten, Abteilungen, ueber- 

Räume und Einrichtungen jedoch bestimmt der Bundesrat eine bestfm- 
an gemessene Frist. mungen. 

3. Mit dem Inkrafttreten des Gesetzes hat eine einheitliche Voll ?“f- 
Vollzugsstatistik zu beginnen. 


§ 71. 

1. Der Bundesrat hat Bestimmungen zu treffen über: 

a) eine einheitliche Strafberechnung; 

b) eine die einzelnen Arten von Strafgefangenen und Ver¬ 
wahrten unterscheidende Oberkleidung (§§ 33, 48); 

c) die Beschaffenheit und Anwendungsweise der Fes- 

selungs- und ähnlichen Sicherungsgerätschaften 
(§§51,53); . 

d) die Bemessung der Entschädigung bei der Selbst 
beschäftigung (§ 27, Absatz 5); 

e) die Bemessung und Behandlung der Arbeitsbeloh¬ 
nung und die Verwendbarkeit eines Teiles zur Be¬ 
schaffung von besonderen Nahrungs- und Genuß¬ 
mitteln (§30 Absatz 2 und § 34); 


Bundesrat 

Straf¬ 

berechnung. 

Bekleidung. 

Zwangs¬ 

geräte. 


Selbstbe¬ 

schäftigung. 

Arbeits¬ 

belohnung. 
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Vollzugs¬ 

kosten. 


Schutzfür¬ 
sorge und 
Schutzauf¬ 
sicht. 


Vollzugs- 

Statistik. 


f) den Betrag der Strafvollzugskosten und der Kosten 
der sichernden Maßnahmen des Arbeitshauses und 
der Sicherungshaft, sowie ein vereinfachtes Deckungs¬ 
und Beitreibungsverfahren, soweit hierbei Behörden 
der Straf- oder Verwahrungsanstalten oder Arbeits¬ 
häuser beteiligt sind; 

g) die Ausgestaltung der Schutzfürsorge und der 
Schutzaufsicht, insbesondere deren Einrichtungen, 
die Verpflichtungen, die den Schützlingen auferlegt 
werden müssen oder können und die zulässigen Ar¬ 
ten der Beaufsichtigung, sowie die Bemessung des 
Staatsbeitrags für die Schutzfürsorge und die 
Schutzaufsicht (§69); 

h) die Grundlagen zur Aufstellung der Vollzugsstatistik 
und die Bearbeitung für das Reich (§ 70). 


' Al trieb be * Dem Bundesrat sind Nachweise über die Befolgung der 

ne ‘ Grundsätze des § 31 bei der Beschäftigung der Gefangenen 
jährlich zu geben. 


3. Der Bundesrat kann weitere Anordnungen erlassen 
über: 


Aufti ahme- 
verfügung. 

Gesund¬ 

heilspolizei. 


Unfall¬ 

verhütung. 

Arbeitshaus 
und Siche¬ 
rungsver¬ 
wahrung. 


a) die Form der Aufnahmeverfügung (§ 12); 

b) die Gesundheitspolizei (§ 39, Absatz 1), insoweit 
sie Gegenstand der reichsrechtlichen Regelung ist; 

c) die Unfallverhütung bei der Arbeit; 

d) die Arbeitshäuser und die Anstalten für die Siche¬ 
rungshaft. 


§ 72. 

Landes- 1 • Die mit dem Vollzug zu betrauenden Landesbehörden 
behörden. un d ihre Zuständigkeit sind, soweit es nicht in diesem Gesetz 
geschehen ist, landesrechtlich zu bestimmen. Hinsichtlich des 
Vollzuges der Freiheitsstrafen müssen diese Behörden einem 
und demselben Ressort angehören. 

2. Die Genehmigung einer Aufsichtsbehörde ist er¬ 
forderlich : 


a) zum Erlaß der Hausordnungen (§§ 11 und 49); 

b) zur Unterbringung gemäß § 4, Absatz 2, und § 5; 

c) zur Fortdauer der Einzelhaft über drei Jahre (§ 20); 



d) zur Ausführung von Arbeiten nach § 31, Absatz 3, 
und § 10, Absatz 5; 

e) zur Einrichtung von Unterricht (§§ 26 und 41); 

f) zu den in § 44, Absatz 6, vorgesehenen Maßnahmen 
durch periodische Nachprüfung. 

3. Für die allgemeine Beaufsichtigung aller Anstalten, 
insbesondere für die Besichtigung durch Aufsichtsbeamte in Anstalten, 
angemessenen Zwischenräumen und auch unvermutet, ist Sorge 

zu tragen. 

4. Die Anstalten sind nach näherer Bestimmung der Ober- °S3&he 
aufsichtsbehörde auch durch die Gewerbeaufsichtsbeamten zu Aufsicht, 
besichtigen. 

5. Für größere Anstalten können der Verwaltung Ver- v p e £™^ns- 
trauenspersonen außerhalb des Beamtenpersonals beigegeben P 
werden, deren Rechte und Pflichten sich nach der ihnen zu er¬ 
teilenden Anweisung bestimmen. 

§ 73. 

Landesrechtliche Gesetze und Verordnungen, die mit die- L r * n c ^ 3 - 
sem Gesetz oder den gemäß § 71 erlassenen Bestimmungen 
des Bundesrats vereinbar sind, bleiben in Kraft und können 
auch fernerhin einzelstaatlich erlassen oder abgeändert werden. 
Insbesondere gilt dies von den Bestimmungen über: 

a) den Waffengebrauch des Aufsichtspersonals; 

b) die Strafunterbrechung, soweit sie nicht anderweit 
geregelt ist, namentlich die Beurlaubung von Ge¬ 
fangenen. 





Vorschläge 

zu 

einem Reichsgesetze über den Vollzug der 
Freiheitsstrafen und sichernder Maßnahmen. 


Aufgestellt auf Grund eines Beschlusses 
der XVI. Versammlung des Vereins der 
Deutschen Strafanstaltsbeamten (E. V.) 
in einer Kommission von Mitgliedern 
des Vereinsausschusses (I. Lesung, 1911) 
und nachgeprüft in einer erweiterten 
Kommission (II. Lesung, 1913). 
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A. x ) Die bisherige Ordnung des Strafvollzuges in Deutsch¬ 
land und die amtlichen Bestrebungen zu seiner Ordnung 

durch Gesetz. 

I. 

Zu den ältesten, bisher unerfüllten Wünschen auf dem 
Gebiete des Strafvollzuges im Deutschen Reich gehört die 
gesetzliche Regelung des Vollzuges der Freiheitsstrafen. 

Nach der Verfassung des Reichs kann bei einer gesetz¬ 
lichen Regelung des Strafvollzuges nur die reichsgesetz¬ 
liche in Frage kommen. Gemäß dem Artikel IV, Nr. 13 
der Reichsverfassung vom 16. April 1871 unterliegt der Be¬ 
aufsichtigung seitens des Reichs und der Gesetzgebung des 
Reichs u. a. „Die gemeinsame Gesetzgebung über das Straf¬ 
recht und das gerichtliche Verfahren“. Es würde demnach 
ein Reichsstrafvollzugsgesetz einheitliches Recht für das Reichs¬ 
gebiet schaffen und diesem einheitlichen gesetzlichen Rechte 
würde nach Artikel VII, Absatz 1, Ziffer 2 und 3 die ein¬ 
heitliche Vollzugssicherung von reichswegen zur Seite stehen. 
Es beschließt der Bundesrat über die zur Ausführung der 
Reichsgesetze erforderlichen allgemeinen Verwaltungsvor¬ 
schriften und Einrichtungen, sofern nicht durch Reichsgesetz 
etwas anderes bestimmt ist. Es beschließt der Bundesrat auch 
über Mängel, die bei Ausführung der Reichsgesetze oder der 
soeben erwähnten Vorschriften oder Einrichtungen hervortreten. 

Wir haben zwar schon ein gemeinsames Reichsstraf¬ 
gesetzbuch mit einheitlichem Strafensystem und eine gemein¬ 
same Reichs - Strafprozeßordnung, überhaupt also ein ge¬ 
meinsames und einheitliches materielles und formelles Reichs¬ 
strafrecht. Die Strafvollstreckung, das ist die Summe 
derjenigen Maßnahmen, welche nach der Rechtskraft eines 
auf Strafe lautenden Urteils bis zum Eintritt des eigentlichen 
Strafübels nötig werden, ist durch die Strafprozeßordnung in 
einigen Hauptpunkten (§§ 481—493) geregelt. Der eigent¬ 
liche Strafvollzug aber, das ist die Zufügung des Straf- 

*) Im wesentlichen unverändert abgedruckt als bereits vorliegender 
Beschluß erster Lesung; vgl. Blätter für Gefängniskunde, Sonderheft 
zu Bd. 45, S. 1 ff. 
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Übels selbst, insonderheit der Vollzug der Freiheitsstrafen, ist 
reichsgesetzlich noch nicht geregelt. Es finden sich nur ver¬ 
einzelte Ansätze zu einer solchen Regelung: hinsichtlich der 
Todesstrafe, der Geldstrafe und der Buße in §§ 485 ff., 
495 StPO., wegen der Freiheitsstrafen in §§ 15 ff. 362 StGB. 
Im wesentlichen und überwiegend wird der Strafvollzug und 
insbesondere das Gefängniswesen, also der Inhalt des Straf¬ 
übels, durch die einzelnen Bundesregierungen selbständig 
gestaltet, vereinzelt durch Landesgesetze, in einigen Fällen 
durch Rechtsverordnungen, meist aber durch einfache Ver¬ 
waltungsverordnungen. Nur noch die Entschädigung Gefan¬ 
gener für Betriebsunfälle bei der Arbeit ist reichsrechtlich ge¬ 
regelt durch das Gesetz vom 30. Juni 1900 (RGBl. S. 536). 

Hiebei besteht große Vielgestaltigkeit der Vorschriften 
in den zahlreichen Bundesstaaten und diese Vielgestaltigkeit 
herrscht auf einem Gebiete, wo immerhin hohe Güter auf 
dem Spiele stehen: Leben, Gesundheit,. Ehre und die Zukunft 
von tausenden, wenn auch vielfach arg gestrandeten Per¬ 
sonen. 2 ) 

Nach S. 51 ff. der Denkschrift vom 22. Februar 1907 über 
die Beschäftigung der Gefangenen in den zum Vollzüge ge¬ 
richtlich erkannter Freiheitsstrafen bestimmten Anstalten 
(Nr. 89 der Druckschriften. Reichstag. 12. Legislaturperiode. 
I. Session 1907) gelten in den Bundesstaaten 59 Vorschriften 
über den Strafvollzug (DieinstanWeisungen, Gefängnisord¬ 
nungen, Hausordnungen u. dergl.) 

In Preußen, dem größten der Bundesstaaten, ist außer¬ 
dem das Gefängniswesen etwa im Verhältnis von 8 / 5 zu 7 S der 
täglichen Durchschnittszahl der Gefangenen unter 2 Ressorts, 
die Justiz und die innere Verwaltung, geteilt. Jedes dieser 
Ressorts hat besondere Vollzugsvorschriften, die in zahlreichen 
Punkten erheblich differieren. 3 ) Aehnlich liegen die Ver¬ 
hältnisse in Sachsen. 

Der gegenwärtige Zustand hat zu fortgesetzten Klagen, 
insbesondere zu Angriffen in der Presse auf den Strafvollzug 
geführt. Man kann diesen Angriffen kaum widersprechen, 
geschweige denn sie widerlegen, wenn es z. B. heißt: es sei 
eine nicht anfechtbare Tatsache, daß gegenwärtig im Stadium 

2 ) Freudenthal, die staatsrechtliche Stellung des Gefangenen, 1910. 
— Derselbe: Der Strafvollzug als Rechtsverhältnis des öffentlichen 
Rechts. Z.St.W. Band 32, S. 222. — Kriegsmann, Einführung in die 
Gefänefniskunde, 1912. S. 78 ff., 120 ff., 139 ff., 160 ff., 310 ff. 

3 ) Krohne, Lehrbuch der Gefängniskunde 1889, S. 150 ff. — Hamm, 
D.J.Z. 1905, S. 969. — Klein, M. Sehr. Krim. Psych. Bd. 6, S. 132. 
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der Gesetzlosigkeit im Strafvollzug mehr als anderswo einer 
gewissen Willkür Tür und Tor geöffnet sei. Man begegne 
nirgends einer größeren Mannigfaltigkeit in der Auffassung 
und Verschiedenartigkeit in der Handhabung als in Fragen 
des Strafvollzuges und seiner Gestaltung. Unter dieser Ver¬ 
schiedenheit litten die Verwaltungsbehörden wie die Sträflinge 
und hier hätte die Gesetzgebung einzugreifen. Was wir 
brauchten, sei ein Gesetz, das den Strafvollzug in feste ge¬ 
ordnete Bahnen leite und bestimmte Rechte und Pflichten 
jedem verschaffe, den Rechtsbrechern wie der Strafvollzugs¬ 
behörde. 4 ) 

In der Tat berührt es eigentümlich, wenn man die Rechts¬ 
stellung der zu Freiheitsstrafen verurteilten Personen im 
Strafvollzug vergleicht mit der hochentwickelten Sorge um 
den Schutz der Unverletzlichkeit der Persönlichkeit auf allen 
andern Rechtsgebieten. In diesen ist alles, noch dazu meist 
bei breiter Oeffentlichkeit, wohl versorgt und verbürgt, jeder 
Eingriff von weitgehenden Kautelen abhängig. Man denke 
nur an die Stellung des Beschuldigten, Angeschuldigten und 
Angeklagten im Strafprozeß, auch wenn er geständig oder 
sonst überführt ist. Im Strafvollzug dagegen herrscht der 
Ausschluß der Oeffentlichkeit — zum größeren Teile allerdings 
mit Begriffsnotwendigkeit — und, abgesehen von den Bestim¬ 
mungen in §§ 15, 16, 18, 362 des StGB, über die Arbeit der 
Gefangenen, bestimmt über den ganzen sonstigen Strafinhalt 
lediglich die Verwaltung. Der Strafinhalt kann wohl im 
großen und ganzen z. Zt. als im Verwaltungswege kodifiziertes 
Gewohnheitsrecht bezeichnet werden. Auf diesem Wege wird 
der Inhalt und Unterschied der einzelnen Strafarten festgesetzt, 
das reichsgesetzlich und verfassungsmäßig geschützte Brief¬ 
geheimnis wird zur Herstellung eines Strafübels ausgeschaltet 
und sonst gesetzlich nicht zugelassene Strafen, die Prügelstrafe 
und die Fesselung, werden als Disziplinarmittel verwendet. 
Ebenso wird im Verordnungswege über den Ertrag der Ge¬ 
fangenenarbeit verfügt. Während nach § 486 StPO, der 
Leichnam eines Hingerichteten den Angehörigen auf ihren 
Wunsch zur einfachen, ohne Feierlichkeiten vorzunehmenden 
Bestattung zu verabfolgen ist, wird über die Leichen von Ge¬ 
fangenen, die Freiheitsstrafen verbüßten, im Verwaltungswege 
weit strenger verfügt, wenn auch im öffentlichen Interesse zu¬ 
gunsten staatlicher Anstalten für Forschungs- und Lehrzwecke. 
Nicht gesetzlich geregelt ist die Durchsuchung der Gefangenen 

*) Nationalzeitung vom 20. Mai 1908. 
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bei der Aufnahme in das Strafhaus, die Disziplinarbestrafung, 
der Zwang für Strafgefangene, sich im Interesse des polizei¬ 
lichen Erkennungsdienstes von der Gefängnisverwaltung mes¬ 
sen und photographieren zu lassen, 5 ) der Zwang der Zucht¬ 
hausgefangenen, sich Haar und Bart scheren zu lassen, die 
Verpflichtung der Gefangenen, an dem Gottesdienst teil¬ 
zunehmen usw. Man denke ferner an die Unterschiede im 
Strafvollzüge der einzelnen Bundesstaaten, ja sogar an den 
am Strafvollzüge beteiligten mehreren Ressorts desselben 
Bundesstaates. Von den Gefangenen wird der gegenwärtige 
Zustand meist stillschweigend hingenommen, aber doch nicht 
ganz selten sind Fragen kritischer Sträflinge: „Warum ist das 
so?“ — „Warum hier anders als in N.?“ — „Wo steht das?“ 
— Jeder rechtskundige Strafvollzugsbeamte kennt das Mißliche 
und Schwierige solcher Situationen. — 

II. 

An Bestrebungen der staatlichen Organe, den Strafvollzug 
einheitlich zu machen und gesetzlich zu regeln, hat es freilich 
nicht gefehlt. Auf dem Gebiete des Reichsrechts setzten sie 
ein mit dem Anträge des Reichstages vom 4. März 1870, ein 
Strafvollzugsgesetz vorzulegen. Der Antrag wurde aber von 
dem Bundesrat mit Rücksicht auf die damalige Lage der Straf¬ 
prozeßgesetzgebung abgelehnt. Kurz ehe die Strafprozeß¬ 
ordnung vom 1. Februar 1877 erschien, kam es zu einem 
zweiten Antrag des Reichstages vom 21. Dezember 1876. Da¬ 
mals wurde die Resolution angenommen, es möchte ein die 
Strafvollstreckung gleichmäßig regelnder Gesetzentwurf vor¬ 
gelegt werden, und die Resolution führte zu dem Entwurf eines 
Strafvollzugsgesetzes vom 19. Märzt 1879.°) 

Dieser Entwurf war im Reichs justizamte nach Beratung 
mit einer Kommission von 8 Praktikern des Strafvollzuges — 
d’Alinge (Sachsen), Ekert (Baden), Köstlin (Württem¬ 
berg), Krohne (Preußen — innere Verwaltung), Petras 
(Preußen — innere Verwaltung), Streng (Bayern), W i r t h 
(Preußen-Justiz) und Dr. Bär (Arzt-Preußen-Iustiz) — auf¬ 
gestellt worden. Als der Entwurf in den Justizausschuß des 
Bundesrats kam, entstanden finanzielle Bedenken. Wenn die 
Einzelhaft hätte so durchgeführt werden sollen, wie sie der 
Entwurf vorsah, würden 80—100 Millionen Mark erforderlich 

®) Rechtlich und tatsächlich anders liegt der in Reichsgericht Strafs. 
Bd. 32, S. 199 behandelte Fall. 

“) Abgedruckt bei Krohne a. a. O. S. 553 und Bl. Gefängn. K. 
Bd. 14, S. 1 ff. 
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gewesen sein. Es war damals bei dem vielfach unzulänglichen 
Zustande der Hafträume die gesetzliche Vereinheitlichung des 
Strafvollzuges wesentlich eine Baukostenfrage. Dazu kam ein 
anderer Umstand: Die scharfen Angriffe Mittelstaedts 
in seiner Schrift: „Gegen die Freiheitsstrafen“ (1880), besonders 
auf das System und den Besserungsgedanken. Es läßt sich 
der Einfluß jener temperamentvollen Schrift nicht im einzelnen 
nachweisen, aber sie war jedenfalls nicht ohne Wirkung, sie 
hatte eine Menge von Zweifeln und Bedenken ausgelöst. Die 
Folge der verschiedenen Umstände war, daß „die im Laufe der 
Beratungen beinahe inhaltslos gewordenen Vorschläge“ des 
Entwurfs gar nicht an den Reichstag gelangten. 

Der Entwurf selbst wurde nicht wieder auf genommen. Die 
Sache selbst aber kam nicht zur Ruhe. Die Bundesregierungen 
verloren die mit dem Entwürfe erstrebten Ziele nicht aus den 
Augen. Das zeigen die stetigen und großen Fortschritte bei 
dem Bau und der Einrichtung neuer Anstalten in allen Bundes¬ 
staaten und auf andern Gebieten des Gefängniswesens. Jeden¬ 
falls ist das Problem der gesetzlichen Regelung des Strafvoll¬ 
zuges keine Baukostenfrage mehr. Um so enger ist es mit der 
Frage des Systems der Freiheitsstrafen verknüpft. Solange 
das Strafensystem nicht anderweitig geregelt ist, erschien es den 
Bundesregierungen nicht Tätlich, wegen des Strafvollzuges den 
Weg der Gesetzgebung erneut zu beschreiten. Aber sie ver¬ 
suchten den nicht verstummenden Rufen nach Vereinheitlichung 
des Strafvollzuges durch den Erlaß der Grundsätze des 
Bundesrats vom 28. Oktober 1897 zu entsprechen, „welche bei 
dem Vollzüge gerichtlich erkannter Freiheitsstrafen bis zu 
weiterer gemeinsamer Regelung zur Anwendung kommen“. 

Die Strafprozeßkommission, welche in den Jahren 1903 
bis 1905 tagte, befaßte sich zwar mit der Frage der gesetzlichen 
Regelung des Strafvollzuges, legte aber nach eingehender Be¬ 
ratung die ganze Materie als zur Zeit für gesetzgeberische Vor¬ 
schläge ungeeignet beiseite. 7 ) 

Im Jahr 1908 erklärte der Staatssekretär des Reichsjustiz- 
amtes im Reichstage, daß die Bundesregierungen ein den An¬ 
schauungen des Reichstages entsprechendes vollständiges Straf¬ 
vollzugsgesetz zur Zeit nicht und zwar so lange nicht geben 
könnten, als sie nicht wüßten, wie das Strafsystem der Zukunft 
beschaffen sein würde. 

Inzwischen war am 1. Mai 1906 im Reichs justizamt eine 
Kommission von praktischen Juristen mit dem Auftrag zu- 

7 ) Protokolle der Kommission für die Reform des Strafprozesses 
1905, Bd. I, S. 350 ff., II, S. 264. 
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sammengetreten, einen formulierten „Vorentwurf“ (VE.) zu 
einem neuen deutschen Strafgesetzbuch mit Begründung aus¬ 
zuarbeiten. 8 ) 

An dem bisherigen Strafensystem wurde grundsätzlich fest¬ 
gehalten. Die Verfasser des VE. waren der später auch fast 
allgemein von der Kritik gebilligten Ansicht, daß alle Vor¬ 
schläge, die auf eine grundsätzliche Aenderung des Strafen¬ 
systems hinauslaufen, praktisch nicht durchführbar wären. 
Dagegen waren sie bestrebt, durch Bestimmung des Inhalts 
der Freiheitsstrafen, diese so auszugestalten, daß ihnen der 
Vorwurf der Unwirksamkeit oder gar Schädlichkeit mit Grund 
nicht mehr gemacht werden könnte. Auf diese Weise wurde 
nach Ansicht der Kommission in dem Strafgesetzbuch soviel 
über den Vollzug bestimmt, daß „allenfalls“ ein besonderes 
Strafvollzugsgesetz, dessen Erlaß sich bisher immer Schwierig¬ 
keiten entgegengestellt hätten, entbehrt und das Weitere „der 
Verwaltung“ überlassen werden dürfte. 9 ) 

Zur Rechtfertigung dieser Auffassung ist in der Begrün¬ 
dung folgendes ausgeführt: 10 ) 

„Die verschiedenen Freiheitsstrafen erhalten ihren Inhalt 
erst durch die Art des Vollzuges. Es ist daher, wie allgemein 
anerkannt ist, Aufgabe des Strafgesetzes, um die Straf arten 
in ihrer verschiedenen Schwere voneinander zu sondern und 
das Wesen des in ihnen dem Verurteilten aufzuerlegenden 
Strafübels zu umgrenzen, über die Art und Weise ihrer Voll¬ 
streckung Bestimmung zu treffen. Das geltende Strafgesetzbuch 
ist dieser Aufgabe nur ungenügend gerecht geworden; es 
beschränkt sich auf einige wenige Vorschriften, welche die 
verschiedenen Arten der Freiheitsstrafe nur ganz allgemein 
charakterisieren und fast ausschließlich die Beschäftigung der 
Gefangenen und die Zulässigkeit der Einzelhaft betreffen. 
Die Durchführung dieser Vorschriften und alle sonstigen 
Grundzüge des Strafvollzuges sind der Verwaltung und damit, 
da ein Reichsgesetz über den Strafvollzug bisher nicht zustande 
gekommen ist, den einzelnen Bundesstaaten überlassen. Die 
Folge ist, daß dieselbe gesetzliche Strafe in den verschiedenen 
Teilen Deutschlands infolge des verschiedenartigen Strafvoll¬ 
zuges ein Strafübel von ungleicher Art und Schwere ist oder 
doch sein kann. Dieser Zustand ist zwar dadurch, daß sich 

8 ) Vorentwurf zu einem deutschen Strafgesetzbuch, 1909. Dazu 
2 Bände Begründung. 

8 ) Begründung zum VE. Allgem. Teil S.- XI. 

1H ) A.a.O. S. 62 ff. 
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die Bundesstaaten durch Bundesratsbeschluß vom 28. Oktober 
1897 über eine Reihe von Grundsätzen für den Vollzug der 
Freiheitsstrafen geeinigt haben, gemildert worden. Gleichwohl 
kann ein neues Strafgesetzbuch den bestehenden Zustand nicht 
fortdauem lassen, es muß vielmehr ohne Rücksicht darauf, ob 
das in Aussicht genommene Strafvollzugsgesetz in näherer 
oder fernerer Zeit zustande kommen wird, selbst die grund¬ 
legenden Einrichtungen des Strafvollzuges ordnen, durch die 
das Wesen der einzelnen Strafart bestimmt wird, da ihnen nach 
dem Gesagten materiellrechtliche Bedeutung zukommt. Der 
Entwurf sieht deshalb Bestimmungen darüber vor, in welchen 
Anstalten die verschiedenen Freiheitsstrafen zu vollstrecken 
sind und welcher Behandlung die Zuchthaus-, Gefängnis- und 
Haftgefangenen hinsichtlich ihrer Arbeit und Beschäftigung, 
ihrer Kleidung und Kost und ihres Verkehrs mit der Außenwelt 
unterliegen, sowie inwieweit sie von anderen Gefangenen ab- 
zusondem sind. Diese Bestimmungen können jedoch nur 
Grundsätze aufstellen und Richtlinien angeben, sie können 
nicht die für die Verwaltung erforderlichen Einzelheiten ent¬ 
halten. Die letzteren zu ordnen, muß, solange nicht ein Straf¬ 
vollzugsgesetz zustande kommt, Ausführungs- und Verwaltungs¬ 
vorschriften überlassen bleiben, die von jenen allgemeinen 
Bestimmungen auszugehen haben. Damit diese Uebereinstim- 
mung gewahrt und der Strafvollzug in allen Bundesstaaten 
übereinstimmend gestaltet werde, schlägt der Entwurf § 23 
vor, die Befugnis zum Erlaß der Ausführungsvorschriften dem 
Bundesrat zu übertragen. Durch diese Vorschrift würde im 
Zusammenhänge mit den im Gesetz ausgesprochenen allge¬ 
meinen Grundsätzen ein einheitliches Vollzugsrecbt geschaffen 
werden, indem die jetzt auf Grund freiwilliger Vereinbarungen 
der Regierungen der Einzelstaaten auf diesem Gebiet in be¬ 
schränktem Maße entwickelte Tätigkeit des Bundesrats auf eine 
allgemeine gesetzliche Grundlage gestellt würde. Die An¬ 
passung der ihrer Natur nach allgemein gehaltenen Aus¬ 
führungsvorschriften auf die einzelnen Anstalten dagegen soll 
den Bundesstaaten durch von ihnen zu erlassende Verwaltungs¬ 
vorschriften Vorbehalten bleiben. Da für die verschiedenartige 
Ausgestaltung der verschiedenen Freiheitsstrafen nicht nur die 
bezeichneten, vom Gesetze behandelten Maßnahmen und mit 
ihnen in Verbindung stehende Fragen von Wichtigkeit sind, 
sondern auch andere, wie die bauliche Einrichtung der An¬ 
stalten, die anzuwendenden Disziplinarstrafen, die bei guter 
Führung statthaften Belohnungen usw., so sollen die 
Ausführungs- und Verwaltungsvorschriften auch hierüber das 



Erforderliche bestimmen. Beides ist in den Worten des § 23 
enthalten: „Soweit das Gesetz keine Vorschriften enthält, 
bestimmen das Nähere über die Einrichtung der Strafanstalten 
und die Behandlung der Gefangenen die ... . Ausführungs¬ 
vorschriften usw.“. Und für alle diese Ausführungs- wie 
Verwaltungsvorschriften stellt der Entwurf noch den zwingen¬ 
den Grundsatz auf, daß durch sie die Zuchthaussträflinge 
strenger als die Gefängnisgefangenen und diese strenger als 
die Haftgefangenen behandelt werden müssen. Wenn dieser 
Grundsatz auch sich aus der Reihenfolge der Strafarten nach 
ihrer Schwere von selbst ergibt, so erschien es doch empfehlens¬ 
wert, ihn durch ausdrückliche Hervorhebung noch besonders 
zu betonen.“ 

Dem halbamtlichen „Vorentwurf“ folgte ein „Gegen¬ 
entwurf“, eine reine Privatarbeit, die jedoch an dieser Stelle 
erwähnt werden soll. 

Der Gegenentwurf (GE.) u ) geht in der Ausgestaltung 
des Strafübels weiter als der VE., betont auch in der Be¬ 
gründung, daß er die Regelung des Strafvollzuges durch ein 
besonderes Gesetz der Einarbeitung einer Anzahl von Voll¬ 
zugsvorschriften in das Strafgesetzbuch vorziehe. 

“) Kahl, v. Lilienthal, v. Liszt und Goldschmidt, Gegenentwurf 
zum Vorentwurf eines deutschen Strafgesetzbuchs, 1911, S. 11 ff. und 
Begründung, allgem. Teil, S 74 ff. 
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B. 1 ) Die Stellungnahme des Vereins der deutschen 
Strafanstaltsbeamten zur Ordnung des Strafvollzuges. 

Der 1864 gegründete Verein der Deutschen Strafanstalts¬ 
beamten (EV.) besteht zur Zeit aus fast 1200 Mitgliedern in 
Deutschland, Oesterreich-Ungarn, der Schweiz und Luxemburg. 
Er zählt zu Mitgliedern nicht nur Oberbeamte der Straf¬ 
anstalten, Untersuchungsgefängnisse, Arbeits- und Besserungs¬ 
häuser, sowie Erziehungsanstalten, sondern auch Beamte der 
Aufsichtsbehörden jener Anstalten, Rechtslehrer, höhere Justiz- 
und Verwaltungsbeamte, Vorstandsmitglieder der Gefängnis- 
und Schutzvereine u. dergl. Personen, physische und juristische. 
Entsprechend den Satzungen hat der Verein durch sein in 
zwanglosen Heften erscheinendes Organ „Blätter für Ge¬ 
fängniskunde“, die sogenannten „grünen Hefte“, sowie seine 
alle drei Jahre stattfindenden Wanderversammlungen einen 
lebendigen Meinungsaustausch und persönlichen Verkehr der 
Strafanstaltsbeamten sowohl untereinander als mit den Per¬ 
sonen, welche auf dem Gebiete der Strafrechtspflege und des 
Fürsorgewesens arbeiten, weit über den Kreis seiner Mitglieder 
hinaus vermittelt. Der ebenfalls satzungsmäßigen Aufgabe, 
„die Ausgestaltung eines wirksamen und zweckmäßigen Straf¬ 
vollzuges im Zusammenhang mit der gesamten Strafrechtspflege 
nach einheitlichen Grundsätzen zu fördern“ hat er sich nach 
Kräften gewidmet. Das gilt insbesondere auch von dem 
Streben nach gesetzlicher Regelung des Strafvollzuges. 

1. Im Jahre 1874 faßte der Verein in Berlin nachstehende 

Beschlüsse : 2 ) 

a) „Die Gemeinsamkeit des Strafrechts im Deutschen 
Reiche wird gegenwärtig durch die Verschiedenheit 
der Strafvollstreckung zu einer illusorischen gemacht. 
Zur Beseitigung dieses Uebelstandes bedarf es der 
Aufstellung von Normativvorschriften für die Haupt¬ 
zweige der Gefängnisverwaltung. 

b) Die Ordnung der wesentlichsten Momente des Straf¬ 
vollzuges erfolgt im Wege der Reichsgesetzgebung.“ 

*) Im wesentlichen unverändert abgedruckt als bereits vorliegender 
Beschluß erster Lesung, vgl. Bl. Gefängn. K., Sonderheft zu Bd. 45, 
S. 11 ff. 

2 ) Bl. Gefängn. K. Bd. 9, S. 219 und 359, Bd. 10, S. 50 und 77. 
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2. In Stuttgart wurde 1877 über die gesetzliche Re¬ 
gelung des Strafvollzuges verhandelt, 3 ) insbesondere die 
Einzelhaft, die Größe der Zellen, den Umfang der An¬ 
stalten und die Disziplinarstrafen, sowie über die Fest¬ 
stellung einheitlicher Grundsätze für den Bau von Ge¬ 
fängnissen und über die Mitteilung der Beschlüsse an 
die Reichsregierung. 

3. Im Jahre 1894 kam der Verein in Braunschweig 
zu dem Beschlüsse 4 5 ): 

„Der Verein der Deutschen Strafanstaltsbeamten muß 
die gesetzliche Regelung des Strafvollzuges verlangen, 
weil die Tatsachen lehren, daß ohne sie ein einheitlicher, 
gleichmäßiger Vollzug der im Deutschen Reiche erkann¬ 
ten Freiheitsstrafen nicht möglich ist.“ 

4. In Darmstadt begutachtete der Verein im Jahre 1898 
die vom Bundesrat vereinbarten Grundsätze über den 
Vollzug der gerichtlich erkannten Freiheitsstrafen vom 
6. November 1897 und beschloß einstimmig: 

„Der Verein begrüßt mit Freuden „die Grundsätze“ 
als einen ersten Schritt auf der Bahn des 
zu erwartenden Reichsgesetzes über den 
Strafvollzug. 

Er nimmt Stellung zu ihnen im Hinblick darauf, daß 
die Grundsätze bis zur Emanation des Strafvollzugs¬ 
gesetzes zu gelten bestimmt sind.“ 

Die Versammlung beschloß ferner ebenso einstimmig: 

„daß die Grundsätze usw. auch auf nicht gerichtliche 
Strafen, als Polizeistrafen und die korrektionelle 
Nachhaft Anwendung finden möchten.“ 6 ) 

5. Besonders wichtig sind die Beschlüsse von Cöln aus 
dem Jahre 1908 zu dem Thema: „Welche Fragen des 
Strafvollzuges eignen sich zur gesetzlichen Regelung?“ 
Die Beschlüsse lauten:”) 

I. „Die notwendige Herstellung eines Reichsstrafvollzugs¬ 
gesetzes setzt, damit es von reformatorischer Bedeutung sei, 
eine Revision des Strafgesetzbuches voraus, insbesondere hin¬ 
sichtlich des Strafensystems zur dauernden Klärung von 
Zwecken, Inhalt, Arten und Unterschieden der Strafen. 


3 ) Bl. f. Gefängn.K. Bd. 9, S. 197, 208. 241, 262, 359, 455, 461. 
663. Bd. 11, S. 597, Bd. 12, S. 225, 272, Bd. 13, S. 16, 24, 25, 28, 64, 68, 
90 und 107. 

4 ) A. a. O. Bd. 27, S. 175, 192, Bd. 28, Sonderheft S. 146. 

5 ) A.a.O. Bd. 32, XIX, 354. 

®) A. a. O. Bd. 42, S. 177, 279, 317, 544, 483, Bd. 43, S. 176. 
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II. Die einheitliche Lösung aller schwebenden Probleme 
ist technisch dann am ehesten sichergestellt, wenn zugleich 

a) die Revision der Strafgerichtsverfassung- und -Prozeß¬ 
ordnung erfolgt, welche namentlich durch Untersuchungs¬ 
haft, prozessuale Behandlung einerseits der Jugendlichen, 
wie andererseits des Landstreichertums und ähnlicher 
Gattungen, Strafausmessung, -berechnung und -Unter¬ 
brechung, sowie durch die Kosten wesentlich auf das 
Gefängniswesen zurückwirken; 

b) statt eines Strafvollzugsgesetzes einGesetzüberGe- 
fängniswesen, also namentlich Untersuchungs- und 
Nachhaft einschließend, erlassen wird. 

c) die Verbrechensverhütung, soweit sie dabei gesetzlicher 
Ordnung zugänglich und noch bedürftig ist, einbezogen 
wird, so mindestens hinsichtlich des Jugendschutzes und 
der Fürsorge für entlassene Gefangene und folgeweise 
der Beteiligung von Organen außerhalb der Staatsver¬ 
waltung an Aufgaben der Förderung und Aufsicht. 

III. Im übrigen wird, auch bei Wechsel und Ergänzung 
des Inhalts, der Rahmen gesetzlicher Bestimmungen über den 
Strafvollzug kein wesentlich anderer sein können, wie derjenige 
der bundesrätlichen Vereinbarung vom 8. November 1897, 
mit der Wirkung jedoch, daß einem Gesetze die einheitliche 
Vollzugssicherung des Art. 7, Abs. 1, Ziff. 2 und 3 der 
Reichsverfassung zur Seite steht. Es wird der Wunsch aus¬ 
gesprochen, daß auch jetzt bereits durch Verständigung über 
verschiedenartig ausgelegte Begriffe die einheitliche Anwendung 
der Grundsätze noch weiter sichergestellt werde. 

IV. Inhaltlich ist zwar jede ungehörige Willkür gesetzlich 
auszuschließen, andererseits aber zur Verhütung reglementari¬ 
scher Erstarrung und einer Gefährdung des Individualisie¬ 
rungsprinzips die gesetzliche Bindung nicht weiter auszudehnen, 
als die Notwendigkeit von Erprobung, Fortschritten und 
Anpassungen es gestatten. 

V. Zur Mitwirkung bei Beratung der zu erwartenden 
Gesetzesentwürfe ist der Ausschuß ermächtigt, nach Umständen 
eine außerordentliche Vereinstagung einzuberufen, für Aus¬ 
arbeitung und Einreichung entsprechender Gutachten zu 
sorgen oder, auf Erfordern, Mitglieder abzuordnen.“ 

6. Ergänzt wurden diese Beschlüsse durch diejenigen von 
Mannheim im Jahre 1911: 7 ) 

~ 7 ) A.a.O. Bd. 45, S. 348 ff. 
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„Der Verein begrüßt im Verfolg seiner Cölner Be¬ 
schlüsse vom Juni 1908 über die Gesamtfragen des Straf¬ 
wesens und der Prophylaxe den Fortgang der Arbeiten 
für Verbesserung der gesetzlichen Mittel hiezu und 
beschließt für den Entwurf zum StrGB. was folgt: 

A 5. Die drei Freiheitsstrafen sind in ausschließlich für 
eine jede Art bestimmten Anstalten zu vollstrecken; 
wo Gefängnis- und Hafträume wegen zwingender ört¬ 
licher Umstände in einer Anstalt vereinigt werden müssen, 
ist mindestens die Sonderung in zwei Abteilungen ein¬ 
zurichten. 

Für vermindert Zurechnungsfähige, ferner für ge- 
werbs- und gewohnheitsmäßige Uebeltäter sind besondere 
Anstalten oder Abteilungen einzurichten. 

6. Hinsichtlich der Vollstreckung von Zuchthaus- und 
Gefängnisstrafen sind scharfe Abgrenzungen durch ein 
besonderes Strafvollzugsgesetz, das gleichzeitig mit dem 
StrGB. in Kraft tritt, zu treffen, insbesondere bez. der 
Arbeit, des Arbeitszwanges, Arbeitsverdienstes, der Ver¬ 
günstigungen und der vorläufigen Entlassung nach 
7 * Strafverbüßung bei Zuchthaus, 7 , bei Gefängnis, 
7 2 bei Haft. Die vorläufige Entlassung soll schon nach 
6 Monaten Strafverbüßung zulässig und mit Schutzauf¬ 
sicht verbunden sein. 

7. Richterliche Entscheidungen über Einzelheiten des Straf¬ 
vollzuges in Sachen des § 17 des VE. sind abzulehnen. 

8. An Stelle des Abs. 2 des § 22 VE. wird vorgeschlagen: 
Ohne Zustimmung des Gefangenen darf die Einzelhaft 
3 Jahre nicht übersteigen. Sie hat über diese Höchst¬ 
grenze hinaus auch ohne Zustimmung des Gefangenen 
fortzudauem, wenn vom Gefangenen ein schädlicher 
Einfluß auf Mitgefangene zu besorgen ist, aus hygie¬ 
nischen Gründen oder aus Gründen der Sicherheit und 
Disziplin der Anstalt. Zur Fortdauer ist Genehmigung 
der Aufsichtsbehörde erforderlich. 

D 3. Jugendliche sollen Freiheitsstrafen nur in besonderen und 
ausschließlich für sie bestimmten Anstalten oder völlig 
getrennten Abteilungen verbüßen. Dabei sind erstmalig 
bestrafte Jugendliche von vorbestraften Jugendlichen 
vollständig zu trennen. 

4. Aus Straf- oder Erziehungsanstalten entlassene oder 
trotz yerübung einer Straftat außerhalb solcher Anstalten 
verbleibende Jugendliche können unter Schutzaufsicht 
gestellt werden, wenn es in ihrem Interesse liegt. 


J 
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Zu A—D betreffs der Schutzaufsicht: Die Bestimmun¬ 
gen über die Schutzaufsicht sind durch den Bundesrat zu 
erlassen. Die Schutzaufsicht ist auszuüben durch bestellte 
Fürsorger (für weibliche durch Fürsorgerinnen), tun¬ 
lichst aus den Schutzvereinen, in Beratung, Bewahrung, 
Hilfe und Unterbringung; der Fürsorger hat auch die 
Arbeitsbelohnung zu verwalten. Die Gewährung öffent¬ 
licher Mittel für den Jugendschutz ist dringend er¬ 
wünscht.“ 

Im Laufe der Verhandlungen wurde von einem Aus- 
schußmitgliede angeregt, nunmehr von der durch die Cölner 
Versammlung erteilten Vollmacht (oben unter 5, V) Gebrauch 
zu machen und Vorschläge zu einem Entwurf für ein Straf¬ 
vollzugsgesetz vorzubereiten. Der Ausschuß trat der Anregung 
bei und brachte durch den Vorsitzenden im Ausschuß das 
Vorhaben zur Kenntnis der Versammlung. 

Der Ausschuß übertrug seinem Vorsitzenden die Bildung 
einer Kommission, die sich aus folgenden Ausschußmitgliedem 
zusammensetzte: 

1. Dem Kgl. Württembergischen Vorstand der Strafanstal¬ 
ten in Ludwigsburg und Hohen-Asperg, Direktor Schwandner 
in Ludwigsburg, Vorsitzendem des Vereinsausschusses, als 
Vorsitzendem, 

2. Dem Großherzoglich Hessischen Strafanstaltsdirektor, 
Staatsanwalt a. D. Clement in Butzbach, 

3. Dem Kgl. Preußischen Ersten Staatsanwalt Klein, Ver¬ 
treter des Oberstaatsanwalts bei dem Kammergericht in Berlin, 

4. Dem Kgl. Bayerischen Direktor des Zellengefängnisses 
in Nürnberg, Oberregierungsrat Michal, 

5. Dem Kgl. Preußischen Direktor des Zellengefängnisses 
in Düsseldorf-Derendorf, Dr. med. Pollitz, zugleich als ärzt¬ 
lichem und insbesondere psychiatrischem Beirat. 

Die Mitglieder der Kommission bereiteten sich zunächst 
nach einem von dem Vorsitzenden aufgestellten Arbeitspläne 
in der Heimat für ihre Aufgabe schriftlich vor und traten am 
30. Juli 1911 in Ludwigsburg zur Beratung und Aufstellung 
gutachtlicher „Vorschläge“ 8 ) (damaliger Abschnitt D) zu¬ 
sammen. Nach Beendigung dieser Arbeit wurde der Text des 
damaligen Abschnittes D und die allgemeine Begründung 
dazu (damaliger Abschnitt C) durch eine Redaktionskommis¬ 
sion festgestellt, während die Abschnitte A und B schon bei 
Beginn der Beratungen fertig waren und als Unterlage dienten. 

s ) Bl. Gefängn. K. Bd. 45, Sonderheft. 
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C. Die Kommission von Mitgliedern des Ausschusses 
des Vereins der deutschen Strafanstaltsbeamten zur 
Ausarbeitung von Vorschlägen für einen Entwurf 
eines Strafvollzugsgesetzes (I. Lesung, 1911). 

Die Kommission betrachtete sich bei ihrer Gutachter- 
Arbeit naturgemäß zunächst als Beauftragte des Vereins der 
deutschen Strafanstaltsbeamten, dessen bisherige Bestrebungen 
und Wünsche sie mit in die Form von Gesetzesvorschlägen 
zu bringen hätte. Leitend waren für die Kommission daher 
in erster Linie die Beschlüsse der Cölner und Mannheimer 
Vereinsversammlungen, die zuletzt den Anstoß zu dem vor¬ 
liegenden Unternehmen gaben. 

Der in Mannheim erteilte und übernommene Auftrag ist 
aber enger, als das unter II der Cölner Beschlüsse gesteckte 
Ziel. In Cöln wurde an ein umfassendes Gesetz über 
Gefängniswesen gedacht, in Mannheim nur an ein 
Strafvollzugsgesetz. Die Kommission verstand dar¬ 
unter ein Gesetz über den Vollzug der gerichtlich 
erkannten Freiheitsstrafen im Sinne der Grundsätze 
des Bundesrates. 

Die Kommission beschäftigte sich zunächst mit der Frage, 
ob sie etwa nur Ergänzungs- oder Abänderungsvorschläge zu 
dem VE. und dem GE. eines Strafgesetzbuches machen sollte, 
hielt diesen Weg jedoch nicht für gangbar, vielmehr ein 
besonderes Vollzugsgesetz für erforderlich. 1 ) Beide Entwürfe 
erschöpfen den Inhalt des Strafübels auch nicht annähernd so 
wie es nötig ist, um ihn voll zu erfassen. Auch gesetzestechnisch 
ist die Einarbeitung vollständiger Vollzugsvorschriften in ein 
Strafgesetzbuch bedenklich. Andererseits meinte die Kommis¬ 
sion die Uebemahme aller den Strafinhalt betreffenden Vor¬ 
schriften aus den Entwürfen zu einem Strafgesetzbuch in das 

J ) Aschrott, Reform des RotGB. 1910 S. 1, 84, 87, 100 ff. 108—09. 
v. Hippel, Z.StW. Bd. 30, S. 896. Kitzinger, ebenda Bd. 31, S. 210. 
Oetker, Strafen und sichernde Maßnahmen, 1910, S. 10. Reichardt, 
Bl. f. Ciefängn. K., Bd. 44, S. 12. Gennat, ebenda S. 540 ff. Wach, DJZ. 
S^79^'l41 ^ Kriegsmann, Einführung in die Gefängniskunde, 1912, 
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Vollzugsgesetz vorschlagen zu sollen. Anderenfalls würde 
dieses Gesetz des Fundamentes und festen Rahmens entbehren; 
zahlreiche Vorschriften jener Gesetzesentwürfe aber in diesem 
zu wiederholen, ist nicht angängig. 

Was den Umfang der gesetzlichen Regelung der Straf¬ 
vollzugsvorschriften anlangt, boten sich zwei Wege: entweder, 
daß der Gesetzgeber die Einzelheiten des Strafvollzuges bis 
ins Kleinste hinein regelt, also eine Reichs-Hausordnung schafft, 
oder nur einige ganz allgemeine grundsätzliche Vorschriften 
gibt. Die Kommission ging den Mittelweg gemäß III und IV 
der Cölner Vereinsbeschlüsse. Es erschien ihr nicht richtig, 
die Entscheidung über den Inhalt des Strafvollzuges weiterhin 
so in das Ermessen der Verwaltungsbehörden zu geben, wie 
es bisher der Fall ist und auch nach dem VE. zum StGB, noch 
vorwiegend sein würde. Aber ebensowenig erschien es richtig, 
durch Gesetz alles das kasuistisch zu regeln, was nach den 
Umständen des einzelnen Falles, also nach dem Grundsätze 
der Individualisierung, geprüft und entschieden sein will. „Die 
Vollzugsbehörde muß überall durch Gesetze in den Stand 
gesetzt sein, zu erkennen, wozu sie direkt verpflichtet 
und wozu sie ermächtigt sein soll. Die Grenzen zwischen 
ausschließlicher Pflichtmäßigkeit des Handelns, wovon es keine 
Dispensation gibt, und freiwaltendem Ermessen der Behörden 
müssen (durch Gesetz) klar erkennbar gezogen werden.“ 2 ) 

Andererseits ist, wie die Cölner Beschlüsse sagen: „Die 
gesetzliche Bindung nicht weiter auszudehnen als die Not¬ 
wendigkeit von Erprobung, Fortschritten und Anpassung es 
gestattet.“ Es muß daher ein gewisser Spielraum gelassen 
werden, schon im Hinblick auf die geographischen und ethno¬ 
graphischen Verschiedenheiten in den Gewohnheiten und dem 
Volksempfinden der deutschen- Stämme und Staaten. Es wird 
also neben dem Reichsgesetze auch fernerhin landesrechtliche 
Vorschriften (Verordnungen) geben. Zwischen beiden wird 
das Reich durch Verordnungen des durch das Gesetz zu 
legitimierenden Bundesrates zu verbinden und zu vermitteln 
haben. Es ist hierbei zu berücksichtigen, daß ein Gesetz 
den Charakter des Dauernden tragen muß, das nicht jederzeit 
abgeändert werden darf und soll, und daß andererseits sich 
doch Aenderungen im Strafvollzüge an minderwichtigen 
Punkten nötig machen können. Es würde hiernach ein 
Reichsgesetz gleichsam das Fundament zu dem neuen Straf¬ 
vollzugsgebäude zu legen und das Gebäude im Gerippe, im 

•'•''*) v. Holtzendorff und v. Jagemann, Handbuch des Gefängnis- 
wesens, 1888, Bd. 1, S. 11. Aehnlich v. Jagemann, M. Sehr. Krim. Psych. 
Bd. 8, S. 199. 



Rohbau so herzustellen haben, daß seine Zweckbestimmung 
klar erkennbar ist. Bundesratsverordnungen müßten innerhalb 
des gegebenen Rahmens den Ausbau übernehmen und Ver¬ 
ordnungen der einzelnen Bundesregierungen würde überlassen 
bleiben, im übrigen die Räume des Hauses zweckdienlich 
auszustatten und einzurichten. — § 87 I. Lesung — 

Die Kommission war sich der Schwierigkeiten, die sich 
der gesetzlichen Regelung des Strafvollzuges seit mehr als 
40 Jahren entgegenstellen, wohl bewußt und hat sie bei der 
Arbeit erneut erkannt. Die Kommission wußte auch, daß durch 
ihre Vorschläge jene Schwierigkeiten noch längst nicht alle 
behoben würden und beschied sich dabei, das Problem erneut 
herausgestellt und erörtert zu haben. Die „Vorschläge“, eine 
Privatarbeit, wollten nichts mehr sein als eine Grundlage 
zur weiteren Diskussion des Stoffes; sie wendeten sich in erster 
Linie an die Mitglieder des Vereins der deutschen Strafanstalts¬ 
beamten, die zur Prüfung und Aeußerung eingeladen wurden. 
Die Schriftleitung der Blätter für Gefängniskunde richtete mit 
der Veröffentlichung der Vorschläge eine besondere ständige 
Rubrik für die Aeußerungen der Vereinsmitglieder zu einem 
Reichsstrafvollzugsgesetze ein. 3 ) 

In erster Reihe kam es der Kommission darauf an, den 
Rahmen für die Aufgabe zu gewinnen. Die Fassung der 
einzelnen „Vorschläge“ durfte solange noch zurücktreten, als 
die Fassung des Entwurfs eines Strafgesetzbuchs noch nicht 
feststeht. 

Angestrebt wurde ein humaner, aber die Macht der Staats¬ 
gewalt unverkennbar zum Ausdruck bringender Strafvollzug, 
der dem harmlosen wie dem gefährlichen Rechtsbrecher 
gerecht zu werden vermag. Richtschnur war überall: An¬ 
lehnung an das historisch Gewordene und Gegenwärtighaltung 
des Möglichen und Erreichbaren. 

Von einer eingehenden „Begründung“ der einzelnen „Vor¬ 
schläge“ wurde abgesehen. Im übrigen vertrat die Kommission 
ihre Arbeit einmütig. Abstimmung war nirgends nötig. Nur 
in vereinzelten und verhältnismäßig belanglosen Punkten zog 
das eine oder das andere Mitglied Sonderwünsche zurück. 

Vorbehalten blieb einem weiteren Gutachten die Auf¬ 
stellung von Vorschlägen zu denjenigen Bestimmungen, deren 
Erlaß an zahlreichen Stellen dem Bundesrat überlassen wurde. 

Ferner wurde beabsichtigt, später Vorschläge zu machen 
über die Behandlung der zur Unterbringung in ein Arbeitshaus 
verurteilten Personen, wenn Art und Umfang der Verwendung 
d er A rbeitshausstrafe erst einigermaßen feststehen. 

3 ) Bl. Gefängn. K. Bd. 45, S. 368. 




D. Die erweiterte Kommission (II. Lesung 1913). 

Die erste Vereinskommission hatte ihre Arbeit im Hoch¬ 
sommer 1911 beendet. Um eine feste Grundlage für ihre 
„Vorschläge“ zu haben, war sie von dem System der Freiheits¬ 
strafen des VE., drei Strafarten: Zuchthaus, Gefängnis und 
Haft, ausgegangen. 

Im Frühjahr 1911 begann die amtliche Straf¬ 
rechtskommission im Reichsjustizamt ihr Werk, 
das inzwischen vollendet und in seinen Grundzügen bezüglich 
des Strafensystems durch die Veröffentlichungen in der 
Deutschen Juristenzeitung bekannt geworden ist. 1 ) Diese Kom¬ 
mission hat die Dreiteilung des VE. aufgegeben und vier Frei¬ 
heitsstrafen angenommen: Zuchthaus als schwerste, ent¬ 
ehrende, eigentliche Verbrechensstrafe, wenn die Tat auf 
ehrloser Gesinnung beruht, Gefängnis für leichtere Ver¬ 
brechen und für Vergehen, Haft für leichtere Vergehen und 
für Uebertretungen, sowie als Ersatz für nichtbeitreibbare 
Geldstrafen und Einschließung, entsprechend der bis¬ 
herigen Festungshaft als custodia honesta, falls die Tat weder 
auf ehrloser, noch sonst verwerflicher Gesinnung beruht, eine 
Verbrechens- und Vergehensstrafe, im Vollzüge aber die mil¬ 
deste Strafart. Ferner wurde als sichernde Maßnahme 
aufgenommen die Sicherungshaft gegen gewerbs- oder 
gewohnheitsmäßige, für die Rechtssicherheit gefährliche Ver¬ 
brecher nach besonders bestimmter schwerer Rückfallszucht¬ 
hausstrafe. Bettelei, Landstreichen usw. soll auch mit Ge¬ 
fängnis bestraft werden können, ist also Vergehen geworden. 
Die Bestimmungen über das Arbeitshaus des VE. erfuhren 
nicht unerhebliche Aenderungen, sowohl hinsichtlich des An¬ 
wendungsgebietes, als auch des Vollzuges, für den die allge¬ 
meinen Richtlinien festgesetzt wurden. 

Die „Vorschläge“ der Vereinskommission waren inzwischen 
mehrfach kritisch erörtert worden: 

1. M. v. B. in den Berliner Neuesten Nachrichten, Nr. 150 
vom 22. März 1912; 

l ) 1911, S. 1519; 1912, S. 299; 1913, S. 606. 
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2. Mumm in dem Berliner Tageblatt, Nr. 304 vom 
17. Juni 1912; 

3. Dittenberger in der Juristischen Wochenschrift, 
1912, S. 367; 

4. v. Michaelis, Blätter für Gefängniskunde, Bd. 45, 

S 14_23■ 

5. Roth, a. a. O. Bd. 46, S. 375—378; 

6. Gennat, a. a. O. Bd. 46, S. 315—374; 

7. Reich, a. a. O. Bd. 47, S. 9—42; 

8. Kriegs mann, Einführung in die Gefängniskunde, 
1912, z. B. S. 98, 200; 

9. Andrae, Gerichtssaal, Bd. 80, S. 407 ff. 

10. In bloß schriftlicher Ausfertigung gelangten an die 
Kommission dankenswerte Anregungen in bezug auf den Straf¬ 
vollzug an Weiblichen seitens des Herrn Oberregierungsrats, 
Strafanstaltsdirektors a. D. Lenhard, früher in Bruchsal. 

Bei dieser Sachlage war es geboten, die bisherige Arbeit 
der Vereinskommission vor der Vorlage an die für das Jahr 
1914 in Aussicht genommene XVII. Versammlung des Vereins 
der Deutschen Strafanstaltsbeamten in Hamburg einer Er¬ 
gänzung und Nachprüfung zu unterziehen, die übrigens nach 
dem oben S. 20 Gesagten wenigtsens teilweise schon von vorn¬ 
herein in Aussicht genommen war. 

Die mit der I. Lesung befaßt gewesene Kommission trat 
daher, wiederum nach Erstattung von schriftlichen Gutachten 
der bisherigen 5 Mitglieder von der Heimat aus, am 13., 14. 
und 15. Mai 1912 in Heidelberg, zu einer nochmaligen Be¬ 
ratung zusammen. Auch erschien es zweckmäßig, einige wei¬ 
tere Vereinsmitglieder zuzuziehen, um eine möglichst er¬ 
schöpfende und unbefangene Würdigung der bisherigen Arbeit 
zu erreichen. Seine Exzellenz, der Wirkliche Geheime Rat, 
Gesandte a. D., Professor Dr. v. Jagemann aus Heidelberg 
und der Großherzoglich Badische Geheime Oberregierungsrat 
Dr. v. Engelberg aus Karlsruhe wurden zu der neuen Be¬ 
ratung als Mitglieder kooptiert. Den Vorsitz übernahm Wirkl. 
Geh. Rat v. Jagemann. 

Die so erweiterte Kommission beschloß zunächst, unter 
grundsätzlicher Festhaltung an dem Standpunkte der I. Kom¬ 
mission im übrigen, folgendes: 

1. Die Einbeziehung der durch polizeiliche Strafverfügung 
(§ 453 StPO.) verhängten Haftstrafen, deren Ausscheidung 
sich nicht recht begründen läßt. 

2 . Die Einbeziehung der sichernden Maßnahmen des 
Arbeitshauses und der Sicherungshaft, wegen ihrer Wesens- 
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Verwandtschaft mit den Freiheitsstrafen, sowie die Einbeziehung 
der Verwahrung von geistig Minderwertigen und Trinkern 
wenigstens in einigen Punkten zur örtlichen Abgrenzung des 
Vollzuges. 

3. Die Annahme von vier Freiheitsstrafen, entsprechend 
den obenerwähnten Beschlüssen der Strafrechtskommission und 
demgemäß Einarbeitung der Einschließungsstrafe und Umarbei¬ 
tung der auf die neue Haftstrafe bezüglichen Bestimmungen. 
Gegenüber den fünf Freiheitsstrafen des bisherigen Rechts er¬ 
scheint zwar zunächst das dreigliedrige Freiheitsstrafensystem 
des VE. im Interesse leichterer und besserer Differenzierung 
im Vollzüge der einzelnen Strafen den Vorzug zu verdienen. 
Die Haftstrafe des VE. hätte aber so verschiedene Aufgaben 
gegenüber ganz verschiedenen Arten von Gefangenen als 
Uebertretungsstrafe, als Ersatz für nichtbeitreibbare Geld¬ 
strafen, als Strafe der Vagabondage und als custodia honesta 
an Stelle der heutigen Festungshaft zu erfüllen, daß der Vollzug 
vor unlösbare Aufgaben gestellt würde. Demgegenüber ver¬ 
dient das System der Strafrechtskommission den Vorzug grö¬ 
ßerer Klarheit und Bestimmtheit, insbesondere nach Einreihung 
der Vagabondage unter die Vergehenstatbestände. 

4. Die ausführlichere und möglichst zusammenfassende 
Behandlung der Bestimmungen über die jugendlichen und im 
einzelnen auch über die weiblichen Gefangenen. 

5. Die regelmäßige Streichung der bisherigen Kompetenz¬ 
bestimmung für den Vorstand und die Aufsichtsbehörden in 
den einzelnen Vorschriften (I. Lesung §§ 16, 17, 54, 62, 67, 
68, 77). Es wird die Abgrenzung der Zuständigkeit zweck¬ 
mäßig den landesrechtlichen Hausordnungen und Aus¬ 
führungsvorschriften überlassen, wo die Berücksichtigung ört¬ 
licher und sonstiger besonderer Verhältnisse besser möglich ist. 
Uebrigens ist die Zuständigkeit des Vorstands für die meisten 
Dienstangelegenheiten seiner Anstalt selbstverständlich. 

6. Die zusammenfassende Abgrenzung der Zu¬ 
ständigkeit von Reichs- und Landesrecht, sowie von Reichs¬ 
gesetz und bundesrätlicher Verordnung an Stelle der bisherigen 
vereinzelten Bestimmungen (vgl. § 87 der Vorschläge I. Lesung 
und die Anmerkung 3 dazu S. 44). 

7. Die teilweise andere systematische Gliederung der ersten 
„Vorschläge“, insbesondere Teilung des Abschnittes VI in der 
nunmehr vorgenommenen Weise. 

8. Bei einer Reihe von Gesetzesvorschlägen wurden die 
obenerwähnten kritischen Aeußerungen zu den „Vorschlägen“ 
I. Lesung berücksichtigt. 
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9. Die Beigabe einer kurzen Begründung der einzelnen 
Gesetzesvorschläge. Die Gesamtbearbeitung ist wiederum von 
dem Herrn Ersten Staatsanwalt Klein geleistet worden. 
Zuvor wurden von der erweiterten Kommission mehrfach Be¬ 
schlüsse über den Inhalt der Motive zu einzelnen Punkten 
gefaßt, im übrigen ergaben sich aus ihrer Verhandlung die 
Gründe, welche sie bestimmten; jeder Einzelberichterstatter 
reichte für seinen Abschnitt seinen Beitrag dem genannten 
Gesamtredaktor ein. Ein Unterausschuß, dem außer Letzt¬ 
genanntem die Vorsitzenden der I. und II. Lesung und Herr 
v. Engelberg angehörten, stellte eine Endfassung fest, 
über welche jedoch auch den sonstigen Kommissionsmitgliedern 
zu Bemerkungen Gelegenheit gegeben war. 

Wenn so die zweite Kommission ihre Arbeiten weiter er¬ 
streckte als die erste — vgl. oben S. 18 —, blieb sie doch irr 
Rahmen der Cölner Beschlüsse — vgl. oben S. 14 und 19 — 
ohne jedoch Vorschläge für ein umfassendes Gesetz über 
Gefängniswesen zu machen und ohne auf außerhalb des 
Strafvollzuges liegende Punkte der Verbrechensver¬ 
hütung 2 ) zu greifen. Dieser Beschränkung liegt aber 
keineswegs der Gedanke zugrunde, daß eine mehr als Straf¬ 
recht, Prozeß und Vollzug umfassende Kriminalgesetzgebung 
nicht wünschenswert sei, und es wird auch, aus den früheren 
Verhandlungen des Vereins, für eine Strafprozeßrevision 
besonders hingewiesen auf die Beschlüsse betreffs Zu¬ 
ziehung von Untersuchungsgefangenen zum 
Arbeitsbetriebe, namentlich den Beschluß in Freiburg 
von 1889 — Blätter für Gefängniskunde, Bd. 16, S. 242 —, 
hinsichtlich der Bettler, Landstreicher und dergl., denen wohl 
in der Regel Arbeitszwang zuzumuten sein möchte. 

Es waren vielmehr beide Kommissionen überzeugt von der 
Notwendigkeit einer Prophylaxe im Sinne der Cölner und 
Mannheimer Beschlüsse — oben S. 14 ff. — als des wichtgsten, 
weil unentbehrlichsten Stückes einer umfassenden Kriminal¬ 
reform. Mit der Revision des Strafgesetzbuches und der Straf¬ 
prozeßordnung, sowie der Schaffung eines Vollzugsgesetzes 
allein kann das Ziel tunlichster Verminderung der Kriminalität 
in erschöpfender Weise nicht erreicht werden.“) Insbesondere 

*') Der Artikel „Der Richter und die Verbrechensbekämpfung im 
neuen Strafrecht“ in der DJZ. 1913, S. 1021 ff. von Reichsgerichtsr.it 
Ebermayer legt dar, inwieweit unter diesem Gesichtspunkt dem Straf¬ 
richter insbesondere Mittel an die Hand gegeben sind. 

3 ) Vgl. v. Jagemann in Köhlers Archiv f. R. u. Wirtsch. Phil. 
1911, Heft 2. M. Sehr. Krim. Psych., Bd. 10, S. 1 ff. Kriegsmann, Ein¬ 
führung m die Gefängniskunde, S. 239 ff., 283 ff., 342 ff. 
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sind die Fragen des Jugendschutzes, des polizeilichen Arbeits¬ 
zwangs gegen Arbeitsscheue, der Durchführung bestehender 
Nahrungspflicjiten, des Kampfs gegen Trunksucht und Un¬ 
zucht so wichtig und dringend, gerade auch nach den im 
Strafanstaltswesen sich ergebenden Erfahrungen, daß es sehr 
zu begrüßen wäre, wenn ein einheitliches Vorgehen hiergegen 
in Deutschland neben Reichsgesetzen über Strafrecht, Prozeß 
und Vollzug erfolgen würde, wobei es eine Unterfrage ist, in¬ 
wieweit diese Einheit in reichsgesetzlicher Form oder durch 
Verständigung über einzelstaatliche Parallelaktionen gesetz¬ 
geberischer oder administrativer Art zu erreichen sei. 

In dem Strafvollzüge der Zukunft werden ferner das 
Meiste und Beste nicht Gesetze und Verordnungen allein be¬ 
deuten, sondern die Vollzugseinrichtungen, insbesondere die 
Beamten. Nach der Auffassung der Kommissionen soll das 
Beamtenrecht Sache der Einzelstaaten bleiben. Es liegt das 
in der gesamten Struktur des Beamtenrechts, soweit nicht 
Reichsbeamte in Frage kommen, was auf dem Gebiete des 
Strafvollzuges nicht zutrifft. Das gilt auch von der Oberauf¬ 
sicht, unbeschadet der reichsrechtlichen Kontrolle nach § 71 
der Vorschläge II. Lesung. Es sind daher die Ziele und Wege 
der Beamtenausbildung im einzelnen hier nicht zu erörtern. 4 ) 
Gewiß ist auf diesem Gebiete noch viel zu tun, wenn ein 
Strafvollzugsgesetz von Erfolg begleitet sein soll. Ein 
solches stellt erhöhte Anforderungen an die Beamten, ins¬ 
besondere die Vorstände der Anstalten, ebenso wie die ver¬ 
schiedenen Strafgesetzbuchentwürfe an die Richter es tun. Es 
ist aber überall der ehrliche Wille zum Vorwärtskommen und 
ein fröhlicher Aufstieg unverkennbar. Eines freilich ist leider 
nicht zu bestreiten: Noch recht sehr fehlt der Verbrechensfrage 
überhaupt „die Resonanz und das wissende Auge der Mitwelt“, 
hinein bis in die Reihen der Nächtsbeteiligten, der Staats¬ 
anwälte und Strafrichter, zu schweigen von der breiten Oeffent- 
lichkeit. Hier sind Gefängnislehrkurse, Vortragsreihen und 
einzelne Vorträge, praktische Unterweisungen im Strafvollzüge, 
Besichtigungen von Strafanstalten und verwandten Einrich¬ 
tungen, wie sie sich in verschiedenen Bundesstaaten bereits 
vorfinden, ein wichtiges und erfolgreiches Mittel zur Anregung, 
dem nur noch größere Ausbreitung zu wünschen ist. 5 ) Auch 

*) a. M. Gennat a. a. O. S. 318 ff. Reich a. a. O. S. 10 und 14. 

') v - Jagemann, M. Sehr. Krim. Psych., Bd. 1, S. 378 ff. Kriegs¬ 
mann a. a. O. S. 150 ff. 
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auf den Universitäten und im juristischen Vorbereitungsdienste 
müßte und könnte für den jungen Nachwuchs mehr geschehen. 
Endlich böte das sozialpolitisch so unendlich wichtige Problem 
der Verbrechensverhütung und Verbrechensbekämpfung der 
Tagespresse ein dankbares Feld zur Verbreitung von Interesse 
und Verständnis in der breiten Öffentlichkeit, die bisher nur 
gelegentlich einige Schauergeschichten erfährt oder allenfalls 
'mit Betrachtungen über die im Verhältnis zur freien Industrie 
armselige Gefängnisarbeit und ihre angeblichen wirtschaft¬ 
lichen Gefahren heimgesucht wird. Und der freien Liebes¬ 
tätigkeit der Fürsorge- und Schutzvereine fehlt noch immer 
das feste Rückgrat: die ausreichende-Unterstützung und 
Förderung durch den Staat mit ausgiebigen Geldmitteln. 

Die Vorschläge zweiter Lesung sollen zu dem 
gewünschten amtlichen Entwurf eines Reichsstrafvöllzugs- 
gesetzes insofern eine Grundlage bieten, als sie die Erfahrungen 
und Anschauungen widerspiegeln, wie sie sich ergeben un¬ 
mittelbar. heraus aus dem vielgestaltigen und vielverzweigten 
Strafhausleben, aus dem zunächst und besser als aus vielen 
anderen Quellen die Nöte und Bedürfnisse des Strafvollzuges 
richtig erkannt und gewürdigt werden können. 

Es bleibt zu hoffen, daß dem Verein der deutschen 
Strafanstaltsbeamten so vergönnt sein werde, zu einem wich¬ 
tigen vaterländischen Werk zu wirken und es wird diese Hoff¬ 
nung um so mehr gehegt, als der Verein in den 50 Jahren 
seines Bestehens sich stets und vielfältig der Förderung seitens 
der deutschen Regierungen erfreuen durfte und seine An¬ 
regungen oftmals bei ihnen eine günstige Aufnahme fanden. 


J 
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E. Begründung der Gesetzesvorschläge. 

Vorbemerkungen. 

1. Bezüglich des Ersatzes der bundesrätlicben Grundsätze 
über Strafvollzug durch die Vorschläge gibt Anlage G. 
Auskunft in Form einer Zusammenstellung. Die Kom¬ 
mission nahm Abstand von der Frage, inwieweit ihre 
Vorschläge auch für Militär-, Marine- und Kolonial¬ 
strafvollzug verwendbar sein würden, indem dies außer¬ 
halb ihrer Aufgabe lag. 

2. Insoweit die Vorschläge Punkte enthalten, welche im 
Entwurf der Strafrechtskommission sich bereits finden, 
besteht die Auffassung der Kommission, daß die Herüber¬ 
nahme in das Reichsstrafvollzugsgesetz wegen des Voll¬ 
zugscharakters als Wesens dieser Bestimmungen ange¬ 
zeigt ist. 

I. Anstalten und Anstaltsverwendung 
§§ 1 - 11 . 

A. Bestimmungen in Bezug auf Strafanstalten. 

§§ 1 - 5 . 

Eine Hauptaufgabe des künftigen Strafvollzuges muß sein: 
die möglichst strenge Scheidung der Gefangenen zunächst nach 
den Arten der Freiheitsstrafe. Der Vollzug verschiedener 
Freiheitsstrafen nebeneinander führt erfahrungsgemäß leicht 
zur Verwischung der Unterschiede. Das Radikalste und Beste 
wäre die Schaffung besonderer Anstalten für jede der vier 
Arten der Freiheitsstrafe. Diese Forderung aber ist regelmäßig 
undurchführbar, nicht nur aus finanziellen Gründen und nicht 
nur in den kleineren und kleinsten Bundesstaaten. Daher 
werden in § 1, Absatz 1 neben besonderen, für jede Art aus¬ 
schließlich bestimmten Anstalten auch solche Abtei¬ 
lungen zugelassen und zwar bei den vorhandenen An¬ 
stalten sogar hinsichtlich der Zuchthausstrafe. Die in der 
I. Lesung §§ 1 und 2 unbedingt und unter allen Umständen 
aufgestellte Forderung besonderer Anstalten für die Zuchthaus- 
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strafe hat die Kommission gemeint nicht aufrechterhalten zu 
sollen, abgesehen von Neubauten. Selbst in Preußen mit seinen 
vielen Anstalten hat sich die strenge Absonderung der Zucht¬ 
hausgefangenen in ausschließlich für sie bestimmten Anstalten 
noch nicht überall durchführen lassen, in den kleineren und 
kleinsten Bundesstaaten ist sie schon wegen der geringen Ge¬ 
fangenenzahl kaum möglich, es sei denn durch die Bildung 
von Zweckverbänden. Auch die Bestimmung einer langen 
Frist zur Beschaffung der fehlenden Anstalten (§ 70, Absatz 2 
II. Lesung) wird hierbei nicht viel helfen; denn man kann nicht 
brauchbare, naturgemäß für einen gewissen örtlichen Umkreis 
dienliche Anstalten aus einem formalen Grunde halb unbe¬ 
völkert lassen. 

Unter den für jede Art der Freiheitsstrafe „ausschließlich 
bestimmten Abteilungen“ versteht die Kommission abge¬ 
schlossene Teile einer Anstalt, d. h. einzelne Gebäude oder 
abgeschlossene Geschosse oder Geschoßteile. Offene Zellen¬ 
flügel oder offene Abteilungen oder Stationen eines Zellen¬ 
gefängnisses oder eine sonstige offene Reihe von Haft¬ 
räumen würden den Anforderungen der Vorschläge nicht ge¬ 
nügen. 

Die Bestimmung in § 1, Absatz 2 soll verhindern, daß die 
Bildung und Scheidung der Abteilungen nur eine teilweise und 
darum ungenügende sei. Bezüglich des Gottesdienstes ist hier 
nur an die Anstaltskirchen und ausschließlichen Betsäle ge¬ 
dacht; vgl. § 25, Absatz 2, wo Gottesdienste und An¬ 
dachten unterschieden sind; letztere finden in kleinen Ge¬ 
fängnissen in gewöhnlichen Räumen statt oder die Seelsorge 
beschränkt sich überhaupt auf die einzelnen Gefangenen. 

Bei den erkrankten Gefangenen (§ 1, Absatz 3) werden 
Ausnahmen zugelassen werden können, zumal unter Beachtung 
der §§ 37, Absatz 2 und 38, Absatz 2. 

In größeren Anstalten, bei einiger baulicher Eignung 
wird die sachgemäße Einrichtung der besonderen Abteilungen 
meist gelingen. Anders liegt die Sache in den kleinen Ge¬ 
fängnissen, für welche aber der Vollzug von Zuchthaus und 
Einschließung entfallen; es handelt sich hier um die gleich¬ 
zeitige Verwendung für Gefängnis-, Haftstrafen und Unter¬ 
suchungshaft, u. U. auch für polizeiliche und exekutive Zwecke 
sonst. Die Ausschaltung der kleinen Gefängnisse für den 
Strafvollzug ist ausgeschlossen, finanziell und wegen der Orts¬ 
entfernung, welche die Verurteilten zu einer größeren Straf¬ 
anstalt meist zurückzulegen hätten. 


J 
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Jedoch ist mit Entschiedenheit auf den Bau von beson¬ 
deren Untersuchungsgefängnissen in größeren 
Orten hinzuzielen, — was allerdings außerhalb des Strafvoll¬ 
zugsgesetzes liegt. Und außerdem ist es Sache der StPO., 
bezüglich der Untersuchungsgefangenen sachdienlich zu be¬ 
stimmen. 1 ) 

§ 3 der nicht verabschiedeten StPO., Beschluß der 
Reichstagskommission II. Lesung, bestimmt über die Unter¬ 
suchungshaft: „Der Gefangene soll weder mit anderen 
Untersuchungsgefangenen noch mit Strafgefangenen in dem¬ 
selben Raume untergebracht werden. Von dieser Vor¬ 
schrift kann abgewichen werden, wenn der Ge¬ 
fangene zustimmt, wenn er sich nicht im Besitz der bürger¬ 
lichen Ehrenrechte befindet oder wegen Verdachts einer 
nach § 361, Nr. 3 bis 8 des Strafgesetzbuchs strafbare^ 
Uebertretung in Haft genommen ist usw.“ — Künftig soll nach 
dem Vorschläge der Strafrechtskommission die Vagabondage 
Vergehen sein. Der Entwurf der StPO, bezweckt den Schutz 
der Untersuchungsgefangenen neben dem Interesse der Unter¬ 
suchung. Es müssen aber nicht selten auch Strafgefangene 
vor üblen Untersuchungsgefangenen - bei Gemeinschaftshaft 
geschützt werden. Diese Schwierigkeit darf bei der künftigen 
Fassung der StPO, nicht übersehen werden. 

Im übrigen kann nur allmählich durch größere Be¬ 
schränkung der Vollzugszuständigkeit der klei¬ 
nen Gefängnisse und Schaffung von mehr und günstiger ge¬ 
legenen Zentralstrafanstalten geholfen werden. 

Die vielfach erhobene Forderung ausschließlicher An¬ 
stalten für jugendliche und für weibliche Strafgefangene wird 
sich, für kleinere Strafen wenigstens, als Regel nicht er¬ 
füllen lassen (§ 2, Absatz 1 und § 4, Absatz 1). Vielfach 
und nicht nur in den kleineren Bundesstaaten würde es an der 
für besondere Anstalten ausreichenden Zahl von Gefangenen 
fehlen. Der § 2, Absatz 2 und 3 entspricht allgemein aner¬ 
kannten Anforderungen. Der § 4, Absatz 2 — vgl. § 72, Ab¬ 
satz 2, b — ist dem § 52 GE. nachgebildet, aus den in der 
Begründung dazu angeführten durchaus beachtlichen Gründen. 
Die 18 bis 21 Jahre alten Gefangenen stehen regelmäßig den 
Jugendlichen so nahe und den Erwachsenen so fern, daß eine 
Art Zwischenanstalt zweckmäßig ist. Aus derselben Erwägung 
erklärt sich die Bestimmung in § 4, Absatz 1, zweiter Halbsatz. 

Der § 5, Satz 1 — vgl. § 72, Absatz 2, b — empfiehlt die 
Sonderung der verurteilten geistig Minderwertigen von den 


‘) Vgl. § 117 daselbst. 
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Voll wertiger» im Vollzüge, 3 ) soweit der Geisteszustand jener 
es erfordert. Vgl. auch § 4., Absatz 1, Schlußsatz. Eine 
gleiche Sonderung kann nach Satz 2 an körperlich Invaliden 
erfolgen ; vgl. §; 22, Absatz 1 Beides liegt im Interesse der 
Gefangenen und des leichteren Strafvollzuges, ’ '■•?}. i '■ , ' 

§ 3: sfebt die fäuihlictfe ^jea: riicht ifn Besitze der 

bürgerlichen f:hrenrechte befindlichen Gefangenen von den 
anderen vor, gleich dB der^ Hdrverjöst neben d^ 
den Strafe oder neben eufer ffhiTef; eriitfehön: yerharigt ist, aber, 
noch forfwirkf.’ C^fiuVlie^t ,iugfeic,h ; dfe NegäOve, daß heson* 

«fere Äftätalfew dafhf nicht zir Begehren sind. Soweit nur ein-' 
zelne Ehrenrechte aberkannt sind, wird sich che Behandlung 
nach der Verscdiiedcaiheit der EmzeHäH.e zu richten haben. 


B. Bestfuimungeft itt Bezug nuf Anstalten für sichernde 

MaBnähiiie^ 

Die Arbeitsbäuser und die Verwabrungsanstallen für die 


sindvgl, noch § 71, Al&ät^lr di^Bpöd'iüßerifeh dürfen 


der e r An st al t ert und zwar-Atu a tfi ch e t. Letzteres ist 
im Interesse dereh mheitliehke.it geboten gegenüber dem heuttgeh 
Zustände der vielgestaltigen konuntuialert Lmricbfüngefi riehen 
staatlichen. Aber auch hier wird man nicht überall .-selb-.- 
ständige Anstalten : durchsetzen. können. Ls muß 'indessen 
mehr gefordert werden als bei den Abteilungen der Straf¬ 
anstalten. Daher ist in §| 6 und 7 • eine ha o lieh ab ge¬ 
sonderte A n 1 a g e vorgesehen, d. h. eine Welt mehr für 
sieb als die Strothnsta!tsabteilu niUAh we»tu; auch t»nte r der 
Verwaltung-: einer daneben ; be»indlichen -StraL; oder : sonstigen ; 
Anstalt oder in teilwTiser wirtschatfheher Verbihdurig mit einer 
solchen. 

ln dein Afbeitshause sollen die drei wesentiieii sehr ver- 
schiedencn'Gruppen der künftigen Insassen: a- -die Zuhälter, 
fVAdfe Wogen- Diebstahls, Hehlerei oder Betruges Bestraften 
umi die wegen Vagabundage (heute § 3bÖ, IVr 3—8 RS'tGB..) 
Verurteilten getrcnritgebAitcn werde»].' 


) j.epgnjruut, pe'r-' AI in&trytsxttgv üu Sirnivoilzu.ge, Berlin 1V12- 
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Hinsichtlich der Verwahrung bei verminderter Zurech¬ 
nungsfähigkeit und von Trinkern beschränken sich die Vor¬ 
schläge auf die in §§ 8 und 9 getroffenen Bestimmungen. Die 
Behandlung während der Verwahrung gebührt dem Arzte. 
Die beiden Paragraphen sollen aber verhindern, daß Straf¬ 
anstalten etwa noch Verwahrungsanstalten für geistig Minder¬ 
wertige werden und daß Arbeitshäuser durch die Verwahrung 
von Trinkern noch Insassen erhalten, die nicht hineingehören 
und daß so unhaltbare Zustände vergangener Zeiten Platz 
greifen. 

Die Kommission hat nach langer Beratung keinen Versuch 
gemacht, einen fertigen Weg zur Ausgestaltung der Ver¬ 
wahrung geistig Minderwertiger zu weisen. Sie hat sich bei 
der noch wenig geklärten Lage dieser vorwiegend irrenärzt¬ 
lichen Frage auf den Standpunkt gestellt, durch eine negative 
Formulierung festzulegen, daß für jene Elemente besondere, 
neuartige und grundsätzlich von jedem Zusammenhang mit 
jeglicher Art von Strafanstalten zu trennende Einrichtungen 
zu schaffen seien. Dies führt zugleich positiv, mangels anderer 
Wege, entweder zu der Versorgung dieser Kranken in den 
öffentlichen Irrenanstalten oder in besonderen — diesen ange¬ 
gliederten — Stationen oder selbständigen Anstalten (§ 8). 

Der gleiche Standpunkt wird in § 9 zu der Frage der 
Trinkerheilanstalten eingenommen. Bei dem Charakter des zu¬ 
künftigen Arbeitshauses kann eine Zusammenfassung der in 
§§ 8 und 9 bezeichnten Elemente in Arbeitshäusern, wie sie 
allerdings mit gutem praktischem Erfolge verschiedentlich — 
neuerdings in Preußen, z. B. in den Arbeitsanstalten Brau¬ 
weiler, Bennighausen — versucht worden ist, nicht mehr in 
Betracht kommen. Auch hier wird die Angliederung an Irren¬ 
anstalten oder die Einrichtung von Spezialanstalten der ge¬ 
gebene Weg sein. 

Bei der Vorschrift in § 9, Satz 2 ist daran gedacht, daß 
zunächst auch private, insbesondere charitative Anstalten be¬ 
nützt werden. 

Die Verwahrung von Personen, die wegen fehlender Zu¬ 
rechnungsfähigkeit freigesprochen sind, gehört nach An¬ 
sicht der Kommission nicht in die Vorschläge, weil die Maß¬ 
nahme dann keinen strafähnlichen Charakter hat. Die 
Wichtigkeit eines Schutzes der Allgemeinheit, wie GE. § 14 
ihn auch gegenüber freigesprochenen oder außer Verfolgung 
gesetzten Schädlingen mit geistigen Mängeln erstrebt, wird 
aber voll gewürdigt und mit dem Wunsche verbunden, daß die 
nötige sichernde Fürsorge in ganz Deutschland eintrete. 
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C. Gemeinsame Bestimmungen. 

§§ 10 - 11 . 

§ 10, Absatz 1—3 entspricht den §§ 5 und 6 der Grund¬ 
sätze des Bundesrates, während deren § 7, Anordnungen bei 
vorübergehender Ueberfüllung betreffend, als wohl selbstver¬ 
ständlich nicht aufgenommen wurde. Für die Einschließungs¬ 
gefangenen erscheint das Doppelte des sonst vorgeschriebenen 
Mindestmaßes an Luftraum angemessen. Absatz 4 ist den 
preußischen Vorschriften 3 ) nachgebildet. Die Vorschrift in 
§13, Absatz 3, I. Lesung erschien als zu weit gehend. 

Bei § 10, Absatz 5 sind die im Absatz 2 vorgesehenen 
Mindestmaße zu beachten. Vgl. § 31, Absatz 3 und § 72, 
Absatz 2, d. 

Die Frist zur Beschaffung der fehlenden Anstalten, Ab¬ 
teilungen, Räume und Einrichtungen soll nach § 70, Absatz 2 
der Bundesrat bestimmen; vgl. Begründung zum VE. I, S. 75ff. 
Diese Frist dürfte nicht zu kurz, wohl nicht unter 10 Jahren, 
zu bemessen sein in Rücksicht auf den gegenwärtigen Zustand 
der Gefängnisse und die in §§ 1—10, 20 und 21 gestellten 
Anforderungen, die überall erhebliche organisatorische und 
bauliche Maßnahmen, Um- und Neubauten, nötig machen 
werden. 

Die Bezeichnung „Hausordnung“ ist bereits durch § 37 
der bundesrätlichen Grundsätze für diejenigen Normen ein¬ 
geführt, welche sonst auch Dienst- und Hausordnungen (oder 
Hausregeln) usw. benannt wurden. Vgl. auch § 17 bezüglich 
desjenigen Teils, welcher die Vorschriften zur Beachtung für 
den Gefangenen selbst enthält. 


II. Aufnahme. 

§§ 12 - 17 . 

Die §§ 12, 13 und 17, Absatz 1 und 2 entsprechen der 
bestehenden Praxis nach §§ 8, 9 und 37 der Grundsätze des 
Bundesrates. 

Die Zuweisung der Verurteilten an die einzelnen Anstalten 
soll künftig wie bisher nach den landesrechtlichen Voll¬ 
streckungsplänen erfolgen, von denen Abweichungen aus ge¬ 
sundheitlichen und disziplinären Gründen und in Rücksicht 

*) Musterzeichnungen für den Ausbau von Gefängnissen in 
Preußen, Berlin 1912. Bearbeitet im Ministerium der öffentlichen Ar¬ 
beiten. Ein Atlas von 43 Blättern. Dazu ein Heft Erläuterungen, 27 S. 
Nicht im Handel. 



33 


auf den Arbeitsbetrieb, insbesondere den staatlichen Regie¬ 
betrieb, Landeskulturarbeiten usw., zulässig sind. 

Bei § 14 hat die Kommission die dagegen erhobenen Be¬ 
denken 4 ) nicht zu teilen vermocht, vielmehr die Bestimmung 
durch die praktischen Verhältnisse für gerechtfertigt erachtet. 

In § 15 sind die Worte: „erforderlichen Falles“ des § 24 
I. Lesung gestrichen. 8 ) 

Im übrigen ist der Paragraph unverändert geblieben. Das 
Nähere kann den Ausführungsbestimmungen überlassen blei¬ 
ben. Gegenüber abweichenden Anschauungen meint die Kom¬ 
mission, daß in Rücksicht auf § 36 Schwangere bis auf weiteres 
aufzunehmen seien, und daß die Behandlung Trunkener von 
Fall zu Fall, insbesondere nach dem Grade der Trunkenheit, 
nötigenfalls unter Anrufung der Polizei wegen etwa erforder¬ 
licher Schutzfürsorge, entschieden werden müsse und sich zur 
Regelung durch Gesetz nicht eigne. 6 ) 

Die körperliche Durchsuchung der Gefangenen, die Durch¬ 
musterung ihrer Habe, sowie deren Verbleib und die Maß¬ 
nahmen des Erkennungsdienstes an den Gefangenen sollen 
wegen der Schwere und Tragweite des Eingriffs nach § 16 
gesetzlich geregelt werden. Durch die Bestimmung: „in der 
Regel“ in Absatz 1 und 3 sind Ausnahmen aus Billigkeitsrück¬ 
sichten im Sinne der Individualisierung zugelassen. Die Be¬ 
stimmungen gelten allerdings nicht nur für die Aufnahme, 
sondern auch für die Dauer des Aufenthaltes in der Anstalt, 
doch erschien die Unterbringung der Bestimmungen an dieser 
Stelle zweckmäßiger als in dem Abschnitt IV: „Behandlung“, 7 ) 
weil die Anwendung sich regelmäßig zunächst an den Auf¬ 
nahmeakt anschließt. Eheringe von bloßem Edelmetall (ohne 
kostbare Steine) sind nach der Sitte in Deutschland nicht 
als Kostbarkeiten anzusehen und daher den Gefangenen zu 
belassen. 


III. Form der Verwahrung. 

§§ 18 - 21 . 

Nach § 18, hinsichtlich dessen Fassung den Anregungen 
Gennats 8 ) gefolgt wurde, sind zwar Einzelhaft und Gemein¬ 
schaftshaft zulässigeV erw ahrungsformen und ist die 

4 ) Gennat, Bl. Gefängn. K., Bd. 46, S. 337. 

5 ) Gennat a. a. O. S. 337, 338 und Reich ebenda, Bd. 47, S. 16. 

*) a. M. Gennat, a. a. O. S. 338. Die Bemerkungen Reichs ebenda 
Bd. 47, S. 16 gehören in das Gebiet der Ausführungsvorschriften. 

7 ) a. M. Gennat, a. a. O. S. 338. 

8 ) a. a. O. S. 338, 339. 
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Individualisierung für die Wahl zwischen beiden als 
Grundsatz aufrechterhalten. Allein bei dem höheren Wert, 
welchen die Einzelhaft als Ausschluß einer Verschlechterung 
und für die Zwecke der Besserung und Sicherung bietet,* soll 
sie für alle Freiheitsstrafen „regelmäßig“ eintreten; be¬ 
züglich der sichernden Maßnahmen vgl. § 60, Absatz 1, § 63 
Absatz 2. 

Der umgekehrte Weg, welchen der VE. (§ 22 bezw. 
§§ 57, 58 der Beschlüsse der Strafrechtskommission) gehen, 
bezüglich der Zuchthaus- und Gefängnisgefangenen für eine 
gewisse Strafdauer überhaupt und für einen gewissen Anfangs¬ 
abschnitt (3 Monate) die Einzelhaft unbedingt vorzuschreiben, 
dem Strafvollzugsgesetz aber die Bestimmung der zu gestatten¬ 
den Ausnahmen zu überlassen, ist grundsätzlich zu wiederraten; 
denn für diese würden, beim Abgehen vom Individualisierungs¬ 
prinzip, nur einige schablonenhafte Kategorien sich aufstellen 
lassen, ohne inneren durchschlagenden Wert. Der VE. selbst 
schon tritt übrigens bezüglich der Einschließungs- und Haft¬ 
gefangenen, sowie aller Jugendlicher und bezüglich der zu 
Gefängnis verurteilten Bettler, Landstreicher usw. dem In¬ 
dividualisierungsprinzip bei, indem er Einzelhaft für sie vor¬ 
sieht, soweit die Anstaltsbehörde die Absonderung für „an¬ 
gemessen“ erachtet. 

Zugleich aber kommt in Betracht, daß unbedingte 
Vorschriften nach dem tatsächlichen Zellen¬ 
bestand, doch da und dort langhin sich voraussichtlich als 
undurchführbar erweisen werden. 83 ) Eine stete Vermeh- 
rungderZellen ist, zumal angesichts der zunehmenden Be¬ 
völkerung, gewiß höchst erstrebenswert und wird auch gegen¬ 
wärtig geübt. Aber erst nach Gewinnung einer einheitlichen 
Vollzugsstatistik mit Nachweis über die Verwendung der Haft¬ 
formen und darüber, wo und in welchem Maße ein Zellen¬ 
mangel sich ergibt, wird der Zeitpunkt gekommen sein, Wei¬ 
teres eventuell gesetzlich vorzusehen. Die Tatsache des 
Scheitems des 1879er Entwurfs zufolge allgemeiner Bestim¬ 
mungen über die Anwendung der Einzelhaft, indem dieWahr- 

8a ) Wenn auch die Gesamtzahl aller Zellen eines Staates an sich 
genügend wäre, so kommt es doch nicht hierauf, sondern vielmehr darauf 
an, daß überall, wo eine gewisse Zahl von Zellen gebraucht wird, sie 
auch dort vorhanden sei. Was nützen z. B. Zellen in X, wenn sie in Y 
fehlen? An manchem Ort, wo vielseitige Rücksichten zu nehmen sind, 
also Männer, Frauen, Jugendliche, Strafgefangene verschiedener Art 
und Untersuciiungsgefangene, sowie noch andere Arten (z. B. Polizei¬ 
gefangene) gleichzeitig unterzubringen sind, wird oft der For¬ 
derung obligatorischer Einzelhaft von bestimmter Dauer für den Beginn 
der Strafzeit nicht genügt werden können. 
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scheinlichkeitsberechnungen einen finanziell zu hohen Bau¬ 
aufwand ergaben, rät von Beschreitung des gleichen Weges ab. 
Man darf bei dem Gang der Gefängnisreform in Deutschland 
das Vertrauen hegen, daß die Einsicht über den Wert der 
Einzelhaft allmählich von selbst zum gewünschten Ziel führe. 
Auch werden sich Erfahrungssätze über ein Mindestverhältnis 
von Zeilenzahl und Gefangenenständen ergeben. 

Gegen mechanische Bestimmung einer Mini¬ 
malzellenzeit für jeden Sträfling gewisser Art 
spricht ferner dieindividuellverschiedeneWirkung 
d e r Z e 11 e. Sie kann für hartgesottene Vorbestrafte überhaupt 
Verschwendung sein, aber auch die gleiche Dauer hat keine 
gleichen Folgen. Es sind nach den Erfahrungen der Kom¬ 
mission drei Monate nicht ein immer richtiges Maß. „Die 
Einzelhaft ist ein sehr scharfes Heil- und Arzneimittel, welches 
nicht von jedem Individuum gleich ertragen wird; bei dem 
einen wirkt es intensiver, schneller, bei dem anderen braucht es 
längere Zeit der Anwendung.“ 9 ) Eine schematische Anwendung 
der Einzelhaft wird besser abgelehnt. Warum jemandem, dem 
die Zelle bitter nottut, sie entziehen, um sie einem anderen zu¬ 
zuweisen, der sie zweifellos nicht braucht? Auch ist die be¬ 
stimmte Zeit von drei Monaten deshalb bedenklich, weil sie bei 
sechs oder neun Monaten oder einem oder mehreren Jahren 
Strafdauer immer gleich ist. 

Endlich käme man bei einem obligatorischen Mindestmaß 
an Einzelhaft, wenn man auf Durchführbarkeit in absehbarer 
Zeit halten will, zurückschraubend, zu geringeren 
Zeitspannen, als sie jetzt die Praxis von Einzelstaaten, die 
in der Gefängnisreform vorangeschritten sind, darbietet. Wäh¬ 
rend der VE. noch einen strafartlichen Unterschied: 6 und 3 
Monate (Zuchthaus bezw. Gefängnis) annahm, die Strafrechts¬ 
kommission aber für beide auf 3 Monate herabging, sagt 
z. B. die badische VO. vom 24. Februar 1913, den Vollzug der 
Freiheitsstrafen betr., in § 10, Ziff. 1, daß — bei Zellenmangel! 
— die Einzelhaft vorzugsweise Anwendung finden soll für das 
ganze erste Strafjahr; außerdem auch darüber hinaus für Ge¬ 
fangene, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet oder noch 
keine Zuchthaus-, Gefängnis- oder geschärfte Haftstrafe zuvor 
verbüßt haben. 

Besondere Vorschriften über die bei dem Einzelhäftling zu 
machenden Vorsprachen auf der Zelle (Zellenbesuche) 

9 ) Blätter für Gefängniswesen. Organ des Vereins der Verwal- 
tungsbeamten der österreichischen Strafanstalten und Gefängnisse. 1911,. 

Heft 3, S. 42. 
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seitens des Beamten- und Aufsichtspersonals hielt die Kom¬ 
mission für nicht erforderlich, weil sie ein allerwärts selbst¬ 
verständliches Stück des Einzelhaft-Systems sind. 9a ) Auch 
gehen die Vorschriften und Uebungen bezüglich des Maßes 
so auseinander, daß eine allgemein befriedigende Normierung 
schwierig ist. Der Wert der Besuche seitens der Beamten liegt 
übrigens zugleich darin, daß diese Besuche ein Hauptmittel 
zur persönlichen Erkenntnis sind. Eben deshalb ist, z. B. in 
Baden ° b ) aber auch für Gemeinschaftsgefangene, vorgeschrie¬ 
ben, daß jeder gewissen Hausbeamten von Zeit zu Zeit zu einer 
Einzelbesprechung in abgesondertem Raum zugeführt wird. 

Der Begriff der Einzelhaft ist in § 19 bestimmt. Die 
Trennung der Gefangenen auch bei dem Aufenthalt im Freien, 
dem Gottesdienst und dem Schulunterricht tritt da ein, wo noch 
Einzelspazierhof und Stalls vorhanden sind. Nach § 21, 
Absatz 1 wird andererseits durch eine solche zeitweise Tren¬ 
nung das Wesen der Gemeinschaftshaft nicht beseitigt. Ebenso 
ist das Wesen der letzteren dann nicht ausgeschlossen, wenn 
in demselben Raume die Arbeitsplätze der einzelnen Gefan¬ 
genen durch Zwischenräume so getrennt werden, daß der 
Verkehr der Gefangenen erschwert ist. Die Kommission ist 
vielmehr über die Zulässigkeit und den Wert einer solchen 
Abschwächung der Gemeinschaftshaft einig. Dasselbe würde 
für die Mahlzeiten gelten. 10 ) 

An der regelmäßigen Höchstgrenze der Einzelhaft, drei 
Jahren, ist trotz der vielfach erhobenen abweichenden Forde¬ 
rung festgehalten — § 20 —, mit den daselbst gemachten Ein¬ 
schränkungen, die dem praktischen Bedürfnis genügen dürften. 
Die Einzelhaft ist aber in allen Fällen ausgeschlossen, in 
denen anzunehmen ist, daß sie mit Gefahr für den körperlichen 
oder geistigen Zustand des Gefangenen verbunden sein würde. 11 ) 

Kontrollen gegen eine zu lange Dauer der 
Einzelhaft hält die Kommission nicht für erforderlich, nur bei 
der Ausdehnung über 3 Jahre (vgl. § 72, Absatz 2, c mit § 20 
zus.) die Prüfung des Falls seitens einer Aufsichtsbehörde für 
angezeigt. Aehnliche Bestimmungen bestehen zwar bezüglich 
Jugendlicher, deren Trennung durch Einzelhaft besonders 
wichtig ist, aber mit verschiedenen Terminen, und eben diese 
Verschiedenheit weist hin auf den Zusammenhang mit dem 

Ba ) Sämtliche Dienst- und Hausordnungen enthalten darüber ein¬ 
gehende Vorschriften. 

• nb) Vergleiche DO. der Zentralstrafanstalten 8 66. 

10 ) Reich a. a. O. S. 18, 19. 

") So auch die Strafrechtskommission, DJZ. 1913, S. 608. 
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Zellenbestand der einzelnen Länder, so- daß besser hierüber 
landesrechtlich verfügt wird. 

Die Vorschriftdes§2 0, Absatz2ist obligatorisch, 
das „tunlichst“ aus § 29, Absatz 1, I. Lesung, gestrichen. Es 
erschien dies als ein Gebot der Billigkeit, das nicht unbeachtet 
bleiben darf. 

Für die Gemeinschaftshaft wird durch § 21, Ab¬ 
satz 3 die nächtliche Trennung der Gefangenen aus bekannten 
Gründen als Regel gefordert, auch in den Fällen des § 60, 
Absatz 1 und § 63, Absatz 2. 

Eine dem § 30, I. Lesung als Note 2 beigefügte Bemerkung 
hat zu Mißverständnissen Anlaß gegeben, 1 *) daher die Vor¬ 
schrift in § 21, Absatz 2 in II. Lesung. Gemeint war in 
I. Lesung die Zwecklosigkeit und Undurchführbarkeit eines 
allgemeinen Schweiggebotes, d. h. des Gebotes vollständigen 
Schweigens der Gefangenen untereinander, das in allen An¬ 
stalten fortgesetzt täglich übertreten wird und in der Mehrzahl 
der Fälle ungeahndet bleibt. Daß in der Einzelhaft der 
Verkehr der Gefangenen durch die Fenster und Leitungsrohre, 
durch Klopfen an die Wände usw. unzulässig ist und bleiben 
soll, ergibt sich aus der Natur der Sache und der Ordnung in 
der Anstalt. In der Gemeinschaftshaft ist ein unein¬ 
geschränktes Schweiggebot widersinnig, weil unnatürlich. 
Gegen Mißbräuche muß die Hausordnung regelnd einschreiten 
je nach den örtlichen Verhältnissen. Mehr ist erfahrungs¬ 
mäßig nicht durchführbar und deshalb vorzuschreiben 
zwecklos. 

IV. Behandlung. 

§§ 22 - 49 . 

A. Allgemeines. 

§§ 22 - 24 . 

Die Behandlung der Gefangenen soll unparteiisch und 
gerecht, auf geistige und sittliche Hebung unter Erhaltung der 
Gesundheit und Arbeitskraft abgestellt und der Eigenart des 
Einzelnen angepaßt sein. 

Die „Vorschläge“ halten an dem Vergeltungscharakter 
der Strafe fest, indem sie davon ausgehen, daß die Strafe ein 
Uebel ist, das wegen eines Rechtsbruchs in einem dem Ver¬ 
schulden möglichst entsprechenden Maße verhängt wird. Auf- 

1S ) Oennat, a. a. O. S. 340 ff. und Reich a. a. O. S. 19. 

5 



gäbe des Strafvollzuges, der den Strafzweck verwirklichen soll, 
ist demgemäß zunächst Uebelszufügung. Zum Wesen und 
Charakter der Strafe gehören Ernst und Strenge. Der Ver¬ 
geltungszweck der Strafe muß bei der Behandlung der Ge¬ 
fangenen an erster und entscheidender Stelle stehen. Denn 
dem Gefangenen ist die Freiheit zur Strafe entzogen, er muß 
sich unter den geregelten Zwang der Strafanstalt beugen und 
in unbedingter Gehorsamspflicht seinen Willen dem der staat¬ 
lichen Strafvollzugsorgane unterordnen, insoweit, aber 
auch nur insoweit, als es zur Durchführung des 
Strafzweckes erforderlich ist. Diese Einschränkung 
schließt jede willkürliche, den Gesetzen und Verordnungen 
widersprechende Behandlung aus und macht den Strafvollzugs¬ 
organen „um der Gerechtigkeit willen“ die Gleich¬ 
mäßigkeit in der Behandlung aller mit derselben Strafart 
belegten Personen zur Pflicht. Darum ist auch jede willkürliche 
Bevorzugung oder Zurücksetzung einzelner Gefangener unzu¬ 
lässig und jede in den Gesetzen oder Ausführungsvorschriften 
nicht zugelassene Schärfung oder Milderung der Strafe zu 
verbieten; jeder Strafart muß ihr besonderer Charakter ge¬ 
wahrt werden. 

Mit der Uebelszufügung ist aber die Aufgabe des Straf¬ 
vollzuges nicht erschöpft. Seit Beginn des 19. Jahrhunderts 
begegnen wir dem nunmehr fast allgemein anerkannten Grund¬ 
sätze, den Strafvollzug auch zur Besserung der Gefangenen 
durch Schaffung besonderer, unmittelbar wirkender Organe, 
durch Einrichtung von Gottesdienst und Seelsorge, durch Für¬ 
sorge für Unterricht, Belehrung und Lektüre zu verwenden. 
Neben der religiös-sittlichen Umkehr des Verbrechers durch 
Reue wird die moralische Besserung, die soziale Brauchbarkeit, 
das gesetzmäßige Verhalten des Gefangenen nach der Ent¬ 
lassung erstrebt. Die sittigende, erziehliche Kraft der Arbeit, 
u. U. auch die Befähigung zu einem Erwerb werden an ihm 
versucht. Durch diese Einwirkungen soll der Bestrafte vor 
dem Rückfall bewahrt werden. 

Die spezialpräventive Aufgabe des Strafvollzuges setzt die 
Anpassung der Behandlung an die körperliche und geistige 
Eigenart des Gefangenen voraus. Es soll individualisiert 
werden. Mit dem Prinzip der Gerechtigkeit steht die In¬ 
dividualisierung nicht im Widerspruch. Die gerechte Ver¬ 
geltung kann kein mechanischer oder mathematisch berechen¬ 
barer Akt sein, schließt also die Berücksichtigung der Persön¬ 
lichkeit nicht nur nicht aus, sondern bedingt sie. Der Grundsatz 
der Individualisierung der Gefangenen steht nicht im Wider- 
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spruch zu der Gerechtigkeit, sondern ist erst deren wahre 
Erfüllung. 13 ) 

Der Individualisierungsmöglichkeit sind allerdings man¬ 
cherlei Grenzen gezogen, zunächst durch den Charakter der 
Strafe als eines Uebels, durch die Verschiedenheit der Straf¬ 
arten in Ansehung ihrer Schwere, durch die Verschiedenheit 
der Haftformen, durch die Gebundenheit des Vollzuges an das 
richterliche Strafmaß und weil bei großen Massen Gefangener 
die Zeit, welche zur ausgesonderten Einwirkung auf den Ein¬ 
zelnen verwendet wird, knapp zugemessen ist. Gleichwohl 
glaubte die Kommission eine Bestimmung über die zulässige 
Höchstzahl Gefangener für eine Anstalt nicht vorschlagen zu 
sollen, weil die Bedürfnisfrage länderweise zu verschieden liegt. 
Es steht jedoch außer Zweifel, daß vor dem Bau zu großer 
Anstalten nur gewarnt werden kann. 

Detaillierte Vorschriften über die individualisierende Be¬ 
handlung der Gefangenen können in einem Strafvollzugsgesetz 
nicht gegeben werden; nur im allgemeinen lassen sich die 
Richtlinien andeuten. Menschenkenntnis, verständiges Er¬ 
messen und Takt müssen den richtigen Ausgleich dafür finden, 
daß Emst und Strenge nicht in Härte und Grausamkeit, 
Menschlichkeit nicht in Schwäche und Nachgiebigkeit ausarten. 
Außer der Verschiedenheit des Geschlechts, der Gebrechlichkeit 
und dem vorgerückten Lebensalter, deren besondere Berück-, 
sichtigung ausdrücklich vorgeschrieben ist, können und sollen 
beachtet werden: Familienbande, verwandtschaftliche und häus¬ 
liche Verhältnisse, Ehrgefühl, Geistesbildung, Gemütsstimmung, 
gesellschaftliche Stellung, Lebensgewohnheit nach örtlicher 
und persönlicher Herkunft, Beruf, berufliche Ausbildung, 
Charakter, geistige und körperliche Veranlagungen und das 
Verhalten am Straf orte, nicht aber Vermögensunterschiede. 
Selbstverständlich erhebt diese Aufzählung nicht den Anspruch 
vollständig zu sein. Zu individualisieren ist in der allgemeinen 
Behandlung, in der Erziehung und geistigen Weiterbildung, in 
der Auswahl der Lektüre und der Darbietung seelsorgerischer 
Behandlung, bei der Zuteilung zur Arbeit, der Festsetzung des 
Arbeitsmaßes, der Erholungspausen, in denen z. B. Privat¬ 
studien und Handfertigkeitsarbeiten, sowie insbesondere weib¬ 
lichen Gefangenen das Anfertigen von Handarbeiten zur Er¬ 
holung gestattet werden kann, bei der Ernährung und dem 
Kostmaße je nach dem Geschlecht sowie der Körperlichkeit, 
der Strafdauer und der geforderten Arbeit. 

13 ) v. Holtzendorff und v. Jagemann, Handbuch des Gef. Wes. 
Bd. I, S. 38Q. 
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Ein allgettiein änerkanntes Gebot der Mensdilicbkeit ünd 
vernünftiger Sozialpolitik rechtfertigt die Forderung, daß- die 
Gefangenen so ernährt -und gehalten -werden, daß Ürte Gesund¬ 
heit und Arbeitskraft erhalten bleibt. 

Eine besondere Besfaiuniing über die Anrede der Qe- 
fan gen eu (üblich für Jugendliche j v Du‘’, für Erwachsene 
„Sie“, aber in manchen Landesgegenden auch nach der be¬ 
stehenden Üefcurrg „Ihr“) hielt die Kommission nii-bt für'-ep- 
fotderlich, da die Sitte der Anstalten diesen^ Gegenstand bereits 
im Sinne des Aufknlehens- geregelt hat. 

. . dpen, Er/ichibig^gedÄnkeh bei dem Vollzüge der FrahertSr 

Strafen wollen die „Vorschlages durch § 23 noch gelier ausr -F 
gestalten und vertiefen. Um die Gefangenen atif den Wieder¬ 
eintritt in die Freiheit voUubereiien, soll der StrafvoIizüg in 
gewissem: Sinne $trogressiv ausgesiaitet werden durchritte E, 
allmähliche Milderung des regelmäßigen .StraUwangs r dE 
darin besteht, daß bei Zuchthausstrafen nach v A 

f Triebe K*vt (*%&$' ü« rrtii A PcVriri/V r ImVfrik&tPrl -flptt 


gen, einzeln oder ia Verbindung mit einander gewährt werden 
dürfen, ; Der Gefangene soll das Bewußtsein haben, durch sein 
Verhalten eine Milderung sich ' verdienen /tu können, durch 
Mißverhalten sich selbst zu schädigen, bei bloßer Passivität 
aber mindestens sich hiebt zu fördern ?:?i W I '> 


Goldschhiidt ' ■) undanderer» gefordert oder doch empfohlen 
wird, meinen die „Vorschläge* .zur Verhütung reglrinentarischri 
Erstarrung und einer Gefährdung des Individualisierung^' 
prinzips nicht empfehlen zu. können, und zwar aus den in der 
Begründung zum VE;**)' und anderweit* 0 ) dargefegten Orüad$|i 

Die ailmähliche Milderung des regelmäßigen Sfarafiwangs 
ist an kein IMtsysfein gebunden; sie Ist m der Einzelhaft ob- 
bedingt und durch .-Bildung geeigneter Gruppen auch in der 
Gemeinschaftshaft durchführbar. Ausgeschlossen, 'ist ihre 
Anwendung bei der bfaffstvüfe wegen der Art und regelmäßigen 
Kürze dieser Strafe und bei der Einschließung, wenn bei dieser 
ohnedies im Vollzug' leichtesten' Strafart der liebebcharakter 
gewahrt bleiben soll 


V>.rglcwji«ic!e Darsicütiifg’, allgemeiner Tai, Öd., 4 . S. A75 L 
f) v. jagctuaiift -m XStAV., Bei, i \, S. 38-!. ft. 


■M-iÜ W; 



>. ~Wj«f: v>v, 
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Als Vergünstigungen in deutschen Strafanstalten sind 
insbesondere, außer den im Text hier benannten, die Gestattung 
von allerhand eigenen Gebrauchsgegenständen, auch Bildern, 
Werkzeugen, kleinen Spiegeln, in besonderen Fällen die Hal¬ 
tung eines Vogels, schon gestattet worden. Der Text selbst be¬ 
zeichnet an anderen Stellen (vgl. namentlich § 51 b) als Ver¬ 
günstigungen die Gewährungen nach §§ 27 und 30, Absatz 2, 
§§ 33, 34, 42, Absatz 2 und 3, §§ 43 und 44. Ausgänge 
außerhalb der Anstalt als Vergünstigung nicht ausgeschlossen, 
als dem Strafcharakter widersprechend; solche Ausgänge bei 
Einschließungsgefangenen, etwa mit bewachender Begleitung, 
wären nicht als Vergünstigung, sondern, je nach Gestaltung 
des Einzelfalles als amtliche Ausführungen oder Beurlaubun¬ 
gen zu behandeln. 

Die Vergünstigungen können einzeln oder in Verbindung 
miteinander, je nach der Individualität, der Würdigkeit und 
Bedürftigkeit der Gefangenen gewährt werden. Die „Vor¬ 
schläge“ haben darauf verzichtet, außer der Festsetzung der 
Zeitgrenze für den Beginn die Voraussetzungen zu bestimmen, 
unter denen die Milderung des Strafzwangs eintreten kann. 
Daß sie an gutes Betragen, Fleiß und ernstes Streben zur 
Besserung geknüpft sein soll, ist selbstverständlich, ergibt sich 
auch deutlich aus dem Erziehungszweck der Einrichtung. Zu 
ihrer Durchführung können Gruppen gebildet werden, wobei 
u. a. das Vorleben der Gefangenen zu berücksichtigen ist. In¬ 
soweit wird auch dem auf der Stuttgarter Versammlung der 
Deutschen Strafanstaltsbeamten gefaßten Beschlüsse, der sich 
für eine strengere Behandlung der Rückfälligen ausspricht, 
Rechnung getragen, da die strengere Behandlung sich grund¬ 
sätzlich auf Zurücksetzung bei Gewährung hausordungs- 
mäßiger Vergünstigungen beschränken muß. 

Eine allgemein schärfere Behandlung der Rückfälligen 
i m V o 11 z u g e wird nicht vorgeschrieben, um dem Grundsätze 
der Individualisierung in keiner Weise vorzugreifen (vgl. §22). 
Die Berücksichtigung des Rückfalls ist zwar im StGB, geregelt 
und geschieht auch bei der Strafzumessung, jedoch immerhin 
vorbehaltlich der Individualisierung im Vollzug. 

Im Absatz 2 kommt der erziehliche Charakter der Straf¬ 
milderung besonders scharf zum Ausdruck. Der Wille des 
Gefangenen zur Bewährung soll angespornt werden und einen 
starken Impuls empfangen. Zugleich soll gegen die vielfach 
behauptete und häufig übertrieben geschilderte Gefahr, daß 
durch die Gefangenschaft überhaupt und namentlich durch die 



42 


Einzelhaft der Gefangene abgestumpft und seine Willenskraft 
untergraben werde, ein Gegengewicht geschaffen werden. 

Man unterschätze die Wirkung der allmählichen Milde¬ 
rung des Strafzwangs im Leben des Gefangenen nicht; sie hat 
alle Aussicht, ein bedeutender Faktor im Strafvollzüge zu 
werden. 

Einer Anregung von Reich 17 ) folgend, haben die „Vor¬ 
schläge“ die Frist für Zuchthaus- und Gefängnisgefangene 
verschieden bemessen und dadurch eine weitere Differenzierung 
dieser Straf arten gewonnen. 

Der Gefangene ist durch das Strafurteil nicht rechtlos ge¬ 
worden; gegen hausordnungswidrige Behandlung und alle 
disziplinären Maßnahmen steht ihm die Beschwerde zu (§24). 
Auf diese Weise wird eine wertvolle Garantie für die richtige 
Anwendung des Strafvollzugsgesetzes und der darauf basieren¬ 
den Hausordnungen geschaffen. Wenn die Einlegung der 
Beschwerde an die Frist von einer Woche gebunden sein soll 
(die Aufsichtsbehörde kann, braucht aber nicht eine später 
eingelegte Beschwerde zu berücksichtigen), so waren für die 
Aufnahme dieser nach vielen Dienstordnungen schon geltenden 
Bestimmung zunächst Rücksichten auf Zucht und Ordnung in 
der Anstalt, aber auch solche auf den Gefangenen selbst maß¬ 
gebend; denn nur bei Beobachtung dieser sicher nicht zu kurz 
bemessenen und der Ueberlegung reichlich Zeit gewährenden 
Frist können die zur Entscheidung notwendigen Feststellungen 
zuverlässig getroffen werden. 

Gemeinsame Beschwerden sind unzulässig, weil dadurch 
der Verhetzung Vorschub geleistet würde, und überflüssig, weil 
man es füglich dem Einzelnen überlassen kann, sein Recht zu 
wahren. 

Aufschiebende Wirkung kann der Beschwerde nicht bei¬ 
gelegt werden. Zucht und Ordnung verlangen, daß der Ge¬ 
fangene zunächst die Anordnung ausführt, über die er sich 
beschweren will. Bei Disziplinarstrafen darf der Vorsteher 
den Vollzug bis zur Entscheidung über die Beschwerde natür¬ 
lich aussetzen, wo dies angemessen ist. 

Von einer Bestimmung, die mutwillig oder leichtfertig 
erhobene oder wiederholt unbegründete Beschwerden unter 
Strafe stellt, wird abgesehen, weil das Beschwerderecht in 
keiner Weise beschränkt werden soll und weil die Gefangenen 
meistens subjektiv davon überzeugt sind, daß ihre Beschwerden 
begründet seien. Gegen besseres Wissen erhobene Beschwerden 
können disziplinarisch bestraft werden, weil der Gefangene 

17 ) BLGefangn. K. Bd. 47, S. 20. 
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die ihm nach § 50 der „Vorschläge“ obliegende Pflicht zur 
Wahrheit verletzt. Gegen Beschwerden notorischer Querulan¬ 
ten schützt § 44, Absatz 6, während durch § 72, Absatz 2, i 
auch solchen Gefangenen der erforderliche Schutz zuteil wird. 

Die Entscheidung über die Beschwerde — von den straf¬ 
prozessualen Ausnahmen abgesehen — gebührt der Aufsichts¬ 
behörde. Der gegenteiligen Anregung, die Gerichte (den 
Amtsrichter) damit zu betrauen, 18 ) konnte die Kommission nicht 
iolgen. Die bisher in Deutschland allenthalben geübte Praxis, 
über die Beschwerden die Aufsichtsbehörde entscheiden zu 
lassen, hat zu Unzuträglichkeiten nicht geführt; das Mißtrauen 
gegen die Gefängnisbeamten und ihre Vorgesetzten ist unbe¬ 
gründet. Der Strafvollzug ist ein Sondergebiet der Verwaltung, 
einerlei von welchem Ministerium er ressortiert. In Verwal¬ 
tungsangelegenheiten entscheidet niemals der ordentliche Rich¬ 
ter, in bestimmten Fällen das Verwaltungsgericht, in allen 
übrigen die im Instanzenzug zuständige Aufsichtsbehörde. Zur 
Entscheidung über Vollzugsbeschwerden ist außerdem die ge¬ 
naue Kenntnis der gesamten Gefängnistechnik erforderlich, die 
den meisten Gerichten abgeht. Auch ist der teilweise kollegiale 
Gerichtsapparat (weitere Beschwerde) viel zu kompliziert und 
kostspielig für die Masse meist kleinlicher Beschwerden. 

B. Seelsorge. 19 ) 

§§ 25 - 26 . 

Es ist nicht Sache der „Vorschläge“ zu einem Strafvoll- 
zugsgesetz und ihrer Begründung, das Problem der Gefängnis¬ 
seelsorge aufzurollen; ihre Unentbehrlichkeit und ihr Segen 
gerade für den Strafvollzug steht fest und nicht am wenigsten 
bei der überwältigenden Mehrzahl der Gefangenen. 

Für die gegenwärtige Aufgabe kann es nur darauf an¬ 
kommen, die Grund-Rechte und Pflichten der Gefangenen fest¬ 
zusetzen. Das ist hinsichtlich der Seelsorge in § 25 ge¬ 
schehen. Jeder Gefangene hat ein Recht auf den Zuspruch 
eines Geistlichen seines Bekenntnisses. — Absatz 1. — Für die 
christlichen und jüdischen Gefangenen ist geordnete Seelsorge 
zu sichern — Absatz 2 —, sei es durch staatliche Anstellung 
von Geistlichen im Hauptamte oder durch nur vertragsmäßige 
Annahme von Geistlichen oder auch bloße Zulassung der 

• 8 ) Goldschmidt a. a. O. Allgemeiner Teil, Bd. IV, S. 395, Kriegs¬ 
mann. Einführung S. 179. OE. § 53. 

ts ) Goldschmidt a. a. O. Allgemeiner Teil, Bd. IV, S. 395. Kriegs- 
Problem der Gefängenenseelsorge etc., 1908 und Stade, Aus der Ge- 
Jängnisseelsorge, Leipzig 1901. 



44 


Geistlichen der zuständigen freien öerneinden f '|e y naclt de« 
Örtlichen Bedürfnisse. Ob regelmäßige öottesdienste Qder 
Andachten einzunehten seien,- wird sich nach der Zähl der 



•landesrechdichen Verhältnissen, Das gleiche füg alle anderen 
Keiigionsgemeinschaften zu bestimmen, ist praktisch kaum 



Teilnahme an den Gottesdiensten oder Andachten ihres; Be¬ 
kenntnisses— Absatz 3— entspricht -der bisherigen Praxis, 
deren Aitffassumr von dem ..hohen Werte der kirchlichen Ein« 



geboten, wenn nicht Schaden migenditfit werden soll. ffte- 



• 3', Oie Frage des Religionswechsels wähfaid der Strafhaft 
ist in einem Reichsstraivoltorgsgesetze uneröriert zu lassen; 
sie gehört in dastaftdes&c^ reiclisrechiliche 

S’öti^r^leBung djär nicht rcdhtferfigen, 

weil sie mit denn Wesen der Strafe, pidfts zu tutf . . 3 

§ W schreibt tuv dte j ugendlichen. neben der Seelsorge 
im engeren Sinne. äUeli noch R e l i gi o n s ii nie r r ic h % vor. 
Das reclnferdgi Aich ohne weiteres aus der Matur der Sache; 
§§ 41, 40. 

Die Vorschrift der Zwlässigkeit von KeHgiorisunterricht 
auch für Erwachsene geht konform mit § 4i ; vgl. § 72* 
Absatz & e. >'V; • ''V v />;'•'< 


€, Arbeit. “ 0 ) 
-■^27-31. 


Sterten 



Wirkungen, Alle Ordnungen de? Strafwesens von der ersten 
Errichtung holländischer Paspel- und Spiiuiliäuser am Aus¬ 
gange des Hl jahrimoderte bis zum Ausbau des modernen 
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' ) Or Letimne SeuUer, Die Cieiatiguis-urbei! di Deutschland u$Vv-Z: 
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Die Kommission hat sich den Grundsatz des VE. (Begründung I 
S. 65) zu eigen gemacht, daß alle Gefangenen zu „angemessener 
Beschäftigung“ heranzuziehen seien und keine Klasse von 
Gefangenen „entsittlichendem Müßiggang“ überlassen werden 
dürfe. Es soll daher auch keine Strafe (abgesehen von 
Disziplinarstrafen, vgl. § 51, Absatz 1, d und 2, a) durch 
Entziehung jeglicher Arbeit und Beschäftigung eine Verschär¬ 
fung erfahren, wie z. B. § 142 Nr. 3 DO. für die Preußischen 
Gefängnisse des Innern bei Strafen bis zu 14 Tagen vorschreibt. 
Da aber die Gefangenenarbeit sehr verschiedenartige Gestal¬ 
tungen und Abstufungen gestattet, so vereinigt sie jederzeit 
zahlreiche psychologische Faktoren der Freiheitsstrafe in sich: 
Sie kann zum harten Straf übel werden, aber auch zum Mittel 
sittlicher Besserung durch Erziehung zu regelmäßiger, wert¬ 
schaffender Tätigkeit, sie kann den Verwahrlosten durch den 
Arbeitszwang sozial zu machen suchen, oder den durch Trunk 
Verkommenen an regelmäßige Tätigkeit unter den gegebenen 
Bedingungen völliger Enthaltsamkeit gewöhnen, und sie wird 
schließlich ganz allgemein auf Körper wie Geist jedes Ge¬ 
fangenen — unter den strengen und einförmigen Bedingungen 
des Straf hauslebens — gesundheitf ordernd ein wirken. Diese 
verschiedenen, anscheinend so gegensätzlichen Wirkungen der 
Sträflingsarbeit ergeben sich sowohl aus der Art der Arbeit, 
als auch aus ihrer Dauer und Schwere und aus der mehr oder 
weniger intensiven Ausnutzung aller Kräfte der Gefangenen. 
Auf der anderen Seite kann durch „Berücksichtigung der 
Lebensverhältnisse“ des Gefangenen (§ 27, Absatz 2), zu denen 
Fähigkeiten und Vorbildung, überhaupt die ganze Persönlich¬ 
keit, zu rechnen sind, bei aller Intensität der Kräfteverwertung, 
die Strafe einen wesentlich milderen Charakter erhalten, ferner 
durch Arbeit im eigenen Beruf, in Gemeinschaft mit anderen 
Gefangenen, oder in ländlichen Kulturarbeiten (Außenarbeiten) 
der freien Arbeit angenähert, schließlich bei Selbstbeschäftigung 
des Gefangenen jener fast gleich gestaltet werden. Es ist daher 
erklärlich, daß alle Gesetzgebungen, so das geltende RStGB., 
aber auch alle neueren Entwürfe 21 ) die Sträflingsarbeit zum 
Hauptunterscheidungsmittel für die verschiedenen Strafarten 
gemacht und diese nach dem Grundsatz unbedingten Arbeits¬ 
zwanges, bedingten Arbeitszwanges, Beschäftigungszwanges 
und Selbstbeschäftigung bestimmt haben. Allerdings wird der 

21 ) So in §§ 15, 16, 17, 18 des geltenden RStGB., ferner der VE. 
§§ 15, 17, 20. Desgleichen § 46 des GE. Von neueren Gesetzen u. a. 
das revidierte Ungarische Strafgesetzbuch von 1908 in §§ 29, 37, 40 
u. a. m. 
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Vollzugspraktiker nicht verkennen, daß diese verschiedenen 
Abstufungen der Gefangenenarbeit bei dem komplexen Charak¬ 
ter des Strafvollzuges und der ihm unterworfenen Persönlich¬ 
keiten nie erschöpfend und restlos befriedigen kann. Intensivste 
Arbeit wird für gar manchen eine harte Strafe, für nicht wenige 
aber auch eine Wohltat bedeuten, die ihnen die schwere Zeit 
der Strafe schneller hingehen läßt und die Gedanken ablenken 
hilft. Auch der bisher bereits (§§ 15 und 16 RStGB.) geltende 
Unterschied zwischen dem unbedingten Arbeitszwang des 
Zuchthauses und der Arbeitspflicht des Gefängnisses — bei 
letzterer Arbeit unter Berücksichtigung von „Fähigkeiten und 
Verhältnissen“ des Gefangenen — wird, wie nicht verkannt 
werden darf, in der Praxis durch das Gebot eines rationellen* 1 *) 
Arbeitsbetriebes, das die Verwertung der Fähigkeiten eines 
jeden fordert, erheblich abgeschwächt.**) Kein vernünftiger 
Anstaltsleiter wird übrigens grundsätzlich einen Zuchthaus¬ 
gefangenen zu einer für ihn ungeeigneten Arbeit zwingen, die 
ihn seinem Beruf entfremdet und sein späteres Fortkommen 
erschwert oder seiner Vorbildung und Fähigkeit nicht entspricht. 
So ergibt die Bestimmung der einzelnen Strafarten nach der 
Form und Schwere der Arbeit keine absoluten Werte. Immerhin 
erschien der Kommission als große verwertbare Richtlinie der 
bisher geltende, aber in der Praxis nicht immer scharf genug 
durchgeführte Standpunkt gerechtfertigt, die einzelnen Straf¬ 
arten in der Hauptsache nach der Gestaltung der Gefangenen¬ 
arbeit zu unterscheiden und zwar ist: 

1. Für die Zuchthausstrafe unbedingter Arbeitszwang in- 
und außerhalb der Strafanstalt — in letzterem Falle unter 
Trennung von freien Arbeitern — bei der höchsten zulässigen 
Arbeitszeit vorzuschreiben. 

2. Für die Gefängnisstrafe ist Arbeitszwang unter tun¬ 
lichster Berücksichtigung der Lebensverhältnisse — d. h. in 
weiter Fassung: aller Bedingungen, unter denen der Gefangene 
gelebt hat, — bei geringerer Arbeitszeit (§ 28, Absatz 2) maß¬ 
gebend. Ausnahmsweise ist Selbstbeschäftigung zulässig; eine 
kasuistische Regelung ist absichtlich im Interesse der Freiheit 
der Entscheidung vermieden. 

3. Für die Haftstrafe gilt grundsätzlich Selbstbeschäfti¬ 
gung. Wird diese nicht beschafft, so tritt Zwangsarbeit, die 


*‘ *) Mit Recht betont Kriegsmann, Einleitung S. 20 ff und 216, 
die Notwendigkeit moderner Betriebstechnik auch im Gefängnis. 

**) Vgl. Begründung z. VE, I., S. 66, ferner Grundsätze d. Bundes¬ 
rats § 18. 
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den Lebensverhältnissen tunlichst zu entsprechen hat, an deren 
Stelle. 

4. Den Schwierigkeiten geregelter Beschäftigung für die 
Einschließungsgefangenen, die — in der Hauptsache den 
früheren Festungsgefangenen entsprechend — sich in einer 
custodia honesta befinden, sucht der Kommissionsvorschlag mit 
Anhaltung zur Selbstbeschäftigung zu begegnen. Hier wird 
an Arbeiten zur Fortbildung im Berufe, insbesondere Studien 
und geistige Arbeiten, zu denken sein, zu denen der Gefangene, 
falls er sich solche Arbeit nicht selbst auferlegt, angehalten 
wird. 

§ 28, Absatz 1 gilt für die christlichen Bekenntnisse und 
die Israeliten. Das weitere ist den Ausführungsvorschriften 
überlassen. 

Allgemein bestimmt § 28, Absatz 2, daß die Arbeitsdauer 
sich nach der Strafart richtet, so daß die Zeit für Erholung, 
Lektüre, Korrespondenz und andere Erleichterungen, zu denen 
insbesondere auch Privatstudien zur Fortbildung zu rechnen 
sind, mit der zunehmenden Schwere der Strafart entsprechend 
abnimmt. Die Grenzen der Arbeitszeit sind in Absatz 3 nor¬ 
miert: in der Regel 12 bis 8 Stunden. Beachtet man, daß der 
Zuchthausgefangene um 5 oder 6 Uhr morgens aufzustehen, 
um 8 oder 9 Uhr abends sich niederzulegen hat, so erscheint 
eine körperliche, intensive Arbeitsleistung von 12 Stunden als 
das Maximum, das billigerweise gefordert werden kann. Aus 
diesem Grunde hat die Kommission weitergehende Vorschläge 2 *) 
sich nicht zu eigen gemacht. Vgl. dazu § 29, Absatz 3. 

Durch § 29, Absatz 1 werden Arbeiten ausgeschlossen, 
welche für die Insassen überhaupt oder für den einzelnen im 
Hinblick auf seine Gesundheitsverhältnisse gefährlich sind. 
Selbstverständlich soll aber nicht eine unverständige Weich¬ 
lichkeit geübt werden. Denn bei dem hygienisch allgemein 
günstigen Zustande der Anstalten und ihrer ärztlichen und 
gewerbepolizeilichen Ueberwachung ist eine auch im freien 
Leben nicht durchführbare Enge zu vermeiden, da sonst leicht 
der Kreis der zulässigen Arbeiten allzu sehr eingeschränkt 
wird. Vgl. § 39, Absatz 1, § 71, Absatz 3, b und c und § 72, 
Absatz 4. 

Bisher ist den Anstaltsbeamten in allen Bundesstaaten die 
Anfertigung von Kleidungsstücken sowie kleinen Reparaturen 

23 ) Reich, Bl. Gefängn. K. Bd. 47, S. 21, fordert, daß der Zucht¬ 
hausgefangene zu ,,einer Höchstleistung durch Zwang“ (d. h. Ordnungs¬ 
strafe), der Gefängnisgefangene zur Mehrleistung durch Belohnung 
angehalten werde. (Fußnote S. 22.) 
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des Hausgerätes durch Gefangene gestattet und damit eine 
Verbesserung ihres Einkommens gewährt. Die Kommission hat 
nicht verkannt, daß die Entziehung einer solchen aus der 
Eigenart des Amtes hergeleiteten Vergünstigung stellenweise 
eine Härte bedeuten kann; sie hat trotzdem mit Rücksicht auf 
mancherlei schlimme Nachteile, die jene Arbeiten für das An¬ 
sehen der Beamten, mithin für die Disziplin und für den 
Anstaltsbetrieb erfahrungsmäßig mit sich bringen, sie beseitigt 
(Absatz 2) 24 ), allerdings nur unter der Voraussetzung, daß 
den Beamten eine entsprechende Entschädigung gewährt werde. 

Absatz 3 bestimmt, daß — soweit angängig — ein Arbeits¬ 
maß (Pensum) festgelegt werde, wie es bisher für die meisten 
rein mechanischen Arbeiten üblich ist. Nicht das vielfach an- 
gefeindete Pensum an sich ist ein Fehler, sondern nur die 
schematische oder sonst falsche Handhabung. Die Bestimmung 
über die Arbeitsdauer der einzelnen Strafarten ergibt, daß der 
Gefangene auch über das festgelegte Pensum, das einer Durch¬ 
schnittsleistung entspricht, zur Arbeit verpflichtet ist. 25 ) 

§ 30, Absatz 1 enthält das bisher allgemein Gütige. Den 
Vorschlag Freudenthals, s0 ) daß der Staat „aus der Arbeits¬ 
leistung der Gefangenen seine Strafvollzugskosten zu decken 
verschmähe“ und den gesamten Arbeitsertrag dem Sträfling 
und dessen Familie zugute kommen lasse, konnte sich die 
Kommission nicht zu eigen machen. Es ist nicht nur eine 
Uebung seit Jahrhunderten, sondern entspricht dem inneren 
Wesen der meisten Strafen, daß der Arbeitszwang zugunsten 
der Allgemeinheit einen Teil der Strafe darstellt. Da der Ge¬ 
fangene nicht als private Existenz, sondern kraft eines öffentlich- 
rechtlichen Verhältnisses eingesperrt ist, ergreift dieses natur¬ 
gemäß auch seine ökonomische Betätigung mit. Wollte man 
dieser eine privatrechtliche Sonderstellung als Regel geben, so 
würde eine Unsumme von Abrechnungen, Kautelen, Querelen 
und Betriebsschwierigkeiten sich ergeben. Der Betrag der 
Straferstehungskosten, welche aber die meisten zudem gar nicht 
zahlen, müßte sich hoch steigern, wenn der Staat bezw. der 
Steuerzahler bei Freigabe allen Arbeitsertrags nicht zu 
schwerem Schaden kommen sollten. Eine zu glimpfliche Be¬ 
handlung der Sträflinge würde auch nicht der Volksanschauung 
entsprechen und es besteht auch keine Aussicht, daß diese 

24 ) vgl. Reich a. a. O. S. 25. 

25 ) Reich a. a. O. schlägt ein „allmählich fortschreitendes Arbeits¬ 
maß“ für jeden einzelnen Gefangenen vor, eine Forderung, die in 
großen Anstalten nur sehr schwer durchführbar ist. 

2e ) Freudenthal in Festschrift für v. Liszt: „Der Strafvollzug als 
Rechtsverhältnis des öffentlichen Rechts“, S. 240. 
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finanziell sehr weitgehende Forderung von der Gesetzgebung 
angenommen würde. Vgl. § 71, Absatz 1, e. 

Absatz 2 trifft Bestimmungen über die Arbeitsbelohnung, 
die den bisher geltenden Normen gemäß als ein Geschenk be¬ 
trachtet wird, auf das ein Rechtsanspruch nicht besteht.“ 7 ) 

Ausdrücklich soll nunmehr gesetzlich festgelegt werden, 
daß ein klagbarer Anspruch ausgeschlossen und die Ent¬ 
scheidung über Höhe und Aushändigung der Gutschrift in die 
Hand der Verwaltung gelegt sei. Diese hat dafür zu sorgen, 
daß nach Billigkeit und Zweckmäßigkeit verfahren, insbeson¬ 
dere eine leichtsinnige und unsinnige Vergeudung des ersparten 
Arbeitsgeschenkes verhindert werde, das vornehmlich der 
Wiedergewinnung einer Existenz nach der Strafe dienen soll. 

Ebenso entspricht es den bestehenden Bestimmungen, daß 
die Einnahme aus der Selbstbeschäftigung dem Gefangenen 
selbst zugute kommt, der zu einer gewissen Entschädigung an 
den Staat verpflichtet werden kann; § 27, Absatz 5 und § 71, 
Absatz 1, d. 

§ 30, Absatz 3 bestimmt die Unpfändbarkeit des in den 
Rechnungsbüchem der Anstalt gutgeschriebenen oder des zur 
Aushändigung an Gefangene den Fürsorgestellen überwiesenen 
oder des den Gefangenen ausgehändigten Arbeitsgeschenks 
gegenüber gewissen privaten und öffentlich-rechtlichen An¬ 
sprüchen. 88 ) 

Absatz 4 soll der Verwaltung die Möglichkeit gewähren, 
vorsätzlich oder „grobfahrlässig“ 23 ) zerstörtes Anstaltsgut aus 
der Arbeitsbelohnung des Gefangenen zu ersetzen und in 
gleicher Weise für die Kosten bei Entweichungen Ersatz zu 
erhalten. Aus Billigkeitsgründen ist die Vorschrift im Gegen¬ 
satz zu Gennats Vorschlag für die Verwaltung nicht bindend, 
dagegen hat die Kommission den Ausdruck „grobfahrlässig“ 
aufgenommen und damit die Fälle von Fahrlässigkeit auf 
solche eingeschränkt, in denen der Gefangene die im Verkehr 
erforderliche Sorgfalt in besonders tadelnswerter Weise außer 
acht gelassen hat (§ 276 BGB.) 

27 ) Klein: „Vorschriften über Verwaltung und Strafvollzug in 
den Preußischen Justizgefängnissen“, Berlin 1910, S. 453; daselbst Aus¬ 
führungen über die bestehende Rechtslage der Gutschrift. 

Die gleiche Auffassung ergibt die Darstellung bei Degen und 
Klimmer: „die Strafvollstreckung in den Bayerischen Gerichtsgefäng¬ 
nissen und Strafanstalten“, S. 223 ff. 

28 ) Klein a. a. O. lieber die Pfändbarkeit des Peculiums. 

29 ) Besonders von Reich und Gennat gefordert. Letzterer, a. a. O. 
S. 346, spricht von „grobfahrlässiger“ Beschädigung. 
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Während io § 31, Absatz i und 2 die Grundsätze fest- 
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einem erheblichen Teil durchgefiihri sind,' die Arbeitskräfte der 
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Zu §§ 32, 33 vgl. § 71, Absatz .1,1?/ Aus der Ehmduunc 
Beköstigung unter dem Zweck der Erhaltung der Gesund 
heit, wie aus. den QrdiUi«gs|?fEctÄ: ||p Gefangenen' folgsti; 
die Kotnmission ohne besondere Bestimmung, daß der Versuch, 
sich auszuhhtigern, mit Zwang zu bekani^b wäre, il>a 3 ebenso 
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Die Kommission stellt sieh auf den besonders von Krahne 31 1 
Vertretenen Standpunkt, daß eine Maßregel, die nur den 
Charakter des Entehrenden io steh, trägt, dem herrschenden 
Prinzip des modernen Strafvollzuges widerspricht, das die 
PesüziaUsienmg und. Wiedergewinnung des Verbrechers 
erstrebt- 

Die Kommission hat in den §§ 33, 34 und 35 versucht, 
einzelnen Straf arten auch durch die Zulassung von fc'rleicii* 
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v. BaviVr. 'Zurhthauh Hiid üetänmuElZG,^ 195 ri. — „Die Anwendung 
sorgfältige PerSihtettaagwahl-üoci Vollzug einer jäogeren 
strafsfiite «u 'hinenailsialieni. voraus.“ 

Vergleiche auch Hanoi» in DjSi ) 913 , S. W '2 
") Krahne bemerkt gegenüber dem Entehrenden det Kleidung und 
BdäriraglU im Zücfm^t töuffvht?« för der» £9, Dfeidscften lurtstentag. 
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terungen und Vergünstigungen einen besonderen Charakter zu 
geben und damit weitere Unterscheidungsmerkmale zu schaffen. 
Zu diesen Vergünstigungen gehören die Selbstbeköstigung, der 
sog. Einkauf aus dem gutgeschriebenen Arbeitsverdienst oder 
aus eigenem Gelde, die Benutzung eigener Kleider, Wäsche, 
Bettzeug, die Dauer der Bewegung im Freien und (§ 42) die 
Lektüre. Das gewährte Mehr oder Weniger charakterisiert die 
Schwere der Strafe; vgl. dazu § 23. 

In § 33, Absatz 1 wird entsprechend dem Beschluß des 
Vereins der Deutschen Strafanstaltsbeamten in Dresden S2 ) eine 
Unterscheidung in Gestattung der eigenen Kleidung zugunsten 
der Gefängnisgefangenen ohne Verlust der bürgerlichen Ehren¬ 
rechte gemacht; ähnliche Bestimmungen, aber wesentlich ein¬ 
geschränkt, enthält § 67, Absatz 9 DO. d. M. d. I. in Preußen. 

Absatz 2 läßt ausschließlich aus Gesundheitsrücksichten 
bei Gefängnisgefangenen eine geeignete Selbstbeköstigung zu, 
falls die Anstalt aus Gründen ihrer Einrichtung eine von der 
allgemeinen abweichende genügende andere Kost nicht zu be¬ 
schaffen vermag. 

Die Einwendungen Gennats 3 ') sind als stichhaltig nicht 
anerkannt. Die Selbstbeköstigung wird allerdings in erster 
Linie bei Bessersituierten d. h. für solche, „die über Mittel ver¬ 
fügen“ in Betracht kommen. Gerade diese Kreise werden aber 
unter Umständen durch eine ungeeignete Gefängniskost über 
Gebühr gesundheitlich geschädigt oder gar ruiniert. Umgekehrt 
folgt aus der Zulassung kein Zwang, allerorten zur allgemeinen 
Anwendung zu schreiten. Denn es handelt sich, abgesehen 
von den Einschließungsgefangenen, denen Bier und Wein als 
Teil der Selbstbeköstigung ohnedies gewährt zu werden pflegen, 
immer nur um eine Fakultät der Anstaltsverwaltung, welcher 
daher auch die Bemessung im einzelnen anheimsteht. 

Den Einschließungsgefangenen ist nämlich Selbstbekösti¬ 
gung, eigene Bekleidung usw. uneingeschränkt, den Haft¬ 
gefangenen fakultativ für die Anstaltsverwaltung gestattet, 
letzteres mit Rücksicht auf die Zusammensetzung des Ge¬ 
fangenenmaterials, in dem sich auch künftig viele verkommene 
und kriminell belastete Elemente befinden werden, denen diese 
Vergünstigung nicht zukommen kann. 

Reich — Bl. Gefängn. K. Bd. 47, S. 26 und 38 — will 
eigene Kleider und Betten sowie Selbstbeköstigung auf Ge¬ 
fangene in Einzelhaft beschränken und den Jugendlichen aus 
erziehlichen Gründen versagen. Diese Auffassung würde nach 


M ) Bl. Gefängn. K. Bd. 40, S. 44 ff. 
33 ) Bl. Gefängn. K. Bd. 46, S. 349. 



52 


Ansicht der Kommission zu unbilligen Härten führen, z. B. 
wenn Einzelhaft aus irgend welchen Gründen nicht möglich ist. 
Die befürchteten Schwierigkeiten lassen sich vermeiden. Vgl. 
auch § 49. 

Zu Absatz 4 sei bemerkt, daß ausdrücklich nur Brannt¬ 
wein, nicht aber Bier und Wein, die in vielen Gegenden 
Deutschlands 34 ) ein schwer entbehrliches Volksgetränk bilden, 
aus dem Gefängnisse ausgeschlossen sind. Die gesetzliche 
Festlegung einer absoluten Abstinenz würden Einschließungs¬ 
und Haftgefangene in vielen Landesteilen als eine ganz be¬ 
sondere Härte empfinden. 

Absatz 5 läßt die eigene Kleidung auf Transporten usw. 
fakultativ zu, um dem Gefangenen und dessen Familie das 
Entehrende einer Vorführung in Sträflingskleidung zu ersparen 
oder zur Vermeidung von unnötigem Aufsehen oder Verkehrs¬ 
störungen. Daß diese Vergünstigung gefährlichen und flucht¬ 
verdächtigen oder viel bestraften Elementen nicht zugedacht 
ist, bedarf keiner weiteren Ausführung. 

§ 34, Absatz 1 bestimmt die Zulässigkeit des sog. „Ein¬ 
kaufs“ aus dem gutgeschriebenen Arbeitsverdienst und stellt 
sich damit auf den von der Mehrheit des Vereins Deutscher 
Strafanstaltsbeamten in Dresden 35 ) vertretenen Standpunkt, 
unter entsprechender Abstufung nach der Strafart. Grund¬ 
sätzlich sind hier, da es sich vorzüglich um Kostverbesserung 
handelt, alle alkoholischen Getränke, die als Genußmittel zu 
betrachten sind, ausgeschlossen. Vgl. § 71, Absatz 1, e. 

Absatz 2 bedarf keiner weiteren Erläuterung. Er läßt bei 
schweren Arbeiten im Freien (Kanal-, Erdarbeiten usw.) für 
die Zuchthausgefangenen — wie schon jetzt u. a. in Preußen 
und Bayern — die Gewährung von Tabak bezw. Bier zu, die 
erfahrungsgemäß ein ausgezeichnetes Stimulans für solche 
Arbeiten sind. 

Daß den Haft- und Einschließungsgefangenen der „Ein¬ 
kauf“ von besonderen Nahrungs- und Genußmitteln auch aus 
eigenem Gelde zu gestatten ist — Absatz 3 — ergibt sich 
folgerichtig aus der Bestimmung des § 33, Absatz 3. 

34 ) ln Bayern ist ein mäßiger Genuß von Bier und Wein — als 
Einkauf — auch bei Zuchthausgefangenen für besonders schwere Außen¬ 
arbeit „als Aufmunterung“ zulässig. Vgl. Degen und Klimmer a. a. O. 
S. 97, 92, 233. 

35 ) Dresdener Beschlüsse. Bl. Gefängn. K. Bd. 40, S. 141. 
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E. Gesundheitsfürsorge, Krankheits- und Todesfälle. 

§§ 35 - 40 . 

Aufenthalt oder Bewegung im Freien (§ 35) wird all¬ 
gemein auf mindestens eine Stunde aus Gründen der Gesund¬ 
heitspflege festgelegt. 88 ) 

Absatz 3 bestimmt eine besondere Berücksichtigung der 
Jugendlichen und fordert für diese zwei Stunden Freizeit, die 
auch zu körperlichen Uebungen verwendet werden sollen, wie 
sie mit gutem Erfolg in den größeren Anstalten bereits zumeist 
eingeführt sind. Die Kommission hat damit jedoch die Ein¬ 
führung körperlicher Uebungen bei Gefangenen höherer 
Altersstufe während des „Aufenthalts“ im Freien keineswegs 
ausschließen wollen; sie bleibt besonderer Erwägung nach Art 
des Gefangenenmaterials überlassen. 87 ) Auch an die Pflege 
des Zimmertumens sei hier erinnert. 

Zu Absatz 4 ist die Rechtslage zurzeit sehr verschieden. 
In Sachsen wird nach Reich vom dritten Arresttage an Be¬ 
wegung im Freien gestattet. Die Innere Verwaltung in Preußen 
schreibt für Arrestanten (DO. § 169 Nr. 9) die „hausordnungs¬ 
mäßige“ Bewegung im Freien, wie für die übrigen Gefangenen 
vor (DO. § 141, Absatz 1). In den Gefängnissen der Justiz 
sollen Arrestanten „tunlichst“ in gleicher Weise wie die 
übrigen Gefangenen, aber einzeln ins Freie geführt werden. 

Die Bewegung im Freien ist bei der meist sehr mangel¬ 
haften Luftzirkulation in den Arrestzellen ein unbedingtes 
gesundheitliches Erfordernis, auf das nicht verzichtet werden 
kann, um die Strafe zu verschärfen. Aerztliche Bedenken gegen 
die Vollstreckung von Arreststrafen werden bei Gewährung der 
Bewegung im Freien seltener geäußert werden. 

Zu §§ 36, 37 und 38: Die Kommission hat sich für das 
gesamte Gebiet der Krankenbehandlung auf den Standpunkt 
gestellt, daß jede gesundheitliche Schädigung des Gefangenen 
zu vermeiden ist. Der Strafvollzug hat in Vielem Halt zu 
machen am Krankenbette, vor Schwangerschaft und Geistes¬ 
störung. Auch entspricht eine Krankenbehandlung von langer 
Dauer regelmäßig nicht den Aufgaben eines Gefängnislazaretts. 
Aus d iesem allgemeinen Standpunkt ergibt sich der Inhalt der 

**) So § 1925 der Geschäftsordnung der Königlich sächsichen 
Justizbehörde; in Preußen § 78 der Justiz-Gefängnisordnung schreibt 
mindestens % Stunde, die Innere Verwaltung D. O. § 141: %—1 Stunde 
vor. Bayern 1 Stunde in Strafanstalten, § 42 Hausordnung. 

87 ) Vgl. § 141, Absatz 3 D. O. d. preuß. Verwaltung des Innern; 
Krohne, Lehrbuch, S. 441; ferner Bayern bei Degen und Khmmer a. a. O. 
S. 209 (§ 42, Absatz 2). 
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Bestimmungen der §§ 36, 37 und 38. In diesen wird Be* 
urlaubung Erkrankter und Schwangerer, Krankenhaushehand- 
lung und Her anziehung' von Spezialärzterr vorgesehen Audi 
die Heranziehung eines Arztes auf Kosten des Gefangenen 
kann gestattet werdssiv 

§ 38 {ordert für die Behandlung Gdstefdcranktr „Sach* 
verständige“. Gemeint sind irrenärztlich vorgeblidete Aeizte, 
damit eine • Verkennung von Geistesstörung* ' fortg^etzte ..-Be¬ 
strafung vemieinüieher Simulanten und falsche Behandlung 
von Kranken, bis schfieBlich * unheilbare Geistesstörung, ein- 

größere Strafanstalten ist 
uh Prinzip unbedingt , zu fordern, daß der < An Stabsa rzt auf 
irrenärzthehem Gebiete sadiverständlg ist, andernfalls wird 
ein Spezialist dieses Gebietes Beurteiinug ünd Behandlung 
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§ 40- schließt sich- dem sächsischen Anatomiegesetz**} an 
und fordert als Regel, die. Verwertung von. nicht zur, Beerdigung 
eingeforderten Leichen im Interesse der Wissenschaft zürn 
Wöhle der Allgemeinheit. Die fakultative Fassung „können“ 



der Befugnisse der Strafanstalten gegenüber Gdarigerjen sein 
kann, Gbiw unbedingtes Qi&öt 

könnte an fiindertrissen der Entgegennahme ' wegen iem- 
peraturschwierigkeiten. zu große Entfernung, Ferien itsw. 
scheitern. Den richtigen Gebrauch der Bestimmung des 
Näheren yorzusehrMb^g M ^ 

Absatz 2 umfaßt denGn ^b$dtM| bezeichneten Kreis von 
Personen. 

Es ist daran gedacht, daß — gknchfäils im Interesse der 
Wissenschaft — eine Obduktion der Leichen in der Regel vor-, 
genommen wird. Die Aucdühnmgsbesünimungeri werden 
emzelsiaattich Zu erlassen sein 


G Sächsisches AftMitniiege&eU vom |abre 1912, das in Anlage 
heigetügrt wird. Für Preußen vg!. V. v. 0. j«ni 1839, Mm.BE f. d. ÄBg 
Verwahj*. S. 132 Und 'DO. für die Strafanstalten u&w.. d. inn. Verwalt). 

mm- 
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Anlage zu § 40. 

Ablieferung der Leichen zu wissenschaftlichen Zwecken und 
die Oeffnung von Leichen. 

(Kgl. Sächsisches Gesetz vom 5. Oktober 1912; G.- u. V.-BI. 

S. 465.) 

§ 1 . 

(1) Menschliche Leichen, deren Bestattung nicht von An¬ 
gehörigen, Erben, Vermächtnisnehmern oder anderen, dem 
Verstorbenen nahestehenden Personen auf eigene Kosten über¬ 
nommen wird, sind unbeschadet der Vorschrift des § 486, Ab¬ 
satz 5 der Strafprozeßordung zu wissenschaftlichen Zwecken 
abzuliefem. 

(2) Die Ablieferung erfolgt 48 Stünden, die wissenschaft¬ 
liche Verwendung frühestens 72 Stunden nach dem Tode oder 
der Auffindung der Leiche. Bis dahin kann die Bestattung 
übernommen werden. 

(3) Für die Ablieferung hat, wenn der Tod in einer öffent¬ 
lichen Anstalt erfolgt ist, die Anstaltsverwaltung, andernfalls 
die Ortspolizeibehörde zu sorgen. Durch die Ausführungs¬ 
ordnung können auch noch andere Ablieferungsstellen be¬ 
stimmt werden. 


§ 2 . 

Die Ablieferung unterbleibt, wenn 

a) der Beförderung der Leiche gesundheitliche Bedenken 
entgegenstehen, 

b) die Leiche schon so verwest ist, daß sie zu anatomischen 
Lehrzwecken nicht mehr tauglich erscheint, 

c) ihre Annahme zu solchen Zwecken abgelehnt wird, 

d) die an sich zur Ablieferung verpflichtete Stelle aus¬ 
nahmsweise aus einem besonderen Grunde davon ab¬ 
sieht. Als ein besonderer Grund gilt nicht, daß die 
Bestattung aus privaten Mitteln gesichert ist. 
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§3. 

(1) Die Ablieferung erfolgt in der Regel an das anato¬ 
mische Institut der Universität Leipzig. Für gewisse Fälle kann 
auch die Ablieferung an den militärärztlichen Operations¬ 
kursus im Oamisonslazarett zu Dresden, an die Kunstakademie 
zu Dresden oder an eine andere wissenschaftliche Anstalt an¬ 
geordnet werden. 

(2) Die Kosten der Ablieferung trägt die Anstalt, welche 
die Leiche empfängt. 

§4. 

Die für wissenschaftliche Zwecke nicht verwendeten Teile 
der Leiche werden von der Anstalt (§3, Absatz 2) und auf 
deren Kosten in angemessener Weise bestattet. 

§ 5 - 

(1) In den Hausordnungen solcher öffentlichen Anstalten, 
in denen vornehmlich Kranke verpflegt werden, sowie der dem 
Ministerium des Innern unterstellten Landesanstalten können 
Bestimmungen über die Leichenöffnung der in diesen Anstalten 
Versterbenden getroffen werden. Besteht nach §§ 1 und 2 eine • 
Verpflichtung zur Ablieferung, so erfolgt diese erst nach der 
Leichenöffnung. 

(2) Die Oeffnung hat unter möglichster Schonung der 
äußeren Beschaffenheit der Leiche zu erfolgen. Sie darf nur 
soweit ausgedehnt werden, als sie zur Beurteilung des gerade 
vorliegenden Krankheitsfalles und der Todesursache nötig ist. 

§ 6 . 

§ 36, Absatz 2 der Armenordnung vom 22. Oktober 1840 
(G.- und V.-Bl. S. 257) tritt insoweit außer Wirksamkeit, als 
eine Ablieferung von Leichen zu anatomischen Lehrzwecken 
erfolgt. 


§ 7> 

(1) Der Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes wird 
durch die Ausführungsverordnung 89 ) bestimmt. 

(2) Mit der Ausführung des Gesetzes wird das Ministe¬ 
rium des Innern beauftragt. 

**) Die Ausführungsverordnung ist gleichzeitig publiziert und das 
Gesetz am 15. November 1912 in Kraft getreten. 
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F. Bildungsfürsorge. 40 ) 

§§ 41 - 42 . 

Der Besserungszweck der Strafe stellt den Strafvollzug 
vor erziehliche Aufgaben, zu deren Lösung er auch des Schul¬ 
unterrichts bedarf. Abgestellt auf erziehliche Einwirkung und 
intellektuelle Hebung schafft der Schulunterricht ferner ein 
wirksames Gegengewicht gegen die Eintönigkeit der Strafe und 
die Gefahren der Einzelhaft. 

Mit voller Absicht sind die Bestimmungen des § 41 ganz 
allgemein gehalten, aus der Erwägung, daß es nicht die Auf¬ 
gabe eines Strafvollzugsgesetzes sei, über Zweck und Ziel des 
Unterrichts im Strafvollzug, über die Grenzen der Schulpflicht, 
über die Zahl der Unterrichtsstunden und die Methode des 
Unterrichts detaillierte Vorschriften zu geben, daß vielmehr die 
Regelung dieser Materie durch die Schulordnungen und Dienst¬ 
anweisungen der Einzelstaaten zu erfolgen habe. Vgl. § 72, 
Absatz 2, e,, zumal je nach der Belegung der einzelnen Anstalt 
Aufgabe und Ausführungsmöglichkeiten verschieden sind. 

Büchereien (§ 42) sind für den Strafvollzug eine an¬ 
erkannt notwendige Einrichtung zur Befriedigung des bei den 
Gefangenen bestehenden Bedürfnisses geistiger Anregung, Er¬ 
bauung, Belehrung und Unterhaltung. Wert und Bedeutung 
geeigneter Lektüre ist kaum hoch genug anzuschlagen, ins¬ 
besondere bei langen Strafen und in Einzelhaft. 

Der Schwere der Strafarten entsprechend, sehen die „Vor¬ 
schläge“ für Haft- und Einschließungsgefangene bei der Be¬ 
schaffung von Büchern und Schriften ein größeres Maß von 
Freiheit vor als für Zuchthaus- und Gefängnisgefangene, die 
in der Regel nur Bücher und Schriften aus der Sammlung der 
Anstalt entnehmen dürfen. Ausnahmsweise, und sofern sie 
sich in Einzelhaft befinden, können für sie auch Zeitungen und 
Fachschriften zugelassen werden, die nicht in der Bücherei der 
Anstalt vorhanden sind. Verständige Rücksichten auf das 
spätere Fortkommen dieser Gefangenen machen die Ausnahme¬ 
bestimmung nötig. Deswegen ist es nicht angängig, zwischen 
Zuchthaus- und Gefängnisgefangenen zu unterscheiden. Denn 
auch der Zuchthausgefangene soll im Strafvollzüge auf die 
Rückkehr in die Freiheit vorbereitet werden. Gerade er kann 
eine Zeitung, namentlich eine Fachschrift, besonders nötig 
haben, wenn er nach langer Strafe nicht weltfremd in die Frei¬ 
heit zurückkehren soll; man denke beispielsweise nur an einen 
Elektrotechniker. 


40 ) Vgl. Behringer, Die Gefängnisschule. 1901. 
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Absatz 3 ergibt, daß auch die von den Haft- und Ein- 
sdilleßangsgefefigefien; anzusdiaffenden ; Bücher usw, der 
Kontrolle- unterstehen.WAAA-;. GFGtÄ'' /''V,' ’[■.{ (VAG-- 

Den besonderen Bedürfnissen der jugendlichen ist durch 
§ 49 Rechnung getragen. 


Beschränkung des mündlichen und schriftlichen Verkehrs 



Starren Absperrung von der Außenwelt. Sie. ist dne ^ 
widerrufliche Vergünstigung, deren Maß und Vöransselzung 
verschieden lestzusetzeri isty da die O^ährnng voii ^esurh unjä 
schriftlichem Verkehr sich besonders zur Diiferenziening der 



Der Verkehr der Gefangenen nach außen war in früheren 
Zeiten gänzlich ausgeschlossen oder doch .Wesentlich beschränkt 
Heutzut^p wird er mit Recht häafiger zugclassen aus humani¬ 
tären Erwägungen in der Erkenntnis/daß es iürdenöemiHs- 
Zlistand, das spätere Fortkommen des Gefangenen, für seine 
Rückkehr in geordnete Verhältnisse von hohem Werte sei, wenn 
die persönlichen. Beziehungen m den Angehörigen gepflegt 
werden Deswegen soll der Besuch (§ 43) zunächst auch 
nur den Angehörige» (E S. des 9 52 RStOB.) gestattet werden. 
Im Interesse des späteren Fortkommens, zur Verhütung 
schwerer wirtschaftildher^Hächtetle^ 0^ Ä sonstigen gewich¬ 
tigen Gründen müssen Besu«die anderer EeFsönen:, 

£. B. von Rechtsanwähen oder Fürsorgeorganen, f reunden 
usw. und in kürzeren Fristen zulässig seih. Vgl. § 69, Abs. 3. 

Aus Rücksicht für die Ordnung und Sicfherhdt der An¬ 
stalt,.zur Verhütung von Fluchtversuchen find. Dürchstechereiai^ 
sowie u. a. aus -straferziehliehen Gründen* ist die Gegenwart 
eines. Beamten wähernd der Besuche regelmäßig notwendig 
•Gegen'- fcmschheßungsgtfengene ist eine Kontrolle nur in¬ 
soweit angebracht, als sie zur Verhütung von Mißbräuchen 
erfordexiich ist. • 

Da die Gestattung der 

ist, muß die Möglichkeit bestehen, bei Mißbrauch einzelne Be¬ 
sucher auszusddießen oder die Besuche zu bescbriinken oder 
gänzlich zu verbiefen. F:s kann sieh dle Notwetidjgkeit ergeben, 
das Verbot für einen längefers, jedoch bestimmten ZeitrimE 0 * 
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unter Umständen bis zum Strafende, zu erlassen. Von der 
Festsetzung einer genaueren Zeitgrenze ist Abstand genommen. 

Aehnlich wie mit den Besuchen verhält es sich mit dem 
schriftlichen Verkehr (§ 44) der Gefangenen; auch 
dieser soll in gewissen Grenzen tunlichst begünstigt werden. 

Ueber den Wert und die Bedeutung des Briefwechsels vgl. 
insbesondere Krohne.“) Der briefliche Verkehr unterliegt der 
Aufsicht des Vorstandes; für ihn besteht hiernach die Pflicht, 
von dem Inhalt der ein- und ausgehenden Briefe Kenntnis zu 
nehmen. Die gleiche Befugnis soll dem Geistlichen, in beson¬ 
deren Fällen dem Arzte und bei den Jugendlichen immer dem 
Lehrer zustehen. Damit wird das verfassungsmäßig geschützte 
Briefgeheimnis durchbrochen. Die für die Gefangenen ein¬ 
gehenden Briefe sind nahezu immer verschlossen und an. jene 
adressiert, auch nach dem präsumtiven Willen der Absender, 
nicht zur. Kenntnisnahme durch den Gefängnisvorsteher und 
andere Gefängnisbeamte bestimmt. 

Es empfiehlt sich dringend, die Rechte der Gefängnis¬ 
beamten und die ihnen korrespondierenden Pflichten der Ge¬ 
fangenen hinsichtlich des Briefgeheimnisses im Gesetze klar 
.zum Ausdruck zu bringen.“) 

Die ein- und ausgehenden Briefe liefern vielfach wertvolles 
Material für die Seelsorge; die Mitteilung an den Geistlichen 
ist daher notwendig oder doch wünschenswert. Soweit der 
Briefinhalt für die ärztliche Tätigkeit von Bedeutung ist, unter¬ 
liegt die Kenntnisnahme auch durch den Anstaltsarzt wohl 
keinem Bedenken, im Gegenteil sie dient dem Interesse des Ge¬ 
fangenen, der Erhaltung seiner Gesundheit. 

Den Inhalt der von Erwachsenen geschriebenen oder für 
sie bestimmten Briefe weiteren Stellen zugänglich zu machen, 
dafür gebricht es an einem zureichenden Grunde. Die Ge¬ 
fangenen empfinden den Eingriff in das Briefgeheimnis ganz 
besonders schwer, weil es Ihnen widerstrebt, daß von ihren 
oder ihrer Angehörigen Verhältnissen Andere Kenntnis nehmen. 
Das Verhältnis der Jugendlichen zu dem Lehrer als ihrem Er¬ 
zieher und Berater aber ist derart, daß hier jene Bedenken 
schwinden. 

Zur Differenzierung der Strafart, bei der meist kurzen 
Dauer der Haftstrafen und der relativen Harmlosigkeit der 
meisten Verurteilten, kann erwachsenen Haftgefangenen unbe¬ 
aufsichtigter Briefverkehr dann ohne Bedenken widerruflich 
gestattet werden, wenn die Persönlichkeit Gewähr dafür bietet, 

41 ) Lehrbuch, S. 490 ff. 

42 ) a. M. Gennat, a. a. O., S. 357 ff. 
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daß Mißbräuche nicht zu befürchten sind. Wegen der Ein¬ 
schließungsgefangenen vgl. Absatz 3. 

Die Gründe, die für die Gegenwart eines Anstaltsbeamten 
bei Besuchen sprechen, gelten auch für die vom Anstalts¬ 
vorsteher auszuübende Beaufsichtigung des schriftlichen Ver¬ 
kehrs. Zu Absatz 2, 3 und 4 gilt sinngemäß das über die 
Besuche Gesagte. Nur ist bei Absatz 2 noch hervorzuheben,, 
daß das Verhältnis der Jugendlichen zu ihren Eltern einen 
regeren brieflichen Verkehr wünschenswert macht. Die Zahl 
der jugendlichen Gefangenen wird nicht sehr groß sein; eine 
Gefahr der Ueberbürdung des Vorstehers durch Gestattung 
häufigeren Briefwechsels besteht daher wohl nicht. 

Absatz 5. Wie im mündlichen Verkehr der Gefangene 
die Grenzen der Sitte und Wohlanständigkeit einhalten muß, 
so auch im brieflichen Verkehr. Verstößt er hiergegen, so wird 
sein Brief beanstandet und zurückbehalten. Werden von drit¬ 
ter Seite Briefe ungeeigneten Inhalts an Gefangene gerichtet, 
so werden sie nicht ausgehändigt. Es wäre aber eine un¬ 
motivierte Härte, auch den einwandfreien Teil der Mitteilung 
dem Gefangenen vorzuenthalten. 

Absatz 6. Geisteskranke Gefangene, insbesondere Queru¬ 
lanten, haben bekanntermaßen einen ausgesprochenen Drang 
nach regem schriftlichem Verkehr. Sie werden dadurch zur 
Plage für alle mit dem Strafvollzüge befaßten Organe und 
für alle Personen, die mit ihrem Strafprozeß, mit ihren per¬ 
sönlichen oder verfnögensrechtlichen Verhältnissen irgendwie 
befaßt waren. Niemand entgeht ihren Verdächtigungen, Ver¬ 
leumdungen und Beleidigungen. Die Belästigung der Be¬ 
hörden steht im umgekehrten Verhältnis zu dem Wert der 
Schriftstücke. 45 ) Durch die Aufnahme der einschlägigen Be¬ 
stimmung aus der badischen Gefängnisordnung, die sich gut 
bewährt hat, glauben die „Vorschläge“ geeignete Remedur zu 
schaffen. Durch die erforderliche Zustimmung des Arztes und 
die Vorschrift des § 72, Absatz 2, f ist den Gefangenen aus¬ 
reichender Schutz vor mißbräuchlicher Anwendung des § 44 
gewährleistet. 

Dem Gefangenen soll die Rückkehr ins bürgerliche Leben 
und sein Fortkommen soweit tunlich erleichtert werden, wes¬ 
halb ihm für diese Zwecke und um ihn vor Rechts- und Ver¬ 
mögensnachteilen zu bewahren, größere Freiheiten im Besuchs¬ 
und Briefverkehr eingeräumt werden. § 45, Absatz 1. 


**) Treffend Leppmann, Der Minderwertige im Strafvollzüge, 1912, 
». 34 ff. 
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Um die Gefangenen vor Willkür und Rechtsverletzung 
zu schützen, dürfen Eingaben an Gerichte und Staatsanwalt¬ 
schaften, Aufsichtsbehörden überhaupt und selbst dann nicht 
zurückgehalten werden, wenn sie beleidigenden oder sonst 
strafbaren Inhalts sind. Die Folgen muß der Verfasser tragen. 
Im schriftlichen Verkehr mit anderen Behörden greift diese 
Einschränkung nicht Platz; Absatz 2. 


H. Besondere Bestimmungen für die Jugendlichen. 44 ) 

§§ 46 - 49 . 

In der I. Lesung der „Vorschläge“ war in § 8 eine Be¬ 
stimmung über Anstalten oder Abteilungen für Jugendliche 
aufgenommen und im übrigen der Strafvollzug an Jugendlichen 
nur an denjenigen Stellen herausgehoben, an welchen er von 
dem Strafvollzüge an Erwachsenen abweicht. Dies war der 
Fall bezüglich der Arbeitsdauer (§ 37), der Arbeitspausen 
(§ 38), des Aufenthalts im Freien (§ 39), der Arf der Arbeit 
(§ 42), des Schulunterrichts (§ 65), der Besuche (§ 67), der 
Schreiberlaubnis (§ 69) und der Disziplinarstrafen (§ 72). 

Diese Behandlung der Jugendlichen bemängelt Reich 
(a a. O. Bd. 47, S. 11 ff.); er wünscht einen besonderen Ab¬ 
schnitt über den Strafvollzug an den Jugendlichen und macht 
dazu (S. 35 ff.) eingehende Vorschläge. Da eine solche Her¬ 
aushebung diesen Strafvollzug als eine besonders geartete 
und besonders wichtige Aufgabe entsprechend kennzeichnet, so 
konnte sich die Kommission im Prinzip dem Wunsche nicht 
verschließen, wenn auch die Reich’schen Einzelpunkte über¬ 
wiegend in das Gebiet der Ausführungsbestimmungen und 
Hausordnungen gehören. Es wurden daher in II. Lesung in 
einem besonderen Abschnitt diejenigen Punkte herausgehoben, 
welche im Strafvollzug an Jugendlichen von besonderer Be¬ 
deutung sind. Es ist dies einmal der erziehliche Charakter des 
Vollzugs, namentlich bei der Arbeit (§ 46), dann die besondere 
Rücksichtnahme auf die geistige und körperliche Entwickelung 
(§§ 46 und 47, Absatz 2 und 3). Sonderbestimmungen über 
Kleidung, Beköstigung und Lagerung, sowie den Lesestoff 
sollen den Hausordnungen Vorbehalten bleiben (§ 49); nur 
soll gesetzlich noch bestimmt werden, daß in der Oberkleidung 

* 4 ) v. Holtzendorff und v. Jagemann, Handbuch des Gefängnis¬ 
wesens, II. S. 325; Krohne, Lehrbuch der Gefängniskunde, S. 500; 
Kriegsmann, Einführung in die Gefängniskunde, S. 113 ff., 146, 170; 
Reich, Bl. Gefängn. K. Bd. 46, S. 74 ff. und Bd. 47, S. 11 und 35 ff. 
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•der jugendlichen Gefangenen eine sichtbare Unterscheidung 
vor den Erwachsenen durchzuführen sei (§ 48). Ein Recht 
auf Selbstbeschäftigung ist nicht gegeben, die Zulässigkeit aber 
vorgesehen (§ 47). 

Im übrigen hat die Kommission es auch in II. Lesung für 
zweckmäßiger und einfacher gehalten, die für die Jugendlichen 
notwendigen Sonderbestimmungen an den einschlägigen Stellen 
der „Vorschläge“ über den Vollzug an Erwachsenen unter¬ 
zubringen. Dadurch werden Wiederholungen und Weitläufig¬ 
keiten vermieden. Denselben Weg geht auch der österreichische 
Entwurf des Gesetzes betr. Abänderung der Strafprozeß¬ 
ordnung im XXIX. Hauptstück: Vollzug der Freiheitsstrafen. 
In dieser Weise sind, abgesehen von § 4, der von den Anstalten 
und Abteilungen für Jugendliche handelt, folgende Sonder- 
bestimmungen aufgenommen: 

1. Religionsunterricht ist obligatorisch; §§ 26 und 72, 
Absatz 2, e. 

2. desgleichen Schulunterricht; §§ 41 und 72, Absatz 2,e. 

3. von den besonderen Genußmitteln ist Tabak ausge¬ 
schlossen; § 34, Absatz 2. 

4. der Aufenthalt im Freien soll 2 Stunden währen und 
mit turnerischen Uebungen verbunden werden; § 35, 
Absatz 3. 

5. in der Erlaubnis, Besuche zu empfangen, sind die 
Jugendlichen den Haftgefangenen (14tägige Zwischen¬ 
räume) gleichgestellt; § 43, Absatz 1. 

6. auch bezüglich der Schreiberlaubnis sind die Jugend¬ 
lichen den Haftgefangenen (14tägige Zwischenräume) 
gleichgestellt; § 44, Absatz 2. 

7. es soll auch der Lehrer von der aus- und eingehenden 
Korrespondenz Kenntnis erhalten ; § 44, Absatz 1. 

8. als Disziplinarstrafen sind die am Strafort gegen 
Schulpflichtige geltenden Schulstrafen, also unter Um¬ 
ständen auch körperliche Züchtigung, zulässig; § 51, 
Absatz 1, c. 

9. Dunkelarrest ist bei Jugendlichen ausgeschlossen; § 51, 
Absatz 4. 

Sonderbestimmungen über Einzelhaft und vorläufige Ent¬ 
lassung erschienen nach den früheren Darlegungen nicht not¬ 
wendig. Die besonderen Nahrungs- und Genußmittel (§ 34) 
bei Jugendlichen auszuschließen, wie Reich will, würde eine 
ungerechtfertigte Schärfung des Strafvollzuges an Jugendlichen 
sein. Daß § 23 (allmähliche Milderung des regelmäßigen 


*1 
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Strafvollzuges) auch für Jugendliche gilt, sei noch besonders 
hervorgehoben. 

Mit dieser Regelung des Strafvollzugs an Jugendlichen 
•dürfte der erziehliche Charakter. des Vollzugs gesichert und 
der Rücksichtnahme auf die körperliche und geistige Ent¬ 
wickelung der Gefangenen, sowie der Individualisierungs- 
möglichkeit gebührend Rechnung getragen sein, ohne daß der 
Emst des Strafvollzuges beeinträchtigt wird. 

Alles Weitere ist Sache der Ausführungsbestimmungen 
und der Hausordnungen. Gerade die Erziehung Jugendlicher 
läßt sich nicht im einzelnen durch Gesetz regeln. Vgl. das oben 
über den Schulunterricht Gesagte. 

Uebrigens wird voraussichtlich die Zahl der jugendlichen 
Gefangenen weiter abnehmen. In Preußen (Justiz) z. B. ist 
sie von 1562 im Jahre 1899 auf 385 im Jahre 1911 gesunken. 18 ) 
Ein neues RStGB. dürfte u. a. bringen: die Erhöhung der 
Altersgrenze von 12 auf 14 Jahre, die Berücksichtigung der 
geminderten Zurechnungsfähigkeit, die erweiterte Anwendung 
der Geldstrafe, die bedingte Strafaussetzung mit Aussicht auf 
Begnadigung, Erziehungsmaßregeln bei Absehen von Strafe, 
Schutzaufsicht und Absehen von Strafe in besonders leichten 
Fällen. Damit und durch die Bestimmungen der in Aussicht. 
stehenden Novelle zum StGB, und zur StPO. (Jugendgerichte) 
sowie die fortschreitende Wirkung der Fürsorgeerziehung und 
durch sonstige Vorbeugungsmaßregeln werden die Jugendlichen 
in den Strafanstalten noch seltener werden. 


V. Disziplin und Ordnungsstrafen. 46 ) 

§§ 50 - 53 . 

Von grundsätzlicher Bedeutung im Strafvollzug ist die 
Aufrechterhaltung der Disziplin und Ordnung in der Anstalt. 
Der Gefangene, dem die Freiheit zur Strafe entzogen ist, hat 
sich jener Ordnung unweigerlich zu fügen; darin besteht der 
wesentlichste Teil des Strafübels. Maßgebend für das Ver¬ 
halten des Gefangenen sind die Hausordnung (§§11 und 17) 
und die sie ergänzenden Vorschriften. Außerdem hat sich der 

48 ) Statistik über die Gefängnisse der Justizverwaltung, 1911, S. XI. 

“) Krohne, Lehrbuch der Gefängniskunde, S. 353 ff. Kriegsmann, 
Einführung in die Gefängniskunde, S. 168 ff. Bl. Gefängn. K. Bd. 13, 
S. 106 ff. (I. Stuttgarter Versammlung, 1877). Bd. 28, S. 112 ff. (Braun¬ 
schweiger Versammlung, 1897). Bd. 32, S. 382 ff. (Darmstädter Ver¬ 
sammlung, 1898). Hentig, M. Sehr. Krim. Psych. Bd. 10, S. 698. 
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Gefangene nach den allgemeinen Regeln des Anstandes und 
der Sitte zu richten und bleibt den allgemeinen Strafgesetzen 
unterworfen. Pflicht des Gefangenen ist Gehorsam und Wahr¬ 
haftigkeit im dienstlichen Verkehr mit den Vorgesetzten. Diesem 
Grundgedanken der Disziplin gibt § 52 Ausdruck. 

Durch jede Zuwiderhandlung gegen die Disziplin setzt 
sich der Gefangene der Bestrafung aus. Es soll damit 
nicht gesagt sein, daß bei jeder, auch noch so geringfügigen 
Uebertretung der Ordnung gestraft werden müsse; es wird sich 
vielmehr immer erst der Versuch empfehlen, den Gefangenen 
durch Mahnung, Warnung und Zurechtweisung in den 
Schranken der Ordnung zu halten. 

Gelingt dies nicht, so müssen die erforderlichen Zwangs¬ 
und Strafmittel zur Verfügung stehen. Diese sollen so abgestuft 
sein, daß der Art der Verfehlung und der Eigenart des Ge¬ 
fangenen gebührend Rechnung getragen werden kann. Härte 
und Grausamkeit sind zu vermeiden; auf der anderen Seite 
müssen die Strafmittel ernst genug sein, um bösen Willen 
brechen zu können. „Das Disziplinarrecht des Strafvollzugs 
ist charakteristisch für die kulturellen und sittlichen Anschau¬ 
ungen der Zeit, der es angehört.* 7 ) Auf diesem Gebiete ist 
daher einheitliche gesetzliche Regelung dringend notwendig. 

Im Allgemeinen haben die bundesrätlichen Grundsätze 
(§ 34) eine Kodifizierung der in den einzelnen Bundesstaaten 
geltenden Strafmittel gebracht und insoweit Einheitlichkeit ge¬ 
schaffen; sie haben jedoch bezüglich der Zuchthausgefangenen 
diejenigen Strafmittel, welche nicht in dem Verzeichnis auf¬ 
geführt sind, in einzelnen Bundesstaaten aber damals in 
Uebung waren, „in den bisherigen Grenzen“ aufrecht erhalten. 
Damit ist die körperliche Züchtigung in Preußen (innere Ver¬ 
waltung), Sachsen, Mecklenburg, Oldenburg, Anhalt und 
Lübeck, der Lattenarrest in Sachsen und der Strafstuhl in 
Baden gegenüber männlichen Zuchthausgefangenen geltendes 
Recht geblieben. 

Die Kommission ist der Ansicht, daß diese besonderen 
Strafmittel zur Aufrechterhaltung der Ordnung in der Straf¬ 
anstalt nicht unbedingt notwendig seien. In der Mehrzahl der 
deutschen Anstalten sind sie abgeschafft, und man wird gewiß 
nicht behaupten können, daß dort die Disziplin schlechter sei 
als in den andern, die noch im Besitze jener Strafmittel sind. 
Wird doch auch dort zugegeben, daß von ihnen nur in ganz 
seltenen Fällen und mit großen Vorsichtsmaßregeln Gebrauch 


* 7 ) Kriegsmann, a. a. O. S. 169. 
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gemacht werde. Sie konnte sich daher nicht entschließen, den 
Ausführungen von v. Michaelis, Bl. Gefängn. K. Bd. 46, S. 21 
beizutreten und hat diese Strafmittel gegenüber erwachsenen 
Zuchthausgefangenen nicht aufgenommen. Dagegen wurden 
in II. Lesung auf die Anregung von Gennat a. a. O. Bd. 46, 
S. 367 und Roth ebendort S. 378 (Bl. Gefängn. K. Bd. 32, 
S. 394) bei noch schulpflichtigen Jugendlichen die Schulstrafen 
des am Ort der Strafverbüßung geltenden Rechts zugelassen. 

Die Fesselung, die in I. Lesung als Strafmittel nicht 
aufgenommen war, ist zufolge der Ausführungen von Reich 
a. a.O. Bd. 47, S. 32, als Strafmittel gegenüber männlichen 
Zuchthausgefangenen in § 51, I, h vorgeschlagen. Als 
Sicherungsmittel soll sie auch gegenüber Gefängnis- 
und Haftgefangenen nach § 53 anwendbar sein. Die Art der 
Fesselung einheitlich zu bestimmen, wurde in § 71, Absatz 1, e 
dem Bundesrat Vorbehalten. Bl. Gefängn. K. 32, S. 393 ff. 

Der einfache Arrest soll zulässig sein bis zur Dauer 
von 6 Wochen. Daß mit dem Vollzug dieser Strafe besondere 
Genußmittel und Vergünstigungen, Lektüre, Besuche und 
Korrespondenz sich nicht vereinigen lassen, wurde besonders 
hervorgehoben. 

Geschärft kann der Arrest werden durch Arbeits-, 
Bettlager- und Kostentziehung, sowie Verdunkelung der Zelle; 
letztere Schärfung auch bei Jugendlichen zuzulassen, konnte 
sich die Kommission um so weniger entschließen, als körper¬ 
liche Züchtigung gegenüber den noch in schulpflichtigem Alter 
stehenden Gefangenen möglich ist. Auch Roth (a. ä. O. Bd. 46, 
S. 378) erklärt: „Wird Züchtigung zugelassen, so ist Dunkel¬ 
arrest entbehrlich.“ — Diese Schärfungen können einzeln oder 
in Verbindung miteinander verhängt werden. Mit Dunkelarrest 
ist der Natur der Sache nach Arbeitsentziehung immer ver¬ 
bunden. 

Dunkelarrest soll auf nicht länger als 4 Wochen verhängt 
werden können; dauert er länger als 7 Tage, so kommt Ent¬ 
ziehung des Bettlagers, Kostschmälerung und Verdunkelung 
der Zelle am 4., 8. und demnächst an jedem 3. Tag in Wegfall. 
Ueber den Genuß freier Luft während der Verbüßung einer 
Arreststrafe vgl. § 35, Absatz 4. 

Kostschmälerung darf — aus gesundheitlichen Rücksichten 
— nicht länger als 2 Wochen dauern. 

Für leichtere Straffälle ist vorgeschlagen: 

a) die Kost Schmälerung. Sie kann abgestuft wer¬ 
den in volle Kostschmälerung (bei Wasser und Brot) 
und in teilweise — Bl. Gefängn. K. Bd. 32, S. 388 ff. — 



ÄfesMte)' 


(Entziehung des--Mittagessens,, des Frühstücks oder 
des Abendessensoder der tetratioiviind detgl), 

b) Entziehaag dfes- S.-eitla'g 1 ers'Ms zu l födie 

c) Entziehung der A r b e i t in gleicher Dauer, jedoch nur 

'. V .bei Elfteelhaft, da det^hj^ug dieser $iräfein'i||r-GteA 
meirtschaltsliaft die Ordnung Und Disziplin siorert 
würde. Der abweichenden:. Ansicht öenyafs (a.a-0- 
Bä: 46, S, 365) wurde nicht beigeheten, jedoch kann 
ein OerneinsdiattsstraflM^v Wen« zur Einzelhaft gel : 
eignet, zuvor in diese versetzt 1 werden 

dj Entziehung der B üeh.gtjJtid Sch rljf en bis zur 
. Dauer von 4 Wochen. Dies läßt sich auch, in der 
: Oürnemschattshad durchführen.. 

e) Eutziehnng von• Verg ün $ii.g u n gtu. 

f) als gelindestes. Strafmittel: der V erweis. 

Die Eufzielihtig der Bewegung im Freien jsf hkht in das 
Strafenverzeicbms aufgeriommerL Die Bewegung ifn Freien 
entzieht 

il^gengewicht gegen die Schädigungen jbei-i der Ei.HspetTu.ng. 
ÄtAdejchb#.; Disziplinartnittel ist jene Entziehuni’ also bedenk¬ 
lich, für schwerere Verstoße stehen andere Maßregeln zur Ver-. 


liegen EiiischlieBungsgefaugette sollen mit Rücksicht auf 
den Charakter dieser Strafet als custodia honesta nur die in 
’&Hi ;dttf^führten” geliuderen Strafmittel zo- 
|elas$en Weiden, " 

Auf Grund langjähriger Erfahrungen sind die Mitglieder 
der Kommission überzeugt, daß ein verständiger Anstaltsleiter 
mit diesenStrafmitteln aüskommen .und jeder Besoriderheif des. 
Sträflalls uhd jeder Personlichkat Rechifüng tragen käiin, daß; 
diese Strafmittel auch ausreichen, um den Ernst der Strafe 
zum Ausdruck zu bringen und die Ordnung aüfrechizuefbaiten. 

Zuständig zur Verhängung von Strafen soll in der Regel 
der An s taHs vo rs t an d sein. Es ist sehr .wi.di'Mg' f : 'tf|lß;dife 
Disziplinargewalt nur in einer Hand liegt. Aber auch eine 
Ä u t $i c h t sb eh ö r d e muß Strafen Aerhaugen können^ werfn 
z, B. in einem an sie gerichteten Schriftsatz; .üngetiörigkehen 
enthalten sind oder wenn, der Vorstand ;in eigener'-Sache ent 
scheiden müßte. . '* 'o'ßSiyfßM' ’ : A ! ’< 

Zur . Ay f rechterhaliung der Autorität dürfen Beschwerden 
in der Regel keine auf schiebende Wirkung Haben. Vor jeder 
Bestrafung muß denf Gefangenen Gelegerdielt; zur Verteidigung 
Werden; ; je nach Läge des Ea]1es \verderi Zeugen oder 
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Sachverständige (Arzt, Aufsichtsbeamte usw.) zu hören oder 
sonst erforderliche Feststellungen zu treffen sein. 

Jede Bestrafung muß aktenkundig gemacht werden, da sie 
für verschiedene Fragen im Strafvollzug (Begnadigung, vor¬ 
läufige Entlassung etc.) von Bedeutung sein kann. 

Bei der Vorschrift des § 52, Absatz 2 ist davon ausge¬ 
gangen, daß Rechtshilfe im Vollzug von Disziplinarstrafen 
geleistet wird. 

§ 52, Absatz 4 entspricht der Vorschrift des § 35, Absatz 2 
der bundesrätlichen Grundsätze, die sich bewährt hat. 
Bl. Gefängn. K. Bd. 32, S. 405 ff. Die schädlichen Wirkungen 
die man von der Mitteilungspflicht an den Arzt bezüglich des 
Vollzugs von Kostschmälerungen befürchtete, haben sich nicht 
gezeigt. 

Daß Disziplinarstrafen durch Einleitung eines gericht¬ 
lichen Strafverfahrens nicht ausgeschlossen werden, war seither 
meist schon geltendes Recht. Bei schweren Verfehlungen gegen 
die Hausordnung, die zugleich eine Verletzung eines Straf¬ 
gesetzes bilden, wird es sich im Interesse der Aufrechterhaltung 
der Disziplin regelmäßig empfehlen, sofort gegen den Ge¬ 
fangenen mit einer Ordnungsstrafe vorzugehen. Uebrigens 
wird nicht jede Verfehlung gegen die Hausordnung, die zu¬ 
gleich eine Verletzung des Strafgesetzes enthält, dem Staats¬ 
anwalt mitzuteilen sein. 

Neu sind die Bestimmungen des letzten Satzes in Absatz 1 
und Absatz 5 des § 52. Durch erstere soll ermöglicht werden, 
daß die Strafe in Fällen, in denen sie neben der Sühne noch 
die Erzwingung einer Pflichterfüllung bezweckt, ausgesetzt, 
ermäßigt oder nachgelassen wird, wenn der Bestrafte sich nach¬ 
träglich reumütig der Ordnung fügt. Gedacht ist hier z. B. ah 
die zahlreichen Fälle, in denen ein Gefangener in augenblick¬ 
licher Aufwallung oder in Trotz die Arbeit verweigert hat; 
nicht selten kommt er schon nach wenigen Stunden disziplinärer 
Strafverbüßung zu besserer Einsicht und gibt nach. Die Strafe 
dennoch weiter zu vollziehen, wäre dann nicht selten zwecklose 
Härte. 

Durch Absatz 5 des § 52 soll ein alter Streit aus der Welt 
geschafft werden. Bisher bestanden in Sachsen und Württem¬ 
berg Bestimmungen in den Hausordnungen, wonach Arrest¬ 
strafen auch über das Strafende hinaus in dem Arrestlokal der 
Strafanstalt vollstreckt werden können. Diese Einrichtung hat 
sich als zweckmäßig erwiesen, da es nicht so selten vorkommt, 
daß Gefangene noch am letzten Tag der Strafverbüßung sich 
frech benehmen in der Annahme, man könne ihnen, wenn nicht 



68 


gerade eine Verletzung des Strafgesetzes vorliegt, nichts mehr 
anhaben. Die Rechtsbeständigkeit dieser Bestimmungen wurde 
aber angegriffen, Bl.Gefängn. K. Bd. 28, S. 112 ff. Es wurde 
hervorgehoben, daß die Freiheit nur auf Grund Gesetzes 
entzogen werden könne, daß aber ein dahin gehendes Landes¬ 
gesetz mit Ziff. 2 des EG. zum RStGB. nicht vereinbar wäre. 
Der Verein der deutschen Strafanstaltsbeamten hat in Ziff. VII 
der Braunschweiger Beschlüsse zu Frage 3 mit großer Stimmen¬ 
mehrheit für wünschenswert erklärt: „Neuregelung der 
Disziplinarstrafen, insbesondere mit der Maßgabe, daß die 
Disziplinarstrafe des Arrestes auch in dem Falle gegen den 
Gefangenen zum Vollzug gebracht werden darf, wenn die 
Dauer des Arrestes die urteilsmäßige Strafzeit überschreiten 
sollte.“ Auch Gennat und Reich (a. a. O. Bd. 46, S. 369 und 
Bd. 47, S. 32) treten für diese Bestimmung ein; vgl. ferner 
a. a.O. Bd. 16, S. 125. Die Kommission konnte sich diesen 
Ausführungen nicht verschließen und schlägt die Vollziehbar¬ 
keit einer das Strafende überschreitenden Arreststrafe mit Be¬ 
schränkung auf 1 Woche vor. 

Auf der Braunschweiger Versammlung (1891) — a.a.O. 
Bd. 16, S. 118 ff., Sonderheft — wurde auch die Frage erörtert, 
ob nicht eine gesetzliche Strafverlängerung um die von Ge¬ 
fangenen im Arrest zugebrachte Zeit ratsam wäre. Die Ver¬ 
sammlung sprach sich aber mit großer Mehrheit gegen diese 
Anregung aus. Die Kommission nahm daher, wenn schon nicht 
•einstimmig, Umgang von einer solchen Bestimmung. 

VI. Entlassung. 

§§ 54-58. 

A. Entlassung mit Strafende § 54. 48 ) 

Der Gefangene muß am Entlassungstag so rechtzeitig die 
Strafanstalt verlassen dürfen, daß er sein Reiseziel noch er¬ 
reichen oder wenigstens den größeren Teil seiner Reise, die nur 
in Ausnahmefällen mehr als einen Tag in Anspruch nehmen 
wird, zurücklegen kann. 

Als Entlassungsstunde gilt im allgemeinen die von der 
Strafvollstreckungsbehörde angegebene Stunde des Straf- 
heginnes; ist eine solche nicht angegeben, so erfolgt die Ent¬ 
lassung am Morgen mit Beginn des Dienstbetriebs. Ist die 
Stunde des Strafbeginns angegeben und würde hiernach die 
Entlassungstunde auf eine vorgerückte Stunde fallen, so muß 


48 ) Krohne a. a. O., S. 364 H. 
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gesetzlich festgelegt werden, daß die Entlassung auch früher 
als zur berechneten Entlassungsstunde erfolgen darf. (§ 54, 
Absatz 1 und 2.) 

Der zu entlassende Gefangene muß so gekleidet und mit 
Mitteln versehen sein, daß er sein Reiseziel ungehindert er¬ 
reichen kann. Meist wird er während der Strafzeit so viel ver¬ 
dient haben, daß er Kleider und Reisegeld aus eigenen Mitteln 
zu bestreiten vermag; ist das aber nicht der Fall, z. B. wegen 
Kürze der Strafzeit oder wegen Krankheit, und stehen andere 
Mittel nicht zur Verfügung, so muß die Anstalt mit staatlichen 
Mitteln eintreten. (§ 54, Absatz 3.) 

Der Besitz eines Entlassungsscheines kann dem Ent¬ 
lassenen unter Umständen von Nutzen sein; daher die Vor¬ 
schrift des § 54, Absatz 4. 

Die übrigen Formalitäten der Entlassung müssen durch 
die Hausordnungen geregelt werden. 

Der Erlaß von Bestimmungen über eine einheitliche Straf¬ 
berechnung ist in § 71, Absatz 1, a dem Bundesrat Vorbehalten. 
Bisher bestehen in dieser Hinsicht viele Zweifel und Ver¬ 
schiedenheiten. 

Ueber Schutzfürsorge und Schutzaufsicht vgl. § 69. 

B. Vorläufige Entlassung. 49 ) 

§§ 55-58. 

Im Gegensatz zur Begründung des VE. (I. S. 96) und in 
Uebereinstimmung mit der des GE. (S. 82 ff.) wird die vor¬ 
läufige Entlassung als „Bestandteil des Strafvollzugs“ in An¬ 
spruch genommen und dies durch ihre Hereinnahme in das 
Strafvollzugsgesetz zum Ausdruck gebracht. Im einzelnen vgl. 
die Mannheimer Beschlüsse des Vereins (Bl.Gefängn. K. 
Bd. 45, S. 385). Die vorläufige Entlassung ist auch auf die 
Einschließungsgefangenen ausgedehnt. Die einzelnen Straf¬ 
arten sind differenziert, so daß bei Zuchthaus V«, mindestens 
aber ein Jahr, bei Gefängnis V» und mindestens 6 Monate, bei 
Haft und Einschließung V» und ebenfalls mindestens 6 Monate 
der Strafzeit, nach Abzug etwaiger Untersuchungshaft, verbüßt 
sein müssen. Ebenso die Strafrechtskommission in II. Lesung. 

Bezüglich der sonstigen Bedingungen der vorläufigen Ent¬ 
lassung besteht gleichfalls Uebereinstimmung mit den Be- 

* B ) Mittermaier in Vergl. Darstellung des deutschen und auslän¬ 
dischen Strafrechts. Allgemeiner Teil IV, S. 507 ff. und die dort zitierte 
Literatur. Aschrott, Die Reform des RStOB. I, S. 110. Kueppers, 
M. Sehr. Krim. Psych. Bd. 10, S. 104. Derselbe in ZStW. Bd. 34, S. 591 ff. 
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Schlüssen der Strafrechtskommission und dem VE. Die „Ver¬ 
gangenheit“ des Gefangenen aus den Voraussetzungen zu 
streichen, erschien nicht ratsam, da sie bei der Beurteilung der 
Frage, ob dem Gefangenen für die Zukunft Vertrauen zu 
schenken sei, neben seineh sonstigen persönlichen Verhält¬ 
nissen und seiner Führung in der Anstalt wesentlich mit in 
Betracht kommen kann. Die Kommission ist aber keineswegs: 
der Ansicht, daß dadurch ganze Kategorien von Gefangenen 
von der Wohltat der vorläufigen Entlassung ausgeschlossen 
sein sollen. Es sind recht wohl Fälle denkbar, in denen auch 
vorbestrafte Gefangene der vorläufigen Entlassung teilhaftig 
gemacht werden. So z. B. die süddeutsche Praxis und in Preußen. 
Es wird davon ausgegangen, daß von der Einrichtung in allen 
Fällen, in denen sie nach dem Gesetz zulässig ist, auch in der 
Tat Gebrauch gemacht wird, so daß sie als wichtiges Glied 
eines gewissermaßen progressiven Strafvollzuges, als Schluß¬ 
stein der Milderung des Strafvollzuges im Sinne des § 23 der 
„Vorschläge“ zu betrachten wäre. 

Die Lebenslänglichen sind nicht aufgenommen. Es soll 
der Gnadeninstanz die Umwandlung einer lebenslänglichen in 
eine zeitliche Freiheitsstrafe Vorbehalten bleiben. 60 ) Aus letzterer 
kann sodann die vorläufige Entlassung berechnet und in An¬ 
wendung gebracht werden. Diese Praxis hat sich z. B. in 
Württemberg seit einer Reihe von Jahren bewährt. 

Mit der Strafrechtskommission und dem GE. wird die 
Ausdehnung der Probezeit auf mindestens 2 Jahre vom er¬ 
ziehlichen Standpunkt aus für durchaus zweckmäßig gehalten. 
Dadurch wird sich die vorläufige Entlassung erst recht als 
Strafvollzugsmaßregel charakterisieren. 

Bezüglich des Widerrufs der vorläufigen Entlassung,, 
seiner Voraussetzungen und Folgen, sowie der Zuständigkeit 
der ihn verhängenden Behörde, folgen die Vorschläge den Be¬ 
schlüssen der Strafrechtskommission. Zweckmäßig erscheint 
aber ferner eine Bestimmung ähnlich der des § 26 des österr. 
Reg.-Entw. z. StGB. Es soll daher nach § 57, Absatz 4 und 5 
ein Widerruf auch nach Ablauf der Probezeit möglich sein, 
wenn sich erst dann herausstellt, daß die Freiheit während der 
Probezeit mißbraucht wurde oder wenn bei Ablauf der Probe¬ 
zeit ein Strafverfahren gegen den Entlassenen anhängig ist. 
Im ersten Fall soll der Widerruf nach 3 Monaten (vom Ende 
der Probezeit an gerechnet), im letzten nach 6 Wochen seit dem 


w ) Deetjen, ZStW. Bd. 34, S. 699. 
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rechtskräftigen Abschluß des Strafverfahrens endgültig aus¬ 
geschlossen sein. 81 ) 

Die Bestimmungen über die einstweilige Festnahme und 
ihre Folgen stimmen mit den Beschlüssen der Strafrechts¬ 
kommission überein. 

Die Schutzaufsicht über vorläufig Entlassene* ist in § 69 
geregelt. 

Empfehlend sei hier endlich auf eine der vorläufigen Ent¬ 
lassung ähnliche Einrichtung für kürzere Strafen, die so¬ 
genannte Beurlaubung auf Wohlverhalten nach 
badischem Muster hingewiesen, die in den Gesetzentwürfen 
nicht aufgenommen, aber als Gnaden form möglich ist. 
Eine Benützung dieser Einrichtung für Fälle, in denen wegen 
Kürze der Strafzeit eine vorläufige Entlassung nicht eintreten 
kann, dürfte nach Verbüßung von 3 oder 4 Monaten nicht 
selten der Billigkeit entsprechen.“) Auch die bis jetzt nur 
angeregte, aber in Deutschland nicht eingeführte Selbst¬ 
strafkürzung“) wurde nicht eingearbeitet, weil einerseits 
der Entwurf des StGB, dazu bis jetzt eine Grundlage nicht gibt, 
und andererseits das Begnadigungsrecht außerhalb der Bestim¬ 
mungen über Strafvollzug gelassen ist. Vgl. übrigens § 73. 

VII. Besondere Bestimmungen für den Vollzug sichernder 

Maßnahmen. 

§§ 59-68. 


A. Arbeitshaus. 

§§ 59 - 62. 

Die Ansichten über das Wesen, das Anwendungsgebiet und 
die Gestaltung des Arbeitshauses gehen in Theorie,und Praxis 
noch weit auseinander. Es seien hier nur erwähnt: VE. § 42 
und Begründung I S. 147 ff., GE. § 68 und Begründung I 
S. 91 ff., v. Hippel, Vergleichende Darstellung, besonderer Teil, 

#1 ) Kueppers, M. Sehr. Krim. Psych. Bd. 10, S. 104. 

M ) Angewendet in Baden ständig seit 1891. Vgl. v. Engelberg 
BL Gefängn. K. Bd. 41, S. 108 ff. und M. Sch. Krim. Psych. V. S. 297 ff. 
Vgl. ferner wegen Hessen Mitteilungen 1KV. Bd. 6, S. 56. 

M ) Vgl. v. Jagemann, Ztschr. f. StRW. XXXIV. S. 365 ff. Insbeson¬ 
dere wird dort auch für kleine Strafen, mit denen ein Urlaub auf 
Probezeit sich als zu umständlich nicht verträgt, die Möglichkeit eines 
je für die Woche zu erringenden Guttages vertreten. Auf der letzten 
Tagung des Verbandes der deutschen Schutzvereine (Hamburg 1913) 
wurde dies noch weiter ausgeführt und zugleich mit der Frage der 
Kotsendeckung für das Schutzwesen in Verbindung gesetzt; vgl. Vor¬ 
trag des Genannten „zur Fortbildung des Schutzvereinswesens in 
Deutschland“, dem Deutschen Hilfsverein zugeeignet. Vgl. auch § 69, 
Absatz 4. 
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Band II, S. 228, derselbe M. Sehr. Krim. Psych. Bd. 7, S. 449 ff. 
v. Jarotzky, Die Arbeitsanstalt und. Kriegsmann, Einführung 
in die Gefängniskunde S. 239 ff. Die Vereinskommission ist 
bei ihren „Vorschlägen“ in den Grundzügen der Auffassung 
der Strafrechtskommission in II. Lesung gefolgt. 64 ) 

Zunächst erschien es nötig, in den „Vorschlägen“ auszu¬ 
sprechen, was diese als Aufgabe des Arbeitshauses ansehen. 
Es wurde deshalb an die Spitze — § 59 — der Satz gestellt, 
daß es Aufgabe des Arbeithauses sei, die Insassen geistig und 
sittlich zu heben und wieder an ein arbeitsames und gesetz¬ 
mäßiges Leben zu gewöhnen. Daß die Aufgabe schwer, sehr 
schwer ist, zumal bei der Zusammensetzung der Bevölkerung 
der Arbeitshäuser, weiß niemand besser als der Praktiker. Aber 
eine Lösung muß gefunden werden, wenn das Arbeitshaus in 
dem neuen Strafrecht einen Platz wirksam ausfüllen soll. Wie 
vielfach festgestellt, erreichen die Arbeitshäuser das Ziel, 
ihre Insassen zur Arbeitsamkeit zu erziehen, nach fast einheit¬ 
licher Ueberzeugung der Sachkundigen heute nicht. 66 ) 

Wegen der Unterkunftsräume, siehe oben bei den An¬ 
stalten. 

Nach § 60, Absatz 1 ist Gemeinschaftshaft die Regel, 
gemäß § 21, Absatz 3 bei nächtlicher Trennung. Die Insassen, 
sollen an die Arbeit gewöhnt werden, die sie auch in der Frei¬ 
heit, wenn überhaupt, suchen und finden. Das ist die gemein¬ 
schaftliche Arbeit. Das Arbeitshaus hat nicht den Charakter 
vergeltender Strafe, deshalb fällt die Bestimmung des § 20 
weg, wonach der Vollzug regelmäßig mit Einzelhaft/beginnt. 
Aber freilich ganz entbehren kann man die Einzelhaft nicht. 
Unter der künftigen Bevölkerung des Arbeitshauses wird es 
zahlreiche Elemente geben, die man in Einzelhaft nehmen 
muß, sei es zu ihrem Schutz, sei es zur Aufrechterhaltung der 
Ordnung und Sicherheit. Deshalb mußte Einzelhaft für zu¬ 
lässig erklärt werden, aber mit der in § 20, Absatz 1, Satz 3 
für die Freiheitsstrafen vorgesehenen Einschränkung. 

Die Beschäftigung der Insassen wird hauptsächlich in 
Feldarbeit, Kulturarbeiten und anderen Arbeiten im Freien 
bestehen. Während zu solchen Arbeiten Gefängnisgefangene 
nur mit ihrer Zustimmung, Zuchthausgefangene auch ohne 
diese verwendet werden können (§ 27), sollen die Insassen des 
Arbeitshauses zu Innenarbeit und Außenarbeit verpflichtet sein 
(§ 60, Absatz 2). Die Begründung des VE. hält es nicht für 
nötig, dies gesetzlich festzulegen (I. 153), allein um jeden 


64 ) DJZ. 1913, S. 610. 

65 ) Vgl. z. B. v. Engelberg Mitt. IKV. Bd. 19, S. 481 ff. 
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Zweifel auszuschließen, wird es sich doch empfehlen, es im 
Gesetz auszusprechen. Dies gilt auch von dem Ausschluß der 
Selbstbeschäftigung. Dem, der wegen Arbeitsscheu und 
Liederlichkeit in das Arbeitshaus kommt und zur Arbeit er¬ 
zogen werden soll, kann nicht das Recht zugestanden werden, 
sich selbst zu beschäftigen. 

Ueber die Arten der Arbeit im Gesetz mehr zu sagen, 
empfiehlt sich nicht. Das ist Sache der Ausführungsbestim¬ 
mungen (§71, Absatz 3, d). Es genügt vorzuschreiben, daß 
bei der Zuteilung der Arbeit auf das spätere Fortkommen Be¬ 
dacht genommen werden soll. Nach dem GE. soll die Arbeit 
den Fähigkeiten der Insassen entsprechen und sie in den Stand 
setzen, in der Freiheit ihren Unterhalt zu erwerben, auch soll 
die geistige und die körperliche Ausbildung, insbesondere die 
gewerbliche durch Unterricht gefördert werden. Die „Vor¬ 
schläge“ zogen es aber vor, diese weitgehenden, kaum erfüll¬ 
baren Forderungen zu vermeiden. 

Der Zweck des Arbeitshauses verbietet, Arbeitsunfähige 
aufzunehmen; § 60, Absatz 3. Es wird aber nicht selten Vor¬ 
kommen, daß ein Aufgenommener sich nachträglich als ar¬ 
beitsunfähig und damit als ungeeignet für das Arbeitshaus 
erweist. 

Der VE. (§ 42, Absatz 3) trifft nur für den Fall, daß auf 
Unterbringung an Stelle einer Gefängnis- oder Haftstrafe 
erkannt war, die Bestimmung, das Gericht habe eine solche 
von angemessener Dauer festzusetzen (in Uebereinstimmung 
mit dem GE. § 68, Absatz 4, der aber nur Gefängnisstrafe 
annimmt, und sagt in der Begründung (I. 156): „hat das Ge¬ 
richt die Arbeitsfähigkeit irrtümlicherweise angenommen, so 
fällt die neben der Freiheitsstrafe erkannte Korrektionshaft, 
sobald die Arbeitsunfähigkeit behördlich festgestellt ist, von 
selbst fort. Ist auf Unterbringung in ein Arbeitshaus an Stelle 
der Strafe erkannt, so bedarf es, wenn der Verurteilte sich 
nachträglich als nicht arbeitsfähig erweist, einer anderweiten 
richterlichen Entscheidung, welche Strafe nunmehr eintreten 
soll. Der Entwurf läßt in diesem Falle nicht einfach die im 
Urteil als verwirkt ausgeworfene Strafe eintreten, nicht sowohl 
weil diese Strafe nur in den Gründen angegeben ist — denn 
es könnte ja auch ihre Aufnahme in die Urteilsformel vorge¬ 
schrieben werden —, als vielmehr, weil die nachträglich fest¬ 
gestellte Arbeitsunfähigkeit auf die Beurteilung der Tat und 
die Bemessung der Strafe von Einfluß sein könnte.“ Die „Vor¬ 
schläge“ glaubten dieser Auffassung nicht folgen zu sollen. 
Wenn das Gericht für die Tat eine Gefängnisstrafe festgestellt 
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und ausgesprochen hat, daß an deren. Stelle die Urderbringung 
Treten solle, m ist die Tat nach allen Beziehungen gewürdigt' 
Und hei Wegfall der Unterbringung wird die öeiängDisshrafei 
die an erster Stelle ausgesprochen ist, ohne weiteres Vollzügen; 
War aber auf Oefarighisstrafe und auf Unterbringung ernannt, 
und es fallt letztere weg, so ergibt sieh die Notwendigkeit an 
Stelle der Unterbriöguiig die Gefängnisstrafe zu setzen, auf die. 
dais Oertdif erkannt haben würde, wenn schon bei Erlaß des 
CU teils die Unmöglichkeit der linterbririgucsg festgestan.deii 
hätte. Die Bedenken, die etwa aus dem Gesichtspunkt erhoben 
werden konnten, daß man eine „sicheriide Maßnahme“ wegen 
ihrer Eigenart nicht in eine Fmheitsstrafe ümwandein dürfe, 
schlagen gegenüber dem praktischen Bedürfnis nicht durch, 
jedenfalls muß man, wenn an Stelle der Gefängnisstrafe die 
Unterbringung treten darf, auch umgekehrt die Unterbringung, 
in eine Oefärignisstrafe umwandeln können, 

Daß in jedem Falle die im Arbeitshauä zugebrachte Zeit 
auf die Gefängnisstrafe afteureehnen sei, ervtkpritht der Billig- 
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Für den Vollzug im Aiheilshause t;§ dl, Absatz 1) 
könnten in gleicher Weise wie für den Vollzug der Freiheit* 
strafen eingehende Vorschriften gegeben werden; Allem beide 
Vorschriften würden sich kaum viel unterscheiden. Denn wenn 
auch das Arbeitshaus „sichernde Maßnahme 4 ' ist. so kann der 
Betrieb in ihm wesentlich kätitn anders gestältet wcrcjen als 
in einer Strafanstalt, v, Jarotaky sagtAj nach einet .Schilde» 
turig des Betriebes in der Ärbeitsanstali:; „tu Vorstehendem 
Ist gezeigt worden, daß in dein Strafvollzug der Gefängnisse 
und Arbeiismistalten keine gmndsäfzlieheu und tatsächlichen 
Verscbied.enhd.ten ..'•bestehen": Kriegsmann rf! ) bemerkt: „das 
^^^härikti^rlsfiku^.''4er Arbeitshäuser bildet die hohe Xn> 
tensität des Arbeitsbetriebes, Das Schwergewicht des Arbeite- 
' bettiebes aber ruht auf der landwirtschaftlichen -Außenarbeit 
Vielfach werden auch mmangreiche Landeskidturarbeiien 
ausgeführt, Darin liegt für die Praxis des Vollzuges das 
wichtigste llnterscheidung&aier.kmai der Ariieiishäuser von 
de.n Strafanstalten, In allen übrigen Beziehungen stimmt die 
Regelung des-Betriebes mit derjenigen des Strafvollzuges m 
wesentlichen überein. Das gilt insbesondere für die Regelung 
des Arbeitszwangs und der Arbeitszeit, des Pensums und der 
Prämie. Es gilt nicht minder für die übriger! Eirmjchiungen, 
die Hausordnung, Disziplin, für Seelsorge-, und Unterricht* 1 . 

Die /vrbeilsfussiälli S, 30. 

*■) a. a. O: S. %% 
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Dem ist zuzustimmen. Deshalb ist es aber auch unbedenklich, 
für das Arbeitshaus „im übrigen“ die Bestimmungen für die 
Strafanstalten als „entsprechend anwendbar“ zu erklären. 

Nach § 61, Absatz 2 ist Selbstbeköstigung und das Tragen 
eigener Kleidung ausgeschlossen. Den Insassen des Arbeits¬ 
hauses können solche Vergünstigungen nicht zuerkannt werden. 
Es ist ferner'geboten, einen Unterschied zu machen zwischen 
den Insassen, die im Besitz der bürgerlichen Ehrenrechte sind 
und den anderen, die diese Rechte verloren haben. Da insoweit 
Verschiedenheiten der Bestimmungen für die Zuchthäuser und 
der für die Gefängnisse nach mehreren Richtungen vorgesehen 
sind, erschien es zweckmäßig, diese Unterschiede so wie es 
geschehen ist, auf die Insassen des Arbeitshauses für anwend¬ 
bar zu erklären. 

Da die mit Ehrverlust Bestraften von den übrigen Insassen 
ohnehin zu trennen sind, werden Schwierigkeiten bei dieser 
unterschiedlichen Behandlung kaum entstehen. 

Die vorläufige Entlassung auch für das Arbeitshaus (§ 62, 
Absatz 1) wird vom VE., dem GE. und der Strafrechtskommis¬ 
sion gefordert. Nur vereinzelte Stimmen sprechen sich dagegen 
aus. 68 ) Gerade für die Arbeitshausbevölkerung aber ist eine 
Einrichtung von erziehlicher Bedeutung wie die vorläufige Ent¬ 
lassung besonders wichtig. 

Als Voraussetzung wird in Uebereinstimmung mit dem 
VE. und GE. gefordert, daß die Hälfte der festgesetzten Zeit 
abgelaufen sei. Mit dem GE. wird „gute Führung“ verlangt. 
Der VE. verlangt auch noch „fleißige Arbeit“; dieser Zusatz 
unterblieb in den „Vorschlägen“, weil fleißige Arbeit mit zur 
guten Führung gehört. Die Entscheidung über die vorläufige 
Entlassung ist der Landespolizeibehörde übertragen, die auch 
die Unterbringung zu betätigen hat. Das Arbeitshaus gehört 
als Polizeianstalt zur inneren Verwaltung. 

Im übrigen ist auf die Bestimmungen über die vorläufige 
Entlassung bei den Freiheitsstrafen zu verweisen (§§ 55—58). 

Wenn der vorläufig Entlassene zu einer Zuchthaus- oder 
Gefängnisstrafe verurteilt wird, war Bestimmung zu treffen, 
was mit der restlichen Arbeitshauszeit im Fall des hier wohl 
stets zu erwartenden Widerrufs geschehen soll (§ 62, Absatz 2). 
Erst die sichernde Maßnahme und dann die Gefängnis- oder 
Zuchthausstrafe, oder aber erst diese Strafe zu vollziehen und 
dann den Verurteilten für die noch übrige Zeit in das Arbeits¬ 
haus zu schicken — in jedem Falle wäre der Aufenthalt in dem 
Arbeitshause zwecklos. Es schien vielmehr im Interesse eines 


M ) v. Hippel, Bettel usw., S. 234, Note 3. 
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einheitlichen Vollzuges angemessen,an die Stelle des. noch m 
Arbeitshaus zu verbringenden Zeitraumes . 2iicbtliaiis- oder 
Gefängnisstrafe von gleicher Dauer idi setzen, Der Verurteilte 
kann sich dadurch nicht ■ i'■ 

Im übrigen vgl. § 71, Absatz i ,S 
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8 s Sicfteruoigshafi 
§§ 63^68,' j? 

Auch hier befinden sich die ^Vorschläge 1 * in Ueberein- 
Stimmung mit der Strafreclifskomtnission. 8 ' 5 ) Die Skherangs- 
häft ist eine rein sichernde Maßnahme im Gegensatz zum Ar¬ 
beitshaus, das ein Mittelding zwischeiv Straie und .sichernder 
Maßnahmedarstellt, und bald die eine baJd'dk'andere Seite 
ihr hervottreten laßt 

Der Zweck ist Sicherung der QeseÜschait vof gewerbs- 
er gewohnheitsmäßigen Verbrechern; vor den sogenannten 
Unverbesserlicheii, deren Gefährlichkeit ; hei ßegehufrg einer 
heuen strafbaren Handlung iestgestellf ist; ^ t 

Die. ßestb^üj^piiijbpr* den Völlijüg di^ 

haber; die Voraussetzungen,, unter denen sie erfolgt, gebührend 
«ü jfeVücksichdg^Li Vgl, § 71, Absatz 3, d, ’^v-V 

Die Sicherungsbaft ist keine Strafe, sondern Sicherung, 
Es muß deshalb, soweit es bei einer Entrichtung, die Zwang 
aiisubt. die die Freiheit entzieht, die Öidrmng und Ziicht auf* 
rechterhalten muß und doch dabei andi hoch an Besserung und 



juristentäg hät auf Kahh Antrag u. za. aiisgesproehen. „Die 
Sicherutigsnaelihaft «oll ein» ßekäniplung deijöitgen Svmptome 
in der Person des Verbrechers (>.rbßitsscheu, Alkoholismus) 
bezwecken, durch Welche die gewcäihhöötstriaßige Begehung 
solcher Strafjtafeu überwiegend zu..erklären ist 51 Der Kom¬ 
mission schwebten Anstalten nach dem- ; .Muster der Arbeiten 
kolonien vor Augen, nur verbunden mit AulenthaUszwang. 
Kpegsmartn sagt : ,,För die Beliandlung in der Sicherhiigshaft 
•wird der Arbeitszwäng nicht entbehrt werden können Fs wird 
darauf anfcommeii,- die Arbeitskraft der Uaftlinge in möglichst 
exiragreicher Arbeit zu verwerten; insbesondere werden land- 



J^uilich sein. Sie wird sich von ihm tthterschöideti in der 
. •'*) öjZ. 1811, S. J5J9 und 1913, S. (A% 
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kriminalpsychologischen Struktur der Anstaltsbevölkerung und 
dieser Unterschied wird sich in der praktischen Einzelgestaltung, 
außerodentlich fühlbar erweisen.“ 60 ) 

§ 63, Absatz 1 der „Vorschläge“ behandelt die Aufgabe 
der Sicherungshaft. Der Zweck: Sicherung der Gesellschaft 
vor gefährlichen Elementen, kann nur erreicht werden, wenn 
der vorzeitige Wiedereintritt der Verwahrten in die Freiheit 
verhütet wird. Der Wiedereintritt in die Freiheit soll also nur 
erfolgen dürfen, wenn die Ungefährlichkeit des Verwahrten 
festgestellt ist (§ 64, Absatz 2). 

Neben der Sicherung soll aber, soweit dies eben bei den 
verwahrten Persönlichkeiten möglich ist, das angestrebt werden, 
was nach § 59 Aufgabe des Arbeitshauses ist: „die Insassen 
geistig und sittlich zu heben und wieder an ein arbeitsames 
und gesetzmäßiges Leben zu gewöhnen.“ 

Absatz 2: Gemeinschaftliches Zusammenleben bei Tage 
(für die Nacht vgl. § 21, Absatz 3) ist für die Insassen der 
Verwahrungsanstalten Regel. Es entspricht dies auch meist 
ihren Lebensgewohnheiten. Wenn dies Gemeinschafts¬ 
haft unter Anlehnung an § 60, Absatz 1 genannt wird, so ist 
diese Bezeichnung zutreffend, wenn es auch nicht Strafe ist, 
weil der Aufenthalt doch kein freiwilliger ist. Ebendeshalb 
kann man auch bei der nicht ausgeschlossenen Isolierung ein¬ 
zelner Insassen von Einzelhaft sprechen. Sie muß zulässig 
sein unter den in § 60, Absatz 1 genannten Voraussetzungen 
Um jeden Zweifel daran auszuschließen, daß es sich nur um 
Sicherung und nicht um Strafe handelt, erschien es zweck¬ 
mäßig, noch ausdrücklich zu bestimmen, daß die Verwahrten 
keiner strengeren Behandlung unterworfen werden dürfen, als 
nötig ist, um die Ordnung und Sicherheit aufrecht zu erhalten. 

Wegen der Unterkunftsräume siehe oben bei den Anstalten. 

Um zu verhüten, daß, wie dies bisher bei der Unter¬ 
bringung im Arbeitshaus oft geschieht, die Entscheidung über 
die Sichemgshaft nur auf Grund der Aktenlage zur Zeit der 
Verurteilung erfolgt, durch welche die Verwahrung aus¬ 
gesprochen ist, soll vor der Beschlußfassung die Zuchthaus¬ 
verwaltung über ihre Erfahrung während des Strafvollzuges 
gehört werden. Die Landespolizeibehörde erhält dadurch eine 
sichere Unterlage zur Beurteilung des Falles. Es isf möglich, 
daß der Verurteilte sich während der Verbüßung der Zucht¬ 
hausstrafe vollständig geändert hat, daß er in einen körper¬ 
lichen oder geistigen Zustand gekommen ist, der die Gemein¬ 
gefährlichkeit ausschließt (§ 64, Absatz 1). 


0°) a. a. O. S. 326. 
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Ebenso ist es möglich, daß während der Sicherungshaft 
der Verwahrte sich so ändert, daß er nicht mehr als gemein¬ 
gefährlich anzusehen ist. In solchem Fall soll nicht gewartet 
werden, bis die Voraussetzung für die vorläufige Entlassung 
(§ 67) vorliegt, oder bis nach 3 Jahren die Entscheidung des 
Gerichts herbeigeführt wird (§ 68), sondern es soll alsbald die 
Entscheidung erfolgen. Anzuregen wird diese von der An¬ 
staltsverwaltung sein (Absatz 2). 

Die Verwahrten sind nach § 65, Absatz 1 zur Arbeit an¬ 
zuhalten. Hierbei soll die Vorschrift für die Arbeit der Zucht¬ 
hausgefangenen gelten (§ 27, Absatz 1), also Arbeit wie sie in 
der Anstalt eingeführt ist, innerhalb und außerhalb der An¬ 
stalt, in letzterem Fall unter Fernhaltung von freien Arbeitern 
und anderen Gefangenen. Die Dauer der Arbeit soll wie bei 
den Gefängnisgefangenen (§ 28, Absatz 3) nicht mehr als 
täglich elf Stunden betragen. Die Arbeitsbelohnung soll wie 
die der Haftgefangenen bemessen werden. Die hier bestimmte 
Arbeitsdauer ist nicht länger als die in landwirtschaftlichen 
Betrieben und in Arbeiterkolonien gebräuchliche. 

Daß Selbstbeköstigung und eigene Kleidung ausgeschlos¬ 
sen ist (Absatz 2), beidarf keiner weiteren Begründung. In 
den Arbeiterkolonien ist das gleiche der Fall: auch in Er¬ 
ziehungsanstalten findet sich häufig dieselbe Einrichtung. 

Als besondere Vergünstigung der Verwahrten ist die Be¬ 
stimmung in Absatz 3 anzusehen, daß sie sich Nahrungs- und 
Genußmittel (Zusätze) in demselben Umfang wie die Haft¬ 
gefangenen beschaffen dürfen (§ 34, Absatz 1 und 2), also 
gleich von Anfang an und auch aus eigenem Gelde. Um jedoch 
zu verhüten, daß sie den während der vorausgegangenen 
Zuchthausstrafe erworbenen Betrag an Arbeitsbelohnung ver¬ 
brauchen, während er ihnen zum späteren Fortkommen dienlich 
sein könnte, erschien es zweckmäßig, zu bestimmen, daß ein 
solcher Betrag verzinslich anzulegen sei. 

Es darf angenommen werden, daß die in Sicherungshaft 
Befindlichen diese milden Anordnungen als besondere Wohltat 
empfinden. Dadurch vor allem dürfte ihnen zum Bewußtsein 
kommen, daß sie nicht mehr zur Strafverbüßung festgehalten 
werden. Der Genuß von Tabak, den sie als Zuchthausgefangene 
meist schwer vermissen, wird dazu nicht wenig beitragen. 

Daß auch für die Sicherungshaft „im übrigen“ die Be¬ 
stimmungen für die Strafanstalten als entsprechend anwendbar 
erklärt werden, bedarf wohl keiner Rechtfertigung (§ 66). Der 
Betrieb in einer Anstalt für Sicherungshaft kann in seiner 
äußeren Erscheinung dem Betrieb in einer Strafanstalt nur 
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ganz ähnlich sein. Ordnung, Zucht, Nahrung, Kleidung, Be¬ 
schäftigung, Seelsorge, Unterricht, Behandlung Kranker, Be¬ 
suche, schriftlicher Verkehr, alles das verlangt eine Regelung, 
die sich der Natur der Sache nach von der Regelung in der 
Strafanstalt wenig unterscheidet. Wenn die Bestinunungen für 
Haftgefangene als anwendbar erklärt sind, soweit nicht anders 
bestimmt ist, so ist der Eigenart der Sicherungshaft genügend 
Rechnung getragen. 

Die Vorschläge über die • vorläufige Entlassung (§ 67) 
folgen dem Beschlüsse der Strafrechtskommission. 

Es erschien geboten, die Voraussetzungen der vorläufigen 
Entlassung in § 67 der Bestimmung in § 56 über die vorläufige 
Entlassung der Strafgefangenen gleichzugestalten, also außer 
der guten Führung noch zu verlangen die Erwartung künftigen 
Wohlverhaltens und die Sicherung einer zum Unterhalt aus¬ 
reichenden Arbeitsgelegenheit oder den Nachweis, daß in 
anderer Weise für das Unterkommen und den Unterhalt ge¬ 
sorgt ist. 

Ueber die Gründe des Widerrufs ist nichts gesagt. Es 
versteht sich von selbst, daß der Widerruf eintritt, wenn sich 
der Gefangene nicht wohlverhält. Die Entscheidung liegt in 
dem Ermessen der zuständigen Behörde. Das Weitere ist den 
Ausführungsbestimmungen zu überlassen. 

Da die Sicherungsverwahrung grundsätzlich ohne zeitliche 
Beschränkung erfolgt, hat die Strafrechtskommission als 
Vorsichtsmaßregel bestimmt, daß von Amtswegen die Ent¬ 
scheidung des Gerichts einzuholen ist, wenn die Verwahrung 
über drei Jahre ausgedehnt werden soll. 61 ) Dem entspricht und 
auch im übrigen § 68 der Vorschläge. Wegen der Kosten vgl. 
§ 71, Absatz 1, f. 

VIII. Schutzfursorge und Schutzaufsicht. 

§ 69. 

Treffend bemerkt gegenüber dem VE. (Begründung I S. 182) 
die Begründung zum GE. (1. S. 85), daß die fürsorgenden 
Maßnahmen ebenso in das StGB, gehören wie zahlreiche an¬ 
dere sichernde Maßnahmen, zu denen im weiteren Sinne 
auch die fürsorgenden zu rechnen seien. 

Ueber die Notwendigkeit, Bedeutung und Wert der Schutz¬ 
fürsorge und Schutzaufsicht an sich besteht im wesentlichen 
Uebereinstimmung in Theorie und Praxis, wenn auch die An- 


91 ) DJZ. 1913, S. 611. 
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sichten über die Ziele und Wege noch anseinandergehen. 05 ) 
Längst ist anerkannt dte Försorgebestrebungm der 
Unterstützung und VorbereiturTg im Strafvollzüge selbst be¬ 
dürfen, Es ist in der Tat .hacherfrettlieh'^) wie Von, Entwurf 
zu Entwurf fortschreitend: die Erkenntnis der Notwendigkeit 
zuiiahm, das Schützwesen. durch staatliche Anerkennung und 
Förderung ui eine organische Beziehung zu Strafe und Straf- 
Vollzug zu bringen. —• Schön heute enthalten die Elans- und 
Dien stör dnimgen der Strafanstalten 'Weisungen und, Are 
leitirngen in diesem Sinne. 

Die „Vorschläge“ verfolgen gleiche Ziele, beschränken sich 
aber naturgemäß' auf'die mH dem Voltzuge der Freiheitsstrafen 
und der von den ^VorsehtägeiU bärööksichtig'tiö sichernden 
Maßnahmen fzasummfthhähgenderiSchiitzniaßregeln. Auch 
werden kör die Eirinidlihien geZogefi; Vglv § ? J, Absatz 1, g. 


sie nicht reglementari 

scher Erstarrung ausgesetzt wdbtDG'v 

Nur (miß ihr die geset 
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z liehe Anerkennung und die Hilfe des 

. Qtaateb öxeoT ciis cusu^r 
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ii' jedem, auch für längere Zeit nur vor- 

übergehend zu: entlasse 

«den Gefangenen soll die Frage der 

Notwendigkeit einer Sc 

hutefürsorge geprüft werden, ««d wer V;.--, 

einer solchen würdig ui 

id bedürftig ist, für den muß sie recht- 

zeitig vermittelt werde« 

. Die Würdigkeit darf aber nicht etwÄ;;:y C, 

bloß im Hinblick auf di 

le begangene Straftat bemessen werden. 

denn sonst gäbe es ;V 
nach dem Verhalten wi 

, : mig Würdige, sondern bauptsädiiup 
ihrerid der Strnfzeii. bei und nach der 


•Entlassung. 

Absatz 2: Bei den vorläufig Entlassenen, d h den aus der 
SfrafanstaU Entlassenen, (im Gegensatz zu den aus dem .Ar¬ 
beitshaus und der Sicherorigshäft 

unter Schutzaufsicht zulässig sern. Sie ist Im VE. <§ 28 an¬ 
gedeutetund auch von der Strafrechtskommission in Aussicht 
genommen (DJZ. 1911, S, 725), Der OE. § M will diese 
Maßregel obligatorisch machen. Es liegt aber kein hinreichend 
der Grund vor, so weit zu gehen. Es sind doch Fälle denkbar, 
in denen die Schutzaufsicht zwecklos ;und ungeeignet wäre 
Bei de« aus sichernden dagegen 

die Stellung unter. Schutzaufsicht unter alters Umständen 
statt finden Wer aus dem Arbeitshaus, einer Trinkerheilanstalt, 
p- K Oelange)i«i 3 clJutetätigkejt (1898); Krauß. Der: 


*3 
.t' 

SJCjn (3012) 



Mut.. IKV. 10 , 405sl; ÖoMschmidti VerglekHeiiäe Darsteflong, altg.- 
•1 4. S. 440 fi '• ;f[ : '" " : 

) Vyl, v Jagemarm, M. Sehr. Krim. Psydt. Bd. JO, S. 16 


■t: 

Va 4 .t** rÄ*'. V » 


; V v;'dSVvä 



81 


der Sicherungshaft kommt, bedarf der Aufsicht und des 
Schutzes zu seinem und der Allgemeinheit Besten. Eine Auf¬ 
sicht besonders gestalteter Art ist nötigst und wird mit Recht 
von der öffentlichen Meinung neuerdings entschieden verlangt 
in bezug auf gefährliche Geistesgestörte. Vgl. die Begründung 
zu § 8. • 

Absatz 3: Persönliche Beziehungen zwischen den Für¬ 
sorgern und den Gefangenen sind zur Einleitung der Schutz¬ 
aufsicht und Schutzfürsorge unentbehrlich. Deshalb wird die 
schon jetzt in manchen Hausordnungen zu findende Erlaubnis 
von Besuchen ohne Aufsicht einzuräumen sein. Es fragt sich, 
ob dazu nicht schon § 43, Absatz 1, Satz 2 genügt, wonach 
außer den in Gegenwart eines Beamten statthaften regel¬ 
mäßigen Besuchen seitens der Angehörigen die Zulassung 
„anderer oder weiterer Besuche“ gestattet werden kann. Auch 
§ 45, Absatz 1 könnte in Betracht kommen, wonach der Be¬ 
suchs- und Briefverkehr für das Fortkommen in der Freiheit 
angemessen zu erleichtern ist. Immerhin schien es zweckmäßig, 
um jeden Zweifel auszuschließen, die in § 69, Absatz 3 aus¬ 
gesprochene Möglichkeit des Zutritts zu den Gefangenen auch 
ohne Aufsicht besonders vorzusehen, schon um den Schutz¬ 
fürsorge- und Schützaufsichtsorganen einen ausdrücklichen 
Hinweis zu geben. 

Absatz 4: Ohne ausreichende Mittel ist es unmöglich, 
Schutzfürsorge oder Schutzaufsicht erfolgreich auszuüben. Die 
Schutz- und Fürsorgevereine haben zwar eigene Mittel zur 
Verfügung, diese sind jedoch meist so beschränkt, daß von 
einer Deckung des Bedürfnisses keine Rede sein kann. Der 
Staat aber hat das größte Interesse an einer wirksamen Schutz¬ 
aufsicht und Schutzfürsorge. Er erkennt dies auch bereits all¬ 
gemein an durch Förderung und Unterstützung der Fürsorge¬ 
vereine.“) Es erschien deshalb geboten, gesetzlich auszu¬ 
sprechen, daß für jeden Fall dem Fürsorger oder Schutzverein 
ein Staatsbeitrag zu leisten sei; § 69, Absatz 4. Es liegt auf 
der Hand, wie förderlich dies sein würde. Vgl. § 71, Absatz l,g. 
Der Staat muß der freien Liebestätigkeit das Rückgrat stärken. 
Erst dann sind bessere Erfolge zu erwarten. 

M ) Rosenfeld, Zweihundert Jahre Fürsorge der preußischen Staats¬ 
regierung für die entlassenen Strafgefangenen, 1904. Die Königl. 
bayerische Hauptstelle für Gefangenenobsorge in Nürnberg. Bl. Ge- 
fängn.-K. Bd. 45, S. 75 ff. Vgl. auch Anm. 53 oben auf Seite 71. 
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IX. Zuständigkeits- und Schlußbestimmungen. 

§§ 70-73. 

Ueber die systematischen Erwägungen bei Abfassung 
dieses Abschnittes vgl. oben in der Einleitung, Abschnitt D. 
Für die Begründung der „Vorschläge“ sind die meisten Be¬ 
stimmungen der §§ 70—73 schon bei den einschlägigen Ma¬ 
terien erörtert. Hier sei nur noch folgendes erwähnt: 

Daß ein Strafvollzugsgesetz gleichzeitig mit dem StGB, 
in Kraft treten müsse, ist eine nunmehr fast einhellig anerkannte 
Forderung. § 70, Absatz 1. Vgl. die Einleitung unter C. 

Eine gemeinsame Vollzugsstatistik fehlt bisher. 
Die einzelstaatlichen Statistiken sind vorzugsweise nur Ver¬ 
waltungsstatistiken, ohne einheitliche Grundsätze und von ganz 
verschiedenem Umfange und Werte. Anzustreben ist eine ein¬ 
heitliche Statistik hach dem Vorbilde der seit 1882 bestehenden 
Kriminalstatistik für das Deutsche Reich. Daher die Bestim¬ 
mungen in § 70, Absatz 3 und § 71, Absatz 1, h. 

Hinsichtlich der Vorschriften in § 72 ist die Auffassung 
der Kommission über die Leitung und Beaufsichtigung des 
Strafvollzuges, die Vollzugsbehörden und ihre Aufgaben schon 
in der Einleitung unter D dargelegt. Der Standpunkt ist der¬ 
selbe wie in § 15 der „Vorschläge“ I. Lesung. Von der Nütz¬ 
lichkeit und Notwendigkeit einer Reichskontrolle konnte sieb 
die Kommission nicht überzeugen. 65 ) § 71, Absatz 1, Satz 2 
soll den noch stellenweise bestehenden Dualismus beseitigen. 
Die Bestimmung in § 71, Absatz 2 wird im Interesse der Ein¬ 
heitlichkeit und wegen der Wichtigkeit der Gegenstände vor¬ 
geschlagen. Der in § 71, Absatz 1, f gedachte Punkt bedarf 
reichsrechtlicher Regelung im Interesse der Einheitlichkeit und 
Gleichmäßigkeit. 

In einzelnen Bundesstaaten bestehen Kommissionen (Auf¬ 
sichtskommissionen, Beiräte), welche den Strafanstaltsverwal¬ 
tungen beigegeben sind, teils zur Beratung, teils zur Beauf¬ 
sichtigung. Die Anschauungen über den Wert dieser Kom¬ 
missionen sind geteilt. Teilweise, z. B. in Bayern, wo dem 
Zellengefängnis in Nürnberg ein Aufsichtsrat beigegeben war, 
wurde die Einrichtung wieder beseitigt. In Preußen (Justiz) 
hat man gute Erfahrungen gemacht und man dehnt die Ein¬ 
richtung schrittweise aus. Die „Vorschläge“ meinten die Zu¬ 
lässigkeit der Beigabe solcher Vertrauenspersonen, naturgemäß 
nur bei größeren Anstalten, aufnehmen zu sollen zur Belebung 

65 ) Anderer Meinung Gennat, Bl. Gefängn. K. Bd. 46, S. 319 und 
Reich, ebenda Bd. 47, S. 14. 
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des Interesses am Strafvollzüge in weiteren Kreisen, bei Rich¬ 
tern, Staatsanwälten, Fürsorgeorganen usw. Ueber die Rechte 
und Pflichten der Kommissionen im Gesetz etwas zu sagen, 
empfiehlt sich nicht. Hierfür kann nur die im Verwaltungswege 
zu erteilende Anweisung maßgebend sein, die sich nach den 
örtlichen Bedürfnissen richten muß. § 72, Absatz 5; Klein, 
Vorschriften über Verwaltung und Strafvollzug in preußischen 
Justizgefängnissen (1910) S. 18; badische DO. für Zentral¬ 
strafanstalten §§ 35—41, 86, 150. 

Es entspricht staatsrechtlichen Grundsätzen, daß landes¬ 
rechtliche Gesetze und Verordnungen, die mit diesem Gesetz 
oder den nach § 71 erlassenen Bestimmungen des Bundesrats 
vereinbar sind, auf Grund reichsgesetzlicher Einräumung in 
Kraft bleiben und auch fernerhin erlassen oder abgeändert 
werden können § 73. 86 ) Der landesrechtlichen Ordnung über¬ 
lassen werden: 

a) die Bestimmungen über den Waffengebrauch des Auf¬ 
sichtspersonals. Dies geschieht mit Rücksicht auf die bisher 
verschiedenartige, zum Teil noch militärische Organisation in 
den einzelnen Bundesstaaten ; 

b) die Strafunterbrechung, soweit sie nicht anderweitig ge¬ 
regelt ist (z. B. durch die Strafprozeßordnung), insbesondere 
die Beurlaubung von Gefangenen. Der Grund für diese Be¬ 
stimmung ist in dem Zusammenhang der einschlägigen Maß¬ 
regeln mit dem landesherrlichen Begnadigungsrecht gegeben. 
Vgl. auch Begründung zu §§ 55—58. 

M ) Zorn, Staatsrecht des Deutschen Reichs, Bd. 1, S. 489, 
v. Seydel, bayer. Staatsrecht, Bd. 2, S. 341 If. 
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strafen 

26 

Vorläufige 

Entlassung 

Ablauf 
ten aus 
ibeloh- 
tetwer- 
mahme 
er Ge- 

tz 1. 

Rauch-, Schnupf- u. 
Kautabak nur bei 
schwerer Außen¬ 
arbeit gestattet. 

§ 34 Absatz 3. 

T 

1 

fch Ab- 
! Jahres, 
lergüns- 

, schon 

1 

Alle nach § 51, ins¬ 
besondere auch 
Fesselung gegen 
männliche Gefan¬ 
gene. 

Wenn drei Viertel 
der Strafe und 
mindestens ein 
Jahr verbüßt sind. 

§ 55. 

;nd 

iiaten. 

pz 1. 
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Kann gestattet wer¬ 
den. 

§ 34. 
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ch Ab¬ 
sechs 
linzeine 
jungen 
ler. 

Mit Ausnahme der 
Fesselung alle 

nach § 51. 

Wenn zwei Drittel 
derStrafeund min¬ 
destens sechs Mo¬ 
nate verbüßt sind. 

§ 55. 

3eginn 
:it aus 
beloh- 
tetwer- 
ch mit 
fcld in- 
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i eines 
ruisses. 

1 u. 2. 

Wie vorstehend. 

B: 

i 

:ntbehr- 

Nur die in §51 Ab¬ 
satz 1, a—c zuge¬ 
lassenen. a. a. 0. 
Absatz 5. 

Wenn die Hälfte 
derStrafeund min¬ 
destens sechs Mo¬ 
nate verbüßt sind. 

§ 55. 

nd. 

Wie vorstehend. 

Bi 

kend. 

» 

Mit Ausnahme der 
Fesselung alle 

nach § 51. 

Wie vorstehend. 
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